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Vorrede. 


Meine ämtliche Stellung im kaiſerlich-öſterreichiſchen Juſtizmini— 
ſterium, die mich zum Zeugen und Mitwirker bei den unſerem revidirten 
Strafgeſetze vom 27. Mai 1852 ſammt deſſen Anhängen vorausgegange— 


nen Berathungen und Verhandlungen gemacht hatte, veranlaßte zugleich 


die an mich von mehreren hierzu vollberufenen Männern ergangene 
ehrende Aufforderung, daß ich die Gründe, auf welchen dieſes Geſetz— 
werk beruhe, die Unterſchiede desſelben von dem bisherigen vater— 
landiſchen Strafrechte, und endlich eine kurze Erläuterung des neuen 
Geſetzes ſelbſt — in einem Privatwerfe zjufammenftellen möge, welches 
um jo erwünſchter jein würde, da von Seite der Regierung fein amt: 
liher Motiwen-Bortrag fundgemacht wird. Man war jo gütig, jener 
Aufforderung noch beizufügen, daß ich durch meine vorausgelegten 
Studien als öffentlicher Lehrer des Strafrechtes, gleichwie durch viel: 
jährige praftifhe Uebung im Gebiete der Strafrechtöpflege, beim Rich: 
teramte, bei der Advocatur, bei der Juſtiz-Adminiſtration und Juſtiz— 
Geſetzgebung, der Gelegenheiten genug gefunden haben dürfte, um 


Materialien für die allfeitige Beleuchtung des Geiſtes unferer vaterlän: 
difchen Strafgefeggebung im Allgemeinen, fo wie für die Erklärung ihrer 
einzelnen Beitimmungen aufzufammeln, 


Wenn nun fchon der politische Gedanke, der dem neuen Gefeßes- 
Werke zur Folie liegt — die Anbahnung nemlich und die theilmeife 
Verwirklichung der Staats-, Geſetzes- und Rechts-Einheit im Ge: 
fammt:Defterreihd — jeden treuen Sohn unferes ſchönen Vaterlandes 
mit freudigsftolgen Gefühlen durchfeelt: jo mußte der Reiz, zu diefem 
großen Ziele noch indbefondere, wenn gleich im noch fo geringem 
Maße mitwirken zu können, um fo mächtiger auf mich wirken, da ich 
zugleich in den verfchiedenen Beziehungen meiner öffentlichen Berufs: 
Stellung aub mehrfache Berpflichtungs- Momente erfennen mußte, 
um die fubjectiven Anſchauungen, die ich von unferem neuen Geſetzes— 
werfe mir jelbit jchon während feiner Codification gebildet hatte, ala 
möglichen Beitrag zum PVerftändniffe und zur Aufklärung desfelben 
auch in weiteren Kreifen befannt zu geben, ohne dabei — wie fih von 
jelbit verfteht — irgend Etwas Anderes, ald meine Privat-Meinung 
an den Tag zu legen, und ohne mit meiner NAuseinanderfegung irgend: 
wie jene Schranken zu verlaffen, welche von der Amtöpflicht gejogen 
find. — 


Ih konnte fofort in den obigen an mich ergangenen Aufforde- 
rungen nur einen Pflichten: Ruf erfennen, dem ich mit Beifeitefegung 
all’ jener mannigfachen perjönlichen Nüdjichten, die geeignet geweſen 
wären, mich davon abzubalten, folgen zu müſſen glaubte. Unter diefen 
legteren war wohl nicht die geringfte — die Erwägung der verhält: 
nigmäßig furzen Zeit, in welcher eine ſolche Grläuterung, wenn 
fie dem nächſten Bedürfniffe genügen follte, zu Stande gebracht wer- 
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den mug. — Von einer längeren Vorbereitung eines folchen 
Werkes fonnte, wenigitensd in Beziebung auf die Haupt Neuerungen 
des neuen Geſetzes, nach der Natur der Sache ferne Rede fein, da 
es cine motorische Thatſache ift, daß die meiften derjelben erſt in der 
jüngiten Zeit, ummittelbar vor der Kundmachung derfelben, entitanden 
find, und das daber früher nicht einmal das zu erläuternde Subſtrat 
vorlag. War doch notoriſch das urfprüngliche Borbaben der höchiten 
Geſetzgebung nur dahin gerichtet, das Frühere Gefeß, wie es war, blos 
mit Einflechtung aller jpäteren bereits in Gefegesfraft ftehenden Novel- 
[en, in einer ergänzten Ausgabe zu promulgiren. 


Dieſe Rüdjicht legt mir num eine gedoppelte, gleich peinliche Zelbit- 
verläuanung auf. Ber der ununterbrochenen Fortdauer all! meiner mehr: 
ſeitigen Berufö-Perpflichtungen kann ich nemlich einerfeit® mein Worba- 
ben der Herausgabe einer folchen Gefegeö-Grläuterung nur mit der 
außerordentlichjten Anftrengung ausführen, und ihm and'rerfeits 
dennoch nicht jene Reife und wiljenfchaftlihe Vollſtändigkeit geben, die 
ich bei rubigerer Muße für dasfelbe angejtrebt haben würde. 


Schon aus diefem Grunde mug ich an die freundliche Nach: 
ſicht meiner Leſer Berufung einlegen. 

Dazu fommt die weitere Erwägung, daß ich bei der ganzen Arbeit 
zumächit jene Zielpunfte vor Augen halten mußte, welche mir diejenigen 
Männer, die mich vorzugsweife zur Herausgabe beftimmten, als das 
dringendfte Bedürfniß bezeichneten, wornach ich daher mein Werk: 
ben zunächit aus praftifhem Standpunkte auffaſſen und durchführen 
follte. Man hatte hierbei insbefondere diejenigen Kronländer im 
Auge, in welchen das gegenwärtige Strafgefeß eine ganz neue Er— 
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ſcheinung iſt, nämlich die Königreiche Ungarn, Croatien und Sla— 
vonien, die ſerbiſche Woiwodſchaft mit dem Temeſer Banate und 
das Großfürſtenthum Siebenbürgen, in welchen ſich daher auch, eben 
wegen der gänzlichen Neuheit des Geſetzes ſelbſt, das Bedürfniß nach 
einer kurzen, faßlichen Erläuterung deſſelben als ein unmittelbar prakti— 
ſches, und als eine eigentlihe Berufs-Notbwendigfeit nicht nur 
für die Studirenden des pofitiven Rechtes, Staatsprüfungs-, Richter: 
amts- und Advocaturs-Candidaten, fondern felbft auch für Nichter, 
öffentliche Lehrer, Staatsanwälte und Parteien-Vertreter herausjtellt. 


Mit Feithaltung diefes praftifchen Bedürfniffes, insbeſondere 
derjenigen Organe, welche zunächft zur Handhabung und Anwendung 
der neuen Gefege berufen fein werden, wird daher das vorftcehende Werf 
vorerft den wörtlichen Abdrud des Gefeptertes jelbit, zwar in gefelicher 
Ordnung, jedoch in folher Form aufnehmen, daß bei jedem Paragraphe 
zugleich das Gitat der gleichen oder analogen Stellen der früheren Ge 
feße, fo wie die Abweichungen ded neuen Geſetzes von dem älteren, 
ferner die Beziehung des für jede in diefem Paragraphe beftimmte 
ftrafbare Handlung competenten Strafgerichtes, und mehrere ähnliche 
Beziehungen aus den allgemeinen Gefekes - Anordnungen auf die 
befonderen Beftimmungen des einzelnen Paragraphes, überfihtlid 
zuſammengeſtellt erfcheinen werden. 


Hiernach wird es ſowohl im Allgemeinen, als in Beziehung auf 
alle einzelnen Gefegesftellen, die Motive beleuchten, welche für die 
neuen geſetzlichen Bejtimmungen geltend gemacht werden können, und 
hierbei ebenfomwohl die Gründe angeben, auf welchen die in dem neuen 
Gefepe vorfommenden Abänderungen der früheren Gefeßgebung be 
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ruhen, als auch diejenigen Rückſichten in Erwägung ziehen, welche der 
Beibehaltung des früheren Geſetz-Textes das Wort führen. 


Sofort wird es in die Auslegung der neuen Geſetze ein— 
gehen, und hierbei ganz kurz den Sinn des Geſetzes aus der Erklärung 
der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zuſammenhange, 
und aus der klaren Abſicht des Geſetzgebers zu beſtimmen ſuchen, jedoch 
auch bier ganz vorzugsweiſe wieder Die praktiſche Richtung feſt— 
halten, d. h. vor Allem die wichtigiten Fälle darzulegen bemüht jein, 
die fich hiernach unter das Gefep ſubſumiren Laflen. 


Dabei wird es Das unmittelbare praftifhe Bedürfniß auch derje: 
nigen Kronländer im Auge behalten, für welche das neue Strafgefes 
zunächit blos als eine revidirte und verbeiferte Ausgabe des in denfelben 
biäher geltenden Strafgefegbuches über Verbrechen und ſchwere Polizei: 
Uebertretungen vom 3. September 1803 erfcheint, indem ed namentlich 
alfe Unterfchiede diefer neuen von der früheren Legislation in der ge- 
dachten Weife erläuternd hervorheben foll, während es im Hinblide auf 
die fchon oben genannten Kronländer (Ungarn, Groatien, Slavonien, 
Woiwodſchaft und Siebenbürgen) allerdings die Erklärung ded ganzen 
nunmehrigen Gefegtertes, daher mit Einfhluß auch des im repidirten 
Gefege unverändert gebliebenen Wortlauted der frühern Geſetze, ent: 
halten wird. | 


Am Schluſſe wird zum leichtern Gebrauche ein alphabetifches Re- 
pertorium beigegeben werden, welches die Gitate des Gefehtertes ftrenge 
von den Privat-Erläuterungen des Verfaſſers unterfcheiden wird. 
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Um aber vorzugsweiſe diefe praftifchen Standpunfte feitzuhal- 
ten, mußte ich mir fchon in der Anlage meines Werkes die Refignation 
auferlegen, von der wiffenfchaftlihen Einleitung gänzlich Um— 
gang zu nehmen. Sie würde fich nach der bei Leje- und Handbüchern 
über ein pofitives Geſetz üblichen Methode mit der Entwidlung des 
Begriffes von Strafrechtswiffenichaft überhaupt und dem öfterreichifchen 
Strafrechte insbefondere, und mit einer Darftellung der verfchiedenen 
Strafrechtö-Theorien, um hieraus zur Würdigung der unferem pofitiven 
Geſetze zur Grundlage dienenden Theorie zu gelangen; — ferner mit 
der Auseinanderfegung des Syſtems, der verfchiedenen Zweige, der 
uellen und Hilfewiffenfchaften des öfterretchifchen Strafrechtes, fo wie mit 
den verfchiedenen Methoden und dem Nugen feines Studiums, mit feiner 
inneren umd äußeren (Rechts-) Gefchichte und der Literatur u. ſ. f. zu 
befaifen haben. Doch ich glaubte, vor der Hand auf die Darftellung 
all! diefer Momente verzichten zu müffen, fo nahe fie mir auch aus 
meinen zwanziajährigen Lehrvorträgen über vdiefen Gegenitand lagen, 
und fo fehr ich gewünſcht hätte, aus diefem Anlaffe, wenn auch nur in 
einer Skizze, die Rechts-Geſchichte unferer vaterländifchen Strafgefeß- 
gebung im verfchiedenen, vielleicht neuen Momenten, zu beleuchten. — 
Ih glaubte ferner, regelmäßig felbft auf die biftorifche Entwidlung 
mancher bei und eigenthümlichen Gefeßes-Beftimmung aus den früheren 
Rechts-Inftitutionen und Geſetzen, fo wie auf die Vergleichung unferes 
dermaligen Geſetzes mit den befferen auswärtigen Gefegen verzichten 
zu müffen, meil jie dem nächften Zmede meiner Arbeit ferner 
lagen, und mich behindert hätten, foaleih in medias res einzu: 
dringen. Aus eben diefem Grunde unterließ ich es in der Regel 
auch, den einzelnen Parthieen oder Paragraphen des Geſetzes, oder 
der Entwicklung und Begründung meiner eigenen Anfichten irgend 
eine fei ed nun inländiſche oder ausländifche Literatur: Notiz beis 


zufügen, *) obgleih ich bei der Erklärung der Gefepesftellen forg: 
fältigſt Alles berüdjichtigt habe, was von inländifchen Schriftitellern 
über die analogen Beltimmungen unſeres früheren Geſetzes geäußert 
worden iſt, und dad von mir nunmehr Mitgetbeilte, mie id 
offen eingeftehe, an manchen Stellen nur das Grgebniß der For— 
fhungen Anderer enthält, und von meiner Seite fein anderes, als 
das PVerdienft ded Sammelns und des gedrängten Auszuges der be- 
reits in dieſem oder jenem Aufſatze von Anderen niedergelegten Anfich- 
ten und Gründe, daber nur die dermalige Form und Anpaffung an das 


) Bad tie vaterländijche Literatur über unfer bisheriges Strafgefep 
vom 3. Scptember 1803 betrifft, fo findet ſich diefelbe hinſichtlich des erſten Theiles 
(über Berbreden) in „Maucher's Darftellung der Quellen und Literatur der öfter 
reihifchen Strafgefepgebung über Verbrechen, Wien 1849,“ — und in Beziehung auf den 
zweiten Theil (über ſchwere Polizei- Uebertretungen) in „Aubdler'd Grflärung des 
Strafgefepes über ſchwere Polizei» Mebertretungen, mit Borwort und Anhang von 
Hye, Wien 1850“ ohnehin mit großer Vollftändigfeit nad der Paragraphen» Orbd- 
nung ber Geſeßbücher zufammengeftellt; bei Maucher noch überdieh (nah Häber: 
lin) mit einer fehr fhäpbaren Sammlung der Gitate der parallelen Paragraphen 
der neueren deutſchen Strafgefegbücher ausgeftattet. Ich muß beifegen, daß die 
Bergleihung mit meinen eigenen, feit 25 Jahren mit größter Sorgfältigfeit fortlau: 
fend geführten Auffhreibungen, Auszügen und Literatur- Daten über Griminafredt 
mid überzeugt bat, daß Mauchers ebengedachtes, von dem flupendeflen Sammler: 
fleiße zeugended Werk nur äußerſt wenige Beziehungen, und regelmäßig blos ſolche 
ausgelaffen habe, wo hie und da ein Auffag außer dem eigentlichen Gegenftande 
feiner unmittelbaren Aufgabe nebenher oder mittelbar auch noch eine andere Frage 
behandelte, fo daß das genannte Werk im Ganzen gerade wegen feiner Vollſtän— 
digkeit alle Anerkennung verdient. Ich kann daher eben diefed, von unferen ein: 
beimifchen Juriften wenig benügte und fogar wenig gefannte, fehr fchägbare Werf 
ald den beften Wegweifer ſowohl zum Kennenlernen der vaterländijchen Literatur des 
öfterreihifhen Griminalrehtes bie zum Jahre 1849, als auch für die leichte Auffin- 
tung der Parallel» Stellen in fremden Geſetzbüchern mit voller Ueberzeugung nun« 
mehr auch den Jurijten der ungarifchen Länder empfehlen, und enthalte mich jedes 
weiteren Citates foldher Literatur» Angaben, um dem ebengenannten Sammler nicht 
das Perdienft des Selbft- Sammelnd und der erften Herausgabe einer folhen Zu- 
fammenftellung zu fchmälern. — 
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übrige Ganze für fih hat. Daffelbe gilt denn auch von vielen rein 
wiſſenſchaftuͤchen, hie und da über die Grenze der unmittelbaren Geſetzes— 
Erläuterung hinausftreifenden Entwidlungen, bei denen ich aleichfalla 
die ausgezeichneten Leiftungen, melde insbefondere die deutfche Straf: 
rechtswiffenfchaft feit einem halben Jahrhundert darbietet, getreulich aus: 
beutete. — — 


MWenn ich hie und da in Anmerkungen mir einen Borfchlag bei: 
zufügen erlaubte, wie etwa nach meinem Dafürhalten das Gefeß den 
angeftrebten Gedanken fchärfer, einfacher oder in größerer. Uebereinftim: 
mung mit der Doctrin und dem Sprachgebrauche der Gegenwart aus: 
drüden könnte: fo möge dieß al& der Berfuch eines Beitrages für die 
Fortbildung unferes gegenwärtigen Rechtes und Geſetzes angefehen 
werden. — 


Ten Anforderungen derjenigen Practifer gegenüber, welche in 
einer Gefeped- Erläuterung gar Nichtd zu ſehen wünſchen, was fidh 
nicht unmittelbar auf die Anwendung des Geſetzes bezieht, muß ic 
endlich noch die Ausführlichfeit rechtfertigen, mit welcher ich in der 
nachfolgenden „Einleitung“ oder eigentlih im jenen Vorerinnerungen, 
welche die Stelle einer wiſſenſchaftlichen Einleitung vertreten follen, 
einige Fragen erörterte, die im erften Augenblide ebenfalld rein theore- 
tifh oder doctrinär fcheinen mögen. Sch weiß recht wohl, daß Diele 
Erörterungen für die Kenner unferes biöherigen Gefepes vom 3. Sep: 
tember 1803 großentheild nur eine Zufammenftellung und Nachlefe von 
ihnen mehr oder weniger befannten, oder doch leicht durch eigenes Nach: 
denken zu combinirenden Momenten enthalten ; allein e8 möge in Erwä— 
gung gezogen werden, daB fie ſelbſt in diefer Ausführlichkeit geradezu 
unerläßlich waren, um die Geneſis, den Geiſt und Charakter, 
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fo wie das Syſtem unferes Geſetzes in feiner dermaligen Form 
gegenüber auch ſolchen Yändern unferes Kaiſerſtaates aufzuzeigen, in 
welchen das bisherige öfterreichifche Strafgeleg weder in Geſetzes-Gel— 
tung, noch überhaupt näher befannt war. Es möge dabei ferner mein 
Streben berüdfichtiget werden, auch dem Auslande gegenüber nad 
allen Richtungen bin die Standpunfte anzudeuten, aus welchen unfer 
heutiges Strafgefeß vom 27. Mai 1852 gewürdigt werden müſſe, um 
es gerecht zu beurtheilen. Die Doctrin, die ftrenge Wiſſenſchaft mag 
Manhes an dem Aeußeren diefes Geſetzwerkes zu befriteln, zu bemängeln 
haben ; ich ſelbſt werde mit rückhaltloſem Freimuthe darauf binweifen. 
Es fteht ihm aus doctrinärem Standpunkte vor Allem der Mangel 
entgegen, daß ed nicht aus Einem Guße fam; day ed gerade durch 
die Ginfhiebung fo vieler Novellen und ganz neuer Zufäge mehr das 
Bild einer mofaifartigen Zufammenfegung von theilweife heterogenen 
Elementen, von Inftitutionen einer früheren Zeit und ſolchen Anord- 
nungen, die unverkennbar nur der jüngften Zeit und ihren Erfahrungen 
den Uriprung danken, fo wie daß es (wohl vorzugsweiſe ebendephalb) 
aud in feiner Siyliſtit das Gepräge verſchiedenartiger und ver— 
ſchiedenzeitiger Redaktionen an ſich trage; — allein kein Unbefan— 
gener wird dem neuen Codex, ſelbſt abgeſehen von der unberechen— 
baren Wohlthat, daß er uns von der Laſt eines Geſetzbuches mit 
mehreren Tauſenden Novellen und Nachträgen befreit, die Anerkennung 
verſagen, daß er „ein gerechtes, weiſes und humanes Geſetz 
iſt. — — Den praktiſchen Bedürfniſſen iſt durch dieſes Geſetz, 
ſo weit menſchliche Geſetzgebung dieß überhaupt zu erreichen vermag, 
nah allen durch die bisherige Erfahrung gewonnenen Richtungen 
bin abgeholfen: man wird faum noch Fälle zu erfinnen willen, 
die bei verftändiger und nicht böswilliger Auslegung unſeres der: 
maligen Geſetzes praftifch nicht genau jene gerechte Entjcheidung 
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finden werden, welche von der Wiſſenſchaft der Jetztzeit und von ande— 
ren neueſten Geſetzgebungen für fie in Anſpruch genommen wird. — 
Eben deshalb aber ſchien es mir unerläßlich, ſchon in den allgemet- 
nen Borerinnerungen zur Grläuterung unferes Geſetzes ausführlichit 
nachzumeifen, daß ſich die öfterreichiiche Gefeggebung ihre Aufgabe hier- 
bei, jowohl in den leitenden Grundjägen, als in allen einzelnen Gonfe- 
quenzen, deutlich vor Augen geitellt babe, — das fie ferner mit den 
Anforderungen der Wiſſenſchaft vollfommen vertraut, aber auch der 
Gründe der praftifchen Gerechtigkeit — fo wie jener politi- 
hen NRüdfichten von höchiter Bedeutung vollfommen klar bewußt ge— 
wejen fei, welche den thatfräftigen Herrſcher zur Sanction dieſes wichti— 
gen Geſetzes beftimmt haben dürften! — 


Wien im Junius 1852. 


Der Berfaffer. 


Ginleitung. 


Das große Wort unſeres angeftammten Herrſchers und Kaiſers, 
das Er Seinen Bölfen am Tage Seiner Thronbefteiqung verkündet *), 
— das er mit Seinem Manifefte vom 20. Auguft 1851 ala die unverrüdbare 
Grundlage aller'organifchen und legislativen Umgeftaltungen und Fortbil— 
dungen unferes Staates bezeichnet hat **), — und das Er endlich mit befon- 
derer Anwendung auf die zwei Haupt-Fundamente der ftaatlichen Rechts: 
Ordnung, das Givil- und das Strafgefeß, in den Beichlüffen vom 31. 
December 1851 ***) zur fegenbringenden Wirklichkeit zu geftalten ver- 
hieß — die ftaatlihe Einheit des Reiches, die Rechts: und Ge: 
feßes: Einheit — dieß inhaltgroße Wort eined mächtigen Monarchen 
ift durch die Faiferlihen Gefebe vom 27. Mai 1852 in dem Einen 
Hauptiheile der vaterländifchen Gefeßgebung — Leben geworden! 


*) Patent vom 2. December 1848, Nr. 1 des Reichägefepblattes (R. ©. B.): 
„Wir rechnen darauf, daß ed mit Gottes Beiftand und im Einverftändniffe mit den 
Bölkern gelingen werde, alle Lande und Stämme der Monardie zu 
Einem großen Staatöförper zu vereinigen.“ 

**) Gabinetd - Ehreiben vom 30. Auguft 1851, Nr. 197 des R. G. B.: 
„Bei jeder Berbandlung ift das Princip und der Zweck der Aufrehtbaltung 
aller Bedingungen der monarhifhen Geftaltung und der flaatlihen Ginheit 
Meines Reiches unverrückt im Auge zu behalten, und ald umabweisliche 
Grundlage aller Arbeiten anzuſehen.“ 

») 4 5b. Gabinetd:-Schreiben vom 31. December 1851, Nr. 4 des Jahrgangs 
1852 des R. G. B. mit den „Grundſätzen für organifche Einrichtungen in ben 

Hye, Gommentar. l 
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Das Kaiſerthum Oeſterreich datirt von dieſem Tage eine neue 
Aera ſeines ftaatlichen Werdens, Daſeins und Feſtbeſtandes: das, 
was Jahrhunderte nicht zu erringen vermochten, das, was das Pragma— 
ticalgeſetz vor nahebei hundert vierzig Jahren im Worte feſtgeſtellt, 
aber in Thaten zu verwirklichen auch große Herrſcher vergeblich ange— 
ſtrebt, — die wahrhaftige Real-Union aller Staaten (!) Oeſter— 
reichſs zu Einem Gefammtftaate, fie wird, ja fie ift fchon zur leben: 
vollen Wahrheit geworden! — Sie lag von jeher im wohlverftandenen 
Intereſſe gleichmäßig aller Völker des großen Kaiſerthums; fie ward und 
wird auch fortan heißerfehnt und mit danferfüllter Liebe gewürdigt von allen 
wahren Patrioten, denen nicht jelbftifche Sonder-Äntereffen, fondern 
das Gefammtwohl aller Claffen des Volkes als des Baterlandes Heil 
und Ehre ailt! — Darum Danf vor Allem, heißen Dank der Völker 
Defterreiche dem thatfräftigen Herrſcher, deſſen machtvoll' Wort vom 
27. Mai 1852 den realen Beginn der wahren Staatd-Einheit durch 
die Einführung eines für den Geſammtſtaat Defterreich gleich- 
förmigen allgemeinen Strafgefeßes in’d Leben ſchuf! — Die hierdurch 
begründete Wohlthat der Einheit und Gewißheit des Rechtes, 
fo wie die erft hiermit zur Wahrheit werdende Gleichheit aller 
Staatsangehdrigen vor dem Geſetze ) wird von den freuen 
Unterthanen ihres legitimen Herrn, von den echten Baterlandsfreunden 
mit um fo freudigerer Dankes-Segnung begrüßt, je unficherer und 
ſchwankender der Rechtszuſtand bisher in einigen Theilen der Monarchie 
war. Schon darum wird das neue Strafgeſetz eine fegenvolle Wirk: 


Kronländern des öfterreichifchen Kaiſerſtaates,“ 33. Abfag: „Das allgemeine 
bürgerlihbe Geſetzbuch ſoll ale dad gemeinfame Recht füralle An— 
gehörige des öfterreihifhen Kaiferftaated auch im jenen Ländern, in 
welchen es dermalen noch nicht Geltung hat, nach und mit den angemeffenen Vorbe— 
reitungen, dann mit Beadhtung der eigenthümlichen Berhältniffe derfelben einge» 
führt, und ebenfo das Strafgefep für den ganzen Umfang ded Rei- 
bes in Wirkſamkeit gefeht werden.“ 

*) „Auf den Grundlagen der Gleichberehtigung aller Bölfer des Reiches und 
ber Gleichheit aller Staatäbürger vor dem Gefeke — — wird bad 
Vaterland neu erſtehen!“ (Thronbefteigungd » Manifeft vom 2. December 1848). — 
„Die Gleichheit aller Staatdangehörigen vor dem Gefeke wird aus— 
drücklich beſtätiget.“ (Kaijerlihes Patent vom 31. December 18551, Nr. 2 dee 
R. ©. DB. vom J. 1852). 
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famfeit bewähren, weil die Ungleichartigfeit und Unbeftimmtheit des 
Gejeges gerade in dieſer Richtung am empfindlichften das Rechtsge— 
fühl des Volkes verlegt, und die perfönliche freiheit, fo wie die theuer- 
ften Lebensgüter der Staatdangehörigen im höchſten Grade gefährdet 
und der Willführ preisgibt. 


Es iſt daher von befonderer Wichtigkeit, vor Allem 


I. 
die Gründe anzudenten, welde die höchſte Gefeggebung zur Er: 
laffung eines gleihförmigen Strafgefeges für den ganzen Umfang 
des Reiches überhaupt, und insbefondere in der Form einer revi- 
dirten Ausgabe des Strafgefeges vom 3. September 1803 beftimmt 
haben dürften. 


Schon die vorerwähnten, zwar ganz allgemeinen, aber eben fo 
ernften, als nahe liegenden Erwägungen mögen den Rathgebern des 
Thrones die heilige Pflicht auferlegt haben, bei der Neugeftaltung der 
ſtaatlichen Ginrichtungen unferes Vaterlandes dem höchſten Gefebgeber 
auch die Einführung eines gleichförmigen Strafgefeged im ganzen lm: 
fange des Neiches in Vorfchlag zu bringen. Diefes, zunächſt politi: 
Ihe, Bedürfniß ftellte fih aber auch aus dem Standpunfte der Ge: 
rehtigfeit um jo dringender heraus, als ſich gerade in diefem 
Zweige der vaterländifchen Gefepgebung aller Theile des Reiches 
mehrere Reformen jchon feit längerer Zeit als höchſt wünſchenswerth zu 
erfennen gaben. 


Dieg trifft vorerft diejenigen Kronländer, in melden bisher das 
Strafgefeß vom 3. September 1803 nicht in Geltung ftand. In diefen 
Theilen des Kaiferftaates beruht das dermal noch in wirklicher Anmwen- 
dung ftehende Strafrecht theild auf vereinzelten Statutar-Beftimmun- 
gen, theils auf ſchwankenden Rechtsgewohnheiten und Gerichtägebräuchen, 
theild auf gefchriebenen Geſetzen, die aber alle zum großen Theile den 
Charakter vager Unbeftimmtheit an fich tragen. In dem Strafenfyftene 
it eben fo wenig eine Angemeffenheit mit der Strafmwürdigfeit des ein- 
zelnen Werbrechend, mit der fortgefchrittenen Cultur, den Sitten, Lebens— 
anfhauungen, gefellfhaftlihen und ftaatlihen Einrichtungen der Jetzt— 
jeit, als eine Ebenmäßigkeit der Strafen für die verfchiedenen Verbre- 


hen untereinander, dagegen häufig eine Härte und nach dem nie auf: 
1 2 


a N 


gehobenen Wortlaute veralteter Geſetze nicht felten felbft die mannigfach 
verfchärfte Todesftrafe zu finden, jo daß nur ein milderer, allmälig in 
Uebung getretener Gerichtsgebrauch den allgemein erkannten Webelftän- 
den ein Ziel feßen fonnte. Dazu fommt die Unbeftimmtheit der Be— 
griffsbeftimmungen vieler einzelnen Verbrechen, eben fo ſchwankend von 
dem gefchriebenen Geſetze ald von dem Gewohnheitsrechte gelaffen, der Ab: 
gang jeder Beftimmung über viele firafbare Handlungen geringerer 
Kategorie, deren Ahndung zulegt ganz dem arbiträren Ermeffen der 
Richter anheim geftellt war; die Ungleichheit der Staatsbürger vor dem 
Strafgefeße nach verfchiedenen Ständen u. dal. | 

Die Einführung eines ficheren und beftimmten Strafgefeßes, in 
welchem, wie in dem öfterreichifchen Strafgefeßbuche vom 3. September 
1803, alle diefe Schattenfeiten faft durchweg vermieden find, in den 
eben bezeichneten Kronländern, wo dasfelbe bieher noch nicht in Wirk: 
famfeit ftand, muß daher ſchon an ſich ala ein bedeutfamer Kortichritt 
im Intereſſe der Gerechtigkeit und des gefammten öffentlihen Wohle 
bezeichnet werden. 

Allein auch für jene Kronländer, in welchen bisher ſchon das 
Strafgeſetz vom 3. September 1803 in Geltung fand, ftellte ſich die 
Kundmachung einer berichfigten und ergänzten Ausgabe desjelben als 
höchſt wünſchenswerth dar. So vortrefflich fich nämlich auch das eben 
erwähnte Strafgefeh , befonders in feinem erften Theile, der über die 
Perbrechen und deren Beltrafung handelt, während feiner faft halb- 
hundertjährigen Wirkfamkeit bewährt hat; — fo wenig ed an Präcifion 
und Bündigkeit in der Form feiner Beftimmungen von irgend einem 
enropäifchen Strafgefebe übertroffen ift; — und fo gewichtige Motive 
die vaterländifhe Legislation hätte, felbit bei der Abfaffung eines ganz 
neuen Strafgefeßed weniger nach ausländifhen Muftern vorzugehen, 
fondern mit gerechtem Stolze auf der ficheren Grundlage lange bewähr— 
ter heimiſcher Geſetze fortzubauen: fo hatte dennoch das urfprüngliche 
Geſetz im Laufe diefer langen Zeit viele Erläuterungen, Zufäge und 
Abänderungen nothwendig gemacht, deren Ueberficht aus vielen einzelnen 
Verordnungen um fo ſchwerer zu erlangen ift, als insbefondere in Be: 
jiebung auf den zweiten Theil, der von den biäher fogenannten ſchweren 
Polizei-llebertretungen und deren Beftrafung handelt, die einander bie . 
und da widerfprechenden Weifungen der ehemaligen Hof» und Länder: 
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ſtellen manchmal nicht mit voller Zuverläſſigkeit beſtimmen laſſen, was 
denn als der wirklich geltende Sinn der erläuterten Geſetzesſtellen an— 
zuſehen ſei. Die Gewißheit des Rechtes, ſo wie die Leichtigkeit der 
Ueberſicht und Zugänglichkeit der Geſetzes-Erkenntniß forderten daher 
zleichnäßig die Zuſammenſtellung der beſtehenden Strafgeſetze in einer 
authentiſchen Publication. 

Dieſe Betrachtungen führten zunächſt zu einer Zuſammenſtellung 
des mehrerwähnten Strafgeſetzes mit allen durch ſpätere Novellen an 
demſelben verfügten Abänderungen und Zuſätzen, und ſofort zu der weiteren 
stage, ob es nicht am angemeſſenſten wäre, eben dieſes Strafgeſetz, mit 
Einflehtung des Inhalts von Novellen an den zufömmlichen Stellen, 
in allen jenen Kronländern, wo es bisher ſchon gegolten hatte, zu 
republiciren, und an die Stelle der biöherigen Strafgefeße und Novel- 
len treten zu laffen, in allen übrigen Sronländern aber neu einzu» 
führen. Allein bald hatte ſich die Nothwendigkeit herausgeftellt, in 
diefe neue Ausgabe desfelben wenigftens diejenigen Abänderungen 
und neuen Beftimmungen aufzunehmen, welche fich theils zur Herftel- 
lung des Einflanges zwifchen dem allgemeinen Strafgefege und dem 
biherigen proviforifchen Preßgefeße vom 13. Mai 1849 (Mr. 161 des 
R. ©. B.), theils im Hinblide auf die in neuerer Zeit mehrfach vor 
ih gegangenen politifhen und gefellfhaftlihen Umftaltungen im Bater- 
lande, fo wie nach der in jüngfter Zeit aus der Praris der Strafae- 
richte gewonnenen Erfahrungen ald unabweislich darftellten. — 
In erfterer Beziehung follte einerſeits durchgreifend in allen Theilen 
der Strafgefeßgebung der vorhandene Mipftand befeitiget werden, daß 
eine und die nämliche ftrafwürdige Handlung, wenn fie durch Drud: 
fhriften, d. h. in der relativ gefährlicheren Weife begangen wird, 
nicht felten nach dem genannten Preßgefeße milder zu behandeln war, 
ald wenn fie z. B. durch mündliches Wort begangen würde, wo fie der 
bie und da größeren Strenge des allgemeinen Strafgefeßes verfiel ; 
andererjeitö aber forderte e8 die innere Ebenmäßigfeit einer gerechten 
Strafgefeßgebung, gleihwie die pflichtmäßige Sorgfalt der Regierung 
für die allgemeine Rechtsficherheit, daß fo manche an fich fehr ftrafbare 
Handlungen, für welche wohl dad neuere Preßgefeß, in fo ferne fie 
durch Drudichriften begangen werden, vorgefehen hatte, die aber 
dem älteren allgemeinen Strafgefege noch ganz unbekannt waren, in 


— — 
dieſes aufgenommen werden, in ſo ferne ſie auch noch auf anderen 
Wegen als durch die Preſſe verübt werden können. 

In der zweiten angedeuteten Beziehung konnte vor Allem nicht 
unbeachtet bleiben, daß die in neuerer Zeit ſtatt gefundene freiere Entfal— 
tung des Gemeindelebens; die größere Offentlichkeit aller ſoeialen Bezie— 
hungen, zumal nach der Entfeſſelung der Preſſe von allen Präventiv-Schran— 
fen; ferner die durch jo mannigfache Verbältniffe, und felbit durch die 
Leichtigkeit und Menge der allfeitigen Communications-Mittel herbeigeführ- 
ten häufigeren Berührungen der Staatöbürger untereinander; die leichtere 
Möglichkeit von Conflicten der gegenfeitigen wichtigften politifchen und 
Lebend-ntereffen ; das mächtiger angeregte Bewußtſein der einzelnen Natio- 
nalitäten; die nicht feltenen gegenfeitigen Eiferfüchteleien und Reibungen 
eben diefer verfchiedenen Volksſtämme; die freiere Regung und größere 
Berechtigung der bisher minder begünftigten Religiond-Confeflionen; 
die Autonomie der kirchlichen Gewalten; die Schaffung neuer Staatd- 
Autoritäten; die Verminderung der höheren obrigkeitlichen, und dagegen 
die Bermehrung der unteren öffentlichen Auffichts-Organe, fo wie über: 
haupt alle Erweiterungen der bürgerlichen oder politifchen Freiheit zu— 
gleich die Nothwendigkeit herbeiführen, nicht nur alle diefe neugefchaffe- 
nen Rechts-Momente felbft, fondern auch gegen fie, nämlich gegen 
deren möglichen Mißbrauch die öffentliche und private Rechtd-Sicher- 
heit durch das Strafgefeg in Schuß zu nehmen. 

Damit vereinigte fih die Erfahrung, wornach die tiefe und 
allfeitige Aufregung der legten Jahre, die Aufwühlung fo vieler und 
heftiger Leidenfchaften, und die nach dem Zeugniffe der neueften Gerichts- 
Berhandlungen fih mehrenden Verbrechen gegen die Autorität und ihre 
Organe, ferner gegen die Gittlichfeit im engeren Sinne, ferner die ſich 
ebenfalld mehrenden Verbrechen der Privatrache, eigenmächtiger Selbft- 
hilfe, Hämifcher Angriffe auf die Ehre der Mitbürger u. dal., der Gefep- 
gebung eine erhöhte Sorgfalt zur Pflicht machen, den hieraus drohen: 
den Gefahren durch um fo genauere Tertirung der Geſetze und nöthi- 
genfalls felbft dur größere Strenge zu begegnen; und dieß um fo 
mehr, ald eben diefe Erfahrung bereits herausftellte, daß die claffifche 
Bündigkeit, womit das biäherige Strafgefeg die Begriffsbeftimmungen 
der einzelnen Berbrechen zufammengefaßt hatte, bei mehreren derfelben, 
3. B. bei der Ereditd-Papier-Berfälfhung, bei dem Morde, Todfchlage 
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und anderen förperlichen Berlegungen, bei den Sittlichkeits-Verbrechen, 
bei Betrug durch falſche gerichtlihe Zeugenausfagen oder Meineid u. f. f. 
nicht mehr zureichte, um den von der fünfzigjährigen Praxis feitge- 
ſtellten jchlichten und gefunden Sinn des Geſetzes gegen bie und da 
neu auftauchende Deuteleien und Spitfindigkeiten zu fichern, und als 
zugleich mehrere der biöherigen gefeglichen Beitimmungen, 3. B. über 
Ehrenbeleidigungen nicht blos nach dem Stande der heutigen Straf: 
tehtswiffenfchaft, fondern eben aud nach den gewonnenen Erfahrungen 
eine weſentliche Umageftaltung erforderten. 


Allein das Verhältniß des neuen Strafgeſetzes zur bisherigen Ge- 
feßgebung , wornach fich dasfelbe auf diejenigen Neuerungen und 
Berbefferungen befchränft, welche nach den eben gemachten Andeutungen 
fih eben nur als die unerläßlichften darftellten, Tegen den Einwurf 
nabe, daß die Kundmachung eines Geſetzes, welches eine in dad Jahr 
1803 zurüdreichende Unterlage mit dem Inhalte von mehreren taufend 
Novellen aus dem Zeitraume eines halben Jahrhunderts, und mit einer 
anderen Reihe ganz neu einzufügender Beftimmungen, die ihr Dafein 
der jüngsten Entwidlung unferer Verhältniffe verdanken, zu einem 
harmonischen Ganzen zu verfchmelzgen fuchte, — ſchon an fi etwas 
Mißliches fei, indem vermöge der inneren und ftiliftiichen Berfchiedenar- 
tigkeit all’ diefer Inhalts- Momente eben jene angeftrebte harmonifche 
Einheit des Ganzen nah Inhalt und Form kaum möglich erfcheint. 
Man kann fi) überdieß nicht der Anerkennung verfchließen, dab das 
mehrerwähnte Strafgeferbuh vom Jahre 1803 auch außer den fihon 
angegebenen geradezu unerläßlichen Verbefferungen noch in mehreren ande: 
ren, und zwar wefentlichen Punkten einer Reform bedürfe, fo wie daß 
die gefeglichen Begriffsbeſtimmungen desfelben uber mehrere Verbrechen 
z. B. über Mißbrauch der Amtsgewalt, öffentliche Gewaltthätigkeiten, Tod- 
ſchlag, Zweifampf, Brandlegung, zumal aber über Betrug im Gegenfage 
von Fälfchung, ferner Verleumdung, VBorfhubleiftung u. f. f. gleichwie die 
allgemeinen Beitimmungen über Zurehnung, Mitfhuld, Iheilnahme, 
zumal im Gegenfage der fogenannten Theilnehmung, Berfuh, — und 
ebenfo auch das Strafenfyftem rückſichtlich mehrerer einzelnen Berbrechen, 
vorzugsweiſe aber der ganze zweite Theil (über Vergehen und Uebertre- 
tungen) nah den Anforderungen der heutigen Wiffenfhaft und nad 
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dem Standpunkte anderer europäifcher Gefeßgebungen mannigfaltige 
Verbefferungen zu wünſchen übrig lafjen. 

Allein fo gewichtig auch diefe Betrachtungen fih der Nepublica- 
tion und beziehungsweife der neuen Einführung dieſes Gefeßed-Gonglo- 
merates entgegenftellen mochten, und fo gewiß fie auch von der höchſten 
Gefeßgebung der erniteften Erwägung unterzogen wurden, fo ließen doch 
die fhon angeführten Erwägungen der dringenden Nothwendig- 
feit, die erwünfchte Gewißheit, VBollftändigfeit und Einheit des Straf- 
rechtes im ganzen Umfange des Reiches herzuftellen, der Regierung nur die 
Wahl zwifchen der Entwerfung eined ganz neuen Strafgeſetzes, oder 
der Einführung des vorliegenden Gefepwerfes übrig. Die erftere diefer 
Alternativen mag für den erften Anblick die lohmendere erfcheinen ; 
jedenfalls wäre fie die leichtere gewefen, da man in diefer Richtung 
an den Strafgefeßbüchern von Sachen (1838), Würtemberg (1839), 
Braunfhiweig (1840), Hannover (1840), Heffen-Darmftadt (1841), Ba- 
den (1845), mehrerer Fleineren deutfchen Staaten, vor Allen aber an 
dem in vielen Beziehungen fo trefflihen neueften Strafcoder für die k. 
preußifchen Staaten vom 14. April 1851 fo ausgezeichnete Vorbilder 
gefunden hätte. — Allein e8 mochte ſich dem Vorfchlage, auch für das 
Kaiſerthum Defterreih ein ganz neues Strafgefek auszuarbeiten, 
nicht nur die nach den eben dargeftellten eigenthümlichen Berhältniffen 
unfered Reiches für den Augenblick höchſt wichtige Betrachtung ent- 
gegengeftellt haben, daß wohl ſchon die erfte Ausarbeitung eines fo 
umfaffenden ganz neuen Gefeß-Entwurfes, noch mehr aber die mannig- 
fachen Berathungen, die bei einem ſolchen Gefete, das fo tief in alle 
politischen, focialen und nationalen Verhältniffe des Gefammtftaates 
und der einzelnen Völkerſtämme eingreift, wohl in weitern Kreifen 
nöthig gewefen wären, neuerlich weit ausfehende Verzögerungen 
veranlagt haben würden, und daß man fofort über dem ange 
ftrebten (überdieß denn doch auch noch problematifchen) entfernteren 
Befjeren nur zu leicht wieder das nahe liegende Gute ein- 
gebüßt, daß man Zeit, und damit in unferen Tagen und Ver— 
hältniffen vielleicht wieder — Alles verloren hätte. Dazu mag 
die fernere, gleich wichtige Nücficht getreten fein, dag fih für jene 
Kronländer, in welchen bisher das Strafgefeß vom 3. September 1803 
noch nicht gegolten hatte, die Einführung eines ganz neuen, erft zu 
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verfajfenden und Fremdartigen Berhältniffen zu entnehmenden Straf: 
coderes weniger empfehlen mochte, als die Adaptirung eines im hei« 
miſchen Rectsboden tief gewurzelten Gefeßbuches, deſſen Berftänd- 
nis in der Anwendung durch Doctrin und Gerichtägebraucd eines 
halben Jahrhunderts ausgebildet erichien, und dem fofort bei feiner 
Neberpflangung in die übrigen, feit Jahrhunderten unter der Krone 
desjelben Landeshern vereinigten Länder die gereifte Erfahrung von 
fünf Jahrzehenden, und die Bewährtheit feiner Lebenskraft unter ganz 
analogen Staats- und Nationalitäts-Berhältniffen zur Seite fteht! — Iſt 
ferner des biöherigen öfterreichifchen Strafgeſetzes Gered- 
tigkeit, Mildeund Weisheit in feinen leitenden Grundfäßen 
und Hauptbeftimmungen nicht allgemein anerfannt? Diente 
ed nicht auch fremden Gefepbüchern, zumal jenen mehrerer Schweizer: 
Gantone *) mannigfah zum PVorbilde und zur wörtlihen Annahme 
vieler einzelnen Beltimmungen®? Würde es daher felbit unter der 
Borausfegung, daß ed ohne alle Revifion und Verbeſſerung, mit feinen 
früheren Mängeln und Lüden in die erwähnten übrigen Kronländer 
übertragen worden wäre, nicht dennoch einen wejentlichen Fortſchritt 
im Vergleiche zu deren bisherigem Strafrechts-Zuftande bilden? Mußte 
nicht, und foll nicht auch Fünftighin in dem Herzen jedes Patrioten die 
politifhe Seite der Frage — die endliche Verwirklichung der Staats-, 
Geieped: und Nehts- Einheit in allen Ländern des Reiches — jede 
Mädelei und Kritelei an den Einzelnheiten der einzuführenden gleichen 
Gefege überwiegen? Sind überdieh nicht gerade diejenigen fchon oben an— 
gedeuteten Momente unferes Strafgefeßes, welche weniger von der Praris 
ald von der heutigen Strafrechtö-Wiffenichaft ala Mängelean unferem 
bisherigen Strafgefege gerügt werden, faft durchweg fo befchaffen, daß 
jih über alle jene mannigfaltigen Controveröfragen, welche von neueren 
Geſetzbüchern in reicher Caſuiſtik einzelnweife entſchieden werden, die 
Doctrin und Praxis vorlängft ſchon auch aus dem gedrängten Wort- 
laute des öfterreichifchen Geſetzes eine beftimmte Löfung gebildet hat, die 
nicht nur in der Praris als vorherrſchende Geſetzes-Erklärung 
feſtgehalten wird, fondern regelmäßig auch mit derjenigen Anficht zufam- 
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) 3. B. St. Gallen (1819), Baſel-Land (1821), Bafel-Stabt (1835 und 
1846), u. m. a. 
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menfällt, welche von der Wiffenfchaft der Gegenwart ala die objectiv 
richtige de lege ferenda getragen wird, und zumeist auch in die neuejten 
Gefepbücher ald pofitive Anordnung übergegangen it? *) 

Hat denn endlih unfere Zeit überhaupt, und namentlich die 
Gegenwart Defterreich’3 wirklich den Beruf in fi, an die Zuftande- 
bringung eines ganz neuen Strafgefeßed Hand anzulegen? Befindet 
fich unfer Vaterland in Beziehung auf al! feine öffentlichen Verhältniffe 
nicht erft im Uebergangs- und Umftaltungd- Stadium? — 
Sept aber die gänzlihe Reu-Bildung der Strafgefeßgebung eines 
Staates, wenn fie anders nicht auf qut Glüd blos erperimentiren, und als 
MWürfelfpiel mit der Völker Glück und Kraft gewagt werden will, nicht 
vor Allem das Gefeftigtfein feiner organifchen Grundlagen, und 
die ruhige Entwidlung feiner allgemeinen ftaatlihen Zuftände 
voraus? — — — 

Die vorſtehenden Erwägungen mögen genügen, um die allge— 
meine Ueberzeugung zu begründen oder zu feſtigen, daß die höchſte 
Geſetzgebung die wichtigſten Beweggründe hatte, um zur Einführung 
eines gleichförmigen Strafgeſetzes für den ganzen Umfang des 
Reiches überhaupt zu ſchreiten, und um insbeſondere die Form einer 
bloßen Reviſion und Verbeſſerung des bisher in allen ehemals ſoge— 
nannten nicht ungariſchen Ländern in Geltung geſtandenen Strafgeſetzes 
zu wählen. 

Dieß führt uns zunächſt zu der Frage 


II. 
über die Haupt-Unterſchiede des revidirten (neuen) Strafgeſetzes 
vom 27. Mai 1852 von jenem vom 3. September 1803 im All: 
gemeinen. 

Sie laffen fih nah fieben Hauptaruppen zufammenfaffen : 

1. Das neue Strafgefeb hat alle feit der Kundmachung des ur- 
jprünglichen Gefeßed bis nun zu, alfo in einem Zeitraume von faft 
fünfzig Jahren, zu legterem erfloffenen Nachtragsgefeße, Ergänzungen, 
Abänderungen, Erläuterungen und Belehrungen, mochten fie nun von 
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*) Die Erörterungen bei den $$. I—11, 101, 166, 197, 211219, 239 
ud. a. follen reihlihe Belege für die obige Behauptung liefern. 
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dem Gefeßgeber felbft, oder nur von Behörden ausgegangen fein, in- 
foweit diefelben als mit dem Geifte des urfprünglidhen 
Gefeges vereinbar und auch den Berhältniffen der Gegen- 
wart noh angemeffen erfannt worden find, in den Tert der 
Geſetzes-Paragraphe mit eingeflochten. 

Es bedarf wohl faum noch einer Bemerfung, daß gerade diefe 
Art der allmäligen Gefeh-Berbefferung, wie fie fich im Laufe der 
Zeit nah den gewonnenen Erfahrungen als zweckmäßig herausftellt, am 
meiften die Reife der allfeitigen Würdigung, fo wie die Annähe- 
rung zu jenem idealen Höhepunkte alles Geſetzes-Rechtes verbürge, 
wornach daſſelbe immer nur die Feftigung, ja der getreue Spiegel des 
fih organisch entwickelnden VolksRechtes, fo wie der unaufhaltfam 
fortfhreitenden Wiffenfchaft des Rechtes fein fol! 

2. Das neue Strafgefeß hat alle biöher fogenannten Preßver- 
geben dem gemeinen Strafrehte unterftellt, d. h. im Artikel II. 
de? Aundmachungs-Patentes erflärt, daß von der Wirkſamkeit diefes 
neuen Strafgefeßed angefangen die durch Drudichriften begangenen 
ftrafbaren Handlungen nicht mehr ald befondere Preßvergehen, nach einem 
Special » Strafgefege behandelt, fondern nach diefem allgemeinen 
Strafgefeße beurtheilt werden follen. Dieß dürfte wohl der alleinig 
tihtige Standpunkt fein, aus welchem die Gefeßgebung die bisher 
fogenannten Prefvergehen aufzufaffen hat. — Wer im Wege der Preife 
eine ftrafbare Handlung begeht, oder auf dieſem Wege ald Urheber, 
Mitwirker oder Beförderer (VBerbreiter) der ftrafbaren Handlungen Ande- 
ver thätig it, foll nach den Principien der natürlichen Gered- 
tigkeit ebenfowohl dem allgemeinen Strafgefehe verfallen, wie jeder 
Andere, der auf anderen Wegen fträflich wirkt, weil ja dad Mittel 
der Begehung einer Gefegübertretung nicht den Standpunkt für die 
Beurtheilung ihrer Strafbarkeit überhaupt verrüden fann. Als ſolche 
Stellen des neuen allgemeinen Strafgefeged, welche zunächſt durch 
die Aufnahme der früher in den Special-Strafgefeben für die Preffe *) 
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) Als ſolche bis zur Activirung des neuen Strafgefepes in Wirkſamkeit blei- 
bende Special: Strafgefege erfcheinen wohl nur das probiforifche Preßgeſetz vom 
13. März 1849 (Mr. 161 des R.G.B.) und die kaiferl, Verordnung vom 6. Suli 
1851 (Mr. 163 des R.G.B.), da die in einigen anderen Kronländern, auf welde 
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enthalten gewefenen Strafbeftimmungen bedingt wurden, erfcheinen vor— 
zugdweife die 88. 7, 10, 28, 29, 35, 65, 76, 78, SU, 239, 251, 252, 267, 
297, 300—305, 308—310, 489, 491, 493 und 516. — Damit wird 
zugleich dem, wenn gleich noch fo allgemein herrſchenden Vorurtheile 
begegnet, ald ob eine fträflihe Handlung darum, weil fie durch das, fie 
vielmehr relativ gefährlicher darftellende Mittel der Preffe begangen 
wurde, unter dem euphemiftifchen Titel: „Preßvergehen“ ganz anderen 
Strafnormen unterliegen, oder gar auf eine gelindere Beftrafung und 
allfeitig rüdfichtsvollere Behandlung Anfpruch zu machen berechtigt fein 
foll. — Damit entfiel endlich aud die Nothwendigkeit eined befonderen 
Prep-Strafgefebes, und es konnte fich daher die gleichzeitig mit 
dem neuen Strafgefeße erlaffene und an demjelben Tage in Wirkſamkeit 
tretende neue Preß-Polizei-Ordnung (Nr. 122 des Neichögefek- 
blattes) auf diejenigen Anordnungen befehränfen, wodurd die von den 
Schranken der Präventiv » Cenfur entfeffelte Preſſe zunächſt aus dem 
Gefichtspunfte der oberften Aufjichtsgewalt des Staates geregelt, das 
Technische, Disciplinäre und Polizeiliche der diesfälligen Beziehungen zur 
Staatöverwaltung normirt wird, und wornach daher in diefelbe auch nur 
ſolche Straf-Beftimmungen aufgenommen wurden, welche eben wieder nur 
die Verlegung diefer äußerlichen, die polizeiliche Aufiht und Ordnung 
verbürgenden Borfchriften betreffen (88. 2—32 diefer Preßordnung), indem 
diejenige ftrafbare Schuld, welche durch den fträflihen Inhalt einer 
Druckſchrift, oder durch fträfliche Mitwirkung bei Erzeugung oder Ver— 
breitung einer foldhen begangen wird, folgerichtig der Behandlung nad 
dem allgemeinen Strafgefebe anheim geftellt wurde ($$. 33 und 34 der 
Prepordnung). — Jene Eigenthümlichfeiten aber, welche, felbit 
abgejehen von den eben angedeuteten polizeilichen Vorfchriften, die Be» 
gehungsweife einer jtrafbaren Handlung durh Drudfchriften an 
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nämlich das ebengenannte proviſoriſche Preß-Geſetz nicht ausgedehnt wurde, in ben 
Jahten 1848 und 1849 kundgemachten ephemeren Geſetze und Verordnungen zur Re 
gelung der Preffe, 3. B. in Ungarn, im lombardifcvenetianifhen Königreiche, theild 
durch die Wiederberftellung der Autorität der legitimen Regierung, theils dur den 
dafelbft eingeführten und noch beftehenden Belagerungs- oder Kriegd-Zuftand ipso 
facto außer Geltung gefommen, theild, wie 3. B. das von dem Banus für die König. 
reiche Kroatien und Slavonien erlaffene proviforifche Preßgefch vom 9. Mai 1849 
nie im volle gefeplihe Wirkſamkeit getreten waren. 
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ih trägt, und jene befonderen Bejtimmungen in Beziehung auf die 
Shuld-Zurehnung und Straf-Zufäße bei fogenannten Preß— 
Beraehen, welche durch die Gerechtigkeit und dur billige Nüdficht 
auf die eigenthümlichen Induftrie-Berhältniffe der Buchdruderei, fo wie aller 
Arten des Buchhandels, des Verlags-Geſchäftes und des Druckſchriften— 
Verfchleiged, oder durch die Befonderlichkeiten der Redaktion und 
Heraudgabe einer pertodifchen Drudichrift gefordert werden, find 
theild in dem Strafgefeße ſelbſt (58. 7, 10, 28, 29, 30, 35, 239, 251, 
252, 267, 268 u. m. a.), theild in der, nah dem Ebengefagten ein 
nothwendiges Füllſtück des allgemeinen Strafgefeges bildenden Pref: 
ordnung ($$. 24, 34—40) gehörig beachtet worden. — 

Die Aufnahme all! diefer Beitimmungen aus den biöherigen 
Preß- Straf: Gefegen in das allgemeine Strafgefeß ermöglichte zugleich 
die gleichmäßig, durd die Gerechtigkeit, fo wie durch die Strafpolitif 
geforderte Erweiterung der meijten diefer gefeglichen Beftimmungen 
in dem Sinne, dab die darin bezeichneten, urfprünglich nur auf die 
Preife bejchränften PVeröffentlihungen von an fich fträflichen Mitthei: 
lungen nunmehr auch auf andere Arten von gefährlichen Berlautba: 
rungen, 3. B. durch öffentliche Reden oder Vorträge, durch Mittheilungen 
vor mehreren Leuten, durch Verbreitung von Schriften oder bildlichen 
Darftellungen, durch wenn auch bloß gefchriebene Maueranfchläge u. dal. 
ausgedehnt werden konnten, wie beifpieldweife die 88. 63, 65, 76, 78, 
s0, 297, 300—305, 308—310, 489, 491 und 516 darthun. — 

Das neue Strafgefeb hat ferner 

3. im Berhältniffe zu dem bisherigen Strafrehte, fo wie es 
durch dad Strafgefep vom 3. September 1803 in Verbindung mit den 
nachträglichen Novellen zu demfelben feftgeitellt war, außer den fo eben 
unter 2. angedeuteten Neuerungen, noch mehrere ganz neue Beftimmun: 
gen eingeführt. Dahin gehören indbefondere die lit. g des $. 2, wodurd 
der Begriff der Nothwehr erweitert; — ferner der $. 9, wodurch die Straf: 
barfeit auch des erfolglofen Berfuches der Urheberfchaft einer ftrafbaren 
Handlung feftgefegt; — die 88. 21— 24, 248, 255 — 258, wodurd 
mehrere neue Strafarten und Strafverfhärfungen eingeführt; — die 
$8. 16 und 18, wodurch eine weſentliche Milderung der ſchweren Kerfer- 
itrafe und eine fehr humane Erleichterung in Beziehung auf die mit jeder 
Kerferftrafe verbundene Arbeit eingeführt wurde; — $. 50, wodurch die 
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Zuläßigkeit jeder Verſchärfung der lebenslangen Kerkerſtrafe aufgehoben 
wurde; — 8. 64, wodurch die Beleidigungen der Mitglieder des kaiſerlichen 
Hauſes als Verbrechen erklärt; — $. 65, wodurch mehrere neue Fälle des 
Verbrechend der Störung der öffentlichen Ruhe; — die 88. 7680, wo: 
durch zwei neue Arten des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigfeit; — 
$$. 85 lit. e und 87, wodurch mehrere boshafte Handlungen oder Unter: 
laffungen in Beziehung auf fremdes Eigenthum, oder unter befonders ge: 
fährlichen Berhältniffen ebenfalld ganz neu als Verbrechen feftgefeßt wurden. 
Ebenjo $. 98 lit. a, wodurch ein ganz neuer Fall des Berbrechens der 
Erpreffung eingeführt wurde, während entgegen der $. 165 eine eigenthüm: 
liche Erlöfhung der Strafbarkeit des Verbrechens des Zweilampfes feftge- 
feßt hat. — Ferner 88. 1741, 175 1. lit. b und I. lit. d, und 176 1, 
wodurd mehrere bisher nur eine Uebertretung bildenden Diebftähle in 
Verbrechen umgewandelt wurden. — In gleicher Weife wurden durch 
die 88. 285—310, 325, 327, 328, 411 und 516 mehrere Handlungen 
unter die Vergehen oder Uebertretungen eingereiht, deren Strafbarkeit 
nach den bisherigen Gefegen größtentheil® entweder gar nicht feſtgeſetzt, 
oder ſehr ſchwankenden Beurtheilungen unterlegen war. — 

In vierter Reihe diefer Unterfchiede-Momente des neuen Strafge- 
feed vom bisherigen Strafrechte erfcheinen diejenigen grundfäßlichen 
und wefentlihen Abänderungen, welche an den Beariffsbeftim: 
mungen der ftrafbaren Handlungen vorgenommen wurden. — 
Dahin gehören vor Allem das VIL, XIV. und XVIII. Sauptitüd 
des erjten, und das XI. Hauptſtück des zweiten Theild, welche in 
Beziehung auf die darunter begriffenen Verbrechen des „Hochverratheg, 
der Beleidigung der Majeftät und der Mitglieder des Faiferlichen Hau: 
fe, und der Störung der öffentlichen Ruhe,“ fowie „der Rotbzucht, 
Schändung und anderer jchwerer Unzuchtsfälle“ und „der ſchweren für: 
perlichen Beſchädigung,“ ſowie hinfichtlich der „Vergehen und Uebertre— 
tung gegen die Sicherheit der Ehre“ gänzlich umgearbeitet und neu 
geftaltet worden find. — Dahin gehören ferner die mildernde Ein— 
ſchränkung der ftrafbaren Mitfhuld an dem Verbrechen des Hochver— 
rathes (58. 60 und 61), gleichwie analog bei dem DBerbrechen der 
Vorfchubleiftung ($. 212); — die Erweiterung ded Umfanges der 
ftrafbaren Handlung in Beziehung auf die Objecte bei den Ver— 
brechen des Aufitandes ($. 68), Aufruhrs ($. 73), der öffentlichen 
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Gewaltthätigkeit durch gewaltſame Handanlegung oder gefährliche 
Drohung gegen obrigkeitliche Perſonen in Amtsſachen (5. 81), ſowie 
bei den Vergehen des Auflaufes (5. 279) und der Uebertretung der 
Beleidigung von öffentlichen Beamten oder Dienern ($. 312); — fo: 
fort die Abänderungen an den Begriffäbeftimmungen der Verbrechen der 
Spionerie und anderer CEinverjtändniffe mit dem Feinde ($. 67) 
und der unbefugten Werbung ($. 92); — der Erpreffung und ge- 
fährlichen Drohung ($. 98 Hit. b und 99); — der Berfülfhung der 
öffentlichen Greditspapiere ($$. 106 und 114); der Religionsſtörung 
($. 122 lit. ce und d); ded Mordes und Todfchlages (88. 134, 141 
und 143); der jtrafbaren Handlung des Diebftahle und des Ber 
trugs ($$. 171 und 197); des Verbrechens des Raubes ($. 190) und 
der Berleitung eines Soldaten zur Verlegung militärifcher Dienit- 
pflichten und Hilfleiftung zu militärifchen Verbrechen ($. 222); — 
ferner des Vergehens der fahrläffigen Tödtung oder ſchweren körper— 
lichen Beihädigung eines Menſchen ($. 335 in Vergleich mit vielen 
andern damit conneren Gejeßesitellen *); — der lebertretung der ge- 
führlihen Berabredungen von Gewerbsleuten, Fabriks-Arbeits-Unterneh— 
mern oder Dienftgebern und von Arbeitern ($$. 479—481). 

Die fünfte Gruppe bilden die Abänderungen an den bis— 
berigen Strafnormen für die einzelnen ftrafbaren Hand: 
lungen. In diefer Beziehung hat das neue Strafgefeb theild Milde: 
rungen, theild VBerfhärfungen der biäherigen Strafbeitimmungen 
feitgejeßt. — In Beziehung auf Milderungen erfcheint im erfter 
Reihe die Aufhebung der Todesftrafe auf die entfernteren Mit- 
wirfungsarten bei dem Berbrechen des Hochverrathes ($. 59), ferner 
auf das Verbrechen der Verfülfhung der öffentlichen Creditspapiere 
($$. 108 und 109) und auf das Berbrechen der wiederholten, mit we— 
nigſtens einmaligem Ausbruche begleiteten Brandlegung ($. 167 lit. b). — 
Verwandten Inhalts mit diefer Verminderung der Fälle, worauf das 
Geſetz die Todesftrafe verhängt, und zum Theile nur Folgerungen 
hieraus find die Herabfeßung der bisherigen lebenslangen in bloß zeit 
liche Kerkerftrafe für die Mitfhuld am Hochverrathe durch Unterlaſſungs— 
bandlungen ($$. 60 und 61) ; ferner die durchgreifend durch alle Straf 
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abjtufungen durchgeführte Herabminderung der Straffäbe bei dem Ber: 
brechen der Verfälfhung der öffentlichen Greditspapiere ($$. 110—113 
und 116); — die Milderung der Strafe für die minder gefähr: 
lihen Arten oder Mitwirfungen bei dem Verbrechen des Zweikampfes, 
und zwar nicht blos durch Feſtſtellung minderer Straffäße hinfichtlich 
der Dauer, fondern auch durch Milderung binfichtlich des Grades 
der Kerkerftrafe ($$. 159, 160, 163 und 164); — die Verwandlung 
der bisherigen lebenslangen Kerkerftrafe für den im 8. 194 feftgefeßten 
Falle des Raubes in blos zeitliche Kerkerſtrafe; — endli die Herab: 
feßung der Arreftitrafen theild im Grade, theils in der Dauer bei meh- 
reren Vergehen und Uebertretungen, Feſtſtellung auch eines Min deſt— 
Sabed der Gelditrafe für die Uebertretung des verbotenen Spiele 
($. 522), wofür biöher im Gefeße nur eine abjolute Strafe von 900 fl. 
feitgefeßt war u. f. f. Dagegen hat aber das neue Geſetz auch manche, 
durch die Erfahrung mit gebieterifcher Nothwendigkeit geforderte Ver— 
fhärfungen der biöherigen Strafuormen feitgefegt. Dahin gehört die 
Ausdehnung der ſchweren Kerferitrafe von mehr als fünf bis zu zehn und 
zwanzig Jahren, ja felbjt bi8 auf lebenslang und fogar der Todes- 
ſtrafe, welche bei dem Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch 
boshafte Beihädiqung an fremdem Eigenthume, oder durch andere bodhafte 
Handlungen oder Unterlaffungen bisher nur auf derlei Handlungen an 
Gifenbahnen befchränft war, nunmehr auch auf mehrere andere gleich 
gefährliche Verhältniffe (HS. 85—88) ; eine bedeutende Verfchärfung der 
Kerkerftrafe für die fchmwereren Fälle der Nothzucht, der Schändung und 
der Nothzucht wider die Natur ($$. 126128 und 130), fowie auf die 
ftrafwürdigiten Fälle der ſchweren Förperlichen Befhädigung ($$. 155 
und 156) und die Beifügung eines zweiten (höhern) Strafſatzes für 
den Fall des Vorhandenfeind befonderer Erfhwerungs-Umftände bei dem 
Verbrechen der Vorfchubleiftung durch Begünftigung eines Deferteurd 
($. 221). — in gleicher Weife wurden auch bei mehreren Bergehen 
und Uebertretungen die Straffäbe theild nur in Anfehung der Dauer, 
theils auch binfichtlich des Grades der Arreftitrafe verfchärft, in welcher 
Beziehung inäbefondere die 88. 341, 343, 358, 363, 369, 370, 371, 
372, 373, 376, 377, 378, 380, 382, 384, 387, 425 und 426 
hervorgehoben zu werden verdienen, da in allen diefen Gefegeöftellen der 
in dem bisherigen Gefege nicht ausgefprochene Grundfaß durchgeführt iſt, 
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das in allen Fällen dieſer 88. wenn durch die dort vorausgeſetzten geſetz— 
widrigen Handlungen oder Unterlaffungen der Tod oder die fchwere körper— 
liche Beihädiqung eines Menfchen herbeigeführt worden tft, auch "immer 
die ım $. 335 feſtgeſetzte ſchwerere Beſtrafung einzutreten habe. — 
Mit den durch das neue Gefeß eingeführten Milderungen des 
bisherigen Strafſyſtems fällt ſcheinbar zufammen die 
ſechſte Gruppe der durch daffelbe eingeführten Neuerungen. Als 
jolbe glaube ich nämlich diejenige fi wohl nur auf den zweiten 
Theil des neuen Strafgeſetzes beziehende Umänderung des Syſtems 
bezeichnen zu Dürfen, wodurd eine lange Reihe von ftrafbaren Hand» 
lungen, welche wenigitens für jene Kronländer, wo die Strafprozeß— 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 aut, durch das Einführungs-Geſetz zu 
derfelben Art. IX. lit. B als Vergehen bezeichnet waren, nunmehr ald 
Ucbertretungen erflärt werden. — 
Es find dieh 
a. die ftrafbaren Handlungen der Unmündigen, welche nach ihrer 
Eigenichaft Verbrechen wären, aber weil fie von Unmündigen 
begangen murden, gegenwärtig nur mehr al& Uebertretungen zu 
ahnden find (58. 237 und 269 lit. a); ferner die Uebertretungen 
. der Berleitung eines Beamten zum Mißbrauche der Amtsgewalt (8.311); 
. der Beleidigung von öffentlihen Beamten, Dienen, Wachen, 
Eifenbahn-Angeftellten u. dal. ($$. 312 und 313); 
d. der eigenmächtigen oder en Eröffnung öffentlicher Amts— 
fiegel ($. 316); 
e. der thätlichen Beleidigungen, die ſich öffentliche Beamte oder Die— 
ner in ihren Amtöverrichtungen erlauben ($$. 331 und 332); 
. der fahrläfligen ſchweren förperlichen Befhädigung eines Menfchen 
($- 335); 
g. der Berbeimlichung der Geburt (88. 339 und 340); 
h. der ſchweren Förperlihen Beſchädigung eines Menſchen dur Un— 
wiſſenheit eines Heilarztes oder Wundarzted (88. 356 und 357); 
. der Gefährdung der perfönlichen Sicherheit durch Uebertretung der 
Gifenbahn-Polizei-Borfchriften ($$. 431—433) ; 
k. der gefährlichen Berabredungen von Gewerbsleuten, Fabriks-, 
Arbeits » Unternehmern oder Dienftgebern und von Arbeitern 
(88. 479—481); 
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. der gefährlichen PVerheimlichung oder Verabfolgungs-Verwergerung 
von Vorrätben nothiwendiger Lebensbedürfniffe von Seite der Ge— 
werböleute (88. 482—4849); 

m. der in den 88. 487—492 bezeichneten Ehrenbeleidigungen, info: 

fern fie nicht durch Drudichriften begangen werden ($. 493); 

n. der Unzucht zwifchen Verwandten und Verſchwägerten ($. 501); 
0. des Ehebruches ($$. 502 und 503); 

p. der Entehrung einer minderjährigen Anverwandten durch einen 

Hausgenoſſen ($. 504); 

g. der Unzucht einer dienenden Frauensperſon mit einem minder: 
jährigen im Haufe lebenden Sohne oder Anverwandten ($. 505); 

. der Entehrung einer Perfon unter der nicht erfüllten Zufage der 
Ehe ($. 506) ; 

. der Eingebung einer gefeßwidrigen Ehe ohne Dispenfation 
($. 507); 

. des Mißbrauches der elterlichen Gewalt, um ihre Kinder zu einer 
Ehe zu zwingen ($. 508); 

v. der Einwilligung ded Mannes zum Schandgewerbe feiner Gattin, 
wenn er hieraus zugleich Vortheil zieht ($. 511); 

x. der Kuppelei ($$. 512—514) ; endlich 

y. der in den $$. 2, 3, 10, 11, 18—21 der neuen Preß-Ordnung 
bezeichneten ftrafbaren Handlungen in Beziehung auf äußere (po- 
lizeiliche oder disciplinäre) Anordnungen des Preßgeſetzes, welche 
nunmehr nad Maßgabe der 88. 26, 28, 29 und 42 eben diefer 
Preßordnung auch bloß ala Uebertretungen zu ahnden find. — 
Das neue Geſetz hat hiernach nur mehr folgende ftrabare Hand— 

lungen als Vergehen erflärt: 

1. Wucher (Art. VI. des Kundmachungs-Patentes) ; 

2. Auflauf ($$. 279—284); 

3. Theilnahme an geheimen Gefellfchaften (88. 285—297) ; *) 


- 
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*) Bei diefem Anlaffe ſei bemerkt, daß fih fowohl in dem Atdrude des Straf 
nefepes im Reichégeſetzblatte, ald auch in der amtlihen Detav» Ausgabe beffelben in 
ber erften Zeile des $. 293 ein Drudfebler eingefchlihen habe. Es ſoll nämlich 
dafelbft flatt: „dieſer Nebertretung ſchuldig' vielmehr heißen : „dieſes Vergeben 
fhuldig." — 
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Aufwieglung ($. 300); 
. Aufreizung zu Feindſeligkeiten gegen Nationalitäten, Religions: 


genoffenfchaften, Körperfchaften u. dal ($. 302); 


. Beleidigung einer gefeßlih anerfannten Kirche oder Religions— 


gefellichaft ($. 303); 


- Beförderung einer vom Staate für unzuläffig erflärten Religions: 


jefte ($. 304); 


. öffentlihe Herabwürdigung der Einrichtung der Ehe, der Familie, 


des Eigenthums, oder Gutheißung von ungefeglichen oder unfitt- 
lihen Handlungen (8. 305); 


. Beihädigung von Grabftätten, Eröffnung von Gräbern, Hinweg— 


nahme oder Mißhandlung an Leichen, und Entwendungen an derlei 
Gegenftänden ($. 306); 
Verbreitung falfcher beunruhigender Gerüchte, 


. gefeßwidrige Verlautbarungen, und 
- Sammlungen oder Subferiptionen zur Bereitlung der gefeglichen 


Folgen von ftrafbaren Handlungen, jedoch nur infoferne die unter 
10— 12 aufgeführten Handlungen durch Drudichriften begangen 
werden (88. 308—310); 

fahrläßige Tödtung eines Menfchen, und zwar nicht nur im All: 
gemeinen ($$. 335 und 336), fondern 


14.— 35. auch in allen jenen Fällen ftrafbarer Handlungen und Un- 


36. 


37. 


38. 
39. 


terlaffungen gegen die Sicherheit des Lebens und Körpers, welche 
von dem Gefege indbefondere ausgezeichnet find, infoferne 
daraus der Tod eines Menfhen erfolgt ($$. 341, 349, 
356, 357, 358, 363, 369, 370, 371, 372, 373, 376, 377, 378, 
380, 382, 384, 387, 422—425 und 426); 
fahrläßiges Berfchulden in Beziehung auf die Sicherheit des Le— 
bens unter befonders gefährlichen Berhältniffen, wenn 
hieraus auch nur eine fchwere körperliche Befhädi- 
gung erfolgte ($. 337); 
Bergehen gegen die Anftalten wider die Peſt oder wider andere 
anftedende und für den allgemeinen Gefundheitszuftand gefährliche 
Krankheiten ($. 393) ; 
Bergehen gegen das literarifche und artiftifhe Gigenthum ($. 467); 
Verſchulden von in Concurs verfallenen Schuldnern ($. 486); 
2* 
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40.—43. die in den 88. 487-492 bezeichneten vier Arten der Ehren— 
beleidigungen, infoferne fie durch Drudichriften begangen werden 

($. 493); endlich 

44. gröblihe und öffentliches Aergerniß verurfachende Verlegung der 

Sittlichfeit oder Schambaftigkeit, jedoch nur infoferne fie durch 

Drudichriften begangen wird ($. 516). 

Dennoh kann die durch das neue Strafgefeß angeordnete Um— 
wandlung der oben unter den Buchftaben a— y aufgezählten ftrafbaren 
Handlungen aus Vergehen in Uebertretungen cbenfowenig ald eine 
Milderung des bisherigen Strafenfyftems angefehen werden, als im 
Gegenfage davon die Beftimmung des neuen Geſetzes, daß die hier 
oben unter den Zahlen 14—35 angeführten befonderen Fälle, welche nach 
dem bisherigen Geſetze blos ald Uebertretungen geahndet wurden, 
fünftighin in dem voraudgefegten Kalle der eingetretenen Tödtung eines 
Menihen ald Vergehen zu behandeln feien, blos deshalb ſchon ale 
eine Verfhärfung des bisherigen Strafrechted bezeichnet werden 
könnte, da die Glaffification der ftrafbaren Handlungen nach Vergehen 
oder Webertretungen im Sinne der biäherigen und auch der gegenwärti: 
gen Öfterreichifhen Strafgefepgebung durchaus auf feinem realen 
Unterfhiede binfihtlich der Natur der ftrafbaren Handlungen felbit, 
oder der dafür feftgefeßten Strafen beruht, daher in diefen Beziehun- 
gen rein nominell ift, und nur in formaler oder prozeſſualiſcher 
Beziehung wichtig ift, nämlich dazu dient, um die Gompetenz der 
verfchiedenen Arten von Strafgerihten, und fofort zu be- 
ftimmen, ob das Strafverfahren darüber einem collegial organifir- 
ten Strafgerichte, oder einem Ginzeln-Richter, und zwar im erfteren 
Falle nah den für das Verfahren über Verbrechen, im zweiten alle 
nach den für das (mehr fummarifche) Verfahren hinfichtlich der Leber: 
tretungen geltenden PVorfchriften zuftehe. — 

Die letzte oder 

ftebente Claſſe von Unterfchiede-Momenten des neuen Strafge: 
jebed von dem früheren oft genannten Geſetzbuche bilden endlich jene [ehr 
vielen Paragraphen, in melden der Tert des früheren Geſetzes zunächſt 
blos im Ausdrude fchärfer oder beftimmter präcifirt, oder in ſtyliſtiſcher 
Beziehung berichtigt wurde, ohne daß dadurch eine Sinned-Abänderung 
an dem bisherigen Gefeke herbeigeführt wurde. Dennoch wurde felbft 
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durch dieſe Fleinen Abänderungen häufig der früher zweifelhaft gewe— 
jene Sinn des Gefeges nunmehr genauer, und zwar regelmäßig in der 
Art und Bedeutung beftimmt, welche von der vorherrſchenden 
Interpretation der Doctrin und Praris auch bisher fchon dem beftande- 
nen Gefege unterlegt worden war. Bei dem zweiten Theile des vorlie- 
genden Strafgejeßes, deſſen einzelne Beitimmungen in dem bieherigen 
Gefege mit viel minderer Sorgfalt und Präcifion abgefaßt waren, als 
jene des erften Theil (über Verbrechen), beziehen fich die nunmehr vor- 
genommenen Tert-Abänderungen häufig nur auf die Weglaffung überflüf- 
figer Worte oder Stellen, auf die Heritellung eines übereinftimmenden 
Wortlautes zwifchen verwandten Geſetzes-Stellen, auf fprachliche Berich- 
tigungen, auf fchärfere Beftimmungen rüdjichtlih des Strafen-Ausmaßes, 
auf Feſtſtellung eined richtigeren Ebenmapes der Strafnormen für die 
verjchiedenen Vergehen und MUebertretungen unter einander u. dal. 
Ad eine der bedeutfamiten Tert-Abänderungen in diefer Richtung 
muß insbejondere noch die wichtige Berbefferung hervorgehoben werden, 
das an allen jenen Stellen, wo das bisherige Gefek (4. B. 88. 69, 
120, 121, 122, 158, 180, 182, 191, 192, 195, 198, 199, 202, 203, 
204, 205, 218, 220, 232, 266 des II. Theils des St. G. B. vom 
3. September 1803) feinen eigenen leitenden Grundfägen zuwider *) 
ftatt der Feititellung eines Mindeft- und Meiſt-Anſatzes (Minimum und 
Marimum) der Strafe, nur einen abſoluten Strafſatz angedroht 
hatte, das neue Geſetz diefem legteren auch ein Minimum beigefügt 
(vergleiche die 88. 327, 366, 367, 368, 398, 405, 428, 430, 441, 442, 
445, 448, 449, 452, 453, 454, 455, 470, 472, 484 und 522), d. h. 
das von der Gefeggebung im Grundfage qutgeheißene Strafbemefjungs- 
Syſtem nunmehr folgerichtig auch in den einzelnen Beftimmungen durchge- 
führt, oder mit anderen Worten eben diefed Syſtem jegt auch zur Geſetze s— 
frafterboben hat, das von vielen Praftifern durch eine wenn gleich Fünftliche 
Interpretation felbft fchon bei den oben ‚bezogenen lüdenhaften Stellen 
dei alten Geſetzes praftifch geltend gemacht worden war. — 
Ueberhaupt wird die Erklärung der einzelnen Gefegesitellen 
mehr als hundert, in dieſe letzte Claffe von Abänderungen zu 
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) Bergleiche unten zur Zahl II. die Erörterung über den 7. und 9. Abſatz 
des Aundmachungs- Patentes zum früheren Strafgefege. 
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reihende Neuerungen darthun, und zugleich nachzuweiſen bemüht ſein, 
welche näheren Beſtimmungen des Geſetzes oder ſonſtige Vortheile dadurch 
erzielt wurden. — Hier aber möge die bloß grundſätzliche Andeu— 
tung derjenigen Momente genügen, wodurch ſich das neue Geſetz von dem 
früheren unterſcheidet. Die Darlegung der Gründe, welche die Ge— 
ſetzgebung zur Feſtſtellung derſelben im Einzelnen bewogen haben dürf— 
ten, ſo wie die Nachweiſung der dadurch erreichten praktiſchen Folgen 
bleibe der Erklärung der einzelnen Geſetzesſtellen vorbehalten! — 


Dagegen möge in dieſer Einleitung noch Platz finden: 
III. | 

die Darftellung der von der urfprünglichen Geſetzgebung fi felbit 
vorgezeichneten leitenden Grundfäge für den Inhalt des materiellen 
Strafgefeges im Allgemeinen, fo wie derjenigen realen Begriffs: 
Merkmale, welche eben jenes Geſetz fowohl für die Strafwürdig- 
feit einer Handlung überhaupt, als auch insbefondere zum Weſen 
eines Verbrechens im Gegenfage der ſchweren Polizei-Uebertretun⸗ 
gen (Bergehen und Webertretungen) vorausgefegt hat. — 


Das Strafgefehbuh vom 3. September 1803 folgte der damals 
vielfach empfohlenen Methode, in dem Geſetze felbit wenigſtens im All— 
gemeinen die Gründe (Motive) anzugeben, welche den Gefekgeber hin- 
fichtlih der Haupt: Beftimmungen des Geſetzes leiteten, und zugleich 
Jedermann den vollen Einblid in die Entwicklungs- und Geburtd-Stätte 
des Geſetzes zu öffnen. Dieß war denn auch hinfichtlich des materiel- 
len Theiles jenes Strafgefeßes der Zweck, der durch die Abſätze 1—11 
des Kundmachungs-Patentes zu demfelben, fo wie der Artifel I— V 
der Einleitung jenes Strafgefeßbuches angeftrebt wurde. 


Sie lauteten wörtlich: 


Auszug aus dem Rundmahungs:- Patente des Strafgefeb- 
budhes vom 3. September 1803: | 


(1. Abſatz.) 

Die Ueberzeugung, daß die Gefepgebung überhaupt, hauptſächlich aber die 
Etrafgefepgebung nad den über die befiehenden Geſetze eingebolten Erfahrungen, 
nad dem Fortſchreiten der Kenntniffe und Gultur, und. nah den veränderten lm« 
fländen zu vervollfommnen ift, hat Und, wie mehrere Unferer Vorfahren in der Re 
gierung, bewogen, ein neues Strafgefep über die Verbrechen und ſchweren Polizei» 
Uebertretungen befannt zu machen. 
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(2. Abſatz.) 
Das im Jahre 1787 ergangene allgemeine Geſetz über Verbrechen und derſel— 
ben PBeftrafung, und die im Jahre 1788 nachgefolgte allgemeine Criminal-Gerichts— 
erdnung zeichnen fich bereit® in mehreren Hinfichten vor der älteren Gtrafgefep- 


gebung aus. 
(3. Abſatz.) 

Dennoch machten fie allmäblig viele Erläuterungen, einfhränfende und erwei— 
ternde Zufäge und Abänderungen notbwendig, welche ohne eine orbentlihe Samm- 
lung leicht in Vergeffenheit geratben konnten ; and lichen fie, felbft in wefentlichen 
Iheilen, eine Berbefierung zu wünfcden übrig. 

(4. Abjap.) 

Wir verordneten daher, daß ein Entwurf eincd newen Strafgefeges verfaßt, 
und den im den verjchicdenen Provinzen eigend aufgeftellten Gommiffionen zur Prü- 
fung mitgetbeilet werden jollte. Nur in Beitgalisien, wo die Einführung eines neuen 
Strafgefepes ein dringendes Bedürfniß war, erhielt der verfaßte Entwurf mit wenigen 
Abinderungen fogleid verbindliche Kraft. 


(5. Abfap,) 
Durch diefe Sorgfalt find über den Entwurf die Beobachtungen der Ausübung 


eingebolt, und bei abermaliger Weberficht des Ganzen die eingefendeten Erinnerungen 
der Sachverſtändigen benüget worden. 


(6. Abfak.) 
Bor Allem waren Wir bedaht, daß zwiichen den Berbrehen und ſchwe— 


ren Poligei-lebertretungen eine genaue Gränzlinie beſtehe, und bei 
diefer wichtigen Entfcheidung feine Willfür Statt finde. 
(7. Abfag.) 

Die verfhiedenen Gattungen der Berbredden werden durch deutliche Unter 
ſcheidungs merkmale bezeichnet, und die Grade der Strafbarkeit fowohl durch die all» 
gemeinen als befonderen Erſchwerungs- oder Milderungsgründe angedeutet, auf 
welche die Gerichtähöfe bei Ausmeffung der Strafen, im fo weit fie ihrer gerechten 
Beurtheilung zu überlaffen ift, zurüd zu ſehen haben. 

(8. Wbfag.) 

Bei Beftimmung der Strafarten legten Und überwiegende Gründe die 
Rothwendigkeit auf, die Todedftrafen auf einige Gattungen der Verbrechen auch außer 
dem Standrechte wieder herzuflellen. Sie find aber auf diejenigen Verbrechen einge- 
fhräntet worden, weldhe nur mit voller Heberlegung audgeführet werden können, und 
bei ihrem höchſt gefährlihen Einfluffe auf die öffentliche und Privat» Sicherheit der 
öffentlichen Berwaltung dieſe Strenge abnötbigen. 

(9. Abſatz.) 

Bei minder gefährlihen Verbrechen war es Und nah dem Hange Unſeres 
Hetzens geftattet, die Strenge der vorigen Geſetze zu mildern, und durch eine forg- 
fältigere u 3 der Strafdauer dad Urtheil des Richters nach dem Grade der - 
Schaͤdlichkeit der Verbreihen zu befchränfen. 

(10. Abfap.) 

Der Schuldige ſoll fein größeres Uebel leiden, als zur Hintanhaltung der 
Berbrechen angedrohet und vollzogen werden muß: und die Folgen der Strafe follen 
fh fo wenig, ale immer möglich ift, auf die fchuldlofen Angehörigen verbreiten. 

(11. Abſatz.) * 

Zu dem Ende iſt auch die Verjährung der Perbrehen und Strafen ımter Be— 
dingungen, welche die öffentliche Vorfiht beruhigen können, wieder aufgenommen, die 
Einziehung der Güter gänzlich abgefhafft, und den Gerihtöhöfen die Macht einge 
täumet worden, die Strafart mit Rückſicht auf die fchuldlofe Familie des Berbrecherd 
abzuändern. 
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Auszug aus der Einleitung des Strafgeſetzbuches 
vom 3. September 1808: 


Bon den Gegenftänden diefes Strafgefeßes. 


I 


Jede gefebwidrige Handlung unterwirft einer Verantwortlichkeit. Aber die 
Gefepgebung wird zur größeren Strenge gegen diejenigen Wß widrigen Handlungen 
aufgefordert, welche der Sicherheit im gemeinen Weſen zund h. und in einem böbe« 
ren Grade nachtheilig find. Zum Unterfchiede von anderen Uebertretungen werden 
diefe gefepwidrigen Handlungen dur die Benennung: Berbrehen und [hmwere 
BolizeisWebertretungen bezeichnet. 

ul, 


Berbrehen find gefeswidrige Handlungen und Unterlaffungen, bei welchen die 
Abſicht eigend auf dasjenige gerichtet ift, was die Sicherheit im gemeinen Wefen 
verlegt, und welche die Größe der Verlegung oder die gefährlichere Beſchaffenheit der 
Umftände zur Griminal-Behandlung eignet. 


III. 


Abſichtliche Verletzungen, welche aber nach Beſchaffenheit des Gegenſtandes, 
der Perſon des Thäters, oder nach Beſchaffenheit der unterlaufenden Umſtände zu 
einer Ctiminal-Behandlung nicht geeignet find, werden als ſchwere Polizei⸗Uebertre— 
tungen behandelt. 


IV. 


Unter die fchweren Polizei-Uebertretungen gehöret noch weiter, wenn ohne auf 
irgend ein Verbrechen gerichtete Abſicht etwad, fo durd die Geſetze, um Berbrechen 
vorzufommen, oder großen Nachtheil abzuwenden, zu thun verboten ift, gethan; oder 
etwas, was zu diefem Ende zu thun geboten ift, unterlaffen wird. 


V. 
Endlich werden wegen des allgemeinen Einfluſſes der Sittlichkeit auf die Ver— 


hinderung der Verbrechen auch Handlungen, welche die öffentliche Sittlichkeit ſtören, 
zu den ſchweren Polizei⸗Uebertretungen gezzͤlet. 

Dad gegenwärtige Geſetz bat nach dem bekannten Axiom: 
„lex imperat, non disputat“ die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
ausdrücklich aufgenommen, obgleich es ebenfalls auf den Grundlagen 
derſelben durchgeführt iſt. Es ſind gewiß nicht blos politiſch-wichtige 
Rückſichten, ſondern auch juridiſch-praktiſche Gründe, welche die 
Geſetzgebung von der Offenlegung derjenigen Motive zurückgehalten 
haben dürften, welche ſie bei der Abfaſſung des Geſetzes überhaupt, 
oder für den Inhalt dieſer oder jener Geſetzesſtelle insbeſondere 
geleitet haben. Eine ſolche Begründung ſoll zwar zunächſt aus dem 
innerſten Weſen des Rechtes an ſich, daher aus der objectiven, vernünf— 
tigen, und eben darum unvergänglichen, ſo wie ſich unwandelbar gleich 
bleibenden Grundlage des Rechtes entnommen werden, allein die Art, 
wie ſich dieſes allgemeine Recht bei einem beſtimmten Volke in einem 
gewiſſen Zeitabſchnitte im conereto geſtaltet, iſt vielfach abhängig 
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von Zeit- und Orts-, von ethnographifchen und nationalen Berhält: 
niſſen, und felbjt von Elimatifchen Einflüffen, von den äußeren Schid: 
falen der Macht und jeweiligen Stellung ded Staates und Volkes im 
Ganzen und feiner Machthaber im Bejonderen, häufig ſelbſt von ganz 
fälligen und vorübergehenden Veranlaffungen, ferner von dem jewei- 
ligen Standpunkte der Gejittung und Gultur, von den Sitten und 
Gewohnheiten eines Volkes, von den herrfchenden Anfichten der Wiffen- 
Ihaft und von dem vorwaltenden Gerichtögebrauche. Darin liegt das 
Vandelbare, dad mehr oder weniger Zufällige alles hiftorifchen, fei es 
nun organisch aus dem Volks-Leben von unten aus werdenden, oder 
durch den Willen eines Oberen gegebenen, Rechtes. — Es bleibt 
daher ſelbſt im letzteren Falle, wo es fih nur um ein gegebenes 
Geſetzesrecht handelt, ein eben fo unerreichbares als mißliches Unter: 
nehmen des Gejeßgebers, die Gründe defjelben mit erfchöpfender Voll: 
tändigfeit darlegen zu wollen, da nicht nur manche diefer Gründe 
ihrer Natur nach dem Geſetzgeber felbft nicht in's deutliche Bewußtſein 
heten, infoweit die Allmacht der dem pofitiven Gefege zu Grund Tie- 
genden Idee und die Gewalt der äußeren Berhältniffe ihn nicht felten 
iu Satzungen fortdrängen, die häufig viel größere Tragweite umfchließen, 
ald die unmittelbare Beranlaffung und die ihr entnommenen Motive 
angeftrebt Haben, und da überdieß ein pofitives Gefek fo häufig Anord- 
nungen trifft, für welche erft jpäterhin fich neue Gründe, Bedürfniſſe 
oder Anſchauungen herausbilden. Wie lüdenhaft wird dann für die 
Anwendnung des Geſetzes jede Erklärung des Sinnes aus den Gründen 
dejfelben,. wenn diefe vom Geſetzgeber felbjt nur mangelhaft angegeben 
ind. — Wie unpaffend ift es überhaupt für die Gefepgebung eines 
Staates, in wiffenfhaftlihen Streitfragen ein entfcheidendes 
Bort in die Wagfchale zu werfen, und doch enthalten derfei Motiven: 
Berichte zumeift nur Betrachtungen de lege ferenda, welche der jeweils 
vorherrfchenden Anficht der Doctrin entnommen find! — Gerade die 
vorftehenden pofitiven Beſtimmungen des früheren Geſetzes, fo z. B. 
der obige 10. und 11. Abſatz, die Art. VV, fo weit fie eine beftimmte 
wifenfchaftliche Anficht über den Rechtsgrund und Zwed der Strafe, 
über die Gründe, auf welchen die Einführung des Inſtitutes der Ver- 
lührung in's Strafrecht, und über das Wefen der Strafwürdigfeit von 
bürgerliche (juridifch-) ftrafbaren Handlungen überhaupt ausfprechen, 
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enthalten reichliche Belege dafür, wie mißlich es iſt, wenn der Geſetz— 
geher ſich im derlei rein .doctrinäre Lucubrationen einläßt, da eben 
dadurch das Gefeg mit feiner feftftehenden Anfhauungsweife folcher 
Momente nothivendig hinter der rüftig und unaufbaltfam fortfchrei- 
tenden Wilfenfchaft zurücbleiben muß. Was deuteln endlich die 
Interpretatoren der Schule und der Praris nicht Alles aus derlei 
autbentifchen Manifeftationen der Geſetzes-Gründe heraus! Wie 
wird einerfeit® das ausdrüdliche Hervorheben diefes und jenes Motiveg, 
und andererfeitd dad Schweigen des Gefehgeberd über fo manche andere 
noch denfbare Rationes legis von der Haarfpalterei, Rabulifterei und 
dem böfen Willen auägebeutet! — | 

Den Gründen des Gefebed nachzufpüren, fie und damit wohl 
auch das Geſetz felbft aus dem Höhepunkte der jeweiligen Wiffen- 
fchaft zu beleuchten, und deffen Sinne: Deutung nach Möglichkeit mit 
den Anforderungen der herrſchenden Wiffenfchaft in Einklang zu bringen, 
die mehr oder weniger immer vorhandene elaftifche Befchaffenheit deifel- 
ben zum SHaltpunkte für deffen eigene — innere — Perfectibilität 
fruchtbringend zu machen: dieß ift Aufgabe des Gommentators, des 
Lehrftuhls, des Forums, nicht aber — des Geſetzgebers! — 

Dennoch ift es zum Verftändniffe auch unferes dermaligen 
Geſetzes wichtig, ja unerläßlich, in die Erklärung der vorftehenden Be— 
ftimmungen des aufgehobenen Geſetzes tiefer einzugehen, weil fie 
den Grundton, den Geift und die Ziel-Richtung ausfprechen, in 
welchen das bisherige Strafgefek gehalten war, und weil fie daher 
auch den neuen oder durchdringen, da ja derfelbe nach der eigenen 
Verfündigung des Geſetzgebers zunächit nur eine neue Ausgabe des 
bisherigen Gefeges fein follte, daher in feinen Grundfeften, gleich: 
wie hinfichtlich der aus dem bisherigen Gefeße beibehaltenen Vor— 
Schriften, auf denfelben Momenten beruht, welche ehemals von dem 
höchſten Gefeßgeber felbft ald Unterlage und Stüßpfeiler feines Geſetzes 
hingeftellt worden waren. 

Der 4. Abſatz des obigen Kundmachungs: Patente, der eben 
auch rein doctrinären Inhalts ift, möge uns felbft heut’ zu Tage 
noch als ein erhabenes hiftorifhes Monument für die Thatjache 
erjcheinen, daB Oeſterreich's Herrfcher felbit mitten im Sturme der zu 
Ende des vorigen und zu Anfang dieſes Jahrhunders die Welt umwälzen- 
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den Ereigniſſe, lebhaft von der Regenten-Pflicht durchdrungen und mit 
der Aufgabe beſchäftiget waren, die Juſtizgeſetze ihrer Länder fort und 
fort dem jeweiligen Bedürfniſſe der Volker, und der ewig fort- 
jhreitenden Wiffenfchaft, der Gefittung und Bildung der Zeit und 
jeweiligen Gegenwart anzupalfen. — 

Der 2., 3., 4. und 5. Abſatz bieten Anlaß, diejenigen früheren 
Gefepbücher hier aufzuführen, welche nach notorifhen Berhältniffen und 
zum Theile ſelbſt nach der eigenen Verkündung des Geſetzgebers zu nächſt 
bei der Abfaffung des Strafgefeßbuhes vom 3. September 1803 vor: 
lagen, und welche eben deshalb auch durch die aufmerkfame Vergleichung 
des aus dem früheren oder in den fpäteren regelmäßig mit fleinen 
Abänderungen und Zufüßen lbergegangenen und jo fi allmälig fort: 
bildenden Inhalts, nicht felten überzeugende Aufklärung über das bei 
jeder diefer folgenden Entwicklungs-Stufen Angeftrebte bringen, und fo 
an fehr vielen Stellen wefentlich zum Verftändniffe des Gefeßes vom 
3. September 1803, und hiernach mittelbar auch des gegenwärtigen 
Gefeges vom 27. Mai 1852 beitragen. — 

Es find die: 

a. „die Constitutio Criminalis Theresiana, oder: Nömifch- 
Kaiferl. zu Hungarn und Böheim ꝛc. Königlich apoftolifhe Ma- 
jeftät Mariä Therefiä, Erzherzogin zu Defterreich 2. pein- 
lihe Gerihtöordnung vom 31. December 1768”) fammt 
den hierzu nachträglich erlaffenen Novellen. — 


*) Dieſes Hiftorifh überaus wichtige und beziehungsvolle Geſetzes⸗-Werk, wel- 
ches leider noch nirgend gebörig beleuchtet wurde, war nämlich das erfte allge» 
meine Strafgefeg für die fogenannten deutfchen Erblande (d. i. die Föniglich« böh— 
mifchen, nieder», innere, ober- und vorder.öfterreihifchen Erblande), da bis dahin faft 
jede öfterreihifhe Provinz ihre eigene Particular-Land-» oder Halé-Gerichté— 
ordnung (aus dem 15. bit 18. Jahrhundert) hatte, und ald Subfidiarquellen 
überdieß tbeild das allgemeine Strafgefeb des deutfchen Neiches, d. i. „Carl's V. 
und des heiligen römischen Reichs peinliche Gerichtdordnung, auf den Reichstagen zu 
Augsburg und Regensburg 1532 aufgericht” (gewöhnlich ald C. C. C. oder ſchlecht⸗ 
weg Carolina bezeichnet), theild Landed-Gewohnheiten, theild dad römiſche 
Recht amerfannte. — Die ziemlich vielen nadträglihen Verordnungen, melde 
theild noch unter Therefiend, theild unter ihres Regierungs-Nachfolgers, Joſeph II. 
Regierung bie zur Kundmachung des oben unter b. erwähnten Sofefinifchen Straf: 
gefepes vom 2, Aprif 1787 nadıgefolgt find, wurden nirgends vollftändig zufammens 
geftellt, und find auch für das Jahrzehend von 1770-1780 in Feiner Gefep- 
jammlung zu finden, da weder dad einzige erläuternde Wert, das über diefe 
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b. Joſeph's IT. „Allgemeines Geſetz über Verbrechen und derſelben 
Beftrafung vom 2. April 1737,*) ſammt den dazu nachträglich 


merkwürdige Godification erfchienen war, nämlih: „Hupka, posiliones eriminales 
secundum eonstitutionem Theresianam, Viennae 1779,“ noch auch fein Ueberfeger 
und Gloffater: „D. 9. v. H., Säge über dad peinliche Recht, nach der Therefiani- 
fhen Haldgerihtsordnung, Wien 1784,‘ diefe Sammlung vollftändig lieferten, und 
felbft nicht einmal den Muth hatten, die bijtorifch denkwürdige U. h. Refolution 
vom 3. Jänner 1776, „wodurd in allen beutfchen Erblanden mit Ginbegriff des 
Banats und Galiziend, die peinlihe Frage (Folter) ohne einigen Vorbehalt auf- 
gehoben worden war,“ zu berufen. — Freilih war diefe Verfügung urfprünglih nur 
den Berichten zu ihrer Darnachachtung mitgetheilt und deren Beröffentlihung ver- 
boten worden. — 

*)_Mit Patent vom obigen Tage (2. April 1787) ift diefed Geſetzbuch 
amtlich in einer DctavsHandaudgabe (Wien 1787, bei dem damaligen Hofbuhdruder 
v. Trattnern) fundgemaht und vom Zage der Rundmahung an in Wirkſam— 
feit gefept, fpäterhin aber in die officielle JZuftiz-Gefeg- Sammlung mit dem 
Datum vom 13. Jänner 1787 unter Nr. 611 aufgenommen worden. — 

Für die Lefer in allen jenen Kronländern, welche bieher eine von der übrigen öfter: 
reichiſchen Geſetzgebung getrennte und verfchiedenartige Legislation hatten, d. i. für Un» 
garn, Kroatien, Siebenbürgen u. f. f. bemerke ih, daß unter der Juſtizgeſetzſamm— 
lung (I. ©. ©.) jene (Anfangs in der Schönfeldifhen Buchdruderei erjchienene, 
daher früher manchmal auch Schönfeldifche Gefepfammlung genannte) „Sammlung 
der Geſetze und Verordnungen im Juſtizfache“ zu verftchen ift, welche feit 
dem Regierungsantritte Kaifer Joſeph's II. (1780) bieher ununterbrohen bid zum 
Schluſſe des Jahres 1841 alle in den kak. Staaten, mit Andnahme der cbengenann. 
ten, ehemals fogenannten ungarifhen Länder und des lombardiſch- venetianiſchen 
Königreiches kundgemachten in’d Juftizwefen einfhlagenden Geſetze und Verord— 
nungen in Gronofogifher Ordnung und mit fortlaufenden, nur mit jedem Res 
genten (Joſeph IL., Reopold II., Franz IL. und beziehungämweife fpäter dem J., und 
Berdinand I.) in neuer Reihe beginnenden, Zahlen bezeichnet erfheint, und von der 
f. f. Hofe und Etaatädruderei in Wien in folio, dermal jahrgangsweife ausgegeben 
wird. Sie iſt autbentifch, da fie Jahrgang für Jahrgang nad ihrem ganzen 
Inhalte der unmitelbaren A. h. Sauftion des Landesfürften ald Gefepgebers unter 
zogen wird. Sie wird bid zum Regierungsantritte des jegt regierenden Monarchen 
(2. December 1848) fortgefegt werden. Bon diefer Epoche an wurde fie überflüffig, 
da von diefem Tage an das für den ganzen Umfang des Reiches geltende, 
und die Gefege und Berordnungen aller Staatöverwaltungd- Zweige umfaffende 
„allgemeine Reichegeſetzblatt“ erfheint. — 

Des großen Kaiferd, der diefed Strafgefep vom 2. April 1787 erlaffen 
hatte, weit audfchender Adlerblid hatte wohl längft die hohe politifhe Nothwen⸗ 
digkeit erfannt, alle Staaten feined weiten Reiches zu Einem Staate umzubilden, 
und ihnen vor Allem Gefeged- und NRehtd- Einheit zu fchaffen. Seine ganze Re 
gierung ift ja nur ein vergebliches Ringen nad diefem großen Ziele gewefen ! — 
Darum hatte er angeordnet, daf das obige „allgemeine Gefeg über Verbrechen und 
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Strafen allen feinen Untertanen, Criminalrihtern und fonftigen Behörden zur 
allgemeinen Rihtfhnur dienen,” daber allerdings auch in den fogenannten unga» 
rifhen Ländern ald Geſetz gelten foll. — Allein des beftmeinenden Herrſchers befte 
Wünſche und Strebungen ſcheiterten, wie in fo vielen — aud in biefem Puntte. — 
Das allgemeine Strafgefep fam dort nicht in Geltung. Die Landtäge dee Ad» 
nigreich® Ungarn und der incorporirten Länder von 1790 und 1791 hatten zwar bie 
dringende Notbwendigfeit der Grlaffung eined Griminal-Godered anerkannt, und im 
Artikel 67 des dießfälligen Landstags -Geſetzes wurde aud ein Landtags-Ausſchuß 
(Deputatio Regnicolaris) zur Andarbeitung eines ſolchen Gefeg-» Entwurfes nieder» 
geſetzt. Diefer Entwurf fam aud zu Stande, wurde im Jahre 1807 fogar gedrudt, 
fam jedoch nie zur Beratbung des Laudtages felbft, und daher um fo weniger zur 
Geſetzeskraft. Defterd wurde die Cache auf fpäteren Landtagen angeregt, und führte 
endlich zu einem menerlihen durch eine Neichetage-Deputation in den Jahren 1541 — 
1843 ausgearbeiteten „Entwurf eined Strafgeſetzbuches für das Königreich Ungarn 
und die damit verbundenen Theile,’ der befanntlih 1843 in Peipzig auch in deutfcher 
Ueberjegung gedrudt wurde. Allein au er, und mit-ibm alle, feit Joſeph's vergeb- 
lihem Berfuche, das bereit publicirte Geſetz auch in faktifhe Beltung zu fepen, 
oft erneuerten Projecte feit 1787 blieben — Entwürfe! — 

Achnlihes begab fih in Siebenbürgen! Die Antwort auf Joſeph's allgemei— 
ne 8 Strafgefeg vom 2. April 1788 liegt im Art. 38 des fiebenbürgifchen Landtags-Geſetzes 
vom Jahre 1790: „Donee alia in eriminalibus forma Jegitime stabiliatur, fora judicialia 
semei legibus patriis et anliquo usui eonforment.“ Und fo — blieb ed auch 
bier bis zu dem thatfräftigen Herrfcherafte vom 27. Mat 1852! — Facta loquuntur! — 

Um aber dasjenige, was Joſeph's fchaffender Geiſt im Gebiete der Strafaefek- 
gebung wollte und anftrebte, vollftändig darzuftellen, fei noch bemerkt, daß er bereitd 
mit einem Patente vom 20. Auguft 1787, Nr. 712 der J. G. ©. die Abſchaffung der 
Strafgerihtäbarleit der Patrimonial-Gerichte und die Einführung von 
fandeäfürftlihen und collegial»organifirten Strafgerichten angeordnet, und mit 
einer vollftändigen Strafgerihtd-DOrganifation, damals vor der Hand in Defter- 
reich unter und ob der Enns, Steiermark, Kärnthen, Krain, Görz, Bradisca, Trieft, Tyrol, 
Böhmen, Mähren, Schichten und Galizien, begleitet hatte. — Allein diefes große 
Werk kam felbft in dieſen Ländern nicht zur Ausführung; erft nach mehr denn ſechs 
Decennien wurde durd die Gefeke vom 7. September 1848, 14. Juni 1849 (Nr. 278 
des R. G. B.) und vom 18. Juni 1850 (Nr. 234 ded R.G.B.) die Umgeftaltung der 
JuftizDrganifation, im Wefentlihen allerdings nur nad den ſchon von dem ein- 
fihtävollen Joſeph vorgezeichneten Grundfägen, in Berwirklihung gefept. — Mit 
Patent vom 1. Junind 1788 (in der I. ©. ©. aber mit dem Datum des 17. Ju» 
nius 1788) verkündete Er endlich eine „allgemeine Kriminal-Gerihtdord: 
nung’ (in der amtlichen Promulgation, in 8vo., Wien 1788, bei dem Hofbuch— 
druder v. Trattnern erfhienen), und verordnete, daß diefe „Vorſchrift für dad 
Griminal-PBerfahren vom 1. Auguſt 1785 an von fämmtlichen Behörden, 
Bürgern und Unterthanen“ (alio wohl in allen Erbländern) auf das Genaueſte be 
folgt werben fol. Durch diefe Vorſchrift wurde zugleih dad Gefek über das Straf: 
verfahren wegen minderer firaffaren Handlungen (Polizeisebertretungen, tie aber 
domald „politiſche Berbrechen“ genannt wurden) ergänzt. Das letztere war nämlich 
von Joſef II. bereit durd eine unter'm 31. Jänner 1787 erlaffene „Inſtruction für 
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c. Franz des I. „Strafgefeßbud für Weftgalizien vom 17. Junt 
1796.) — 

Der 6. Abſatz des obigen Kundmachungs-Patentes macht uns mit 
der Abfiht des Geſetzgebers befannt: „im Gefege felbft eine genaue 
Gränzlinie zwifchen Verbrechen und fchweren Polizei» Hebertretungen 
(welch' lebtere nunmehr, d. h. in dem neuen Strafgefeße unter 
dem Namen „Vergehen und Uebertretungen“ vorkommen) feftzubalten, 
damit bei diefer wichtigen Entfcheidung feine Willführ ftattfinde.“ — 
Praftifch wurde der Zweck des Gefetgeberd vollfommen durch die 
categorifche Vorſchrift des Art. IV. des nunmehrigen Kund- 
machungs-Patentes vom 27. Mai 1852 (ehemald Art. VI.) erreicht, 
indem fraft diefer Vorfchrift bei der Entfcheidung, ob eine Hand— 
fung überhaupt als ftrafbar, und ob fie ald ein DBerbrechen oder 
ald eine ſchwere Molizei - Hebertretung (dermal ald Vergehen oder 
Uebertretung) zu behandeln fei, wirklich die richterliche Willführ ganz 
und gar ausgefchloffen erfcheint. Die unten folgende Erflärung des 
Art. IV. unfered gegenwärtigen Kundmachungs-Patentes wird die um: 
ftändlich ausführen. — Mlein wiffenfhaftlich laffen jih der von 
dem Gefege vom 3. September 1803, und übereinftimmend hiermit 
thatfählih auch von unferem dermaligen Geſetze vom 27. Mai 1852 
de lege ferenda gezogenen Grenzlinie zwifchen Verbrechen einerfeits, 
und ſchweren Bolizeislebertretungen (Vergehen oder Webertretungen) 
andrerfeitö nicht nur an fich gewichtige Bedenken entgegenftellen, fondern 


die politischen Behörden über die Anftrengung einer Inquifition, Aburtheilung und 
Strafvollziehung wider einen eines politifchen Verbrechens Beſchuldigten“ geregelt 
worden. (Sieh' diefelbe in dem Hofdelrete vom 5. März 1787, Nr. 640 der 3.6. ©.) 

) Diefe Novellen zum Joſephiniſchen Strafgefege, von denen ſehr viele noch 
unter Joſeph felbft, einige fehr wichlige, zumal in Beziehung auf Milderung bes 
Strafenfpftems, aber auch erft unter Leopold und Franz erfchienen, find nirgendd 
erihöpfend, doch noch am vollftändigften, wenn gleich nur mit fehr fummarifchen 
Inhaltö-Angaben zufammengeftellt in: „Vollmayer's Verſuch einer Geſchichte der 
Strafgefepgebung, Wien 1804, Seite 87—105.” 

*) Diefed Gefepbuh wurde ebenfall® amtlich in einer Dctav- Ausgabe (Wien 
bei dem Hofbuhdruder Hraſchanzky, 1796) fundgemadt, vom 1. Jänner 1797 ange: 
fangen in Weftgalizien in Wirkfamfeit gefept, und ging auch mit demſelben 
Datum (17. Junius 1796) in die 3. ©. ©., Nr, 301 über. 
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fie entbehrt auch überdieß der nöthigen Schärfe und felbft der durd- 
greifenden Gonfequenz in der Durchführung. Die fpäter folgende 
Erklärung der oben aufgeführten, aber in das neue Geſetz nicht über: 
gegangenen Art. I — V. des früheren 8. M. P. vom 3. September 
1803 wird dieß ausführlich nachweiſen. — War 8 daher nicht ange- 
meffener, daß das neue Geſetz diefe rein theoretifhe Begründung 
feiner pofitiven Anordnung nicht mehr aufnahm? 


Der 7. Abſatz des früheren Rundmahungs-Patentes enthält eine 
ebenfalld blos theoretifche Hinweifung auf zwei in dem Geſetze felbit 
feftgehaltene Grundfäge, daß nemlich 


a) auch die verfchiedenen Gattungen der Verbrechen fcharf von ein- 
ander durch deutliche Unterfcheidungsmerfmale abgegränzt werden 
follen, und daß 


b) die Gefepgebung regelmäßig bei jedem Verbrechen mehrere Grade 
der Strafbarfeit feftgefeßt habe, um dem Richter bei der Aus- 
meſſung der Strafen mit Nüdjicht auf die Erſchwerungs- und 
Milderungs » Umftände einen angemeffenen Spielraum zuzuge— 


ftehen. — 


Die realen Inhalts-Momente oder Conſequenzen diefer zwei legis— 
lativen Gefihtspunfte find allerdings auch in das neue Gefeß, und 
zwar nicht blos hinfichtlich der Verbrechen, jondern auch in Anfehung 
der Vergeben und MUebertretungen übergegangen. Die Glaffification 
der Verbrechen nach mehreren Dauptgefichtöpunften, wie fie der $. 56 
unſeres dermaligen Strafgefeßes feftfebt, und die daran gefnüpfte, zum 
Theile hieraus gefolgerte Aufzählung aller einzelnen Gattungen derfel- 
ben im $. 57 mit viel fehärferer gegenfeitiger Auseinanderhaltung, ale 
dies im Gefeße vom 3. September 1803 der Fall geweſen war, fo wie 
die durch die 88. 274—277 geſchehene Gliederung der Bergehen und 
Uebertretungen, wenigftens nach den Hauptgegenftänden der Verlegung 
oder Bedrohung, insbefondere aber die von dem Geſetze vollftändig 
durchgeführte ſehr genaue Begriffsbeftimmung jeder einzelnen ftrafbaren 
Handlung geben Zeugnig für die reale Ausführung des unter a 
erwähnten Gefekgebungs-Principed. Wenn nun aber auch unfer ders 
maliges Gefeg die eben in Rede ftehende Hinweiſung auf diefen fpäteren 
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Inhalts-Moment nicht ausdrücklich aufgenommen hat: ſo muß es weiter— 
hin in Frage geſtellt werden, ob es nicht ſelbſt durch die Aufnahme 
des V. Hauptſtückes des J. und des IV. Hauptſtückes des II. Theiles, 
d. h. der fo eben erwähnten 88. 56, 57 und 274—277 noch immer 
zu fehr dem Doctrinärismus der Gefebgebungs -» Wiffenfchaft gehul— 
diget habe; da eben diefe Vorfihriften des Gefepes, wie näher bei 
der Erläuterung derfelben dargethan werden wird, nicht blos praftifch 
überflüffig find, fondern überdieß, wenn man ihnen dennoch eine praf- 
tifhe Bedeutung zuerfennen will, nur zu leicht zu einfeitigen und 
fchiefen Auffaffungen, zu Mißdeutungen des Geſetzes führen. — Die 
Gliederung der ftrafbaren Handlungen nach gewiffen leitenden Gefichte: 
punkten, die Glaffification nach aemeinfamen Gattungs-Kriterien und 
unterfcheidenden Specied-Merfmalen ift Sache eines Lehrbuches, nim- 
mermehr aber eines Geſetzbuches. 

Was jedoch den unter b erwähnten Grundfaß betrifft, fo wurde 
derfelbe von dem neuen Geſetze, nach der fhon oben (Seite 21) gege⸗ 
benen vergleichenden Auseinanderſetzung der 88. 327, 366 u. fg. des 
neuen Gefeßes, mit den entfprechenden 88. 69, 120 u. fa. des alten 
Geſetzes, nicht blos bei den verfihiedenen Berbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen im Einzelnen confequenter durchgeführt, als jelbit in 
dem bisherigen Gefeße, jondern auch ganz allgemein in den 88. 17, 
32, 48, 49, 51 —54, 265 und 266 ald Regel feitgeftellt, ohne daß 
aber das dermalige Geſetz eine derlei allgemeine legislative Borbe- 
merfung für nöthig gefunden hatte. — Diefelbe wäre um fo unpaffen- 
der geweſen, da dermal auch noch in anderen Geſetzen, namentlich in 
‚den für das Straf-Verfahren beftehenden Borfchriften ähnliche, mit 
diefem Grundfage zufammenhängende, Anordnungen beftehen, die alfo 
der Richter ebenfalls in Anwendung zu bringen hat. Dieß iſt nemlich 
für jene Kronländer, in welchen die Strafprocekordnung vom 17. Jän— 
ner 1850 ailtig ift (d. i. für Defterreich unter und ob der Enns, Salz 
burg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Trieft mit dem Küftenlande, Görz 
und Gradisca, Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlefien), 
der Fall mit dem 8. 346 eben diefer Strafprocefordnung, und den ihn 
ergänzenden Novellen vom 16. März 1851 (Mr. 66 des R. ©. 2.) 
und $. 10 der Eaiferlichen Verordnung vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 
des R. G. B.); ferner für diejenigen Kronländer, wo dermal noch das 
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Strafverfahren nach den beiderjeitigen zweiten Abfchnitten des II. Thei- 
led des St. ©. B. vom 3. September 1803 ailt (das ift: im lom— 
bardifch-venetianifchen Königreiche, in Dalmatien, Galizien mit Krakau 
und in der Bukowina), und für Siebenbürgen, wo eben diefes Straf- 
verfahren theilweiſe ſchon befteht, theilmeife vom 1. September 1852 
an eingeführt wird *), mit dem $. 441 des I. Thle. und der 9. €. 
vom 30. Jänner 1812, Nr. 970 der J. G. ©., fo wie mit den 88. 
430 und 431 des IT. Thls. Diefe Borfchriften beftehen nem: 
lid fortan in voller Rechtskraft, da ihnen durh den Artikel 1. 
des nunmehrigen Kundmachungs-Patentes, der ja nur die biöherigen 
Gefege des materiellen Strafrecht, keineswegs aber die in den 
Gefegen über das Straf-Berfahren enthaltenen Borfhriften aufhob, 
niht nur in feiner Weife derogirt worden ift, und da vielmehr die be- 
jtehenden Gefebe über das Straf-PVerfahren überhaupt‘, daher auch 
die obigen in diefen Gefegen eingefchloffenen Borfchriften über die Be- 
fugniffe, welche den Strafgerichten in Beziehung auf Milderung der 
Strafe noch über die Beftimmungen des materiellen Strafgefeßes hinaus 
zufommen, binfichtlich der Kronländer, wo die Strafprocegordnung vom 
17. Jänner 1850 wirkfam ift, durch die dem neuen Strafgefeße an— 
gehängte Faijerlihe Berordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 118 des 
R. G. B.; in Anfehung derjenigen Länder aber, wo dad Strafver- 
fahren fich noch nach dem Geſetze vom 3. September 1803 zu regeln 
bat, durch den Art. IT. des Kundmachungs-Patentes zum Strafgefege 
felbit, und in Beziehung auf Siebenbürgen durch die faiferliche Ber: 
ordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 121 fogar ausdrüdlich al fort: 
dauernd beftätiget worden find. 


Im 8. Abſatze des obigen Kundmahungs » Patentes fucht der 
Monarh die in feinem damaligen Gefeke erfolgte Wiedereinführung 
der Todeöftrafe auch außer dem Standrechte, nemlich im ordentlichen 
Griminal-Berfahren, zu begründen, und gleihjam vor feinen Völkern zu 


*), Sich’ die gleichzeitig mit dem Strafgefege kundgemachte faiferlihe Verord— 
aung vom 27. Mai 1852, Rr. 121 des R. ©. 2. 
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rechtfertigen *). Ein bald darauf beſonders erlaſſener „öffentlicher Ruf“, 
deſſen allfeitiafte Kundmachung mit ffrupulöfefter Sorafältigkeit durch— 

*) Zunächſt erklärt fih die oben bargeftellte, beinahe ängftlich » forgfältige 
Rechtfertigung der Wiedereinführung der Todesſtiafe nur durch die Hiftorifche Be: 
feuchtung der unmittelbar voraudgegangenen, und damals obwaltenden Zuftände. — 
Am fchneidendften Gontrafte zur mehrgenannten Therefiana, welche in ihrem terrori» 
ftifhen Strafen-Spfteme von der Zodeöftrafe, felbft mit graufamen Berfhärfungen, 
fehr häufigen Gebrauch gemaht hatte, befahl der menfchenfreundliche Joſeph I. 
alsbald nad dem Antritte Seiner Regierung mit einer gebeim zu baltenden 
A. h. E. vom 9. März 1781 allen Gerihten: „daß die nach dem Gefeke zu 
fhöpfenden Zodesurtbeile zwar den Delinquenten angekündigt, jedoch weder 
vollzogen, noch auch die Malefiz.Perfon audgefept, fondern vorläufig dad Tedes— 
urtheil fammt den Acten der oberften Juftizftelle eingefendet, und die weitere 
Entſchließung abgewartet werden foll”“. Durd eine weitere A. h. E. vom 
22, Auguft 1783, welche ebenfalls nicht kundgemacht werden durfte, 
wurde überdieh (wieder nur den Gerichten) angeordnet: „daß von da an die Tor 
desurtheile auch nicht mehr ange fündet werden follen, fondern dak in 
jedem falle, wo dad Erkenntniß nah den dermal noch beftchenden 
Geſetzen auf die Todesftrafe abgeht, die Unterfuchungd-Acten an das Gri- 
minal-Obergericht einzufchiden jeien.” — — Thatjählich wurde daher von Jo— 
fepb II. feit jenen denfwürdigen, aber wohlgemerft, nur ala gebeime Im 
ftructionen an die Gerichte erlaffenen A. b. Weifungen, fein Todes: 
urtbeil mebr vollzogen, fondern von jedem folhen, durch dad Griminal-Ober- 
gericht und die oberfte Juftizftelle an den Monarchen gelangten Urtbeile die Todesftrafe 
im Wege der landesfürftlihen Begnadigung regelmäßig in Kerlerftrafe umge 
wandelt. — Allein das Geſetz felbft, die oftgenannte Therefiana nemlich, mo» 
durch die Todesftrafe auf fo viele Verbrechen feitgefegt war, wurde durch jene 
U. h. Entfhließungen von 1781 und 1783 nicht aufgehoben, fondern 
im Gegentheile ausdrüdlih beftätigt. — Geſetzlich beftand alfo die Te: 
desftrafe fort big zur Einführung des frübererwähnten Jofefinifhen 
Strafgeſetzbuches vom 2. April 1788. — Es ſchien mir Pfliht, aus diefem 
Anlaffe endlich einmal die vorftehbende Thatſache auch öffentlich mit gefchriebenem 
Worte und mit actenmäßiger und biftorifcher Treue feftsuftellen, da die vielen gleich. 
geitigen und heutigen Begeiferer des weltbiftorifchen Nuhmes des großen Monarchen 
nicht felten ihm einen empörenden Act bimmelfchreiender Gabinetd-Juftiz machläftern, 
daß er nemlich zu Anfang des Jahres 1786, alfo [wird irrig oder perfid einge 
fhoben] nad; bereits gefeglich erfolgter Aufhebung der Zodesftrafe, noch am einem 
Delinquenten, Namınd 3....... die Todesſtrafe nach der ganzen Strenge ber 
Iherefiana mittelft des Rades vollziehen lieh. — Die Thatjache, daß nemlih in 
Folge eined von dem competenten Griminalgerihte mit Stimmeneinhelligkeit gefhöpf: 
ten Erkenntniſſes, welches den genannten Delinquenten als Ihäter eined unter fehr 
empörenden PBerbältniffen mit kalter Berruchtheit an feiner Wohlthäterin meuchleri— 
ſcher Weiſe vollbradhten Raubmorded nah Vorſchrift des noch in voller 
Nehtsfraft beftandenen therefianifhen Coder zum Tode durch dad Rad 
verurtbeilt hatte, diefed Todedurtbeil an dem Delinquenten wirklich vollzogen wurde, 
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geführt wurde, und der auch in dem Hofkanzleidecrete vom 29. Octo— 
ber 1803, Nr. 632 der J. ©. ©. enthalten ift, hatte diefer Begrün- 
dung noch eindringlicher den Schein einer eigentlichen Rechtfertigung 
zu geben verfucht, da er ausdrüdlich beifügte: „daß fich die Anzahl der 
Verbrechen feit Aufhebung der Todesitrafe nicht vermehrt, daß alfo 
diefe Erweiterung (der Todesftrafg auf mehrere Verbrechen) keineswegs 
auf den allgemeinen Charakter der Nation Beziehung habe, deffen ihm 
eigener Gutmüthigkeit, Folgfamkeit und Liebe zur Ordnung Se. Maje: 
ſtät im Angefichte Europa's die verdiente Gerechtigkeit widerfahren 


it richtig; allein nicht deshalb, meil der gerechte Kaifer einen Machtſpruch getban, 
deſſen es nach den eben erflärten Verhältniſſen durchaus nicht bedurfte, fondern 
weil er in dieſem alle bei dem Ihm vorgelegten Urtheile feine Gnade eintre 
ten ließ, fondern befahl: „daß ber Gerehtigfeit nah Vorſchrift des Ge 
feg ed freier Lauf gelaffen werde.“ 

Erſt mit dem neuen Strafgeſetze vom 2. April 1787 bob Joſeph I., den 
dur Beccaria angeregten und auch im unferem Baterlande durh Sonnenfeld 
beimifh gemadhten Forderungen der damals herrfhenden Doctrin, daß fi die 
Gerechtigkeit und Zwedmäßigkeit der Todesſtrafe nimmermcehr erweifen laffe, nach— 
gebend, für Defterreich die Todeäftrafe im ordentlihen Strafverfahren auf. 

Allein fhon im Jahre 1794 richteten die beiden oberften GentralsHofftcllen 
für die politifche und für die Juſtiz-Verwaltung unaufgefordert, und nur dur 
die befannten politifchen Greigniffe jener Zeit veranlaßt, an den jugendlichen 
Menarhen Franz II. den Antrag, die Todesitrafe für — „Hochverräther“ wicder 
einzuführen. Der Kaifer genehmigte diefen Antrag, und dad Patent vom 2. Jänner 
1795, Nr. 209 der. G. S. enthält deffen Ausführung. — Dieſes Patent ging and 
wörtlih in das bald darauf fundgemachte weftgalizifche Strafgefeg vom 17. Juni 1796 
($. 44) über, ohne daß jedoch die darin nur auf bad Berbrehen des 
Hochverrathes eingefhränfte Todesgefahr in dieſem Geſetzbuche aud 
auf andere Verbrechen ausgedehnt worden wäre. — Im Jahre 1801 
machte eine aus Mitgliedern der oberſten politiſchen und Finanz-Hofftelle fo wie der 
Befeggebunge-Hofcommiffion zufammengefepte Gommiffion an den Monarchen ebenfalld 
unaufgefordert den Antrag: „gegen die fih in hohem Grade mehrenden und 
jo gefährlich um ſich greifenden Berbrehen der Münz- und Bankozettel-Berfälfchung 
bie Todesftrafe dur den Strang wieder einzuführen.“ Allein die Verhandlungen 
hierüber, fo wie über die bald darauf angeregte Erweiterung der Todeöftrafe auch 
auf die Verbrechen des Mordes, der gefährlihiten Jälle der Brandlegung u. f. f. 
jogen fih im die Länge, und wurden über Anordnung des Monarhen mit den Be- 
tatbungen über dad bald darauf erlaffene allgemeine Strafgefepbuh in Verbindung 
zeſeßt. — Diefe Umflände mögen es erflären, daß der Gefepgeber im Kund» 
mahungs- Patente zu dieſem Strafgefepe die wenigſtens für das Volk noch ganz 
aeue und gewwiffermaßen überrafhende Einführung der Todesſtrafe indbefondere zu 
tehttertigen ſich veranlaßt fand. 
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laffen.” — Wenn wir aber den Inhalt diefer Begründung näher 
unterfuchen, fo zeigt fih und neuerlich die Erſcheinung, daß der Gefeb- 
geber ſich wieder in eine mwiffenfchaftliche Erörterung derjenigen 
focialen und politifchen Gründe eingelaffen habe, welche die Geſetzge— 
bung des Staates überhaupt berehtigen und vermögen fünnen, 
die Todesftrafe feitzufegen, und melde insbeſondere Oeſterreich's 
Geſetzgeber beftimmt haben, fie wieder in größerer Ausdehnung, den— 
noch aber mit Einfchränfung auf diejenigen Verbrechen einzuführen, 
„welche nur mit voller Ueberlegung ausgeführt werden fünnen, 
und bei ihrem höchſt gefährlihen Einfluffe auf die öffent- 
fibe und Privatfiherheit der öffentlichen Verwaltung dieſe 
Strenge abnöthigen“, und — wie fich weiter der höchſte Gefeßgeber 
in dem fihon erwähnten „öffentlichen Rufe“ ausdrüdt — nur „gegen 
folche Verbrecher, deren zum Böfen verhärtete Gemüthdart 
unverkennbar aus der Gräßlichfeit der Handlungen, die fie zu 
verüben fähig find, herworleuchtet, — fo wie blos gegen foldhe Ber: 
brechen, die nicht ohne vorhergehende Leberleaung ausgeführt 
werden können, two fich daher der Vorftellung des Thäters im längeren 
Zwifchenraume der Gräuel der Uebelthat, die Größe, die 
Schädlihfeit der Folgen nothwendig angeboten haben mußte, 
und wornach daher der für-die Gefeßgebung einzige Grund 
Shonender Strafen, die Hoffnung jemaliger Befferung, 
aufgegeben ift. Gegen fo hartnädige Böfewichte könne daher dem ge: 
meinen Wefen nur ihr Zod Sicherheit gewähren. Die Pflicht, 
die gemeinfhaftlihe Sicherheit wirkſamer zu befhügen, 
die hohe Sorgfalt des Regenten für die Sicherheit der redht- 
lichen Untertbanen zu forgen, lege die traurige Nothwendig- 
feit auf, die Todesftrafe auf mehrere Verbrechen wieder feitzufeßen, 
wobei Sih Se. Majeftät zugleich verfprechen, daß die dadurch lebhafter 
vergegenwärtigte Größe der Strafe den Eindrud derfelben verftärken 
und ald eine abfchredende Warnung au auf Andere einwirken 
werde u. ſ. f.“ — Wer möchte nicht in diefen fchönen Worten 
eines mächtigen Monarchen deffen hochherzigen Sinn bewundern? Allein 
darüber, ob eine ſolche doctrinirende Debatte in dem zunächſt nur di s— 
poniren follenden Geſetze ihren rechten Platz gefunden habe, möchte 
um fo mehr gesweifelt werden, da auch in dieſen Punkten wieder die 
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Doctrin der ſpäteren Zeit die hier niedergelegten wiſſenſchaftlichen An— 
ſchauungen nur zu leicht überholt, und da überdieß einzelne Stellen 
ſolcher Begründung, ſobald ſie aus ihrem Zuſammenhange geriſſen 
werden, z. B. „der Geſetzgeber habe hier ſelbſt die Beſſerung der Ver— 
brecher, oder die allgemeine abſchreckende Warnung als Grund und 
Zweck der Strafe aufgeſtellt“ — nur zu oft zu ſchiefen, einſeitigen 
und ſelbſt ungerechten Deutungen und Anwendungen des Strafgeſetzes 
mißbraucht werden. 

Wer immer mit unbefangenem Sinne die wenigen Fälle würdi— 
get, in welchen das neue Geſetz vom 27. Mai 1852 die Todesſtrafe 
noch beibehalten hat, der wird erkennen, daß das neue Geſetz dieſelbe 
durchweg nur auf ſolche Verbrechen und auf ſolch' verruchteſte Mitwir— 
kung bei denſelben eingeſchränkt hat, bei welchen die oben angedeuteten 
legislativen Gründe im Vollmaße eintreten. — Es ſind dieß nemlich 
im ordentlichen Strafverfahren nur folgende fünf Fälle: 

a) jede Mitwirkung bei jener Art des Verbrechens des Hochverrathes, 
deren Gegenftand die Perfon des Staatsoberhauptes oder deifen 
Regierungsrechte find, und die gefährlichiten Ihätigfeiten bei den 
übrigen Arten des Verbrechens des Hochverrathed ($. 59 lit. a 
und b); 

b) das Verbrechen der öffentlichen Gewaltihätigkeit durch boshafte 
Beihädigung an fremdem Eigenthum, wenn diefelbe den Tod 
eined Menfchen zur Folge hatte und dieß von dem Thäter vor- 
bergejehen werden fonnte ($. 36); — oder durch andere boshafte 
Handlungen oder Unterlaffungen unter befonders gefährlichen Ber: 
hältniffen bei dem Eintreffen des oben erwähnten Erfolges ($. 87); 

e) die Urheberfchaft und unmittelbare Mitwirkung bei dem Berbrechen 
des vollbrachten Mordes ($. 136); 

d) jede unmittelbare Mitwirkung bei dem Verbrechen des räuberi- 
ſchen Todſchlages ($. 141); 

e) das Verbrechen der Brandlegung, jedoch nur in den zwei gefähr- 
lichſten Fällen, wenn nemlich entweder dadurdh ein Menfch um’s 
Leben gekommen ift, und dieß von dem Brandleger vorhergefehen 
werden konnte; — oder wenn die Brandlegung durch bejondere 
auf Berheerungen gerichtete Zufammenrottungen bewirkt worden 
ift ($. 167 lit. a). 
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Daß für drei weitere Fälle, nemlich für die emtfernteren 
Mitwirkungsarten bei dem Verbrechen des Hochverrathed, — für das 
Verbrechen der Verfälfhung der öffentlichen Greditspapiere und für die 
wiederholte, wenigitens mit Ginmaligem Ausbruche begleitete Brand- 
legung, für welche das bisherige Geſetz ebenfalls die Zodesftrafe ver- 
hängt hatte, diefelbe von dem neuen Gefege aufgehoben und in Kerfer- 
ftrafe umgewandelt worden fei, wurde bereitd oben bemerft. 

Wenn nun aber auch die dermalige Gefehgebung die Zodesftrafe 
in den eben erft erwähnten fünf Fällen beibehalten hat, ohne der 
Gründe diefer Beibehaltung ausdrüdlih zu erwähnen, fo muß wohl 
angenommen werden, daß fie fich hierbei nicht blos von jenen erniten 
Rückſichten leiten ließ, welche diepfalls die frühere Geſetzgebung felbit 
kundgab, fondern daß fie auch ihr Auge weder jenen gewichtigen Grün. 
den, welche von der heutigen Rechts- und Gefepgebungs-Wiffenfhaft 
für die Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt geltend gemacht 
werden, noch jenen Erfahrungen verfchloß, welche deren Beibehaltung 
insbefondere in unferem Gefammt-Baterlande Defterreich mit gebie- 
terifcher Nothiwendigkeit das Wort führen. — In erfterer Beziehung 
weifet die Wiffenfchaft der Gegenwart nach, da aus dem Standpunfte 
der dee der Gerechtigkeit feinem Verbrecher Unrecht widerfahre, der 
für eine mit felbftbeitimmtem Willen begangene Rechtöverlegung ale 
Strafe ein folches Uebel erfahre, welches der objectiven Größe der 
techtverlegenden That, und dem Grade feines fubjectiven Verſchuldens 
vollfommen adäquat, d. h. in jeglicher Beziehung nur gerechte Ver: 
geltung ift. Dadurch ift im Grundfage die Gerechtigkeit au 
der Todesftrafe für gewiffe Verbrechen erwiefen. — Ihre Nothwen- 
digfeit begründet ſich, fobald durd die Erfahrung dargethan ift, 
daß alle übrigen Strafübel unzulänglich bleiben, um die Gefellfchaft 
im Ganzen, und die ‘Perfünlichkeit des Ginzelnen gegen die gefähr- 
lichten Angriffe, jo wie gegen die vermwildert'ften Webelthäter in dem 
für menſchliche Gejeßgebung und Macht erreichbaren approrimativen 
Grade zu fühern, und daß fich fofort der Staat zum Schirme der 
rechtlichen Ordnung diefes äußerſten Nothwehr-Mitteld ald Drohung, 
und bat er einmal damit gedroht, zur Wirkfamfeit diefer Drohung 
auch der Bollziehung der Todesftrafe bedienen müffe. — Ihre 
Zwedmäpigkeit endlich leuchtet ein, weil gleichmäßig doch dur) 
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Pſychologie und Erfahrung dargethan ift, daß fie in ihrer Drohung, 
jobald nur die Gewißheit der Vollgiehung zur Seite ſteht, das für 
den Verſtand, die Phantafie und die Apprehenfion der Menichen a b- 
Ihredendite,. daher auch relativ-abhaltendfte aller Strafübel if. — 
Wenn hiernady die Beibehaltung der im Grundf abe zuläffigen To- 
desitrafe für mehrere oder wenigere Verbrechen nur eine Frage der je 
weiligen Givilifation, der Geſittungs- umd Sultur-Stufe eines 
Volkes ift, fo wird fein unbefangener Beobachter läugnen können, daß 
die dermalige Bildungsjtufe eines großen Theils der fo verſchie— 
denen Völker des Gefammtitaates Defterreich dieſes äußerſte Schreck⸗ 
mittel noch nicht entbehren könne, und daß gerade die hie und da 
ſo ſchroff gegenüber ſtehenden nationalen Gegenſätze dasfelbe mehr 
als irgendwo bedingen, ſelbſt wenn von den gewiß nur als vorüber— 
gehend anzuſehenden Ereigniſſen der Jahre 1848 und 1849 gänzlich 
abgeſehen würde. 

Die Umwälzung des Jahres 1848 hatte übrigens in unſerm 
Vaterlande auch in der Anſchauungsweiſe über die Todesſtrafe eine 
eigenthümliche Wendung herbeigeführt. Ein allverehrter Juſtizmann 
Oeſterreich's ließ ſich als Miniſter der Juſtiz in ſeines edlen Herzens 
Milde im Jahre 1848 zu der officiellen Erklärung ) beſtimmen: 
„daß das Juſtizminiſterium bei mehreren von dem oberſten Gerichts— 
hofe ohne Antrag auf Begnadigung zur landesfürftlichen Beftätigung 
vorgelegten Todesurtheile zwar anerkannt habe, daß an und für fich 
das Walten der gefeplichen Strenge gegen die dadurch verurtheilten 
Verbrecher (Raubmörder!) vollfommen gerechtfertiget wäre, zugleich 
aber ald Grundfag ausgefproden habe, das Se. Maje— 
ſtät ſich nicht geneigt finden dürften, derzeit und bis die 
conftitutionelle geſezgebende Gewalt über die Beibehal: 
tung oder Abjtellung der Todesitrafe entfchieden haben 
wird, ein Todesurtheil vollftreden zu laffen. Se. Majeftät 
haben auch, in Ihrer Milde, diefen Grundſatz billigend, von 
dem fchönen Rechte der Begnadigung Gebrauch zu machen, und die 
Bejtimmung der zeitlichen Strafe dem oberften Gerichtshofe zu über: 
laffen befunden.“ — Mit danfbarer Anerkennung wurde diefe Erklärung 
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) Sich! die Wiener-Zeitung vom 2. Juni 1848, Nr. 153. 
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von der öffentlichen Iages- Meinung aufgenommen, während emite 
Juftizmänner darüber von ſchwerer Beforgniß ergriffen, mit Bangen 
der nächften Zukunft entgegenfahen. — Raub-, Meuchel-, Gatten- und 
Verwandten-, politifcher und nationaler Rache-Mord, verruchte Brand- 
ftiftungen und Zerftörungen des Eigenthums wurden nicht weniger, 
und alsbald fahen fi) Gerichtshöfe aller Inftanzen und Verwaltungs— 
Behörden jeglicher Richtung veranlaßt, gegen derlei Verbrechen die An- 
wendung der ganzen Strenge des Geſetzes, und fofort der — zu gutem 
Glücke — wenigftens geſetzlich noch nicht abgefhafften Todes- 
firafe wieder in Antrag zu bringen. — — 

Wer überdieß die Mäpigung, Weisheit und Milde in Er-. 
wägung bringt, mit welcher feit der Herrfchaft des Strafgefeßes vom 3. 
September 1803 in Defterreih von der Todesftrafe wirklich Gebrauch gemacht 
wurde, und wie entgegen in allen Yällen, wo nur irgend welche Mil- 
derungs-Umftände eintraten, oder wo die Natur der Verbrechen an und 
für ſich eine nachfichtövollere Beurtheilung empfahl, die von den Ge- 
richtshöfen nach Vorſchrift des Geſetzes gefällten Todes-Urtheile durch 
die Bermittlung der landesfürftlihen Begnadigung in Kerkerftrafe um- 
gewandelt zu werden pflegen, der wird der Aufhebung der Todesftrafe 
in der Sebtzeit noch faum das Wort reden können. Doch Zahlen 
mögen dieß noch beftimmter erhärten: 

Nah authentifchen Daten ftellt fi) in dem langen Zeitraume 
von mehr denn 44 Jahren vom 1. Jänner 1804, an welchem Tage 
nemlich das oftgenannte Strafgefeß vom 3. September 1803 in Gel: 
tung trat, bis zu dem oben erwähnten Momente der im Jahre 1848 
thatjächlich erfolgten Einftellung der Vollziehung von Todesurtheilen 
im Umfange jener Provinzen, welche hinjichtlich der Gerichtsbarkeit in 
dritter Inftanz den Wiener-Senaten der oberften Juſtizſtelle unterftan- 
den, d. 1. in folgenden Kronländern: „Defterreih ob und unter der 
Enns, Salzburg, Steiermarf, Kärnthen, Krain, Trieft mit dem Küften- 
lande, Görz und Gradisfa, Tirol und Vorarlberg, Dalmatien, Böh- 
men, Mähren, Schlefien, Galizien mit der Bufowina und mit Krafau 
der Stand der im ordentlichen Criminal: Verfahren *) gefhöpften, 





— — 


*) Dei den im außetordentlichen, ſei ed nun ſtandrechtlichen, oder 
bei erfläriem Kriegd- oder Belagerungsftande auch kriegsgerichtlichen Strafver 
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vollzogenen und durch die landesfürſtliche Begnadigung in Kerkerſtrafe 
verwandelten Todesurtheile in folgenden Ziffern dar: 


Zahl der von 


Zahldervoll-Zahl der einge— 
den Gerichtshö— 








zogenen To» jtretenen landes— 
fen geſchöpften desurtheile fürſtlichen 
Zodegurtheile Begnadigungen 
2) wegen Sodhverrath . 121 2”) 119 
— Greditspapier- | 
SEHE RRNS 174 | 3 171 
c) — Mor. . 911 421 490 
dd — räuberifhen. | 
Todtſchlag. 14 | 4 10 
e) — Brandlegung 84 | 18 66 
Daher im Ganzen 1304 | 448 | 856 


Mit dieſer Ziffern-Gruppe der biöherigen Handhabungsweife des 
Geſetzes über die Todesftrafe in Defterreich fei denn auch die Digreffion 
in dieſes vielerörterte Gebiet geſchloſſen, — ferne von dem wenn gleich 
vielfach geltend gemachten Vorurtheile, daß die Annahme oder Verwer— 
fung der Todesftrafe an und für fich einen Gradmeffer für die Güte 
eines Strafgeſetzes ausmache. 

Zurückkehrend zu den übrigen Beſtimmungen des Kundmachungs— 
Patentes des früheren Geſetzes muß bemerft werden, daß der erfte 
Theil des 9. Abſatzes, infoweit er erflärt, daß daß Geſetz von 1803 
im DBergleich zu dem früheren Strafrechte mehrere Milderungen 
eingeführt habe, nunmehr rein hiftorifch geworden. Das hierdurch an- 
gedeutete Syſtem der fortfchreitenden Milderung der Strafgefeb- 
gebung in Defterreich hat aber durch das nunmehrige Gefeb von 
1552, welches nad) der oben (im IT. Abfchnitte diefer Einleitung unter der 
fünften Gruppe) vorfommenden Aufzählung neuerlich mehrere wefentliche 
Milderungen eingeführt hat, ſelbſt im Berhältniffe zu jenen Kronländern, 
wo bisher das Strafgefes vom 7. September 1803 in Geltung jtand, 
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fahren, wobei bekanntlich auch die Verbtechen des Aufruhres, Raubes und nach Um— 
ſtaänden noch andere ſtrafbare Handlungen mit der Todesſtrafe geahndet werden, iſt 
der Weg zur Gnade ded Landesfürften nah der Natur diefer Procedursarten auds 
gefchloffen. 

) Im Sabre 1846 in Galizien. 

») Die drei wegen diefed Verbrechens vollzogenen Todesurtheile fallen in bie 
Sabre 1796 (in Böhmen), 1807 (in Niederöfterreih) und 1808 (in Mähren). 
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noch weit mehr aber in Beziehung auf die ehemald fogenannten unga- 
rifchen Länder einen höchſt bedeutfamen Schritt vorwärtd gemacht. 

Im zweiten Theile diefes 9. Abſatzes erklärt fich der Gefeßgeber 
für den Grundfag, nach Möglichkeit das richterliche Ermeſſen (richterliche 
Willkühr) durch forgfältige Abſtufung der Strafen zu befchränfen. — 
Diefe Anficht herrfcht auch in unferem neuen Geſetze von 1852 vor, da 
die Gefebgebung ſich ebenſo von dem Grundfabe der jogenannten 
abfoluten Strafandrohungen, ald auch von dem diefem Grund» 
fage gerade entgegengefekten Syfteme ferne gehalten hat, welches 
den Richter im Allgemeinen nur in Beziehung auf das Marimum der 
Strafe befchränfen, hbinfichtlich des Minimum aber ihm gar Feine 
Gränze feßen will, fo daß er hinfichtlich der Herabminderung der 
Strafe nur nad feinem vernünftigen Ermeffen, unter Erwägung der 
jedem conereten Falle gewiffermaßen individuell eigenthümlichen Straf 
Erhöhungs- oder Minderungsgründe, vorzugehen befugt fein foll. — 
— Die fhon oben auf Seite 21 angedeutete Vergleichung der dort be- 
zogenen 88. 327, 366 u. |. f. des neuen Geſetzes mit den entjprechen- 
den 88. 69, 120 u. ſ. f. des früheren Geſetzes, liefert den Beweis, 
dag das dermalige Geſetz die abfoluten Strafandrohungen des frühe: 
ven Gefeßed confequent befeitiget, und eben Dadurch erit den aus der 
Gombination des 7. und 9. Abſatzes des früheren Kundmachungs-Pa— 
tentes fich ergebenden Grundfaß: „daß die Strafe innerhalb des von 
dem Geſetze der richterlihen Benrtheilung frei gelaffenen Rahmens ganz 
genau den individuellen Verhältniffen des einzelnen Falles angepaßt 
werden foll“ zur vollen Wahrheit gemacht habe. — Daß aber unfer 
Geſetz ih auch nicht von den mancherlei blendenden Argumenten ver- 
leiten fie, die man hie und da für das geradezu entgegengefeßte Sy: 
ftem der Aufhebung aller Straf-Minima geltend zu machen fucht, 
fann aus dem Standpunkte der für Alle gleiches Recht ausmeffen 
follenden Justitia distributrix nur gutgeheißen werden. Es bedarf feines 
Nachweiſes, daß bei diefem Syfteme die ftrafende Gerechtigkeit der 
Gerihtöhöfe zur bodenlofen — Willtühr wird, wobei dem Scheine nad 
wohl für Alle noch Gin gleiches Gefe beftehen, nimmermehr aber gleiches 
Necht geübt werden wird. Eben darum muß es vielmehr alles Erntes 
in Zweifel gezogen werden, ob felbft jene Beitimmungen ded neuen 
Geſetzes (58. 54, 55 und 266), welche dasfelbe aus dem biöherigen Geſetze 
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aufgenommen bat, und wodurd der Richter ermächtiget ift, ausnahmö— 
weije bei minder wichtigen Fällen das aefeklihe Straf - Minimum 
gänzlich zu verlaffen, und die Strafe nach feinem Ermeſſen unbeichränft 
berabzumindern, auch nur überhaupt aus dem Standpunkte der Gefet- 
gebungs-Alugbeit, und indbejondere nach den über die biäherige 
Handhabung der $$. 48 und 49 des I. Theiled des alten Strafgeſetzes 
vorliegenden Erfahrungen gutgeheißen werden könne. — Die Nieder- 
legung einer fo großen Macht in die Hände der Gerichtähöfe felbit 
der unterjten Inſtanz, wornach von denjelben, wenn aleih nur in drei 
Ausnahmsfällen, die nach dem Geſetze zwifchen einem bis fünf Jahren 
auszumeſſende Freiheits-Strafe möglicher Weife auf die Dauer weniger 
Tage oder ſelbſt Stunden herabgeſetzt werden kann, öffnet nur zu leicht 
einer übel verftandenen Sumanität, dem falichen Mitleid, wenn mich 
noch traurigeren Motiven alle Schranken. — — — Da, wo wegen wirf- 
lih außerordentliher Milderungd- oder anderer rüdjichtewürdiger 
Umſtände die Anwendung felbft des Minimum der gefeplichen Strafe in 
concreten Fällen noch zu hart erfcheint, möge dad Beanadiqung d- 
recht des Landesfürften, oder höchitens noch das gewiegte Urtheil 
des höchſten, oder doch eines oberen Gerichtöhofes vermittelnd da- 
zwifchen treten, nimmermehr aber der untere Richter feinen ſubjecti— 
ven Milderungs-Reigungen freien Lauf laſſen können! — Uebertrie— 
bene Milde gegen Verbrecher wird nur zu leicht zur — Härte und 
Ungerechtigkeit gegen die Gefellfhaft! — — 

Wenn der 10. Abfag des oftgedachten früheren Kundmachungs— 
Patentes in feinem erſten Sabe erflärt: „daß der Schuldige fein größe: 
res Uebel leiden foll, ald zur Hindanhaltung der Verbrechen angedroht 
und volljogen werden muß,“ jo wurde dadurch wieder nur eine dockri- 
näre Hinneigung des Gefehgebers für diejenige der fogenannten Straf: 
rechtö-Theorien ausgefprochen, welche damals (zu Anfang des laufenden 
Jahrhunderts) im Streite der Wilfenfchaft fo ziemlich die Oberhand 
geivonnen, und maßgebend auf die zu jener Zeit entitandenen Geſetz— 
bücher und Gefep-Entwürfe einwirfte. Es ift dieß die — nach ihrem 
Schöpfer oder doch mindeftend Ausbilder genannte Feuerbachifche oder 
pinchologifche Abfchredungstheorie, welche den Rechtsgrund der Strafe 
in dem Zwecke derfelben fucht, und diefen in die Nothwendigkeit ſetzt, 
durh Androhung von Strafübeln den im Verbrechen für die Sinn- 
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lichkeit liegenden Lodungen ein pfychologifches Gegen- und Uebergewicht 
entgegenzufegen, um durd diefe Drohung von dem Berbrechen abzu- 
ſchrecken, und welche fofort auch die Vollziehung der Strafe dadurd 
für gerechtfertigt erflärt,, weil fie nothiwendig fei, um die durch das 
Strafgefeh gefchehende Androhung wirkfam zu machen, und hierdurch 
erft den angeftrebten Endzwed der Abhaltung von Verbrechen möglichit 
allgemein und nachhaltig zu erreihen. — Wie mißlich es fei, wenn 
ein pofitived Geſetz fih in die Polemik wiffenfchaftlicher Controverfen 
einläßt, mag ſich gerade hieran bewahrheiten, da einerfeits die neuere 
Wiſſenſchaft längſt Schon die Unzulänglichkeit und Einfeitigfeit der eben 
dargeftellten Begründung des Strafrechtes erfannt hat, und daher das 
Geſetz mit feiner Anficht wieder hinter der Wiſſenſchaft zurücdbleibt, 
und da es and’rerfeits praßtifch höchſt gefährlich ift, an die Spitze eines 
Geſetzes eine Theorie zu ftellen, die zunächft nur den fubjectiven Mo- 
ment der Strafe hervorhebt, und den objectiven Rechtsgrund der Strafe 
faum durchbliden läßt, und deren confequente Durchführung nicht nur den 
Geſetzgeber ſelbſt häufig zu rein terroriftifchen und ungerechten Beftim- 
mungen fortzieht, fondern insbefondere auch den Richter zu einfeitiger 
und jchiefer Anwendung des Geſetzes, zur nicht gehörigen Beachtung 
des objectiven Momentes der Strafbarkeit überhaupt fo wie der relativ 
größeren oder minderen Ötrafbarfeit einer Handlung inducirt. — 

Minder bedenklich, aber gleich überflüffig ift auch die im ziveiten 
Cape des obigen 10. Abſatzes geichehene vorläufige Hinweifung auf 
einen im Gefege zur Geltung gebrachten Grundfag: „daß fich die Fol: 
gen der Strafe fo wenig ald möglich auf die fchuldlofen Angehörigen 
erſtrecken follen.” — Diejes wohl ſchon durch das Alpha der Gerechtig- 
feit dictirte Axiom ijt allerdings im unferem früheren, gleichwie in dem 
gegenwärtigen Gefege durchgreifend feitgehalten. Ihm, fo wie dem im 
$. 31 des (neuen) Geſetzes felbft ausgefprochenen Grundfaße verdankt — 
wie der nachfolgende (11.) Abſatz desfelben Kundmahungs-Patentes aus: 
drüdlich anführt, — die Abfchaffung der fogenannten Confis- 
cationgitrafe (Einziehung der Güter) ihr Dafein, eine Milderung 
des Strafenſyſtems, welche gegenüber den ehemals fogenannten unge: 
rifchen Ländern, wo diefe Strafe erft durd das neue Geſetz 
vom 27. Mai 1852 aufgehoben wird (vgl. Art. I. des neuen 
KM. P. mit den $$. 12, 19, 26—30, 240, 250-253 und 268), 


von höchſtem Belange it; — aus diefem Grundfake folgt die ebenda 
vom Gefege ſelbſt fchon hervorgehobene Veränderung der Strafe mit 
Rückſicht auf die jchuldlofen Angehörigen des Sträflings ($$. 55, 
260— 262); — hieraus entjtammen ferner mehrere andere Beftimmuns 
gen des Gefeges, modurd ebenfalls die -allfeitige humanſte Berüdfich- 
tigung der HFamilien-Verhältniffe angeordnet wird, 3. B. bei den 88. 
27, 30, 248, 258 und 268. — Aus den im 10. Abſatze ausgeſproche— 
nen Grundſätzen folgerte endlich der Gefeßgeber felbit durch die Ber- 
bindungsworte, mitteljt welcher er den 11. Abfag diefes K. M. P. mit 
dem 10. in Zufammenhang ſetzte („zu dem Ende“), auch noch die da- 
mals (im Vergleiche zum Joſephiniſchen Strafgefeße) neue Einführung 
der Berjährung ald Erlöfchungsart von Verbrechen und Strafen. 
Allein auch da bewährt fich neuerlich die Miplichkeit einer ſolchen rein 
doctrinären Digreffion im Gefeße, indem und die bei der Beleuchtung 
der 88. 227—232, 531 und 532 folgende Erörterung nachweifen wird, 
daß die heutige Willenfchaft das Inſtitut der Verjährung wohl auf 
andere und überzeugendere Gründe zu ſtützen weiß. 

Wir fommen endlich zum legten Momente des unferem früberen 
Gefeße beigegebenen gelehrten Bauriffes, nach welchem der Geſetzge— 
ber das ganze Gebäude feines damaligen (und wohl auch jeßigen) Ge: 
jeße3 aufgeführt zu haben ſelbſt zugefteht. Es ift diefer Bauriß aufge 
jeigt in den erften fünf Artikeln der Einleitung, die oben (Seite 24) 
wörtlih abgedrudt find. 

Der I. derfelben verfuchte ed, den Nealbegriff einer jurid iſch— 
ftrafbaren Handlung überhaupt darzulegen, allein die heutige Wiffen- 
{haft entwidelt diefe Begriffsbeftimmung fchärfer und tiefer aus dem 
innerjten Wefen des Rechtes ungefähr in folgender Weife: 

Der Rechtszwang des Staates darf nur gegen ſolche Handlungen 
eintreten, welche die rechtliche Ordnung des Staates bereits wirklich 
verleken, oder doch objectiv gefährden. Derlei in Beziehung auf den 
Staat ald Unrecht zu bezeichnende Handlungen beftehen entweder in der 
Nichtleiftung einer eingegangenen befonderen (concreten) Verbindlichkeit 
(4. B. in der Richtzahlung einer Schuld), die fich daher nur unter den gege- 
benen Umftänden (in hypolhesi) als ein Unrecht darftellt, und unter 
anderen Umftänden (z. B. bei dem Dafein einer gegründeten Einen: 
dung gegen die Schuld) auch vecht fein könnte; — oder fie ſchließen bie 
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Verlegung (Nichtbeobachtung) einer aus der dee der Gerechtigkeit und 
des Staates, d. h. aus dem Weſen des Rechtes an und für ſich 
(ohne Vorausfegung einer von jemanden in&befondere eingegangenen 
Berbindlichkeit) oder aus dem Weſen der rechtlichen Ordnung im 
Staate überhaupt (in abstracto) und für Jedermann vorhandenen 
gemeinen NRechtspflicht ein, deren Verlegung alfo (wie Mord, Raub, 
Brandftiftung,, gemwaltfamer Umfturz der zu Recht beftehenden Regie: 
rungsform u. f. mw.) ſchon an und für fih, und fchlechterdingd unter 
allen Umftänden (in thesi), oder ihrer Form nach (wie 5. B. eigen- 
mächtige Durchfegung eines Rechtes mit Uebergehung der hierzu beru- 
fenen StaatE-Organe) ein Unrecht ift ”). 


*) In der obigen Entwidlung wurde der Eine, wohl nur von einer länaft 
verflungenen Doctrin in Frage geftellte Punkt: „dag zu den Handlungen, melde 
die rechtliche Ordnung im Staate flören, und aus dem ftaatlihen Geſichtspunkte 
als gemeingefährlich ebenfalld mit Strafe bedroht und geahndet, d. h. furziweg 
ald bürgerlich firafbar behandelt werden dürfen, allerdings aud (äußerlich erfhei- 
nende) irreligiöfe und mnfittlihe Handlungen gehören“, ald zweifellos und fid 
von felbft verftehend vorausgeſetßzt. Die Praris der civilifirten Gefepgebungen 
bat an der Richtigkeit diefed Grundſatzes ohnehin nie gezweifelt. — Doch aud 
die Wiffenfchaft hat jene Grundanfiht vom Staate, aus welder die Zweifel und 
Fragen über das obige Poftulat hervorgegangen waren, vorlängft fchon über Bord 
geworfen. Die Nechtäphilofophie was immer für einer Schule faßt doch heut’ zu 
Tage den Staat nicht mehr aus dem engherzigen Gefichtäpunfte einer bloßen Sicherungs— 
und Berwirklihungs-Anftalt ded Rechtes in engerer Bedeutung (ald Zwangsbefugniſſe 
eined Menſchen gegen Andere) auf, fondern hat fi überall fhon zu jener univerfa- 
feren und edleren Anſchauung feines Wefend erhoben, wornah der Staat fid 
(in abstracto) als die Gliederung der menfchlichen Gefellfchaft nad der Idee des 
Eittlihen darftellt, daher nicht blos dazu beftimmt ift, das fociale Zufammentleben 
und menfhlihe (daher vernünftige) Nebeneinanderiwirfen der Menfchen zu ermög— 
lihen, d. h. jedem der im Staate Vereinigten den beflimmten Areis für fein ſelbſt— 
beftimmendes, vernünftigsfreied Ihätigfein anzumeifen und aufrecht zu erhalten, d. 5. 
Gerechtigkeit im engeren Sinne zu verwirklichen, weil die ja die primäre Vorbe— 
dingung für die Anftrebung irgend eined anderen Endzweckes ift: fondern der Staat 
erfheint auch berufen, auf der Unterlage der durch die Gerechtigkeit verbürgten focia« 
len Orbnung, mit feiner Gefammttraft alle vernünftig » fittlihen (wahrhaft 
humanen) Zmwede ber Menfhbeit und indbefondere der in ihm Bereinigten zu 
unterftügen, zu kräftigen, umd nöthigenfalld felbft anzuregen. — Kann daher noch 
irgend ein Zweifel darüber beftchen, daß es allerdings ded Staates Beruf und un: 
abweidbarer Pflihtmoment ift, den Angehörigen desſelben auch die Anſtre— 
bung ihrer religiöfen und fittlihen Gndzwede zu garantiren, und biefe Ge— 
mährleiftung , jo weit die anderen Arten des Zwangs nicht ausreichen, auch durch 
den (bürgerlihen) Straf-Zwang zu fanctioniren? Es ftellen fi hiernach gröbliche 
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Zur Abwendung und Wiederaufhebung des Unrechtes der erſteren 
Art reicht, in ſo weit es nicht ſchon präventiv durch die Polizeigewalt des 
Staates hindangehalten wird, der Defenſions- und Entſchädigungszwang 
(die f. a. Civil-Juſtizgewalt des Staates) aus; der unrecht Handelnde 
und Richtbeachter fremden Rechtes wird zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit 
und zur vollen Entichädigung des Verlegten vom Givilrichter gezwun— 
gen, und er verliert daher wieder alle durch die rechtwidrige Handlung 


Angriffe auf den religidfen Glauben Anderer, ſowie gegen die öffentliche Sittlichkeit 
(äußere irreligiöfe und umfittlihe Handlungen) ebenfalls ald „gemeinge fährlide 
Störungen der rechtlichen Drdnung im Staate” bar, die daher mit vollem 
Fug' und Recht in der obigen Entwidlung ald im Umfange der (bürgerlich) „ſtraf⸗ 
baren Handlungen” oder dem f. g. „peinlichen Unrecht“ mit eingeichloffen erfcheinen. 
— Ber möhte denn — um bie Frage gegenüber den mehrfach gehörten Pucnbratio« 
nen der WFrivolität der Jeptzeit überbieh an einzelnen Beifpielen zu beleuchten — 
noch zweifeln, daß die Befepgebung ded Staates Recht und Prliht, ja die drin» 
gendften Beweggründe habe, über den Gottesläfterer ($. 122 lit. a unferes der 
maligen Etrafgefeged), wenn er auch durch feinen Frevel (Blasphemie) weder Gott 
feleft als höchſtes fittlihed Wefen beleidigen kann, noch damit ein einzelnes be 
ſtimmtes Recht eined Anderen zu einer äußeren Handlung verlegt, fondern angeblich 
nur einen Angriff gegen eine innere (aber wohl die heiligfte und beglüdendfte) Ueber: 
jeugung der übrigen Staatdangehörigen wagt, eben dadurch fie aber allefammt in 
isrem thenerfien Glauben, Bewußtfein umd Gefühle aufregt, empört und beleidiget, — 
ſelbſt ſtrenge bürgerlihe Etrafen zu rerhängen? — Sind denn diefer befeligende 
Glaube, diefes dem Menfhen fo theuere Kleinod feined Gott-Bertrauend nicht auch 
Güter und werthvolle Güter desfelben, die alfo ebenfalld von der rechtlichen 
Drdnung ded Staates geſchützt und beireut werden müffen? — Läft irgend einer 
diefer Frevler ungestraft fich feine Liebe, Hingebung oder Pietät für eine theure 
Berfon durch unbegründete Läfterungen eines Anderen beleidigen? Warum foll 
alfo die Strafbarkeit gerade da aufhören, wo diefe Pietät fih zur höchften Potenz, 
- zur Heiligung des überirdifhen Lenfers der Weltordnung fleigert © — Sind baber 
Blasphemien, Erfhütterung des Gotted-Glaubend Anderer ($. 122 lit. d), Beradh: 
tung®-Bezeigung oder Berfpottung gegen die für Andere heiligen Religiond- und 
Blaubend-Gegenftände ($$. 122 lit. b und 303), — Entweihung von Grabflätten 
und Mifhandlung an Leichen ($. 306) nicht felbft aus rein menfhlihem Standpunfte 
bürgerlicheftrafbare Handlungen ? — Liegt nicht überdieß in all’ derlei Handlungen, 
gleihiwie in den unfittlihen Handlungen im engeren Sinne, in der Bellalität 
und Sodomie ($. 129), — in der Blutſchande (Incest) und der Unzucht zwiſchen 
anderen nahen Perwandten ober Verfehwägerten ($$. 132 und 501), — in der Herab- 
würbigung des Inflituted der Che und der Familie, oder in der Anpreifung unfitt- 
licher Handlungen ($. 305), — in gröblihen Berlegungen der öffentlichen Sittlid- 
feit oder in öffentlichen Wergerniffen für die Schamhaftigkeit Anderer ($. 516) zugleich 
ein Angriff auf die religiöfe umd fittliche Unteriage der flaatlihen Ordnung, das 
ift ein Schütteln und Rütteln an den wichtigften Grundfeften ded Staates? — 
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angeſtrebten Vortheile, und durch die zu leiſtende Entſchädigung ſehr 
häufig auch noch Einiges aus dem Seinigen. In dieſer Annihili— 
rung des Fortbeſtandes und der Wirkungen der rechtwidrigen Hand— 
lung, und in der dadurch erfolgenden zurückwirkenden Vernichtung aller 
rechtwidrig beabſichtigten Intereſſen, welche ſchon durch den bloßen 
civilrichterlichen Zwang herbeigeführt wird, liegt daher auch die von der 
menſchlichen und Staats-Geſetzgebung nur immer erreichbare Sanction 
zur Abwehr ſolchen Unrechts, in Beziehung auf welches alſo auch die 
Anwendung eines noch weiter, nemlich über den Entſchädigungszwang 
hinausgehenden Zwangsübeld (die Strafe) nicht nöthig, und eben 
deßhalb nicht gerechtfertiget wäre, daher diefe erfte Art rechtwidriger 
Handlungen auch häufig fchlechtweg mit dem Namen: „Civil-Unrecht“ 
bezeichnet werden. 


Um jedoch rechtwidrige Handlungen der zweiten Art hindan- 
zuhalten, bedarf ed auch noch des Strafzwanges, weil fonft in 
dem Handelnden, wenn er nicht ein noch über die zu leiſtende 
Entfhädigung hinausreichendes Uebel (die Strafe) zu beforgen hätte, 
nicht dasjenige gemeingefährliche ntereffe unterdrüdt worden 
wäre, das er an der Begehung diefed Unrechts hat. Träfe ihn nemlich 
nicht aud ein Strafübel für rechtwidrige Handlungen der zweiten Art, 
fo würde felbft der nur vom Egoismus geleitete Verbrecher (der Dieb, 
Räuber, Betrüger u. f. f.) auch für den fchlimmften Fall, den er ohne 
Strafjwang zu beforgen hätte, wenn nemlich feine Handlung ent: 
det und er blos vom Givilrichter zur Wiederherausgabe des wider: 
vehtlih Zugeeigneten gezwungen würde, zu wenig Abhaltungsgründe 
vom Verbrechen haben, da er ja fogar in diefem äußerften Falle nur 
vergeblich einen rechtwidrig angeftrebten Bortheilnicht erlangt hätte; 
— noch weniger aber würde der von Leidenſchaft, Rachſucht, Sinnlich- 
feit u. dal. getriebene Verbrecher (der Mörder, Brandftifter, Nothzüch— 
tiger u. f. f.) der reizenden Lockung ded Verbrechens widerjtehen, wenn 
ihn nicht die Furcht vor der Strafe zurüdhalten würde. Gegen derlei 
Handlungen ift daher der Strafzwang gerechtfertiget; er ift 


a) gerecht, weil e8 in der dee der Gerechtigkeit liegt, daß dem 
Rechtöverleger Fein Unrecht mwiderfahre, wenn ihm ein mit der von 
ihm geſetzten Rechtverlekung adäquates Strafübel auch an feiner 
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Rechtſphäre zugefügt wird, er iſt aber nad) der eben vorausge— 
fhidten Darlegung 

b) auch unerläßlih notbwendia, und 

e) tauglich, um wenigſtens im Großen von derlei rechtwidrigen 

Handlungen zurüdzubalten. 

Solches Unrecht nun, wogegen die Gefepgebung zum Schutze der 
rechtlichen Ordnung des Staated auch noch den Strafzwang anwenden 
muß, beißt „peinlihes Unrecht“, und Handlungen diefer Art 
‚trafbare Handlungen", oder „Sefeßeö-Uebertretungen“ im enge 
ren Sinne — 

In diefem engeren Sinne, gleichbedeutend alfo mit „itraf: 
barer Handlung”, gebraucht nun offenbar der obige I. Artikel un: 
feres früheren Gefeges den Ausdrud: „gefeswidrige Handlung“, wenn 
ed jchon nach der Ueberſchrift der Einleitung alle gefeßwidrigen Handlun— 
zen als Gegenftinde des Straf-Geſetzes erkennt; wenn es ferner 
„jede aefeßiwidrige Handlung auch einer Berantwortlichkeit" nad 
dem Strafgefeße, d. h. der rechtlichen Nothwendigkeit unterwirft, für 
deren Folgen eben nad dem Strafgefeße zu haften, oder mit anderen 
Worten im Strafübel zu leiden, und wenn es überdieß von der 
Anwendbarfeit der größeren oder minderen Strenge (von Straf: 
Gefeken) auf diefelben fpriht. — In diefem engeren Sinne mülfen 
daher im Sprachgebrauche unferes Geſetzes von dem Umfange der 
zefegmwidrigen Handlungen nicht nur alle jene in einem weiteren 
Sinne ebenfalls dahin gehörigen Handlungen ausgefchieden werden, 
welche Jemand wider ein ſolches pofitives Gefeß vornimmt, welches 
blos zur Vermeidung von Streitigkeiten und zur Sicherung der Hand— 
lungen der Staatdangehörigen gewiſſe Körmlichkeiten, z. B. für Tefta- 
mente, für gewiffe Arten von Berträgen u. f. w. vorfihreibt. Gin 
ſolches Gefeg bedarf zu feiner Sanction feiner anderen Nöthigung, ala 
dag die wider dadfelbe, oder cigentlih ohne Beobachtung der vorge 
ihriebenen Förmlichkeiten vorgenommene, daher im weiteften Sinne 
ebenfall® gefegwidrige Handlung (actus illegalis seu illegitimus) 3. B. 
ein formmwidriges Teftament von dem Gefege als ein ungültiger Act 
(actus irritus seu invalidus) erklärt werde, ohne daß der Staat zur 
Sicherung des dur ein ſolches Förmlichkeits-Geſetz angeſtrebten Zweckes 
noch irgend einen weiteren, ſei es auch nur civilrechtlichen Zivang, ge 
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ſchweige eine Strafe anzuwenden nöthig hätte. — Ebenſo müffen von dem 
Umfange der gefebwidrigen Handlungen im Sinne des öſterreichiſchen 
Straf-Geſetzes ſelbſt jene Handlungen ausgefchieden werden, welche 
ſolchen pofitiven Gefegen widerftreiten, wodurd die Rechte der Staate- 
angehörigen untereinander beftimmt werden, und melde daher zugleich 
ſchon mwider das Recht eines Andern gerichtet (miderrechtlich) find, aber 
blos in der Nicht-Erfüllung einer Jemanden gegen einen Anderen ob- 
liegenden concreten Rechtöverbindlichkeit beftehen, und eben darum 
nach der obigen Auseinanderfeßung bloßes Civil-Unrecht find. 

Das Geſetz bezeichnete daher den Charakter von „gefeßiwidrigen 
Handlungen“ (d. b. von ftrafbaren Handlungen oder Geſetzes-Ueber 
tretungen) dahin: „daß fie der Sicherheit im gemeinen Weſen zunächſt 
nachtheilig ſeien“. Diefe Erklärung fällt daher mit der obigen Dar- 
legung des Weſens vom f. a. „peinlihen Unrecht“ oder den „jur 
ridifchsftrafbaren Handlungen“ zufammen, ald welche dort die- 
jenigen vrechtwidrigen Handlungen aufgezeigt wurden, welde vermöge 
ihrer Befchaffenheit für die rechtliche Ordnung im Staate gemeinge: 
fährlich find, und welche ebendefhalb anders nicht, als durch Strafe 
abgewehrt werden fünnen. | 

Diefer von dem höchſten Gefeßgeber felbit gegebenen Real-Erklä— 
rung einer ftrafbaren Handlung überhaupt fügt das urfprüngliche 
Geſetz im Artikel I. noch die Bemerfung bei: „daß in den Strafcoder 
nur die der Sicherheit im gemeinen Weſen zunächft in einem höheren 
Grade nachtheiligen Handlungen“, d. h. alfo nur die relativ-ftrafiwür: 
digften der ftrafbaren Handlungen aufgenommen worden feien. — Diefe 
Ausfheidung von minder ftrafbaren Handlungen aus dem allgemeinen 
Strafcoder findet auch Hinfichtlich des gegenwärtigen Strafgefeges ftatt, 
wie unten bei der Erklärung des Artikels V. des neuen K. M. P. 
dargethan werden wird. Im Sinne des öſterreichiſchen Strafge- 
fees ift daher die oberfte Eintheilung der ſtrafbaren Handlungen drei: 
gliedrig, und umfaßt fofort 
"1 Berbreden, 

1. ſchwere Polizeir-lebertretungen (Vergehen und im Straf: 
geſetze vorfommende Uebertretungen), 

III. geringere (außerhalb des Strafaeiehes vorkommende) Ueber 
tretungen. 
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Die ſchon erwähnte Ausſcheidung dieſer unter III angedeuteten 
geringeren Uebertretungen aus dem Strafcoder nimmt jedoch auf die 
von dem Geſetze angenommene Begriffsbeſtimmung und Gliederung der 
übrigen unter I. und II. genannten ftrafbaren Handlungen gar feinen 
weiteren Einfluß, da diefe geringeren MWebertretungen nach der Un- 
ſchauungsweiſe unferes Geſetzgebers im ihrer bearifflihen Weienheit 
aan; mit den unter II. genannten ſchweren Polizei = Mebertretungen 
sufammenfallen. 

Die Real-Erklärung von Verbrechen gab wieder der Gefeh- 
geber felbft im Art. IL des früheren K. M. P., umd ftellte ihr ebenda 
in den Artikeln IU—V. die Real-Erflärung der fogenannten ſchweren 
Polizei-Uebertretungen gegemüber. 

Zum Verftändniffe derfelben mögen folgende allgemeine Bemerkun— 
aen voraudgehen. 

Man könnte die firafbaren Handlungen mit Beziehung auf ihre 
innere — reale — Weſenheit zu oberft nah einem doppelten Einthei— 
lungsgrunde abtheilen, nemlich entweder 

a) nad DVerfchiedenheit ded Gegenſtandes (Dbjectes) der Recht: 

verlegung oder Rechtgefährdung; — oder 

b) nach Verfihiedenheit der Willensbefchaffenheit, aus welcher 

die ftrafbare Handlung hervorging. 

In erfterer Beziehung (ad a) fann man die ftrafbaren Handlun: 
gen eintheilen in unmittelbare oder nur mittelbare Rechtver: 
fegungen. Bei den unmittelbaren Rechtverlegungen wird durch die 
ftrafbare Handlung zunächſt ſchon ein in concreto beftimmtes Recht, 
jet es nun ded Staates im Ganzen oder einzelner Menfchen verlekt, 
oder zu verlegen gefuht, wie 4. DB. bei dem SHochverrathe durch einen 
gewaltfamen Umfturg der Regierungdform des Staates, durch Wider: 
fand gegen die in Ausführung öffentlicher Amtöfunctionen beariffenen 
Organe der Autorität, bei dem Morde, dem Diebftahle u. ſ. f. In all’ 
diefen Fällen ift bereits ein beftimmtes, von allen übrigen ausicheid: 
bares, und in conereto wirklich ausgefchiedenes Necht, nemlich das Recht 
des Staates auf den ungefchwächten Fortbeſtand feiner Grundfeiten, 
wohin gewiß auch deifen Regierungsform gehört, oder auf die fichere 
Durhführung feiner Regierungsmaßregeln durch die Organe der Au- 
torität, das Einzeln: Reht des Gemordeten auf fein Leben, des Be— 
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jtoblenen auf fein Eigenthum u. ſ. f. durch die genannten Handlungen 
unmittelbar verlegt, und zwar bei der Vollbringung diefer Hand» 
lungen wirklich zerftört, beim bloßen Verfuche derfelben aber objectiv ges 
fährdet worden. 

Bei den mittelbaren Rechtverlegungen hingegen, 3. B. bei ſchnellem 
Fahren oder Reiten an von Menfchen ſtark befuchten Orten, Tabakrauchen 
oder Feuerfchlagen in der Nähe von Pulvervorräthen, Unvorfichtigkeit bei 
Aufbewahrung von Gift u. f. f. wird durch derlei von dem Geſetze 
ebenfalls als ftrafbar erflärte Handlungen zunächſt, und unmittel- 
bar noch fein concretes Recht, fondern nur eine von dem Geſetze zur 
Sicherung der Nechte angeordnete Vorkehrung, eine polizeiliche (Prä— 
ventiv-) Schutzmaßregel, Damit den wirklichen Rechtverlegungen vorge 
baut werde, verleßt. 

In der zweiten oben (ad b) angedeuteten Beziehung, in Hin— 
ficht auf die Willendbefchaffenheit nemlich, womit die ftrafbare Hand— 
fung gefeßt wurde, kann man, der Natur der Sache folgend, alle ſtraf— 
baren Handlungen zu oberft in vorfäßliche (dofose) und fahrläſ— 
ſige (eulpose) eintheilen, je nachdem der Sandelnde die ftrafbare 
Handlung mit dem auf ihre Sehung und auf die Serbeiführung der 
ihr eigenthümlichen üblen Folgen gerichteten Willens-Entſchluſſe began- 
gen hatz — oder der Thäter zwar ebenfalls willführlich etwas gethan 
oder unterlaffen hat, das ſich wegen der daraus entweder wirklich ent- 
itandenen oder zu beforgenden üblen folgen ald geſetzwidrig darftellt, 
ohne das er jedoch auf diefe Folgen feinen Willen gerichtet hatte, fo 
dab ihm in Anſehung derfelben nur die Außerachtlaffung der ihm bei 
jeinem Handeln obgelegenen Aufmerkfamfeit oder Ueberlegung zur Laſt 
fällt ). So will z. B. der Mörder die Tödtung feines ausderfornen 
Opfers, der Brandikifter die Feueröbrunft an Wohnftätten oder fremdem 
Eigenthum herbeiführen, während der Unbefonnene, der mit einem ge 
ladenen Gewehre tändelt, das fich wider feinen Willen entladet und 
einen nebenftehenden Menfchen tödtet, nur einer culpofen Tödtung ſchul—⸗ 





*) Dieß möge vorläufig zur allgemeinen GCharakteriftit der doloſen 
Handlungen im Gegenfage der culpofen genügen, da die nähere Erflärung des We— 
feng vom Vorſatze (dolus), im Gegenfage von Fahrläſfigkeit (culpa), der Erläuterung 
des $. 1 unſeres Geſetzes vorbehalten werden muß. 
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dig iſt, oder der Leichtſinnige, der mit einer glimmenden Cigarre an Heu— 
oder Stroh-Vorräthen vorübergeht, die ſich durch einen ohne Willen des 
Rauchenden wegfallenden Funken der Cigarre entzündet haben, oder doch 
leicht entzünden konnten, nur wegen einer culpos, d. h. durch feine Un— 
aufmerkſamkeit entſtandenen Feuersbrunſt oder herbeigeführten Feuersge— 
fahr beſtraft werden kann. — 

Es leuchtet nun ein, daß ſich die Strafbarkeit einer Handlung 
zur höchſten Potenz ſteigert, wenn von beiden fo eben (ad a und b) 
dargeftellten Eintheilungsgründen fich die beiderfeitigen gefährlicheren 
Momente mit einander vereinigen, d. h. wenn in erfterer (objectiver) 
Beziehung eine unmittelbare Redytverlekung, und in zweiter (ſub— 
jeetiver) Hinfiht eine dolofe Rechtverlegung vorliegt, und Diele 
Bereinigung der beiden relativ gefährlicheren Momente ſchwebt un- 
verfennbar allen Gefepgebungen bei der Borausjegung der realen 
Merkmale eines Verbrechens per eminentiam, fo wie bei der Aus- 
iheidung und dem Gegenfage der Verbrechen von anderen ftrafbaren 
Handlungen vor. Wir fönnen daher, dem Wefen und der Natur der 
Sache folgend, DBerbrechen kurzweg ald „unmittelbare und vorfäßliche 
Rehtverlegungen“ bezeichnen, und im Gegenfage davon behaupten, das 
überall da, wo entweder die Unmittelbarfeit der Rechtverletzung, oder 
die Borfäglichkeit, oder beide diefer Merkmale fehlen, d. b. wo zwar 
noch überhaupt eine ftrafbare Handlung vorliegt, welche aber entweder 
nur eine mittelbare Rechtverletzung, d. h. nach dem Obigen (ad a) 
nur eine Polizei-Anftalt-Berlegung,, oder nur culpos, oder beides zu- 
fammen iſt, der eigentliche (reale) Charakter eined Verbrechens entfalle. 
— Wollte man nun die ftrafbaren Handlungen, welche in diefe zweite 
Hauptcategorie (Nicht-Berbrechen) fallen, wieder in mehrere Glaffen ab- 
ftufen, fo läge der Eintheilungsarund fihon in den eben dargelegten 
Momenten. Man könnte nemlich folgerichtig nach denfelben neben den 
Verbrechen als erfter Sauptelaffe, eine zweite Claſſe von ftrafbaren 
Handlungen, nemlich diejenigen auszeichnen, welche zwar noch unmittel- 
bare Rechtverletzungen, aber blos culpos find, und fie nicht unpaſ— 
ſend kurzweg „Bergehen“ heißen, weil dadurch einem häufig vorkom— 
menden Sprachgebrauche zufolge zunächit das Moment der Fahrläſ— 
figfeit (des Verſehens) ausgedrücdt wird, und fofort z. B. culpofe 
Tödtungen, culpofe Branditiftungen u. f. f. dahin rechnen. Ber den- 
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ſelben wäre es daher auch gleichgültig, ob ſie zunächſt durch eine an 
ſich erlaubte, oder durch eine ſchon an ſich wider eine Polizei-Vor— 
ſchrift gerichtete Handlung oder Unterlaſſung begangen wurde, wenn nur 
in dem einen und anderen Falle eine ftrafbare Fahrläſſigkeit nach— 
weisbar, und in deren Gefolge eine unmittelbare Mechtverlegung 
wirklich eingetreten if. — Nur wird im zweiten diefer (Fälle mit dem 
„Bergehen“ der culpofen Rechtverlegung nad der hier folgenden Aus- 
einanderfesung auch noch eine Polizei-Uebertretung concurriren. — 

Es würden nemlih in dritter Reihe die eigentlihen „Polizei: 
Uebertretungen,“ d. b. nah dem Obigen (ad a) jene das Recht 
nur mittelbar (d. i. nur durch die Webertretung einer Polizei-Anftalt) 
verlegenden, daher das Necht felbft eigentlich nur bedrohenden Webertre- 
tungen zu nennen fein, in jo weit dadurd noch Fein wirkliches 
Necht verlegt worden ift. Im diefe letzte (dritte) Claſſe würden 
aber, um nicht noch eine weitere praftifch wenig erhebliche Untertheilung 
vorzunehmen, eben fowohl die vorfäglichen (dolofen) als fahrläffigen 
(culpofen) derlei bloßen Polizei-ebertretungen eingereiht werden können. 
Würde aber aus einer ſolchen Polizeiellebertretung zugleich eine wirkliche 
(unmittelbare) Rechtverlegung , vorausfeglich ohne Vorſatz, durch bloße 
Fahrläffigkeit des Uebertreters ſich ergeben, fo träte wieder der eben 
erſt am Scluffe der Erörterung über die zweite Claſſe der ftraf- 
baren Handlungen angedeutete Fall „des Zufammentreffens einer Polizei- 
Uebertretung mit einem Vergehen” ein. — So weit die Doctrin!'*) 
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*) Keinem Kenner ausländifcher Geſetze kann entgehen, daß mit der bier 
vorgeſchlagenen dreigliedrigen Eintheilung die franzöfifche in Crimes, delits und con- 
travenlions wohl dem Namen nah, keineswegs aber in der Sache zufam- 
menfält. Im frangöfifchen Code penal beruht diefe dreigliedrige Abtheilung zumächft 
auf feinem inneren Unterfcheidungdmertmale der ftrafbaren Handlungen, fondern 
zuerft auf der Berfchiedenheit der dafür pofitiv feſtgeſetzten Strafübel, wornach 
nemlih auf Crimes Leibes- oder entehrende Strafen (peines afflictives on infa- 
mantes), auf Delits hingegen zudtpolizeilihe Strafen (peines correclionelles), i. e. 
Grfängniß (emprisonnement) von mehr ald 5 Tagen bid 5 Jahre, Unterfagung von ge- 
wiſſen politifhen,, bürgerlichen oder Familienrehten (jedoch nur in den vom Gefepe 
ausdrücklich zugelaffenen Fällen) und Geldbußen über fünfzehn Francd; — anf Con- 
traventions endlih Polizei-Strafen (peines de police) feftgefept find. Nah Map- 
gabe diefer rein willlührlich, nad einem äußeren und pofitiv firirten Merkmale, 
gezogenen Grenzlinie, die im materiellen Strafrechte noch einige andere praftifche 

Unterfchiede, z. B. bet Verſuch, Nüdfall, Verjährung, Milderungereht, Rehabilitation 
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Allein keine der beſtehenden Geſetzgebungen hat die Gliederung 
der ſtrafbaren Handlungen mit doctrineller Schärfe oder Conſequenz 
nach den eben angedeuteten Momenten durchgeführt, weil man dagegen 
— praktiſche Bedenken erhebt. Es wird vor Allem die Einwendung 
geltend gemacht, daß man conſequent in die erſte der eben angegebenen 
drei Categorien, unter die Verbrechen nemlich, jede wenn auch objec- 
tiv noch ſo geringfügige, wenn nur vorſätzliche und unmittelbare 
Rechtverlegung, 3. B. noch fo unbedeutende Diebereien, kleine Betrügereien 
im täglihen Verfehre, die unerheblichiten Ehrenbeleidigungen, die gering- 
fügiaften körperlichen Verlegungen u. ſ. f. einreihen müßte. Nun fei es aber 
mit Beziehung auf den legten praftifchen Zwed aller Strafgefege, wornach 
diefelben von ftrafbaren Handlungen und — kann man fehon nicht alle 
befeitigen — doch mwenigftend von den relativ größten derfelben, nemlich 


berbeiführt, unterfheiden fih dann die genannten Gategorien noch weiter in Be 
siehung auf die firafgerihtlihe Competenz und dad Strafverfahren — 
Ueber die Crimes entfheiden die Aſſiſenhöſe mit Geſchwornen; — über die delits die 
ZuhtpoligeisGeridhte und über contraventions die Polizeigerichte (regelmäßig die Frie— 
dendrihter). — Nah Mafgabe dieſes Unterfchiedes binfichtlih der Strafgerichte ift 
endlich für die dreierlei Gategorien auch ein verfhiedenartiged Strafverfahren 
feflgeftellt. — 

Ebenfo menig fällt mit meinem obigen Borfchlage die gleihbenannte 
und in ihrer Wefenbeit wohl nur dem franzöfiihen Geſetze nachgebildete drei- 
gliebrige Eintheilung des bairifhen ‚Strafgefeped vom 16. Mai 1813 in „Ber: 
drehen, Bergehen und Polizei-Uebertretungen“ zuſammen, weil diefelbe zwar in 
der gefeglichen Definition die oben erwähnten inneren Unterfcheidungs » Kriterien 
ald theilweiſe maßgebend aufftellt, allein in der praftifchen Ausführung in dem 
weiten und dritten Theilungsgliede dennoch die heterogenen Elemente wieder zuſam— 
menwirft, und zulegt die Scheidelinien ebenfalls rein willführlih nad den verſchie— 
nen Arten der Strafen feſtſetzt. — Die fpätern Geſetze deutfcher Länder haben 
die dreigliedrige Theilung , oder menigftend die mehr ald nominelle Unterfcheidung 
zwiſchen Verbrechen und Bergeben größtentheils verlaffen und begnügen ſich zumeift 
mit der aus dem gemeinen deutſchen Criminaltechte ſtammenden Glaffification in 
zwei Hauptcategorien: „Griminal» (peinlihe) und Civil- (bürgerlihe — nicht 
peinlihe) Berbrehen,” und zwar blod mad dem ebenfalld rein willfürlich feftge- 
fepten Unterfhiede, je nachdem darauf Criminal- (peinlihe) oder Civil— (bürger- 
liche — nicht peinliche) Strafen feftgefegt find. 

Das neue preußiſche Strafgefeg vom 14. April 1851 kehrte bekanntlich 
nad fangen und vielfachen Debatten wieder aur Dreitheilung (Berbrehen — Ber: 
gehen — Uebertretungen) zurüd, macht fie aber ebenfalld nicht von einem inneren 
Unterfchiede , fondern nur von der Verfchiedenartigkeit der darauf feftgefegten Stra» 
fen, und des dafür beftimmten Straf-Berfahrene abhängig. — 
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von den ſchwereren und geführlicheren Berbrechen abhalten follen, ſehr 
bedenklih, auch die angedeuteten geringfügigen Rechtverlegungen 
mit dem doch immer in den Augen des Volkes ſehr inhaltefchweren 
Namen: „Verbrechen“ zu bejeichnen, auf diefelben die fchweren 
„Sriminal-Strafen“ zu verhängen, und fo im Bolfe „den Abjcheu 
gegen (die größeren) Verbrechen durch die VBermengung mit minder 
gefährlichen Schuldfällen (menigftens) bei denjenigen zu ſchwächen, welche 
die Größe einer Webelthat nah dem Maße der durch dad Geſetz ver: 
hängten Strafe zu beurtheilen gewohnt find“ *). 

Zur Befeitigung diefer aus dem Gefichtspunfte der Strafpolitif 
praftifch fehr wichtigen Unzufömmlichkeit müßte man daher, wenn man 
Schon in einem pofitiven Gefete durchaus den Namen „Verbrechen“ für 
all' diejenigen ftrafbaren Handlungen beibehalten wollte, weldhe den oben 
aus dem Standpunkte der Wilfenfchaft entwidelten realen Charakter 
eined Verbrechens an fih haben, wieder eine weitere Unterabtheilung der 
Verbrechen in „große“ („ſchwere“) und in „Beine“ („geringe“, „leichtere“ 
oder „minder ſchwere“) Verbrechen machen, und für die le&teren andere 
Strafarten, andere Strafgerichte, ein andered Strafverfahren, ald für 
die erfteren feftfegen. Allein einer derlei weiteren Unterabtheilung 
ftelt fich nicht blos die Betrachtung entgegen, daß durch eine foldhe 
Vervielfältigung von Unterabtheilungen die Einfachheit und leichte Ueber- 
fichtlichleit des Syſtems eines Gefeßes verloren gehe, fondern es Taffen 
fich derlei „Beine Verbrechen“ eben vermöge ihrer minderen Gtraf- 
würdigfeit auch am leichteften mit jenen anderen ftrafbaren Handlun— 
gen (Vergehen und Poltzei-lebertretungen) zufammen in Eine Gate 
gorie vereinigen, mit welchen fie in dem Grade der Strafbarfeit 
mehr übereinftimmen, ald mit den größeren Verbrechen, fo daß man zur 
großen praftifchen Erleichterung und Bereinfahung für derlei fleinere 
Verbrechen die nemlichen Strafarten, Gerichte und Procedurs-Vorſchrif— 
ten, daher am einfachiten auch den nemlichen Namen vorfchreiben möge, 
wie für die eigentlichen Vergehen und Uebertretungen. 

Dazu komme, dag auch in Anfehung des zweiten und dritten oben 
genannten Theilungs-Gliedes — der „Vergehen“ nemlich, im Gegenfabe 
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) Worte des Geſetzgebers im 15. Abſatze des Kundmachungs-Patentes zum 
Strafgefeke vom 3. September 1803, 
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von „Polizei-ebertretungen” — die Scheidungs-Kriterien im Leben häufig 
in einander verfchwimmen, und fich in concreten Fällen nicht jo fcharf 
von einander loötrennen laffen, wie fie die Wiſſenſchaft fondert und 
einander gegenüber ftellt, und daß namentlich ein Gefek wieder an Ein: 
fachheit gewinnen werde, wenn es für die fo häufigen, oben ald Gon- 
currenz einer Polizeislebertretung mit einem Vergehen bezeichneten Fälle, 
wo Jemand durch die Uebertretung irgend eines Polizei-Verbotes zus 
aleih in ſchuldbarer Weife (culpose) eine unmittelbare Rechtverletzung 
berbeigeführt bat, ftatt diefer Goncurrenz einfach nur das Dafein eines 
Vergehens feſtſetzt, deffen Strafbarfeit fih nur dadurch erhöhe, daß es 
im Gefolge einer polizeiwidrigen Handlung vor ſich gegangen if. — 
Es empfehle fih daher praftifch für eine pofitive Geſetzgebung 
(de lege ferenda) vielmehr jenes einfachere Syftem, wornach nur 
zwei Hauptcategorien von ftrafbaren Handlungen aufgeftellt werden 
jollen, nemlich 
A. unmittelbare und abfichtlihe Nechtverlegungen, jedoch nur die 
wichtigeren (größeren oder ſchwereren) derfelben, die man da- 
her auch fchlechtweg und ausfhliegend mit dem Namen: 
„Verbrechen“ (oder auch Criminal-Verbrechen — peinlihe Ver— 
brehen —) bezeichnen foll; und 
B. alle übrigen Gattungen von ftrafbaren Handlungen, weldhe man 
zufammen, nur um des Gegenſatzes von Verbrechen willen, 
mit irgend einem anderen Namen, ſei ed nun „Bergehen“ — 
oder „Uebertretungen“ (oder Eivil-Berbrehen — nicht pein: 
liche DBerbrechen) *) bezeichnen, jedoh zufammen in dem 
nemlichen Geſetzes-Abſchnitte umfaffen, mit gemeinfamen 
Strafarten regeln, denfelben Strafgerichten und dem nem- 
lihen Strafverfahren unterziehen möge, wenn auch die darunter 
begriffenen Unterarten ftrafbarer Handlungen nah wiſſen— 
Ihaftliher Anfhauung einen noch jo heterogenen realen 
Charakter an ſich haben. 
Diefe zweite Gategorie (B) hätte daher zu umfaſſen: 
a) die unmittelbaren und abfichtlichen Nechtverlegungen geringerer 
Art (fleinen Verbrechen), die aljo ihrer wahren (realen) Natur 


*) Bergleihe oben die Anmerkung auf Seite 5455. 
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nach eigentlich Verbrechen wären, und eben deßhalb auch nicht ſel— 
ten als „uneigentliche Vergehen“ oder „Uebertretungen“ be— 
zeichnet werden; 

b) die zwar unmittelbaren aber nur culpoſen Rechtverletzungen, 
wobei alſo wirklich ein beftimmtes wirkliches Recht, und nicht blos 
eine Polizei-Anftalt oder eine Schug-Borkehrung für das Recht 
verlegt worden ift; und endlich 

c) die blos mittelbaren, fei ed nun dolofen oder culpofen, Verletzun— 
gen des Rechtes, wodurd nach dem Gefagten nur eine polizeiliche 
Vorkehrung zum Schuge des Rechtes übertreten wird, ohne daß 
fie von einer wirklichen Nechtverlegung begleitet wären. 

Zeptere zwei Unterarten (b und c) umfaßt man nicht felten im 
Gegenfage der unter a jogenannten uneigentlichen, mit dem Namen: 
„eigentliche Vergehen und Uebertretungen“ *). — 








) Es mag dahin geftellt bleiben, ob fidy denn nicht doch ein Gtrafgefek nad 
dem früher dargelegten (and der inneren Wefenheit und der verfhiedenartigen Beſchaf— 
fenheit der ftrafbaren Handlungen entnommenen) wiffenfhaftlihen Spfteme durchführen 
ließe, und ob nicht vielleicht ein foldhed der Natur der Sache folgendes Syſtem 
fogar dem gefunden natürlichen Rechtsſinne des Volkes beffer entfprädhe, ale ein 
Geſetz, welches (wie dermal wohl alle europäifchen Strafgefege) die qualitativen und 
quantitativen Grenzen zwifhen Verbrechen und anderen (minder) firafbaren Handlun- 
gen nah ganz willführlihen und poſitiv gefhaffenen Scheidelinien abftedt! Es mag 
in Frage bleiben, ob ein ſolches natürlihes Syſtem fi nicht gerade deßhalb mehr 
in das Rechtsleben des Bolfed hinein verwachſen, und hinwieder in feiner Fortbil- 
dung organifch aus ihm heraus entwideln würde, weil ed die Qualitäten der 
Strafübel genauer der inneren Natur der Schuld anpaffen, und eben darum auch 
felbft mit der im Gefühle des Bolfed vorgebenden moralifhen Würdigung aller 
ftrafbaren Handlungen in einem engeren Einflange ſtehen würde! ? — Liegt nicht eine 
tiefe moralifhe Wahrheit darin, daß der ſchlichte Menfhenverftaud und das unver: 
dorbene Sittlicgleitägefühl der Bolksftimme den Dich, den Betrüger, den boshaften 
Befchädiger fremden Eigenthums u. f. f., kurz den doloſen Berleper eines wirk« 
lihen Rechtes, und wenn feine Schuld objectiv auch noch fo geringfügig ift, mit 
einem wefentlih anderen Strafübel beftraft fehen will, als den blos culpofen 
Berleper fremden Rechts, und wenn des Repteren Schuld objectiv auh noch fo um« 
fangreih ift; daß es für dem erfteren eine in ihrer Art entehrende oder fhimpf- 
ide Strafe, wenn auch bei geringem Umfange der Verlegung in (quantitativ) ge 
ringem Maße, angewendet wiffen will, während es den Unbefonnenen, den Leichtiin« 
nigen, Bahrläffigen bei felbft noch fo ſchweren Folgen feines unvorfäglichen Ber- 
ſchuldens zwar ftrenge, im (quantitativ) großem Ausmaße, aber nie mit derfelben 
entehbrenden Qualität von GStrafübeln geahndet fehen will!? — ft alfo bie 
ſttenge Sonderung aller vorfäglihen wirfliden Rechtverlehzungen von allen culpofen 
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Dieſe zunächſt praktiſchen Geſichtspunkte haben unverkennbar 
auch die öſterreichiſche Strafgeſetzgebung bei der Gliederung ihres 
Syſtems geleitet, und der Geſetzgeber gibt uns in den Art. IV des 
früheren Kundmachungs-Patentes (oben Seite 24) ſelbſt Zeugniß dafür. 
Es wurden nemlich die in das Strafgeſetzbuch aufgenommenen ſtrafba— 
ven Handlungen urſprünglich nur nach zwei Categorien unterſchieden, 
wovon die erfte die Verbrechen (Art. Il des K. M. P.), die zweite 
hingegen die [hweren Polizei-Uebertretungen (Art. III, IV 
und V) und zwar ganz genau nach jenem Inhalte umfaßt, der eben 
erft unter A für die (größeren oder fchwereren) Verbrechen, und unter B 
für die Vergehen und lebertretungen (mit der daſelbſt bemerften drei: 
aliederigen Unterabtheilung) aufgezeigt worden ift. 

Der Sinn diefer Stellen des bisherigen Gefeßed im Einzelnen 
unterliegt hiernach feinem Zweifel. 

Der mehrerwähnte Artikel II erflärt die Verbrechen 

aa) als gefegwidrige Handlungen und Unterlaffungen *), bei welden 


Handlungen und Polizei-Hebertretungen wirklich nur, wie jo wielfach behauptet wird, 
eine Theorie, oder würde fie nicht vielmehr frudtbaren Boden im Leben 
finden? — 
*) Die Fälle, wo dad neue Gefeh bloße „Unterlaffungen“ zu Verbrechen 
erflärt, find nur folgende: 
a) Mitfhuld am Hochverrathe durch Unterlaffung der Verhinderung ($. 60); 
b) Mitfhuld am Hochverrathe durch Umterlaffung der Anzeige ($. 61); 
c) Mitfhuld an dem Berbrehen der MHusfpähung oder anderer Ginverftändniffe 
mit dem Feinde dur Lnterlaffung der Berbinderung ($. 67 in Berbindung 
mit $. 213); 
d) Mitfhuld an dem ebengenannten Verbrechen durch Unterlaffung der Anzeige 
($. 67 in Berbindung mit $. 215); 
e) Berbrehen der öffentlihen Gemwaltihätigfeit durch boshafte Unterlaffungen 
bei Gifenbahnen oder unter anderen befonderd gefährlihen Berbältniffen 
(8. 87); 
n Mitfhuld an dem Verbrechen der unbefugten Werbung durch Unterlaffung ber 
Berbinderung ($. 92 in Berbindung mit $. 213); 
g) Mitihuld an dem Berbreden der unbefugten Werbung dur; Unterlaffung der 
Anzeige ($. 92 in Berbindung mit $. 215); 
h) Berbrechen der öffentlichen Gemaltthätigkeit durch Unterlaffung der alfoglei- 
Ken Anzeige an dic Obrigfeit nach der vorgenommenen perjönlihen Anhal- 
tung eines fhädlichen oder gefährlihen Menſchen ($. 93); 
i) Verbrechen der öffentlidhen Gewalttbätigfeit von Seite eined Schiffecapitäng, 
der 28 auf feinem Schiffe unterläßt, Andere an der Behandlung eines Men- 
{hen ald Sklaven zu hindern ($. 95 in Berbindung mit $. 213); 
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bb) die Abſicht eigens auf dasjenige gerichtet iſt, was die Sicherheit 
im gemeinen Wefen verlegt, und welche 

ee) die Größe der Verlegung oder die gefährlichere Beſchaffenheit der 
Umftände zur Griminal-Behandlung eignet. 


Die beiden erften Abſätze (aa und bb) fordern aljo zum Realbegriffe 
eines Verbrechens jene zwei wefentlichen Merkmale (Unmittelbarkeit 
oder Wirklichkeit der Nechtverlegung ”) und Vorfäglichkeit der ftrafbaren 
Handlung), die nach der biäherigen Darſtellung wohl ganz unbezweifel- 
bar den Real- Character eines. Berbrechens ausmachen. Der Abfab cc 
hingegen befchränft diefen Begriff blos auf die objectiv größeren 
oder wichtigeren Fälle diefer Art von ftrafbaren Handlungen. — 
Diefe Einfchränfung des Begriffed von Verbrechen auf die objectiv - 
größeren (gefährlicheren), mit Borfaß begangenen Rechtverlegungen 
beruht nach dem Gefagten auf willfürlih oder rein pofitiv, und 
zum Theile mit nummerifchen Momenten gezogenen Grenzlinien. — 
Die ftrafbaren Handlungen der gedachten Art, welche nach diefen lei- 
tenden Gefichtöpunften in unjerem dermaligen Geſetze nur bei 
vorhandener (relativ » bedeutfamerer) „Größe der Verletzung“ oder 
„wichtigerer) Beichaffenheit des Gegenftandes“ ald Verbrechen 
erklärt wurden, find folgende: 

1. Majeftäts-Beleidigung und wörtliche oder thätliche Beleidigungen 
der Mitglieder des Faiferlihen Haufes im Gegenfake von anderen 


k) Verbrechen des Kindesmorded durch Interlaffung des einem Kinde bei der 

Geburt nöthigen Beiſtandes ($. 139); endlich 

I) Verbrechen der Vorſchubleiſtung durch boshafte Unterlafjung der Verhinderung 

eined Verbrechens ($. 212). 

*) Dadurch, daß der Gefepgeber hier einerfeit? ganz abfolut und ohne alle 
weitere Unterfcheibung ald „Berbrehen” (nur) folde ftrafbare Handlungen erflärt 
hatte, wodurch (objectiv) „die Sicherheit im gemeinen Wefen verlegt wird,” und daf Er 
andererfeits auch fchon damals mehrere irreligiöfe und blos unfittlihe Handlungen 
(4. B. Gottesläfterung, Blutſchande, Unzucht wider die Natur) unter die Berbrechen 
eingereibt hat, hat unfere Gefepgebung thatlebendig bewährt, daf fie auch ſchon im 
Jahre 1803 die oben (in der Anmerkung auf Seite 46 und 47) entwidelte Anſicht 
teilte, und folgerihtig durchführte, dag nämlich allerdings au irreligiöfe und 
unfittlihe Handlungen bürgerlich firafbar, oder ſolche feien, welche „die 
Sicherheit im gemeinen Weſen,“ oder mit anderen Worten: „die rechtlihe Ordnung 
ded Staates“ verlegen.’ — 
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wörtlihen oder thätlichen Injurien ($$. 63 und 64 vergl. mit 
8. 331 und 88. 487—49%) ; — 

2. boshafte Beichädiqungen eines fremden Eigenthumes erft bei einem 
Schaden von mehr als fünf und zwanzig Gulden ($. 85 lit. a 
vergl. mit 8. 468); — 

3. förperliche Beſchädigungen, nur infoferne fie (vermöge ihrer Ins 
tenfität oder Ertenfion) von dem Geſetze ald ſchwere angefehen 
werden ($$. 143 und 152 vergl. mit &. 411); — 

4. Diebftahl erft bei einem Betrage von mehr al® fünf und zwanzig 
Gulden ($$. 173 vergl. mit $. 460); — 

5. Veruntreuung erjt bei einem Betrage von mehr als fünfzig Gul- 
den ($. 183 vergl. mit 461); — 

6. Theilnehmung am Diebitahl und an der Beruntreuung erft bei 
einem Betrage von mehr als fünf und zwanzig, und beziehungs— 
weife fünfzig Gulden ($. 186 lit. b vergl, mit 8. 464); — 

7. Betrug erft bei einem Betrage von mehr als fünf und zwanzig 
Gulden ($. 200 vergl. mit 461). — 


Zu diefen Fällen fommen nun weiters diejenigen, wo das Geſetz 
derlei vorfäßlihe und unmittelbare Rechtverlegungen nach feiner Aus: 
drucksweiſe nur „wegen der gefährlicheren Befchaffenheit der 
Umftände* zur Griminal- Behandlung geeignet erklärt hat. Es find 
dies inäbefondere: 

8. die Verbrechen des Hochverrathed durh Empörung, ferner des Auf: 
ruhrs, Aufftandes und der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch gewalt— 
james Handeln gegen öffentliche Autoritäten im Gegenfage der minder 
gefährlichen abfichtlichen Widerftandsarten durch Auflauf oder durch 
wörtliche oder thätliche Beleidigungen gegen Beamte und Wachen, 
oder durch befchimpfende Handlungsweiſe in Beziehung auf deren 
Erläffe und Siegel ($$. 58 lit. b, 68, 73, 76, 78, 81 in Ber: 
gleihung mit den 88. 279—284, 315, 316 und 331); — 

9. das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe durch Aufreizung 
zu den in Beziehung auf die Rechtsordnung im Staate relativ 
gefährlichiten Momenten im Gegenfage zu minder gefährlichen 
Aufwieglungen ($, 65 litt. a und b vergl. mit den 88. 300 — 
302); — 


10. 


15. 


16. 
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das Berbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe durch Auffor- 
derung zur Theilnahme oder durch Selbftiheilnahme an den in 
ftagtlicher Beziehung gefährlichften Vereinen im Gegenfaße der 
Theilnahme an anderen geheimen Gefellfchaften ($. 65 lit. e vergl. 
mit 88. 285—209;, — 


. das Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch unbefugte 


Einfhränfung der perfönlichen Freiheit, oder durch Behandlung 
eines Menfchen ald Sklaven, im Gegenfabe von minder gefähr: 
lihen Mißbräuchen ded Rechtes der häuslichen Zucht (58. 93 und 
95 vergl. mit 88. 413—421); — 


. das Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigfeit durch Erpreſſung 


oder gefährliche Drohung im Gegenfabe des Zwingens von Kin- 
dern zu einer nichtigen Ehe von Seite der Eltern ($$. 98 und 
99 vergl. mit $. 508); — 


. das Verbrechen der boshaften Beichädigung fremden Eigenthumsg, 


auch ohne Rüdficht auf die Größe des Schadens, unter gewiſſen 
gefährlichen Umftänden, im Gegenfage von zwar ebenfalld abjicht- 
lichen aber minder gefährlichen Verlegungen an fremdem Eigen: 
thume ($. 85 litt. b und e veral. mit $$. 317, 319 und 468) ; — 


. das Verbrechen der Befchädigungen oder Störungen am Staats: 


telegraphen, wenn fie aus Bosheit gefchehen, im Gegenfage der blos 
muthwilligen u. f. f. ($. 89 vergl. mit 8. 318); — 

dad DBerbrechen der Verleitung zum Mißbrauche der Amtsgewalt 
nur bei befonderd wichtigen Berhältniffen im Gegenfabe der gleich— 
benannten Uebertretung ($. 105 vergl. mit $. 311); — 

die Verbrechen der Fälfhung von öffentlichen Creditspapieren, 
Münzen und öffentlichen Urkunden im Gegenfabe von minder ge: 
fährlihen Fälfhungen (55. 106—121 und 199 vergl. mit $. 201 
lit, a, $. 320 litt, e—g, 88. 325 und 461) *); — 





*) Unfer Strafgefeb kennt zwar außer dem Berbredhen der Fälſchung von 


öffentlihen Greditspapieren und von Münzen Fein eigenes Berbreihen der Fäl- 
fung von Urkunden, fondern reiht dieſelbe in allen übrigen fällen unter ben 
Betrug ein. Allein da diefe Sonderung im Gefeke wenigftend in Beziehung auf 
die zuerft genannten zwei DObjecte in ber Sache und in ber Benennung durchge— 
führt wurde, und Fälfhungen der erfleren zwei Arten von dem Gefepgeber ald 
befondere, von dem Betruge überhaupt und jeder anderen Urfunden-Fälfhung firenge 


18. 


20. 


21. 


22. 


23. 
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. das Berbrechen der Religionsjtörung im Gegenfape von minder 


wichtigen jtrafbaren Handlungen in Beziehung auf Religion, Kirche 
und religiöfe Gegenftände ($. 122 vergl. mit $$. 303, 304 und 
306); — 

die Derbrechen der Nothzucht, Schändung und anderer ſchweren 
Unzuchtöfälle im Gegenfage von minder groben Unzuchtöfällen 
(88. 125 — 132 vergl. mit 88. 501, 504 — 507 und 509 — 
5316); — 


. das Verbrechen der förperlichen Beſchädigung, infoferne dieſelbe, 


obgleich am jich leicht, von dem Gefepe wegen der unterlaufe: 
nen gefährlichen Umftände, — der ſchweren Beſchädigung gleich 
geftellt wird, im Gegenjage minder bedenklicher Mißhandlungen 
oder förperlicher Bejchädigungen ($$. 153 und 157 vergl. mit 
88. 411-421); — 

Diebftähle, wenn fie auch ohne alle Nückficht auf die Größe des 
Betrages oder doch ſchon bei einem Betrage von mehr als fünf 
Gulden aus der gefährlicheren Belchaffenheit der Umftände zu 
einem Verbrechen werden (58. 174—176 vergl. mit $. 460); — 
Peruntreuung, infoferne fie bei einem Betrage ſchon von mehr als 
fünf Gulden aus der gefährlicheren Befchaffenheit der Umftände zum 
Verbrechen wird ($. 181 vergl. mit $. 461); — 

Theilnehbmung am Diebitahle oder an der Veruntreuung, infoferne 
fie ohne Rüdfiht auf die Größe des Betrages aus der Befchaffen- 
heit der Umftände zum Verbrechen wird ($. 186 lit. a vergl. mit 
$. 464); — | 

Betrug, infoferne er ohne Nüdfiht auf die Größe des Betrages 
fhon aus der Beichaffenheit der That zum Verbrechen wird, im 
Gegenfage aller übrigen, von dem Gefeße nur ald Vebertretungen 
erklärten Betrügereien ($. 199 vergl. mit $$. 333, 334, 461 


"und 49) 9; — 


ausgefchiebene Verbrehen hHingeftellt werden: fo müffen fie folgerichtig auh im 
obigen Schema ald eigene Art von Verbrechen mit den zunächſt analogen ftraf« 
baren Handlungen indbefondere in Pergleihung gebracht werben. 


*) Das im $. 486 normirte Vergehen der fogenannten leichtfinigen Crida 


bat übrigens nur in wenigen Fällen den Gharacter einer abſichtlichen Betrügerei 


— — 


24. das Verbrechen der zweifachen Ehe im Gegenſatze der Uebertretung 
des Ehebruches (58. 206 und 207 in Vergleich mit 88. 502 und 
503); — 

25. das Verbrechen der Berläumdung durch falfche Befchuldigung wegen 
eined Berbrechend unter befonders gefährlichen Verhältniffen, im 
Gegenfage von analogen falfchen Befshuldigungen unter minder 
erfchwerenden Beziehungen ($. 209 vergl. mit 88. 487 — 497); 
endlich | 

26. das. Verbrechen der Borfchubleiftung durch Verhehlung oder Hilfe 
zur Entweichung in Beziehung auf ein Verbrechen im Gegenfabe 
der gleichbenannten Uebertretung in Beziehung auf ein Vergehen 
oder eine Uebertretung ($$. 214 und 217 vergl. mit $. 307). — 


Diefe Aufzählung derjenigen vorfäßlichen und unmittelbaren Recht: 
verlegungen, welche der Gefeßgeber wegen ihrer objectiven Geringfügig- 
feit auch in dem neuen Gefege nicht zur Griminal- Behandlung für 
geeignet erfannte, enthält in den hier oben unter den Zahlen 1 — 26 
berufenen Paragraphen des zweiten Theiled unferes dermaligen Straf: 
gejeßes zugleich auch fchon das Schema derjenigen ehemals fogenannten 
„ſchweren PBolizei-Uebertretungen,“ und nunmehr mit dem 
Namen „Bergehben und Uebertretungen“ bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen, welche — wie Schon oben (Seite 57 u. 58 lit. a) erwähnt wurde 
— regelmäßig unter dem Namen „uneigentliche“ umfaßt werden, weil 
fie ihrem realen Charakter nach eigentlich Verbrechen wären, und nur 
bei vorausgeſetzter relativ geringerer objectiver Gefährlichkeit nach den 
dargelegten rein pofitiven Grenzlinien uneigentlich unter die ſchweren 
Polizei-Uebertretungen (oder Vergehen und Uebertretungen) eingereiht 
worden find. Das frühere Gefeg erklärt ihren Realbegriff in den 
Artikeln III. und V.*) des Kundmachungs-Patentes. — 


(Täufhung) an fih, obne nicht ſchon eben dadurch in dad Verbrechen des betrügeri« 
fhen Banketotts (5. 199 lit. b) überzugeben. — überdieß die Anmerkung * 
oben zur Zahl 16 auf Seite 62. 

*) Der Art. V. des ehemaligen K. M. P. fcheidet zwar „Handlungen, welde 
die öffentlihe Sittlichkeit ſtören,“ dem Scheine als eine befondere, von den ſtren— 
gen „Berlegungen der Sicherheit im gemeinen Weſen (Rechtöverlegungen)‘’ ver» 
ſchiedenartige Kategorie aus, und man findet hiernach gewöhnlich die f. g. 
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Der Artitel IE enthält hiernach die Kehrſeite des Art. I, 
d. h. die Beftimmung, daß alle jene „unmittelbaren und vorfäßlichen 
Rechtverlegungen,“ bei welchen die eben erft dargeftellte zur Criminal: 
Behandlung eignende relativ höhere „Größe der Verlegung oder aefähr- 
lihere Befchaffenheit der Umſtände“ nicht eintritt, eben „wegen dieſer 
Beichaffenheit des Gegenſtandes oder der unterlaufenden Umſtände“ in 
dem Geſetze felbft nur als (uneigentliche) Schwere Polizeisllebertretungen 
(Vergeben und Mebertretungen) feitgeitellt werden. Zu den fällen, 
welche nah Maßgabe diejes pofitiv angenommenen Untericheidungs- 
Kriteriums a contrario der unter 1L—26 aufgeführten Fälle nur ale 
Vergehen oder Uebertretungen erklärt wurden, fommen jest nur noch 
zwei hinzuzufügen, von welchen nach dem Wortlaute des Art. II bei 
deiten Erklärung nicht insbefondere gefprochen werden fonnte Die 
find nämlich : 


27. alle ftrafbaren Handlungen, welche, wie der Art. III diefes K. M. P. 
noch beifügt, fih auch noch „wegen der Beichaffenheit der 
Perfon des Thäters“ nicht zur Griminal-Behandlung eignen, 
und chen darum unter die uneigentlichen ſchweren Polizei » lleber: 
tretungen eingereibt wurden. Dieß bezieht fih nun blos auf 
jenen (auch im unfer neues Geſetz übergegangenen) Fall, wo 
eine ftrafbare Handlung, die ihrer objectiven Beſchaffenheit 
nach eigentlih ein Verbrechen wäre, nur darum nicht ala folches, 
fondern als Uebertretung zugerechnet wird, weil der Thäter zur 
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Unſfittlichkeits ⸗Vergehen und Uebertrelungen als dad dritte Theilungsglied ber ehe— 
mals fogenannten ſchweren Polizei-Uebertretungen, im Gegenſatze der uneigentlichen, 
wovon der Art. III des oftgenannten K. M. P. handle, und der eigentlichen, die im 
Art. IV definirt feien, dargeftellt. — Allein daß diefe Anficht dem von dem Geſetzgeber 
felbft geltend gemachten Grundſatze widerfpreche, wornach er „unfittlihe Handlungen,‘ 
fo weit fie überhaupt ald bürgerlich ftrafbar erflärt werden, auch als unmittelbare 
und vorfäslihe Angriffe auf die rechtliche Ordnung im Staate (Rechtverletzun— 
gen) erfennt und claffificirt, leuchtet and dem oben in der Wnmerfung auf 
Seite 60 Geſagten ein, daher ed ganz und gar nicht mit dem @eifte und Cha: 
rafter unferes Strafgefeges barınoniren würde, in derlei nur wegen ihrer Unfittlichkeit 
firafbaren Bergeben und Webertretungen etwas anderes als eine Unterart ber 
erfien Hauptcategorie, nämlid der fogenannten umeigentlichen ſchweren Polizei» 
Uebertretungen zu erkennen. — j 

He, Commentar. 5 
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Zeit ihrer Begehung noch nicht das vierzehnte Lebensjahr zurück— 
gelegt hatte ($. 2, lit. d vergl. mit 88. 237 und 269, lit. a). — 


Der legte Fall einer folchen uneigentlichen fchweren Polizeislleber: 


tretung iſt endlich 


28. 


durch den 8. 467 unſeres dermaligen Strafgeſetzes ſtatuirt 
worden, wo das Geſetz den Nachdruck ſo wie jede andere eigen— 
mächtige mechaniſche Vervielfältigung und Nachbildung von litera— 
riſchen und artiſtiſchen Erzeugniſſen, worin es doch offenbar eine 
vorſätzliche und unmittelbare Rechtsverletzung erkennt, ſchlecht— 
weg, d. h. ohne alle Rückſicht auf die (wenn auch noch jo be— 
deutende) Größe der dadurch herbeigeführten Verlegung, nur ala 
Vergehen erflärt hat. — 


Der Artikel IV des erwähnten Rundmachungs-Patentes gibt end: 


lich die Real-Erflärung der fogenannten eigentlichen fchmweren Polizei: 
Uebertretungen, welche fofort 


aa. alle blos mittelbaren Rechtverletzungen, d. h. alle jene nur über: 


bb. 


haupt in den Strafcoder aufgenommenen ftrafbaren Handlungen 
umfaßt, in welchen fich entweder ein poſitives Zuwiderhan— 
deln gegen ein zum Schuße der rechtlichen Ordnung gegebened 
(Volizei-) Verbot, oder das Unterlaffen einer durch ein fol: 
ches Gebot angeordneten Handlung darftellt, mögen folche polizei: 
widrige Handlungen und Unterlaffungen nun vorfäglich oder culpos 
begangen werden, wenn nur dadurch noch fein wirklicher Schade 
(feine unmittelbare Rechtverlegung) gefchehen ift, 3. B. fehnelles 
unbehutfames Fahren und Reiten an zahlreich von Menfchen be- 
gangenen Orten ($. 427 unfered dermaligen Gefehed) oder 
Nichtbeachtung der für die Aufbewahrung und Abfonderung von 
Gift gebotenen Vorſchriften ($. 369). 


Außerdem gehören dahin noch 


alle blos culpofen unmittelbaren Rechtverletzungen, d. h. jene 
ftrafbaren Handlungen und Unterlaffungen, welche, wie fich der 
Geſetzgeber ausdrüdt, „ohne auf irgend ein Verbreden 
gerichtete Abſicht“ begangen werden, wenn auch der Schuldige 
dabei vielleicht in anderer Beziebung vorſätzlich gehandelt, 


d. h. wiſſentlich eine in polizeilicher Beziehung geſetzwidrige 
Handlung oder Unterlaffung begangen hat, wenn nur fein Borfak 
nicht auf dasjenige (vechtverlegende) Uebel gerichtet war, welches 
daraus mirklich entitanden tt, 5. B. culpofe Tödtung eines Men- 
ſchen ($. 335), mag diefelbe nun aus ſchuldbarer Nachläßigkeit Bei 
Segung einer an ſich erlaubten Handlung, z. B. bei der Opera- 
tion eined Verwundeten ($. 357), oder aus Anlaß einer fhon in 
fich ſelbſt polizeiwidrigen Handlung oder Unterlaſſung (z. B. in 
den Füllen der $$. 336 und 337) vorgefallen fein. — 


Die vorftehenden Ausführungen haben nun dargelegt, daß auch 
unfer dermaliges Gefeg vom 27. Mai 1552 bei der Gliederung der 
ftrafbaren Handlungen nicht nur im Allgemeinen das dem bisherigen 
Gefege vom 3. September 1803 zu Grunde gelegene Glafifications- 
Spftem in die zwei Haupt- Kategorien von Verbrechen und ſchweren 
Polizetsllebertretungen angenommen, fondern auch in der Einreihung der 
einzelnen ftrafbaren Handlungen, und felbit derjenigen, welche in dem 
jegigen Geſetze neu binzugefommen find, die nämlichen realen Be— 
griffs-Merkmale für die eine und andere diefer Kategorien vorausgeſetzt 
und praktiſch durchgeführt habe, welche von dem älteren Gefeße in den 
oftgedachten Artifen I—V ausdrüdflich namhaft gemacht worden find.*) 

Wenn nun aber in dem dDermaligen Gefege an die Stelle der 
ehemaligen „schweren Polizei-ebertretungen“ eine neue Benennung und 
jweiqliedrige Unterabtheilung in „Bergehen und Lebertretungen“ 
getreten üft, fo muß ich zum Schluffe nochmal auf die fhon oben (S. 20) 
gemachte Hinweiſung zurüdfommen, daß diefe weitere Sonderung der 
ehemaligen jchweren Polizei -lebertretungen in Vergehen und Uebertre- 
tungen keineswegs auf einem inneren Unterichiede der mit dem 


— — 





) Dennoch wird man es aus dem Standpunkte der Codification nach Maß— 
gabe der ſchon oben (Seite 24—26) angedeuteten Erwägungen nur gutheißen können, 
dag unfer gegenwärtiged Geſetz die in den obigen Artikeln I—V ber Einleitung 
des früheren Geſetzes enthaltene doctrinäre Aufzeigung derjenigen Gefihtäpunkte, 
welhe den Befepgober felbft bei diefen Gliederungen und Begriffebeflimmungen ge 
leitet haben, nicht aufgenommen hat, zumal, ald die vorftchenden Ausführungen 
(Seite 59—67) zugleid dad von mir hierüber fhon früher (Seite 30 und 31) gefällte 
Urtheil rechtfertigen dürften. — 

5 * 
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einen oder anderen Namen benannten ftrafbaren Handlungen beruhe, 
und daß daher diefe in feiner Weife auf realen Begrifföunterfchieden 
berubende, fondern binfichtlih des materiellen Strafrehtes rein no— 
minelle Unterabtheilung ausfchließend deshalb acwählt wurde, um 
die verfihiedene Competenz und das verfchiedenartige Strafverfahren der 
nach diefem Unterfchiede verfchiedenen Strafgerichte und Proce— 
durs-Vorſchriften anzuzeigen. — 

Diefe neue Benennung und Unterabtheilung dankt in Defterreich 
ihr Dafein der Etrafprotefordnung vom 17. Jänner 1850, und den fait 
gleichzeitig mit derfelben, zum Theile fogar noch vorher, verfügten pro- 
viforifchen Competenz- und Procedurd-Vorfhriften für Ungam fammt 
der ferbifchen Moiwodfchaft und dem Temefer Banate, jo wie für Kroa— 
tien und Slavonien.*) — 

Wir find über den fo eben erklärten Sinn diefer Untergliederung 
gleichtwie über die Gründe, welche die höchſte Gefeßgebung zur Ein- 
führung derfelben beftimmt haben, amtlich aufgeklärt durch den a. u. 
Vortrag des damaligen Juſtiz-Miniſters vom 18. December 1849 
(erftes Beilageheft zum Neichegefegblatte vom Jahre 1850, zu Nr. 25, 
Seite 20— 30), womit derfelbe die erwähnte Strafprocekordnung dem 
Monarhen zur U. h. Sanction vorlegte.“) — 
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*) Sich’ die proviforifche Gerihtäverfaffung für Ungarn, die ferbifche Woiwod— 
fhaft und das Temefer Banat vom 3. November 1849 (im Randesgefepblatte für Ungarn 
Nr. 1) 8.2, lit. B. $. il m. 14; — die prowiforifche Verordnung in Betreff der Zuftän- 
bigfeit der Strafgerichte und in Betreff des Verfahrens in Straffachen für bie eben» 
genannten Kronländer vom 28. December 1849 (ebenda Nr. 2) 88.5, 6, 10, 13 
und 17; — die analogen Verordnungen für Eroatien und Slavonien vom 1. März 
1850 (im Landesgefepblatte für diefe Länder Nr. 4) 88. 2, lit. B. Il und 14, und 
vom 24. Juli 1850 (Nr. 312 de R. ©. B.) 88. 5, 6, 10, 13 und 17, und endlich 
für alle vorgenannten Kronländer die Verordnung des Juftizminifteriumd vom 
30. Juni 1850 (Mr. 259 des R. ©. 8.) 88. 8 und 9. — In all’ diefen Geſetzes— 
fiellen wird nämlich ebenfalls die dreigliedrige Gintheilung der flrafbaren Handlungen 
in Berbrehen, Vergeben (d. i. folhe größere Polizei» Uebertretungen, über 
welche die Gerihtöbarfeit den collegial organifirten Bezirksgerichten erſter Elaffe, 
nad) dem font auch für Verbrechen vorgefchriebenen Strafverfahren) und „geringere 
(Polizei) Webertretungen‘ (worüber die Strafgerihtöbarkeit nad einem eigend 
dafür normirten kürzeren Strafverfahren den aus Einzeln-Richtern beftchenden 
Bezirkägerichten zweiter Claſſe zukommen foll) ganz folgerichtig durchgeführt. 

») Wer nur mit einiger Aufmerkfamkeit diefen Minifterial-Bortrag lieft, muß 
ſich überzeugen, wie unrichtig die oft gehörte Behauptung if, daß die öſterreichiſche 
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Es wird darin klar und beſtimmt ausgeführt, daß bei dieſer Un— 
terabtheilung nicht die innere Natur der ſtrafbaren Handlungen, ſondern 
ausſchließend die Rückſicht maßgebend geweſen ſei, die wichtigeren 
und regelmäßig auch mit ſchwerer Strafe bedrohten Polizei-Uebertretun— 
gen der Gerichtsbarkeit eines collegial organiſirten, die minder wich— 
tigen aber einem Ginzeln-Richter zuzuweiſen, für die erjteren ein 
förmlicheres Anklageverfabren, für die legteren aber eine mehr fum- 
marifche Procedur vorzufchreiben, und daher beide Gattungen von ftraf- 
baren Handlungen zur leichteren Weberficht diefer proceifualifchen 
Unterfchiede auch fihon dem Namen nach von einander zu fondern. — 
Diefe Untertheilung, welche fich feit der zweijährigen Wirkſamkeit der 
gedachten Strafprocehorduung nicht nur in denjenigen Kronländern, wo 
diefe in Geltung jtebt, fondern nach der obigen Nachweifung feit ebenfo 
langer Zeit auch in den Kronländern Ungarn, der ferbifchen Woiwod— 
fhaft und dem Temefer Banate, gleihwie in Kroatien und Slavonten, 
daher — mit Ausnahme des lombardifchvenetianischen Königreiches, 
Dalmatiend, Galiziend mit der Bufowina und Siebenbürgends — be 
reits im ganzen Umfange der Monarchie beimifch gemacht, und wornach 
ſich daher nicht blos der Sprachgebrauch, fondern auch die Verfchieden- 
heit der Competenz der Strafgerichte und des Strafverfahrens feitge: 
wurzelt bat, wurde eben darum auch in dieſer praftifch gewordenen 
Bedeutung in das neue Strafgeſetz übernommen, weil man fich dadurch 
wieder nur dem fait im ganzen Umfange des Reiches Schon beſtehen— 
den Rechte anſchloß, und eben darin eine neue Bürgſchaft für die um 
fo leichtere Einbürgerung auch des neuen materiellen Strafgeſetzes ſelbſt 
in den ehemals fogenannten ungarifchen Kronländern finden mochte. — 

Hieraus erhellt zugleich, daß durch das neue Strafgeſetz an der 
wefentlichen Natur der gegenwärtig ale „Vergehen und Uebertre— 


Strafproceß-Gefepgebung vom Jahre 1850 mit der obigen dreigliedrigen Unterabthei- 
lung nur die franzöſiſche Trilogie (erimes-delits-contravenlions) nachgebetet habe. 
Der Berfaffer dieſes Miniſterial-Vortrages war fih feiner Zielrichtung volllommen 
Kar, und bat jie auch mit eben folcher Klarheit und mit genauefter Kenntniß des 
wiffenfchaftlihen Standpunftes und des franzöſiſchen Geſetzes ausgeſprochen. Eben 
deshalb aber muß ed Wunder nehmen, wie irgendwo die chen bemerkte Behauptung 
gemacht merden kann, da diefer Vortrag vielmehr gegen die Adoption der mehrge- 
daten Dreigliederung im franzöſiſchen Sinne mit ſtarken Worten fi ereifert. 
(Bergl. übrigens die Aumerfung * oben auf Seite 54 und 55.) 
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tungen“ bezeichneten ehemaligen „ſchweren Polizei-Uebertretungen“ nicht 
geändert worden if. Beide diefer Gategorien von ftrafbaren Hand- 
lungen fönnen eben fowohl fogenannte uneigentliche ſchwere Polizei- 
Mebertretungen fein, fo 5. B. das Vergehen des Auflaufes ($$. 279— 
284), dad Vergehen der (vorfählichen) Entweihung von Grabftätten 
($. 306) u. f. f. und entgegen die Uebertretungen des Diebftahls, 
der Veruntreuung und ded Betruges ($$. 460—465), (vorfäpliche) ge 
ringere förperliche Befhädigungen ($. 411). u. f. f:, ja nicht felten ift 
fogar Eine und diefelbe ftrafbare Handlung bald Bergehen, bald 
Uebertretung,, je nachdem fie durch Drudihriften oder auf andere Weife 
begangen wird (4. B. $$. 308—310, 487—492, 516). — Zu beiden 
Gategorien diefer ftrafbaren Handlungen gehören aber auch eben fo viele 
f. g. eigentliche ſchwere Polizei-Uebertretungen, und zwar in allen 
(nad) der obigen Ausführung) von diefer Gategorie eingefchlojfenen Un- 
terarten, nemlich jowohl bloße Berlegungen von Polizei-Anftalten, 
ohne daß dadurch noch eine wirkliche Rechtverletzung herbeigeführt wor— 
den wäre, 3. B. dad Vergehen gegen die Polizei-Anftalten wider die 
Peſt, ſelbſt ohne alle nachtheilige Folgen ($. 393), dagegen die Ueber: 
tretung der bei einer Biebleuche gegebenen (Bolizei-) Vorfchriften ($$. 
400 und 401); ald auch_culpofe unmittelbare Rechtverlegungen, 3. B. 
dad Vergehen der (culpofen) Tödtung im Gegenfage der Uebertre— 
tung der (culpofen) körperlichen Befhädigung eines Menfchen ($$. 335 
und 336) u. ſ. f. — — für beide Gategorien von ftrafbaren Handlungen 
(Vergehen und Webertretungen) find die nemlichen Qualitäten von 
Strafübeln, diefelben Hauptitrafen ($. 240), diefelben Verfchärfungsarten 
der Strafen ($$. 250 und 253), diefelben anderweitigen Rechtsfolgen 
einer PVerurtheilung ($. 268), diefelben Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände und die nemlichen Grundfäge über deren Anwendung ($8. 
263— 267), die gemeinfame Unterabtheilung in verfchiedene Gattun- 
gen (58. 274—277) u. f. f. feitgefept *). 





*) In der obigen Audeinanderfekung, wornach aud die in dem zweiten Theile 
unferes dermaligen Strafgefeße® unter der zweigliedrigen Benennung von „Vergeben 
und Uebertretungen“ vorkommenden ftrafbaren Handlungen fih innerlih nit 
von einander nnterfcheiden, fondern beiderfeitd im Wefentlihen den ihnen nad) dem 
früheren Gefege unter dem gemeinfhaftlihen Namen: „ſchwere Polizei⸗Ueber- 
tretungen” zugefommenen realen Charakter beibehalten haben, — dürften denn aud) 
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Unfer dermaliges Geſetz hat es unverkennbar, wenigſtens bei 
allen neu eingefügten Borfchriften, vermieden, irgendwo eine rein 
tbeoretifche, oder ſolche Beſtimmung aufzunehmen, die fih ohnehin 
jeder Richter ala das folgenothwendige Ergebnig aus dem Zufammen- 
bange aller einzelnen Geſetzesſtellen untereinander, oder aus der Verglei- 
hung dieſes Gefeßbuches mit anderen Gefegen erfchliefen muß. — 
Wäre es daher nicht mit der von unferer dermaligen Gefeßgebung an: 


‚genommenen Godificationd- Methode (vergleiche oben Seite 24—26) in 


Widerftreit gelommen, jo würde eine ausdrüdlihe Beitimmung 
darüber, daß in diefem Gefehe die Unterfcheidung der im zweiten 
Theile desjelben aufgeführten ftrafbaren Handlungen in „Vergeben“ oder 
„Uebertretungen“ rein nominell, und für das materielle Strafrecht 
ohne alle praftifhe Bedeutung fei, allerdings an ihrem Plate gewefen 
fein. Wir mögen und im Ergebniffe aus den vorftehenden Auseinan- 
derfegungen eine ſolche Beſtimmung, als Zuſatz zum Artikel IV des 
Kundmahungs-Patented, oder zum $. 233 des Gejeges jelbit, etwa in 
folgender Weife ergänzend hinzudenken: 

„Die in dem zweiten Theile diefes Strafgefeged vorfommenden Dergeben und 
Uebertretungen unterfheiden fih von einander dadurch, daß die Etrafgerichtäbarkeit 
über die erfleren von collegial organifirten Gerichten nah den für das Verfahren 
über (minder ſchwere) Berbrechen beftehenden Vorſchriften, hinſichtlich der Uebertre— 


tungen aber von Ginzeln-Richtern nad dem befonderen dafür feftgefesten Berfahren 
audgeubt wird“ *). 


die Gründe liegen, and denen fi die Gefehgebung nicht beftimmen lich, dem von 
Braftifern oft gehörten Wunfche nachzugeben, den zweiten Theil des Strafgefebes 
wieder in zwei Umterabtheilungen zu fondern, wovon die eiſte von „Vergehen“ und 
die andere von „Webertretungen”“ zu handeln hätte. — Es leuchtet ein, daß bei dem 
Umftande,, ald alle allgemeinen Beftimmungen des zweiten Theiled des Strafgeſetzes 
beiden genannten Arten von firafbaren Handlungen gemeinfam find, und da 
öfter felbft die nemlihe Handlung bald Uebertretung ift, bald bei dem Hinzutre— 
ten gewiffer Umftände Vergeben wird u. f. f., — — eine ſolche gewaltfame Lostrennung 
von innerlid zufammengehörigen Beitimmungen in zwei gefonderte Abtheilungen, 
bei der Durchführung die flörendften Wiederholungen in der einen oder anderen 
diefer Abtbheilungen herbeigeführt hätte. — Dagegen hat dad neue Gefeg im Ber: 
bältniffe zum früheren gewiß an Bequemlichkeit und Leichtigkeit der Weberficht , fo 
wie an Bereinfahung der Berufungsweife (Gitir-Methode) der einzelnen Geſetzesſtellen 
dadurd gewonnen, daß nunmehr die Paragraphen-Zablen durch beide Theile des 
Geſetzes ununterbrochen fortlaufen. 

*) Durch diefen Wortlaut würde nur dasjenige ausgeſprochen, was in 
Anſchung des Unterfchiedes zwifchen Vergehen und Uebertretungen vom 1. Septem« 


+ 
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Nach dieſer Darlegung der Geneſis, der Unterſchiede des 
neuen Geſetzes von demjenigen, deſſen unmittelbare Reſtauration, Ausdeh— 
nung auf den ganzen Umfang des Reiches und deſſen Fortbildung es 
ſein ſoll, ſo wie ſeines Syſtems, ſeines Charakters und Gei— 
ſtes im Allgemeinen — — möge vorerſt das Kundmachungs— 
Patent ) (K. M. P.) des neuen Geſetzes der Erläuterung desſelben 
folgen. 








ber 1852 angefangen gleichmäßig für alle Kronländer gilt. — In der Ausfüh— 
tung dieſes allgemeinen Grundſatzes im Einzelnen zeigen ſich, je nach Verſchie— 
denheit der Kronländer, mehrere Verſchiedenartigkeiten, deren Darſtellung unten bei 
der Erklärung des Artikels II des Kundmachungs-Patentes zu unferem dermali— 
gen Geſetze folgen wird. 

*) Unter dieſem Titel („Kundmahungs-Patent*) pflegen die Herrfcher Defter- 
reich's in den nicht ungarifchen Ländern wohl ſchon feit Jahrhunderten größere, um« 
faffendere oder wichtigere Gejepe befannt zu machen. Ein ſolches Kundmachungs— 
Patent enthält eine von dem Landesfürften als Gefeggeber unmittelbar an feine 
Bölker gerichtete, den Monarchen mit vorausgefhidten (regelmäßig mittlerem) Raifer- 
Titel ſelbſtredend darftellende Anfprahe, und trägt am Schluffe die höchſteigen— 
händige Unterfertigung ded Monarchen und die Mitelinterzeihnung ehemals des 
oberften und der übrigen Kanzler, fo wie eined Hofrathes der vereinigten Hoffanzlei, 
ald ehemaligen oberften Aundmachungs-Behörde aller Gefege, nunmehr aber in Folge 
des faiferlihen Gabinetd-Schreibend vom 20. Auguft 1851, Abfap 5 (Mr. 194 des 
R. ©. B.) die Mit-Unterzeihnung des mit dem Borfige in den Minifter-Gonferenzen 
betrauten Miniftere , fo wie aller derjenigen Minifter, in deren Verwaltungszweig 
das Geſetz zunähft einfhlägt, und des Kanzlei-Directord der Minifter-Conferenzen, 
welche Unterfchriften nach dem Wortlaute des gedachten A. h. Gabinetd- Schreibend 
„die Bedeutung der Gewährleiftung haben, daß die beftimmten Formen beobachtet, und 
die faiferlihen Beichlüffe genau und rihtig aufgenommen find.“ — — Man hat in 
anderen Staaten flatt ded Auddruded: „Kundmachungs-Patent“ in analogen Fällen den 
Namen: „Einführunge-Berordnung” gewählt, und ihn bie und da auch im 
Defterreih heimifh zu machen geſucht, obgleih er nie von dem geſetßzlichen 
Sprachgebrauche guigeheißen worden ifl. Der Inhalt eines folhen Kundmachungs— 
Patented bezieht fih nun, wenn dadurch mur die Einführung eines größeren Gefep- 
buches fundgegeben wird, gewöhnlich auf eine kurze Darfteilung derjenigen Gründe, 
welche den Gefepgeber zunächſt beftimmt oder veranlaßt haben, diefes nene Gefek zu 
erlaffen, fofort auf die Anordnungen über den geographiichen, objectiven und fubjec- 
tiven Umfang, im welchem das neue Befep in Geltung kommen foll, über den An- 
fangspuntt feiner Wirkfamkeit, deifen vorige Zurüdwirfung, und mehrere ähnliche 
allgemeine Beftimmungen, welche hinfichtlih des neuen Geſetzes in Anwendung zu 
fommen haben. 


Aundmachungs- Patent 


zum 


allgemeinen Strafgefehe 


vom 27. Mai 1852. 
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Kaiferliches Patent vom 27. Mai 1852, 


(im XXXVL Etüde des Reichögefeßblattes, unter Ar. 117) 


wodurdh eine neue, durch die fpäteren Gefepe ergänzte, Ausgabe des 
Strafgefeßbuches über Verbrechen und ſchwere Polizeiübertretungen vom 
3. September 1803, mit Aufnahme mehrerer neuer Beftimmungen, als 
alleiniges Strafgefeg über Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen für 
den ganzen Umfang des Reiches, mit Ausnahme der Militärgränge, 
fundgemadt, und vom 1. September 1852 angefangen in 
Wirkfamfeit geſetzt wird. 


Wir Stanz Iofeph der Erfte, 


von Gottes Gnaden Kaifer von Defterreich ; Rönig von Hungarn und 
Böhmen, König der Lombardei und Denedigs, von Dalmatien, Croatien, Slavonien, 
Balizien, Lodomerien und IMirien, Rönig von JIerufalem ic.; Erzherzog von Oefter- 
reich, Großherzog von Toscana und Rrakau; Herzog von Loffiringen, von Salz. 
burg, Steger, Rärnthen, Rrain und der Bukomwina; Gropfürft von Siebenbürgen ; 
Markgraf von Mähren; Herzog von Ober- und Nieder-Schlefien, von Modena, 
Parma, Piacenza und Guaſtalla, von Auſchwitz und Jator, von Ceſchen, Sriauf, 
Ragufa und Zara; gefürfteler Graf von Habsburg, von Tirol, von Ayburg, Börz 
und Gradiska; Sürft von Trient und Brixen; Markgraf von Ober- und Nieder- 
Faufis und in IArien; Graf von Hohenembs, Seldkirch, Bregenz, Sonnenberg ic.; 
Herr von Lrieft, von Catlaro und auf der windifchen Mark; Großmoimod der 
Woiwodſchaſt Serbien ıc. ic. 


=. A 


Um denjenigen Kronländern Unferes Reiches, in welden 
bisher das Strafgefeg über Verbrechen und fehwere Polizeiüber: 
tretungen vom 3. September 1803 mit den durch fpätere Geſetze 
hinzugefommenen Erläuterungen, Abänderungen und Zufägen in 
Wirkfamkeit fteht, eine leichte und zuverläffige Weberficht des be— 
ftehenden Strafrehtes; allen übrigen Kronländern aber, wo hin: 
fichtlich des Strafrehtes theilweife nur ſchwankende Rechtsgewohn: 
heiten und unbeftimmte Gefege beftehen, und wo zum Schutze der 
öffentlichen, fo wie der Privatrehte in vielen Beziehungen neue 
Strafnormen erforderlih find, die Wohlthat eines umfaffenden 
Schutzes durch das Gefeg, fo wie eines feften und geficherten 
Strafrechtes zuzumwenden, haben Wir von dem obigen Strafgefep: 
buche vom 3. September 1803, mit Einfhaltung der durch fpätere 
Geſetze verfügten Abänderungen, und mit Aufnahme mehrerer 
neuen Beftimmungen, eine neue Ausgabe veranftalten laſſen. 


Nachdem Wir bereits in den mit Unſeren Beichlüffen vom 
31. December 1851 feitgefegten Grundfägen für die organifche 
Gefepgebung des Reiches verfügt haben, daß das Strafgefek für 
den ganzen Umfang des Reiches in Wirkfamfeit gefept werde, fo 
verordnen Wir, nah Einvernehmung Unſerer Minifter und nad 
Anhörung Unferes Reichsrathes, wie folgt: 


Artikel J. 


Bon 1. September 1852 angefangen hat ſowohl in jenen 
Kronländern, in welchen bisher das Strafgefegbuh vom 3. Sep: 
tember 1803 in Rechtskraft ftand, als auch in den Königreichen 
Ungarn, Groatien, Slavonien mit dem croatifhen Küftenlande, 
dem Großfürftenthume Siebenbürgen, der Woiwodfchaft Serbien, 
dem ZTemefer Bauate und dem Großherzogthume Krakau das nad: 
folgende Strafgefe über Berbreden, Vergehen und Webertretun: 
gen als alleinige Borfchrift für die Beſtrafung der darin bezeich- 
neten Handlungen in Wirkfamkeit zu treten, und es werden hiermit 
alle Gefepe, Berordnungen und Gewohnheiten, welche in irgend 
einem Theile Unferes Reiches in Beziehung auf die Gegenftände 
dieſes Strafgefepes bisher beitanden haben, mit alleiniger Ausnahme 
der für das k. k. Militär und für die Militär: Grenzgebiete be: 
fonderen Strafgefepe, von eben jenem Tage angefangen, außer 
‚ Geltung gefest. 


—— 


Dasjenige, was im Eingange dieſes Patentes der höchſte Geſetzgeber 
ſelbſt, wenn gleich nur in den äußerſten Umriſſen, als die nächſten Beſtimmungs— 
gründe zur Erlaſſung des gegenwärtigen Strafgeſetzes andeutet, wurde oben (in 
der Einleitung Seite 3—10) bereits ausführlich beleuchtet. — 

Der vorftebende Artifel I verfügt dreierlei Anordnungen: 

1. Feſtſetzung des Zeitpunktes, nämlich des 1. September 1852 ala 
Anfangspunkt der Wirkſamkeit des neuen Geſetzes. 

2. Die Beftimmung des geograpbifchen Umfanges, in weldem das— 
felbe zur Geltung konmen foll, al& welcher der ganze Umfang des Kaiferthu- 
mes, mit alleiniger Ausnahme der Militär-Grenzgebiete, beftimmt 
wird. — Die Nichtausdehnung dieſes Geſetzes auf den ebengenannten Theil des 
öfterreihifhen Staategebietes erflärt fich aus deffen eigenthümlichen Verfaſſung 
und Verwaltung”), wornach „das Inftitut der Militär: Grenze in feiner bieberi- 
gen militärifhen Organifation aufrecht erhalten wurde,“ daher auch die Grenzer 
den Strafgefeßen des ka k. Heeres unterftehen. — 

In Beziehung auf den f. g. fubjectiven Umfang, d. b. den Kreis der 
Perfonen, für welche diefes Strafgefeß Verbindlichkeit haben foll, enthält der 
erwähnte Artikel nur eine negative, nämlich die Beſtimmung, daß daffelbe 
nicht Anwendung finden foll auf das k. f. Militär, indem die für daffelbe bes 
ftebenden befonderen Strafgefeke ausdrüdlih als fortbeftehend erflärt 
werden. Nach diefen find aber das E. f. Militär, fo wie überhaupt alle der 
Strafgerihtäbarkeit der Militärgerihte unterftehenden Perfonen **) nicht blos 
in Anfebung der fogenannten Militär« Berbrehen und Vergeben, fondern auch 
binfichtlic der gemeinen Verbrechen und Vergeben von dem (gemeinen) Straf: 
rechte des Givilftandes eremt, umd unterftehen anderen, davon ganz getrenn: 
ten und verfchiedenartigen Strafgefeßen ”**). 


*) Sieh’ dad Grenz⸗Grundgeſetz vom 7. Auguſt 1807, ferner dad „neue Grund» 
gefeg für die croatiſch-ſlavoniſche und banatifch»ferbiihe Militärgrenzge vom 7. Mai 
1850” (Nr. 243 de8 R. G. B.) und das Berwaltungd-Organifationd-Gefeg derfelben 
vom 28. Juli 1851 (Mr. 180 dee R.G. B.). — 


*) Erft in neueſter Zeit wurde durch die mit dem Ffaiferlihen Patente vom 
22. December 1851 (Mr. 255 des R. G. DB.) erlaffene Militär Juriedictiond- Norm 
88. 1—5 genau feflgefept, welche Perfonen der ordentlihen und außerordentlichen 
Strafgerihtsbarkeit der Militär-Gerichte unterftehen, und hiernach auch in Straf: 
fallen nah den für das k. f. Militär beftehenden (materiellen) Strafgefegen behan: 
delt werben, und auf welche daher das gegenwärtige Strafgefch feine Anwen» 
dung findet. — 


+, Sieh’ darüber Bergmahr's Handbuch zum peinlicheu Verfahren bei ber 
k. f. öfterreichifchen Armee und in den MilitärrGrenzen, Wien 1812, fammt Anhang 
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Eben hieraus geht a contrario, da binfihtlih der Perſonen ebenfalls 
„die alleinige Ausnahme des f. f. Militärs“ feftgefeßt wird, die Anord- 
nung hervor, daß dieſes Strafgefeh außer den der ordentlichen oder außeror— 
dentlihen Strafgerichtöbarkeit der Militär-Gerichte unterworfenen Perſonen alle 
übrigen Einwohner des Kaiſerthums Defterreih, Inländer und Ausländer, ſo— 
wohl für die im Inlande ale im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen 
unterworfen find, infoweit hierauf nur überhaupt die von dem Strafgeſetze 
ſelbſt, binfichtlich der verfchiedenen Subjecte der ftrafbaren Handlungen, umd 
des Drtes, mo fie begangen werden, feitgefeßten befonderen Beitimmungen 
($$. 36—41, 234 und 235) Anwendung finden. — — Die 

3. Anordnung endlich, welche in diefem Artikel enthalten ift, erklärt: 

„daß von dem gedachten Zeitpunkte angefangen und in dem erwähnten 
Länderumfange diefes Gefeg als alleinige Vorfhrift für die Beftrafung 
der darin bezeichneten Handlungen gelten foll, und daß alle Gefeke, Verord— 
nungen und Gewohnheiten, welche in irgend einem Theile des Reiches in Be— 
ziehung auf die Gegenftände dieſes Strafgefekes bisher beftanden 
haben, außer Geltung gefeßt werden.‘ 

Aus diefem klaren Wortlaute des Geſetzes ergibt fih nun zwar allerdings, 
daß in Anfehung derjenigen Handlungen, welche in diefem neuen Strafs 
gefebe ala ftrafbar bezeichnet find, oder welche irgendwie einen Gegenftand des— 
felben ausmachen, alle wo immer im Reiche bisher beftandenen Borfhriften ganz 
und gar aufgehoben erfcheinen, und daher au ald Subfidiar- Quellen zu 
gelten aufhören, allein nur in fo weit fie materielles Strafrecht, 
d. 5. Normen darüber enthalten, in wie ferne derlei Handlungen überhaupt 
ftrafbar feien, und welcher Beftrafung fie unterliegen, und in fo weit ein derlei 
Punkt wirklich der Gegenftand einer Anordnung des neuen Gefekes ift, 
und in diefem eine andere, zumal entgegengefegte Entfheidung gefunden hat. — 
Ueber diefe Grenzlinien hinaus hat daher das neue Strafgefeß den bisher 
irgendwo bejtandenen Vorſchriften ftrafgefegliher Natur in keiner Weife derogirt. 

So wird z. B. Niemand zweifeln, daß hinfichtlich jener Kronländer, wo 
die Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, durch die $$. 227, 228 
lit. a, 229 und 230 des neuen Strafgefeßes, welche verfügen: „daß aud folde 
Verbrechen, worauf lebenslange Kerkerftrafe im Gefege verhängt ift, bei dem 
Eintreffen der gefeglihen Bedingungen durch Berjährung gänzlich erlöſchen 
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1821; — dann Ebendeſſelben „Kriegöartikel für die k. k. Armee, mit allen übri— 
gen öſterreichiſchen Strafgeſetzen vereinigt," Wien in 3ter Auflage 1835; — endlich 
Damianitſch Handbuch der Strafgeſetze für die k. k. öſterreichiſche Armee, nad 
Verbrechen und Vergehen geordnet, Wien 1849. — 


—— 


können,“ der entgegengeſetzten Anordnung des 8. 345 jener Strafproceß— 
ordnung, welche nach ihrem Wortlaute in dem vorausgeſetzten Falle wegen Ber- 
jährung nicht ein gänzliches Erlöfhen, fondern nur eine Herabſetzung der Strafe 
zuzugeſtehen ſchien *), wirklich derogirt worden ift, denn dieß ift ein Gegen: 
fand, worüber das neue Strafgefeh wirklich und ausdrüdlih, und zwar in 
einer dem früheren wenn gleich zunächſt proceffualifhen Geſetze entgegen: 
gefehten Weife verfügt bat, worüber alfo vermöge der obigen ausdrücklichen 
Anordnung des Gefepgeberd das neue Geſetz als alleinige Vorfchrift zu bes 
obachten ift, daher das frühere nach dem Satze: „lex posterior derogat priori“ 
ala abgeändert angeſehen werden muß. 

Dagegen ergibt fih aus den vom höchſten Gefeßgeber felbft feinen Anord- 
nungen beigefügten Beſchränkungen, daß durch das neue Strafgefeß alle die- 
jenigen Vorſchriften, welche die Berfaffung, die Competenz und den rechtlichen 
Wirkungékreis der Strafgerichte, fo wie deren wechfelfeitiges Verhält— 
ni und das Strafverfahren normiren, von dem neuen Strafgefege ni ht 
aufgehoben ſeien. Es folgt aber auch noch weiter, daß auch diejenigen Be: 
ftimmungen, melde bie und da in diefen anderweitigen gefeßlihen Vorſchriften 
vorkommen, und die fi auf einen Gegenftand beziehen, der unmittelbar oder 
mittelbar in’® materielle Strafrecht einfhlägt, worüber aber dasneue 
Strafgefeg gar nit verfügt bat, durch diefes gänzlich unbeirrt geblieben 
find. So wurde 4. B. fhon oben (Seite 32 und 33) aus anderem Anlaffe dar- 
auf hingewiefen, daß durd das dermalige Strafgeſetz für diejenigen Kronländer, 
für welche die Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, der $. 346 
eben diefer Strafprocefordnung, und die damit zufammenhängenden 
fpäteren Borfhriften vom 16. März 1851 (Nr. 66 R.G.B.), 23. Mai 1851 
(Nr. 141 R. ©. 3.) und 8. 10 der faiferlihen Verordnung vom 11. Jänner 
1852 (Mr. 5 R. G. B.), in foweit fie den Strafgerichten das Recht einräumen, 
wegen außerordentliher Milderungsumftände felbft die nach dem Strafgejege 
über fünf bis zu zehn Jahren auszumeſſende, und auch die noch größere, ja 
fogar die lebenslange Kerkerftrafe in den lekteren Fällen bis auf drei Jahre, in 
dem erfigenannten Falle aber bis auf Ein Jahr herabzufeken und im Grade zu 
mildern — keineswegs aufgehoben feien. 

Es ift zwar allerdings richtig, daß der $. 53 unferes neuen Geſetzes auch 
für die Berbrechen (gleichwie der $. 265 für die Vergehen und Uebertretungen) 


*) Uebrigend hat bereit? Würth in feiner Erläuterung der genannten Straf 
procefordnung, Wien 1851, Seite 599, nachgewieſen, „daß der obige Wortlaut des 
8%. 345, fo weit er dem älteren materiellen Strafgefege zu derogiren fhien, nur auf 
einem Berfehen berubte, und in diefer Faffung gar nicht beabfidhtigt war. 
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„für alle anderen Fälle (auf welche nämlich nicht Todesſtrafe verhängt iſt) 
zur Regel feſtgeſtellt habe, daß wegen Milderungs-Umſtänden weder die Art 
der Strafe, noch die geſetzliche Dauer verändert werden könne.‘ — Allein die 
Beftimmung, wo die Ausnahmen von diefer Regel zu finden feien, hat der 
Gefeßgeber nicht ausdrücklich beigefügt, weil eine ſolche theoretifche, nicht in ein 
Geſetzbuch, fondern in den Gommentar gehörende Berufung auf anderweitige 
Geſetze an und für fich überflüffig gewefen wäre, und weil fie überdieß bei der 
Mannigfaltigkeit der je nach der Verſchiedenheit der Kronländer fehr verſchieden— 
artigen einfchlägigen Vorſchriften fehr umftändlih hätte ausfallen müffen. Nun 
hat allerdings ſchon das Strafgefeß feld ft in dem unmittelbar nachfolgenden 8.54 
für Verbrechen (gleichwie im $.266 für Vergehen und Uebertretungen) Eine der 
Ausnahmen von der obigen Regel feftgefeßt, Feineswegs aber erklärt, daß von 
diefer Regel nur oder ausſchließend in dem im $. 54 erwähnten Falle eine 
Ausnahme flatt finde, daher aud die fogenannte Argumentatio a conlrario: 
„als wollten durch diefe in dem Strafgefeße ausdrücdlich hervorgehobene 
Eine Ausnahme alle übrigen bisher anderswo angeordneten Ausnahmsfälle 
aufgehoben, und für diefelben vielmehr wieder die vorerwähnte Regel beftätiget 
worden fein,‘ ſchon nach den allgemeinen Grundfägen der Hermeneutif nicht An: 
wendung finden kann. — Dieß hat um fo weniger Statt, ale ja der $. 53 des 
Strafgefeßed nur eine allgemeine Anordnung, eine in den gewöhnlichen 
Fällen zur Anwendung zu bringende Regel enthält, wodurch ſchon nad der 
Natur der Sahe den von dem Gefege irgendwo angeordneten fpeciellen Bor: 
ſchriften, den bereits feitftehenden anderweitigen Ausnahmen nicht derogirt 
werden fonnte und wollte, und zwar um fo weniger, da die in den 88. 54 und 
266, zum Theile auch in den 88. 55 und 260 des Strafgefeßes verfügten Aue: 
nahmen, wenigftens nach der felbfteigenen Auffaffung und Darftellung des Ge- 
feßgebers, auf ganz anderen Gründen beruhen, und von innerlich ganz an: 
derer Natur find, als die im $. 346 und den dazu gehörigen (oben berufenen) 
Novellen feſtgeſetzten Ausnahmsfälle. Bei jenen hat das Gefek ſolche Bälle 
normirt, wo ſchon kraft des Geſetzes die Ausnahme einer außerordent- 
lien Milderung oder Herabfekung der Strafe einzutreten hat; bei diefen 
aber räumt es nur dem Gerihtshofe das Recht ein, eine außerordentliche 
Milderung nah feinem Ermeffen eintreten zu laffen. Von jenen bat daher 
folgerichtig ſchon im alten Geſetze (vergleiche die $$. 48 und 49 dee R. ©. 2. 
vom 3. September 1803) gleichwie im dermaligen das materielle Strafgefek 
gehandelt: während beide Gefehe (das alte in den 88. 441 und 443 des 1. 
und $$. 430—432 des 11. Thle.) die zweite Art von Ausnahmen erft bei dem 
Straf-Berfahren, nemlih an jenen Stellen normirt haben, wo überhaupt 
davon gefprodhen wird, wie die Strafgerichte rücfichtlich der von ihmen zu fäl— 
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lenden Strafslirtbeile vorzugehen haben. — Dieſer zweite Punkt oder 
Ausnahmefall ift daher in keinerlei Weife ein Gegenftand geweſen, worüber 
das neue (materielle) Strafgefeß irgendwie eine Verfügung getroffen hat, und es 
müffen daber die mehrerwähnten Beftimmungen der Strafprocefordnung 
um jo mehr al& vollftändig aufrecht erhalten angefehen werden, als 
durch Die gleichzeitig mit dem neuen Strafgeiege kundgemachten kaiferlihen 
Verordnungen vom 27. Mai 1852, und zwar durch Mr. 118 des R. G. PB. in 
den Artifeln I, IH, IV und VI und durch Nr. 119 des R. G. B. im Eingange, 
dann in den 88. 1 und 4 die einftweilige unbeirrte Kortdauerder Wirk— 
famfeit der ganzen Strafprocefordnung, mit einziger Ausnahme 
jener wenigen Beftimmungen, welche eben durch jene Verordnungen ſpeciell 
und namentlich aufgehoben oder beichränft worden find, daher denknothwendig 
auch der ın ihr eingefchloffene $. 346 derfelben, jo wie die diefen Paragraph 
theilweiſe modiftcirenden fpäteren (oben aufgeführten) Novellen, fogar aus: 
drücklich beftätiget worden find. *) — 
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) Ich würde die ausführliche, directe und indirecte Begründung der obigen 
Anfiht, die wohl den mehreften Yuriften ohnehin ganz unzweifelhaft erfcheinen wird, 
riht unternommen haben, wenn nicht bereits ein geachteter Praftiter (Frühwald 
in feinem Handbuche des neuen öfterreihiihen Strafgefepes, Wien 1852, I. Heft, zu 
&. 53, Seite 65) die ganz categorifche Behauptung aufgeftellt hätte: „daß durch den 
$. 53 dieſes Strafgefeged der 8. 346 der St. P.D. aufgehoben ſei.“ — So wenige 
Anbänger diefe Behauptung auch finden dürfte, fo könnte fie doch, würde fie auf 
Autorität bin irgendwo angenommen, zu großen Mifverfländniffen, ja zu eigent- 
lihen Berwirrungen in der Prarid der Strafgerichte führen, und unfere Gefepgebung 
um einen ihrer ſchönſten Glanzpunkte bringen. Denn wenn fih aud aus den, von 
mir oben Seite 422 — 43 aud anderem Anlaſſe angedeuteten Gründen, gegen Das 
etwas zu ausgedehnte, faſt maßloſe Milderungs-Reht, das nah $. 346 ber 
St. P. DO. fhon den Gtrafgerichten unterfter Inſtanz eingeräumt ift, ernfte 
legiölative Bedenken in quantitativer Beziehung einwenden laſſen: fo wird 
doh Niemand das ebenfo weife ald humane Princip verfennen, das biefer 
Anordnung zu Grund liegt, welches aber mit der behaupteten Aufbebung des ganzen 
Paragraphes folgenotbwendig gänzlich aufgegeben fein würde. — — Daſſelbe würde 
aber auch hinfichtlich der analogen Beftimmungen behauptet werden müffen, welche 
nah Mafigabe der oben im Zerte folgenden Grörterungen in den übrigen Kron» 
ländern gelten, von welchen übrigens der genannte Schriftfteller feine Anficht 
gar nicht fundgibt. — Wie wenig übrigend — bei fehärferer Auffaffung des neuen 
Geſetzes — von Anderen die ebenerwähnte Anfiht Frühwald's für möglich gehalten, 
und eintgegen bie oben von mir verfochtene Auslegung ald ganz zweifellos am 
gefehen werde, möge daraus entnommen werden, daß der umſichtévolle Bericht 
erftatter „über dad neue Strafgeſetz in Bergleihung mit dem bisher beftandenen 
Strafrehte” in unferer Gerichtäzeitung Nr. 72, Seite 283 die Beſprechung der 
88.52 — 55 ganz einfah mit dem Sage ſchließt: „Die Beftimmungen über dad 
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Ganz diefelbe Behauptung gilt aus gleihen Gründen für diejeni— 
gen KAronländer, wo das Strafverfahren nad den zweiten Abfchnitten des I. 
und Il. Theils des St. G. B. vom 3. September 1803 zu pflegen ift, d. i. für 
das lombardifch-venetianifche Königreih, Dalmatien, Galizien mit Krafau, Bu- 
kowina und Siebenbürgen, — hinfichtlich der SS. 441 und 443 des I. Theile 
und der h. E. vom 30. Jänner 1812, Nr. 970 der I. ©. ©., ferner des 8.470 
des I. Theils fammt den dazu gehörigen Novellen *) und der $$. 430—432 
des II. Theile dieſes Strafgeſetzes. — Auch dieſe Beftimmungen der zumächft 
für das Strafverfahren gegebenen älteren Gefeße, wodurch in ähnlicher 
MWeife die (höheren) Gerichte in gewiffen Fällen zu einer beftimmten außer: 
ordentlihen Milderung oder Nahficht der Strafe berechtiget worden, find 
durd; das neue Strafgefeß in feiner Weife berührt worden, fondern befteben, 
jo lange überhaupt das durch diefe Gefeße geregelte Strafverfahren zu verbleis 
ben bat, nach ihrem vollen Umfange in ungefhwäcter Gefekesfraft fort; 
um fo mehr, da ja auch diefe Vorſchriften durch den Artikel III des K. M. PB. 
zum Strafgefeße felbft, und durch die gleichzeitig publicirte kaiferliche Verord- 
nung vom 27. Mai 1852, Nr. 121 des R. G. B., Artikel IT, ausdrücklich 
als aufrehtbeftebend beftätiget worden find. 

Dasfelbe muß endlich, ebenfalls wieder aus denfelben Gründen, auch 
behauptet werden in Anfehung der ungeſchwächten Fortdauer der für das 
Königreih Ungarn, die ferbifhe Woiwodschaft und das Temefer-Ba- 
nat durd die U. h. E. vom 28. December 1849 (2. ©. B. für Ungarn Nr. 2) 
und für die Rönigreihe Eroatien und Slavonien durch die kaiferliche Ver— 
ordnung vom 24. Juli 1850 (Mr. 312 des R. G. B.) angeordneten provifori- 
hen „Vorſchriften in Betreff des Verfahrens in Strafſachen,“ in fo weit 
darin umter anderen Normen für das Strafverfahren zugleich ſolche Anordnun— 
gen enthalten find, melde die Ausübungsart des den Gerichten zuftehenden 
Rechts der Straf-Ausmeſſung betreffen. Dahin gehören insbefondere die 
88. 5—7 jener zwei Vorfchriften, welche beftimmen, in wie ferne die verſchiede— 
nen Kategorien von Strafgerichten befugt find, die gefegliche (d. h. alfo nun— 


Milderungsreht in Fällen, auf welche eine mehr ald fünfjährige Kerferftrafe geſeßt 
ift, wurden den in den einzelnen Kronländern beftehenden verfhiedenen Vor— 
fhriften über das Strafverfahren vorbehalten,“ und daß er in feiner klaren 
Berftändigfeit eben diefen Satz als fo zweifellos hinſtellt, daß er ihn nicht einmal 
einer Begründung oder irgend einer Zufaßbemerkung für bedürftig hielt. — 

*) Sieh’ diefelben volltfändig in Maucher's (zweiten) Sammelwerfe : 
„Das öflerreihiiche Strafgefeg über Verbrechen fammt fpäteren Gefeken und Ber: 
ordnungen, Wien 1847,” bei $. 470, Seite 497—500, 
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mebr die in dem gegenwärtigen materiellen Strafgeſetze feſtgeſetzte Strafe 
bis zu einem gewiffen Ausmaße and eigener Macht zu verhängen, bei größerem 
Ausmaße aber der Beftimmung oder Beftätigung einer höheren Behörde zu 
unterzieben. — Auch diefe Vorfhriften find durch den Artikel VT der kaiſer— 
lihen Verordnung vom 27. Mai 1852, St. 120 des R. G. B. ganz allge: 
mein, daher allerdings auch binfichtlich der eben erwähnten (darunter enthalte 
nen) jpeciellen Anordnungen ausdrüdlihalsfortangültig erflärtworden. 
Diejenigen geſetzlichen Vorſchriften aber, welche aus dem entgegen- 
aefegten Grunde, — weil nämlih darin Verfügungen über Gegenftände die: 
ſes neuen Strafgefeges enthalten, und zugleih Normen für die Beitrafung der 
in diefem neuen Strafgefeße vorfommenden. Berbrechen, Vergehen oder Uebertre- 
tungen enthalten waren — durch den vorftehenden Artikel I, vom 1. September 
1552 angefangen, aufgehoben werden, find nach Berfchiedenbeit der Kron— 
länder verfchiedene, nemlich: 

a) für Defterreih ob und unter der Enns, Salzburg, Steier: 
marf, Kärnthen, Krain, Iftrien mit Trieft, Görz und Gradiefa, 
Tirol und Porarlberg, Böhmen, Mähren, Schlefien, das lom— 
bardifhevenetianifhe Königreih, Dalmatien, Galizien nnd die 
Bufomwina — der erfte Abfchnitt des I. Theiles und der erfte Abfchnitt des 
II. Iheiles des St. G. B. vom 3. September 1803 ſammt den vielen zu diefen 
beiderfeitigen Abſchnitten nachträglich erfchienenen Novellen, mögen fie nun er: 
gänzender, erläuternder oder aufbebender Ratur geweſen fein ”). 


) Wenn nun auch diefe Novellen nicht mehr ald Quellen des nunmehrigen 
Strafrechts gelten, jo können fie doch vielfach, durch PVergleichung ihres Textes mit 
dem heutigen Etrafgefeke, zur Aufflärung aud des legteren, daher als Hilfe» 
mittel bemügt werden. Darum bemerfe ich mit befonderer Rüdficht auf die Leſer 
in Ungarn, Groatien, Siebenbürgen u. f. f., daß unter den vielen Sammlungen der 
Novellen zum Strafgefepe vom 3. September 1803 wohl vor Allen hinfichtlicd des 
erſten Theiled (über Verbrechen): „Maucher's (zweites und im Berbältniffe zum 
früberen zweckmäßig abgefürgtes und big zum Jahre 1847 fortgeſeßtes) 
Sammelwert: „Das öſterreichiſche Strafgefep über Verbrechen ſammt den auf daſſelbe 
fi; beziehenden Gefeken und Verordnungen, Wien 1847; — und hinſichtlich bes 
zweiten Theiles (über ſchwere Polizei» Mebertretungen): „Kudler's Erklärung des 
erften Abſchnittes des Strafgefekes über ſchwere PolizeisUebertretungen, Wien 1850, 
in 6ter Auflage, mit Vorwort und Anhang von Hye“ — empfohlen werden können. — 

Mer ſich noch ausführlicher über derlei auch nur mittelbar in's Strafgeſetz ein» 
ihlagende Novellen, fo wie über viele nur bie und da am einzelne Behörden erlaffene 
Belchrungen über das frühere Strafgefeg belehren will, der möge ſich hinfihtlich des 
erften Theiles des alten Strafgefeges mit „Maucher's ſyſtematiſchem Handbuche 
des öfterreihifchen Strafgeſetzes über Verbrechen und der auf daffelbe ſich beziehenden 
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b) Kür das Großherzogthum Krakau die eben erwähnten beiderſeitigen 
erften Abichnitte des öfterreihifhen Strafgefegbudhes vom 3. September 
1803, fammt den wenigen Novellen, welche von der Regierung des ehemali» 
gen Freiftantes Krakau zum materiellen Theile diefes Strafgefepes erlaffen 
worden find. 

In diefem Theile unferer Monarchie wurde nemlih das öſterreichiſche 
Strafgefeß vom 3. September 1803, jedoh ohne die in Deſterreich 
dazu nachträglich erfhienenen Novellen, fhon vorlängft noch in 
einer Zeit, ald Krakau ein felbftftändiger Kreiftaat war, von der ehemaligen Re: 
gierung desfelben mit Geſetzeskraft eingeführt, ſpäterhin von eben diefer Regie- 
rung mit einigen Nachtrags-Verordnungen bereichert, und befteht in diefer 
Geſtalt bis zur Stunde in unbeftrittener Geſetzeskraft. 

e) Für das Großfürftentfum Siebenbürgen (mit Ausnahme des 
Hermannftädter- Bezirkes) die nemlichen zwei Abfchnitte desfelben Strafgefekee 
vom 3. September 1803, fammt den in den übrigen Ländern, wo diefes Gefek 
bisher Geſetzeskraft hatte, dazu kundgemachten Novellen, indem für eben 
diefe Tandestheile des Großfürftenthums Siebenbürgen durch die denkwürdige 
Verordnung des Givil- und Militär-Gouverneurs Wohlgemuth von 13. 
März 1850 (im Landesgefegblatte für Stebenbürgen Nr. 13) „um der bieheri- 
gen Willtühr in der Ausübung der Strafjuftizpflege zu begegnen, und weil in 
Siebenbürgen bis num fein Strafcoder beftand, das öfterreihifhe Straf: 
gefegbuh vom Jahre 1803 und die darauf Bezug nebmenden 
neueren Geſetze und Verordnungen zur ausſchließlichen Norm 
vorgefhrieben worden waren.‘ 

d) Kür den Hermannftädter- Bezirk (das ehemalige Sachſenland) 
dee Großfürſtenthums Siebenbürgen die ſämmtlichen in Rechtskraft oder Hebung 
geftandenen, auf die Gegenftände des neuen Strafgefeßes Bezug habenden Bor: 
Ihriften, mochten fie nun, da jih Siebenbürgen eines felbftftändigen Strafgefeß- 
buches nicht erfreute, *) auf einzelnen Landtagsgeſetzen aus den Perioden der mit 





Geſetze und Berordnungen, Wien 1844, in drei Bänden,“ dann mit „Hyhe's Zu— 
fammenftellung von folhen Supplementen zum erften Theile des öfterreidhifchen 
Strafgefegbuhes vom 3. September 1803, melde bisher noch in keiner ähnlichen 
Novellen-Sammlung enthalten find, Wien (bei Braumüler) 1845 5” — und binficht- 
li des zweiten Theiles mit „Lütze nau's Handbuch der Geſetze und Verordnungen, 
welche fi auf den zweiten Theil des Strafgeſetzbuches über ſchwere Polizei-Ueber— 
tretungen beziehen, Wien 1846, in drei Bänden” — vertraut machen. — 

*) Das denkwürdige Rechtöbuch: „der ſächſiſchen Nation in Siebenbürgen 
Statuta oder Gigen Land-Recht,“ das urfprünglich nur eine Privat: Sammlung der 
Rechtsgewohnheiten diefer in patrlarchalifchen Berhältniffen lebenden Nation enthielt, 
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Ungarn vereinigten, oder im Lande autonomen Gefepgebung, auf Röniglichen 
Decreten, Conftitutionen, Inftructionen, den Particular-Statuten (‚Eigen Land— 
Recht“) der ſächſiſchen Nation, auf Gerichts - Entfcheidungen der Judicate, Ge- 
rihtsgebraudh oder Hebung beruhen. — Endlich in ähnlicher Art 

e) für die bisher in Beziehung auf die Gefeßgebung mit einander ver- 
einigten Königreihe Ungarn, Eroatien und Slavonien, die ferbifche 
Woiwodſchaft und das Temefer-Banat alle diejenigen bisher mit Ge- 
jeßesfraft beftandenen Vorfchriften, durch welche für eben dieſe Kronländer ftraf: 
geieglihe Normen über die in dem neuen Strafgeſetze geregelten Gegenftände 
enthalten waren, obne weitere Rüdficht darauf, ob diefelben, — bei dem Umftande, 
als auch in dieſen Kronländern bisher fein eigener zufammenbängender Straf: 
coder beftanden hatte‘), — aus eigentlichen (zerftreuten) Gefegen, aus den dom Könige 
fanctionirten Befhlüffen der Landtäge (mögen diefe felbft wieder bereits in dem 
Corpus juris hungariei aufgenommen erjcheinen, oder einer fpäteren Zeit ihr 
Dafein danken), oder aus Particular-Statuten, aus benignis Rescriptis Prin- 
eipis, aus Entiheidungen der höheren Gerichtshöfe, aus Gerichtsgebraud oder 
Consuetudo entnommen werden konnten. **) Aus gleihem Grunde find für 
diefe Aronlander auch die beiderfeitigen 88. 1 der oben (Seite 82) berufenen 
proviforifhen Borfhriften vom 28. December 1849 und 24. Juli 1850 außer 
Kraft geſetzt worden, in fo ferne in diefen Paragrapben Begriffsbeftimmungen 
über einige Verbrechen vorgezeihnet worden waren. 


fpäterbin aber durch einen feierlichen Privilegiumd +» Brief Stefan’d, Königd don 
Polen und Fürften von Eiebenbürgen, zu Arafau den 18. Juni 1583 förmlich zur 
Kraft eines Pragmatifel» Gefekes erhoben wurde, umd feither auch von den öjterrei« 
chiſchen Herrfchern in ungeſchwächter Mechtöfraft erhalten wurde — — enthält zwar 
in feinem vierten Buche auch einen Meinen Strafrchtd- und Gtrafproceh- Eoder ; 
allein er reichte lange nicht für alle Straffälle aus, und mußte vielfah durch andere 
Entfheidungd- und Hilfd- Quellen ergänzt werden, felbft abgejeden davon, daß die 
darin früher auch für geringere Berbrechen verhängte Todesftrafe bei denfelben längft 
außer Hebung gelommen war. — Es ift übrigens notorifh, daß die Etrafgerichte 
in diefem Theile Siebenbürgend bei ihren Entfcheidungen faktifch fehr häufig aud 
auf die Beflimmungen des dem deutſchen Geifte fehr zufagenden öſterreichiſchen 
Strafgeſetzbuches vom 3. September 1803 Rüdficht genommen haben, ohne jedoch das- 
felbe ausdrüdlih berufen zu können, da es dort nie Geſetzeskraft erlangt hatte. 
Bergleihe „Eder — breviarium juris lranssilvanici, ed. 2da, Cibinii 1822. — 

*) Vergleiche die Anmerkung auf Seite 28 und 29 der Einleitung. 

») Die vollftändigfte mir befannte Darftellung des bisherigen Criminal» 
rehtes für die obengenannten (ehemals fogenannten ungarifchen) Länder ift noch 


immer in: „Vuchetich institutiones juris eriminalis hungariei, Budae 1819,“ 
enthalten. 


Artifel IM. 


Bon eben diefem Tage angefangen hat das gegenwärtige 
Strafgefeg in Beziehung auf die darin ald Verbrehen, Vergehen 
oder Webertretungen erklärten firafbaren Handlungen auch dann 
zur Richtfchnur zu dienen, wenn diefelben durch Drudfchriften be: 
gangen werden. Außerdem haben die Strafgerichte bei der ihnen 
zugemiefenen WBeurtheilung von ftrafbaren Handlungen, welde 
durch Drudfchriften begangen werden, die Beſtimmungen der von 
Uns erlaffenen Preß-Ordnung zu beobadhten. Bom obigen Tage 
angefangen find daher die durch den Juhalt von Drudfcriften be: 
gangenen ftrafbaren Handlungen nicht mehr als befondere Preß— 
vergehen zu behandeln, und es haben fofort in denjenigen Kron: 
ländern, in welchen bisher das Gefeg gegen den Mifbraud der 
Prefle vom 13. März 1849 in Geltung ftand, alle hierauf Bezug 
nehmenden Strafbeftimmungen desfelben außer Wirkfamkeit zu 
treten. 

Wo ſich das gegenwärtige Strafgefeh des Ausdrudes „Drud: 
fchriften“ oder „Druckwerke“ bedient, find darunter nicht bloß Er: 
zeugniffe der Prefle, fondern auch alle durch Stein, Metall: oder 
Holzdrud, Prägung, Abformung oder durch was immer für mecha— 
nifche oder chemiſche Mittel vervielfältigte Erzeugniffe des Geiftes, 
und der bildenden Kunft (literarifche und artiftifche Werke) zu 
verftehen. 


Den Sinn und die legislative Begründung der wichtigen Neuerung, welche 
durch den vorftehenden Artikel IE in das allgemeine öfterreihifche Strafrecht ein- 
geführt wird, indem nunmehr auch die Preffe dem gemeinen Strafrechte un: 
terftellt wurde, habe ich ſchon oben (Seite 11 — 13) in der Einleitung darzule: 
gen verfucht, wo aud bereits (in der Anmerkung auf S. 11 und 12) diejenigen 
Prep-Strafgefege aufgeführt wurden, welche durch das neue Strafgefeß außer 
Geltung kommen. — 

Mit frenger Einſchränkung auf den Inhalt eines Kundmachungs-Pa— 
tentes zu einem Straf-Geſetze bat übrigens der obige Artikel die Abſchaffung 
des darin bezeichneten Preßgefeges vom 13. März 1849 Nr. 161 des R. G. B., 
— welches ohnehin mur für die Aronländer Defterreih ob und unter der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain, Iftrien, Görz, Gradisca, Trieft, Tirol 
und Vorarlberg, Böhmen, Mähren und Schlefien, Galizien, Krakau und Buko— 
wina Gejegeskraft hatte, — nur in fo weit erklärt, als in demfelben „Straf 
beitimmungen” vorkommen, welche auf die durch den Inhalt von Druckſchrif— 
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ten begangenen ſtrafbaren Handlungen Bezug nehmen, während die gleichzeitig 
fundgemachte (neue) Pregordnung vom 27. Mai 1852 (Mr. 122 d. R. G. 3.) 
dag erwähnte proviforifhe Preßgefeß vom 13. März 1849 ſchlechtweg, daher 
in allen feinen Beitimmungen außer Wirkfamfeit fegt. — 


Die von dem höchſten Gefeßgeber in diefem Artikel weiter verfügte Beftim- 
mung: „daß die Strafgerichte bei der ihnen zugewiefenen Beurtheilung von ftraf- 
baren Handlungen, welde durch Drudichriften begangen werden, außerdem (auch) 
die Beftimmungen der (eben genannten — neuen —) Preßordnung zu beobad)- 
ten haben,“ erlangt vorzugsweife praftifhen Belang durch die Vorfchrift der 
88. 7 und 239 des Strafgefeged und der damit innigft zufammenhängenden 
ss. 24, 33 — 41 und 44 eben jener Preßordnung, bei deren Erklärung dar: 
zulegen fein wird, daß die Grundſätze des allgemeinen Strafgefeßes ſowohl über 
die Zurehnung eines ftrafbaren Berfhuldens überhaupt, als auch über Imputa— 
tion von Borfag (dolus) oder Kahrläffigkeit (culpa) insbefondere, gleichwie die 
Beitimmungen über die verfchiedenen ſchuldbaren Mitwirkungsarten zu einer ftraf: 
baren Handlung, über den Beginn und das Aufbören des ftrafbaren Verſuches u. 
ſ. mw. in ihrer Anwendung auf ftrafbare Handlungen, die dur den Inhalt von 
Druckſchriften begangen werden, vermöge der befonderen, über die Berantwort- 
lichkeit für den ftrafbaren Inhalt von Druckſchriften, über Verbreitung derfelben 
n.f.f. in der mehrgedachten Preßordnung enthaltenen Borfchriften, vielfache Mo— 
difikationen erleiden. — 


Im Schluß-Abſatze diefes Artikels II, welcher wörtlich mit dem erften Ab: 
faße des $. 1 der (neuen) Preßordnung übereinftimmt, gibt der Gefehgeber (nad 
einer in unſerem Geſetze oftmals gebrauchten Methode) vorerft durch Anführung 
einiger fpezieller Källe oder Beifpiele, und dann erft durch einen allgemeinen 
Grundjag eine Verfügung, deren Begründung auf offener Hand liegt, daher im 
Weſentlichen fih auch in allen neueren Preß- (Repreſſiv- oder Straf-) Geſetzen 
vorfindet. Die principielle Anordnung lautet dahin, daß der Ausdruck 
„Druckſchriften“ oder „Druckwerke“ als die von der gewöhnlichſten 
ſbenannten) Art entnommene Bezeichnung für alle übrigen Arten, daher 
eigentlich für die Gattung (Species pro genere) von auf mechaniſchem oder 
chemiſchem Wege erfolgten Vervielfältigungen eines Geiſtes- oder artiſtiſchen 
Produktes anzuſehen ſei, mögen dieß nun — wie das Gefek nur beiſpiels— 
weiſe aufzählt — Erzeugniſſe der (Drucker-) Preſſe (Typographie), des Stein— 
druckes (Lithographie), des Metalldruckes (inösbeſondere Kupfer-, Stahl-, Zink— 
druck), Holzdruckes (Kylographie) oder irgend einer andern Abprägungs- oder 
Abformungs- Art fein, welche die fortfchreitende Erfindfamkeit der Zeit bereits 
erfunden bat, oder noch erfinden, oder doch wenigitens mit neuen gelehrten Na: 
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men (als da z. B. Galvanoplaſtik, Anaſtatik, Galvanographie, Chemigraphie, 
Chemitypie und Chalkotypie, Stereotypie u. ſ. f. u. f. f.) taufen wird. — 


Es ift daher in all’ jenen Fällen, wo das Gefeß vorausſetzt, daß eine ftraf- 
bare Handlung fih auf den Inhalt einer Druckſchrift beziehe, oder daß fie vor- 
zugsweife oder ausfchließend (4. B. 88. 58, 59 lit. ce, 63, 64, 65 litt. a und 
b, 66, 122 lit. b, 300, 303, 305, 467 und 489—495) durch Drudfhriften 
geſchehe, zu entfcheiden, ob das in Frage ftehende Subftrat oder Medium des 
ftrafbaren Handelns (Corpus delictioderMaleriapeccans) wirklich eine derlei auf 
mechanifchem oder hemifchem Wege zu Stande gebrachte Vervielfältigungsart fei, 
worüber — bei vorfommenden technifchen oder artiftifhen Zweifeln — von dem 
Strafrichter allerdings nach den fir das Strafverfahren beftehenden Vorſchrif— 
ten’) auch Sach- oder Kunftverftändige (Erperten) zu vernehmen fein werden. — 
Sollte aber noch öfters der Fall vorfommen, den fich bereits der raffinirte Mutter: 
wig ſchlauer Geſetz-Verſpötter ausgefonnen hat, daß man bei einer fträflichen 
Druckſchrift nur den an fih ganz gleihgültigen oder unfhuldigen Beftandtheil 
ihres Inhalts lithographiren oder drucden laßt, jene einzelnen Worte oder 
Ausdrücke aber, weldhe in Berbindung gebracht mit diefem unfchuldigen gedruckten 
Theile erft dem Ganzen einen ftrafbaren Inhalt aufprägen, etwa in einige hundert 
derlei Abdrücke mit Handſchrift hineinfchreibt, fo daß der eigentlich ftrafbare 
Inhalt ſich nicht mehr ala Drudfchrift (als ſ. g. mechanische Vervielfältigung), 
daher vorausfeglih auch nicht als Gegenftand einer ftrafgefeglichen Beſtimmung 
der bezeichneten fpeciellen Natur darftellen fol: fo wird wohl einem foldyen 
Mutterwige der Richter den gefunden Menfhenverftand entgegenzubalten und aus 
dem Gefege zu begründen wiffen, daß in derlei Fällen die Herftellung des ſträfli— 
hen Inhalts einer folhen Stelle nur dur den Zufammenhang und durch die in 
diefem Gonterte mitwirfende Verbindung des übrigen, gedruckt vorliegenden 
Theiles der Druckſchrift möglih war, daß daher die Setzung der ftrafbaren 
Handlung oder das Medium diefes Handelns nicht blos in der handſchrift— 
lichen Beifügung einzelner Ausdrücde, fondern mitwirkend auch durch die Her: 
ftellung des gedruckten Theiles der Schrift, daher nach der Abficht (sit venia 
verbo! — dem Geijte) des Handelnden allerdings auch durch eine Drud- 
Ihrift mitzbegangen werde, d. b. ganz zweifellos nach jenem Strafgefeße 


*) Vergl. 85. 240 und 303 des St. ©. B. vom 3. September 1803 für dieje- 
nigen Kronländer, wo das Strafverfahren nod nad) diefem Gefege zu pflegen if; 
$. 116 der Strafprogeßordnung vom 17. Jänner 1650; — $. 23 ber fhon mehr- 
genannten proviferifhen Vorſchriften für das Strafverfahren in Ungarn, Groatien, 
Slavonien u. ſ. f. 
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ftrafbar werde, welches derlei durch den Inhalt von Druckſchriften began- 
gene Handlungen ftrafbar erklärt. 

Wenn endlih der Geſetzgeber im Eingange diefes Artikels IT die in 
diefem Etrafgefehe „als Berbrehen, Vergehen und Uebertretungen erklärten“ 
Geſetz- Uebertretungen felbft mit der Gefammt- Benennung: „flrafbare Hand: 
lungen“ bezeichnet, und eben diefe Benennung in den Artikeln III und IX 
wiederholt: fo darf wohl diefer Ausdruf auch fortan ale der Gattungs- 
Name für alle drei fo eben angedeuteten Kategorien von ftrafbaren Handlun— 
gen, und zwar im Sprachgebrauche des Gefeges in jener weiteren Bedeutung 
gebraucht werden, daß hierunter in der Regel auch „Unterlaffungen“ verftanden 
werden, in fo weit nämlich das Gefeg nicht in einzelnen Fallen die Unterlaffun- 
gen davon ausgefchieden, und den (pojitiven) Handlungen entgegengefeßt hat. *) 


Artikel IM. 


In denjenigen Kronländern, in welchen bisher ſchon das 
Strafgefegbuh vom 3. September 1803 in Geltung war, aber die 
proviforifche Strafproreß : Ordnung vom 17. Jänner 1850 noch 
nicht eingeführt wurde, fowie in Unferem Großherzogthume Krafan, 
ift die Gerichtöbarfeit über die in diefem Gefege als Verbrechen 
und ald Vergehen bezeichneten ftrafbaren Handlungen von denje- 
nigen Strafgerichten, weldhen gegenwärtig die Gerichtsbarkeit über 
Verbrechen zufteht, und zwar bis zur Ginführung einer neuen 
Strafproceh:Drdnung, nad den für das Criminal: Berfahren in 
diefen Kronländern beftehenden Vorſchriften, hinfichtlich der Weber: 
tretungen aber von denjenigen Behörden, welchen dermal die Ge: 
richtsbarkeit über fchwere Polizei-llebertretungen zufteht, und zwar 
einftweilen nad den für das Strafverfahren über leßtere beſtehen— 
den Borfchriften mit der weiteren Beftimmung auszuüben, daß alle 
Beichlüffe über die Ablaffung von dem weiteren Verfahren bei 
Borunterfuhungen Hinfichtlih der in den $$. 58—66 des Straf: 
gefeges bezeichneten Verbrechen, vor ihrer Ausfertigung dem Ap— 
pellations: Gerichte zur Beftätigung, oder angemeſſen erfcheinenden 
Abänderung vorzulegen find, und daß die Vorfchrift der 88. 433, 
434 und 442 des 1. Theiles des Strafgefegbudhes vom 3. Sep: 
tember 1803, wornach die Urtheile der Strafgerichte erfter Inftanz 
in mehreren Fällen auch wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Hand: 


— 


) Vergl. die Anmerkung auf S. 69. 
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lung vor ihrer Kundmachung an das Obergericht, und in gewiſſen 
Fällen von dieſem an den oberſten Gerichtshof vorzulegen find, in 
erfterer Beziehung auf alle in den $$. 58—66, 68— 73, 76— 82, 
85 (lit. e), 87, 101—104, 106—121, 134—142, 158—170, 190— 
196, 279—300 und 302—305, *) und in Beziehung auf die weitere 
Borlage an den oberften Gerichtshof auf die in den 88. 58—66, 
101—103 und 106—117 des Strafgefepes bezeichneten Verbrechen 
und Bergehen Anwendung finden fol. 

Für diejenigen Kronländer aber, in welchen die ebengenannte 
Strafproreß: Ordnung bereits in Geltung ift, gleichwie für alle 
anderen Kronländer, in welchen bisher weder das Strafgefegbud) 
vom 3. September 1803, noch die Strafproceß: Ordnung vom 
17. Sänner 1850 Giltigfeit hatten, wird die Gompetenz in Straf: 
angelegenheiten, in Webereinftimmung mit diefem Gefege, durch 
befondere, diefem Strafgefege beigefügte Verordnungen beftimmt. 


Eine der bedeutfamften praktiſchen Schwierigkeiten bei der Einführung 
des gegenwärtigen (materiellen) Strafgefeßes lag unzweifelhaft in dem Thatum: 
ftande, daß man nicht zugleich auch eine demfelben angepaßte und ebenfalls für 
alle Kronländer gleihförmige Borfhrift für das Strafverfahren einführen 
konnte. Diefe Schwierigkeit fteigerte fih dur die Betrachtung, daß in den 
verfchiedenen Kronlandern derzeit ein fo höchſt verfhiedenartiges, felbft 
in den leitenden Grundfäßen ganz differirendes Strafverfahren ftattfinde, 
welches theilweife auf die Borausfegung ganz anderer materieller. Strafgefeße 
geftüßt ift, und überdieß fehr verfchiedenzeitigen Phaſen der Gefeßgebung fein 
Dafein dankt. 

Sollte nun die Kundmachung und Activirung eines gleihförmigen, ma- 
teriellen Straftechtes im ganzen Umfange des Reiches, welche ſich doch in 
mehrfachen Beziehungen als höchſt dringend darftellte (vergleiche die Einleitung 
oben auf Seite 3— 10), nicht bis zu jenem Zeitpunkte verfhoben werden, wo 
es möglich fein wird, an die Stelle der eben erwähnten buntfhedigen Strafpro- 
cedurs-Vorſchriften in den verſchiedenen Kronländern diejenige Eine umd 
gleichförmige neue Strafprocegordnung zu feßen, deren Ausarbeitung der Mon— 
arch bereit mit den Bejchlüffen und Grundfäken vom 31. December 1851 "*) 
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) In der amtlichen Handausgabe hat ſich bei der obigen Ziffer ein 
Drudfehler eingefhlihen. Es heißt dafelbft „105, während es richtig: „305“ 
beißen muß. Der Abdruf im Reichsgeſetßzblatte ift richtig. — 

») Eich das U. h. Gabinetsfhreiben vom obigen Tage in Nr. 4 des R. G. B. 
vom Jahrgange 1852, unter den Abſätzen 19—32. 
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angeordnet hat, fo blieb Nichts übrig, als die Strafgerichtebarkeit, die Beſtim— 
mungen über die Competenz der Strafgerichte und das Strafverfahren vor der 
Hand im Weientlihen in den verfchiedenen Theilen des Reiches in den bis— 
berigen Normen und Formen befteben zu laffen, und fie dem neuen mate- 
riellen Strafgefeße nah Möglichkeit anzupaffen. 


Hieraus erflärt fih die (auch fhon in ihrer Methode eigenthümliche) 
Anordnung des Gefeßgeberd, daß für jene Aronländer, wo fich die gedachte 
Adaptirung vergleihungsmeife am einfahiten durchführen laßt, diefe Vorſchrift 
fhon in dag Kundmachungs: Patent zum Strafgefege felbft (memlich eben in 
den vorftehenden Art. III) aufgenommen wurde, während für die übrigen Kron— 
länder, wo dies nur durch eine Reihe von Detail» Beitimmungen ausführbar 
war, auch ausführliche Borfchriften nothwendig wurden, welche inbefonderen, 
gleichzeitig mit dem Strafgefeße kundgemachten vier Faiferlihen Verordnungen 
vom 27. Mai 1852, Nr. 118, 119, 120 und 121 des R. G. B. enthalten find. 


Man mußte nemlih in diefer Beziehung die fammtlichen Kronlander 
des Kaiſerſtaates nah viererlei Hauptgruppen unterfcheiden : 


1. Diejenigen, wo bisher jhon das St. G. B. vom 3. Sept. 1803 in 
Geltung war, aber die Strafprocepordnung vom 17. Jänner 1850 noch nit 
eingeführt war, d. i. das lombardiſch-venetianiſche Königreih,, Dal— 
matien, Galizien und die Bufowina, denen fih nad der fihon oben 
bei dem Artifel I (Seite 82 unter lit. b) gegebenen Darftellung auch nod das 
Großherzogthum Krakau anreibt. — 


In diefen Ländern ift nemlih die Strafgerichtsbarkeit, Competenz der 
Strafgerichte und das Strafverfahren zunächſt durch Die beiderfeitigen zw eis 
ten Abfchnitte des Strafgefeßed vom 3. Sept. 1803 geregelt, wornach die 
Strafgerichtebarfeit über Berbrehen von collegial= organifirten ka k. Criminal: 
Gerichten in erfter ), von den ka k. Appellations- und Criminal: Obergerichten 
in zweiter, und dem k. k. oberjten Gerichtshofe in Wien in dritter Inſtanz, jene 
über ſchwere Polizei Hebertretungen aber in erfter Inftanz durchweg noch von 


*) Im lombardifhen Königreihe von dem f. k. Griminal» Zuftiz - Tribunal in 
Mailand und den acht k. k. Givil- und Eriminal-Juftiz-Tribunalen in den lombardi« 
[hen Provinzen ; — im venetianifchen Königreihe von dem k. k. Eriminal-Juftiz-Tris 
bunale in Benedig und den fieben k. k. Civil- und EriminalsFuftiz-Tribunalen in den 
venetianifchen Provinzen; — in Dalmatien von vier. f. Gollegial-Gerichten ; — in Bali» 
jien von fünf f. £. Griminal-Gerichten ; — in der Bulowina von Einem k. k. Griminal« 
Gerichte, und im BIENEN: Krakau von dem k. f. Krafauer- Landes» (Tribus 
nal) Gerichte. — 
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rein politifhen oder gemijchten Behörden *), in zweiter und dritter Inftanz aber 
bereits von Juftizbehörden **), nemlich von dem k. k. Appellations- und Erimi- 
nal» Obergerihte (in Krakau vom dortigen Dbergerichte) in zweiter In— 
ftanz, und vom oberften Gerihtähofe in Wien in dritter Inftanz nach den im 
gedachten Strafgefeße vom 3. Sept. 1803 enthaltenen Verfahrens-Vorſchriften 
ausgeübt wird. — 

In diefen Kronländern konnte man daher die ebenerwähnten Vorſchrif— 
ten im Allgemeinen einftweilen fortbeftehben laffen, und ed war nur noth— 
wendig, zwei Punkte derfelben dem neuen (materiellen) Strafgejeße anzupaffen, 
nemlid: 

a) Die Zuweifung der Strafgerichtsbarkfeit über die Vergeheu auch 
fhon in erfter Inftanz an reine und collegialsorganifirte Juftigbehörden; und 

b) eine Beftimmung zu treffen, wie es mit der bei gewiſſen in den bis— 
herigen Gefegen namentlich aufgezäblten ftrafbaren Handlungen von Amt d- 
wegen zu vollziehenden Vorlage von Akten an ein höheres Gericht künftighin 
zu halten fein wird. — 

In erfterer Beziehung (ad a) muß bemerkt werden, daß die höchite Ger 
feßgebung nach dem, was bereits in-der Einleitung (5.20 und 69) auseinander 
gefeßt wurde, fich bei der Feftitellung, welche ftrafbare Handlungen als Ber: 
gehen und welche als Uebertretungen erklärt werden -follen, ausſchließend von 
den Rückſichten für das hierfür zu wählende Sirafgeriht und Strafverfahren 
leiten ließ, und daß biernadh im dem neuen Strafgefeße nur mehr diejenigen 
Handlungen als Vergeben feftgefeßt wurden, die man von der Gtrafgerichte- 
barkeit der Einzeln-Richter, und der von diefen zu beobadhtenden mehr ſumma— 
riſchen Procedur ausfcheiden, und der, mehr Beruhigung darbietenden, Entſchei— 
dung eines Collegiums von Richtern, fo wie dem hierbei ftattfindenden 


*) Im Tombardifch-venetianifchen Königreiche von den Preture urbane e foresi; 
— in Dalmatien ebenfalld von Präturen; — in Galizien und der Bulowina von 
den Magiftraten und Stadtfämmereien durch Magiftratsräthe, den Syndicus, einen 
Affeffor oder den Stadtlämmerer, und von ben (ehemaligen) Dominien durch den 
Juſtiziär, Mandatar oder Polizeirihter ; — in Krakau endlich im Stadigebiete von 
dem Stadtrathe und auf dem Lande von Diſtrikts-Commiſſären. — 


»Dieſe Unterfiellung der Strafgerichtöbarfeit über ſchwere Polizei» Webertre- 
fungen in zweiter und dritter Inſtanz unter die k. k. Appellationd-Gerichte und ben 
oberiten Gerichtähof wurde für das lombardiſch-venetianiſche Königreich faltiſch 
bereits im Jahre 1848 verfügt, und feither von der k. f. öfterreihifchen Regierung 
beibehalten; — für Dalmatien, Galizien und die Bufowina aber in Folge einer 
A. h. E. des Monarchen durch den Yuftizminifterial« Erlaß vom 12. Juni 1850, 
Nr. 231 des R. G. B., verfügt. — 
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förmliheren Berfahren zumeifen wollte Hiernach find ale Vergeben 
nur ſolche frafbare Handlungen erklärt worden *), welche entweder ſchon an 
und für fih wegen ihrer relativ-größeren Schwere oder Gefährlichkeit für die 
rehtlihe Ordnung, eine Freibeitäftrafe bis zu ſechs Monaten oder felbft von noch 
längerer Dauer nad ſich ziehen, und welche zugleich bänfig eine ſchwierigere, zum 
Theile das Gutachten von Sahverftändigen erfordernde Beurtheilung bedingen ; — 
oder bei welden ein politifhes Moment mitbetbeiligt erfheint. — — Folge: 
rihtig hiermit mußte die höchſte Gefekgebung für die vielleicht fehr kurze Zeit 
der Kortdauer der biöherigen Verfahrens» Vorfchriften, die Strafgerichtsbarkeit 
und das Berfahren über Bergehen um fo mehr in denjenigen (ad a genann— 
ten) Kronlandern den collegialsorganifirten f. f. Criminal-Gerichten 
nah den Borfhriften fürd Criminal: Verfahren zumeifen, als in 
eben diefen Aronländern bisher die Strafgerihtsbarkeit über ſchwere Polizei: 
Uebertretungen (alfo auch über die daraus nımmehr ale Vergehen andgefchie- 
denen) nicht blos von einem Einzeln» Richter, fondern fogar nur von einem 
politifhen Beamten, der häufig nicht einmal geprüfter Juſtizmann ift, aus— 
geübt worden if. 


In der zweiten angedeuteten Beziehung (zu b) haben die für die ges 
nannten Kronländer beftehenden Verfahrens-Geſetze angeordnet, daß bei vielen, 
befonders wichtigen und in den bisherigen Gefegen namentlich aufgezählten 
Straffällen, die unteren Gerichte ſowohl ihre Beichlüffe über die Ablaffung von 
dem weiteren Verfahren bei VBorunterfuchungen, als aud ihre Endurtheile vor 
der Ausfertigung, unter anderen auch „wegen der Wichtigkeit des Verbrechens‘ 
an das höhere Gericht, nemlich die Strafgerichte erfter Inftanz an das Appel: 
lationsgericht, und diefes in einigen fehr wenigen Fallen fogar an den oberiten 
Gerichtshof vorzulegen haben **). — Diefe Beftimmungen mußten num den 
dur das dermalige Strafgefeh eingeführten, theilweife nur neuen Beuennun— 


*) Bergl. die oben in der @inleitung- S. 18— 20 vortommende Aufzählung 
aller Bergeben. — 

») Hinfihtlich der Beichlüffe der Ablaſſung von den PVorunterfuchungen if 
diefer Gegenſtand zulegt burd; das an ſämmtliche Appellationdgerichte erlaffene 
Jufizhofdecret vom 28. December 1837, Nr. 246 der J. G. S., geregelt worden. — 
Sinfichtlich der Endurtheile find in der angeführten Beziehung, fo weit es fi mäm- 
ih um die Vorlage „wegen Wichtigfeit der ftrafbaren Handlung“ handelt, bisher die 
$$. 433, 434, 442 des 1, Theild der St. G. B., und die Hofdefrete vom 25. Juni 
1808, Nr. 849 der J. G. S. und vom 27. November 1816, Nr. 1297 der J. G. S. 
und für die biöherigen ſchweren Polizeisllebertretungen im analogen Falle der $. 407 
ded Il, Theild des St. G. B. maßgebend geweſen. 


gen, theilweife auch ganz neu fefigeftellten ftrafbaren Handlungen angepaßt 
werden. — 

Diefe beiden fo eben unter a und b dargelegten Aufgaben hat nun der 
vorftehende Artikel III erfüllt, umd zwar in der zweiten der hier angedenteten 
Beziehungen mit jener Fugen Mäßigung, daß die erwähnte Borlegung der Acten 
von Amtswegen an ein höheres Gericht wegen Ablaffung von Vorunterfuchun: 
gen nur auf die in öffentlicher Beziehung gefährlichften Fälle, aber felbft hinficht- 
lich der Endurtheile nur auf befonders wichtige Falle eingeſchränkt worden ift. 

Durch diefe Verfügung. des vorftehenden Artitel III wurde daher auch 
den Beftimmungen der eben erſt in der Anmerkung bezogenen Gefegesitellen in 
fo weit derogirt, daß dadurd an die Stelle der in diefen Vorfchriften enthalte 
nen namentlihen Aufzablung von einzelnen Verbrehen und Vergeben, bei 
welchen die gedachte Vorlegung „wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Handlung‘ 
ftatt zu finden hat, die in dem vorftehenden Artikel IT, d. h. die in den bier ber 
zogenen Paragraphen des neuen Geſetzes nambaft gemachten Straffälle getreten 
find. — 

Die vorftehende Vorſchrift hat jedoch die eben erwähnte Geſetzes-Abände— 
rung wortfharf auf jene Gefekesftellen eingefhränft, wo diefe Vor: 
legung „wegen Wichtigkeit der ftrafbaren Handlung” ftatt zu fin 
den hat. — Hieraus folgt daher zweifellos, daß alle übrigen Anordnungen des 
mebhrerwähnten Strafgefeßes, in jo weit fie eine analoge „Vorlegung der 
Acten“ auch noh „aus anderen Gründen,‘ 5. B. wegen der Beweiſes— 
art, wegen der Wichtigkeit der Strafe u. f. f. anordnen, nemlich die $$. 435, 
443, 446 und 447 des I. Theild und 88. 400-402 und 407 des II. Theils 
und die dazu gehörigen Novellen, durch den obigen Artikel II nicht aufge: 
hoben und in feiner Weife berührt worden find. — 

In der zweiten Reihe der norerwähnten Ländergruppen, für melde bei 
Einführung des neuen Strafgefeßes hinfihtlih der Strafgerichtsbarkeit, der 
Sompetenz der Strafgerichte und des Strafverfahrens in&befondere Vorforge ge- 
troffen werden mußte, erfcheinen 

2. diejenigen Aronländer, in welchen die proviforifhe St. PB. D. vom 
17. Jänner 1850 in Geltung fteht. 

In Beziehung auf diefe Länder ftellte fih in den angegebenen drei Bes 
ztehungen nur in fo ferne eine Abänderung an den beftehenden gefeklichen Vor: 
ſchriften als nöthig dar, ale: 

Erjtene: die Beftimmungen in Anfehung der Competenz der dreierlei 
Arten von Strafgerihten (Randesgerichte an der Stelle der früheren Schwur— 
Gerihte — Bezirks-Collegial-Gerichte und Bezirks-Einzeln-Gerichte) dem neuen 
Strafgejege zu adaptiren ; — ferner 
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Zweitens: die aus der Unterſtellung der durch den Inhalt von Druck— 
ihriften begangenen ftrafbaren Handlungen unter dad gemeine Strafrecht 
(vergl. oben Artikel I) confequent folgende Aufhebung auch al’ jener Befonder: 
lichkeiten zu verfügen war, welche in Beziehung auf die Competenz der Straf: 
gerihte und das Strafverfahren noch für die f. g. Preß-Vergehen be: 
ftanden hatten; — endlich mußte 


Drittens: ein Strafgeriht und Strafverfahren für dasjenige Verbre— 
ben, nemlich den Hochverrath, beftimmt werden, für welches feit Einführung der 
mebrgenannten Strafprocegordnung biäher weder das Cine noch das Andere 
feſtgeſetzt war. 


Diefen dreifahen Zwed zu erreichen, find die beiden faiferlihen Ver: 
ordnungen vom 27. Mai 1852, Nr. 118 und 119 des R. ©. B., beftimmt *). 


In diefen Ländergruppen erfcheinen dießfalls 


3. die Königreihe Ungarn, Eroatien und SIavonien, die fer: 
bifhe Woiwodſchaft und das Temefer-Banat. — Im diefen Ländern 
ift aber (mie fhon in der Einleitung Seite 68 in der Anmerkung) ausgeführt 
wurde, die Strafgerichtsbarkeit in einer, der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
analogen dreigliedrigen Eintheilung ebenfall® unter dreierlei Arten von Straf: 
gerichten vertbeilt, nemlich unter die Landesgerichte; ferner unter die collegial« 
organifirten Bezirkd-Gerichte eriter, und endlih unter die mit Einzeln: Rids 
tern fungirenden Bezirfd-Gerichte zweiter Claſſe; ebenfo ift durch die ebenda 
berufenen faiferlihen Verordnungen in den Jahren 1849 und 1850 das 
früber dafelbft beftandene, zum Theile fehr ſchwankende und je nah Ber: 
fhiedenheit der Stände auch fehr ungleichartige Strafverfahren proviſoriſch 
in einigen Hauptpunkten geregelt worden, fo daß der Einführung des 
neuen materiellen Strafgefeßes in Beziehung auf die mehrfah angedeuteten 
drei Momente in diefen Kronländern feine praftifhe Schwierigkeit entgegen» 
treten Tann, und daß man nur nöthig hatte, die beftehenden Vorschriften hin— 
fihtlih der Competenz der Strafgerichte der neuen Claffification der ſtraf— 
baren Handlungen anzupaffen, was denn auch duch die Faiferlihe Verordnung 
vom 27. Mai 1852, Nr. 120 des R. G. B., gefchehen ift **). 


*) Die audführlide Erklärung diefer zwei, fo wie ber nachfolgend unter 3. 
und 4. bezeichneten zwei weiteren faiferlichen Verordnungen muß, um bei meiner 
Erläuterung durchaus die legale Ordnung des Gefeges felbit beizubehalten, den 
im Terte dem Strafgefege nachfolgenden Verordnungen felbit vorbehalten bleiben, — 


“*) Bergl. die Anmerkung vorne auf Seite 94, 
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Eine ganz beſondere Berückſichtigung und Regelung bedurfte endlich in 
den angegebenen Beziehungen 

4. das Großfürſtenthum Siebenbürgen. 

Man mußte daſelbſt 

a) den Hermannſtädter-Bezirk (das ehemalige Sachſenland) 
b) von allen übrigen Theilen Siebenbürgens unterſcheiden. 

In den leßteren (ad b) hatte der um das Land hochverdiente Civil- und 
Militär-Gouverneur Baron Wohlgemuth gleichzeitig mit der ſchon oben (Seite 84 
lit. e) erwähnten Einführung des öfterreihifchen Strafgefeßbuches vom 3. Sep: 
tember 1803 fanımt Novellen (und zwar fowohl in feinem materiellen, als auch 
im procefjualifhen Theile) durch Berordnungen vom 13. März und 28. April 
1850, 31. Janner und 1. März 1851 (im Landesgefehblatte für Siebenbürgen 
Nr. 13, 42, 54 und 55) eine proviforifche, dem ebenerwähnten Strafgefeße 
adaptirte StrafgerichtösBerfaffung, und zwar anfänglih nur duch ambulante 
Eriminal-Gommiffionen, dann aber durch Einfegung von ſechs collegialsorganiz 
firten Strafgerichten für die Verbrehen, und von fiebzehn Strafgerichte-Erpo- 
fituren (Einzelnrichtern) für die Thatheftandserhebungen über Verbrechen und 
für das gefammte Strafverfahren über ſchwere Polizeisllebertretungen, und als 
zweite Inſtanz eine proviforifche k. k. Straf-Obergerichts-Commiſſion zu Her: 
mannftadt eingeführt, und diefe Juftizbehörden üben in den genannten Theilen 
des Landes auch wirklich bis zur Stunde das Strafverfahren nah Maßgabe des 
Strafgefeßes vom 3. September 1803 aus. 

Anders hingegen war es und blieb e8 vor der Hand noch faktifh in Dem 
(ad a genannten) Hermannftädter-Bezirke. Hier gelten zur Stunde auch in Be: 
jiehung auf die Strafgerihte-Berfaffung, Competenz und Strafverfahren noch 
ganz die alten Inftitutionen, wornad über die nach den alten Geſetzen (wer 
gleiche oben beim Artikel J Seite 84 lit. d) zu beurtheilenden ftrafbaren Handlungen 
je nad Umftänden die verfchiedenartigften Behörden, die Judicate, Magiftrate, 
Stuhlsamt, Stadthanenamt, Gerichtstafel, die Nationd-Univerfität, früher auch 
noch das fiebenbürgifche Gubernium und die fiebenbürgifhe Hofkanzlei u. ſ. f. 
und nach den mannigfaltigften Procedurs-Vorſchriften zu erkennen haben. 

Diefen mannigfaltigen, wenn aud im gegenwärtigen Nugenblide that— 
fachlich noch beftehenden Einrihtungen ein Ziel zu feßen, und für das ganze 
Kronland Siebenbürgen eine gleihförmige Gerichtsverfaffung herzuftel- 
len, ift die Aufgabe, welche die von dem Juftizminifter über U. h. Ermächtigung 
des Landesfürften mit Verordnung vom 27. April 1852, Nr. 103 des R. G. B., 
verfügte „Beſtellung von proviforifhen Gerichten im Großfürſtenthum Sieben— 
bürgen’ zu verwirklichen hat, und welche in Beziehung auf die Strafgerichte 
gewiß aud noch vor dem 1. September 1852, au welchem Tage das neue Strafz 


gefeg in Wirkſamkeit zu treten hat, verwirklicht fein wird. Nah Mafgabe diefer 
proviforifhen Organifation wird die Strafgerichtöbarfeit in erfter Inſtanz 
theils von proviforifhen k. k. (colegialsorganifirten) Landesgerichten, theils 
von Bezirks-Einzeln-Gerichten, in zweiter von dem proviſoriſchen Ober— 
landesgerichte zu Hermannſtadt und in dritter vom oberſten Gerichtähofe in 
Bien ausgeübt werden. — Mit Rüdfiht auf diefe neue, hiernach fir den Zeit: 
punkt der Wirkfamfeit des neuen Strafgefeßes ale wirklich beftehend vorauszu— 
jegende Gerichts-Verfaſſung in Siebenbürgen, handelte es ſich hinfichtlich der 
Einführung des Strafgefeßes nur mehr darum, auch die Competenz diefer neuen 
Strafgerichte fo wie das Strafverfahren demfelben zu adaptiren. Dieß konnte 
am angemefjeniten dadurch ausgeführt werden, daß man fich hierbei denjenigen 
Beitimmungen anfhloß, welche diepfall® in folchen Kronländern angeordnet 
wurden, die mit diefer neuen proviforifchen Gerichts-Verfaſſung Siebenbürgens 
die analogeften Einrichtungen, nemlich ebenfalld nur einerlei Art von col- 
legialeorganifirten Strafgerichten haben, d. i. mit den oben unter Zahl 1 (Seite 
90 — 94) genannten Kronländern; um fo mehr, als ja diefe Einrichtung in 
Folge der eben erft (Seite 95) erwähnten Wohlgemuth'ſchen Verordnungen 
in dem größeren Theile Siebenbürgens fich als bereits beftehend dar- 
ftellt, umd daher um fo leichter im ganzen Lande ausführbar fein wird. Es 
wurde hiernach durch die kaiferlihe Verordnung vom 27. Mat 1852, Nr. 121, 
verordnet, daß die Strafgerichtebarfeit über Verbrehen und Vergehen den 
proviforifchen f. f. Landes- Gerichten, jene über die Mebertretungen aber den 
proviforifhen ka k. Bezirtö-Einzeln- Gerichten, und zwar erftere nad) den im 
Strafgefeße vom 7. September 1803 für das Criminal-Berfahren, die zweite 
aber nad den für das Verfahren über ſchwere Polizeisllebertretungen gegebenen 
Borfhriften zufommen foll ”). 


Artikel IV. 


Nach Maßgabe diefes Strafgefehes Tann vom Tage feiner 
Wirkſamkeit angefangen nur dasjenige als Verbrehen, Vergehen 
oder Webertretung behandelt und beftraft werden, was in demfel: 
ben ausdrüdlic als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung er: 
klärt wird. 


Was die Ältere Jurisprudenz mit dem Saße: „Nullum erimen et nulla 
poena sine lege“; — was die mehreften neueren deutichen Strafgefege in unver: 
fennbarer Nachbildung des Art. IV des franzöfifchen Code penal, ungefähr mit 


*) Bergl. übrigens dic Anmerkung auf Seite 95. 


He, Gommentar. 
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der Anordnung: „nur jene Handlungen und Unterlaffungen, die vorher (ehe fie 
begangen werden) mit einer Strafe bedroht waren, können geftraft werden — — 
zu erreichen ftrebten, das hat Defterreich’8 Strafgefehgebung ſchon feit nahebei 
fteben Jahrzehenden*) mit eiferner Gonfequenz wenigſtens in jenen Theilen des 
großen KRaiferftaates, welche fih der Wohlthat eines ſyſtematiſchen und fiheren 
Strafcoderes erfreuten, feinen Gerihtshöfen zur unverbrüchlichen Norm gefest, 
wie der vorftehende, wörtlich aus dem Gefeke vom 3. September 1803 herüber— 
genommene Artikel IV darthut. 


Wenn jene Länder Defterreich’s, die ſich fo lange gegen die Einfüh- 
rung des öfterreihifhen Strafgefeßbuches fträubten, aus diefem auch nur 
die vorftehende Beftimmung erlangt hätten, fo würden fie damit allein 
ſchon eine der größten Segnungen der Eodification gewonnen, und einen unges 
heueren Kortfchritt in der Gerechtigkeit gemacht haben. In diefem Grund: 
fage liegt die Gewähr gegen Machtſprüche fogenannter Cabinets-Juſtiz, der 
Damm gegen maß- und bodenlofe Willkühr der Richter; er allein verbirgt das 
Weſen der ftrafenden Gerechtigkeit, wie fie im Rechts-Staate, nicht nad 
fubjectiven und wechfelnden Marimen, fondern nah objectiven, unabänder: 
lihen, und für Alle gleihen Normen geübt werden foll. 


*) Der 8. 1 des erſten Theiled des Jofefin. Strafgefeped vom 2. April 
1797 fagte wörtlib: „als Griminal-Berbrehen find nur diejenigen geſetzwidrigen 
Handlungen anzufehen und zu behandeln, welche durch gegenwärtiges Strafgefek 
als ſolche erflärt werden“ und der $. 13 eben jenes Geſetzes fügte noch hinzu: 
„Der Eriminalrichter ift an die buhftäbliche Beobachtung des Geſetzes gebumben, 
fo meit in demfelben auf die Miffetbat die Größe und Gattung der Strafe genau 
und ausdrüdlich beftimmt iſt.“ — Eben fo beflimmte der 8.1 des zweiten Theiles 
jened Geſetzes: „Was ale ein politifhes Verbrechen zu behandeln fei, muß einzig 
durch gegenmwärtiged Etrafgefeg beftimmt werden. Die in diefem Gefege nicht 
ausédrücklich genannten Handlungen gehören unter die politifhen Verbrechen nicht.‘ 
Der $. 1 de8 St. ©. 2. für Weſtgalizien vom 17. Junius 1796 beftimmte: „Ald 
Verbrechen können aber nur jene gefeßwidrigen Handlungen und Unterlaffungen an- 
gerechnet werden, welche in diefem Geſetzbuche für Verbrechen erklärt find.“ — Diefe 
Beſtimmung bezog fih auf beide Kategorien von ftrafbaren Handlungen, welche 
durch das weftgalizifhe St. &. B. normirt wurden, da fie in demfelben unter dem 
gemeinfamen Namen: ‚„Verbrechen“ umfhloßen, und dort ($. 2) in „Griminal- 
verbrechen“ und „Civilverbrechen“ eingetheilt wurden. 

Der Artifel IV der Einleitung in das St. G. B. vom 3. September 1803 
fepte feſt: „Als ein Verbrechen jedoch, und ebenfo als eine ſchwere Polizei⸗Ueber— 
tretung, kann nur dasjenige behandelt und beftraft werden, was in diefem Straf 


gefepe ausdrüdlich für ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizei⸗Uebertretung er+ 
fläret wird,“ 
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Durch dieſe poſitive Vorſchrift imſeres Geſetzes, in der man die Nomi— 
nal-Definition von den in unſerem Strafgeſetze vorkommenden ſtrafbaren 
Handlungen erkennen kann, werden, wenn man ſie in ihre Beſtandtheile auflöſet, 
zu nächſt zweierlei Beſtimmungen verfügt, daß nemlich 


a) nur dasjenige als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretung „behaudelt“ 
werden könne, was in demſelben „ausdrücklich“ ala ſolches erkannt 
iſt; — und daß 

b) derlei Handlungen nur in ſoferne „beſtraft“ werden dürfen, als dieß in 
dem Gefeße „ausdrücklich“ angeordnet ift. 


Der Nerv diefer gedoppelten Verfügung liegt nun allerding® in dem 
Rorte: „ausdrücklich,“ welches erit von dem Strafgeſetze vom Jahre 1803, 
und aus ihm beibehalten vom gegenwärtigen Strafaefeße zu der (außerdem 
gleich lautenden) Verfügung der früheren Strafgefege hinzugefügt, und wodurch 
eben angedeutet worden tft, daß biermit etwas neu Hinzufommendes, und einer 
befonderen Anordnung Bedürftiged verfügt werden wollte *), worauf daber 
aub ein befonderer Nachdruck liegt. — Eine „ausdrüdlihe” Erklärung 
nennt aber fhon der gemeine, umd gar der juridifhe Sprachgebrauch **), im 
Gegenfage einer „ſtillſchweigenden“, diejenige, welche durch ſolche Zeichen ae: 
ſchieht, die unter Vorausſetzung einer gemeinfamen Annahme oder eines allgemeinen 
Einverftändniffes über den Sinn diefer Zeichen (4.3. über ein gewiffes Idiom) für 
alle damit bekannten Menfchen unter allen (in conereto wie immer gearteten) 
Umftänden die nemliche Bedeutung haben. Da es fi aber im vorliegenden 
Kalle um die „ausdrückliche Erklärung eines Geſetzes“ handelt, umd der Ge- 
feßaeber fich zur Erflärung feined gefeßgebenden Willens feiner anderen Zeichen 
ala der „Worte“ zu bedienen pflegt, fo Tann der von dem Artikel IV ge: 


*) Bergleiche oben in der Anmerkung auf Seite 98 den $. I des eriten 
Iheiled ded Jofefinifchen Strafgefebed vom Jahre 1787 und den damit übereinjtim: 
menden $.1 des weitgaligifhen Strafgefeges, in welden die nemliche Anordnung, 
nur mit MWeglaffung des Wörtchens „ausdrücklich“ vorfommt. — Allerdings aber 
hatte der 8. 1 des zweiten Theiled ded genannten Jofefinifhen St. ©. B. diefes 
Wörtchen bereit? eingefchoben, und noch überdieß nach der bei diefem Geſetze üblid, 
gewejenen Methode, wornah alle von dem Gefepgeber mit befonders großem 
NRachdrucke zu beachten gewünfhte Worte in auffallend größeren Leitern gebrudt 
wurden, mit eben dieſen Lettern gedrudt. 


») Der $. 863 des öfterreihifhen allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches fagt 
; B. wörtlich: „Man fann feinen Willen nit nur ausdrüdlih durch Worte 
und allgemein angenommene Zeichen, fondern auch ſtillſchweigend durch 
folhe Handlungen erflären , welche mit Ueberlegung aller Umftände feinen vernünf— 
tigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laffen.“ 
7 + 
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brauchte Ausdrud: „ausdrüdlich“ nur als gleichbedeutend mit: „in Wor: 
ten beſtimmt“ verftanden, d. b. es kann nur diejenige Handlung als Ver— 
brechen, Vergehen oder Uebertretung behandelt werden, auf welde die Worte 
einer, diefe Handlung als ftrafbar erflärenden, Gefeßesftelle „nad ihrer eigen« 
thümlihen Bedeutung‘, das will fagen: „nad dem ihnen in dem allge: 
meinen Sprachgebrauche und Berftändniffe indbefondere zulommenden 
Sinne” anwendbar find. Es muß daher eine Handlung, um ftrafbar „nad 
Maßgabe dieſes Strafgefeßes‘ zu fein, im Geſetze eigend oder indbefondere 
fhondurd die Worte (expresse — plane — aperte — significanter), und 
nicht etwa bloß dur die aus Combinationen zu erfchließende Abfiht (elocu- 
lione expressum, non solum intelleetu pereipiendum) als ftrafbar bezeichnet 
fein. — Das Nemliche gilt daher au in Anfehung der „Beftrafung‘ der 
Handlung, fo dag auch auf jede in dieſem Geſetze „ausdrüdlid für ftrafbar 
erklärte Handlung‘ nur diejenige Strafe angewendet werden darf, welde 
von eben demfelben fowohl in quali als in quanto „mit Worten beftimmt‘ 
erfcheint. Die Beftimmung des Gefekes, daß nah Maßgabe des Gefekes über: 
haupt feine Strafe verhängt werden dürfe, die niht ausdrücklich angeordnet 
ift, ſchließt nemlich mit logifher Nothwendigkeit auch die Beſchränkung ein, daß 
auf eine ftrafbare Handlung in conereto auch feine andere Art (Qualität) 
von Strafübeln angewendet, und daß bei der Ausmeffung der Strafe für 
diefelbe auch kein befonderer, die Strafbarkeit erhöhender Erſchwerungö— 
umftand in die Wagfchale gelegt werden dürfe, welde nit in dem Gefepe 
ausdrücklich auch für diefen Fall angeordnet erfcheinen. 

Daraus geht nun ale unmittelbare Folge hervor, daß bei der Entſchei— 
dung der Doppelfrage: „ob eine Handlung nah diefem Strafgefeße über: 
haupt ftrafbar fei, und melde Strafart, fo mie welche befonderen Er: 
ſchwerungsumſtände bei der Ausmeffung der Strafe berückfichtiget werden 
dürfen‘ — von unjerem pofitiven Gefeße die Auslegung des Geſetzes ſowohl 
nach der in der heutigen Doctrin fogenannten Geſetzes-, als aud nad der 
Rehts-Analogie geradezu ausgefhloffen ift. 

Die erftere, nemlich die Gefeßed-Analogie (interpretatio extensiva 
ad exemplum legis), fände Statt, wenn irgend eine in dem Gefeke aus— 
drücklich nur für einen .beftimmten all angeordnete Vorſchrift megen 
Bleihheit des Grundes auch auf einen anderen, in dem Geſetze ausdrüdlid 
nicht entfchiedenen Fall ausgedehnt würde; — mährend bei der Rechte: 
Analogie (interpretatio exiensiva ex sententia legis) ein im Geſetze aus— 
drücklich nicht entfchiedener Fall nah einer Norm entjhieden würde, die man 
nicht aus einer einzelnen Gefepesftelle oder aus der im Gefege vorfommenden 
ausdrüdlihen Entiheidung eines einzelnen Falles herzubolen, fondern aus dem 
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Beifte des ganzen, dem Gefepe zu Grund liegenden, Rechtsſyſtems, d. b. 
aus den Gründen der im Geſetze vorfommenden allgemeinen Beftimmungen, 
oder aus der inneren Uebereinftimmung der für mehrere und verfhiedene 
fpecielle Borfchriften des Geſetzes fprechenden Gründe unter einander, zu abftrahi- 
ten vermag. — Beiden diefer Analogien liegt daher derfelbe leitende Ge: 
danfe: „ubi eadem ratio, eadem lex“ — nur in engerer oder weiterer Nuffaffung 
zu Grunde, d. b. die Entfheidung eines im Gefege nicht ausdruͤcklich entfchiede- 
nen Falles geſchieht in beiden Fällen durch die Auslegung nad folgender 
Schlußfolgerung: „Weil derfelbe Grund, oder diefelben Gründe, die den Geſetz— 
geber zu einer gewiffen Entfheidung in dem einen alle, oder überhaupt zu ge 
wiſſen Vorſchriften beftimmt haben, auch auf einen im Gefege nicht ausdrücklich 
beftimmten Fall Anwendung finden, fo fei auch diefer Fall in Angemeſſenheit 
oder confequenter Geltendmachung diefer Gründe zu entſcheiden.“ — Beifpiele 
mögen dieß erläutern : 

Wenn es fih z. B. um die Frage handeln würde, ob derjenige, der im 
Falle des im $. 118, lit. e unferes Geſetzes bezeichneten Berbrechend der Münz— 
verfälfhung (durch Werthöverringerung echter Münzen) die Theile, um welche die 
echten Geldſtücke verringert worden, geſchenkweiſe an fih gebradt, d. h. mit 
dem beftimmten Bewußtſein ihres verbrecherifchen Urfprunges zum Geſchenke an: 
genommen hat, als Theilnehmer an diefem Verbrechen, daher ſelbſt gleichfalls ala 
Berbredher behandelt werden könne, fo müßte Die Krage nad dem beftimmten 
Bortlaute des Gefeges verneinend entfchieden werden, denn der 8.120 er- 
klärt in dem vorandgefegten Kalle ausdrüdlich nur denjenigen ald Verbrecher, der 
ſolche Theile „an ſich löſet.“ Unter dem „an fi löfen — einlöfen — aus: 
löſen“ verfteht aber der unbeftrittene deutfhe Sprachgebrauch nur ein „ent: 
geltliches“ — gegen ein Aequivalent — gegen Entfchädigung oder Ausgleis 
bung, nie aber ein umentgeltliches oder geſchenkweiſes Anfihbringen, und es wäre 
hiernach die Schlußfolgerung, daß doch der Gefeßgeber in zwei gang analogen 
Gefegesitellen ($$. 185 und 196) den vorausgeſetzten Ball (beim Diebftahle, 
bei der Beruntreuung und dem Raube nemlich) durch den Gebrauch des Wortes: 
„an ſich bringen’ (welches allerdings fowohl das entgeltliche als unentgelt- 
liche Sichzumwenden in fi fchließe) ſpeciell anders, nemlich bejahend entſchieden 
babe, und daß man fofort diefe fpecielle Entfcheidung wegen der Gleichheit der 
ratio legis in all’ diefen Fällen auch auf die Theilnahme an der Münzverfäl- 
fhung übertragen dürfe, unguläffig; weil durch eine foldhe Ausdehnung der fpe- 
ciellen Entſcheidung des einen Falles auf einen anderen im Geſetze nicht ausdrücklich 
entfhiedenen Fall (Gefeßes-Analogie) eine Handlung als Verbrechen ber 
handelt würde, die im Gefeße nicht eigens durch Worte ald Berbrehen er- 
klaͤrt ift, und ed muß dahin geftellt bleiben, ob denn nicht der Geſetzgeber viels 
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leicht doch gute Gründe hatte, troß der fcheinbaren Gleihheit des Grundes in 
all’ den voraudgefegten Fallen, — bei der Münzverfälfhung nur den entgelt- 
lichen Anfihbringer (den Käufer, Mädler u. f. f) ſolcher Münztheile, nicht 
aber den Geſchenknehmer für ftrafbar zu erflären, wie dieß von dem Geſetze auch 
wirklich im mehreren, dem Kalle der Frage nody viel näher liegenden Fällen 
(88. 471— 477) mit Einfhränktung nur auf entgeltlihe Erwerbungsarten 
geiheben ift. — 


Als Beifpiel einer folhen ausdehnenden Erflärung des Geſetzes aus 
der Nehts-Analogie möge folgender Fall dienen, der fofort nah der 
Borfchrift unferes Gefeges, das nad dem Obigen auch die Rechtsanalogie 
ausſchließt, ebenfalls nicht ala Verbrehen erklärt werden dürfte — Der A 
weiß, daß auf feinen perfönlichen Feind B unfchuldig der Verdacht einer vorge— 
fommenen Brandlegung fiel, welche nah dem ficheren Wiffen des A viel- 
mehr von dem C verübt worden ift. Der B wird nun, ohne daß übrigens A 
hierbei irgendwie pofitiv mitgewirkt hat, und ohne daß er als Zeuge vernommen 
oder zur Zeugenfhaft auch nur aufgefordert worden wäre, durch eine unglück— 
felige Verkettung von blendenden Verdachtsgründen (obgleich in Wahrheit un: 
fhuldig) der Schuld überwiefen und zu vieljähriger Kerferftrafe verurtbeilt, 
während der wirklich Schuldige, C, dem Arme der Gerechtigkeit entfchlüpft. 
A läßt nun dieß Alles gefcheben, ohne die Anzeige der gedachten, ihm wohlbe- 
kannten Thatverhältniffe dem Gerichte zu machen, weil ed ihm eine teuflifche 
Schadenfreude bereitet, daß fein perſönlicher Feind B, obgleich unfhuldig, jene 
Strafe zu erleiden babe. — Die vorftehende Unterlaffung läßt fih nun, wenn 
man nicht den Worten des Geſetzes Zwang anlegen will, unter feine Geſetzes— 
ftelle fubfumiren, wodurch diefelbe ausdrücklich als ein Verbrechen erklärt würde, 
und fie darf daher auch nicht ala Verbrechen behandelt werden, wenn man 
auch für die Strafbarfeit derfelben etwa folgende Betrachtungen geltend machen 
fönnte: „Dieſe Unterlaffung ftelle fih im Geiſte des Geſetzes als höchſt 
ſtrafwürdig dar, denn dasſelbe habe ja auch in anderen ſehr gefährlichen Fällen 
bloße Unterlaſſungen ale Verbrechen erklärt ); es beſtrafe namentlich die 
bloße Unterlaſſung der Hinderung eines jeden Verbrechens ($. 212), gleichwie 
auch die Verhehlung von Anzeigungen eines jeden Verbrechens und Ver— 
brechers ($. 214) und in mehreren Fällen ſelbſt die Richtanzeige eines Ber: 
brechens ($$. 61, 215): es werde daher um fo gewiſſer im vorliegenden Kalle 
Strafe eintreten laffen wollen, wo die ebenerwähnte dreifache Verlegung zu— 
fammengebäuft eintrete, indem da nicht nur die widerrechtliche Einkerferung des 
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*) Bergl. oben die Anmerkung auf Seite 59. 
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B nicht gehindert, jondern auch die zur Entdedung des wahren Thäters führen: 
den Anzeigungen verfchwiegen ’) und das Verbrechen des C nicht angezeigt 
werde; — das Gefep erkläre ferner die Unterlaffung der Anzeige einer wenn 
auch urfprünglih rechtmäßig vorgenommenen Verhaftung an die Obrigkeit als 
Verbrechen ($. 93), ſobald fich die Kortdauer diefer Verhaftung als illegal dar: 
ſtelle; — es nehme namentlich die perfönliche Freiheit der Staatsangehörigen 
fo kräftig in Schuß, daß es Berlegungen derfelben zum Theile als Verbrechen 
($$. 90, 93, 95 und 96) oder doch fonft ale ftrafbar erkläre ($. 331); — es 
ſchütze endlich auch durch ftrenge Strafen die Ehre Jedermanns gegen ungegrün- 
dete Beihuldigung von ftrafbaren Handlungen und namentlich gegen falfche Ber 
ihuldigung wegen eines Verbrechens, wenn dadurch insbeſondere die perfönliche 
Freiheit des Berläumdeten leiden Lönnte ($. 209) u. f.f. Alle diefe Erwägungen 
fonnten vielleicht als rationes de lege ferenda geltend gemacht werden, um 
für den erwähnten und für ähnliche Kalle in einem Fünftigen Gefege vorzuden- 
ken“), allein fie dürfen nad dem beitimmten Veto des obigen Artikels IV den 
öfterreihifhen Richter nicht berechtigen, einen ſolchen Kal dur die darge- 
legte Rechte: Analogie wider den Flaren — den angegebenen Kal ausdrück— 
lich nicht einſchließenden — Wortlaut des poſitiven Geſetzes (nach der lex 
lata) al& Verbrechen zu ftempeln. 


In ahnlicher Weile darf der Richter auch in Beziehung auf Beftrafung, 
3. B. bei der Webertretung der Berleitung eines Beamten zum Mißbrauche 
der Amtögewalt ($. 311) nebft der dort ausdrücklich beftimmten Strafe nicht 
auch noch die Nebenftrafe des Erlages des angebotenen oder wirklich gegebenen 
(Beitehungs-) Geſchenkes verhängen dürfen, weil diefe Nebenftrafe bei der ebenge- 
nannten Uebertretung vom Geſetze ausdrücklich nicht angeordnet ift, obgleich 
für die Anwendung auch diefer Nebenftrafe die offenbarfte Geſetzes-Analo— 


) Die von dem dbermaligen Gefege (im 8. 214) dem Auddrude: „ver- 
heimlichet“ beigefügte pofitive Erflärung fohließt die Subfumtion des obigen Falles 
unter den Wortlaut auch dieſes Paragrapbes ganz entjchieden aus. 

») Die obenerwähnte Abbilfe enthält zugleich die Antwort auf den oft ge 
hörten Einwurf: „daß bei einer fo erclufiven Vorſchrift, wie fie unfer obiger Ar 
titel IV enthalte, gar leicht eine an und für fih (aus dem Standpunfte des ratio- 
nellen Rechtes) firafwürdige Handlung ungeftraft bleiben werde.” — Sollten wirklich 
derlei gewiß äußerſt feltene Fälle in der Wirklichkeit vorfommen, fo wird ihnen für 
die Zukunft gar leicht eine Novelle begegnen können; binfichtlich der Dergangen- 
beit aber ift es gewiß vorzuziehen, daß irgend ein einzelner flrafwäürdiger Fall unge- 
firaft bleibe, ald daß die Gejepgebung mit dem DBerlaffen des obigen Saped aud 
tined der mächtigften Palladien der Rechts-Gewißheit aufgäbe! (Vergl. oben 
Seite 98.) — 
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gie fpräche, da fie bei dem gleichartigen und fogar gleihbenannten Berbreden 
von dem Gefeßgeber ausdrüdlih angeordnet erſcheint ($. 105). — 

Eben fo wenig dürfte (mit etwaiger Anwendung der Rehtsanalogie) 
bei dem Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigkeit durch gefährlihe Bedro- 
bung einer obrigfeitlihen Perſon in Amtsfachen ($. 81) der fpecielle Erſchwe— 
rungsgrund, daß mit Mord oder Brandlegung gedroht worden ift, mit der 
Rechtswirkung geltend gemacht werden, um etwa deßhalb den im zweiten Theile 
des $. 82 beitimmten höheren Straffaß eintreten zu laffen, obgleich dieß 
im Geifte des Gefeges gelegen fein würde, da dasſelbe nicht nur bei den 
zwei analogeften Verbrechen der Erpreffung und gefährlichen Drohung ($$. 98 
und 99) vermöge befonderer Anordnung ($. 100), fondern auch bei mehreren 
anderen analogen Verbrechen ($$. 76 und 78), vermöge der ganz allgemeinen 
Faffung der diepfälligen Gefegesftellen ($$. 77 und 79), eben jenen ſpeciel— 
len Erfhwerungs-Umftand zur Begründung eines höheren Strafſatzes 
in Geltung feßt. Diefe ausdehnende Erklärung des Geſetzes wäre ungefeß- 
lich, da in dem in Frage geftellten Falle von dem Geſetze ($. 82) das Eintreten 
eines höheren Straffages ausdrüdlich nur von einem der daſelbſt genann- 
ten drei Umftände abhängig gemacht wird, darunter aber der obenerwähnte ins— 
befondere nicht vorfommt. — 

So unbeftreitbar aber immerhin fich nad der klaren Vorſchrift diejes 
Artikels die Ausfhliegung fowohl der Geſetzes-, als der Rechts-Analogie in 
dem öfterreihifchen Strafgefege in Beziehung auf die obige Doppelfrage : 
„Was ift ftrafbar und wie ift es ftrafbar ?” darftellt, fo muß doch diefe 
hochwichtige Beftimmung ſchon an der Spige unferes Gefeges mit um fo größe: 
rem Nachdrucke hervorgehoben werden, je mächtiger der Umfhwung fein wird, 
den fie in die praftifhe Jurisprudenz derjenigen unferer Kronländer 
bringen wird, wo das öfterreichifche Strafgefeß größtentheils noch ganz neu ift, 
nemlih in Ungarn, Eroatien und Slavonien, der ferbifhen Woi- 
wodſchaft und dem Temefer-Banate und Siebenbürgen, weil in 
diefen Ländern durch die Consueludo (ex usu) allerdings der Entjcheidung von 
Strafrehtefällen per analogiam, fowie der Ausmeffung der Strafe „secundum 
liberum arbitrium judicis* ein großer Spielraum eingeräumt war, und weil 
bei der Mangelhaftigfeit, Ungewigheit und theilweifen Graufamfeit der unmittel- 
baren Entfheidungsquellen dem fubjectiven Ermeffen des Richters ein weit grö- 
perer Spielraum fogar zugeftanden werden mußte, um die Entfcheidungen 
wenigftend mit der natürlichen Gerechtigkeit in Einklang zu bringen. 

Allein gerade bei der Neuheit der eben dargelegten Auffaffungs- und 
Handhabungs-Weife unferes Strafgefeges in den genannten Kronländern ift es 
von um jo größerer Wichtigkeit, zugleich auf die Vorſichten und Einfhrän- 
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Fungen binzumeifen, mit welchen die Auslegungs-Regel des vorftehenden IV, 
Artikels gebraucht werden muß. Durch eine maßloſe Ausſchließung aller 
Analogie bei Erklärung von ftrafgefeglichen Vorfhriften, oder durch einfeifige 
Auffaffung des Wörtchens : „ausdrücklich“ in diefem Artikel würde man ſich 
nur zu leicht bis zu der Ungereimtheit einer buchſtäblichen Auslegung unſe— 
res Geſetzes veritren, und dadurch nicht blos dem (theoretiſch⸗ richtigen) Ver⸗ 
ſtändniſſe dieſes Geſetzes, ſondern wohl auch der praktiſchen Strafrechtspflege 
von anderer Seite her große Gefahren bereiten. 


Es ſind vorzugsweiſe drei Irrthümer, vor welchen man ſich bei der An— 
wendung des Artikels IV zu bewahren hat. 


Der erfte derfelben bezieht ſich auf das Mißverſtändniß, welches ſchon 
hie und da dem oftgenannten Worte: „ausdrücklich“ in denjenigen Fällen 
unterlegt worden ift, wo unfer Strafgefeß neben der allgemeinen oder eigentlich 


generifhen ( Gattungs -) Begrifföbeftimmung einer ftrafbaren Handlung 
entweder 


aa) ausdrücklich noch einige Arten (Species) oder Beifpiele diefer ftraf- 
baren Handlungsmeife aufführt, ſich alfo mit pofitiven Worten in eine Spe- 
cificirung oder Eremplificirung einläßt, wie dieß 3- B. in dem 8.102, vergl. mit 
$. 101; $$. 199 und 201, vgl. mit $- 197; $$. 336 und 337 u. ſ. v. a., 
vgl. mit $$. 335 und 4313 99. 435—458, vgl. mit 88. 434 und 459 u.v.a. 
geſchieht; — oder wo das Geſetz 

bb) bei der Begriffs-Beftimmung, die häufig eigentlicher eine Begriffe-Be- 
ſchreibung der ftrafbaren Handlung genannt werden fann, unverfennbar 
(nad dem ganzen Zufammenhange des Wortlautes) die Merkmale der De- 
finition ſelbſt, oder einer angehängten Baraphrafe derfelben, nur b eifpiel®- 
weife (exemplificative oder demonstrative), aber nicht ausſchließend (taxative) 
aufführt, wie diep 3- B. in dem $. 4, im zweiten Abſatze des 8. 5, im Nachſatze 
der lit. e des $. 58, im Anhange des $. 68, im Anhange der erſten Abfäge der 
$8. 101 und 105, im Schlußſatze des $. 197, in den $$. 315, 317, 318 und 
ſeht vielen anderen Paragraphen, indbefondere des zweiten Theiles unferes 
St. G. geſchieht. 

Da reicht es, um irgend eine Handlung „nach Maßgabe dieſes Strafge, 
ſetzes als Hrafbar behandeln zu können“, in den unter aa genannten Füllen fdyoy 
u, daß fie nur überhaupt unter den Wortlaut des Gattunge Beguhig, 
d. h. unter die generifche Definition, die das Geſetz von dieſer Haukluny —PP 
ſubſumirbar ſei, wenn auch kein von den im Geſetze aufgeführten erst... 
Beifpielen oder Fallen darauf in terminis anwendbar iſt ie — 5 
die Handlung noch immerhin in dem Wortlaute ber gene 
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Battungs = Begriffebeftimmung erfheint, ift fie ja auch wirklich noh „aus: 
drücklich“ als ftrafbar erflärt. — 

Ebenfo muß in den ad bb genannten Fällen dasjenige, was der Geſetzge— 
ber grundfäglich angeordnet bat, von den (aus ftrengem theoretifchen 
Standpunkte nur als Ballaft anzufehenden) aufflärenden beifpielmeifen Zu- 
thaten unterfchieden, und bei der Frage, was hiernach als ftrafbare Handlung 
anzufehen fei, nur auf das Erftere Rücficht genommen werden. 

Bei der Erklärung der vorftehend bezogenen Geſetzesſtellen wird Gelegen- 
heit fein, von diefer in der Natur der Sache, gleihwie im Wortlaute und Geifte 
des Geſetzes wohlbegründeten Einfhränfung des in dem Worte: „ausdrüd- 
lich liegenden Sinnes fruchtbaren Gebrauch zu machen. *) 

Ein zweites Mißverſtändniß dieſes Artikels IV läge in der irrigen 
Anficht, ald ob eine Handlung, welche zwar viele Analogie mit der einen oder 
anderen in diefem Strafgefeße als ftrafbar erflärten Handlung hat, aber den- 
noch von demfelben nicht ausdrücklich ale Verbrechen, Vergeben oder Uebertre- 
tung erklärt ift, Daher auch nicht als foldhe „nah Maßgabe diefes Strafgefepes 
behandelt werden darf, deßhalb auch fhon überhaupt nicht ftrafbar wäre. 
— Diefe Deutung des Artikels IV wäre fchon feinem eigenen Wortlaute 
entgegen, da durch denfelben ja ausdrüdlih erflärt wurde, daß eine foldye 
Handlung nur nicht „als Berbrehen, Vergeben oder Uebertretung 
nach Maßgabe diefes Strafgeſetzes“ behandelt werden könne, daher 


*) Mer mödhte denn, um menigften® für die ad bb erwähnte Bezichung ein 
paar Beifpiele zu erwähnen, noch zweifeln, daß allerdings auch derjenige fich der im 
8. 317 bezeichneten Beſchädigung der öffentlihen Beleuchtung ſchuldig made, der in 
der Abſicht, die öffentliche Einrichtung zu vereiteln, cine zur öffentlichen Beleuchtung 
aufgeftellte Laterne zwar nicht (mie es der offenbar beiſpielsweiſe Wortlaut diefes 
$. voraudfept) zerfchlägt oder befchädiget, aber forgfältig unter irgend einem in ber 
Nähe befindlihen und verftedten Bebältniffe verbirgt, oder das Licht darin aus— 
löfht u. dgl. — 

Mer möchte ferner noch in Abrede fielen, daß derjenige, der in einen öffent 
lihen Brunnen, Fluß oder Bad todtes Vieh wirft, fich der im $. 398 beftimmten 
Uebertretung fhuldig made, wenn auch etwa das Waffer deffelben den Bewohnern 
nicht gerade zum Trunke oder Gebräue dienet (wie wieder beifpieldweife der 
Wortlaut des $. 398 vorausſetzt), wohl aber *8* ihnen zum Kochen der Spei— 
fen verwendet wird u. dgl. m.? — 

Bei der Erflärung und Anwendung im Leben gerade folher, nicht mit der 
erwünſchten theoretifchen Sorgfalt tertirten Gefepeöftellen ſcheiden fih in der Praris 
der gefunde Menichenverftand und fhlihte Sinn des redlihen Handbabers des 
Geſetzes, von der Müdenfängerei und baarfpaltenden Rabulifterei ded bösartigen 
Geſetz-Verdrtehers! — 
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durch denjelben eine anderweitige Behandlung als ftrafbar keineswegs aud- 
geihloffen ift. — Dazu aber fommt, daß der Gefekgeber weiterhin in dem 
Art. V dieſes K. M. P. die Behandlung und Beftrafung anderer, außerhalb 
des Strafgefeßes liegenden Gefeßes-Lebertretungen nad Maßgabe der dafür be 
ſtehenden Vorſchriften fogar ausdrücklich aufrecht erhalten, und überdieß im 
Art. I mur diejenigen andermeitigen Strafgefeße aufgehoben hat, die über 
einen im gegenwärtigen Strafgefeße vorfommenden Gegenftand in Beziehung 
auf Beitrafung von Verbrechen, Vergehen oder Hebertretungen verfügt hatten. 
Hiernach werden 5 B. Ehrenfränfungen, welde zwar noch nicht 
die nach diefem Strafgefepe ($$- 209 und 487—497) zum Verbrechen der Ber: 
laumdung oder zur Hebertretung einer Ehrenbeleidigung erforderlihen Merkmale 
an fih haben, wie etwa Schmähungen mit Schimpfworten, thätliche Mißhandlun— 
gen oder Bedrohungen mit Mißhandlungen, welche nicht öffentlich und micht 
vor mehreren Leuten gejcheben (vgl. $. 496); — oder vorfüßliche körperliche 
Gewaltthätigkeiten (Mifhandlungen) und Raufereien, wenn fih in ihnen auch 
nicht die in den $$. 152 — 157 und 411-—421 vorausgefegten Merkmale eines 
Verbrechens oder der Uebertretung der vorfäglichen förperlihen Verlegung (Be: 
ſchädigung) oder Mißhandlung erkennen laffen, — — dennoch nicht ftraflos 
bleiben, wenn fie nur in irgend einem anderen Geſetze als Geſetzes-Uebertretung 
erflärt worden find. Dieß iſt nun in Anfehung der eben genannten Handlun- 
gen wirklich der Fall hinfichtlich aller jener Länder, für weldhe das öſterreichi— 
ihe allgemeine bürgerliche Gefeßbuh vom 1. Juni 1811 in Wirkfamkeit 
ftebt, indem durch den $. 1339 desfelben wörtlich angeordnet wurde: 
„Die körperlihen Berlegungen, die widerrechtlihen Kränkungen der Frei— 
beit und die Ehrenbeleidigungen, werden nah Befchaffenheit der Umftände 
entweder als Verbrechen von dem Griminal-Gerihte, oder ala ſchwere Polizei: 
Uebertretungen, und wenn fie zu feiner diefer Glaffen gehören, ald Bergehungen 
von der politifhen Behörde unterfucht und beſtraft.“ — — — In ähnlicher 


*) Das bierzu fpäter erlaffene und ſämmtlichen Yänderftellen fundgemadhte 
SHoffanzleidefret vom 14. März 1812 (in der Sammlung der politifhen Gefepe 
und Berorbnungen, Band 38, Seite 160) bat den Inhalt des obigen Gejep - Para- 
graphes ausdrücklich beftätiget, und genau beftimmt, welche politifche (Polizei-) Ber 
börden zur Unterfuchung und Ahndung der oben erwähnten minderen Uebertretungen 
berufen find. — Bon diefer lepteren Beſtimmung ift ed nun zwar in neuerer Zeit 
abgelommen, da durd die Berordnungen vom 27. December 1849, Nr. 49 R. ©. B., und 
it. Jänner 1850, Nr. 17 R. G. B., fo wie durch die Einführungd-Berordnung zur St. P.D. 
vom 17. Jänner 1850, Art. X, 3. 3, auch derlei mindere (Poligei») Uebertretungen 
der Gompetenz der Gerichte (Iuftigbehörden) zugewiefen worden find, und da der 
ſchon früher erwähnte Artitel V unferes K. M. P., fo wie die dermaligen Compe— 
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Weife wird z. B. auch die Unterlaffung der Meldung bei der öffentlichen Sicher: 
heitsbehörde binfichtlich des Wechſels von Dienftboten zwar nicht nah Analogie 
des $. 320 diefes Strafgefeßes, in welchem mehrere ähnliche Meldungs-Unter- 
laffungen als Uebertretungen erklärt werden, beftraft werden dürfen, da die Un- 
terlaffung die ſer Art von Meldung dort ausdrü cklich nicht als ftrafbar 
erflärt wird, allein dennoch nicht ftraflos fein, wenn in anderen Gefeßen, 
3. B. in den in verfchiedenen Kronländern oder feldft für einzelne Orte beftehen- 
den Dienftboten» oder Gefinde -Drdnungen, Polizei» Borfchriften oder Local— 
Anordnungen, die Unterlaffung auch diefer Art von Meldung insbefondere als 
Geſetzes-Uebertretung erklärt wird. 

Das wichtigfte Mißverſtändniß endlih, vor welchem bei der Anwendung 
des Artikels IV gewarnt werden muß, wäre 

3. die irrige Vorausſetzung, ald ob durch denfelben bei Auslegung unferes 
GStrafgefeßes die Geſetzes- und Rechts: Analogie überhaupt und in jeder 
Beziehung audgefchloffen worden wäre. 

Diefe, wenn gleich hie und da ſchon vertretene, Anficht wäre eben fo wenig 
duch den Wortlaut des Art. IV, ald durch den übrigen Inhalt unferer Gefeße 
gerechtfertiget. — Nicht durch den erfteren, da die vorftehende Auseinander- 
fegung überzeugt haben dürfte, daß hierdurch die mehrgedachte zweifache Analogie 
nur in Beziehung auf die ofterwähnte Doppelfrage abgefchnitten worden ift. — 
Noch weniger dur den übrigen Inhalt der öfterreihifhen Geſetze, weil diefel- 
ben, und namentlich unfer gegenwärtiges Strafgefeß dem Richter für die Geiftes- 
Dperation der Auslegung desfelben außer den bisher erwähnten feine anderen 
Schranken gezogen, und ihm fofort die freiefte Entfaltung der allgemeinen 
Auslegungsregeln anheim geftellt hat. Im diefer Richtung hat nämlidy der 
menfhliche Verftand, hat die Erfahrung von Jahrtaufenden und haben die Ge: 
feßgebungen aller Zeiten und Völker ſchon vorlängft übereinftimmend einige un- 
verleglihe Grundfäge feitgeftellt, nach weldhen die Willens-Erklärung eines Men- 
fhen überhaupt gedeutet, und daher auch der Sinn jedes pofitiven Gefeßes be- 
ftimmt werden muß. Man kann diefe Regeln nicht richtiger und ſchärfer wieder: 
geben, als fie in den 88. 6 und 7 des öfterreichifchen allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches niedergelegt find, fo daß fie dem Richter nicht blos in jenen Kronländern, 
für welche diefes Geſetzbuch unmittelbare Geltung hat, und wo fie daher für die 
Erklärung der Gefege überhaupt als pofitive Normen vorgefchrieben er- 
feinen, fondern auch in denjenigen Ländern, wo diefes Gefek derzeit noch nicht 
in Rechtskraft fteht (d. i. in Ungarn, Eroatien, Slavonien, der ferbifhen Woi- 


tenze Verordnungen vom 27. Mai 1852, Nr. 118, Art. V, 3.2 und Nr. 120, Art. V, 
3. 2, diefe Unterflellung unter die Gerichte nicht abgeftellt haben. 
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wodihaft, dem Temefer-Banate und Siebenbürgen), zwar nicht ale pofitives 
Geſetz. doch wohl ald vernünftiges odernatürlihes — und eben darıım 
ala ewiges und umvergängliches Recht, ale „die gefhriebene Bernunft“ 
zur Darnachachtung dienen müffen. Sie lauten wörtlich: 


$. 6, 

Einem Gefepe darf in der Anwendung kein anderer Berftand beigelegt werben, 
als welder aus der eigentdümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Zufammenhange 
und aus der Maren Abfiht bed Geſetzgebers hervorleuchtet. 


8. 7. 

Läßt fih ein Rehtöfall weder aud den Worten, noch aus dem natürlichen 
Sinne eined Geſetzes entſcheiden, jo muß auf ähnliche, in den Geſetzen beftimmt 
entihiedene Fälle, und auf die Gründe anderer damit verwandten Gefege Rüdficht 
genommen werden. Bleibt der Rechtsfall noch zweifelhaft, fo muß folder mit Hin- 
fiht auf die forgfältig gefammelten und reiflich ertwogenen Umflände nad den natür- 
lichen Rechtsgrundfägen entſchieden werben. *) 


Hiernah darf, ja muß allerdings auch der öfterreihifhe Strafrichter 
dann, wenn er einen Rehtefall nicht „aus der eigenthümlichen Bedeutung der 
Worte in ihrem Zufammenhange und in Verbindung mit der Elaren Abficht des 
Geſetzgebers“ zu entfcheiden vermag, zur Auslegung unferes Strafgefeges nad 
der Geſetzes-und Rechts-Analogie in allen jenen Beziehungen feine Zu: 
flucht nehmen, rückſichtlich welder fie von dem Geſetze nicht insbefondere unter: 
fagt wird, was nah dem Vorausgeſchickten nur hinfihtlih der ausdehnen: 
den Erklärung des „Ob?“ und „Wie hoch?“ der Strafbarkeit der Handlun: 
gen geſchehen iſt. — 


Zum Schluffe mögen ftatt vieler, — hier“) nur ein Baar Beifpiele dar: 
thun, wie fruchtbringend die Auslegung unferes Strafgefeßes fowohl nach der 
Geſetzes-, ale nad der Rechtd-Analogie in allen anderen Fällen werden kann, die 
fih nämlich nicht auf einen der ofterwähnten zwei Momente beziehen: 


Das Gefeh hat im $. 173 eine genaue Vorſchrift ‚gegeben, mie beim 
Diebftable der Werth des Geftohlenen überhaupt zu berechnen, und mie die 


*) Man wagt ed freilich, fogar gegen die Wahrheit und Weidheit der obigen 
Vorſchriften unferes Geſeßzbuches Einwendungen, — do nein! das können fie nicht 
fein, fondern nur Einſtreuungen — zu erheben !— Allein wo bie Wahrheit fo ge- 
fahrlos wie hier ihren ewigen Sieg ungeſchwächt findet, ziemt es der Würbe ber 
Wiffenfhaft beffer, ihren Gegnern ein — Schweigen entgegenzubalten ! — 

») Die GErflärung der einzelnen Gefepeöftellen wird noch fehr viele Fälle 
bringen, wo von der Andlegung de? Strafgefeged ex analogia in dem obigen bes 
fhränften Sinne Gebraud gemacht wird, 
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verfhiedenen Ihathandlungen des Diebftahles in Beziehung auf den Betrag in 
Eine Geſammtthat zufammenzurechnen find. Bei den in Beziehung auf den 
Punkt der Werthe-Berehnung ganz analogen ftrafbaren Handlungen der Ber: 
untreuung und des Betruges wird Diefe Anordnung nicht in&befondere wieder: 
bolt. Wer nun möchte zweifeln, daß man den Sinn des Gefeßgebers bei Er: 
klärung auch diefer letzteren Gefegeöftellen am richtigften erfaffe, wenn 
man denjelben nach feiner eigenen, an einem anderen Orte (und an emer fo 
nabe verwandten, und fo offenbar auf denfelben Gründen beruhenden Stelle 
des nemlichen Geſetzes) ausdrücklich gegebenen Erklärung beftimmt, d. h. 
wenn man bei Erklärung aller jener Gefegesftellen, welche bei Veruntreuung 
und Betrug einen gewiffen Werthsbetrag voransfegen, die Geſetzes-Analo— 
gie mit dem $. 173 zu Hilfe nimmt?! — Sollte dieß erft noch einer befon- 
deren und ausdrücklichen Weifung des Gefeßgebers bedürfen ? *) 

Das Gefeß hat ferner im erften Theile des Strafgefeßes bei Feſtſetzung 
der förperlihen Züchtigung als PVerfhärfungsart der Kerkerftrafe (für 
Verbrehen) im $. 24 nicht Diejenigen Beſchränkungen beigefügt, welche von 
demfelben binfichtlich der Perfonen, welden, und der Arten der ſtrafba— 
ren Handlungen, für welche fie nur zugefügt werden darf, allerdings im 
zweiten Theile ($$. 248 und 258, bei Vergeben und Uebertretungen) 
vorgezeichnet worden find. Hieraus folgt nun allerdings, daß im Grundfaße 
gegen rücfällige Verbrecher bei vorhandenen Erſchwerungs-Umſtänden 
die gedachte Verfhärfung bei jedem Verbrehen und jeder Perfon ange: 
wendet werden könne. — Allein wenn wir die von dem Gefeßgeber im $. 
248 felbft angegebenen Gründe würdigen, aus welchen er diefe Strafe nur bei 

gewiſſen Claſſen von Staatsangehörigen wieder eingeführt hat; wenn wir 
ferner alle jene Vergehen und Uebertretungen, bei welchen das Geſetz nach den 
ebenda beigefügten Paragraphen-Citaten dieſe Strafe ausſchließend zu— 
‚laßt, näher in's Auge faſſen, und uns überzeugen, daß es überhaupt nur ſolche 


— 


) Mit Beziehung auf das frühere Geſetz vom 3. September 1803, in welchem 
die dießfälligen Stellen ganz gleihlautend waren, hat bie Gejepgebung den obigen 
' Fall aus Anlaß einer (jedody nur) von zwei Appellationdgerichten gefteliten Anfrage 
mit dent Hofdefrete vom 11. Mai 1816, Nr. 1243 der J. ©. ©., fogar ausdrüd. 
lich in dem fo eben dargeftellten Sinne entfchieden, und darin in ausführlicher ‚Be: 
lehrung nachgewieſen, daß dieſe Art der Auslegung des Strafgeſetzes dem Inhalte 
des (mit unſerem heutigen Art. TV wörtlich übereinſtimmenden) Art. VI der (dama— 
ligen) Geſetzes ⸗Einleitung nicht nur nicht entgegen, fondern volllommen angemeffen 
fei. Eben darum bürfte fi denn auch die bermalige Gefepgebung zur Aufnahme 
dieſer — nah den natürlihen Auslegungsregeln jih von jelbft verftehenden — 
; Erläuterung nicht beftimmt gefunden haben. — 


Handlungen find, wobei Rohheit, bübiſcher Uebermuth, ungebäudigte Wildheit, 
eder gemeine, niederträchtige Gefinnung fich Fund geben; wenn wir fehen, daß 
das Geſetz auch fonft überall (Schlußfak des $. 18) bei der Bollziehung der 
Strafe auf die Bildungéſtufe der Sträflinge die gerechte Rückſicht nimmt, fo 
würde gewiß derjenige Richter nicht im Geiſte umferes humanen Geſetzes han— 
deln, der den obigen Grundfak des Gefeges bei Anwendung der körper: 
lihen Züchtigung für Berbreben ganz rüdfihtslos in Anwendung bradte. 
Jeder Richter wird vielmehr der klaren Abficht des höchſten Gefekgebers 
gemäß das Geſetz handhaben, wenn er, mit Anwendung der Rechtés— 
Analogie aus dem ganzen, in jenen vielen einzelnen Gefegesttellen ausge: 
prägten Rechtsſyſteme, auch bei Verhängung der körperlihen Züchtigung für 
Berbrechen die gebührende humane Rüdfiht auf die Perſönlichkeit der 
Sträflinge und auf die Qualität der von ihnen begangenen Verbrechen 
nehmen wird! — — — 


Artikel V. 


Die Behandlung und Beftrafung anderer Gefepesübertretun: 
‚gen, worauf weder das gegenwärtige Strafgeſetzbuch, noch die oben 
(Art. 11.) erwähnten befonderen Strafgefege Beziehung haben, 
bleibt den dazu beftimmten Behörden nad) den darüber beſtehen⸗ 
den Vorſchriften überlaſſen. 

Es wurde bereits bei der Auseinanderſetzung der oberſten Eintheilung 
aller ſtrafbaren Handlungen nach der-Auffaffung der öſterreichiſchen Straf— 
geſetzgebung (Seite 50 und 51) dargelegt, daß auch das dermalige Straf— 
geſetz, gleich jenem vom 3. September 1803, nur die relativ⸗ſtrafwürdigeren 
Handlungen in feinen Umfang aufgenommen, dagegen „geringere Geſetzes— 
übertretungen‘ aus demfelben ausgefhieden, und anderweitigen Geſetzen 
vorbehalten habe. Es wurde ferner eben dafelbit, gleihwie auch bei der Erklä— 
rung des vorftehenden Artitel& IV auf Seite 107 und 108 nachgewiefen, daß 
derlei „geringere ftrafbare Handlungen” im Allgemeinen denjelben 
realen Charakter an fih haben können, welchen die in das Strafgefeg aufge: 
nommenen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen ausprägen, d. h. ebenfalls 
entweder unmittelbare und vorſätzliche Nechtverlegungen (wie z.B. geringere 
Ehrenkränkungen oder körperliche Gewaltthätigkeiten) oder nur culpofe Hand: 
lungen oder Polizeislebertretungen fein können, und daß fie eben deßhalb mit 
den im Strafgefeße vortommenden Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
manche Analogie, und fehr viele gemeinfame Merkmale haben, dennoch aber 
„nah Maßgabe desfelben“ nicht als ſolche behandelt und beftraft wer: 
den können, weil fie darin nicht auedrücklich als ſolche erflärt find. — 
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Diefe geringeren Geſetz-Uebertretungen, welche fih daher zu näch ſt 
als ftrafbare Handlungen ſchon aus dem Standpunkte der rehtlihen Ordnung 
im Staate überhaupt erkennen laffen, und die eben deßhalb hie und da ale 
„allgemeine“ Gefeßes-Uebertretungen bezeichnet werden, bat num der vor: 
ftehende Artikel V offenbar zuerft im Auge, wenn er erklärt, daß deren Ber 
handlung und Beftrafung andermweitigen Vorſchriften überlaffen bleibe. — 
Dahin gehören daher nebft den wenigen unmittelbaren Rechtverlegungen, 
die nicht ſchon im Strafgefege, wohl aber durch particuläre Vorſchriften ala 
ftrafbar erflärt find, vorzugsmweife die Uebertretungen all’ jener mannigfadhen 
Polizei-Borfhriften, die man unter, den verfchiedenartigften, größten- 
theil& von ihrem Gegenftande oder ihrem unmittelbaren Zwecke entlehnten, Benen— 
nungen zufammen zu werfen gewohnt ift, ala da: Sittlichkeits-, öffentlichen 
Ordnungs-, ja fogar einer fogenannten öffentlihen Sittlichkeite-, Fremden: und 
Gefinder, ferner Gefundheits-, Reinlichkeite-, Eigenthume-, Theuerungs-, Ar: 
men⸗, Feuer⸗, Baus, Straßen, Markt-Bolizei u. dgl. — Diefe Polizei-Bor- 
fchriften find regelmäßig durch beigefügte Strafbeftimmungen in der Art fanctio- 
nirt, daß dadurch die gegen diefelben gerichteten Handlungen oder Unterlaffun: 
gen ala ftrafbar erklärt, umd in der Regel mit beftimmten, öfters auch unter - 
gewiffen Schranken nur mit arbiträren Strafen bedroht werden. Sie find 
nicht nur nach Verfchiedenheit der Kronländer, fondern häufig auch, insbeſondere 
mit Bezug auf die Haupt» oder andere große Städte, fehr mannigfaltig, beruhen 
aber durhaus auf einzelnen, zerftreuten Vorfchriften, die nur felten von der 
höchſten gefeßgebenden Gewalt, fondern meift bloß von den Berwaltunge:, fehr 
häufig fogar nur von den Local» Behörden ausgegangen, und wohl in feinem 
Kronlande Deſterreich's in einen förmlihen Eoder zufammengefaßt find ). — 


) Am volftändigften erfheinen diefe allgemeinen Polizei-Borfhriften, in 
fo weit fie regelmäßig für alle (nicht ungarifchen) Kronländer beſtehen, noch zuſam— 
mengeftellt in früherer Zeit in Kopeg's trefflihem Handbuche der politifchen Ge: 
fepfunde, Wien 1807 und 1819 in 2 Dänden, und in neuefter Zeit in ber lichtvoll 
überfihtlihen Darftellung: ‚Handbuch der öfterreichifhen Verwaltungs-Geſetzkunde 
von Stuben rauch“ (wovon biäher des II. Bandes Ates Heft erfchienen ift). — Außer: 
dem befigen wir eine fhäpbare Sammlung diefer (auch die Local«Borfhriften für 
Wien rinfhliegenden) Polizei-Berordnungen an „Fauler's Gefepe, Verordnungen 
und Borfhriften für die Polizei-Verwaltung im Kaiſerthume Defterreih," Wien 1827, 
in 4 Bänden. Dieſes Werk dürfte durch die fo eben angefündigte neue Umarbei- 
tung und Fortfegung von „Zaleidfy, Handbud fämmtliher von 1740 bis 1852 
erfhienenen Gefege und Berordnungen der Polizei-Berwaltung des öſterreichiſchen 
Kaiferftaates‘ (Wien 1852, bei Manz) eine fehr wünfhendwerthe Vervolftändigung 
erlangen. 
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Dazu fommen aber noch jene fehr vielen Special: Strafgefeke und 
Verordnungen, weldhe auf die Uebertretung der Vorſchriften zum Schutze 
gewiffer fjpecieller Einrihtungen und Anftalten Strafe verbängen, z. B. die 
Strafgefege zum Schuße der Gefalle (indirecten Steuern, Zölle und Staates: 
monopole) und der directen Steuern (z.B. gegen Prävaricationen der Ein- 
fommens, Grunds, Gebäude-Stenern u. dgl.) ; die Strafvorfchriften zum Schuße 
gewiſſer Einrichtungen der Urproduction (z. B. der Landwirthichaft im engeren 
Sinne, des Bergbaues, der Jagd», Forſt-Wirthſchaft); des gefammten Gewerbe: 
weſens und Handeld; die manderlei Dieciplinar: und Straf-Vorſchriften für 
öffentlihe Beamte zur Regelung ihres ämtlihen Wirkens u. ſ. f.) — Auch 
diefe fpeciellen Strafnormen finden fib — mit Ausnahme des für alle 
nicht ungarijchen Kronländer geltenden „Strafgefepes über Gefälls - Ueber: 
tretungen vom 11. Juli 1835" — in feinen ſyſtematiſchen Coder zufammen: 
geftellt, jondern find ebenfalld nur im einzelnen zerftreuten Gefegen umd 
Verordnungen enthalten, Die aber wohl regelmäßig mit derjenigen Vorſchrift 
verknüpft erſcheinen, in welcher die Cynoſur für die Durch derlei Strafſanctionen 
zu Shügende Anftalt oder Einrichtung überhaupt enthalten ift. — 

Die Behandlung und Beitrafung der erwähnten Geſetzes-Uebertretungen 
— fo fährt der Artitel V fort — bleibt den dazu beftimmten Behörden 
überlaffen. In dieſer Beziehung beftehbt aber derzeit in Den verfchiedenen 
Kronläandern wieder eine ſehr große Verſchiedenheit, indem binfichtlih derje: 
nigen Arten diefer Gefeß-llebertretungen, welche vworftehend mit dem Namen : 
„allgemeine bezeichnet wurden, und in&befondere binfichtlich aller eigentlichen 
(einfahen oder geringeren) PBolizeisllebertretungen in jenen Kronländern, wo 
die Strafproceforduung vom 17. Janner 1850 wirkſam ift, wermöge Art. X, 
3.3 der Einführungs-Verordnung hierzu, — die (Bezirke-Einzeln:) Gerichte”*); 





— 


*) Die ſpeciell für das k. f. Militär beſtehenden Strafgeſetze können wohl 
nicht mehr unter den im Artikel V angedeuteten befonderen Strafgefeken mitverftan: 
den werden, da fie von dem Geſetzgeber insbefondere bereits in dem Artikel I 
als fortbeftehend erflärt wurden. — Vgl. oben Seite 77. 


») Auch in jenen Kronländern, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
wirkſam iſt, wurben von der obigen Regel: „daß bie einfachen Polizei-llebertretun, 
gen der Strafgerihtöbarkeit der Gerichte unterworfen ſeien,“ ſpäterhin vereinzelte 
Ausnahmen verfügt. So find z. D. die Mebertretung des $. 9 des Jagdgeſetzes 
(Minifterial-Berordnung vom 9. Mai 1851, Nr. 115 des R. ©. B.); — bie Fäl: 
lung von Gtraferfenntniffen nah $. 8 der Theater-Drdnung (M. DB. vom 21. 
December 1851, Nr. 260 des R. ©. B.); — alle fogenannten Gewerbs⸗Ueber— 
tretungen (?) durch Bdg. des Handeldminifteriumd vom 7. Juni 1851 (im Lan— 
dedgeiegblatte für Steiermark Ar. 193, für Zirol Nr. 121, Salzburg 241, Kärntben 
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— im lombardifch-venetianifchen Königreiche, in Dalmatien, Galizien, Krakau und 
der Bukowina aber die politifchen,, in Hauptftädten die eigentlichen Polizei: 
Behörden; — und in Ungarn, Groatien, Slavonien, der ferbifhen Woiwod— 
haft, dem Temefer-Banate und Siebenbürgen die verfehiedenartigften, obgleich 
größtentheils adminiftrativen Behörden cempetent find. — Hinfichtlich der an: 
deren Kategorien von Gejeßes-llebertretungen, welche durch die früher genannten 
fpeciellen Strafnormen bezeichnet werden, wird gewöhnlich auch in der fie 
normirenden Special-Vorfhrift die Behörde in&befondere beftimmt, welcher 
die Unterfuhung und Ahndung von derlei ftrafbaren Handlungen zufommen fol. 


Wenn hiernach die verfhiedenen Kronländer auch in diefer Beziehung eine 
große Mannigfaltigfeit darbieten, und wenn fofort hinfichtlih mandher von den 
angeführten Uebertretungen fehr zweifelhaft und beftritten ift, ob fie zu den ein— 
fachen Bolizei-, oder zit einer anderen Kategorie von Tpeciellen Geſetzes— 
Uebertretungen gehören, und welche Behörde zu deren Ahndung competent fei: 
fo läßt fih wohl mit Zuverſicht erwarten, daß die höchſte Gefekgebung auch in 
diefem Runfte bald die erwünſchte Gleichförmigkeit und Beftimmtheit her— 
ftellen werde, da die gleichzeitig mit dem Strafgefeße fundgemachten Verordnungen 
über die Gompetenz der Strafgerichte”) vor der Hand als Regel feftgeftellt 
haben: „daß die Gerichte auch über alle anderen (nicht im Etrafgefege 
vorkommenden) Uebertretungen competent feien, in fo weit diefelben nicht ande: 
ren Behörden zugewiefen werden.“ — Eben dadurch ift alfo bereits in Aug: 
ficht geftellt worden, dak die Zumeifung folcher Uebertretungen an andere Be: 
hörden, fo weit fie noch nicht erfolgt ift, doch alsbald erfolgen werde. 

Vielleicht würden, da der Grundfaß der völligen Rostrennung der Ver— 
waltung von der Strafjuftiz in der unterften Inftanz nicht mehr maßgebend ift, 
die diepfälligen Beziehungen am einfachften nah dem durdgreifenden Principe 
geregelt werden können: „daß die (Straf) Gerichte zur Unterfuhung umd 
Beftrafung ausfchliegend von den im allgemeinen Strafgefege als ftraf: 
bar erklärten Handlungen, für alle anderen Arten von Gefepes-Uebertretungen 
aber andere (nemlich Berwaltungs-) Behörden berufen werden mögen.‘ 


235, Mähren 221, Oberöfterreih 274, Trieſt 14 und Siebenbürgen 186); ferner in 
Tirol auch bie Uebertretumgen der Vorfchriften über Beobachtung der Polizei» 
Stunde und des Verbotes des Fangens und Schießens der Meinen Wiefen- und 
Waldvögel während der Brutzeit durch zwei Berordnungen vom 15. Juli 1851 (Lan ⸗ 
beögefegblatt für Ziro! Nr. 252 und 260) u. m. a. wieder den politifden Be 
hörben zugemwiefen worden. 

*) Sieh! die Verordnung Nr. 118 des RG. B. im Art. V, Zahl 2 und Pr. 
119, Art. V, 3. 2. 
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Artikel VI. 


Ebenfo haben einftweilen die in verfchiedenen Kronländern 
wider den Wucher beftehenden Strafgefege aufrecht zu verbleiben. 
Derfelbe foll als Vergehen behandelt, und von denjenigen Behör: 
den, welchen das Berfahren über Vergehen zugewiefen ift, nad 
den für eben diefes Verfahren beftehenden gefeglihen Vorſchriften 
unterfucht werden. 


Es iſt ein heut’ zu Tage kaum mehr beftrittener Grundfaß der Staatöflug: 
beitslehre, daß die Regierung und Gefekgebung eines Staates in Dingen der 
Volkswirthſchaft fo wenig als möglich imperativ einfchreiten, fondern Ddiefelben 
im Allgemeinen ihrer Selbft-Entwidlung überlaffen, und nur dort mit der Ge: 
ſammtkraft des Staates unterftügend oder fräftigend einwirken möge, wo die 
Kraft der Einzelnen nicht zureicht. — Dies gilt insbefondere auch hinſichtlich 
der Feftitellung eines beftimmten Zinſenmaßes für Darleibens - Gapitalien, 
weil ſich dasſelbe kaum ohne die nadhtheiligften Rüdwirfungen auf alle Zweige 
der Production von Oben berab — dictiren läßt. 


Aehnliche Betrachtungen mögen denn auch unferer höchſten Geſetzgebung 
vorgeſchwebt haben, als es fih um die Frage handelte, ob die im dem biäheri- 
gen Strafgefege vom 3. September 1803 (II. Theil, 8. 233) enthaltene Er- 
Härung „aller wucherifhen Verträge als ftrafbare Handlung“ in diefer Allge: 
meinbeit, und ob inebefondere das in den meiften unferer Kronländer in 
Geltung ftehende Wucher-Patent vom 2. December 1803, Nr. 640 der J. G. S., 
mit feinen ftrengen Strafbeftimmungen — gegen den Wucher im Capitale, in 


Zinfen oder in Bedingungen — auf den ganzen Umfang des Haiferftaates, 
ohne nachtbeilige Störungen beftehender nationalöconomifher Beziehungen, 
übertragen werden könne‘). — Ber mödte glauben, daß z. B. in einigen 


Theilen Ungams, Siebenbürgens, Dalmatiens diefelben Borausfegungen 
für die Erlangung von Gapitalien vorhanden feien, wie etwa in Wien oder 
Trieft u. dgl. — Es zeugt daher von umfichtsvoller Weisheit, daß die höchſte 
Geſetzgebung ihr grofartiged Streben, Einheit des Geſetzes und Rech— 
tes in allen Ländern des Reiches herjuftellen, niht überftürzt 
und rückſichtelos auch auf folde Momente ausdehnt, wo beitehbende 
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) Iſt es doch bekanntlich eine ſeit mehr denn einem halben Jahrhundert 
offene, anders von der Doctrin und abweichend hiervon durch Praxris der curo« 
päiſchen Geſetzgebungen gelöfte Frage: „ob Strafgeſetze gegen den Wucher überhaupt 
rchtlih und klüglich zuläßig ſeien?“ — 

8’ 
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Berbältniffe gefhont werden müflen. — Wenn man hiernad die Mannig: 
faltigkeit der gefeglihen Beftimmungen und faktiſchen Berhaltniffe ins 
Auge faßt, welde derzeit in Beziehung aufden Wucher in den verſchie— 
denen Aronländern beftehen: fo kann der erjte Abfak des vorjtehenden Ar: 
tikels VI, wodurch „einftweilen die in verſchiedenen Kronländern wider 
den Wucher beftebenden Strafgeſetze“ (alfo nur infomweit, ale fie ma- 
terielles Strafrecht einfchließen) aufrecht erhalten werden, aus dem Stand: 
punkte der Gefeßgebung nur gutgeheißen werden. — 


Diefe materiellen Strafgefeße wider den Wucher, welche hierdurch einft- 
weilen in voller Rechtskraft erhalten werden, find folgende: 


1. Kür die Kronlander Defterreih ob und unter der Enns, Salz: 
burg, Steiermark, Kärnthen, Arain, Trieſt, Görz und Gradisca, Trieft, Böb- 
men, Mähren, Schlefien, Galizien, Bufomwina, Tirol und Vorarlberg : das Wucher— 
Patent vom 2. December 1803, N. 640 der 3. ©. &.: — Hfd. vom 18. Aug. 
1804, R. 679, 3. G. S.; — vom 20. Mai 1808, N. 842, J. G. S. — 
die 88. 985—1001 und 1371 uud 1372 des a. bürgl. Geſetzbuches vom 
1. Juni 1811; Hfd. vom 24. December 1816, N. 1305, 3. G. S.; — vom 
27. Auguft 1817, N. 1366, 3. G. S.;— vom 6. Februar 1818, N. 1413, 
J. G. S.; — vom 21. November 1818, N. 1520, J. G. ©. ; — vom 26. 
März 1824, N. 1997, 3. ©. ©.; vom 6. Mai 1825, R. 2093, 3. G. ©.; 
und vom 17. Juni 1825, N. 2108 °). 


2. Rür das lombardifch : venetianifhe Königreih das Dekret 
Napoleons ale Königs von Italien vom 31. Detober 1507 *), wodurd nur 
der Gewohnheits-Wucher („ogni individuo che sara prevenuto di eseı- 
eitare abitualmente l’usura”) ale ftrafbar erklärt wird. 


*) Da in den Ländern, to. die oben citirten Gefege in Mirffamkeit ſtehen, 
diefelben ohnehin wohl befannt, und mehr oder weniger im faft täglicher Hebung 
find ; da fie überdieß in allen Handbühern, Gommentaren und Novellen» Sammlun- 
gen zu unferem bürgerlichen Gejepbuche, fo wie zum früheren Strafgefege über 
fhiwere Polizei» Hebertretungen regelmäßig im vollftändigen Zerte oder doch im Aud- 
zuge abgedrudt und erläutert find, fo werben meine Lefer zufricdener fein, wenn ih 
felbft die auszugsweiſe Darlegung ihres Inhaltes Hier — meglaffe. Uebrigens 
bemerfe ih noch, das das oben bezogene urfprünglihe Wucher- Patent fammt den bis 
zum 9. 1818 reihenden Novellen dazu in Tirol und Vorarlberg noch indbefondere in 
Folge des Hoflanzlei» Defreted vom 12. April 1818 mit Gubernial» Eirculare vom 
25. April 1818 (in der tirolifhen Provincial» Gefepfammlung, Seite 369—411) re: 
publicirt worden if. 


*) Im Bolletlino delle leggi del Regno d'Italia, 1807, parte III, pag. 114. 
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3. Für das Großberjogtbum Krakau der Senats-Beſchluß vom 16. Juli 
1844, Nr. 3343, wodurd vorerft die Artitel 1235 und 1907 des (dort ber 
fanntlih noch mit Gefeßestraft geltenden) franzöfiichen Code civil *) erläutert, 
das Ausmaß der gefeßlihen und der Bertrage-Zinfen feitgefeßt, und der Wu— 
her ſofort ala ſchwere Polizei-Uebertretung nah Maßgabe des früher berufenen 
8. 233 des 11. Theile des St. G. B. vom 3. September 1803 **) erklärt wird. 
Außerdem hat diejes Geſetz faft mit wörtlicher Uebertragung des öſterreichi— 
ihen Wucer-Batentes vom 2. December 1803 noch eine Reibe von Hand: 
lungen aufgezählt, welche eben hierdurch gleichfalls als Wucher erklärt wurden, 
und genaue Strafbeftimmungen dafür feitgeftellt. 


4. Kür die Königreibe Ungarn, Kroatien, Slavonien, die jer 
biſche Woiwodſchaft und das Temefer-Banat die Sefek - Artikel 46 
von 1622; — 144 von 1647; — 51 von 1715; — 120 von 1723 und 21 
von 1802. Durch diefe Geſetze wird, fo weit ſie nur das materielle Strafrecht 
über den Wucher enthalten, jedes ber 6%, reichende Zinſen-Ausmaß, gleich- 
wie auch die Berfchreibung eines größeren Capitals, als gegeben wurde, fo wie 
in&befondere gegen Landleute auch die Forderung eines Uebermaßes von Hand: 
arbeiten oder abzuliefernden Früchten und die Ansbedingung von zukünftigen 
Fechſungen als ftrafbarer Wucher (usuraria pravilas) erflärt, mit Werluft des 
Sapitale und ſämmtlicher Zinfen, und unter gewiffen Umftänden „nah dem 
tlugen Ermeffen des Richters ()“ auch noch mit Geld- oder Kerkerftrafe 
geahndet. 

5. Für das Großfürftentbum Siebenbürgen. 

In Beziehung auf diefes Aronland mug derzeit auch bei dieſer Frage 
wieder unterfchieden werden zwifchen 

a) dem Hermanftädter- Bezirke (Sachſenlande) und 
b) allen übrigen Theilen Siebenbürgen. 

Urfprünglich galten für das ganze Großfürftentbum Siebenbürgen 

in Beziehung auf den Wucher die Gefeß-Artifel IL. vom Jahre 1673; — 12 


) Durch das kaiferliche Patent vom 23. März 1852, Nr. 77 des R. G. B., 
iR zwar bereits das öfterreihifche allgemeine bürgerliche Geſetzbuch auch für dad 
Großherzogtum Krakau mit Befepeäfraft kundgemacht worden. Allein der Tag, 
an welchem es dajelbft, gleichzeitig mit den nen zu organifirenden Gerichten, in Wirk: 
famfeit zu treten hat, ift einftweilen noch unbeftimmt geblieben. 

*), Daß im Großberzegtbume Krafan fhon vorlängft, noch während feiner flaat- 
lichen Selbftftändigfeit, von der Regierung des Freiftaates das öſterreichiſche 
Strafgefepbuch vom 3. September 1803 eingeführt werden ift, wurde bereits Seite 8 
bemerft, — 
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von 1691; — Punkt 3 der Alvinczi'ſchen Refolution vom 14. Mai 1693; — 
Art. 11 von 1695; — 14 von 1714 und das Nefeript der Raiferin Maria 
Therefia vom 25. Februar 1747. — Hierdurd wird das Zinſen-Ausmaß für 
GeldDarleihen auf 6, umd für Naturalien auf 10%, feſtgeſetzt, alles Ueber- 
maß als ftrafbarer Wucher erklärt nnd mit Verluft des Capitals jammt Inter: 
effen beftraft, und in dieſer Art wurden auch die Wucherbeftimmungen fortan 
in usu geübt *). — Im Sahfenlande, wo das oben (Seite 84) erwähnte 
Statut (II. Bud, Titel 1, 88. 3 und 4) im Allgemeinen den „ungebührli- 
ben Bucher“ verbietet, fam ex usu (landesüblich) nod die bekannte Be- 
ftimmung des römischen Rechtes hinzu, daß die Zinfen nit das Capital über- 
jteigen, und Zinfen nicht von Zinfen gefordert werden dürfen. Allein feit jenem 
Zeitpunkte, als die mehrerwähnte Verordnung Wohlgemuth's vom 13. März 
1850 (vergl. oben Seite 84) in den unter b genannten Theilen Siebenbür- 
gens **) das öfterreihifche Strafgefeßbuh vom 3. September 1503 „ſammt allen 
darauf Bezug nehmenden neueren Gefegen und Verordnungen“ eingeführt hatte, 
wurde dafelbft in der gerichtlihen Praris thatſächlich auch das öſterrei— 
ch iſche Wucer- Patent vom 2. December 1803, fammt den übrigen oben unter 
Zahl 1 erwähnten, auf den Wucher Bezug habenden Straf: Gefegen zur An— 
wendung gebracht, fo daß die bier aufgezählten fpeciellen fiebenbürgifhen Lan— 
deögefege in Beziehung auf den Wucher nur mehr in dem unter a genannten 
Hermanftädter-Bezirfe in Uebung ftehen. 

Endlich muß noch erwähnt werden, daß 

6. für Dalmatien derzeit noh gar fein Wuchergeſetz beftehe ***). 


*) Den verſchiedenen unter Maria Therefia und Kaiſer Joſeph II. hinzugekom— 
menen Verordnungen in Beziehung auf den Wucher wurde im Einne der damaligen 
Landesgeſetzgebung keine Geſetzesktaft zuerkannt, und fie famen daher in der gericht« 
lichen Praxis nit zur Anwendung. — Mehrere im Laufe des gegenwärtigen Jahr- 
hunderts publicirte Gubernial» Verordnungen haben fich aber gröftentheild nur auf 
Republifation der früheren Geſetze und auf Ginfchärfung deſſen befchränft, was nad 
Landes⸗Gebrauch Rechtens iſt. — 

») Nachträglich mag noch bemerkt werden, daß dieſe dem ehemaligen Eadıfen» 
lande entgegengefepten anderen Theile Siebenbürgend nicht nur die (ehemaligen) 
ungarifchen Komitate und Szefler- Stühle, fondern auch das frübere Siebenbürgifche 
Militär» Grenzgebiet umfaffen, da durch die Faiferlihe Verordnung vom 22. Jänner 
1851 (Nr. 22, R. G. B.) das Militär. Grenz » Inftitut in Siebenbürgen aufgehoben 
worden ijt. 

“+, Die oben hinſichtlich des Art. VI, jo wie die früherbin mit Beziehung auf 
die Art. I und II dargeftellten großen Mannigfaltigkeiten der dermal noch je 
nah Berfchiedenheit der Kronländer beflebenden Einrichtungen mögen wenigſtené um« 
gefähr eine Borftellung von den wirklich ungeheucren Echwicrigkeiten gewähren, womit 
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Der zweite Abfag des vorjtehenden Artikels VI bezieht fih blos auf die 
Claſſification der ftrafbaren Handlung des Wuchers unter die Bergeben, umd 
auf die hiervon abhängige Competenz des Strafgerihtes und das dadurd 
bedingte Strafverfahren. — In diefen Beziehungen fhien es ange 
meſſen, in allen Kronländern gleichmäßig wenigftens eine Uebereinſtimmung 
mit denjenigen Vorſchriften berzuftellen, welche nah Maßgabe der beim 
Artikel III gegebenen Auseinanderfeßungen in den angegebenen Beziebungen 
binfichtlich aller anderen Vergeben befleben, und hiernach mindeftens formale 
Gleichförmigkeit hinfichtlih des Wuchers im ganzen Reiche einzuführen, weil 
bierdurch den beitehenden materiellen rechts- und volfswirtbicaftlihen Ver: 
baltniffen in gar feiner Weiſe nahe getreten wird. 


Artifel VI. 


Alle in diefem Gefege vorfommenden Geldbeträge find in 
Eonventions: Münze nad dem 20 Gulden: Fuße zu verftehen, und 
es ift Daher jede auf eine Beftimmung diefes Strafgefeges Einfluf 
nehmende Werthserhebung nad diefer Währung zu berechnen. 


Die Notbwendigkfeit der vorftehenden Beſtimmung ergibt fih aus der Be- 
trachtung, daß in verfchiedenen Theilen unferes Kaiferjtaates wirklich noch meh— 
tere Geld Währungen (Baluten) im täglichen Verkehre theils wirflih im Umlaufe 
find, theild wenigitend im Handel und Wandel ala Mapitab für Werths-Berech— 
nungen landesüblich find, fo z. B. nebft der nah dem 20 Gulden = Juße zu be— 
tehnenden Gonventions-Münze auch no Die Wiener-Währung (®. i. 
die nah Maßgabe der Finanz- Patente von den Jahren 1811 — 1813 ausgefer- 
tigten Einlöſungs- und Anticipations-Scheine und das biernad ausgeprägte — 
ältere — Kupfergeld) *), ferner felbft die nad dem 24 Gulden-Fuße berechnete 


tie Um» und Neugeftaltung der alljeitigen Berwaltungs-Drganifation und zumal der 
Juftizs Gefepgebung im Kaiferftaate Defterreicd zu kämpfen hat. Sie möge aber 
auch ein gerechteres Urtheil herbeiführen, ald man Häufig über die angebliche 
Langſamkeit hört, in weldyer ſich diefed Rieſenwerk entwidelt. Man möge fon aus 
diefen drei vereingelten Momenten abfirahiren, daß beinahe bei jeder Frage fich die 
verihiedenen Kronländer wieder in andere und höchſt verfchiedenartig geftaltete 
Gruppen clafüificiren, und daß überall die biterogenften Glemente zur Einheit 
gefaltet, und dennoch fo viele beftehende Intereſſen und Rechtsbeziehungen mit 
!uger Schonung beachtet werden follen! — 


*) Ueberalt aber, wo diefe fogenannte Wiener-Währung (vulgo ſchlech— 
t:ö, Schein, oder Papier-Beld genannt, im Gegenſatze des guten, harten, oder Silber 
Geldes, oder der Eonv. »Münze) heut’ zu Tage regelmäßig wohl nur im kleinen 


= 130 


fogenannte Reichs-Währung, und im neuefter Zeit bei größeren Verkehröge— 
ihäften auch noch die fogenannte Bank-Valuta. 

Zur Herftellung der nötbigen Nehts- Einheit und Rechts-Gleichheit 
mußte daher im Strafgefege nur eine einzige Valuta als maßgebend erflärt 
werden. Diefe Beitimmung des Gejeßes hat num vorzugsweife in zwei *') Ber 
ziebungen einen praftifchen Werth, nemlich: 

erſtens hinfihtlih der Valuta, in welcher alle in diefem Strafgefeke 
vorfommenden Geldftrafen zu leiften find, und 

zweitens in Beziehung auf die Werthöberehnung des Gegenftandes 
oder Schadens bei denjenigen ftrafbaren Handlungen, bei welden die Beur- 
theilung, ob jie ala Verbrechen oder al& Uebertretung zu behandeln find, in man 
den Fallen ausfchliegend, im einigen anderen wenigſtens theilweife von der (ob- 
jectiven) Größe des Betrages, Werthes oder Vermögens-Schadens abhängt. Es 
find dieß die ftrafbaren Handlungen der boshaften Beichädigung fremden Eigen: 
thumes ($. 85, lit. a und 8. 468), des Diebſtahls, der Beruntreuung und des 
Betruges (58. 173— 178, 181, 183, 186, 200, 460, 461 und 465). — 

In all’ diefen Fällen muß alfo nach Vorfchrift dieſes Artikels VII der 
Werths-Anſchlag Die Schäkung) des Gegenftandes der Verlegung oder des Scha- 
dens nunmehr immer und überall nah Gonventiond- Münze vorgenommen, 
oder es muß, wenn die ftrafbare Handlung, wie z. B. ein Diebftahl, unmittelbar 
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Alltags-Verkehre vorkommt, hat ſich deffen Werths-Verhältniß zur Gonv.» Münze 
ihon längft wie 250: 100 gefeftiget, wornach daher au in Gemäßheit ded obigen 
Artikels VII 3. B. ein Diebftahl von 60 fl. W. W. gefeglich als ein Diebſtahl von 
20 Gulden C.M. behandelt werden muß. 

*) In einer, dritten Beziehung , für welche die obige Beflimmung im erften 
Anblide etwa noch praktifch wichtig erfcheinen könnte, binfichtlih der Entfhäbdi- 
gung des durd eine firafbare Handlung Verlegten (oder Beſchädigten) nemlich, — ift 
fie im MWefentlihen ganz gleichgültig, denn diefem mu nad der Natur der Sache und 
nach der Vorfchrift aller positiven Givil- und Strafgefege (vgl. insbeſondere den $. 
42 unferes dermaligen Strafgefeped) volle Entfhädigung oder Genugthuung 
zugefprochen werden. Wird ihm nun diefelbe durch AZurüdftellung des entzogenen 
Gutes in natura und in slatu integro geleiftet,, fo ift ohnehin von einer Werthser— 
bebung zum Behufe der Entfhädigung feine Rebe mehr; wird fie ibm aber aud) 
im Wege der Erſatzleiſtung durd Mequivalent zugeſprochen, fo wäre es ebenfalle 
gleichgültig, in welcher Baluta diefe Werlhserhebung und Entſchädigung gefchähe. 
Diefelbe muß in jedem falle nach dem wirklichen Werthe des Schadens voll- 
zogen werden, bierbei würde cd aber praftifch auf das nemliche Ergebniß führen, 
ob man diefe Entfhädigung nominal in diefer oder jener Baluta, 5. B. bei einem 
wirklichen Schaden im Werthe von 40 fl. C.“M. in diejer Bezeichnungsweife, 
oder in 100 fl. W. W. auszeigen würde. 
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an baaremGelde, aber nicht an Conventions-Münze, fondern 3.8. an Gold— 
münzen, oder bairifhem (nah dem 24 Gulden » Fuße ausgeprägten) 
Silbergelde, oder an Wiener-Währung Ginlöjungeiheinen oder folder 
Kupfermünze gefcheben ift, der Betrag auf Gomventiond- Münze reducirt 
werden. — 


Aleın feit den denfwürdigen Minifterial-Verordnungen vom 21. und 22. 
Mai 1848 *) und beziehungsweise feit dem kaiſ. Patente v.2. Juni 1848 **) bat 
ich in diefes Gebiet eine Frage bereingedrängt, welche hoffentlih nur mehr vor— 
übergebend einepraftifche Bedeutung haben wird, während diefer Zeit aber 
von unferen Strafgerichten in jenem natürlihen und nüchternen Sinne gelöfet 
werden möge, wie fie bereits der höchſte Gerichtshof des Reiches in einem ein- 
zelnen Kalle aus Anlaß einer Caſſations-Verhandlung über eine Nichtigkeitsbe— 
ſchwerde entjchieden hat *"**). — 


*) Sieh’ die erftere im Morgenblatte der Wiener-Zeitung vom 22. Mai 
1848, die zweite. aber im Abendblatte deöfelben Taged. Sie find aber auch 
abgedrudt in der böbmifhen, mährifhen und fleiermärfifchen Provinzial: 
Sefekfammlung und in Heyßler's Sammlung der feit 13. März 1848 im Juſtiz— 
fache erfhienenen Geſetze und PVerorbnungen, 2. Heft, Seite 211 und 213. — Die 
erfte diefer Verordnungen hatte nebft der Feſtſetzung: „daß Jedermann gehalten wer: 
den foll, die. Banknoten der priv. öfter. Nationalbank bei allen Zahlungen nad 
ihrem vollen Nennwerthe anzunehmen,‘ zugleich angeordnet: „Gebührt die Zahlung 
in einer beſtimmten Münzforte, fo ift die Zahlung nah der Wahl dei 
Schuldners entweder in diefer Münzſorte oder nach deren Wertbe zur Zeit der Zah— 
lung in Banknoten zu leiften.” — Die am Abend desfelben Tages erichienene obige 
Nahtragd-Berordnung hat die leptere Beftimmung — leider! — dahin abgeändert: 
„daß fi dieſelbe bloß auf diejenigen Zahlungen zu bezichen babe, welche in Gold 
oder ausländifhen Silbermünzen gebühren.“ — Durch diefe nachträgliche 
Modification wurde daber der fogenannte Zwangscours der Banknoten auch auf reine 
privatrehtliche Verbindlidhkeiten, und der beftimmteiten Vorſchrift der $$. 987 
und 988 des a. b. G. B. (melde in der Bormittags puhlicirten Vorſchrift noch 
auftecht erhalten waren) zuwider — fogar auf ſolche Darleiben und Schuld-Ber: 
bindlichkeiten ausgedehnt, welche in einer beftimmten Münzſorte bedungen waren ! 

) Durch diefed Patent wurde den vorflehbenden zwei Minifterial-Berordnun« 
gen vom 21. und 22. Mai 1848 die faiferlihe Genehmigung ertheilt. Sich’ dasfelbe 
in der BWienerseitung vom 14. Juni 1848, in der mäbrijchen und fleiermär-« 
kiſchen Provinzial-Gefepfammlung, dann in Heyßler a. a. D. Seite 225. — Lei— 
der finden ſich aber weder diefes Patent, noch die früheren zwei — doch fo hoch— 
wichtigen — Berordnungen in der allgemeinen Sammlung der politifchen Geſetze 
und Berordnungen vom Jahre 1848! — 

+) Sich’ die Gerichtäzeitung vom 31. Auguft 1851, Nr. 206, Seite 830. — 
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Durch diefe finanziellen Verfügungen wurde nemlich den Banknoten der 
privilegirten öfter. Nationalbank nad ihrem vollen Nennbetrage der gleiche 
Werth mit der Conventiond-Münze eingeräumt, und in gleicher Art 
haben auch alle fpäter erfchienenen Finanzgefege und Verordnungen, modurd die 
Emiſſion von verfhiedenen neuen Gattungen von Staats - Papiergeld *) ange 
ordnet worden war, bei diefen neuen Papiergeld - Sorten die gleiche Geltung mit 
der Gonventiond-Münze nach deren vollen Nennwerthe verfügt. Dadurch aber, 
daß diefes öffentliche Papiergeld feit dem Jahre 1848 (vielleicht wohl vorzugs- 
weife vermöge der Mafregeln v. 21. und 22. Mai 18481) in der Wirklich 
feit ihren dietirten gleichen Werth mit der baaren Conventions-Silber-Münze 
nicht beibehielt, fondern die Ießtere einen fogenannten Curs erhielt, nemlich im 
Berhältniffe zum Papiergelde alabald nur ald Kaufmanne-Waare mit einem nam: 
haften (Merkantil-) Agio verhandelt wurde: hatte ſich denn aud in der Straf: 
rechts » Praris die Frage erhoben: „welchen Einfluß diefe Werthéverſchiedenheit 
(das Silber-Agio) auf die ftrafrehtlihe Beurtheilung zu nehmen habe?“ — 

Man muß fie, um darüber völlig Far zu werden, in drei Theilfragen 
auflöfen: 

1. Sind Werths » Erhebungen (Schäßungen), welde einer ftrafrechtlichen 
Entſcheidung zur Unterlage zu dienen haben, nach Gonventiond-Münge-Bapier- 
geld oder nad Sonventiondg- Silber- Münze vorzunehmen? 

2. Soll in dem Falle, wenn eine ftrafbare Handlung, z. B. Diebftahl, u n- 
mittelbaran Geld gefhehen ift, in Beziehung auf derem rechtliche Beurthei— 
lung nur der Nominalbetrag des geftohlenen Geldes ohne weitere Rüdficht 
auf den etwaigen effectiven Werths-Unterſchied desfelben entfcheiden, oder be- 
gründet der Umftand, ob dieſer Diebftahl bei vorausgefegtem gleichem Nominals 
betrage an Gonventiond- Papier- Geld (4. B. Banknoten) oder an Silber: 
Münze (4. B. an Zwanzigern) gefchehen ift, einen Unterfchied in der ſtrafrechtli— 
hen Beurtheilung? Endlich 

3. muß fi) in dem Falle, wenn durd; eine ftrafbare Handlung die Beihä- 
digung, z. B. der Diebftahl, unmittelbar an Silbermünze gefhehen ift, der 
Beſchädigte die Entfhädigung mit Papiergeld in gleihem Nominalbetrage 
gefallen lafjen? — 


— — — — 


*) Dahin gehören alle Arten von öffentlichen Creditspapieren, melde durch 
die fpäteren Finanz-Operationen mit der Geltung ald Münze eingeführt wurden, 
ald da: k. k. Gaffa-Anmweifungen, Münziceine, k. k. Caffen-Staatd-Anweifungen 
oder Treſorſcheine (viglietti del tesoro) des lombardifch.venetianifhen Königreiches, 
die Anweifungen auf die Landeseinfünfte ded Königreich® Ungarn, die verzindlichen 
und unverzinslichen Reichsſchatzſcheine. 
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Die Entfheidung aller drei Fragen muß vermöge der ganz beftimmten Vor: 
fchrift des vorftehbenden Art. VII und der bezogenen finanziellen Borfchriften, zu- 
mal in Gemäßheit des Patentes vom 2. Juni 1848 im Allgemeinen nad) dem 
Grundfage erfolgen: „daß das Konventiond » Münze-PBapiergeld nah 
feinem vollen Nennbetrage der Gonventiondg- Silber: Münze völlig gleich 
zu halten und zu behandeln ift, in fo weit nicht erweislih durch das Gefeg felbft 
wieder eine Ausnahme hiervon feftgefeßt wird." — 

Da num der Artikel VII keineswegs vorgefchrieben hat, daß die Werthö— 
erhebungen nad der Conventions-Silber-Münze, fondern nur daß fie nach der 
Eonventiond- Münze im 20 Gulden-Fuße zu gefcheben habe, das Papier: 
geld aber nad feinem Nominalbetrage der Conv. Münze des 20 Gulden- Fußes 
gleichgeftellt it: fo darf nun vorerft nah dem Wortlaute der Geſetze die 
Werthserhebung nach dem Nennwertbe des Bapiergeldes erfolgen. Im Geiſte 
des Gefeges muß fie aber auch im Papiergelde gefhehen, weil ja von dem 
Augenblide an, als die Silbermünze einen Eurs erhalten hat, eben diefe Silber— 
münze im gewöhnlichen Verkehre zunächſt nicht mehr ale Geld, fondern viel- 
mehr ald Waare angefehen werden kann, die allen Fluctuationen des Marktes 
unterliegt. Das Gejeß wollte aber durch die Feſtſetzung jeßt jogar eines be— 
fimmten Münzfußes doch vor Allem einen firen, und fich unter den wech— 
felnden Einflüffen der Börfe gleihbleibenden Werthmeffer für ftrafrechtliche 
Beurtbeilungen ftatuiren, weil ja die Entfcheidung, ob eine Handlung ein Ber 
brehen oder blos eine Uebertretung fei, im Geifte einer vernünftigen und gerech— 
ten Gefeßgebung doch nicht won den Taunifhen Dscillationen des Börſe-Curſes 
abhängig gemacht werden will. Einen folhen firen Werthmeffer bildet num unter 
den dermaligen Berhältniffen nur der Neunbetrag des Papiergeldes. 
Hiernach ift die erfte der obigen drei Fragen dabin zu entfheiden: „daß alle 
in Frage ſtehenden Werthserhebungen in Papiergeld vorzunehmen ſeien.“ — 

In Beziehung auf die zweite Frage muß vorerft erinnert werden, daß es 
nad dem Ebengefagten wohl feinem Zweifel unterliegen fönne, daß derjenige, der 
26 Gulden in Banknoten oder Reihsfhasfheinen geftohlen bat, allerdings ale 
Verbrecher zu behandeln fei ($. 173), wenn glei der effective Silber: 
Werth des von ihm Geftohlenen nah dem dermaligen Curſe (etwa 120 für 
hundert) nicht den Betrag von 25 Gulden überfchreiten würde, — allein das 
Geſetz will nicht die Berechnung nad dem effectiven Silber-Werthe, fondern 
nach dem ihm gleichgeftellten 20 Gulden-Conventions-Fuße oder Bapiergelde. — 

Schwieriger fheint der andere Theil der zweiten Frage: „mie nemlich 
derjenige zu behandeln fei, der 5. B. 24 Gulden in Silberzwanzigern geftohlen 
bat?“ Nach den deutlichen Beſtimmungen unferes Geſetzes ſcheint es mir außer 
Zweifel zu fein, daß in diefem Falle die gejtohlene Silbermünze nah dem 
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Gurfe, den fie zur Zeit der Beribung des Diebftahls hatte, in Conventions- 
Münze- Papiergeld angefhlagen (gefhäßt) werden müſſe, und daß daher 
(nad) dem vorausgefegten Curſe des Silber-Agio's von 20%,) der Schuldige 
als Dieb von 28 fl. 48 fr. Eonv.-Münze- Papiergeld, daher allerdings ala 
Berbrecher behandelt werden dürfe und müffe ). — 

Diefe Entiheidung fußt ſich 

a) auf die Schluß-Anordnung des $. 173: „Der Werth aber ift nicht nach 
dem Vortheile des Diebes, fondern nah dem Schaden des Beftoblenen zu 
berechnen.“ — Nun unterliegt es doch gewiß feinem Zweifel, daß derjenige, dem 
24 Gulden in Silber-Zwanzigern geftohlen worden find, dadurd nad obiger 
Borausfegung einen Schaden von 28 fl. 48 fr. in Gonv.-Münze- Papiergeld 
erlitten babe, d. h. diefen leßteren Betrag hätte ausgeben müffen, um fih ſo— 
gleich wieder die 24 Silber-Gulden beizufchaffen. — Dazu fommt, daß 

b. nach dem Gefagten unter den dermaligen Berhältniffen der Dieb- 
ſtahl an Silber-Münze nicht mehr als an unmittelbaren Geld» Objecten, 
fondern vielmehr ale an einer Waare erfolgt, angefeben werden muß, deren 
Werth daber erft nad derjenigen Geld-Währumng gefchäßt werden muß, 
welche derzeit in Defterreih überhaupt ald Werthmeifer, und als all- 
gemeines Taufchmittel zur Beftimmung des Preifes der Waare im Berfehre 
gilt. Dies ift aber notorifsh nur — das Papiergeld (die jogenannte 
Bankvaluta), und nicht die Silber-Münze **). 


) Es ift mir nicht unbelannt, daß die oben audgefprochene Entfcheidung von 
der Prarid gewöhnlih nicht angenommen ift, und aud der in früheren Zeiten für 
ganz analoge Verhältniſſe erlaffenen Belehrung der oberften Juſtizſtelle an das m. ö. 
Dberlandesgeriht vom 10. Februar 1816 (in Maucher's größerem Sammelwerke 
Nr. 429) geradezu widerfprehe, — Allein diefe letztere Belehrung ift, vieleicht eben 
wegen ihres problematifhen Inhalts, nie in die Juftizgefekfammlung aufgenommen 
worden, daher auch nie zur Geſetzeökraft gelangt. — Zudem bitte ih, die oben für 
meine Behauptung angegebenen Gründe zu prüfen. 


*) Iſt die obige Anficht bei und nicht ſchon längft in Beziehung auf Gold: 
Münzen praftifh geworden? — Seit die Dufaten ein Agio erlangt haben, hörten 
fie auf, eigentlihed Geld zu fein, und wurden zur Waare, die man mit ander 
rem Gelde faufen muß, und keincöwegs mehr 3. B. in den Münzftätten des 
Staates durh bloße Umwechslung gegen andere Sorten Geldes zu dem ur 
jprünglihen Nennwertbe, nah dem fie ausgeprägt find (à 4 fl. 30 fr. G.-M.) er- 
halten fann. Seit diefer Zeit fällt ed meines Wiſſens feinem Strafrichter in Defter- 
reich ein, den Dich von 5 Dufaten in Gold nur ald einen Dieb von 22 fl. 30 fr. 
zu behandeln, fondern man fhäßt die Dufaten nach ihrem wirklichen Börfewertbe, 
und entjheidet, daf, wenn am Tage des Diebftahld z. B. ein Dufaten 5 fl. 36 fr. 
EM. (Papiergeld!) Boftete, der Schuldige ald ein Dieb von 28 fl. C.:M., 
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Nur dur die ſe Entſcheidung der Frage tft es ferner 

ce) möglich, einerfeits die mehrerwähnten finanziellen Vorſchriften, die ja 
für alle Staatsangehörigen und alle Staatsbehörden, alfo doch gewiß 
auh für die Straf» Gerichte maßgebend find, genau einzuhalten, umd 
andererfeits die ſtrafrichterlichen Entfheidungen vor dem Vorwurfe der Unge- 
rechtigkeit, ja felbft vor jenem der Umgereimtheit zu bewahren. Wenn man näm- 
lich nicht die hier verfochtene Entſcheidung der obigen Frage adoptirt: fo 
müßte man in der angegebenen Beziehung die Silbermünze und das Ba- 
piergeld einander abfolutsgleih anſehen, und zugefteben, daß es bei der 
Entſcheidung der Frage, ob der Diebftahl vermöge der Größe des Betrages Ber: 
brechen oder Uebertretung fei, nur auf den Nennbetrag, und feineswegs auf 
den effectiven Werth des Geftohlenen anfomme, und daß es daber für dieſe 
Frage völlig gleichgültig fei, ob Jemand in dem einen Kalle 26 Gulden, umd in 
dem anderen 24 Gulden in Silbermünze oder in Papiergeld geftoblen hätte, 
wie denn in ganz analogem Kalle die oben erwähnte Belehrung vom 10. Februar 
1816 wirklich erflärt hatte, daß es vermöge der gefeglihen Gleichftellung der 
Wiener-Währung mit der Gonventiond-Münze völlig gleichgültig fei, ob der 
Diebftahl von mehr ale 25 Gulden in Gonventiondg: Münze oder in Wiener: 
Währung geſchehen fei. Allein eben dadurch würde man zugleich behaupten, 
daß ein Diebftahl von 26 Gulden in Papiergeld allerdings ein Verbre: 
hen, hingegen der Dieb von 24 Gulden in Silberzwanzigern nur ein 
Uebertreter wäre, d. h. daß derjenige, der an effectivem Wertbe, und 
an dem nah dem wirflihen Schaden des Beftohlenen zu beredhnendem 
Wertbe, weniger, nämlich im erfteren Kalle nur 26 fl., geftohlen hätte, um 
Vieles ſtrenger beftraft werden foll, als derjenige, welcher (im zweiten Falle) 
effective mehr, nämlid an realem Werthe des Beftoblenen eigentlich 
28 fl. 48 Er., geftohlen hätte”)! Diefes Mifverhältniß würde fih natürlich um 
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d. b. ale ein Berbrecher zu behandeln fei. — Genau das nemliche Verhältniß 
it in ftrafrehtliher Beziehung jept auch binfichtlih der Silbermünge von 
jenem Momente an eingetreten, wo bdiefelbe einen Curs erlangt hat, oder aus eigent- 
lihem Geld — WBaare geworden ift! 


*) Diefe Berehnung wurde ja von einem großen Theile der Prarid im 
Geiſte (?) der obigen Belehrung vom 10. Februar 1816 bis zum Erſcheinen bes 
Juftizbofdecreted vom 1. Juli 1835, Nr. 52 der J. ©. ©. (woburd bie Be 
tehnung nad Gonventiond: Münze vorgefchrieben worden war), ehemals im Ber- 
bältniffe zwifchen Wiener-Währung und Einlöfungd:Scheinen wirklich angewendet. 
Man ftrafte denjenigen, der 24 fl. EM. in Silbergeld ſtahl, als ſchweren Poli- 
jeisWebertreter, denjenigen aber, der 26 fl. in Wiener-Währung Einlöfunge- 
fheinen ftahl, ald Verbrecher, d. 5. den lepteren, der nad dem effectiven Schaden 
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Dieles fteigern, wenn nach dem wechſelnden Eurfe des Silberagio ein größeres 
Mißverhältniß zwifhen Silber und Papiergeld eintritt, wie wir denn z. B. für 
jene Epoche, wo das Silber-Agio bereits 40%, betragen hatte, ebenfalls be 
haupten müßten, daß der Dieb von 24 fl. in Silbergeld, d. i. eines effectiven 
Werthes von 33 fl. 36 kr. (nad dem allgemeinen Werthmeffer, dem Papier: 
gelde nämlich) nur als ein Uebertreter mit Arreſt bis höchſtens 6 Monaten, 
der Dieb von 24 fl. in Banknoten aber als ein Verbreher mit ſchwerem 
Kerker bis zu einem Jahre zu ahnden wäre!! — Durch eine foldye, meiner dar- 
geftellten Anfiht entgegengefeste Entfheidung würde ferner behauptet, daß 
vermöge der im $. 173 angeordneten Zufammenrehnung aller Diebftahle-An- 
griffe in Eine Gefammtihat — bei der Berehnung der Diebftahld- Summe aud 
ungleihartige Größen in Eine zufammengerechnet werden müffen, und 
daß z. B. derjenige, der in drei verfehiedenen Angriffen von 3 fl. in Zmwanzigern, 
13 fl. in Banknoten und 10 fl. in Reichsſchatzſcheinen geftohlen habe, eben fo 
gut ala Dieb von 26 fl. C. M. ſich darftelle, als derjenige, der z. B. 20 fl. in 
Zwanzigern, dann in zwei weiteren Angriffen jedesmal 2 fl. in Banknoten 
ftiehlt, nur ale ein Dieb von 24 fl. fih darftelle u. ſ. f. u. ſ. f.) — Wie 
ftünde e8 da noch mit der Anordnung des Gefehgebers, der doch im Art. VII 
vor Allem nur Einen Münzfuß, nur eine einzige Daluta zur Werthé— 
berehnung im Strafrechie vorgezeichnet hat! Wie mit dem Geifte unferes Ge- 
feßes, das doch vor Allem — Gerechtigkeit will! 


Diefe von mir verfochtene Entfheidung der zweiten Frage ſteht endlich 


d) keineswegs im Widerfpruch mit der von den obigen Finanzgeſetzen an: 
geordneten Gleihhaltung der Conventions-Münze und des PRapiergeldes: denn 
man möge wohl beachten, daß dur dieſe Gefeße keineswegs ausgeſprochen 
wurde (was wohl überhaupt nicht dictirt werden fann), daß diefe beiden 
- Baluten einander im effectiven Wertbe abfolut gleich feien; man wolle 


des Beftohlenen eigentlich faft zwei umd einhalbmal weniger geſtohlen, um Vieles 
härter, als den lepteren, der (nah dem Gurfe von 250 : 100) eigentlih 60 fl. ge 
ftohlen hatte! — Sprit eine ſolche Auslegung des Geſetzes nicht dem gefunden 
Menſchenverſtande und der natürlichen Gerechtigkeit Hohn: follte fie daher wohl in 
ber Haren Abficht des Geſetzgebers liegen?! — 

*) In Wirklichkeit hat man durch Nahrzehende nah Mafgabe der obigen Er: 
läuterung, wobei man buchſtäblich die W. W. und EM. einander abfolut 
gleich behandelte, au die Zufammenrehnung mehrerer Diebftähle in der eben dar- 
gelegten Weife vorgenommen. Wer in drei Angriffen 12 5.2. W., 12 fl. W. W. 
und 2fl.6.M. ſtahl, wurde ald Dieb von 26 fl., und wer 12 1. C.M., 10 fl. C.⸗M. 
und 2. W. W. fiahl, nur ald Dieb von 24 fl. behandelt! — — 
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ferner betückſichtigen, Daß hierdurch keineswegs die Silbermünze dem Papier: 
gelde, fondern vielmehr umgekehrt nur diefes jener gleichgeftellt, oder eigentlich 
nur gefagt wurde, daß das Papiergeld im vollen Nennwertbe, als ob es 
EM. wäre, bei Zahlungen angenommen werden müffe, nicht aber ver- 
boten wurde, die vorkommende Eilbermünze nach dem ihr in dem allgemeinen 
Verfehre zukommenden höheren Effectiv-Werthe gleih jeder anderen Waare 
und nah dem Preife in Papiergeld zu veranfchlagen. — Würde man aber auch 
in diefer Auffaffung eine Ausnahme von dem oben an die Spike geftellten 
Grundfage erkennen, daß das Papiergeld der Conventions-Münze im vollen 
Nennbetrage gleich zu halten fei: fo wäre diefe Ausnahme für das Strafrecht 
durb den $. 173 geboten, wie fhon oben unter lit. a auseinandergefeßt wurde. 


Die vorftehende Entfheidung der zweiten Frage ſchließt auch ſchon die 
verneinende Löſung der oben aufgeworfenen dritten Xheilfrage ein. 
Wenn nämlich hiernach bei ftrafbaren Handlungen, die unmittelbar an Silber: 
Münze geſchehen, die Abfhägung ihres Werthes nah dem Papiergelde geiche: 
ben muß, fo ift dadurch auch die Entfhädigung des Befchädigten nah Maß— 
gabe feines wirklichen Schadens vollfommen gefihert. Denn entweder er: 
halt er die ihm widerrechtlich entzogene Sache in natura zurüd, oder es wird 
ihm die Grfakleiftung im Aequivalente, d. h. im derjenigen höheren Summe 
des Papiergeldes zugefprohen, welche vermöge der obigen Schäßung nad dem 
zur Zeit der verübten ftrafbaren Handlung ftattgefundenen Curſe auf die ent: 
zogene Silbermünze entfällt. 


Artikel VIH. 


Alle in diefem Gefege vorkommenden Zeitbeftimmungen find 
nad dem Kalenderjahre zu berechnen. 


Diefe Beftimmung unferes Gefeßes ift zunächſt im zwei Beziehungen prak— 
tiſch wichtig, namlich: 

a) bei Berehnung der Dauer der Strafzeit; und 

b) bei Beftimmung des Alters von Perfonen in all’ jenen Fallen, 
mo das Alter in ftrafgefeßlicher Beziehung von Einfluß iſt. 

In der erfteren Beziehung (ad a) war diefelbe Anordnung, welde in 
dem vorftehenden Artikel VII enthalten ift, bereits zu dem früheren Straf: 
gefege Durch das Hofdekret vom 7. Mai 1819, N. 1558 der J. ©. ©., ange 
ordnet worden. Die Nothwendigkeit, die Berehnung der Zeitbeftimmungen in 
Beziehung auf das Strafgefeß nah dem Kalenderjahre feſtzuſetzen, ergab 
fih zunächſt aus der hie und da vorgefommenen Praris, welde diefe Berech— 
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nung nad der Vorſchrift des $. 902 des a. b. G. B. ) (f. g. Eivil-Computa- 
tion) vorgenommen hatte. — Nah Mafgabe des vorftehenden Artikels VII 
unterliegt es alfo feinem Zweifel, daß bei Bemeffung der Strafdauer etwa von 
sehn Jahren z. B. derjenige, der hierzu am 1. März 1853 verurtheilt wurde, 
diefe Strafe erft am 1. März 1563 vollendet haben wird, ohne weitere Rück— 
fiht darauf, daß in diefem Jahrzebend zwei Schaltjahre (1856 und 1860) mit 
je 366 Tagen eingefhloffen find, und Daß daher in dem Falle, wenn die Zeit: 
Berehnung nad dem fogenannten Civil-Jahre zu 365 Tagen vorgenommen 
würde, die obigen zehn Jahre fhon um zwei Tage früber, nämlich am 27. Fe: 
bruar 1863 vollendet fein würden. — In gleicher Weife wird derjenige, welcher 
z. B. am 10. Februar zu dreimonatlicher Freiheits- (Kerker- oder Arreft-) Strafe 
verurtheilt wird, ebenſowohl am 10. Mai feine Strafzeit vollendet haben, wie 
derjenige, der z.B. am 10. Juni zu diefer dreimonatlihen Strafe verurtheilt 
wird, diefelbe ebenfalls erft am 10. September vollendet, obgleih der erftere 
offenbar wegen der Berfchiedenheit der Zeitdauer der inzwifchen liegenden Mo— 
nate (dort Februar mit nur 28, und nur Ein Monat, nämlich der März, mit 31; 
während hier zwei Monate, Juli und Auguft, mit je 31 Tagen) eine um drei 
Tage längere Strafe auszuftehen bat. — Allein das Gefeß wollte mit einer 
durchgreifenden, alle Deuteleien und Willfürlichkeiten in einzelnen Fällen ab: 
fchneidenden, pofitiven Vorfhrift Gewißheit des Rechtes, und zugleich die 
erwünfchte Einfachheit und leichte Ueberfichtlichkeit in den Straf-Regiftern und 
Rechnungen berftellen, und mochte fi dabei durch die angeführten, im Ganzen 
wenig erheblichen Unzukömmlichkeiten nicht irre machen laffen, die in einzelnen 
Fallen eintreten mögen. — 


In der zweiten angedeuteten Beziehung (ad b) fann bemerkt werden, 
daß das Alter einer Perfon in unferem Strafgejege vor Allem in Beziehung auf 
die Zurehnung von wichtigem Einfluffe fei, ob nämlich insbefondere eine 
Handlung Jemanden jhon als Verbrechen, oder nur ala Uebertretung, oder 
überhaupt als bürgerlich ftrafbar zugerechnet werden könne ($$. 2, lit. d, 237 
und 269); — allein dasſelbe ift auch noch in manchen anderen Beziehungen 
von großem Belang, z. B. in den Fällen der 88. 24, 46, lit. a, 52, 97, 127, 128, 
232,248, 258, 260, 264, 271. — Durch die obige Vorfhrift wurde die 


2 


*) Derfelbe lautet wörtlich : „Verträge müffen zu der Zeit, an dem Orte und 
auf die Art volljogen werden, wie es die Parteien verabredet haben. Nah dem 
Gefepe werden 24 Stunden für einen Tag, 30 a für einen Monat und 365 
Tage für ein Jahr gehalten.” — 
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bisher au im Strafrechte”) freitige Frage pofitiv gelöfet, daß aud die Be: 
rehnung des Alters einer Perfon nicht nah dem Civil- fondern nah dem 
Kalenderjahre zu gefchehen hat, wornah alfo z. B. Jedermann im Sinne des 
Strafgefeßes erft mit dem Antritt feined 15. Geburtstages das 14. Le— 
bensjahr zurüdgelegt bat, d. h. ftrafgefeglih 14 Jahre alt ift, ohne weitere 
Rüdjiht darauf, ob innerhalb diefer 14 Jahre 3 oder 4 Schaltjahre inzwi- 
ihen lagen, ob.er daher den 14maligen Cyelus von 365 Tagen des Eiviljahres 
ſchon um 3 oder 4 Tage früher vollendet haben würde, — 


Artikel IX. 


Diefes Geſetz fol auch auf bereits anhängige Unterfuhungen 
und auf alle vor dem bezeichneten Tage begangenen ftrafbaren 
Handlungen nur in foferne Anwendung finden, als diefelben duch 
das gegenwärtige Strafgefeb Feiner ftrengeren Behandlung als 
nach dem früher beitandenen Rechte unterliegen. 


(20. Nbfag des 8. M. B. zum Strafgeieße von 3. September 1803.) 


„Bie Wir denn auch auf bereits anhängige, oder nun erft zur Unterfuchung fommende Bälle, in 
gleichen auf Berbreben und ſchwere Polizei⸗Uebertretungen, Die vor oben beftimmter Friſt begangen wor- 
den, aber erft nad Berlauf derfelben zur Unterſuchung gezogen werden, die Wirkung dieſes Geſetzes 
jcdesmal erfireden wollen, wann nad demielben auf eine gelindere Behandlung ald nach den vormaligen 
Belegen, zu erfennen jein wird. Daber aud die Berjäbrung muter den in dieſem Geſetze audger 
Mrüdten Bedingungen felbit auf Diejenigen Hebertretungen anzuwenden ift, welche nad dem noch beſtehen⸗ 
den allgemeinen Strafgefege nicht hätten verjähret werben fünnen,* 


Gegeben in Unferer Faiferlihen Haupt: und Refidenzftadt 
Wien den 27. Mai 1852. | 


Stanz Iofeph. (L. S.) 


&r. Suol-Scauenftein m. pe Krauß m. p. 


Auf Allerhöchſte Anordnung: 
Banfonnet m. p. 


*) Es mag dahin geftellt bleiben, ob denn wirklich nad der obigen, zunädft 
nur für Verträge gegebenen Vorſchrift unferes a. b. ©. B. au das Alter des 
Menfhen — felbft nurin civilrehtliher Beziehung — nad) dem Giviljahre berechnet 
werden foll, und ob denn mwirklih unfer jo einfaches und natürliches Givilgefeh die 
verfünftelte Verfügung treffen wollte, daß 3. B. Jedermann nicht mit dem Antritte 
des 25ten Gehurtötages großjährig (24 Jahre alt) werde, fondern daß er dich ſchon 
um die 6 Tage früher werde, die von ben ingwifchen liegenden 6 Schaltjahren ein- 
geihloffen werden. — Diefe Auslegung fheint mir weder in ben Worten „nad 
ibrem Zuſammenhange“ und noch weniger in der Maren Abficht unfered Ge» 
feggeberd zu liegen: doch dieß gehört nicht weiter hierher! — 


Hye, Kommentar. 9 
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Die Legislative Rechtfertigung der im dem vorftehenden Artikel IX ent— 
haltenen Beftimmung unferes Gefeßes liegt auf flacher Hand. Es ift ein gleich 
unbeftritten von der Wiſſenſchaft, dem ſchlichten Menfchenverftande und den 
Geſetzen aller ciwilifirten Völker anerfannter Grundfaß, daß Strafgefeße aller: 
dings, allein auch nur in fo weit auf früher beyangene Handlungen zurüd- 
wirken dürfen, ale dadurch dem Thäter fein größeres Uebel zugefügt wird, ale 
ihn nach der zur Zeit der Begehung feiner Handlungen beftandenen Strafge: 
fee treffen könnte. — Diefen Grundfag bat nun auch unſer Gefeß im vor- 
ftehenden Artikel zur Geltung gebracht. — 


Zur Erläuterung desfelben mögen folgende Bemerkungen dienen : 


a) Das Gefeß hat vorerft diefe Rückwirkung mit der obenerwähnten Begränz 
zung auf „anhängige‘ Unterfuchungen, d. h. auf ſolche Straffälle einge— 
ſchränkt, rückſichtlich welcher am 1. September 1852 bereits irgend ein gericht- 
licher Act des Straf, Unterfuhungss oder Entfheidungs-Richters vorgenom— 
men, aber noch nicht die rechtsfräftige End-Entfheidung erfloſſen fein wird, — 
Daraus folgt alfo mit logifcher Nothwendigkeit a contrario, daß die wegen 
früherer Straffälle bereits durch rechtskräftige (End) Entfheidungen beendigten 
(abgefhloffenen) ftrafgerichtlichen Unterfuhungen, und gar die bereits in Boll- 
ziehung ftehenden Erfenntniffe (Urtheile) der Strafgerichte durch das gegenwär— 
tige Strafgefeß in gar feiner Beziehung alterirt werden ), fondern unbeirrt bei 
ihrem Ausbruche oder ihrer Vollziehung zu verbleiben haben. — 


b) Das neue Geſetz foll auf alle übrigen vor dem gedachten Zeitpunkte 
begangenen ftrafbaren Handlungen nur in fo ferne zurückwirken, als fie nadı 
demfelben „feiner ftrengeren Behandlung,‘ als nad dem früher be- 
ftandenen Rechte unterliegen. Es wurde aljo das Verbot der Zurückwirkung 
von dem Gefeßgeber nicht blos für den Fall verfügt, wenn das neue Ge- 
jeß eine ftrengere Beftrafung anordnet, fondern es darf diefe Zurückwirkung 
auch dann nicht flatt finden, wenn das neue Gefeß nur überhaupt, daher 
bei etwa fonft gleihen Strafen, in irgend einer anderen Beziehung eine jtren- 
gere Behandlung, z. B. in Beziehung auf die Bedingungen der Verjährung, 


*) Wenn jedoch gegen ein derlei fhon vor der eintretenden Wirkſamkeit bed 
neuen Strafgeſetzes erlaſſenes rechtökräftiges Urtheil fpäterhin eine Wiederaufneh- 
mung der ftrafgerichtlichen Unterfuchung eingeleitet worden ift, fo darf auch auf diefe 
neue Unterfuhung, eben darum, weil fie dadurch wieder eine „anhängige“ wird, 
rüdfichtlic des ihr zu Grund liegenden Straffalles allerdings das neue Strafgefek, 
unter der obigen unter lit. b angegebenen allgemeinen Befchränfung, rüdwirkend an« 
gewendet werben. 
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auf die Elaffification der ftrafbaren Handlungen, oder hinfichtlich der anderwei- 
tigen, über den Kreis der eigentlihen Beflrafung hinausreichenden gefeplichen 
Folgen u. dgl. vorfhreiben würde, als das bisherige Strafreht. — Außerdem 
aber drüdte fih das neue Gejek mit der negativen Beftimmung: „keiner 
frengeren Beftrafung‘ aus, während die oben angeführte analoge Geſetzes— 
ftelle des früheren Geſetzes in diefem Kalle pofitiv gefordert hatte, daß das 
neue Bejek „eine gelindere Behandlung feftitellen müffe. — Es liegt nahe, 
daß das dermalige Gefek durch diefe Terted-Abänderung den nicht unerheb- 
Vortheil erzielte, daß bei der Frage der Zurückwirkung der Richter nicht erft 
ängtlich den unmittelbaren Beweis zu führen habe, daß das neue Gefeß poſi— 
tiv gelinder ſei; fondern daß er dasfelbe zurückwirkend au in allen jenen 
Fällen anwenden dürfe, wo es vielleicht nur eine ſchärfere Tertirung, eine be— 
zeihnendere Benennung der ftrafbaren Handlung u. dgl. einfchließt, mag auch 
dadurch dem Schuldigen ein gleich großes, wenn nur fein größeres, Uebel 
zugefügt werden, als nach dem früheren Geſetze gefhehen wäre. — 


Endlich ergibt ſich 


c) aus dem ganz allgemeinen Wortlaute der eben erwähnten Ge: 
feßesftelle mit logifcher Nothwendigkeit wohl von ſelbſt das weitere, von dem 
früberen Gefege ausdrücklich hervorgehobene, Korollar: „daß allerdings 
auch die in dem neuen Geſetze feſtgeſetzte Verjährung auf alle früher began- 
genen und noch nicht rechtskräftig abgethanen ftrafbaren Handlungen zurück— 
wirfend anzumenden ift, welche nach dem bisherigen Gefege nicht hätten verjährt 
werden können.‘ 


Diefe Beftimmung bat wohl unfer dermaliges Geſetz ungezweifelt 
deßhalb nicht mehr ausdrüdlic aufgenommen, weil es ſich aus dem bisher er- 
wähnten allgemeinen Saße von felbft verfteht, daß um fo gewiffer jene Be- 
fimmungen des neuen Geſetzes rückwirkend auf frühere Falle Anwendung finden 
follen, durch welche etwas pofitiv-Milderes angeordnet wird, als in dem 
bisherigen Geſetze enthalten war. Diefes Corollar ift aber von großem prafti- 
(hen Belang, namentli für jene Ränder, wo bisher die ungarifhen Straf: 
gefege galten, die eine Verjährung der Verbrechen nicht fannten, wenn gleich in 
ſehr vereinzelten Fällen der usus und das liberum arbitrium judieis ſchon 
mandmal ex aequitate ei humanilate eine Verjährung (antiquitalionem de- 
lieti) zur Geltung brachte. — In diefen Ländern wird daher vom 1. Sep: 
tember 1852 angefangen, die Verjährung felbft auf die vor diefem Tage be: 
gangenen (noch nicht rechtskräftig abgeurtheilten) ftrafbaren Handlungen nun- 
mehr ex lege Anwendung finden. — 

9 * 
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In Beziehung auf die Berechnung der geſetzlichen Verjährungszeit für 
derlei vor dem 1. September 1852 begangene ſtrafbare Handlungen wird über: 
dieß nicht etwa erft der 1. Septbr. 1852, fondern der Zeitpunkt der begange- 
nen Handlung als Anfangspunkt der Berjährung zu gelten haben, 
da ja das neue Gefek in allen jenen Bunkten, wo es feine ftrengere Behandlung 
einfhließt, ſchlechtweg, daher allerdings auch rüdfichtlih derjenigen Beftim- 
mungen, welche ald Anfangspunft der Verjährung in der Regel’) den Zeitpunkt 
der begangenen ftrafbaren Handlung feftfegen (868. 227 und 531), auf — 
Falle angewendet werden darf und ſoll. — 


*) Die Ausnahmen von der obigen Regel, welche nemlich bei mehreren 
Fällen der Wiederaufnehmung der Unterſuchung einer flrafbaren Handlung vor«- 
fommen, wo die Berjährunggzeit nicht vom Zeitpunfte ber begangenen ftrafbaren 
Handlung, fondern vom Momente des früheren ftrafgerihtlihen Erkenntniſſes zu 
laufen beginnt, und welche bei und durch die Gefege über dad Straf-Berfahren 
normirt find, werden näher bei der Grläuterung der $$. 227 und 531 beſprochen 
werben. 


Strafgefeß 


über 


Verbrechen, Wergehen und WAebertretungen. 


Strafgefeß 
über 
Derbrehen, Vergehen und Weberfrefungen. 


Erfter Theil. 
Bon den VBerbreden. 


Erftes Hauptflück. 
Don Verbrechen überhaupt. 


8. 1. &.199 


Zu einem Verbrechen wird böfer Borfag erfordert. Böſer Sörer Vorlab. 

Borfag aber fällt nicht nur dann zur Schuld, wenn vor, oder 
bei der Unternehmung oder Unterlaffung das Uebel, welches 
mit dem Verbrechen verbunden ift, geradezu bedacht und be: 
fhloffen; fondern auch, wenn aus einer anderen böfen Ab: 
fiht etwas unternommen, oder unterlaffen worden, woraus 
das Webel, welches dadurch entitanden ift, gemeiniglich er: 
folgt, oder doch leicht erfolgen kann. 


*) Die in den Klammern beigefügte Ziffer zeigt die Zahl der Para- 
grapben an, unter welchen bie den 88. 1—232 dieſes Geſetzes entjprechenden 
Anordnungen (über Berbrechen) in dem erften, die den 88. 233—532 (über 
Vergehen und Uebertretungen) analogen Verfügungen aber in dem zweiten 
Theile des Strafgefepgbudhed vom 3. September 1803 enthalten waren. — — 
Bei denjenigen Gefegedftellen, welche von dem MWortlaute des früheren Gefehes 
abweichen, und wobei die Bergleihung mit demfelben irgendwie zum Ber- 
fändniffe ded Sinnes ded dermaligen Gejepes beitragen kann, wird bie 
frühere gefegliche Beflimmung wörtlih unter bem dermaligen Gefeped«Terte 
abgedrudt erfcheinen. 


(Strafgef. 1. &pt. 1. Haupt...) 2 — 136 — Von Verbreden überhaupt.) 


Verbrechen find „ftrafbare Handlungen.“ — So bezeichnet 
fie in ihrem allgemeinften Charakter unfer Gefeg felbft in den Arti— 
feln II, III und IX des Kundmahungs-Patentes (vgl. oben Seite 89). 
Das Borhandenfein eines Berbrechens ift Daher nad der eigenen Ans 
fhauung unferes Gefeßes durch zweierlei Erforderniffe bedingt : 


I. ein objectives Moment, memlih eine gewiffe äußere 
Handlung, mweldhe von dem Gefege eben vermöge ihrer objectiven Ber 
ſchaffenheit ausdrüdlih „als Verbrechen“ erklärt worden ift (Art. IV 
des K. M. B.), und 


II. ein fubjectives Moment, nemlich eine gewiffe Willensbe- 
Ichaffenheit auf Seite des Handelnden, um fie ihm auch als „ftrafbar” 
zurechnen zu können. 


In erfterer Beziehung (ad I) begmügte fih unfer dermaliges 
Strafgefeß mit der fo eben aus dem Art. IV des K. M. P. wiederholten 
pofitiven (nominellen) Erklärung eines Verbrechens, ohne weiter die 
realen Kriterien anzudeuten, welche es felbft bei diefer Feftfeßung über- 
haupt oder in den einzelmen Fällen geleitet haben (vgl. oben Seite 22— 
26 und 45—64), feßt aber fofort in den 88. 5—11 die verfchiedenen 
Arten der Wirkfamkeit feft, nach welchen Jemand in Beziehung auf ein 
Verbreihen objectiv thätig fein könne, und ſich fofort hinfichtlich des— 
felben einer „objectiv ftrafbaren" Handlung fhuldig made. — 

Bon dem erjten der obigen zwei Erforderniffe (dem objectiven 
nemlich) ift daher erft fpäter zu handeln. — 

In der zweiten Beziehung (ad II) ift vorerft zu bemerfen, daß 
eine Handlung, um „strafbar“ fein zu können, vor Allem „fubjec- 
tiv zurechenbar“ überhaupt, d. h. von dem Kandelnden in einem 
ſolchen Zuftande begangen worden fein müffe, daß er dafür nach den für 
menfhlidhes Handeln beftimmten Freiheits- (oder moralifchen) Gefegen 
verantwortlih gemacht werden dürfe oder mit anderen Worten: „daß 
er im Zuftande der Zurehnungsfähigfeit (Imputabilität) gehan- 
delt habe.“ — Diefe (fubjective) Zurehnungsfähigkeit tritt aber 
nach der unbeftrittenen Lehre der Wiſſenſchaft aller Zeiten *) nur dann 
ein, wenn die Handlung 





*) Es ift hier nicht ber Drt, die verſchiedenen Begründungs- oder 
Deductiond-Arten der (moralifchen) Zurechnung je nach dem Standpunkte der 
verſchiedenen philofophifchen Spfteme aufzuzeigen; allein ich glaube, felbft der 
fpeculativen Philofophie gegenüber, und auch im Hinblide auf Berner, Stab! 


[Btrafgel. l. Thl. 1. Hanptk..11 — 137 — [Bon Verbrechen überhaupt.) 


a) mit dem wirklichen oder doch möglich gewefenen Bewußtfein 
der Einfiht) der Unerlaubtheit der Handlung geihieht. Dieß feßt das Ber 
mwußtfein des Handelnden von fi felbft, das Bewußtfein des Handelnden, 
daß er und wad er wirke, daher die Einficht in die innere (objective) 
Beichaffenheit feiner Handlung an umd für fih umd nach allen ihren Be- 
ftandtheilen und Merkmalen, fowie die Erfenntniß der Folgen oder Wir- 
tungen, welche aus feiner Thätigfeit hervorgehen können (Caufal-Zufams 
menbang), und endlich das Bewußtſein voraus, daß fein Handeln unter 
diefen Vorausſetzungen und vermöge der hieraus zu beforgenden Folgen 
unerlaubt jet. — 

Außerdem muß die Handlung 

b) im Zuftande der Willkürlichkeit (Spontaneitas), d. h. in 
einem folhen Zuftande unternommen worden fein, daß ed dem Handeln: 
den möglich gewefen war, ſich mit Selbftbewußtfein zu derfelben zu be- 
ftimmen, oder zwifchen Unternehmung oder Unterlaſſung derfelben zu wäh— 
len, ohne durch eine äußere, feinen Willen oder feine Kraft überwältigende 
Macht daran verhindert worden zu fein. 

Dort, wo diefe beiden Bedingungen bei einer Handlung zuſammen— 
treffen, ift Berfhulden (reatus) und bei einer auch am ſich (objectiv) 
ftrafbaren Handlung „ſtrafbare Schuld“ vorhanden; dort aber, wo die 
eine oder andere, oder gar beide diefer Bedingungen fehlen, da mangelt 
auch die Zurehnungsfähigkeit, oder die fubjective Strafbarkeit des 
Handelnden überhaupt. 

Wenn fi aber die eben erwähnten zwei Bedingungen bis zu jener 
Potenz fleigern, daß in erfterer Beziehung (ad a) das wirkliche Be— 
wußtfein aller dort angegebenen Momente, und insbefondere der auf der 
Thätigkeit des Handelnden zu erwartenden üblen Folgen, und in der zwei— 


und Köftlin feine zu kühne Behauptung zu wagen, wenn ich oben andeutete, daß 
menigftend in Beziehung auf die fogenannte juridifche Zurechnung in letz— 
ter Auflöfung die Spiteme aller Zeiten in dem obigen Ergebniffe überein, 
ftimmen, wenn fie gleih binfihtlih der Entwidlung oder dialeftifhen Auf 
zeigung, gleihwie in Beziehung auf die wiffenfchaftlihe Terminologie nod fo 
fehr von einander abweichen. — Die Männer der Doctrin werden es mir 
zugleih im Hinblid auf den nähften Zwei, zu dem ich dieſe praftifche 
Erläuterung eines pofitiven Gefeges fchreibe, zu Gute halten, wenn ich 
mich bei diefem Anlaffe, fo wie überhaupt bei allen ähnlichen Gelegenheiten, 
wo im Verlaufe dieſes Werkes auf firenge philofophifhe Deductionen binge- 
deutet werden muß, damit begnüge, nur das Ergebniß derfelben ald Po— 
ſtulat binzufiellen, und wenn ich mich hierbei der althergebrachten und ge— 
meinverftändlidhen Terminologie bediene. 


[Strafgef. 1. Thl. 1. Haupt...) 2 — 138 — [Von Verbrechen Aberhanpt. 


ten Beziehung das willfürlihe Selbftbeftimmen des Willens zu diefer 
Handlung, troß oder gar wegen ihrer erfannten üblen Folgen, hinzutritt, 
fo ift Vor ſatz (dolus) vorhanden, den man daher in Beziehung auf das 
Strafrecht kurz „als den Entfhluß zur Begehung einer an ſich (objectiv) 
ftrafbaren und als ftrafbar erfannten Handlung“ *) bezeichnen Fann. 

Wenn hingegen die obigen zwei Bedingungen zwar noch überhaupt 
vorhanden find, allein entweder in Beziehung auf die erftere (ad a) 
das Bemwußtfein kein wirkliches, fondern nur ein mögliches war, deſſen 
Berwandlung zur Wirklichkeit nur auf einem Pflicht» Verfäumniffe des 
Handelnden berubte; oder wenn er zwar felbft das wirkliche Bewußt- 
fein der möglichen üblen Folgen feiner Handlung, aber in der zweiten 
Beziehung fih entweder zwar noch mit willfürliher Selbftbeftimmung 
zu der Handlung entfchloß, aber erweislih nicht den Willen hatte, die 
erkannten üblen Kolgen der Handlung herbeizuführen, oder wenn er ſich 
durch eigenes Pflicht-Verfäumniß in die Lage des unwillfürlichen Handeln 
gefept hat: fo ift nur Fahrläſſigkeit (Culpa) vorhanden. Man kann 
daher die ftrafbare Fahrläffigkeit kurzweg als: „die Bernadhläffigung der 
Jemandem bei Begehung einer an fich (objectiv) ftrafbaren Handlung ob— 
liegenden Aufmerkfamkeit oder Thätigkeit” bezeichnen. **) 


*) In Uebereinftimmung mit dem Sprachgebrauche unfered pofitiven 
Geſetzes (vgl. Seite 89) nehme ich ſowohl bei der obigen Entwidlung, als 
aud im ganzen Berlaufe diefes Werkes das Wort „Handlung“ in ber 
Negel im weiteren Sinne, wornach auch Unterlaffungen unter demfelben 
eingefchloffen erfcheinen. Dort, wo id den Ausdruf im engeren Sinne, 
nemlih als „poſitives Xhätigfein” im Gegenfape einer bloßen „Unter 
loſſung“ gebrauche, wird dieß jedeämal insbeſondere bemerkt werden. 


») Bol. oben Seite 52. — Aus der obigen Darftellung, gleichwie auch 
fhon aud den auf Seite 52 angeführten Beifpielen leuchtet ein, daß aller- 
dings auch dem culpos Handelnden eine rafbare Willensbeſtimmung, 
ja in Anfehung der von ihm unmittelbar unternommenen Handlung, 3. 2. 
des Tabakrauchens an feuergefährlihen Orten, fogar häufig ein pofitiv- 
böfer Wille, nemlih das Wiffen und Wollen der Bedingung, aus welder 
das mweitere Uebel ſich als eine mögliche Folge entwickelt, zur Laft fällt; allein 
binfichtlich des aus feiner Handlung entftandenen oder zu beforgenden weiteren 
Uebels felbft zeigt fih bei ihm blos eine negative Bösartigkeit, (eine 
Schwäche, nicht gehörige Intenfität, Lauheit, Schlaffheit oder Imdolenz) des 
Willens, indem ſich derfelbe nicht zur pflichtmäßigen Aufmerkfamkeit oder 
Energie fleigert, um das aus dem Handeln hervorgehen fünnende Uebel zu 
erkennen, oder das fogar erkannte, mit gehöriger Kraft hindanzuhalten, wäh. 
rend bei dem dolos Handelnden fih in beiden ‚Beziehungen eine pofitive 
Bösartigkeit des Willens, ein unmittelbarede Wollen des Uebeld Fundgibt. 


[Btrafgef. 1. @pt. 1. Haupt. 8.1.) — 139 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


Unfer Gefeß hat num unter die Verbrechen ausſchließend „vorfäß- 
liche“ Handlungen aufgenommen (vergleiche oben Seite 59 und 60) und 
erklärt nunmehr an der Spige des erften Paragraphes categorifh: „da 
zu jedem Verbrechen böfer Borfak erfordert werde.“ 

Wenn man den Nachſatz diefes Baragraphes, in welchem ſich das 
Geſetz felbft theils über das Wefen (die realen Kriterien) des Bor: 
Tages, theils über die Art der Erweifung desfelben erflärt, in näbere 
Betrachtung zieht: To zeigt fih bald, daß das im erften Satze desfelben 
vorfommende Prädikat: „Höfe“ im umferem Geſetze nichte Anderes 
anzeige, als daß der Vorfak auf das von dem Gefehe ald Verbrechen 
erflärte Uebel gerichtet, d. b. daß der Borfag verbreherifch fein müſſe, 
was ohnehin ſchon durch den erften Sag ausgedrückt erfcheint, daher die 
Bezeihnung: „böſe“ hier jedenfall tautolog ift. Sie möge aber nicht 
dahin mißdeutet werden, als ob etwa nach unferem Gefeße erforderlich 
wäre, daß der Borfag außerdem, daß er auf eine, von dem Gefeke als 
Verbrechen erflärte Handlung gerichtet ift, auch noch in irgend einer andes 
ren Beziehung (fubjectiv) böfe fei. Die im Gefeke felbft nachfolgende 
Erflärung des (f. g. böfen) Borfages widerlegt wohl am bündigften diefe 
irrige Anfiht. Nah Maßgabe diefer pofitiven Erklärung befteht das 
Weſen des böfen Borfages in dem unmittelbaren (geradezu vorliegenden) 
oder mittelbaren (aus der Handlungsweife folgenden und zu erſchließen— 
den) „Bedenken und Befhliegen des mit dem Verbrechen verbunde- 
nen Uebels.“ £ 

Hierdurch wird alfo das Wiffen (Erwägen oder Sichvorftellen 
und Erkennen) und das Wollen desjenigen That-Momentes, den das 
Geſetz vermöge der darin erfannten Webelthat ala Verbrechen erklärt hat, 
d. b. genau dasjenige ald „verbredherifcher Vorſatz“ erklärt, was nad) 
dem früher Geſagten die Doctrin unter dem Ausdrude: „Vorſatz“ ver- 
fteht, ohne daß es nothmwendig ift, daß diefer Thal» Moment dem Han— 
delnden auch fhon an und für fih ala eine Uebelthat erfcheine: es 
reicht zu, da das Geſetz fie ala Uebelthat erklärt habe (8. 3), und daf 
er diefe Handlung fannte und wollte. So wird z. B. derjenige öffent: 
lihe Beamte, der bei einer Dienftverleihung fih erſt durch ein Gefchent 
zur übrigens ganz pflihtmäpigen Ausübung feines Amtes be— 
wegen läßt, allerdings des im $. 104 bezeichneten Verbrechens fchuldig 
fein, wenn ihm vielleicht auch fubjectiv nicht einleuchten wollte, daß er 
damit eine Uebelthat begehe. — 

Das Geſetz unterfcheidet ferner nicht weiter, was eima in dem 
Wollen des Handelnden für ein andermweitiger Proceß vor fid 
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gebe, damit er bei fich felbft zu dem verbrecherifchen Vorfage gelange: 
es wird zur Zurechnung des böfen Borfaßes ald gemügend erklärt, 
dap der Handelnde nur überhaupt feinen Willen darauf gerichtet 
babe, eine von ihm erkannte und von dem Gefege ald Verbrechen 
erklärte Uebelthat zu begeben. E& kommt daher bei der Zurehnung des 
böfen Vorſatzes nicht weiter darauf an, welhe (etwa außerdem nod 
vorhanden geweſene) End-Abficht (Animus des Handelnden — gerich- 
tet auf einen durch die Handlung zu erreichenden End» Zwed) der Han- 
delnde durch das Verbrechen, worauf fein Borfaß gerichtet war, erreichen 
wollte, oder von welchem (guten oder böfen)Beweggrunde (Motiv, Trieb- 
feder) ex hierbei geleitet wurde, oder ob ſich überhaupt in einzelnen (con- 
ereten) Fällen einer ftrafbaren Handlung nebft dem allgemeinen (auf 
das Verbrechen gerichteten) Vorſatze noch eine befondere End-Abficht 
oder ein Davon verſchiede ner Beweggrund ausscheiden laffe, oder ob alle 
diefe drei Momente in Einen zufammenfallen. So wird z. B. derjenige, wel: 
her den Vorfag hat, einen Menſchen zu tödten, ebenfowohl Mörder oder Ber: 
bredher, und des aufden Mord gerichteten und eben darum verbrederi- 
{hen oder böfen Vorfaßes fhuldig fein ($. 134), mag er nun diefe 
Tödtung aus Rachſucht, oder etwa aus dem am fich vielleicht edlen Be- 
weggrunde, den Getödteten, der von einem tollen Hunde gebiffen wurde, 
von den Leiden der Hundswuth zu erlöfen, oder in dem religiöfen Fana— 
tismus vollzogen haben, um den Ermordeten, eine ihm theuere Berfon, 
vor dem Un- und Irrglauben der Welt zu bewahren, und unverdorben 
in’s Reich der ewigen Seligkeit eingehen zu laffen; gleichwie auch die 
unglückliche Gattin, die, nach einem jüngft vorgefommenen Falle, erfährt, 
daß ihr Gatte mit der eigenen Tochter in Blutfchande ein Kind erzeugt, 
daher Gattin und Tochter [handlich getäuſcht habe, in edler Verzeihung 
des Freveld ihres Mannes, zur Tödtung des Kindes mitwirft, um den 
unbequemen Zeugen der Schande ihred Mannes und ihrer Tochter auf 
die Seite zu räumen, Mitfhuldige eines Berwandtenmordes ift ($. 137); 
der Räuber aus Kindesliebe, um mit der geraubten Beute feine darbenden 
Eltern aus der Noth zu erlöfen, bleibt Räuber ($. 190); der Richter oder 
Pfarrer, der aus falfch verftandenem Mitleid, um einen bisher unbefhol- 
tenen Jüngling und Sohn einer adhtbaren Familie von Schuld und Strafe 
eines von ihm begangenen Verbrechens zu befreien, ſich bewegen läßt, die 
Strafunterfuhungs- Akten zu verfälfhen, oder einen falfhen Taufſchein 
augzufertigen, wodurd der Unterfuchte noch nicht 14 Jahre alt erfcheinen 
würde ($. 2, lit. d), begehen das Verbrechen des Mißbrauches der Amts- 
gewalt ($. 101); der Kaffebeamte, der aus Mitleid einem mit Weib und 
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Kindern in Elend ſchmachtenden Mitbeamten unberehtigt Darleihen aus 
der öffentlichen, ihm anvertrauten Kaffe vorftredt, ift Beruntreuer ($. 181); 
und der angebliche Menfchenfreund, der etwa zur Zeit der Hungersnoth 
fih in die Buden von reichen Fleifchern, Mehlhändlern oder Bädern ein- 
fhleiht, um deren Vorräthe zu nehmen, und unentgeltlih unter arme 
Leute zu vertheilen, ift nah unferem Gefeke ftrafbar und des Dieb- 
ſtahls Shuldig (8.171) u. ſ. f. u. f. f. — In all’ diefen Fällen ift nem— 
lich ein Borfaß vorhanden, der auf eine von dem Geſetze ala Verbre: 
hen erklärte Handlung gerichtet ift, obgleih die vulgäre Auffaffung, 
welche regelmäßig Borfak mit Abfiht und Motiv verwechfelt, nur zu Leicht 
die leere Ausflucht vorfhügen wird: „es fehle doch in diefen Fällen allent- 
halben den Handelnden die böfe Abficht, und es fei vielmehr jede diefer 
Thätigkeiten aus einer pofitiven guten Abficht erfolgt!" *) 

Eben daraus aber, daß es nach der Borfchrift des $. 1 nur darauf 
ankomme, daß zunächft nachgewiefen werden könne, es fei der Eine Wil— 
lens⸗Entſchluß vorhanden, den man im gemeinen Leben eben fomwohl 
Vorſatz, als auch Abſicht oder Abfichtlichkeit zu benennen pflegt, wird auch 
erflärbar, daß unfer Geſetz, das überhaupt weniger dem doctrinellen, fon- 
dern allenthalben mehr dem populären (gemeinverftändlihen) Sprach: 
gebrauche folgt, nicht blos ſchon in dem $. 1 felbft, und ebenfo in den 
$$. 89, 134, 139, 140, 152, 155, 169 und 200 dem Ausdrude „Bor- 
ag“ das Wort: „Abſicht“ oder „abſichtlich“ als gleichbedeutend 
fubftituirt, fondern daß es in vielen anderen Stellen für den Ausdrud: 
„Borfaß“ oder „böfer Vorſatz“ fehr häufig auch andere Barianten als 
ſynonyme Ausdrüde gebraucht, ſo z. B. Bosheit“ oder „boshaft" 
in den $$. 4, 75, 85, 86, 87, 88, 89, 103, 123, 212, 271, 306, 319 
und 462; — — „vorſätzlich“ in den $$. 60, 61,89; — — ge: 
fliffentlich in den 88. 43 und 93 u. ſ. f. u. f. f.“) 


*) Die obige Audeinanderfepung möge zugleich den Beweis liefern, 
daß unfer Gefep mit dem banalen Ausdrude „böfer Vorfag“ nicht blog, 
wie ſchon oben dargethan wurde, etwas Ueberflüffiges (Tautologes) 
erffärt habe, jondern daß diefe Bezeichnung auch leicht zu Mißverſtänd— 
niffen Anlaß geben fünne, und daß es daher de lege ferenda vorzuziehen 
fein dürfte, den ofterwähnten erften Sap des $. 1 vielmehr dahin zu faffen: 
„zu jedem BVerbrehen wird Borfap erfordert.” Dadurch würde zugleich 
ausgefprodhen werden, daß nah unferem, wie wohl auch nadı den Ge— 
fegen aller verfländigen Welt — ein Verbrechen allerdingd auch aus guten und 
edlen Beweggründen möglich fei, weil in der fittlihen Welt der gute End- 
zweck nit ein an ſich verwerfliches Mittel heiligen kann. 

») Iſt es aus dem Standpunkte der Godification ſchon überhaupt 
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Allein fo unbeftreitbar fih auch aus der bisherigen Erörterung die 
Behauptung herausstellt, daß nad unferem Gefege die End-Abſicht, 
in welder Jemand die von ibm vorſätzlich begangene verbrecheriſche 
Uebelthat gefeßt hat, in der Regel etwas ganz Gleichgültiges fei, fo er— 
leidet doc; diefe Regel bei einzelnen befonderen Verbrechen ihre Ausnab- 
men, umd zwar in dreifache verfchiedener Richtung. Das Gefeß fordert 
nemlich entweder 

1. bei mehreren Verbrechen nebft dem allgemeinen, auf den 
verbreherifchen Ihatmoment überhaupt gerichteten Borfaße auch noch 
eine befondere (böfe) End-Abfiht, damit überhaupt ein Verbrechen 
vorhanden fei, fo z. B. in den $$. 65, lit. c, 68, 81, 101, 149, 197 
u. m. a. — oder es beftimmt 

2. daß durch das Hinzutreten einer gewiffen fpeciellen Endabfidht 
zu dem allgemeinen verbrecherifchen Borfage ein beftimmtes Verbrechen in 
ein anderes, d. h. in eine andere Gattung oder Art verwandelt werde, 
z. B. $. 93 verglichen mit $$. 90, 92, 96; — $. 98 verglichen mit 
8. 91 oder mit $. 125 oder mit $. 190; — $. 134 verglichen mit 
8. 135, 3. 2; — $. 152 verglichen mit $. 190; — $. 166 verglichen 
mit $. 170 u. f. f. — oder ed muß endlich 

3. nad den Grundfäßen über das Zufammentreffen-(die Con- 
currenz) mehrerer ftrafbaren Handlungen behauptet werden, daß durch ein 
ſolches Hinzutreten einer zweiten böfen Endabficht zu dem auf eine ge— 
wiffe verbrecherifche Handlung gerichteten allgemeinen Vorfage mehrere 
Verbrechen begangen werden. So wird z. B. Niemand zweifeln, daß 
derjenige, der bei dem Ausbruche eines hochverrätherifhen Gomplottes 


— — — — — 


mißlich, in einem poſitiven Geſetze zut Bezeichnung Eines und desſelben 
Gedankens verſchiedenartige Ausdrücke promiscue zu gebrauchen, fo 
kann von der Doctrin die obige Variation unſeres Geſetzes, die unverlenn⸗ 
bar nur dem Streben nach Vermeidung von ſchleppenden Wiederholungen des 
nemlichen Wortes (Kakophonie) ihr Daſein dankt, in dem vorliegenden 
Falle, nemlich bei einem fo entſcheidenden Ausdrude um fo weniger gutge— 
heißen werden, da man denn dod in der Anwendung häufig in die vom Gefep- 
geber gebrauchten verfhiedenen Auddrüde auch einen verfhiedenen Sinn 
bineinlegt, und dadurch zu irrigen Audlegungen des Geſetzes gelangt. Dieß 
wird ſich 5. B. bei der Erflärung ber 88. 85-89 in PVergleihung und theil« 
weife im Gegenfage mit den $$. 306, 315, 317, 318, 319 und 462 gerade 
in Anfehung des Ausdruded: „aus Bosheit“ oder „bo&haft” ganz 
vorzugsweiſe beraudbeben, indem man in diefen zwei Varianten des Wortes 
„vorfäplih“ ſehr häufig eine erhöhte Potenz oder Steigerung des letzteren 
Ausdrudes finden will. 
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den energifchen oberften Befehlshaber der legitimen Regierungs-Gewalt 
in der Endabjicht tödtet, um dadurch das mächtigſte Hindernig des hoch— 
verrätherifhen Unternehmens auf die Seite zu ſchafſen, dadurch eines 
doppelten Verbrechens, des Mordes und Hochverrathes ($$. 134 und 
58) fih ſchuldig mache; oder daß derjenige, der eine Hütte in Brand 
ſteckt, um feinen darin ſchlafenden Feind zu erſticken oder zu verbrennen, 
des Zufammentreffend zweier Verbrechen, der Brandlegung und des 
Mordes ($$. 166 und 134) ſchuldig werde u. dgl. *). 

Unfer Geſetz bat fih aber in dem $. 1 nicht einmal mit der Be- 
griffebeftimmung des Vorfages begnügt, fondern noch überdieß auf einige 
derjenigen verfchiedenen Eintheilungen des Dolus hingewiefen, welche die 
Doctrin aufttellt. Es beftimmt, daß es 

a) gleihgültig fei, ob der Borfaß „vor“ oder „bei“ der Setzung 
der verbreherifhen Handlung gefaßt worden. Damit hat es num offenbar 
ausgefprohen, dag die verbrecherifhe Handlung eben fo gut als vorfäß- 
lih zugurechnen fei, wenn ihr der f. g. dolus praemedilatus, ale 
wenn ihr der dolus repentinus (impetus, affectus) zu Grunde liegt. 
Der erftere geht nemlih der Handlung mit längerer Ueberlegung oder 
mit Vorbedacht vorher; der zweite befteht in dem erft bei, d. b. wäh- 
rend des Handelns, in der Gemüthsaufregung, in der Hige der Leiden: 
haft, der Aufwallung des Zornes übereilt gefaßten und ausgeführten 
Entſchluſſe. Im Einklange hiermit bezeichnet unfer Geſetz ($. 134) 
die wenn nur überhaupt vorfäßliche Tödtung eines Menfchen als 
Mord, mag dieß nun mit oder ohne Ueberlegung (Borbedacht) gefchehen 
fein, während befanntlih das gemeine deutſche Criminalreht und die 
neueren deutfchen Strafgefehgebungen die letztere Art von Todtung als 
„Zodtfhlag“ erklären **). — 


— — — — 


) Die obigen Entſcheidungen werden umſtändlich erſt bei der Lehre 
von ber Concurrenz (88. 34, 35 und 267 unſeres Geſetzes) begründet 
werden fünnen. 

“) Wenn nun aber auch die Gintheilung des dolus in praemeditatus 
und repentinus nah unferem Gefepe ohne praftifchen Einfluß auf die 
Brage ift: „ob derſelbe überhaupt zurechenbar fei“ (die f. g. abfolute 
Zurehnung): fo it fie doch von großem Belang bei der Beurtbeilung der grö— 
Beren oder minderen Ötrafbarkeit einer vorfäglichen Handlung (der foge- 
nannten relativen Strafimputation), da unfer Geſetz (5. 43 und 263, 
lit. i) mit Maren Worten feftfegt: „ba ein Berbredhen, ein Vergehen oder 
eine Uebertretung deſto frafbarer jeien, je reifer die Ueberlegung, je gefliffent- 
licher die Vorbereitung war, je mehrere Zeit oder Vorbereitung zur Bollzie- 
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Das Geſetz verfügt weiter, daß der Vorſatz eben fo gut zur Schuld 
falle, wenn das verbrecherifche Uebel „geradezu“ befchloffen worden, als 
wenn aus einer anderen böfen Abficht etwas unternommen, oder unter: 
laffen worden ift, woraus das Uebel, welches dadurch entftanden if, 
gemeiniglich (d. h. nad dem gewöhnlichen Laufe der Dinge, nad) 
der Mehrheit der hierüber bekannten Erfahrungen) erfolgt, oder doch 
leicht (d. h. ohne befondere Abweihung von dem gewöhnlichen Laufe 
der Dinge nad den Naturgefehen, oder ohne dag zur Herporbringung 
eine befondere Mühe oder Anftrengung der Kräfte erforderlich wäre) er- 
folgen kann.“ — 

Durch diefen Zufaß hat das Gefeß eben fowohl einerfeits den be— 
ffimmten und den unbeftimmten, und and’rerfeits den directen 
gleihwie den indirecten Borfag eingefchloffen, um fo mehr, da diefe 
beiden, an ſich oder begrifflich allerdings verfchiedenen Eintheilungsarten 
des Dolus — in concreto häufig in einander verſchwimmen. 

Man nennt den Borfak einen beftimmten (dolus determina- 
tus oder auch exclusive delerminatus), wenn der Wille der Handelnden 
unmittelbar, geradezu und ausſchließlich, auf das hervorgebrachte 
Uebel gerichtet war, z. B. ich will den A tödten, feuere das mit einer 
Kugel geladene Gewehr in nächfter Nähe nah ihm ab, und ftrede ihn 
todt nieder; — während bei dem unbeftimmten Vorſatze (dolus in- 
deierminaltus, seu inclusive, alternative vel eventualiter deter- 
minalus) der Handelnde erkennt, daß aus feinen Handlungen verſchie— 
dene, entweder diefer oder jener Erfolg eintreten könne, in feinem 
Willen aber darüber gleihgültig ift, ob der eine oder andere'von diefen 
Erfolgen eintrete, daher im Grunde jeden diefer Erfolge will, und fi 
für den Außerften Fall (in eventum) felbft in den ſchlimmſten diefer Er- 
folge ergibt *). Es ſchießt z. B. Jemand mit einem Trombon, in dem ver- 
fhiedene Bleiſtücke eingeladen find, unter ein Gedränge von Meufhen, 


bung erforderlich ift;" — dagegen „milder zu beftrafen fein, wenn fie in 
heftiger Gemüthsbewegung verübt werden“ ($. 46, lit. d und $. 264, lit. e). 

*) Die von Weber vorgefchlagene weitere Unter-Abtheilung des dolus 
indeterminatus in dolus alternativus und eventualis, welche auf dem oben 
angedeuteten feinen Unterfchiede beruhen würde, je nachdem die mehreren 
möglichen Erfolge dem Willen des Handelnden (alternativ) gleihgiltig 
waren ; — oder ob er vorzugsweiſe den Einen (minder fhlimmen) Er 
folg wollte, und in den möglichen fchlimmeren fi) für den äußerſten Fall 
(in eventum) gleihfam nur ergeben hat, — — wurde ald eine zu feine De 
ftinctio wohln von wenigen Griminaliften angenommen. 
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mit dem deutlichen Bewußtfein, day hieraus eben fowohl leichte, ala auch 
ſchwere körperlibe Beihädigungen ($$. 411 und 152), im äußerften 
und ſelbſt Halle die Todtung des einen oder anderen diefer Menfchen 
($. 134) erfolgen könne. Im diefem Falle ift alfo der Thäter nad) der 
ganz beftimmten Borfchrift der SS. 1 und 134 unferes Geſetzes, nicht 
wur bei dem wirklich erfolgten Tode eines diefer Menfchen der vollbradh- 
ten vorfäßlihen Tödtung desfelben fhuldig, fondern es kann ihm 
auch ohne Ungerechtigkeit felbft bei nicht eingetretenem Tode der Vorſatz, 
zu tödten, zugerechnet, und er fofort des Verbrechens des verfuhten 
Mordes ($$. 8 und 134) fhuldig erklärt werden, weil er ſich nach der 
Lage des Falles fagen mußte, und vorausfeglich gewußt hat: „daß aus 
feiner in böfer Abficht unternommenen Handlung die Tödtung eined Men— 
fhen gar leicht erfolgen könne“ ). 


Verfhieden hiervon ift, obgleich manche Rechtélehrer fie auch ſchon 
als identifch mit der eben genannten Eintheilung bezeichnet haben, 


c) die Eintheilung des dolus in direetus (scilicet directe seu 
per propriam confessionem probatus) und in indirectus (seu dolus 


*) Die früher binfihtli der Eintheilung des dolus in d. praemedi- 
tatus und repenlinus gemadte Bemerkung gilt au bier. Wenn gleih das 
Geſetz im $. 1 den d. indeterminatus ebenſowobl zurechnet, ald den d. de- 
terminatus, fo ift doch diefe von der Wiffenfchaft vorgenommene Eintheilung 
wieder don großem praftifhen Werthe nicht nur, wie man fi aus der obi« 
gen Darftelung überzeugen mag, für die Bermittlung der richtigen praf- 
tiſchen Beurtbeilung vermwidelterer Fälle, fondern indbefondere auch bei der 
Straf-Ausmeffung. Wer möchte denn noch zweifeln, daß derjenige, der 
einen Entſchluß mit ausſchließlicher Intenfität auf den Mord eined Menſchen 
tichtet, um Vieles ftrafbarer fei, als derjenige, ber im zweiten obigen 
Falle ih in fein Schidfal, daß aus feiner Handlung auch die Tödtung eines 
Menſchen refultiren fönne, nur alternativ fügt oder gar im äußerſten Kalle 
gewiffermaßen blos ergibt (vgl. die $$. 43—47 und $$. 263 und 264) ? 
Schon diefe Andeutungen, gleihmwie auch die weiter unten litt. c—e folgen» 
den Nachweiſungen dürften hinreichen, um die bie und da noch gewagte Be» 
bauptung,, daf alle obigen von der Wiſſenſchaft gemachten Eintheilungen 
unpraftifch,, überflüffig,, nicht flihhältig, ohne Nutzen feien u. dal. m., in 
stem Gehalte zu würdigen! — ‚„Verachte nur Vernunft und Wiffenfhaft, 
des Menſchen allerhöchſte Kraft — — fo hab’ ich dich ſchon unbedingt !* — 
Ob aber durch vornehme Verachtung der Grgebniffe der Wiffenfchaft von 
Seite der Praktiker das praftifhe Recht felbft gewinnen werde; — ob es 
für Theorie und Praris heilfam fei, die zwiſchen beiden ohnehin beftehende 
Kluft noch immer weiter zu fpalten, dieß — glaube ich wohl nicht erſt in 
Stage ftellen zu dürfen. — 
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ex re consequens), welde, wie ſchon die beigefügten anderweitigen Be: 
zeihnungen darthun, fich eigentlich nur auf die Art, das Dafein des Vor: 
faßes zu conftatiren (zu erweifen), bezicht. — Wird nemlih von dem 
Thäter eines Verbrechens „geradezu” eingeitanden, daß er die herbei: 
geführte Uebelthat, z. B. die Tödtung eines Menfhen gewollt babe, fe 
nennt man dieß directen Borfag. Kann ihm aber troß feines Teugnens 
aus concludenten Thatumftanden feiner Handlung mit überzengender 
Schlußfolgerung nahgewiefen werden, daß er den auf das entſtandene 
Uebel gerichteten Vorfag haben mußte, fo wird dieß indirecter, d. b. 
mittelbar aus den Umftänden mit logifher Nothwendigkeit erſchloſſe— 
ner Borfaß genannt. So wird z. B. demjenigen, der mit einem mehrere 
Pfund ſchweren Knüttel und mit aller Gewalt einen Andern einigemal auf 
die Schläfe fhlägt, und ihn ſonach tödtet; oder derjenige, der in dem obi— 
gen unter lit. b gefegten Kalle durch feinen Trombon: Schuß einen Men- 
ſchen tödtet, allerdings, troß feines Teugnens des Tödtungs-Vorſatzes, 
dennoch desfelben (ex re) für übermwiefen gehalten werden dürfen, weil im 
erften Kalle das eingetretene Uebel nothwendig aus feiner Handlung 
entftehen mußte, im zweiten Kalle aber gemeiniglich daraus ent- 
ftehen wird, oder doch leicht entftehen kann.“) 

Es leuchtet nun vorerft ein, daß die vorftehende Beftimmung, in fo 
weit dadurch die Art feftgefeßt wird, wie das Dafein des Vorſatzes be: 
wiefen werden fönne, ftrenge genommen nicht in das materielle Straf: 
gefeß, fondern vielmehr in die Borfchriften über das Strafe Verfahren, 
und auch dahin nur unter der Borausfegung gehöre, daß das Strafproceß— 
Geſetz überhaupt Beweisregeln aufitelle. In Wirklichkeit hatte denn 
auch unfer St. G. B. vom 3. September 1803 die nothwendige Ergän: 
zung der Vorſchrift des $. 1 unter die Normen „über die rechtliche Kraft 
der Beweife” in dem für dag Criminal-Verfahren beftimmten zwei— 
ten Abfhnitte aufgenommen. Es muß fih nemlidy Jedermann aus dem 
Inhalte des $. 1 die dafelbft ungelöfte Frage aufdringen: „wie denn der 


*) Es bedarf faum einer Erinnerung, daß das Geſetz dadurch, daß es in 
dem obigen Falle bas Dafein bed böfen Borfages ſchon aus einem „ge- 
wöhnlidhen”, ja fogar nur aus cinem „leiht möglichen“ Caufal- 
Zufammenbange zwifchen dem wirklich entftandenen Uebel und der zugeftan: 
denen beabfichtigten Handlung ald ſchlußfolgerungörichtig annimmt, es dieſen 
Borfag um fo gewiffer a majori ad minus dann ale conftatirt vorausfegen 
müffe, wenn biefer Zufammenbang ein nothwendiger war, wenn nemlich 
das entflandene Uebel aus der Handlung nad den Raturgeiegen erfolgen 
mußte — j 
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böfe Vorfag in jenem alle bewiejen werden könne, wenn der Thäter 
denfelben gänzlich Teugnet, wenn er nemlich nicht blos, wie im Nachfake 
des 8. 1 vorausgefeßt wird, den zunächft auf das entitandene größere 
Uebel gerichteten Borfaß leugnet, wohl aber eine mindere böfe Abficht 
zugefteht, fondern wenn er allen (böfen) Vorſatz überhaupt leugnet. 
Diefe Lücke fuchte nun das ältere Strafgefek durd den $. 413 des 
I. Theile auszufüllen, der folgenden Inhalts war: 


$. 413. 


„Wenn der Beſchuldigte war die That eingeflebt, aber den böſen Borjap Beweis des ge 
feugmet, jo ift Darauf zu ſehen, ob nad den ſich aus Der ——— zeigenden Umftänden leugneten böſen 
die That ſich plötzlich ereignet, oder der Thäter zur Vorbereitung derſelben Mittel angewendet, orfages. 
Sinderniffe au entfernen geiubt babe. Im eriten Halle fann Die Entihuldigung in fo fern Statt 
baben, ald das Nebel nah der natürlihen Ordnung der Dinge nicht ſchon norbmendig aus 
der Handlung entfteben mußte. Hat aber der Beihuldigte Gelegenheit und Mittel, die That 
aus zuũben, vorbereitet; fo ift er auch des böſen Borfages für überwielen zu halten; es ſei 
denu, dab aus der Unteriuhung beiondere Umftände bervorfommen, welche füglich eine andere 
Abſicht erfennen laſſen.“ 


Da jedoch die vorſtehende Vorſchrift in das neue Strafgeſetz nicht 
übergegangen ift, fo kann fie ala unmittelbare Gefek wohl nur mehr 
für jene Länder gelten, in welchen der zweite Abfchnitt des St. G. B. 
vom 3. Sept. 1803 (über das Criminal: Verfahren) in Geſetzeskraft be: 
ftebt, *) keineswegs aber für Diejenigen, wo die St. P. D. vom 17. Jan: 
ner 1850 gilt, weldhe im $. 287 vielmehr verordnet: „daß (bei der ftraf: 
gerichtlihen Verhandlung über Verbrechen und Vergeben) über die Frage, 
ob eine Thatfache als erwiefen anzunehmen fei, die Richter nicht nad 
gefeglihen Beweisregeln, fondern nad ihrer freien, aus der ges 
wiffenbaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten Beweismittel 
gewonnenen Ueberzeugung eutfcheiden." — Ebenfo wenig hat diefe Bor: 
fhrift für die Aronlander Ungarn, Kroatien, Slavonien, die ferbifche 
Woimodfhaft und das Temefer-Banat unmittelbare Gefepes - Kraft, 
weil für diefe Länder einftweilen noch die beftehbenden Strafverfah: 
rens⸗Vorſchriften aufrecht erhalten wurden,**) nad Maßgabe derfelben aber 
binfihtlih der Beweisregeln ex usu ganz eigenthümlihe Normen in 
Uebung find. 

Dennoch würden die Strafrichter weder in jenen Kronläandern, wo 
dermal die St. P. D. vom 17. Jänner 1550 gilt, noch in den ehemals 
fogenannten ungarifhen Ländern irre gehen, wenn fie bei der Frage: 
„Rah welchen Normen fie den (böfen) Vorſatz ald erwiefen annehmen 


— — 





*) Bgl. oben Seite 91—92 und 96—97, wornach nun das lombardiſch— 
venetinnifhe Königreih,, Dalmatien, Galizien mit der Bufowina und mit 
Krakau, endlich Siebenbürgen dahin gehören. — 

*) Bol. oben Seite 95, 3. 3. — 

10* 
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können ?" fih nicht bloß nach dem Schlußfage des $. 1, der für fie unmit- 
telbares Gefek ift, fondern aud nad dem vorftehenden (alten) $. 413 
benehmen werden, weil derfelbe wirklih nur eine natürliche Beweis- 
regel, eine Norm des gefunden Menfchenverftandes aufjtellt, die ohne 
Zweifel auch ein künftiges öfterreihifches Strafproceß-Geſetz im Wefent- 
lichen wieder aufnehmen wird, in fo ferne dasſelbe überhanpt wieder zu ge= 
feglihen Beweisregeln zurückkehren wird.) — Da jedod in dem gegen: 
wärtigen Werke zunächſt nur das materielle Strafgefeg erläutert 
werden foll: fo kann bier in feine weitere Erörterung über die eben 
erwähnten Beweisregeln eingegangen werden. Nur die Eine Bemerkung 
muß noch beigefügt werden, daß ſchon die vorftehende Auseinanderfegung 
des Weſens vom fogenannten dolus indirectus überhaupt, gleichwie der 
klare Wortlaut des Nachſatzes des $.1 felbft — die oft behauptete (Freilich 
einem Worte unferes hochverdienten Jenull nacgebetete, aber von 
ihm in einem ganz anderen aufgefaßte) Meinung als irrig darftelle: 
„als ob unfer Gefeg ın diefem $. 1 das Dafein des (böfen) Bor: 
faßes auf Grundlage einer blogen Bermutbung als conftatirt ange: 
nommen habe.” — Diefe vielverbreitete Anſicht über unferen 8. 1 ftebt 
in directem Widerfpruche mit der ganz categorifhen Vorfchrift des $. 396 
des nemlihen (alten) Geſetzes: „Nur dasjenige kann in der Beurs 
theilung für wahr gehalten werden, was rehtlih bewiefen ift." — 
Nicht darum, weil unter den im Nachſatze des $. 1 angegebenen Vorauss 
feßungen der böfe Borfaß blos präfumirt werden könnte, fondern deß— 
wegen, weil er aus folden Prämiffen mit logifher Nothwendig- 
keit gefchlußfolgert werden muß, und weil jeder Richter, der — wenn 
gleich „nur feiner freien Ueberzeugung folgend" — nad) den Regeln des 


— — — — — 


) De lege ferenda würde man vielleicht für ein künftiges Strafproceß— 
Geſetz zu dem obigen $. 413 nur noh Eine Bervolftändigung empfehlen können. 
Derfelbe ift nemlih zunächſt auf diejenigen Verbrechen berechnet, welche ſich 
auf Förperlihe Berlepungen beziehen, und bedarf einer Ergänzung namentlich 
aud für andere Gategorien von firafbaren Handlungen. — Diefe Ergänzung 
dürfte etwa durch folgende Borfchrift gegeben werden: „Die Angabe ded Be» 
fhuldigten, daß er die von ihm eingeftandene That nicht mit böfem Borjage 
vorgenommen habe, fann auch dann nicht ald glaubwürdig angenommen wer« 
ben, wenn nachgemwiefen ift, daß die That nur überhaupt bei vollem Bewußt- 
fein vorgenommen wurde, und diefelbe fo geartet ift, daß das Uebel ſchon in 
der Hanblung ſelbſt gelegen ift, der böfe Vorfag daher ſchon durch die natür— 
liche Beihhaffenheit der Handlung erhärtet erfcheint, wie 3. B. bei Gotted« 
läfterungen, Schmäbfhriften, unſittlichen Aeußerungen, gefährlihden Drohun« 
gen, heimlichen Entwendungen fremden Eigenthums u. dal.” — 
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natürlichen Denkens, und nah der Schlußfolgerung des ſchlichten Ver— 
ftandes vorgeht, hieraus auf das Dafein des (böfen) Vorfages ſchließen 
wird: fann erald wahr und bewiefen angenommen werden. 

Die Zufammenbaltung diefer Erſcheinungs-Verhältniſſe des foge- 
nannten dolus direetus und indirectus mit den früher (unter b) gegebe: 
nen Nachweifungen zeigt aber zugleich, daß in der Hegel in allen jenen 
Fällen, in welchen dolus direetus vorhanden ift, derfelbe fih auch als ein 
dolus determinalus darftelle und daß dann, wenn es fih um einen dolus 
indeterminatus handelt, derfelbe wenigftens binfichtlich des entitandenen 
oder beabfihtigten größ eren Uebels regelmäßig nicht eingeftanden, fondern 
nur indirecte conftatirt, daher zugleich ein dolus indireetus fein wird, 
und daß fofort der dolus delerminatus ımd directus, gleichwie der dolus 
indeterminatus und indireclus im wirflihen Leben regelmäßig in Einen 
zufammenfallen, und eben deßhalb auch häufig mit einander verwechſelt 
werden. Hat doch felbft unfer Gefek im $. 1 eine fo umfaffende Beichrei- 
bung gewählt, daß es mit derfelben Erflärung beide diefer Einthei- 
Iungs-Arten umfaßt! 

Außer den bisher dargeftellten Eintheilungen des dolus unterfcheir 
det die Doctrin weiterhin 

d) den dolus antecedens (seu ex proposilo) von dem dolus 
subsequens (seu post factum), und nimmt den erfteren dann an, 
wenn eine ftrafbare Handlung fhon urſprünglich mit fträflihem Vor— 
faße vorgenommen wurde; den leteren aber, wenn zu einer, in fchuldlofer 
oder gar edler Abficht unternommenen Handlung erft fpäter, nemlich 
während oder nad deren Sekung, ein fträflicher Vorſatz binzugetreten 
if. Es leuchtet ein, daß von dem leßteren in fo ferne feine Rede fein 
könnte, ald er etwa wie eine nach der Wirkung eingetretene Urfache auf 
die [bon vor ihm da gewefene frühere Handlung zurüdbezogen werden 
wollte, in Beziehung auf welche er natürlich fo viel ald Fein Vorſatz ift. 
— 68 gewinnt aber diefe, vielleicht nur unpaffend benannte Einthei- 
lung allerdings eine reale Bedeutung in Beziehung auf die praktiſche 
Beurtheilung der Fälle, in weldhen der f. g. dolus subsequens eintritt. 
Wenn 3. B. Jemand bei einer Feuersbrunſt, Waffernoth u. dgl. dem Be- 
drängten in der menfchenfreundlichften Abficht Hilfe leiftet, und ihm ver: 
Ihiedene Effekten durch Heraustragen aus den gefährdeten Räumlichkeiten 
zu retten fucht, und endlich, nachdem er diefe Effekten bereit geborgen 
und in feine Gewalt gebracht hat, den Entfchluß faßt, eine derfelben etwa 
im Werthe von 10 fl. zu behalten, fo kann diefe Handlung erft von dem 
Augenblicke der Faſſung diefes Beſchluſſes angefangen als ftrafbar an— 
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gefehen und der Thäter daher nur nach Maßgabe der diefem Befchluffe 
nadhgefolgten Handlung, feineswegs aber auch hinfichtlic der diefem 
f.g. dolus subsequens vorangegangenen Handlung beurtheilt werden. Er 
darf daher nicht als Dieb ($. 171), da er in dem Augenblicte des gefaß- 
ten Entihluffes die Sache bereits in feiner Gewalt und nicht erſt noch zu 
entziehen hatte, fondern je nach Umjtänden nur als Beruntreuer ($$. 183 
und 461), oder als Betrüger ($. 197) behandelt werden, was im vorlie- 
genden Falle praftiich fehr wichtig ift, weil er al& Dieb bereits ein Ver: 
brechen ($. 174, 3. II, lit. a), als Veruntrener oder Betrüger aber nur 
eine Mebertretung begangen hätte ($$. 183, 200 und 461). 

Die Doctrin unterfcheidet endlich noch 

e) den dolus generalis von dem dolus specialis, und zwar 
in mehrerlei Bedentungen. Bei Manchen ift dieß nur 

aa) eine andere Benennungsmweife für die oben unter lit. b 
dargelegte Eintheilung, fo daß der Ausdruck dolus specialis für fynonim 
mit dolus determinatus, der dolus generalis aber gleihbedentend mit 
dolus indeterminatus angefehen wird *). — Gewöhnlich aber nennt man 

bb) den dolus generalis den auf mehreren, erft zufammen 
einen gewiffen Haupterfolg oder die allgemeine Endabſicht ver- 
wirklihende (Theil) Handlungen gerichteten Entſchluß des Thäterd, wo- 
von zwar jede für jich allein fchon ftrafbar fein würde, die aber nach dem 
Plane oder Vorfage des Thäters alle zufammen nur ale die fortſchrei— 
tende Ausführung desfelben verbrecherifhen Entſchluſſes, oder als inte 
grirende Beftandtheile der beabfichtigten Einen Gefammthat, oder in Bes 
ziehung auf dasfelbe dauernde Verhältnig begangen find ; — im Gegen: 
faße des dolus specialis, der auf Hervorbringung einer ftrafbaren 
Handlung mitteljt eines einzigen Actes gerichtet ift. — So wird ;. 2. 
derjenige, der fih vornimmt, einen Anderen mit Mefferftihen, Schlägen, 
oder allmälig mittelft Gift um's Leben zu bringen, eines dolus generalis 
Ihuldig fein, in fo ferne er wohl im Allgemeinen den Borfaß zu 
tödten bat, denfelben aber vorausfeglih durdy eine fortgefehte Reihe 
von Handlungen, durd die mehrmals wiederholten kleinen Giftgaben 
u. f. f. auszuführen beſtrebt iſt. — 





*) Diejenigen, welche nah Weber den dolus indeterminatus mit 
noch größerer fFeinheit in den dolus alternativus und d. eventualis 
im firengen Sinne unterfeheiden, führen diefe Feinheit auch bier durch, indem 
fie dann den dolus generalis nur auf die erſtere Unterart bed d. indeter- 
minatus, nemlih auf den dolus alternativus befchränfen (val. oben Seite 
144 die Anmerkung). 
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Diefe Unterfcheidung bat praftifhen Werth, weil fie uns erft das 
Weſen des Unterfchiedes der fortgefehten von den wiederbolten 
ftrafbaren Handlungen vollfommen klar aufzeigt, und weil je nach deren 
Verſchiedenheit wieder ſowohl nach der natürlichen Gerechtigkeit, als auch 
nach den Beftimmungen unferes pofitiven Geſetzes ganz andere Strafbe: 
meffungen eintreten. — Näberes darüber aber wird, um bei der lega— 
fen Ordnung des Geſetzes zu bleiben, erſt bei der Erläuterung der 88. 
34 und 35 vorfommen. — Nur fo viel mag bier fhon bemerkt werden, 
dag fih auf Diefe Eintheilung und WAuffaffungsweife des dolus gene- 
ralis und dolus specialis vorzugsweife die Eintbeilung der ftrafbaren 
Handlungen in delieta continua und diseontinua oder eigentlih in 
delieta facli continui und facti discontinui beziehe. — Die 
erfteren treten dann ein, wenn der Handelnde feinen fträflihen Borfak 
fhon urfprünglich auf ein fortdauerndes geſetzwidriges Verhältniß 
und auf die öftere Wiederholung der durch dieſes Verhältniß gewiffer: 
maßen bedingten homogenen ftrafbaren Handlungen richtet, z. B. der 
Bigamift, Blutfhänder, Ehebreher, der eine durch unbeftimmte Zeit fort: 
dauernde (thatſächliche) mehrfache Ehe ($. 206) oder eine fortdauernde 
Geſchlechts-Verbindung mit feiner eigenen Tochter ($. 131) oder mit 
einer anderen Frauensperſon als feiner Gattin eingeht ($. 502), und 
eben darum feine Abficht darauf richtet, einzelne ftrafbare Acte des un- 
züchtigen Verkehrs mit Diefer Berfon während der gedachten Verbindung 
öfters zu wiederholen, die fich aber zuletzt allefammt doch nur als das 
Wert Eines und desfelben fortdauernden Entichluffes darftellen, fo 
daß er eigentlich Fortan oder ummnterbrochen im Begehen der ftrafbaren 
Handlung beariffen it; — während bei delictis facti disconlinui der 
Thäter feine fträflihe Abficht nur auf einzelne vorübergehende Xcte, 
z. B. auf einmaligen verbrecherifchen Umgang mit irgend einer Perfon 
gerichtet, daher mit diefem Einen Momente die ftrafbare Hand- 
lung gleichfam abgefchloffen hat, wenn er and vielleicht mit eben diefer 
Berfon den gedachten Verkehr in der Folge öfters wiederholt, aber — 
wohlgemerft — immer nur in Folge eines neu gefaßten Entfchluffes 
wiederholt. — Niemandem fällt bei, im evfteren Falle, nemlich bei delic- 
tis facti continui den Ehebrecher etwa wegen fo oftmaliger Wieder: 
holung des Ehebruches zu beftrafen, als er in dem gedachten dauern- 
den Berhältnifje einzelne ehebrechetiſche Aete begangen hat; wohl aber 
fraft man im zweiten Kalle den Ehebrecher wegen der Öfteren Wieder: 
bolung des Ehebruchts, mag er denfelben nun mit verfchiedenen Pers 
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fonen, oder auch bei vorausgefeßter jedesmaliger Erneuerung des Vor— 
faße® mit derſelben Perfon begangen haben. — 

Man unterfcheidet endlich 

ec) bie und da noch eine dritte Bedeutung diejer Eintheilung 
des dolus in generalis und specialis, welche fih aber wirklich nur auf 
einen einzelnen Fall bezieht, jedoch deßhalb gemacht wird, um die praf- 
tifche Entſcheidung desfelben zu erleichtern. Es wird nemlich in diefer 
Bedeutung der Vorfaß eines Schuldigen dolus generalis genannt, 
wenn er in Beziehung auf die Ausführung eines gewiſſen ftrafbaren Bor: 
ſatzes mehrere unmittelbar auf einander folgende Handlungen vorge: 
nommen bat, die zufammen den von ihm beabfichtigten ftrafbaren Erfolg 
herbeigeführt haben, wobei aber diefer Erfolg erft durch eine fpätere That 
herbeigeführt worden ift, welche aber der Thäter wohl in Beziehung auf 
feine ftrafbare Handlung, aber nicht mehr zur Confummation derfelben 
gefegt hat, indem er den Erfolg vielmehr fhon durch eine frühere Theil- 
handlung erzielt vorausfeßte. Hier tritt alfo eigentlih Jrrthum im Er: 
folge ein. — Es bat z. B. A den ganz allgemeinen (gemerellen) 
Borfaß, den B zu tödten: zu diefem Zwecke droffelt er ihn fo lange, bie 
er ohne Lebenszeichen bleibt. Ihn für todt haltend, wirft er num den 
vermeintlichen Leichnam in's MWaffer, um das unwillfommene corpus de- 
lieti zu entfernen. Bei der DObduction des vom Waſſer ausgeworfenen 
Leichnamsd wird aber conftatirt, daß B zur Zeit, ald er in’d Waſſer 
geworfen wurde, noch lebte, und daß er nicht durch die Erdroffelung, 
fondern nur vom Waffer erſtickt (durch das Ertrinken) geftorben fei. — 
In diefem Falle wird nun von Griminaliften häufig der A, weil ibm der 
dolus generalis zum Morde des B zur Laſt falle, und weil er mit 
diefem Borfage eine tödtende Handlung an dem B vorgenommen habe, 
des (vollbrachten) Mordes fchuldig erklärt. — Allein diefe Entſchei— 
dung fheint mir gleich unrichtig aus dem (wiffenfhaftlihen) Standpunfte 
der natürlichen Gerechtigkeit, wie aus jenem unferes pofitiven Geſetzes 
($. 134). In beiden Beziehungen ift nemlich zum Verbrechen des voll: 
bradten Mordes nothwendig, daß fpeciell diejenige Handlung, 
welche die Tödtung objectiv bewirkte, auch mit dem Entſchluſſe zu tödten, 
volljogen worden fei, daß mit Einem Worte der That-Moment und der 
Willens: Moment ded Mordes in demfelben Punkte zufammen- 
treffen, was aber in dem vorausgefeßten Kalle, fo wie überhaupt bei 
allen Fällen di eſes dolus generalis nicht Statt findet. Bei derjeni- 
gen Handlung, welche mit dem Borfage zu tödten vorgenommen wurde 
(dem Droffeln), fehlt zum Dafein des vollbradten Mordes der 


[Strafgef. 1. Ch. 1. Haupt...) — 153 — [Yon Verbrechen überhaupt.) 


That-Moment des wirflih eingetretenen Todes; bei der zweiten 
Handlung (dem in's Waffer- Werfen) aber mangelt der Willend-Mo- 
ment, und es läßt fich daher gerechter Weife in dieſem Beifpiele nur das 
Zufammentreffen eines (dolofen) Berfuhes des Verbrechens des 
Mordes ($$. 8 und 134) mit dem Bergehen der verurfachten fahrläffigen 
Tödtung eines Menfchen ($. 335) erfennen. — 

Wenn man biernad das Wefen des (böfen) Vorfages in all’ den 
verfchiedenen Geftaltungen, in denen er fih nah Maßgabe der eben be- 
ſchtiebenen Arten und Eintheilungen ausprägen kann, überfchaut, fo müf- 
fen wir allerdings fchon aus der Natur der Sache als richtig anerkennen, 
dag eine ftrafbare Handlung nur in fo ferne ald vorſätzlich und aud 
nab unferem Gefege nur dann ald Berbrechen angefehen werden 
fönne, wenn und in fo ferne der (böfe) Borfaß auch jeden Beftandtheil 
und jedes Merkmal derfelben durchdringt. *) 

Hieraus ergibt fi daher ald Regel, daß in dem Falle, wenn 
irgend eines der von dem Gefeße zur Begriffebeftimmung eines Verbrechens 
überhaupt, oder einer gewiffen Art von Verbrechen, oder zur höheren Straf: 
barkeit ald wefentlich erforderte objective Merkmal von dem Handeln- 
den nicht indbefondere gewußt und gewollt (bedacht und befchloffen) 
worden ift eben dieſes Merkmal, und fofort auch das Verbrechen felbft, 
oderdie befondere Art desfelben, oderdievorausgefeßte 
höhere Strafbarkeit niht mehr eintrete, wenngleich etwa 
diejes objectiv vorhandene Merfmaldem Handelndenals 
culpofeverfhuldetzugerehnet werden fann, d.h. als vorhan— 
den vonihm etwa hätte erkannt werden fönnen. — So würde 4. B. derje: 
nige nicht ald Hochverräther oder Majeftäts-Beleidiger ($. 58, lit. a und $. 63) 
behandelt werden können, der, wenn gleich abfichtlich, eine Perſon körperlich 
verlegt oder beleidiget hat, die in Wirklichkeit der Kaifer war, den aber der 
Thäter nicht erfannt hat, wenn e& ihm auch etwa fehr leicht gewefen wäre, 
zu erfahren, Daß der Verletzte oder Beleidigte der Kaifer war; fo wird ferner 
derjenige, der einen mit wirklicher gewaltfamer Handanlegung begleiteten 
Biderftand gegen eine obrigkeitliche Perfon in Ausführung einer öffent 
lihen Function anwendet, nicht fhuldig fein des im $. 81 bezeichneten 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit, wenn er diefe Perfon nicht 


*) Dieß ift der fchon aud der grammaticalifchen Auslegung fließende 
Hare Sinn der Worte bes 8.1: „Zu jedem Berbrehen, — alfo auch zu jedem 
einzelnen Beftandiheile oder Merkmale, das ala verbrecherifch foll zugerechnet 
werden können, — wird böfer Borfag erfordert.“ 
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wirklich als eine obrigkeitlihe umd ihre Function ale eine öffentliche er- 
kannt hat; derjenige nicht als fchuldig des im 8. 127 bezeichneten Ber- 
bredhens angefehen werden können, der an einem in Wirklichkeit nur 13 
Jahre alten, ihm aber wermiöge ihrer förperlichen Reife und fonftiger Um- 
ftände ala lange über 14 Jahre alt erfcheinenden Mädchen den aufer- 
chelichen Beifchlaf vollzieht, wenn ihm auch etwa gar leicht möglich gewe- 
fen wäre, ſich von deffen wahrem Alter zu Überzeugen; oder derjenige 
nicht als Mitfchuldiger eines Vatermordes beftraft werden fönnen ($$. 137 
und 138), der zwar vorfäglich bei der Tödtung einer Perfon mitgewirkt 
hat, die objectiv etwa deffen eigener Vater war, den er aber nicht als fei- 
nen Bater erfamtt hat, wenn ihm auch diefe Erkenntniß bei erhöhter Auf: 
merffamfeit leicht möglich gewefen wäre; — ebenfo ferner derjenige nicht 
fhuldig erflärt werden fönnen der Theilnehmung am Diebftahle oder 
Beruntreuung ($. 185), der ein in Wirklichkeit (objectiv) geſtohlenes oder 
veruntreutes Gut an ſich brachte, von dem er aber nicht wußte“), daß es 
geftohlen oder veruntreut fei, wenn er auch Gelegenheit gehabt hätte, fich 
von der Bezugsquelle des ihm etwa zum Kaufe angebotenen Gutes näher 
zu überzeugen, oder wenn er fogar den Befig diefer Gegenftände bei dem 
Ueberbringer als verdächtig präfumiren fonnte**) u. f. f. u. ſ. f. 


*) Unser Gefep bat zwar bei der ganz analogen Handlung der Theil: 
nehmung am Raube (8. 196) das obige Merkmal: „daß der Theilnchmer 
wiffen müfle, daß das Gut ein geraubtes fei,“ fo wie auch bei dem ver- 
wandten Falle des Betruges durch Ausgabe von verfälfhten öffentlihen Cre— 
bitäpapieren ohne Einverftändniß mit den Berfälfchern oder Theilnehmern 
das Erforberniß, daß diefe Ausgabe „wiſſentlich“ geſchehen müffe ($. 201, 
lit. a), ausdrüdlich beigefügt. — Allein e8 bedarf feiner Nachweiſung, daß 
die anddrüdlihe Beifügung diefer Worte in den ebengedacdhten zwei Ge- 
fegesfiellen eine eben fo pleonaftifhe Wiederholung der allgemeinen, und 
fi) eben deßhalb auf alle einzelnen Verbrechen beziehenden Anordnung des 
5. 1 ift, als überhaupt die Wiederholung der Beſtimmung, dak eine 
Handlung, um ald Verbrechen zugerechnet werden zu fünnen, vorfäglid 
begangen fein müffe, in vielen einzelnen Gefepesitellen (z. B. in den 88. 60, 
61, 85—89, 166, 212 u. ſ. f.) nur ale eine Tautologie erflärt werben 
muß, die der Befepgeber wahrfcheinlih abfichtlich gewählt hat, um biefes 
eigentliche Lebend-Merkmal eines Verbrechens gerade bei ſolchen Berbrechen 
recht nachdruckvoll hervorzuftellen, deren Feftfegung ald Verbrehen außerdem 
vielleicht zweifelhaft gewefen wäre. — Die ftrenge Doctrin hat freilich gegen 
die banale Phrafe: „Superflua non nocent!“ in einem Geſetze ernfte 
Einwendungen zu madhen! — 


») Die DVergleihung mit den Anordnungen der $$. 471-474 beſtäti- 
get auch indirecte die obige Anſicht, da hier ter Gefepgeber diejenigen Per: 


[Btrafgef.1. Ei. 1. Haupik.%.ı| — 155 — {Von Verbrechen überhanpt.] 


Der erfte hiernach aus der Borfhrift des $. 1 folgende Grund— 
fag: „daß zu eimem jeden Verbrechen überhaupt (böfer) Borfaß er- 
forderlich fei“, oder mit anderen Worten: „daß eine blos culpofe 
Handlung nie ald Verbrechen zugerechnet werden könne“, ftebt in 
unferem Geſetze ausnahmslos da. 

Das zweite hieraus abgeleitete Sorollar aber: „daß auch jedes 
einzelne Merkmal der ald Berbrechen zuzurechnenden Handlung im Bor: 
fage des Thäters gelegen oder dDolo8 fein müſſe“, unterliegt bei einzel: 
nen Fallen vermöge ausdrücklicher Feſtſetzung des Geſetzes aller: 
dings mehreren Ausnahmen. 

Es gibt nemlih in unferem Gefeße mehrere Fälle, wo auch die 
bloge Fahrläſſigkeit (eulpa) auf die Zurehnung der Verbrechen von 
wirffamem Einfluffe ift. — Diefe Ausnahms-Fälle von dem zweiten, eben 
erft angeführten Grundfage find dreierlei verfchiedener Art: es gibt 
nemlich 

aa) mehrere Fälle, wo das Gefek zum Dafein eines gewiffen Ver: 
brechens ale wefentlich fordert, daß ein beftimmter objectiver Erfolg 
eulpofe eingetreten fein müſſe. Dieß ift vorzugsmeife und unbeftritten 
der Fall bei dem Verbrechen des Todtfchlages ($. 140), zu deſſen Thatbe- 
fand das Geſetz ausdrücklich fordert, dag der Erfolg des Todes einge 
treten fei, jedoch ohne daß der Thäter diefen Erfolg beabfichtiget hat, in 
Beziehung auf welhen Erfolg daher der böfe Vorſatz geradezu ausge— 
ſchloſſen ift, d. 5. gar nicht einmal da fein darf, damit das be- 
itimmte Berbrechen vorhanden fei, fo daß in Diefer Beziehung dem 
Thater nur culpa (Fahrläffigkgit) zur Laſt fallt. — 

Dasfelbe findet aber auch Statt bei den Verbrechen der öffent: 
lihen Gewaltthätigkeit durch boshafte Befhädigung fremden Eigenthums 
($. 86), oder dur boshafte Handlungen oder Unterlaffungen unter 
befonders geführlihen VBerhältniffen ($. 88); bei der Weglegung eines 
Kindes ($$. 150 und 151); — bei dem Zweifampfe ($. 161) umd 
bei der Brandlegung ($. 167, Hit. a), in fo ferne bei dieſen 
Verbrechen der Tod eines Menfhen eingetreten if. — 
In al! diefen Fallen ſetzt nemlich das Gefep nur voraus, daß 
von dem Handelnden der Tod eines Menſchen vorbergefehen werden 
konnte, und fchliegt eben dadurch den hierauf directe oder indirecte ge: 


jonen, melde (wenn gleich vielleicht objectiv geftohlene, veruntreute oder 
geraubte) Waaren unter verdächtigen Umftänden an fi bringen, ohne 
fie beftimmt ale folde zu wiffen, nur einer Uebertretung ſchuldig erklärt. 


[Strafgef. T. &hl. 1. Haupt...) 2 — 156 — [Yon Verbrechen überhaupt.) 


richteten (böfen) Borfaß desfelben aus, indem dann, wenn der Thäter er: 
weislich die Abficht zu tödten gehabt, daher eines der genannten Ver: 
brechen eigentlich ala Mittel zur Berübung eines Mordes als Zwed 
gewählt hätte, derfelbe, nach den Grundfäßen über Concurrenz, des Mor: 
des zufammentreffend mit dem genannten Verbrechen ſchuldig fein 
würde”). E 

Dagegen fennt-unfer Geſetz 

bb) auch Fälle, wo e8 zum Dafein (wenigſtens) des (vollbrachten) 
Verbrechens ebenfalls einen gewiffen (objectiven) That-Erfolg für erfor: 
derlich erklärt, dabei aber es als gleichgiltig anfieht, ob diefer Erfolg bes 


*) Bergleihe oben Seite 142 den Abjag 3. — Wir ift zwar be 
fannt, daß die Prarid bie und da die oben verfochtene Anficht nicht theilt, 
fondern in allen angegebenen Fällen, zumal aber beim Zmweifampfe ($. 161), 
wenn hieraus der Zod, fei dieß nun culpofe, oder auch dolofe, erfolgte, ſchlechtweg 
nur das Eine Verbrechen des Zweikampfes, und auch bei beabfichtigter Tödtung 
nicht die Goncurrenz mit dem Verbrechen des Mordes annimmt. Allein ich 
halte diefe Entfcheidung für irrig, und werde deren Unrichtigfeit fowohl aus 
dem Standpunfte unſeres pofitiven Gefeped, ald auch aus der Natur ber 
Sache bei der Lehre von der Goncurrenz der flrafbaren Handlungen, d. i. bei 
der (Erklärung der $$. 34 und 35 nachzumeifen fuchen. — Hier möge einfl- 
weilen nur noc die Bemerkung genügen, daß die meiner obigen Behauptung 
entgegengefepte Anficht eines Theile der Praxis in Beziehung auf die auf 
geführten fpeciellen Fälle auch ſchon durch den Wortlaut der bezogenen 
Geſetzesſtellen entkräftet fein dürfte, indem 3. ®. $$. 86, 88, 167, lit. a 
ausdrüdiih fagen: „wenn der Erfolg ded Todes von dem Thäter vorherge⸗ 
feben werden konnte;“ die SS. 150 und 151 davon fprehen: „daß die bal- 
dige Wahrnehmung und Rettung ded Kindes nicht leicht möglid war, 
oder mit Grund erwartet werden konnte“ und der $. 161 denjenigen, ber 
einen Anderen im Zweilampfe tödtet, doch nur „einen Todtſchläger“ 
nennt, alfo in Uebereinftimmung mit dem von ihm felbft feftgefegten befonde- 
ren Sprachgebrauche (vgl. $. 140 mit $. 134) voraudfept, daß er diefe Töd- 
tung nicht mit der Abfiht zu tödten, fondern nur culpofe vollzogen 
babe. — 

Die öfter gehörte Einwendung, daß der Streit ein müßiger und uns 
praftifch fei, weil ja den Thäter do in allen Fällen, mag man ihn nun 
der Eoncurrenz mit dem Verbrechen des Mordes ſchuldig erflären oder nicht, 
die Todesftrafe treffe, iſt vorerft unrichtig in Beziehung auf den Zweikampf 
(vgl. $. 161 mit $$. 34 und 136); fofort aber auch ganz bedeutungslos, da 
es doch für den Nichter auch nothivendig ift, fein Urtheil zu formuliren, 
und es gewiß nicht gleichgiltig ift, ob man Jemanden nur Eines Verbrechens, 
oder zweier (gufammentreffender) Verbrechen für ſchuldig erklärt, zumal da 
im lepteren alle cin Antrag auf Begnadigung und die wirflihe An: 
wendung derfelben unwahrfcheinliher Statt finden wird, ald im erften. — 


Strafgef. 1. Chi. 1. Haupt. 5.1.1 — 157° — (Yon Verbredyen üderhanpt.] 


abfichtiget worden ift oder nicht, d. b. die Vorausſetzung zuläßt, daß 
diefer Erfolg culpos eingetreten fein könne. Die ift der Fall z. B. bei 
dem Verbrechen der (vollbrachten) fchweren körperlichen Beſchädigung 
($. 152), bei welchem zur Bollbringung des Verbrechens in der 
Regel’) das Borhandenfein des objectiven Ihaterfolges einer gewiffen 
objectiv größeren und von dem Geſetze als ſchwer angefehenen körperlichen 
Beſchädigung wefentlich erforderlich ift, wobei es jedoch nad dem Ge— 
feße recht wohl möglich ift, daß noch immerhin dieſes Verbrechen vor- 
handen fei, obgleich der Thäter nur die Abfiht leicht zu verlegen hatte, 
und daher der objeetive Erfolg der ſchweren Berlegung nur culpofe 
eingetreten ift **). 

Endlih macht unfer Gefek 

ce) von dem Eintreffen eines gewiffen objectiven Erfolges, wenn 
derjelbe auch nur in der Culpa des Handelnden begründet 
war, auch bei Verbrechen die Straf-Erhöhung abhängig, und zwar 
wieder in zweifacher Weife, indem es entweder die objective Größe 
des, wenn gleich nur culpofe oder fogar zufällig eingetretenen, Schadens 
oder der Gefahr nicht nur im Allgemeinen ($. 43 vergl. mit $. 47, lit. c) 
ale Erſchwerungs-Umſtand und fofort als Strafverfhärfungs - Grund 
feitgefeßt hat ($$. 49 und 51), fondern dieß bei einzelnen Verbrechen 
mehrmals wiederholt (4. B. 88. 71, 97, 123); — oder von dem Da— 
fein eines foldhen, wenn gleih nur culpofen Erfolges fogar häufig die 
Anwendung eines höheren Strafſatzes abhängig macht, als da in den 
ss. 86—89, 91, 94, 103, 105, 119, 121, 123, 126 ***), 127, 128, 





*) Die Ausnahmen von der obigen Regel liegen im 8.153, wo nemlid 
dad Gefep Förperliche Beſchädigungen, felbft wenn fie nur mit der Abfiht, 
leicht zu verlegen, und auch objectiv nur eine leichte Beſchädigung im 
Erfolge herbeiführten, den ſchweren gleichgeftellt und ald Verbrechen erklärt hat. 

») Die obige Unterfheidung der unter aa aufgeführten Fälle von jenen 
unter bb ift auch bei der Lehre vom Verſuche von großer praftifder 
Wichtigkeit, indem die Erläuterung der 88. 8—11 unfered Gefeped nachweiſen 
wird, daß wohl von den leptgedadhten,, keineswegs aber auch von dem unter 
lit. aa genannten Verbredyen, in fo weit ed fih um den Verfuch des einge 
tretenen Erfolges ded Todes handeln würde, ein crimineller Verſuch denf- 
bar if. — 

) Bei Anwendung des oben im Terte ausgeführten Satzes fpeciell auf den 
8.126 muß ich ſchon hier eine Doppelte Bemerkung machen. — Dad neue 
Befeg iftin Beziehung auf die beiden erften Abſätze diejed 3.126 wörtlich gleich— 
lautend mit dem $. 111 des früheren Geſetzes vom 3. September 1803, hat aber 
denjelben noch einen dritten Gtraf- Sap mit den Worten Hinzugefügt: 


[Btrafgef. 1. Chl.i. Hmpt.X.1.1 — 158 — [Bon Verbredyen überhaupt.) 


130, 148, 150, 151, 155— 157, 159 und 160, 167, litt. b— g, 169 
und 210, hit. b. — 


„Hat das Berbrehen den Tod des Beleidigten verurfacht, fo tritt lebene- 
langer ſchwerer Kerker ein.“ — Nun könnte es im erfien Anblicke allerdings 
fheinen, daß der von dieſem neuen Straffage vorausgefepte Fall ſchon 
in dem zweiten Enge, nemlich in den Worten: „Hat die Gewaltthätigfeit 
einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten an ihrer Gefundheit, oder gar 
am Leben zur Folge gehabt” eingefchloffen fei, und daß daber durch diefen 
neuen Zufag, welcher für den nemlihen Fall die lebenslange Kerfer- 
ftrafe beftimme,, für welden im zweiten Sage nur eine 1020 jährige 
Kerkerjirafe jeitgejegt fei, eigentlich ein Widerfpruc in's Geſetz hineinge— 
fchmuggelt worden fei. — Allein wer mit ſchlichtem Sinne und ohne Uebel: 
wollen die Auslegung eines Geſetzes vornimmt, wird doch zugefleben müffen, 
dag auch die höchfte Geſetzgebung den Inhalt des früheren Geſetzes 
gehörig erwogen haben wird, ehevor fie demfelben einen Zufak beifügt, und 
daß fie daher durch einen foldyen ganz neuen Zufak doch gewiß auch etwas 
Neues, nichts Ueberflüſſiges, und noch weniger etwas, dem Inhalte 
desselben Paragrapbes Widerfprehendes anordnen wollte. Liegt nun 
aber bei einer ſolchen unbefangenen Würdigung der voraudgejepten 
„klaren Abficht des Gefepgebers“ nicht der einfahe Sinn der obigen Geſetzes— 
ftellen Mar auf offener Hand, daß nemlid der höchſte Geſetzgeber den früheren 
(zweiten) Sap, wenn er ihn nunmehr dem dritten Gage, d. b. dem 
Falle des wirklich eingetretenen Todes entgegenfept, dahin gedeutet 
wiffen will, daß in dem zweiten Sage nur von einem wichtigen Nachtheil am Le— 
ben, der ſich noch nicht bis zum wirklichen Tode potenzirt hat, alſo 
beiſpielsweiſe von „Iebendgefährlihen“ oder von „lebenverkür— 
zenden“ Nachtheilen die Rebe ſei, welche den Tod nicht unmittelbar zur 
Folge hatten, allein allerdinge einen ſolchen nachtheiligen Einfluß auf das 
Leben hatten, daß ſie dasſelbe vorübergehend im hohen Grade gefähr— 
deten, oder nachhaltig die Lebenskraft ſchwächten, verkümmerten u. dal.; — 
während im dritten Satze der wirklich eingetretene Tod ale Folge der 
Nothzucht voraudgefept wird. — 

Eine zweite Bemerkung in Beziehung auf diefen $. 126 bezieht ſich 
auf den mir in Frage geftellten Fall, wie denn derjenige, welcher die Nothzüch— 
tigung einer Frauensperſon mit der beflimmten Abficht vornähme, um da- 
durch die Frauensperſon felbft zu tödten, zu behandeln wäre. — Id ant- 
worte mit der bier oben auf Seite 142 unter Zahl 3 ausgeführten Anficht, daß ein 
folder Berruchter ſich dadurch ganz zweifellod ded doppelten Berbrechend ber 
Nothzucht umd des Mordes fchuldig machen würde. Allein ih muß ſolchen 
Fragen und cafuiftifchen Spipfindigkeiten doh wohl auch die ganz nüch— 
terne Gegenfrage entgegenbalten: „ob denn mwirflih ein derlei Fall (noth⸗ 
züchtigen, um dadurch zu morden) ſchon in der Wirklichkeit vorgefommen, 
— ob er pfuchologifch oder felbft nur phyſiologiſch denkbar, oder nicht viel⸗ 
mehr ber Pbantafie der Fragenden fein Dafein danke?" — — 


tBtrafgef. 1. Chl. 1. gaupih.y.1.) -— 159 — (Van Verbrechen überhaupt.) 


Aus den vorftehbenden Grörterungen der Wechfel: Beziehungen 
jwifhen Culpa und Zurehnung eines Verbrechens ergibt ſich 
denn endlih-aud das -Wefen der fogenannten Culpa dolo determi- 
nata, womit man diejenige Art des Verſchuldens zu bezeichnen pflegt, 
wenn Jemand bei Gelegenheit oder zur Ausführung einer vorfaglichen 
ftrafbaren Handlung ſich zugleich. einer culpofen ftrafbaren Handlung 
ſchuldig macht, wo alfo die. Kahrläffigkeit durch - den dolus bedingt 
oder in's Leben geführt wird; wenn z. B. Derjenige, der eine Frauens— 
perfon nothzüchtiget, dadurch zugleid ohne ſein Wiſſen und Wollen, da 
er gar nicht weiß, daß die Genotbzüchtigte Schwanger ift, Die Abtreibung 
ihrer Leibesfrucht bewirkt; oder wenn der Wilderer (Wilddieb) in diebi— 
cher Abſicht auf ein fi unter einem Gebüſche Rührendes ſchießt, weil er 
es für ein Wild halt, damit aber einen Menſchen erſchießt. Es leuchtet 
ein, daß und das oben (Seite 152) zur Erörterung der dritten Art des 
f. g. dolus generalis gewählte Beifpiel, gleichwie alle eben erjt unter 
ht.aa und bb (Seite 155 — 157) angeführten Fälle zugleich als ebenfo viele 
Beifpiele von Culpa dolo determinata dienen können, daß ſich aber auch 
das ganze. Wefen derfelben einfach auf die Goncurrenz einer dolofen ftrafe 
baren Handlung mit einer culpofen zurüdführen laßt und daher nach deu 
über die Goncurrenz; von ftrafbaren Handlungen bei den $$. 34, 35 und 
267 feftzufeßenden Grundfäßen zu beurtheilen ift *). 


8. 2. (56. 2 u. 127.) 
Daher wird die Handlung oder Unterlaffung nicht als ®rüne, die den 


böſen Borfag 
Berbred en zugerechnet R ausfchließen. 


a) wenn der Thäter des Gebrauches ganz der Vernunft 
beraubt ift; 


*) Die obige ausführliche Grörterung über unferen $. 1 dürfte wohl 
Jedermann überzeugen, daß die Beftimmungen über dad MWefen, die verfhic- 
denen Arten und Gintheilungen, die Beweisführung des böfen Borfapes u. ſ. f. 
in dem Gefege felbft, beffer — gänzlich wegbleiben, und der Doctrin, 
den Gommentaren überlaffen würden (vgl. oben Seite 24—26), ald daß ber 
Gefeggeber fih, wie im $. 1 gefchieht, in eine problematifche Definition , in 
eine jedenfalld unvollftändige Aufzählung der einen und andern Diftinction 
u. dgl. einläßt. — Dürfte ich mir hiernach erlauben, einen Vorſchlag de 
lege ferenda, etwa für ein künftiges Gefeg, zu machen, fo würde ich die 
dießfällige Gefeped-Beftimmung ganz einfah etwa fo tertiren: 

„Damit eine Handlung als Verbrechen zugerehnet werben 
fönne, muß fie mit Borfag unternommen fein.” 


Nothwehr. 


[Strafgef. 1. Cpl. 1. Haupt. $2) — 160 — (Von Verbrechen überhaupt.) 


b) wenn die That bei abwechfeluder Sinnenverrüdung zu 
der Zeit, da die Verrückung dauerte; oder 

c) in einer ohne Abficht auf das Berbrechen zugezogenen 
vollen Berauſchung ($$. 236 und 523) oder einer an= 
deren Sinnenverrüdung, in welcher der Thäter ſich 
feiner Handlung nicht bewußt war, begangen worden; 

d) wenn der Thäter noch das vierzehnte Jahr nicht zu: 
rüdgelegt hat ($$. 237 und 269); 

e) wenn ein folder Irrthum mit unterlief, der ein Verbre⸗ 
chen in der Handlung nicht erkennen ließ; 

N) wenn das Uebel aus Zufall, Nacläffigkeit oder Un— 
wiflenheit der Folgen der Handlung entftanden ift; 

g) wenn die That durch unmwiderftehlichen Zwang, oder in 
Ausübung gerechter Nothwehr erfolgte. 

Gerechte Nothwehr ift aber nur dann anzunehmen, 
wenn fi) aus der Befchaffenheit der Perſonen, der Zeit, 
des Drtes, der Art des Angriffes oder aus anderen 
Umftänden mit Grund fchließen läßt, daß fi der Thä- 
ter nur der nöthigen Bertheidigung bedient habe, um 
einen rechtswidrigen Angriff auf Leben, Freiheit oder 
Vermögen von fich oder Anderen abzuwehren; — oder 
daß er nur aus Beſtürzung, Furcht oder Schreden die 
Grenzen einer folden Bertheidigung überfchritten habe. 
— Eine ſolche Ueberfohreitung Tann jedoh nah Be: 
fchaffenheit der Umſtände als eine ftrafbare Handlung 
aus Pahrläffigkeit nah Maßgabe der Beftimmungen 
deö zweiten Theiles diefes Strafgefeges geahndet "wer: 
den ($$. 335 und 431). 


($. 2.) 
Lit, a— d wie vorftchend die litt. a—d im $. 2. 
e). „Wenn die That dur unwiderſtehlichen Zwang erfolgt ; , 
f) sie ein folder Irrtum mit unterlief , der ein Verbrechen in der Handlung nicht 
erfennen lich; 
g) wenn das Hebel aus Zufall, Nadläffigfeit oder Unwiſſenheit der Folgen der Hand» 
lung entftanden ift.“ 
($. 127,) 


„Derjenige, der Iemanden in Anwendung einer gerechten Notbwebr 
tödtet, begebt fein Verbrechen. Es muß jedod bemwiefen oder aus den Umſtänden der 
PBerfonen, der Zeit, ded Ortes mit Grund zu ſchließen fein, Daß der Thäter fidy der möthigen Ver— 
ae gebraudt habe, um fein oder feines Nebenmenichen Leben, Vermögen oder Breiheit zu 

üßen.” 


Das Gefeß felbit bezeichnet durch das Eingangswort diefes Para— 
graphes („daher“) die in demfelben enthaltenen Beftimmungen als 
bloge Corollare aus dem früheren Baragraphe, welche ſich daher mehr 


[Btrafgef. 1. Chl. 1. Haupt...) — 161 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


oder weniger, auch ohne ausdrüdliche Feſtſetzung von felbft verftehen 
würden, da fie in Wirklichkeit nur a contrario (im contradictorifchen Ge: 
genfage) für die Kehrfeite des böſen Borfages dasjenige negativ aud- 
iprehen, was im $. 1 affirmativ hinſichtlich deffen Vorhandenſeins be: 
flimmt worden ift, daher auch die Randrubrif *) den Inhalt diefes $. 2 


) Es fei erlaubt, bier, wo zum erften Male von einer fogenannten 
Randrubrif oder Randgloffe unferes Gefeped die Nede ift, andy die in 
aller Juriften Munde, ſowohl in der Doctrin ald in der Prarid geläufige 
Phrafe : „Rubrica legis“ (oder in Defterreih fo gan; unrömifh und un: 
biftorifh fogar „Glossa legis* genannt) „non est lex,“ etwas näher zu 
würdigen. — Mir ift fein Gefep befannt, wo unſer Geſetzgeber diefe Be— 
flimmung je audgefprodhen hätte, da diefelbe nur von der oberften Juſtizſtelle 
bei Entfheidung eined einzelnen Falles im Vorbeigehen ald Motiv 
geltend gemacht wurde, und da das hieraus von Borſchitzky fabricirte 
Nermale, unter dem Titel eined an dos böhmiſche Appellations-Geridht erlaf- 
fenen Juſtiz-Hofdecretes vom 5. Dctober 1804, nie in die autbentifche Juſtiz- 
gefegfammlung (vergl. die Anmerkung auf Seite 28) aufgenommen wurde, 
darum auch nie Gefegeöfraft erlangt bat, uber zugleich eben deßhalb, daß 
es nicht dahin aufgenommen wurde, in Beziehung auf die Nichtiganerfennung 
feine Inhalted von Seite der höchſten Gefepgebung gerechte Zweifel erregt. — 

Woher nimmt nun Doctrin und Praris die Legitimation, diefen Dra« 
felfpruh einem Geſetze gleich gläubig nach zubeten, und jede auch blos 
unterftügende Argumentation aus ber Randrubrif von vorne herein abfolut 
zu verwerfen? — Etwa aus dem römifchen Rechte, deſſen Gefegesfraft 
bei und doch vorlängft erlofchen ift? — Der aus der Natur der Sache? 
Allein foll denn wirklich der höchſte Gefeßgeber damit, dag Er ſelbſt feinem 
Geſetze eine Inhalte-Ueberficht (Inhaltd-Audzug — Summarium oder Argus 
mentum) beifügt, und das Geſetz ſammt diefer Inhaltd-Anzeige in 
Form der Randrubrif kundmacht, und ohne Beifag, ohne irgend welche 
Ausfcheidung, obne Erklärung, daß er diefe Randrubrif etwa nicht als fein 
Merk anerfannt wiffen wolle, kundmacht, bereitd audgefprochen haben, daß 
feine eigene Anihauung und Angabe diefes Inhalts-Auszuges ganz und 
gar werth- und bedeutungslod ſei? Warum bat er fie dann beigefügt? 
Oder will man dem Gefepgeber den Unverjtand — oder noch was Schlim- 
mered zumutben, daß er gerade bei dieſem Theile der Godification fo ganz 
leihtfinnig, obme Weberlegung, nicht nad den Regeln des gefunten Denkens 
vorgebe, und ohne Ziel und Halt ein Moment dem Gefepe beirüde, das 
man denn doch nad den Regeln der Logik ebenfalls ala feine Willenserflä- 
rung anfehen muß? 

SH fann mid daher von der Wahrheit jenes Weidheitd-Spruches 
nicht überzeugen, und glaube der Flaren Abſicht des Geſetzgebers näher zu 
fieben, wenn ich in jenen (übrigend ohnehin jeltenen) Fällen, wo ich eine ber 
flimmte Auslegung einer Gefepeöftelle, im Gegenſatze einer anderen Inter 
petation, auch durch denjenigen Sinn zu unterflügen vermag, welchen 
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— 
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fehr richtig mit der Bezeihnung: „Gründe, die den böfen Borfaß aus: 
fließen,“ charakterifitt. 

Damit eine Handlung einem Menfhen überhaupt als ftrafbar 
zugerechnet werden könne, oder damit er fubjectiv ald zurechnungs— 
fähig (imputabel) erfcheine; muß diefelbe — fo wurde oben Seite 136 
— 138 nachgewieſen —: 

1. mit Bewußtfein, und 

2. mit Willkür unternommen worden fein; und Damit fie 
ihm insbefondere ald eine vorſätzliche (dolofe) zugerechnet werden 
fann, muß 

3. bei wirklich erfannter Strafbarkeit der Handlung no indbefon- 
dere der (wirflihe Willeus-)Entfhluß des Handelnden auf deren 
Setzung gerichtet geweſen fein. 

Hieraus geht alfo ſchon mit contradictorifher Nothwendigkeit her— 
vor, daß überall da, wo die erfte oder die zweite, oder gar beide dieſer 


unverkennbar das Gefep felbft in der Ranbrubrit ale InhaltsAngabe 
von diefer Stelle angedeutet hat, mih aud hierauf berufe, und barin 
ebenfalls einen Anhaltspunkt für die Erkennung der wahren Willend-Erklä- 
rung des hödhften Gefepgeberd erkenne? — Uebrigend kann ich nit unbe 
merkt laffen, daß die Berufung auf dad obige angebliche Juftizbofdecret vom 
5. October 1804 (das fih in Maucher's größerem Handbuche, I. Band, 
unter Nr. 469 abgedrudt findet), um bieraus eine pofitive Gründung für 
den Sap:-„Rubrica legis non est lex“ jedenfalld eine ganz verunglückte fei. 
— Denn mit diefem Dictum wurde in der erwähnten Particular-Entfcheidung 
nebenher die Anſicht unterflüßt, daß der Sinn des $. 167 des früheren 
Geſetzes vom 3. September 1803 nit aud der Randrubrif erläutert werden 
könne. Nun bat aber eben diefe oberfte Auftizftelle in einer fpäteren 
Particular-Entfheidung vom 5. Juni 1807, woraus dann Wagersbach 
ein Normale gebildet, und welches ebenfalld Maucder (a. a. D. Nr. 471 a) 
aufgenommen bat, gerade in Beziehung auf den erwähnten $. 167, beffen 
Sinn „aud der Marginal-Bezeihnung”“ commentirt, fomit — wenn 
Particular-Entfheidungen überhaupt eine Nechtöfraft für fünftige Fälle haben 
würden — der früher ausgeſprochenen Anficht wieder berogirt. — Dazu 
aber fommt die noch weit wichtigere Erwägung, daß wirklich ein fpäteres 
Gefeg, nemlih das in die Juftizgefegfammlung aufgenommene Hof 
decret vom 14. Jänner 1822, Nr. 1829 ber J. ©. ©. die ganze Reihe der 
in demfelben gelöflen Fragen durch die Begründung aus einer Gtelle des 
Befeped, nemlich ded mehrerwähnten $. 167 („wegen thätiger Reue“) 
entſcheidet, welhe nur in ber Randrubrif, keineswegs aber im 
Zerte des Paragrapbes ſelbſt, vortommt. — Iſt daher unferer 
Gefepgebung die Beweidführung und Begründung ded Sinnes eined Ge— 
ſetzes aus den Randrubriten wirklich fremb? — 
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erften zwei Bedingungen fehlen, nicht nur nicht von Zurehnung des 
(böfen) Borfages, jondern überhaupt von gar feiner Zurechnungsfähig- 
feit die Rede fein ann; dort aber, wo es an der dritten diefer drei Be— 
dingungen ermangelt, fpeciell die Zurechnung des (böfen) Borfakes aus— 
gefhloffen if. 


Die fubjective Zurechenbarkeit einer ftrafbaren Handlung zum Vor: 
ſatze wird daher, in Eorrelation mit den eben erwähnten pofitiven Erſor— 
dernifjen, ausgefchloffen, entweder 


1. durh den Mangel an Bewußtfein von der ftrafbaren 
Handlung, — oder 


2. duch den Mangel an Freiheit (Mangel an Willkür) *), 
wenn nemlih der Handelnde in feinem Willen oder in feiner Außeren 
Thätigkeit durch eine außer ihm liegende unmwiderftehlihe Gewalt zu 
einer Handlung genöthiget wird; — oder 


3. dur den Mangel des insbefondere auf das der Handlung eigene 
thümliche Uebel gerichteten (Willens) Entfhluffes. 

Man nennt derlei Thatumftände, welche bewirken, daß eine Hand» 
lung, die fi objectiv als eine ftrafbare (als ein Verbrechen) darftellen 
würde, dem Thäter fubjectiv nicht als ftrafbar, oder wenigſtens nicht 
als vorfäglich zugerechnet werden darf, fubjective Entfhuldi- 


*) „Mangel an freiheit”, niht Unfreibeit des Willens (mie 
inöbefondere Stahl geiſtvoll durchführt), denn im legteren Falle, wenn nem— 
lich der Menſch durch eine in ihm felbft liegende Urſache (Schuld) unmiber- 
fteblih einer böfen Leidenfhaft, Rachgier, Wolluft u. dgl. verfällt, ift er 
alferdings unfrei, aber nicht unzurehnungsfähig, eben weil diefe Unfreiheit 
die That feines Willens felbft it. Würde diefe Unmfreiheit die Zuredh- 
nung audfhliefen, fo gäbe es gar feine Zurehnung: denn ohne Unfreiheit 
wird ja gar feine Sünde und gar fein Verbrechen begangen. — Diefe leptere 
Anfiht, daß auch „Unfreiheit“ die Zurehnung ausſchließe, würde freilih auf 
die ebenfalls ſchon geäußerte materialiftifhe Anfiht hinausführen, daß der 
Ihäter bei jedem Berbrehen im Zuftande einer geftörten Seelenthätigkeit, 
eines fogenannten Selbftvergeffend (entrainement) handle, daher — unzurech— 
nungäfähig fei. Allein die Nüdternheit deutſcher Wiffenfhaft und Gejep- 
gebung hat fih von derfei Ercentricitäten wenigftend im Allgemeinen eben fo 
ferne gehalten, ald von dem entgegengefepten, wohl auch ſchon behaupteten, 
Grtreme,, daß jede Störung der Seelenthätigfeit eined Menfhen in ihm 
ſelbſt, im feiner Sinnlichkeit, im Abweichen vom Moralgefege ihren Grund 
und ihr Berfhulden habe, und daß es daher gar feinen, die Zurechnung von 
firafbaren Handlungen ausſchließenden, Seelen-Zuftand gebe! — 
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gungs-Umftände oder auch Aufhebungs-Gründe der (fubjec- 
tiven) Imputation eines Verbrechens *). — 

Wenn man nım die in dem vorftehenden $. 2 unferes Geſetzes auf- 
gezahlten Entfhuldigungs-Umftände des böfen Vorſatzes philoſo— 
phiſch würdiget, jo kann Niemandem entgehen, daß fich die unter den 
litt. a—c, fo wie zum Theile auch die unter e und f, infoferne nemlich 
unter den Teßteren auch gänzlicher (und unverfhuldeter) Mangel des 
Bewußtſeins eingefhloffen it, aufgezählten Umftände auf den erften; — 
die unter lit. g vorfommenden Momente auf den zweiten; — und die 
übrigen theild noch unter lit. e und F, fo wie unter d erwähnten Umftände 
auf den Dritten der eben dargelegten drei, die fubjective Zurechnung des 
Vorſatzes ausfhließenden, Mängel beziehen. 

Unfer Gefeß folgte aber weder bei diefer Aufzählung felbit, noch 
auch in der Charakteriftil der einzelnen Umftände einer ftreng wiffenfchaft- 
lihen Methode oder Terminologie, fondern erklärt diefelben ebenſo zwed- 
mäßig ald danfenswerth in jener gemeinfaplihen Weife, welde Je 
dermann im Volke zugänglid iſt ). Es ging bei der Darftellung der 


) Es bedarf faum einer Erwähnung, daß man diefen fubjectiven 
Entfhuldigungsumftänden gegenüber aud objective unterfcheiden könne, 
welche nemlich aus der objectiven Befchaffenheit der Handlung an und 
für fi entnommen werden, um aufzuzeigen, daß ihr das eine oder andere 
(objectiße) Merkmal ermangle, um in ihr noch ein Verbrechen überhaupt, oder 
eine beftimmte Art eines Verbrechens erkennen zu können. — Die den objec- 
tiven und fubjectiven Entfhuldigungs»Umfländen (excusationes), die alfo 
durchweg negativer Natur find, mweil-fie nur einen Mangel der Zurehen- 
barkeit begründen, entgegenfichenden poſitiven Gründe, melde eben ber 
wirken, das eine Handlung objectiv und fubjectiv ald flrafbar zugerechnet 
werden dürfe, heißen Anfhuldigungs-Umftände (accusationes) ober 
Zurehnungs» Gründe, bie und da auch Qualificationd « Gründe genannt. — 
Der Unterfchied der ob» und fubjectiven Entfhuldigungs-Umftändevon ob— 
und fubjectiven Milderungs-Umftänden, jo wie der ob» und fubjectiven 
Anjhuldigungd-Umftände von ob- und fubjectiven Erfhwerungs« 
Umftänden wird nad der legalen Ordnung diefed Werkes erft bei der Lehre 
von der relativen Strafjurehnung (III— V. Hauptjtüd des erften Theiles) 
beruorgehoben werden. — 

») In der Wiffenfchaft, fo wie in der Gefepgebungs » Prarid der 
europäifchen Legislationen it die Doppel-Frage noch lange nicht abgefhloffen, 
wie man 

a) „diejenigen Zuftände, welche die (jubjective) Zurechnungsfähigkeit 
aufheben, überhaupt clafificiren foll;“ — und R 

b) „nah welcher Methode fie in einem pojitiven Gefepe aufgeführt 
werden follen.” — 


[Btrafgel.t. Eh. 1. Haupt. 6.2) — 160 — (Von Verbrechen überhaupt.) 


in den drei erften Abſätzen (lit. a—e) aufgezählten Arten des Mangels 
von Bewuftfein überhaupt, offenbar von der Betrachtung aus, daß 


In erflerer Beziehung (ad a) dürfte wohl die Anficht derjenigen, 
welche — der Natur der Sache folgend — die Aufhebungsgründe der 
fubjectiven Zurehnungsfähigkeit überhaupt zu oberft je nach dem Mangel des 
1. oder 2. der oben amgedeuteten Zurechnungs-Erforderniſſe fchematifiren, 
und welche daher au, in fo weit es fih mac einmal entwidelter Seclen« 
Ihätigfeit eined Menfhen um wieder eingetretene Störungen berfelben 
handelt, diefe Seelenflörungen oder Seelenkrankheiten zu oberſt in Geiftes- 
und in Willend- Störungen abtbeilen, je nachdem nemlich zunächſt 
(oder vorzugsweife, weil häufig auch gemifcht mit der anderen) dad objec- 
tive (der Geiſt — Grfenntnißvermögen — Intelligenz; — Bewußtſein — 
Denkkraft), oder dad fubjectve Seelenvermögen des Menfchen (fein Wille, 
Begehtungsvermögen oder Gemüth) in feiner normalen Ihätigkeit geftört ift. 

In der zweiten Beziehung aber (ad b) fcheint mir jedes Glaffifi- 
citen, Specificiren und Gremplificiren diefer verfchiedenen Serlenzuftände in 
einem poſitiven Geſetze bedenklich, weil dadurch der Geſeßgeber wieder ſich 
in dad Gemirre wiſſenſchaftlicher Gontroverfen einlaffen, und nothwendig 
irgend eine der herrſchenden doctrinellen Anfichten in feinem Gefepe gleichſam 
firircen muß , welche die fortfchreitende Wiſſenſchaft vielleicht ſchon in 
naͤchſter Zeit überholen wird (vgl. oben Seite 24—26); meil ferner gar feine 
tarative Aufzählung und Glaffification erfchöpfend, jebed demonftrative 
Aufführen won einzelnen Arten und Beifpielen aber gefährlih iR, indem 
nach der Erfahrung minder gewandte Richter nur zu oft bemüht find, jeden 
vorfommenden Fall unter eines diefer Beifpiele zu fubfumiren, und wo dich 
nit möglich ift, nur zu leicht den allgemeinen Grundfa überfehen, und 
weil eine folche Beifpielfammlung im Geſetze jedenfalle überflüffig if, 
Ueberall noch, wo man bei der vorliegenden Frage in einem pofitiven Ge 
fege fih im eine beifpielämweife Specification eingelaffen bat, werden 
Wahnſinn, Verrücktheit, Naferei, Tobfuht und (völliger) Blödſinn ald ſolche 
kranfhafte Seelen-Zuftände ſpeciell aufgezählt, welche die Zurehnung aud- 
fließen. Allein wird wohl irgend ein Richter, wird überhaupt irgend ein 
Nenfh mit gefundem Berftande darüber zweifeln, daf die eben genannten 
Serlenzuftände gerade ſolche find, melde die Zurechnung aufheben, wenn fie 
auch im Geſetze gar nit namhaft gemacht find? — Wozu alfo die Aufzäb- 
lung diefer zweifellofen Aufpebungggründe der Imputation? — — Wird 
aber entgegen ed irgend ein pofitived Geſetz wagen, unter jenen Beifpielen 
etwa auch zweifelhafte Geelenftörungen, d. h. gerade ſolche pſychiſche 
Zuſtände aufzuzählen, deren Exiſtenz und Formen, deren Claſſification und 
Namen ſchon an ſich ſelbſt unter den Pſychiatera ſtreitig iſt, oder rüdfichtlich 
welcher wenigſtens nur zugegeben wird, daß ſie vielleicht in dem einen und 
anderen concreten, nicht aber im jedem Falle die Zurechnung aufheben? Hat 
irgend ein Geſetz z. B. unter jene Beifpiele etwa die problematifchen Zus 
flände der Mania sine delirio (Tollheit oder Tobfucht ohne Verrücktheit), — 
der Vesania occulta (verborgener Wahnfinn), — des Furor transitorius 


[Dirfg. 1.CHi.1. Hpi.$.2,.a.] 0 — 166 — [Von Verbrechen überhaupt.] 


entweder der Gebrauch der Geifteskraft (des Bewußtſeins) ſowohl in Bezie- 
bung auf Intenfität, ala Protenfion (Dauer) gänzlich mangle (lit.a); — 
oder zwar binfichtlich der Protenfion (Dauer) nur vorübergehend 
unterbrochen, während diefer Unterbrehung aber intenfiv gänzlich mangle 
(lit. b); oder daß er endlich auch in Beziehung auf Intenfität nicht völlig 
aufgehoben, aber geſchwächt, d. h. nicht mit der gehörigen Thätigfeit 
wirkfam fei (lit. e). — 


Zum Abfage lit. a. 


Wenn hiernach das Gefek sub lit.: a) vorausſetzt, daß „der Thäter 
des Gebrauches der Bernunft — ganz beraubt fei,“ fo kann, im Zufam- 
menhange mit allen folgenden Abfägen, der Ausdruf „Vernunft“ wohl 
nit im Sprachgebrauche der Philofophie, fondern er muß vielmehr in jenem 
vulgären Sinne des Alltagslebens aufgefaßt werden, wornad man Vernunft 
fononim mit „Berftand” nimmt, und unter dem Einen, wie unter dem 


- 


(vorübergehende Naferei), — das Heimweh (Noflalgie), — die Sucht nad 
der Fremde (Mpodemialgie), — die Gelüfte der Schwangeren, Gebärenden 
und Wöchnerinnen, die Pubertät, Hpfterie, Anomalie ꝛc. x. aufgenommen? — 
In jenen Fällen alfo, wo Zweifel zu löfen wären, läßt die Eremplifica 
tion den Richter im Stihe, und er muß dann bob zum allgemeinen 
Grundfape bed Gefeped zurüdkehren, ober eigentlib — dem Urtheile der 
Sahrverftändigen (Heil- und Seelenärzte) vertrauen! — 

Diefe Erwägungen dürften zureihen, um die von unjerem Gefepe ge 
wählte Methode, wornah die oftgedachten Imputationd-Ausihliefungsgründe 
nur in ganz allgemeinen Sägen, aber auch gemeinverftändlich angedeutet 
werden, noch immer allen anberweitigen Methoden vorzuziehen. Allein viel- 
leicht geht felbft unfer Gefek noch zu weit, indem es im Grunde doch eben- 
falld eine (beffer in einen Gommentar gehörende) Paraphrafe eines fehr kurz 
und einfach zu faffenden allgemeinen Satzes entfaltet, und hierbei überdieß 
den mwiffenfhaftlihen Sprachgebrauch doch gar zu fehr verläßt. — 
Nach meiner Anficht würde es zureichen, wenn der Gefepgeber die Verfügung 
deö 8. 2 etwa mit folgendem Texte zujammenfaßte: „Eine Handlung 
fann baber nicht ald Berbrehen zugerechnet werden, wenn dem 
Handelnden zur Zeit des Handelnd dad Bewußtfein der Straf- 
barkeit feiner Handlung, ober die Willfür zum Handeln, oder 
doch die Willendrihtung auf dieſe Handlung fehlte. — Hat er 
fih durd eigenes Berfhulden in einen folden Zuftand ver- 
fest, fo it ibm Fahrläffigkeit zugurehnen.“ — Diefer allge» 
meinen Verfügung wären dann nur noch diejenigen zum Theile rein poſi— 
tiven Beftimmungen beizufügen, weldhe das Geſetz in Anfehung der fFeft- 
fegung einer numerifchen Niteröbeftimmung für das ſtraf-zurechnungsfähige 
Lebensalter, ſowie binfihtlih der Nothwehr feftzufepen für gut findet. — 


[Berfg. 1.@H. 1. Hpik.g.2,1e.a) — 167 — (Von Verbrechen Überhaupt. ] 


Anderen die Borftellungskraft oder das Erfenntnigvermögen des Menfchen 
überhaupt oder in weiteiter Bedeutung verfteht, d.i. „das Vermögen, ſich 
felbft und die Gegenftände außer fich zu erkennen, den Zufammenbang der 
Dinge einzufehen, die finnlihen Wahrnehmungen ſich anſchauend vorzuftellen 
und zu reproduciren, das Allgemeine aus dem Befonderen abzuleiten, Be: 
griffe zu bilden, zu urtheilen und zu fchliegen.“ Der Gefehgeber ſetzt 
aber in diefer Stelle voraus, dag man des Vernunft-Gebrauches ohne 
alle Unterfheidung „ganz” beraubt fei, was nur dann der Fall ift, 
wenn derjelbe ſowohl intenfiv-völlig, ald auch in Beziehung auf die 
Dauer perpetuirlich außer Thätigkeit if. Welche Seelen-Zuftände 
überhaupt dahin gehören, und ob in concreto der Seelenzuftand 
eines beftimmten Thäters einer fich objectiv ald Verbrechen darftellenden 
Handlung darunter zu fubfumiren fei, muß in allen einzelnen Fällen vor- 
ertt der Begutachtung der Sachverftändigen (Erperten) unterzogen wer: 
den’). — Gewöhnlich rechnet man wohl dahin 


aa) den Zuftand von allen jenen Perfonen, bei welchen die 
Bernunftfähigkeit noh gar niht zur Entwidelung ge- 
langt ift, ale da von Kindern in jenem Alter, wo ihnen noch alle 


) Bergleihe für die Länder, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
gilt, den $. 116 derfelben; — für diejenigen, wo das Strafverfahren noch 
nah dem St. &. DB. vom 3. September 1803 zu pflegen ift, die 88. 240 
und 303 deöfelben, und für Ungarn, Groatien, Slavonien u. f. f. den $. 23 
der fon mehrgenannten Strafverfahrend » Borfhriften vom 28. December 
1849 und 24. Juli 1850. — Es ift zu bedauern, daß alle diefe, dermal in 
Defterreich beftehenden Berfahrend » Borfhriften, mit Inbegriff der St. P. D. 
vom 17. Jänner 1850, die doch außerdem für die Vornahme und Abgabe 
des Kunſtbefundes (Visum repertum) der Sachverſtändigen fehr ausführliche 
Inftructionen ($$. 116 — 143) vorfchreibt, gerade für diefes Berfahren bei 
Unterfuhungen von Seelenftörungen oder pſychiſchen Krankheiten gar feine 
fpeciele Morm oder mähere Anmweifung ertheilen. .— Es ift wohl nicht zu 
jweifeln, daß die in Ausficht fiehende neue Strafprocehordnung für alle 
Länder des Reiches die eben erwähnte, in der Prarid oft empfundene Lüde 
ausfüllen werde. 


Die Erörterung der oft venfilirten aber auch fchwierigen Frage: „in 
wie ferne der Strafrichter bei feinem Ausfpruche an das Gutachten der Gr- 
perten überhaupt, und in wie ferne er hieran in&befondere bei der Beurtheilung 
jweifelhafter Seelenzuftände in Beziehung auf die Zurehnung durch dad 
Geſetz (de lege ferenda) gebunden werben foll, oder nad unferen bie- 
berigen Gefegen (de lege lata) ald gebunden anzufehen if?" — gehört 
natürlich nicht hierher, fondern in das Straf»-Berfahren — 


[Btrfg. 1.Chl. 1. Hptl.$.2,lt.a] — 168° — [Von Verbrechen überhaupt.) 


Unterfheidungsfraft (discernement) mangelt *), ferner von Wilden, 
die ohne allen Verkehr mit entwidelten Menſchen, daher felbit ebenfalls 
ohne alle Entwieelung ihrer Vernünftigkeit, ausfchliegend dem thieriſchen 
Inftincte überlaffen find, von ununterrihteten Taubftummen und 
Blinden u. dgl.; 


bb) findifch hohes Alter unter der gleihen Vorausſetzung, wie 
die Kindheit; 

ec) Wahnfinn (vesania), und zwar fowohl den allgemeinen, als 
den partiellen (firen); 


dd) Verrücktheit oder Irrfinn (alienatio mentis) mit ihren 
Spielarten, dem Wahnwitz, Aberwitz und der Narrheit; 


ee) Blödfinn (hebetudo mentis) mit ihrer Spielart, dem 
Stumpffinne (Idiotismus seu Idiotia). Ob auch fon die Dumme 
heit (morosis) und die Albernheit (fatuitas); ob ferner Eretind 
(Trotteln — Bären — ſ. g. Halb» Blöde) und Albinos (Kakerlaken 
oder Nachtmenſchen) darunter gehören, ift ſchon wieder fehr ftreitig; 


ff) Trübfinn mit Irrfinn (melancholia eum delirio); endlid 


gg) Tollheit oder Tollfinn (mania) mit ihren werfchiedenen 
Aeußerungsarten, ald da: Raferei (furor), Wuth (saevitia), Tob— 
fudt (insania) u. f. f.**). 


*) Hinfihtlih der Unzurechnungdfähigkeit von Kindern enthält übri— 
gend das Gefeg unten in lit. d ohnehin noch befondere Beflimmungen. 

») Wenn e8 nad der obigen Borfhrift des Geſetzes für den Richter 
überhaupt nur darauf anfommt, zu beflimmen: „ob zur Zeit ded Handelnd 
der Thäter fich nicht etwa in einem ungurehnungsfähigen Zuftande befunden 
babe?“ fo ift es für die firafgerichtlihe Entſcheidung auch gleichgiltig, 
mie man in bem einen und anderen falle den die Zurechnungsfähigkeit 
anfbebenden Seelen » Zufland benennen mag, um fo mehr, da wenigſtens 
diefen Theil ded ErpertenGutachtens, der die wiffenfchaftliche Terminologie 
betrifft, umzuſtoßen, wohl faum je ein Richter fi berufen fühlen wird. — 
Darum haben denn auch die Begriffd-Unterfhiede der oben beifpield« 
weise aufgezäblten Geelenflörungen zunächſt fein praktiſches Intereffe für 
das Verſtändniß des Geſetzes, und ich glaubte fofort durch die Weglaffung biefer 
vielen Definitionen und weitläufigen Darftellungen ihrer Diftinctionen nur 
dem Wunfche meiner Lefer zu entiprehen, um fo mehr, als ja darüber felbft 
die berufenen Wiffenfchaften bekanntlich nichts weniger ald einig find, und 
als diefe Erörterungen in jedem neuern, zumal deutfchen und franzöfifchen, 
Werke über gerichtliche Pſychologie, über Pſychiatrie und felbft über gericht. 
liche Arzneilunde ausführlih vorfommen. 


[Birfg. CH. 1. Hp. 2, ie — 169 — [Von Verbrecdgen überhaupt.] 


Zum Abfape lit. b. 


Hier erflärt das Geſetz auch den Zuftand „einer abwehfelnden 
Sinnen-Berrüdung“, in fo ferne die Handlung während der 
Dauer der Berrüdung verübt wurde, als Aufhebungsgrund der Zu: 
rehnung und gebraudt alfo den Ausdruck: „die Sinne“ (bier wie in 
der folgenden lit. c) nad der vulgären Bedeutung für ſynonim mit „Ver: 
nunft, — Berftand — oder die fünf gefunden Sinne”, d. h. eigentlich 
(wie oben sub lit. a) für das geiftige WahrnehmungssBermögen oder 
die dort erflärte Borftellungsfraft des Menfchen in umfaffendfter Be— 
deutung. 

Dadurch, daß es bier die „Sinnen-Verrüdung” der in der 
lit. e genannten Sinnen-Berwirrung entgegenfeßt, ſpricht es den 
ſchon früher angedeuteten Unterfhied aus, daß unter lit, b wenigftend 
binühtlih der Intenfität ein völliges Hinausgerüctfein deffelben 
aus der normalen Thätigkeit vorausgefeßt wird, während in der nachfol—⸗ 
genden lit. e nur von einem nicht hinreichend intenfiven, einem nicht ge— 
börigen, fondern gefhwächten, daher die Gegenftände und ihren Zu— 
fammenhang nur theilweiſe und unrichtig auffaffenden Bewußtfein die 
Rede ift. 

Dadurch endlih, daß bier der Geſetzgeber ausdrüdlic nur von 
einer „vorübergehenden“ Sinnenverrüdung fpricht, drückt er den 
Unterfhied von dem erften, unter lit, a erwähnten alle aus, wornad er 
vorausſetzt, daß es fih unter lit. b nicht um eine fortan dauernde, fondern 
um eine zeitweilig nadhlaffende oder unterbrochene Geiſtes— 
Störung handle, hin fichtlich welcher daher au nur „die während der 
Dauer der Geifted-Störung begangenen Handlungen" nicht zugerechnet 
werden können, während entgegen die während der wirklichen Unter: 
brohenheit der Beifted-Störung, d. h. in den lihten Zwifchen- 
räumen (in lucidis intervallis) begangenen Handlungen der gewöhn— 
lichen Zurechnung unterliegen ). 





) Die Unterſcheidung der eigentlichen „lueida intervalla“ von den 
bloßen „Intermiffionen * oder „Remiffionen“ der Geiftesfranfheit dürfte 
wohl vorzugsweife wieder nur der Pſychiater ald Erperte zu beurtheilen haben. 
Für den Richter hat fie jene praftifhe Bedeutung, daß er bei ftrafrid- 
terlihen Entfcheidungen über Handlungen, die von einem nur intermebiär 
Geiftesfranten begangen worden, mit defto größerer Behutfamkeit vorgehen 
wird. — 


{ 


| 
| 


(Birfg.L.EHi.1.HptR.g.2, liebe) — 170 — [You Verbrechen kberhaupt.] 


Es gibt verfhiedene frankhafte Seelen-Zuftände, welche wenigſtens 
von mehreren Meiftern der Wiffenfhaft mit beftimmten Namen bezeichnet 
find, und gewöhnlich als unter diefe lit. b gehörig bezeichnet werden. 
Dahin gehören: 

aa) der Barticular-Wahnfinn (vesania particularis); 

bb) der verborgene Wahnfinn (vesania occulla); 


ce) die vorübergehende Tollbeit (mania transitoria) wohin 
insbefondere auch der furor transitorius gehört; 

dd) die Monomanie, infoferne fie auf einer firen Idee beruht 
LEEREN 


— 


Zum Abſagte lit. c. 


Aus den vorftehenden Erörterungen ergibt fi auch ſchon der Sinn 
der unter lit. c vorfommenden Beftimmung des Geſetzes, wodurd auch die im 
Zuftande der Sinnen-Berwirrung vorgenommene Handlung unguredhen- 
bar erklärt wird. Aus dem eben erft ad b erflärten Gegenfaße der Sinnen- 
Bermwirrung ald einer nur partiellen Störung ded gehörigen Gebrau« 
ches der Geiftesfraft von einer (gänzlihen) Sinnen-Verrückung entnimmt 
man ſchon, daß auch bei der Sinnen- Verwirrung das Bewußtfein des 
Handelnden in fo weit getrübt, oder nicht gehörig thätig ift, daß er feine 
Handlung nicht mehr nah ihrem ganzen Umfange, vom Anfang bis zum 
Ende, oder nit mehr ihren vollen Canfal-Zufammenhang, alle aus ihr 
zu beforgenden Folgen oder Wirkungen einzufehen vermag, oder daß er 
ihre Beftandtheile, Urfahen und Wirkungen nit in ihrer Ordnung zu 
überfhauen im Stande ift, fondern fie theil® unter ſich, theils mit an- 
deren Dingen in Unordnung vermengt (verworren) befhaut. Das Gefek 
hat aber, um jeden Zweifel zu befeitigen, diefe reale Natur der von ihm 
fogenannten Sinnen-Verwirrung noch beftimmter durch die Appofition: 
„in welcher der Thäter fich feiner Handlung nicht bewußt war,“ ausge: 
fprohen. Es verfügt überdieß diefe Beftimmnng mit einer in diefem Ge- 
fege häufig vorfommenden Methode in der Art, daß es vorerft ein Bei- 
fpiel erklärt, und dann erft den allgemeinen (eigentlich dispofitiven) 
Theil erflärt. Daß von dem Gefege felbft die vorausgehende Erklärung 
der „Beraufhung” nur eine (demonftrativ angeführte) Art der Sin- 
nenverwirrung angefehen werden will, ergibt fih aus dem Nachſatze, wo 
von einer „anderen“ GSinnenverwirrung (überhaupt) die Rede ift, 


*) Bgl. oben die Anmerkung **) auf Seite 168. 


[Strfg.1. @pL. Hptk. 9.2, li.) — 171 — [Yon Verbrechta Überhaupt.) 


alfo angedeutet wird, daß es auch die voraudgehende Beraufchung ala 
eine der Arten von Sinnenverwirrung erkenne. — 

Dieß ift praftifh wichtig, weil hieraus folgt, daß die oben 
erflärte Appofition („in welcher der Thäter fih feiner Handlung nicht 
bewußt war"), die das Gefeg für jede Sinnenverwirrung überhaupt 
(für die Gattung) vorfchreibt, damit fie von Zurehnung ausſchließe, 
au auf die einzelne Species diefer Gattung, d. h. auch auf die von 
dem Geſetze namhaft gemachte Beraufhung Anwendung finde. Daraus 
ergibt fich denn auch der gefegliche Sinn, der in dem Worte: „volle“ 
Beraufhung liegt, wornach nemlich der durch was immer für Mittel *), 
ald da duch den Genuß von geiftigen Getränken oder Nahrungsmitteln, 
dur narkotifhe Dämpfe, Einathmungen, Einreibungen u. dgl. berbeige- 
führte Zuftand der Trübung unferes Bewußtfeind ebenfalld em folder 
gewefen fein muß, „wo der Thäter feiner Handlung fi nicht mehr be- 
wußt war." — 

Das Gefeß fordert aber noch weiter, daß diefe volle Beraufchung 
fi von dem Thäter „ohne Abficht auf das Verbrechen“ **) zugezogen wor⸗ 
den fei. Daraus folgt, daß unfer Gefeg in Beziehung auf die von der 
Schule fogenannten: „actiones liberae in causa,“ d. t. diejenigen Hand- 
lungen, die Jemand im Zuftande der Bewußtlofigkeit vorgenommen hat, in 
welhen er ſich aber vorausgehend felbft und abfichtlich verfegt hat, die 


—— 


*) Dad Geſetz wählte bier nicht den Ausdruck: „Trunkenheit,“ 
was allerdings nur auf den Genuß geiftiger Getränke hingedeutet haben 
würbe, fondern das ſprachgebräuchlich einen viel weiteren Umfang einfchließende 
Bort: „Beraufhung.” Bol. übrigens unten die Anmerkung auf Seite 173. 

**) Daß der Gefehgeber in der obigen Stelle den befimmenden Mrtifel 
„das Verbrechen“) mit Mugem Vorbedacht wählte, muß nicht nur aus den allge: 
meinen Auslegungs ⸗Grundſätzen behauptet werden, wornach man doch vor Allem 
vorausſetzen muß, daß ber Gefepgeber ſprachrichtig und nicht unlogiſch 
tede, fondern dieß ergibt fih im vorliegenden falle noch evidenter aus der 
nob in demfelben Paragrapbe folgenden Parallel-Stelle lit. f, wo das 
Gefep ebenfalld aus guten Gründen, um nemlih das Entgegengejepte 
anzudenten (vergleihe unten die Erflärung der lit. f), den nicht beftim- 
menden (f. g. unbeftimmten) Gefchlechtö-Artitel („ein Verbrechen“) wählte. 
— Dieß als Antwort für diejenigen, die derlei doch fhon in den Anfangs: 
gründen der Grammatik liegende Unterfcheidungen unbeachtet laffen wollen, 
oder gar vornehm meinen, das feien Feinheiten und Spipfindigfeiten, bie 
unferem Geſetze fremd feien, d. h. die da behaupten, der Gefepgeber fpreche 
ohne Beachtung der grammatifalifhen Elementar-Grundfäge. — Wir werden 
hiervon aud bei der Erläuterung der $$. 5, 8 u. f. f. fruchtbringende Ans 
wendung machen. — 





(Berfg. 1. &Hl, 1, Hpa.g. lic) — 172 — [Yon Verbredyen Äberhanpt.] 


(wenn gleich von der Doctrin mächtig beftrittene) ftrengere Anficht feft- 
geftellt bat, daß hier nicht blos das Berfhulden, daß man ſich in einen 
ſolchen Bewußtloſigkeits-Zuſtand verfeßt habe, fondern fogar die in Die- 
fem Zuftande begangene ftrafbare Handlung felbft als vorfäßlich zu— 
zurechnen ift, wenn nur erwiefen werden kann, daß diefe Verſetzung im 
den Bewußtlofigfeits » Zuftand mit der Abficht geſchah, um während der 
Dauer deffelben „Das“ (nicht ein) Verbrechen, alfo nur das beftimmte 
Verbrechen zu begehen, das man dann in diefem Zuftande auch wirk— 
lich begangen habe, indem bier von unferem Gefeße (mit angefehenen 
Pſychologen der älteren Schule) vorausgefeßt wird, daß die das Gemüth 
des Handelnden fhon vor der Beraufhung beherrichende und mit inten- 
fiver Feſtigkeit durchdringende Willensrichtung, welche auf ein einzelnes 
beftimmtes Verbrechen abzielt, und deßhalb fi den Raufch zuzieht, 
auch den folgenden Bewußtlofigkeits-Zuftand fortan überwiegend beherr— 
fhe und gleihfam die fonftige Bewußtlofigkeit (Betäubung) überftimme 
oder übertäube, wie die häufig in dem ganz analogen Falle des Schlafes Pla 
greift, wo ebenfalld ein mit großer Energie gefaßter, feiter Entfhluß, zu 
irgend einem wichtigen Zwede um eine beftimmte Stunde zu erwachen, 
den bewußtlofen Zuftand des Schlafes fortan beherrſcht, und das Er- 
wachen im beflimmten Momente ohne alle äußere Anregungen wirklich 
herbeiführt. — Darum kann es nur ald ebenfo weiſe denn gerecht ge- 
nannt werden, daß das Geſetz durch die Wahl des oben hervorgehobenen 
beftimmenden Geſchlechtsartikels („auf das Berbrehen) ſcharf 
ausgedrüdt habe, daß diefe Zurechnung des beftimmten Verbrechens 
auch nur dann Platz greifen könne, wenn nachweisbar fhon vor der fid 
zugezogenen vollen Beraufhung auch der Borfaß auf daffelbe (be 
ftimmte) Verbrechen gerichtet gewefen, und die Beraufchung eben in die- 
fer (beftimmten) Abjicht gefchehen ift. 

Daraus folgt alfo praktiſch, daß einem rohen, ungeftümen Menfchen, 
der über Dieß oder Jenes im Befonderen, oder über feine allge- 
meine Lage unzufrieden fih dahin äußert, er werde fich einen Raufch 
antrinten, um dann einmal einen rechten Höllen-Rärm, oder ein ſoge— 
nanntes Hauptfpectafel anzurihten (Aeußerungen und Handlungen, wie 
fie unter gewiffen Volksclaſſen im Leben wirklich oft vorfommen), ohne 
daß dieauf ein beftimmted Berbrehen abzielende Abfiht 
vorläge oder nahmweisbarwäre,*) die fofort in diefem Zu— 


*) Es mag dabei nicht geleugnet werden, daß in einer ſolchen Neufe- 
rung in dunflem Vorgefühle des Handelnden vieleicht das unbeftimmte (ver: 


Strg. 1. Ehi.1. Haan. 5.2, lic.) — 173 — Von Verbrechen überhanpt.] 


ftande der Beraufhung begangenen ftrafbaren Handlungen niht ala 
Verbrechen angerehnet werden dürfen, und daß diefe Zurechnung 
ebenso fehr gegen den präcifen Wortlaut, ald gegen den Geift 
unferes Gefebes anftogen würde, da das leptere doch vor Allem Ge: 
rechtigkeit will, und es daher unzuläffig ift, wider die natürliche 
Gerechtigkeit, und gegen die Natur der Sache die obige, ohnehin fchon 
der ftrengften pfochologifhen Anficht folgende Gejekesbeftimmung aud) 
noch auf andere Fälle auszudehnen (vergleiche die Erläuterung des 
Urt. IV des K. M. P.). — Dabei bleiben aber derlei rohe Erceffe nicht 
unbeftraft, wie der Gefeßgeber ſchon hier durch dad Citat der $$. 236 
und 523 andeutet, wornach nemlich in derlei Källen dem Thäter die 
Trunkenheit ald Uebertretung zugerechnet wird °). 

Allein die „volle Beraufhung” ift in der vworftehenden Geſetzes— 
ftelle nur als eine der vielen denkbaren Arten von Sinnenverwir— 
rung beifpieldweife angeführt, und es mögen daher auch noch einige der 
wihtigften anderen Arten folder Sinnenverwirrung aufgezählt werden, 


worrene) Bild einer ganzen Reibe von flrafbaren Handlungen gelegen fei, 
allein es können ihm alle diefe Handlungen nicht ald vorſätzlich zugerechnet 
werden, da er ja voraudfeglich feine Abſicht nicht auf ein beſtimmtes 
(auf da 8) Verbrechen gerichtet hat. — Gleichen Werth haben denn aud die 
von rohen Menfhen fo oft gehörten Aeußerungen, fie wollen fih einen 
Raufh antrinten, „um fit Muth zu machen“ oder „um bie etwaige Gewif- 
fendregung zu unterdrüden,“ wenn es etwa bei einem Kirchtage, Bolkäfefte 
u. dal. zu Etwas kommen follte. — Man ftrafe fie wegen der Uebertre— 
tung der Trunfenbeit (88. 236 und 523), nimmermebr aber fann man ihnen 
gerehter Weife die im Rauſche begangenen Handlungen ald (abfidht- 
liche) Verbrechen zurechnen! — 

*) Schon bier mag für die Grläuterung der $$. 236 und 523 bes 
merkt werden, baß es für die Löfung der von unferem Gefepe nicht fpeciell 
(vgl. 8. 238) entfchiedenen Frage fehr wichtig tft, daß der Geſetzgeber im 
$. 2, lit. e die Beraufhung nur aus dem Grunde ald Aufbebungsgrund der 
Zurehnung ausfhließt, weil und in fo ferne fie dem (böfen) Vorſatz aud- 
fließt (vgl. den Eingang der Erläuterung des $. 2 oben auf Seite 160—162), 
und dag alfo dieser Gntjhuldigungdgrund mur bei denjenigen Vergeben 
und Webertretungen geltend gemacht werden könne, welche zu ihrem Dafein 
den (böfen) Borfag bedingen. — Ebenſo ift ed nicht unwichtig, bier ſchon 
zu bemerken, daß das Geſetz im $. 236 die „ohne Nbfiht auf dad Ber- 
breden zugezogene volle Beraufhung” eine „zufällige“ nennt, und daß es 
bier ſowohl, als im 8. 523 flatt des Ausdrudes: „Beraufhung” dad Wort: 
„Trunkenheit“ wählt, legteres aber offenbar in einem weiteren Sinne, 
nemlih ſynonim mit: „Beraufhung” gebrauht, und das es gerade im $. 
523 dieſe beiden Ausdrüde einander fubftituirt. 


[Strfg.l.EHi.I.Hpia.g.2,tit.eu.d.) — 174 — [Bon Verbrechen überhaupt.) 


welde man gewöhnli auch noch darunter zu fubfumiren pflegt. Dahin 
gehören die Zuftände 

aa) des Schlafes, mag es num der gewöhnliche (gemeinhin fo: 
genannte natürliche) oder durch äußere Einflüffe künſtlich herbeigeführte 
(magnetifhe) Schlaf fein; ferner 

bb) die Schlaftrunfenheit; 

ec) der Somnambulismus, aub Schlafwandeln, Traum 
wandeln, Schlafwachen, Traumwachen, Mondfucht genannt, zumal wenn 
er durch die eigene organifhe Kraft des Menfchen erzeugt ift (Idiosom- 
nabulismus), und nicht fünftlih (durch Magnetismus) hervorgebracht 
wird ; 

dd) der Zuftand des Traumes; 

ee) die Trunkſucht (Dipfomanie), infoweit fie nicht ſchon in die 
fogenannte Vesania ebriosa oder den Säuferwahnfinn (deli- 
rium tremens) übergeht, wo fie wohl unter lit. a und b fallen 
dürfte; 

ff) die Sinnestäufhungen (Illufionen) und 

88) die Hallucinationen®). 


Zum Abfape lit. d. 


Die Verfügung diefes Abfages erlangt ihren Sinn und ihre innere 
Begründung erft durch die Zufammenhaltung mit den $$. 237, 269, 
273. — Das Gefeb unterfcheidet in Beziehung auf die Straf - Zuredh- 
nungsfähigkeit drei Alterd-Stufen: 

1. die Kindheit im firafgefegliden Sinne **), d.i. das Alter 
bis zum vollendeten zehnten Jahre; 

2. Unmündige, die zwar ſchon das Alter von zehn Jahren 
überfhritten, aber noch nicht das vierzehnte Lebensjahr zurückgelegt 
haben ***); endlich 


*) Dergleihe oben die Anmerkung *) auf Seite 168. 

») Der Beifag: „im firafgefeglihen Sinne“ ift darum nothiwen- 
dig, weil wenigftens in jenen Kronländern, wo das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch gilt, das Alter der Kindheit in civilrehtlicher Beziehung be» 
reitd mit dem vollendeten fiebenten Jahre aufhört ($. 21 jenes Gefep- 
buches). — 

“*) Sn Beziehung auf die Grenze des Alters der Unmündigkeit 
Rimmt wenigftens in jenen Kronländern, wo dad a. b. ©. B. gilt, das 
Strafgefep mit dem Civilrechte überein, indem nad) beiden Gefegen ($$. 
237, 269, 273 unferes vorliegenden Strafgefepes und $. 21 des a. b. ©. 2.) 


Strfg. l.Chl. l.gpia..ꝛ i.aJ. — 175 — (Yon Verbredyen überhaupt.) 


3. Mündige, welde bereits das vierzehnte Lebensjahr zurückge⸗ 
legt haben *). 


In Beziehung auf die unter 1 genannten Kinder hat der $. 237 
das häuslihe Züchtigungsrecht der Eltern, Vormünder und fonftiger Ob- 
forger nicht durch einen Eingriff der Staatögewalt beirren wollen, weil 
bei Perfonen in fo zartem Alter wenigftend regelmäßig nicht jene Ent- 
widelung der Vernunft vorausgefept werden kann, welche zum eigentlichen 
Wollen einer Handlung erforderlich ift, indem fie doch zunächſt nur von 
finnlihen Antrieben (dem thieriſchen Imftincte) geleitet werden, 
welche vorzugsweiſe durch die häusliche Erziehung geläutert, und beim 
Fehlſchlagen anderer Mittel etwa durch beffernde Zühtigung gebändigt 
werden mögen. Wegen feltener Ausnahmen, wo bei Knaben oder Mäbd- 
chen von 8S—9 Jahren denn doc das befannte: „Malitia supplet aeta- 
tem“ Berwirflihung findet, wollte das Gefeß die hier und in den folgen: 
den Abfügen zur Abfhneidung jeder rihterlihen Willkür 
mit numerifhen Beftimmungen feftgefegte Regel nicht ver- 
rüden laffen, auf die Gefahr hin, daß allerdings bier, gleichwie bei dem 
folgenden Abfage, manchmal eine Perſon wegen einer von ihr begangenen 
ftrafbaren Handlung viel zu gelinde behandelt werde. Allein es ift diefes 
tleinere Uebel aus dem Standpunkte der Gerehtigkfeit vorzuziehen 
jener, wenn gleih von mancher Seite ber noch fo warm empfohlenen, Ein- 
richtung eines Geſetzes, wornach man darüber, ob eine fehr jugendliche 
Perſon zur Zeit der Begehung einer an ſich (objectiv) ftrafbaren Hand- 
lung bereits in einem zurehnungsfähigen Alter geweſen fei oder nicht, 
gar feine pofitive Beftimmung aufnehmen, fondern dieß in jedem con- 
ereten Falle dem (fubjectiven) Ermeffen des Richters, — d.h. mit andern 
Worten der bodenlofen Willkür überlaffen will **). — 


bie Unmündigfeit bei beiden Gefchlehtern mit dem vollendeten 14ten Jahre 
aufhört, — In den ehemals f. g. ungarifhen Ländern tritt aber dermal 
noch in civiliftifcher Beziehung die Mündigkeit bereitd mit dem 12ten 
Lebensjahre ein. — 


*) Die nah unjerem Strafgefege das Alter eines Menfchen 
berechnet werden müffe, und dab nah Mafgabe desfelben dad 1Ote und 
beziehungsweiſe 14te Lebendjahr erft mit dem Antritte des I1ten und bezie- 
hungsweife 15ten Geburtätages ald zurüdgelegt anzufehen ift, wurde bereite 
Seite 128 und 129 auseinandergefet. 


) Bol. oben Seite 43. 


Sirſg. 1. ht. u. Hptf.$.2,i.d.) — 176 — [Von Verbrechen überhaupt. ] 


Zu 2. Hinfihtlih der Perfonen, welche zur Zeit der Be— 
gehung einer ftrafbaren Handlung ) zwar ſchon das zehnte, 
aber noch nicht das 14te Lebensjahr zurückgelegt haben, ift nah Maßgabe 
unferes Gefeßes ($$. 237 und 269) zu unterfheiden 

a) zwifchen ſolchen ftrafbaren Handlungen, welche an und für fi 
(objectiv) Verbrechen wären, und 

b) foldhen, die fhon an und für fich (objectiv) nur ein Vergehen 
oder eine Hebertretung bilden würden. 

Auch die Handlungen der erfteren Art (ad a) dürfen nie als 
Verbrechen, fondern immer nur ald Uebertretungen zugerechnet werden, 
fo beftimmt es der vorftehende $. 2 in der lit. d, fo wiederholten es die 
88. 269, lit. a, 270—272, offenliegend aus dem Grunde, weil das Ge- 
feß bei fo jugendlichen Perfonen wenigftend regelmäßig noch nicht jene 
Reife des Verftandes und vor Allem noch nicht jene Energie des Willens 
vorausfeßt, welche ihre Einfiht bis zum Erkennen des peinlihen Une 
rechts, und ihr Begehren bis zur Intenfität des (böfen) Vorſatzes poten- 
ziren macht. — 

Handlungen der anderen Art aber (ad b), die ſchon an fich (ob- 
jectiv) weniger gefährlich oder [hadlich find, umterwirft das Gefek fofort 
in der Regel wieder nur der häuslichen Zuchtgewalt des Vaters, Vor— 
mundes u. f. f., und läßt dagegen nur dann „die Ahndung und Bor- 
fehrung der Siherheitsbehörde" (8.273), alfo nicht eine eigent- 
lihe Beftrafung durch die Strafgerichte eintreten, wenn die häus— 
lihe Züchtigung entweder ganz ermangelt, oder „andere fih dabei 
zeigende befondere Umftände“ deren Einfchreiten bedingen. — Die 


*) Das Gefep hat zwar weder in bem $. 2, lit. d, noch in bem $. 237 
ausbdbrüdlic beigefügt, daf dort von dem Alter des Thäterd unter 14 Jahr 
ven „zur Zeit der Begehung der ftrafbaren Handlung“ die Rede 
if. Allein dieß folgt niht nur aus der Natur der Sache und der Erwä- 
gung dieſer Gefepeöftellen in ihrem allfeitigen Zufammenbange, fondern es 
findet aud in dem Wortlaute des Geſetzes mehrfache Beftätigung. Das- 
felbe Spricht ja doch zumädhft davon, dag der Thäter, alfo doch wohl im 
Augenblide der That (demn früher iſt er ja noch nicht Thäter!) das 
14te Jahr noch nicht zurücgelegt habe, oder no im Zuftande der Unmündig— 
keit gewefen fei (58. 2, lit. d und 237); — es fagt noch deutlicher im $. 269, 
lit. a, daß hierbei Handlungen vorausgefept find, „welhe von Unmün— 
digen begangen werden,” die alfo unmündig find im Augenblide 
der Begehung, und es wiederholt eben diefe nähere Bezeichnung des 
Zeitpunftes, in welchem das vorausfepliche mindere Alter da geweſen fein 
müffe, in den analogen Gefepeöftellen der $$. 270 und 273. — 
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„Sicherheitsbehörde“ wird daher in derlei Fallen allerdings zu erfor 
Ihen haben, ob und in wieferne die häusliche Züchtigung genügend ein: 
trete, fie nöthigenfalld ganz vertreten oder ergänzen, und insbefondere 
in jenen Fallen abndend und gegen die Wiederkehr von derlei Hand: 
lungen präventiv vorfehrend vorgehen, wo das öffentliche Intereffe, 
z. B. bei großen, durch öffentliche Unfittlichfeiten oder dur andere Scan» 
dale von derlei jugendlichen Perfonen gegebenen Aergerniffen, bei grö— 
ßerer Gefahr von Verführung für die übrige Jugend, bei Borfällen in 
öffentlihen Schulen, Erziehungsanftalten und dergl. in höherem Grade 
gefährdet oder betheiliget erfcheint. 

Wenn hiernach endlich 

3. nur Mündigen, d. i. folhen Perſonen, melde zur Zeit 
der Begehung einer fih objectiv ald Berbrechen darftellenden Handlung 
bereits das 14te Jahr überfchritten haben, diefelbe auch ſchon wirklich 
als Verbrechen zugerechnet werden darf, fo müffen dabei doch zweierlei 
Beſchränkungen im Auge behalten werden. — Der Richter hat nemlich 

a) nie außer Acht zu laffen, daß dadurch, daß diefed Alter von mehr 
ald 14 Jahren vom Gefege ald das zurehnungsfähige Alter über: 
haupt erklärt ift, keineswegs ausgefprochen fei, als ob hiernach bei 
jeder in diefem höheren Alter ftehenden Perfon diefe Zurechnung eines 
Verbrechens auch ſchon ftatt finden müfje. Sollten fid nemlih Aus— 
nahmefälle zeigen, wornach irgend eine Berfon, obgleich bereits in 
einem ſolchen höheren Alter ftehend, fih dennoch in concreto als fo un- 
entwickelt darftellt, daß man entweder an ihr im Allgemeinen noch nicht 
die gehörige Ausbildung der Bernunftfähigkeit und insbefondere des Un— 
terſcheidungsvermögens wahrzunehmen vermag, oder daß man ihr wenig- 
ſtens im fpeciellen Kalle ihres Handelns nicht die zureichende Einficht zu— 
trauen kann, oder daß fie vielleicht gerade deshalb, weil fie in diefem 
Alter häufig auch noch im Entwicdelungs- Stadium der Pubertät be 
griffen ift, von einem franfhaften Gelüfte, 3. B. der Byromanie (Brand- 
fiftungsmwuth), unmwillfürlich oder unmwiderftehlich zu dem Verbrechen hin- 
geriffen worden ift, fo darf ihr die Handlung ebenfalld nicht als Ber: 
brechen zugerechnet werden, zwar nicht wegen des hier unter lit. d erör— 
terten, wohl aber vermöge eines der in den folgenden Abfägen (e, f oder 
g) dieſes Paragraphes vorkommenden Aufhebungsgründe der Zus 
tehnung. — 

Außerdem müffen 


b) bei der Entfcheidung, ob der Thäter „zur Zeit der Bes 
Hye, Commentat. 12 
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gehung eines Verbrechens“) bereits das 14te Jahr zurücdgelegt 
habe, diejenigen Fälle befonders berüdfichtiget werden, wo das Gefek 
entweder 

an) erft den Inbegriff mehrerer Handlungen zufammen als ein Ber: 
brechen erklärt, oder doch 

bb) erft für den Fall der Wiederholung, daher im Grunde 
wieder nur für mehrere Handlungen zufammen, mie als ob fie zu— 
fammen nur Eine Gefammtthat zu bilden haben, eine gewiffe höhere 
Strafe feſtſetzt. 

Fälle der erfteren Art (ad aa) kommen vor bei Diebftählen, Ver: 
untreuungen und Betrügereien ($$. 173, 183, 200), wo das Gefek **) 


*) Die Frage, in welchem Momente eine firafbare Handlung ale 
begangen anzufehen fei, kann natürlih nur aus der gefeglichen Begrifft- 
beftimmung jeder einzelnen flrafbaren Handlung in concreto entidieden 
werden. Hierbei wird die Eintheilung der Verbrechen (ftrafbaren Handlungen) 
in materielle und formelle, je nahdem zu deren Dafein nah der ge 
feglihen Begrifföbeftimmung ein äußerer (materieller That-) Erfolg nothwen- 
dig ift, oder die bloße Form der äußeren Handlung zureicht (fieh’ unten bei 
der Erläuterung des 8. 8 Näheres hierüber), gleihmwie auch die Rückſicht auf 
die f. g. fortgefegten Verbrechen (vgl. oben Seite 151 und unten die 
Erläuterung zu $. 34) einen großen Einfluß äußern, und es wird hiernach 
die Beurtbeilung, in welchem Zeitpunfte eine firafbare Handlung als ſchon 
überhaupt begangen (ald Schuld vorhanden), wann fie als verfucht, 
oder ald vollbracht anzuſehen, allerdings auch hinſichtlich des zurechnungs— 
fähigen Alters große Behutſamkeit fordern. — Wer möchte z. B. daran 
zweifeln, daß derjenige, der den Mord eines oder mehrerer Menſchen mittelſt 
einer Hoͤllenmaſchine beabſichtiget, dieſes Verbrechen allerdings ſchon in jenem 
Zeitpunkte (im Stadio des Verſuches) begangen habe, ſobald er dieſe Ma— 
ſchine an dem abgeſehenen Orte zu dem beſtimmten Zwecke bereits aufgerichtet 
hat, wenn gleich die Erplofion noch nicht ſtattgefunden bat; keineöwegs aber 
dann ſchon begangen babe, fo fange er noch in der Herbeifhaffung Samm- 
lung der einzelnen Beftandtbeile oder in ihrer Zufammenfegung (den f. g. 
Vorbereitungd-Sandlungen) begriffen ift! — Wer möchte ferner be 
zweifeln, daß 3. B. bei einem ſchon nach dem urfprünglichen Vorhaben des 
Thäters durch längere Zeit fortzufegenden Perbrehen, fo etwa bei der 
Blutfhande, dadfelbe fhon im Zeitpunkte des erften verbrecherifchen Actes, 
und biernad um fo gewiffer mit jedem der folgenden Theilacte ald be— 
gangen angefehen werden muß, ivenn gleich der Thäter ſchon urfprünglich 
den Borfag zur unbeftimmten Gröfterung diefer Handlungen gefaßt, alfo im 
Grunde den Willen auf eine ganze Reihe von Handlungen gerichtet hat 
u. ſ. f. u. ſ. f. 

) Bergleiche hierüber die oben Seite 109 und 110 vorkommende Nach⸗ 
weifung, daß die im 8.173 vorkommende Vorfhrift wegen der Zufammenred« 


[Strfg.1.&pt. T.Hptk.g.2,lied]) — 179 — [Von Verbrechen überhaupt. ] 


vorschreibt, daß die Beträge der mehreren (wenn nur überhaupt gleihar- 
tigen) Diebftähle zufammen zu Einer, gewiffermagen Einen Geſammt— 
Diebftahl bildenden Handlung zufammen gerechnet werden müffen. Wenn 
nun 3. B. Jemand als 12 jähriger Anabe 10 fl., dann im Alter von 
13 Jahren wieder 10 fl. und endlich nach zurüdgelegtem Alter von 14 
Jahren zum drittenmale 10 fl. geftohlen hätte, fo dürfte er im Geifte des 
Geſetzes nicht ala VBerbreder behandelt werden: denn das Gefek 
bat für den vorliegenden Fall erft den Inbegriff aller drei (Theil-) 
Handlungen zufammen als ein Verbrechen des Diebftahle erklärt, 
da erſt dur die Zufammenrehnung aller drei Diebftähle der zum Ver— 
brechen des Diebftahld erforderliche Betrag von mehr als 25 fl. fih 
ergeben würde ($. 173): der Ihäter müßte daher bei Begehung von 
jeder diefer einzelnen drei Theilhandlungen das 14te Lebensjahr zurück 
gelegt haben, wenn man von ihm foll behaupten können, daß er bereits 
„zur Zeit der Begehung des Verbrechens“ diefes Alter zurückgelegt 
babe. Es dürfen daher in dDiefem falle die vor dem 14ten Jahre be- 
gangenen Diebſtähle mit den mad dieſem Alter verübten, als in ihrer 
Wefenheit verfhiedenartige (heterogene) Größen in Eine Ge- 
fammt-Handlung oder Summe nicht zufammengerechnet werden. 

Aus gleihem Grunde darf aud in den 

ad bb angedeuteten Fällen die nur für den Fall der Wiederho- 
lung feftgefeßte höhere Strafe nur dann zur Anwendung kommen, 
wenn der TIhäter bereits bei Begehung von jeder diefer einzelnen (wie— 
derholten) Handlungen das Alter von 14 Jahren zurücdgelegt hat. Falle 
diefer Art ergeben fih aus den $$. 34, 44, 167, li. bundd u. f. f. 
Aus diefem Grunde dürfte alfo z. B. gegen Denjenigen, der als Knabe 
von 13 Jahren eine Brandlegung begangen hatte, und fpäterhin, etwa in 
feinem 22ten Jahre, neuerlich eine Brandlegung verübt, keineswegs die 
im $. 167, lit. b und d’*) fejtgefeßte lebenslange Kerkerftrafe verhängt 





nung ber mehreren Handlungen oder Angriffe in Eine Gefammtthat per ana- 
logiam aub auf Peruntreuung und Betrug angewendet werden müſſe. 

*) Bei Erwähnung der obigen zwei Gefekeöbeftimmungen (litt. b und d 
des 8. 167) mag bier ſchon erwähnt werden, daß fih das darin feſtge— 
baltene Strafen » Spftem, wornach nemlid für beide Fälle, mag bei der 
wiederholten Brandlegung das Feuer andgebroden fein (lit. b) oder 
nicht (lit. d), — diefelbe Strafe, nemlih die lebenslange Kerkerftrafe 
ſeſtgeſetzt iſt, doctrinell nicht gutheißen laffe, da bei einem wiffenfchaftlich 
ganz confequent durchgeführten Strafen » Epfteme die dem ganzen $. 167 zu 
Grund liegende fucceffive Straf-Abftufung, wohl auch für jene, in Be 

12" 
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werden, weil man ja auch bei diefem Thäter nicht behaupten könnte, daß 
er dasjenige Verbrechen, worauf das Geſetz in diefem alle die lebens» 
lange Kerkerftrafe verhängt hat, nemlich den Inbegriff beider Brand» 
legungen zufammen, bereits in einem Alter von mehr ald 14 Jahren be- 
gangen habe. 

Die Löfung der legten, in Beziehung auf den Abſatz d diefes $. 
aufzuwerfenden Frage: „wie denn das zur Zurehnung eines Verbrechens 
erforderliche Alter von 14 Jahren in zweifelhaften Fällen etwa bewie- 
fen (conftatirt) werden könne?“ gehört ftrenge genommen nicht hier: 
her, fondern in die Erörterungen über das Straf-Berfahbren. Allein 
ich darf fie nicht umerwähnt laffen, um eine mir ganz ungezweifelt irrig 
und zugleih höchſt unpraftifch erfcheinende Anfiht, die aber leider 
fehr häufig vorfommen foll, und durch eine ganz einfeitige, übrigens 
wohl nur an das Wiener Criminal» Gericht erlaffene Belehrung des 
n. ö. Appellationd » Gerichtes vom 24. Auguft 1838 (in Mauder’e 
größerem Werke, I. Band, Nr. 285) unterftügt, und neueftens auch wie: 
der von Krühbmwald*) bevorwortet wird, von der Praris abzuwehren: 


ziebung auf ihre objective Strafwürbigkeit nicht gleich ftrafbaren Fälle 
beobachtet fein follte.e — Praktiſch aber läßt fich diefe Feine theoretifche 
Inconfequenz gar leiht durch das den Gerichten, und felbft in jenen Rändern, 
wo noch das Strafverfahren vom 3. September 1803 gilt, wenigftend dem 
oberften Gerihtöhofe zulommende Recht, wegen außerordentliher Milderungs» 
umftände felbft die lebenslange Kerkerftrafe in eine zeitliche zu mildern (vgl. 
oben Seite 79—82), wieder audgleichen, indem die Gerichte von dieſem 
Mildernngärechte wohl leichter in dem zweiten der erwähnten fälle (lit. d 
des 8. 167), ſchwerlich aber in dem erften (lit. b desfelben) Gebraud machen 
werben. — Uebrigens erklärt fi die obige Anordnung des Geſetzes praftifch 
au ganz natürlich dur die nahe liegende Betrachtung, daß für den ge» 
ringeren biefer zwei Fälle (lit. d) auch ſchon das frühere Geſetz vom 3. 
September 1803 ($. 148, lit. c) die lebenslange Kerkerftrafe feftgefegt hatte, 
und das neue Gefep fie für dieſen Fallauh beizubehalten gute Gründe 
hatte; während für den erfien Fall die von dem alten Gefene ($. 148, 
lit. a) feftgefegte Zodesftrafe in dem neuen Gefege ($. 167, lit. b) be 
feitiget werden wollte, und hiernach diefer Kal ganz einfad) in die der Toded- 
ftrafe nächſt ſtehende lebenslange ſchwere Kerkerftrafe herabgerüdt wurde, 
ohne weitere Rüdffiht darauf, daß in diefer Straf-Stufe bereits ein anderer 
fehr analoger Fall ftebe, bei dem aber ein die Strafbarfeit mildernder Um- 
ftand vorausgefept wird. — 

*) Derfelbe jpricht ih wemlih in feinem „Handbuche des öfterreihifchen 
Strafgefeged vom 27. Mai 1852,” Wien 1852, Seite 29 zur lit. d des vor 
fiebenden 8. 2 wörtlich folgender Maßen aus: „Das Alter it in jedem 
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„dag nemlich das Alter eines Menfchen im Straf-Berfahren überhaupt, und 
in&befondere in dem erwähnten Falle gefeglich zuläffig nur durch den 
Geburtsfhein bewiefen werden könne.“ — Nirgends bat ein 
öfterreihifhes Straf- Gefek oder eine für dad Beweis-Verfahren im 
Strafproceffe gegebene geſetzliche Vorſchrift dieſe Behauptung aufge 
ftellt *) : nirgends haben auch nur die in Defterreich geltenden Eivil-Pro> 
cebordnungen eine ſolche Verfügung aufgeftellt, da alle diefe Geſetze 
wohl allerdings die Vorfchrift enthalten, daß durch den Geburtsfchein 
und durch Zeugniffe, die aus den Geburts-Negiftern ausgezogen werden, 
ein rechtlicher Beweis über das Alter eines Menfhen bergeftellt werden 
könne, jo wieda „diefelben als öffentliche Urkunden anzufehen feien, die in 
Anfehung Desjenigen, worüber fie errichtet worden find, einen vollen Beweis 
berftellen“ *), allein nirgends haben fie auch nur mit einer Silbe davon Er- 
wähnung gethan, daß das Alter eines Menfchen auf die ſem Wegebewiefen 
werden müſſſe, oder nur durch einen Geburtsfchein conftatirt werden könne. 
Diefe Anfiht ftellt fih aber nicht bloß als pofitiv ungefeglih, fondern 
insbefondere ald höch ſt unpraktiſch dar, denn bei Feſthaltung derfel- 
ben würde der Strafrichter in fehr vielen Fallen, wenn er nemlih das 


Falle, wo irgend welche Zweifel über das zurechnungsfähige Alter obwal- 
ten, in gejeplicher Art Durch den Geburtöéſchein feſtzuſtellen.“ 

*) Wie inäbefondere diejenigen, welche da behaupten, daß wenigftend 
in jenen Kronländern, wo die Et. P. DO. vom 17. Jänner 1850 gilt, ver 
möge des $. 287 derfelben und kraft ded 8. 2 der faiferlichen Verordnung 
vom 11. Jänner 1852 (Mr. 5 des R. ©. B.) der Strafrichter in Beziehung 
auf die Frage: „welche Thatſachen er in einem Strafproceffe ald erwie- 
fen anzunehmen babe," fchlehtweg nur feiner freien Meberzeugung zu 
folgen habe und an gar feine gefeglichen DBemweisregel gebunden fei: wie — 
frage ich — gerade die Verdammer aller ſ. g. gefeklichen Beweisregeln die 
obige Behauptung mit ihrer Confequenz vereinbar finden, muß — man wohl 
ihnen felbft überlaffen. 

“) Eich’ 3. B. die 88. 385 und 406 des I. Theild und 358 des II. 
Iheild dei St. ©. B. vom 3. September 1803 ; — ferner die 88. 111 und 
112, lit. f der allgemeinen, &$. 179 und 180, lit. f der weftgalizi- 
ſchen, $$. 169 und 170, 3. 6 der italienifchen, $$. 178 und 179, 3. 6 
der tirolifhen und die SS. 113 und 114, lit. d der neueften fieben- 
bürgifchen Gerichte» oder Givilprocef - Ordnung. Die leptere drüdt den 
obigen Sak noch präcifer in den Worten aus: „Deffentlihe Urkunden haben 
binfihtlih der Thatſachen, worüber fie gejegmäßig ausgefertiget worden 
find, volle Beweistraft;" — und fie erflärt „als öffentliche Urkunden auch 
die Geburtä-, Trauungs- und Sterberegifter, und die daraus ertheilten 
Zeugnisse.” 
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imputationsfähige Alter nicht gerade durch den Geburtsfchein zu erweifen 
vermödhte, um die Möglichkeit der Anwendung des Strafgeſetzes gebracht 
werden, weil es bekanntlich in Anſehung fehr vieler Perſonen fchlechter- 
dings unmöglich ift, einen Geburtsfchein beizubringen, z. B. bei Find- 
lingen, bei Bagabunden oder anderen Perſonen, die ihren Geburtsort, ihre 
Eltern, ja felbft ihr Geburtsjahr nicht anzugeben vermögen (oder fie viel- 
leicht auch nicht angeben wollen!), bei Jeraeliten aus ſolchen Kronlän: 
dern, wo (wenigftend in früherer Zeit) die Geburts-Matrikeln theils gar 
nicht, theils fehr ungenau geführt wurden, bei Berfonen, die in foldhen 
Drten geboren find, von welchen die Matriten durch Feuer, Kriegsereig- 
niffe und dgl. zu Grund gegangen fd ) u. ſ. f. u. ſ. f. — Soll nun 
der Strafrichter, der von einem Beſchuldigten keinen Geburtsſchein auf— 
zubringen vermag, bei Zweifeln über das imputationsfähige Alter ſofort 
müßig die Hände in den Schooß legen, oder verzweifelnd über die Mög- 
lichkeit der Herftellung des Beweiſes hinfichtlich diefes Alters etwa gar 
den Beſchuldigten ſchlechtweg freifprehen? — Iſt es nicht vielmehr nad 
Recht und Gefeh feines Amtes und Gewiffens Pflicht, fih wo möglich 
über diefen wefentlihen Punkt auf anderen Wegen rechtliche Ger 
wißheit zu verſchaffen? — 


Nach meinem Dafürhalten kann das zurehnungsfähige Alter 
nicht bloß durch den Geburtsfchein, der allerdings regelmäßig zur Her- 
ftellung diefes Beweifes dienen mag, fondern durch jedes andere Be- 
mweismittel, 3. B. durch andere Urkunden, durch Zeugen, Sadverftändige 
u.dergl. bewiefen werden, das von dem Geſetze nur überhaupt als eine 
zum Beweife von was immer für Thatfahen zuläffige Beweisart er- 
klärt ift, oder das fih unter Borausfegung eines ſolches Gefeges, welches, 
wie der oben berufene $. 287 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, von 
jeder gejeglihen Beweisregel entbindet, nad den natürlichen Denkre— 
geln ala ein menfhlihe Gewißheit über eine Thatfache herjtellendes Be— 
weismittel erkennen läßt. — Wer möchte z. B. noch einen Zweifel 
darüber aufwerfen, daß von einer Perſon, die zwar in Abrede ftellt, daß 


) Die fo wohltbätige Borfhrift, daß alle Geburtd-, Trau⸗ und Sterbe- 
Regifter in duplo geführt werden follen, beftebt bekanntlich nicht in allen Kron— 
ländern der Monarchie, wurde überdieß felbft da, wo fie befteht, wenigſtens 
in früherer Zeit nicht überall ftrenge befolgt und controlirt, und zudem können 
ja felbft die dupla ſowohl an dem Orte, wo jie urfprünglich angelegt wer« 
den, ald auch an jenen Gentral-Drten, wohin fie periodifch abzuführen find, 
zu Grunde geben. 
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fie bereitö mehr ale 14 Jahre alt fei, wo alfo diefes Alter bezweifelt 
wird, von welder aber bei fonft zweifellofer Identität, in einem mir 
praftifch vorgefommenen Falle, durch Urkunden oder Zeugen bewiefen 
wurde, daß fie von jeßt an (fo etwa von dem Tage eines von ihr began— 
genen Verbrechend an) zugerechnet, vor mehr denn 13 Jahren die Schule 
beſucht, und dafelbit wirklich Unterricht empfangen habe, dadurch erwie- 
fen iſt, Daß fie jetzt doch mindeſtens 14 Jahre alt fei, weil fie hier: 
nad vor 13 Jahren doh aufs Allerwenigfte 3 oder 4 Jahre alt gewefen 
fein muß; — wer möchte 08 beftreiten, dag eine Perfon, von welcher 
mehrere glaubwurdige Zeugen übereinftimmend ausſagen, daß fie vor 15 
Sabren von jetzt an zurüd gerechnet bei deren Geburt zugegen waren, 
jest ald wenigftend 14 Jahre alt gelten könne, wenn nur überhaupt 
die Identität derfelben gewiß ift; — oder follte nicht ſelbſt das überein- 
fimmende Gutachten mehrerer Sahverftändigen, melde bei ähnlichen 
Zweifeln des Richters über das Dafein des imputationsfähigen Alters 
einer Perſon, erklären, daß nad Arztlihen Combinationen diefes Alter in 
dem entfcheidenden Zeitpunkte mit vollfter Zuverläffigkeit angenommen wer— 
den könne, darüber auch einen vollen rechtlichen Beweis berftellen können *)? 


Zum Abfape lit. e. 


Durd die in dieſem Abſatze enthaltene Beftimmung faßt unfer Ger 
jeß alle Erörterungen über den fogenannten That-Irrthum (error facti, 
eigentlid) error in facto) im weiteften Sinne, im Gegenſatze des Rechts» 
und des Geſehtzes⸗-Irrthums (error juris und error legis) **) zuſam— 


*) Zur Berubigung für Diejenigen, melde bei ähnlichen praftifchen 
Eontroverfen vor Allem nah einer Belehrung oder doch wenigſtens nad einer 
Particular » Entjheidung des höchſten Gerichtähofes verlangen, bemerfe ich, 
dag wir wirklid eine jolhe Belehrung deöfelben in dem von mir oben 
verfochtenen Sinne befigen. Durch Juſtizhofdecret vom 26. Scptember 1843, 
3: 5323 — abgedrudt in Hye's jhon oben (Seite 84 in der Anmerkung) 
erwähnten Zufammenftellung x. unter Nr. 100 — wurde nemlich dad dal— 
matiniſche Appellationd« Gericht belehrt: „daR fih die Gerichte in jenen 
Fällen, wo bei Griminal»Unterfuhungen beim Abgange bed 
Tauffbeined das Alter eines Inquifiten oder eined Zeugen con« 
ſtatirt werden foll, nah den zur Erlangung des legalen Beweiſes 
über dieſes Alter vorgefchriebenen Grundfägen der öfterreichifchen Gefepe zu 
benebmen haben.“ — 


») Vom error juris und error legis ift audführlicher erft unten beim 
8. 3 die Rebe. 


(Strfg. 1. CH.1.Hptk.$.2,li.e) 2 — 184 — [Yon Verbrechen überhaupt.] 


men. — Man kann den That-Irrthum als die Unkenntni (das gar 
Nicht-Erkennen) oder unrichtige (ungenaue) Vorftellung der thatfächlichen 
(objectiven) Beichaffenheit der unternommenen (jtrafbaren) Handlung 
erflären. — 

Unfer Gefeß beftimmt vorerft, daß ein ſolcher Itrthum nur dann 
die Zurechnung des (böfen) Vorſatzes ausfchließe: „wenn er den Thäter 
in feiner Handlung ein Verbrehen*) — alfo eine ftrafbare Handlung 
überhaupt — nicht erkennen ließ.“ Daher folgt a contrario ſchon 
aus diefer Gefepesftelle, daß der Umftand, daß der Thäter in feiner 
Handlungsweife wegen Unkenntniß des (pofitiven) Straf- Gefekes 
nicht gerade das (beftimmte), memlich das von der gefeglihen 
Begriffebeftimmung dafür erklärte und benannte Verbrechen erkannt 
habe, die Zurehnung defjelben ala ftrafbar und vorfäglich keineswegs 
ausfchliege, wenn er diefelbe nur noch überhaupt ald ein Verbrechen er: 
kannt hatte, daß alfo — mit anderen Worten — die Unkenntniß des 
pofitiven (Straf-)Gefeßes (error seu ignorantia legis) von der 
Zurechnung der Verbrechen nicht entfchuldige. Wenn alfo 3. B. aud 
der Betrüger feine Betrugshandlung im concreten Falle nah einer vul- 
gären Auffaffung für einen Diebftahl oder eine Veruntreuung gehalten 
haben mochte, während fie ſich nach der gefeglihen Begriffsbeftimmung 
nur unter den Betrug fubfumiren läßt; — oder wenn auch der Läſterer 
des Monarchen nicht weiß, daß feine Handlung dermal ($. 63) als das 
Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung erflärt wird, fondern fie noch immer 
für Berbrechen der Störung der Ruhe des Staates halt, was fie nach den 
früheren Gefege war ($. 58 des I. Theild); — oder wenn ferner Dem— 
jenigen, der von einem Andern mittelft Drohungen eine Leiftung erzwingt, 
ganz unbekannt blieb, dag diefe Handlung von dem gegenwärtigen 
Geſetze ($. 98) „Erpreffung“ genannt wird, während er darin noch immer 
nah Maßgabe des früheren Geſetzes (Hofkanzleidefret vom 8. Juli 1835, 
Nr. 55 der J. G. ©.) nur das Verbrehen der gefährlichen Drohungen 
zu erkennen glaubt u. f. f., fo bleiben diefe Verbrechen dennoch mit voller 
Zurechnung ftrafbar, da bei denfelben der Thäter doch erkannte, daß fie 
„ein Verbrechen“, d. h. daß fie überhaupt ftrafbar find. — Wenn 


) Wie entfcheidend die von dem Geſetze hier mit fprachrichtiger Schärfe 
gebrauchte Wahl des nihtbeftimmenden Gefhlehtäwortes, im Gegenſatze 
der oben unter lit. e diefed Paragraphes geichehenen Anwendung des be» 
flimmenden Artikels, zur Geltung zu bringen ift, wurde fchon oben (Seite 
171, inöbefondere in der Anmerkung **) hervorgehoben. 


[Strfg. 1. ht. 1. Opta.g.2, line) — 185 — (Bon Verbrechen überhaupt.) 


aber ein That-Irrthum einmal fo geartet ift, daß er den Thäter in 
feiner That eine ftrafbare Handlung nicht erfennen ließ, fo ift es in Be- 
ziehung auf die dadurch erfolgende Aufhebung der Zurechnung des (böfen) 
Borlages gleihgiltig, an melden Momenten, Beftandtheilen oder Merk: 
malen der Handlung er eingetreten fei, und es kommt fofort Dasjenige, 
was bereit# oben (Seite 153 und 154) bei der Betradhtung des pofiti- 
ven Inhalts des (f. g. böfen) Vorfages ausgeführt wurde: „daß dad 
Wiffen (Erkennen) und Wollen des Handelnden jeden Beftandtheil und 
jedes Merkmal der Handlung durchdringen müffe, um ihm diefelbe als 
vorfäglich zurechnen zu können,“ bier, bei der Betrachtung der ne» 
gativen Seiten des böfen Borfaßes, mit voller (praftifcher) Wichtigkeit 
in Anwendung. — Es ift daher die Zurechnung des Vorfapes ebenfo 
wohl ausgefhloffen, wenn diefer That-Irrthum zu näch ſt 

aa) im Öegenftande der Handlung (Objecte der Rechtverlegung) 
vorfiel, mag dieß nun eine Berfon oder eine Sache fein; — oder wenn 
er ſich 

bb) auf die Befhaffenbeit der Handlung an und für fi, 
d. i. eigentlih auf die von dem Thäter gebrauchten Mittel feines Han- 
delns; — oder endlich 

ec) auf den Cauſal-Zuſammenhang feiner Handlung mit den 
daraus zu beforgenden Folgen oder Wirkungen bezogen hatte *). — 

Ber z. 2. 

ad aa) einen von ihm bereits für todt gehaltenen, aber in Wirk— 
lichkeit noch lebenden menfhlihen Körper in's Waffer wirft, und dadurd 
ertrinfen macht”), kann wegen diefer Handlung nicht der vorſätzli— 
hen Tödtung eines Menfchen ($. 134); — wer feine eigene Tochter, die 
er aber als ſolche nicht erfannte, weil er fie jahrelang nicht fah, oder im 
Dunkel der Nacht verfannte, gefchlehtlih umarmt, kann nicht der (vor— 


*) Eine vierte, don der Doctrin bei diefer Gelegenheit häufig noch 
ausgeichiedene Unterart ded Ihat-Irrtbumg, nemlich der fogenannte Itrthum 
in den BDeweggründen des Handelnden ift nah dem, mad bereitd 
oben (Seite 139—141) auseinandergefegt wurde, in ‚Beziehung auf die ab» 
folute Straf-Zurehnung der Handlung völlig gleihgiltig, indem dadurch, 
daß der Handelnde bei feiner, wenn nur von ibm noh überhaupt ale 
ftrafbar erfannten und gewollten Handlung angeblih von einem, fei ed auch 
noch jo edlen (2) Motive geleitet wurde, welches ihn feine Handlung irr- 
thümlich als keine unerlaubte anfeben ließ, dieſelbe niht aufhören kann, 
ftrafbar zu fein. — 


») Vergleiche den oben auf Seite 152 und 153 bargeftellten Fall. — 


[Strfg.1. pt. 1. Hptk.g.2,i.e) — 186 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


ſätzlichen) Blutfchande ($. 131); — wer ein Öffentliches Greditspapier 
von folden Gattungen (Sorten — Emiffionen), die in Wirklichkeit noch 
ala Münze gelten, die er aber aus nachweisbaren fubjectiven Gründen 
für ein längft außer Geltung ftehendes Papier anſah, nachmacht, Fan 
nicht der Gorſätzlichen) Verfälfchung eines noch ald Münze geltenden 
öffentlichen Creditspapiers ($. 106); wer nächtlicher Weile aus einer 
fremden Wohnung eine (objectiv fremde) Sache eigenmächtig wegnimmt, 
die er für feine eigene hält, und als feine eigene Sache anzufehen auch 
nahmweisbare Gründe hatte, kann nicht des Diebſtahls ($. 171) fchuldig 
erklärt werden. — Ju all’ diefen fällen konnte nemlich der Thäter 
vermöge feines Irrthums in der PBerfon *) oder in der Sache kein Ber- 
brechen in feiner Handlung überhaupt erkennen, da in all’ diefen Fäl- 
(en die Handlung erft dur die beftimmte (jpecififche) Eigenfchaft der 
Perfon oder Sache, an welcher fie vorgenommen wurde, daß ed nemlich 
im erften Falle ein lebender Menfh, im zweiten Falle feine Tochter, 
im dritten Falle ein ald Münze geltendes Greditspapier, und im vierten 
Falle eine fremde Sache war, zum Verbrechen madt. 

Aus gleihem Grunde kann aber auch ebenfo wenig 

ad bb) 5. B. Derjenige ald fchuldig der vorfäglidhen Tödtung 
eines Menfchen ($. 134) erklärt werden, welcher einen Anderen durch einen 
Schuß aus einem Gewehre getödtet hat, das er zwar auf den Getödteten 
zielend angefchlagen und entladen hat, das er aber aus nachweisbaren Grün- 
den für gänzlich ungeladen oder nur blind (nur mit Pulver und ohne Blei) 
geladen bielt; gleihwie ferner Derjenige, der muthwillig mit einem 
Andern [herzend eine auf dem Tiſche ftehende Flafche ergreift, um mit der 
darin enthaltenen Flüffigkeit den Andern zu überfchütten, welche er nad) ihrer 
Farbe und fonftigem Anfcheine aus den Umftänden für Waffer hält, die 
aber in Wirklichkeit j.g. Scheidewaffer (Schwefelfäure) ift, nicht der vor: 


*) Die berühmte Streitfrage, welchen Einfluß der Irrthum (error) in 
der Perſon (ded Verlegten) ald Gegenfab von einer bloßen Verwechs— 
lung (Berirrung — aberratio) in diefer Perfon auf die Straf-Zuredh- 
nung äußere, ift von unferem dermaligen Geſetze ($. 134) gerade in 
Beziehung auf dasjenige Berbrehen (Mord), wo fie am entfcheidendften 
wirft, auf eine den Knoten zerhauende Weife gelöfl worden. Sie erfcheint 
aber befonders wichtig wohl nur in jener Beziehung: „ob in dem einen und 
anderen falle das vorauägeiepte Verbrechen nur ald verfucht, oder troß des 
Jırthumd oder der Verwechslung deunoh als vollbracht angejchen werden 
könne?“ — Daber fommt diefe Unterfuhung erft bei der Theorie des Ber. 
ſuches, d. h. unten bei der Erläuterung unferer $$. 8—11 vor. 


[Btrfg. J.Thl.l.Opta.g.⁊ lie 7 — 18770 — [Von Verbreihen Überhaupt.) 


ſätzlich en förperlihen Verlegung oder Befchädigung des fremden Eigen 
thums gezieben werden kann, welche er dadurd an dem Anderen wenn 
gleich in noch fo fchwerem Grade angerichtet hat. Denn der Handelnde 
erfennt und weiß ja bier in beiden Fällen nicht, was er eigentlich thue, 
er will nicht dem Andern einen Schaden zufügen, er hält feine Hand- 
hung nicht für eine rechtverlegende oder ftrafbare, — Daffelbe findet aber 
vermöge eben diefed Grundes auch dann Statt, wenn der Handelnde feine 
wenn gleih an fi (objectiv) ftrafbare Handlung aus was immer für 
einem anderen Grunde nicht für die im Geſetze als ftrafbar bezeichnete 
zu erkennen vermag, oder fie in gutem Glauben ald eine erlaubte anzu« 
fehen gute Gründe hat. Wer mödhte 3. B. den Widerftand gegen eine 
in Bollziehung eines öffentlichen Auftrages begriffene obrigkeitliche Ber: 
fon mit gewaltfamer Handanlegung das Berbrechen der öffentlichen Ge- 
waltthätigkeit ($. 81) nennen, wenn der fich Widerfegende aus nachweis— 
baren Grüden dafür hält, daß der gewaltfam Behandelte gar kein Beam 
ter, und der angegebene öffentliche Auftrag eine widerrechtliche Anmapung 
jei; — wer wird von dem Verbrechen der boshaften Störung des Staats» 
telegraphen ($. 89) reden, wenn Jemand in loyaler Hingebung für die 
legitime Regierung die Drathleitung deffelben zerftört, um dadurd den 
Rebellen gegen die rechtmäßige Negierungs-Autorität die Communication 
mit anderen Genoffen ihres verbrecherifchen Unternehmens abzuſchneiden; 
— wer einen Mißbrauch der Amtsgewalt ($. 101) darin erkennen, wenn 
ein öffentlicher Beamter feinem Amtsvorgefekten, der bei einem audges 
brochenen Aufruhre nur als ein ſchwaches, millenlofes Werkzeug einer 
verbreherifchen Rotte fi bewährt, und nicht die nöthige Energie zur 
Bewältigung des Aufruhrs anwendet, den Gehorfam verfagt, diefen felbft, 
und vielleicht au andere Berfonen maſſenhaft arretiren läßt, weil er 
darin das einzige Mittel zu erkennen glaubt, um Here des Aufruhrs zu 
werden; — wer wird in dem, wenn gleich an fih höchſt fträflichen *) — 
Borgange eines Quadfalbers, Curpfuſchers u. dergl. einen Mord, Todt: 
fhlag, eine abfichtlihe ſchwere förperlibe Befchädigung (88. 134, 140, 
152), kurz eine vorfäßliche Rechtsverlegung erfennen, wenn er in 
feiner Ignoranz bei einem Kranken ein f. g. Hausmittel, deffen eigentliche 
Beſchaffenheit und Wirkſamkeit ihm gar nicht befannt ift, das fi aber 
bei mehreren anderen Krankheitsfällen fehr heilfam bewährt habe, in gus 
tem Glauben anwendet, wenn auch diefes Mittel im jetzigen Falle den Tod 
oder das lebenslänglihe Siehthum des Patienten herbeiführt; — wer 


— — 


*) Bergleiche den $. 343. 





[Strfg. 1. Ct. u. Hpth.$.2,li.e) 2 — 188 — [Bon Verbrechen überhaupt.) 


wird den fühnen Heldenmuth eines Truppen-Kommandanten, der, wenn 
gleich ohne höheren Befehl, bei dräuender Gefahr eines Äußeren oder in- 
neren (Empörungs- oder Bürger) Krieges eine Stadt einäfchern, Schleu— 
hen oder Brücken zerftören, Eifenbahnen aufreiffen, fremdes Eigenthum 
verwüften laßt, um das Vaterland vor dem Untergange zu reiten, mit dem 
Stempel des Verbrechens der Brandlegung ($. 166) oder der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit ($$. 83—89) brandmarken; — oder jene Perfonen ges 
rechter Weife ald Diebe ($. 171) behandeln können, welche, fonft durd- 
weg unbefcholten, und nad all’ ihren Lebensverhältniffen ihren Erwerb und 
ihren Unterhalt nicht auf umlauteren Wegen zu ſuchen gewohnt find, aber 
heimkehrend von einer Jagd, oder auf einer langen, ermüdenden Wanderung 
begriffen, ihren brennenden Durft mit einigen Feldrüben oder Baumfrüch— 
ten von fremdem Eigenthume ftillen, oder welche derlei Früchte im Gar: 
ten ihres Freundes pflücken, oder die nach Erfteigung eines Hochgebirges fich 
dafeldft mit fremdseigenthümlichem Holz ein Feuer zum Erwärmen, Kochen, 
Signalgeben u. dergl. machen, weil alle diefe Perfonen nah den con- 
ereten Umftänden des Falles entweder die Einwilligung des Eigenthü— 
merd vorausfegen konnten, oder doch vorhatten, augenblidlich dafür 
Entfhädigung zu leiften; — wer wird in dem Benehmen eines Man- 
ned, der eine ihm von feinem intimen Freunde angetraute Heine Geld- 
fumme im Falle augenblidliher Roth für fi verwendet, nad den fpe- 
ciellen Umftänden Diefes Falles mit Zuverfiht die Einwilligung feines 
Freundes hierzu vorausfegend, und in der Ausfiht, fie nach feinen per- 
fönlihen Verhältniffen alsbald wieder erfeßen zu können, nod eine vor: 
fäglihe Beruntreuung ($. 183) finden können *); oder wie foll endlich 
Derjenige ald abfichtlicher Vollzieher einer Bigamie ($. 206), anzuſehen fein, 


*) So behutfam auch der Richter bei Benrtheilung von derlei Fällen 
vorgehen muß, um nicht etwa nach der dämoniſchen Marime: „der Zived 
heiligt die Mittel“ wirklich fhuldige Verbrecher ftraflos durchſchlüpfen zu 
laffen, und um nicht dem Geifte auh unferes Geſetzes zumider gerade an 
jener Klippe zu ſcheitern, die fchon oben (Seite 139—141) ald eine ded 
Richters Verſtand durch fein Gefühl überfimmende Verwirrung darge- 
ftellt wurde, um nemlih nicht etwa eine mit Borfak ausgeführte, objectiv 
verbrecherifhe Handlung durch das angeblich gute Motiv zu entfchuldigen : 
fo dürften bennod die oben angeführten Bälle zeigen, daß Gefehe nicht 
buhftäblih, fondern vor Allem verftändig, d. b. mit gefundem 
Menfhenverfiande ausgelegt werden müffen, fol man ihnen nicht 
einen Sinn unterlegen, der vorausfeglih einem gerechten Gefepgeber 
nie vorgeſchwebt haben kann (vergleiche die Anmerkung auf Seite 106 am 
Ende). 


(Birfg. 1. Chl. 1. Hp. 8.2, hi. . — 189 — (Yon Verbredyen überhaupt. 


der zu einer Zeit, wo er feine bieherige Gemahlin etwa auf Grundlage eines 
ihm zugefommenen, allem Anfcheine nach echten Todtenfcheines für todt glaubt, 
während fie in Wirflichfeit noch lebt, eine zweite Ehe eingeht, oder Der- 
jenige ald Berläumder ($. 209) beftraft werden können, der einen Ans 
deren bei der Obrigkeit wegen eines Verbrechens anzeigt, hinſichtlich def- 
fen fih zwar fpäter aus der Unterfuchung eine ganz verfchiedene dritte 
Berfon ale Thäter darftellt, wovon aber der Angeber den von ihm Ber 
fhuldigten aus fehr verdächtigenden Inzichten für den Thäter hielt *)? — 
In all diefen Fällen hält nemlich der Handelnde feine Handlung, ja er 
fann fie nach den abfonderlihen und ausnahmsweifen Verhältniffen, 
unter denen er handelt, nicht für eine ftrafbare, für etwas Unerlaubtes 
anjehen, und darum darf ihm auch fein verbrecheriſcher Borfaß zuge 
rechnet werden. 


Das Gleiche findet Statt in den 


ad cc) gehörigen Fällen, — wenn z. B. Jemand feinem Kinde 
wiffentlich Arfenif eingibt, in der Meinung, dadurch defjen Lebenskraft 
aufzufrifchen und zu ſtärken, weil er gehört bat, daß die f. g. Arſenik— 
Eifer fih durch den Genuß diefes Giftes in Pleinen Portionen (angeblich) 
in fteter Xebendfrifche erhalten, es aber auf diefem Wege tödtet; — oder 
wenn Jemand in einem phyſikaliſchen Cabinette mit der Electrifirmafhine, 
in einem chemiſchen Laboratorium mit Giften und Gafen, oder bei Dampf: 
mafhinen, mit Narkotifirungen u. dgl., als Dilettant erperimentirend, ohne 
die Niefenkraft diefer Dinge gehörig zu kennen und ermeffen zu können, 
Menſchen tödtet, Zerftörungen oder Erplofionen berbeiführt u. f. f. — 
In diefen Fällen kommt ihm, in Beziepung auf die Entfhuldigung von 
der Vorſätzlichkeit, ein Jerthum in dem Baufalzufammenhange, d. i. 
eigentlib „Unwiffenheit der Folgen feiner Handlung“ zu Gute, 


Pe \ 


*) In Beziehung auf dad Verbrechen der Berleumdung ift die 
obige natürlihe und dem Geifte der 85. 1 und 2 unjeres Gefehes ent« 
fprehende Deutung gelegentlih aud von der oberften Juftizftelle in einer Er- 
läuterung vom 8. October 1807 (fieh’ diefelbe in den Mauch er'ſchen Hand- 
büchern beim 8. 188 des I. Theild des St. ©, B. vom 3. September 1803) 
und zwar mac der ganzen Faſſung diefer Belehrung als fih aus dem 
Geſetze von felbft verfichend, audgefprochen worden. — Ebenfo wurde 
aber auch hinfichtlich des Verbrechens der zweifachen Che durch das Juſtiz- 
bofderret vom 11. Juli 1817, Nr. 1345 der 9. ©. ©. unter lit. b. erklärt, 
daß in dem oben vorausgefepten Falle wegen Mangel des böfen Bor- 
ſatzes auch das Verbrechen felbft entfalle.. — 


[Strfg. 1.@hi.1.Hptn.$.2, litten] — 10 — (Von Verbredyen überhaupt. 


wie ed das Geſetz fpäter, nemlich unter lit. f diefes $., noch insbeſon— 
dere anführt *). 

In allen vorftehend unter lit. aa—ce angeführten Fällen eines 
That⸗Irrthums ift es übrigens, da das Geſetz nicht weiter unter- 
fheidet, gleichgiltig, ob derfelbe in folchen Thatumftänden feinen Er- 
flärungsgrund finde, welche für Jedermann einen folden Irrthum her— 
beigeführt hätten, oder ob dieß nur auf der indiwiduellen Befchaffenheit 
des Irrenden, 3.B. feiner Jgnoranz, oder minderen Bildung, feinem Schwad;- 
finn oder gar auf feiner Einfalt (stultitia), d. h. auf feinem (indivi- 
duellen) Unvermögen berubte, welche felbft die gewöhnlichen Ereigniffe 
der Natur nicht nach allen ihren Wirkungen und Folgen einzufehen ver- 
mag **). Das Geſetz ſieht ed nach dem Vorgefagten zur Aufhebung des 
böfen Borfaßes für zureihend an, wenn nur von dem Handelnden fub- 
jectiv die Handlung nicht als ftrafbar erfannt wurde. — Eben fo zwei- 
fellos ift es ferner, daß dem Handelnden in all’ diefen Fällen, wenn er gleich 
vom vorfäglichen Handeln und fofort vom Verbrechen frei geſprochen 
werden muß, je nach Umſtänden noch immer eine ftrafbare Fahr läſ— 
figfeit, daher allerdings ein Vergehen oder eine Uebertretung zur Laſt 
fallen fann, wenn ihm nemlich hierbei die Vernachläffigung einer allge 
meinen, d. h. ſchon für jeden Menfhen oder Staatsbürger vorhande- 
nen, oder befonderen, d. h. in feinen fpeciellen oder individuellen Ver: 
hältniffen begründeten Aufmerffamfeit nahgewiefen werden kann, (Per: 
gleiche insbefondere die $$. 233, 238, 335, 345, 354, 361, 365, 393, 
407, 431, 434 unferes Strafgefeßed.) — 


Zum Abfage lit. f. 


Daß eine Handlung, aus welcher ein vom Geſetze ald Verbrechen 
erflärtes (objectives) Uebel 


*) Es leuchtet ein, daß bei einem fireng logifchen Syſteme die „Un- 
wiſſenheit (d. h. eigentlich die Nichterfennung) der folgen der Handlung“ 
weil fie bereitd im Thatirrthum der lit. e inbegriffen ift, entweder in ber 
lit. f unferes $. 2 gar nicht mehr hätte erwähnt, oder doch in bie lit. e 
eingereiht werden follen. — 

) Es mag übrigens in einzelnen Fällen jhwierig fein, zu beftimmen, 
in wie ferne bei einem, eine auffallende Verſtandesſchwäche zeigenden 
Individuum die Einfalt nicht fhon in Albernheit (fatuitas) oder 
Blödheit (hebetudo) übergehe, wo dann jreilid die Entfchuldigung nicht 
blod von Verbrechen, fondern von jeder ftrafbaren Schuld ſchon nad lit. c 
unfereö $. 2 eintreten würde. — 


(Berfg.t. CH. LH.) — 191 — [Yon Verbredjen Äberhaupt.] 


aa) dur Zufall (casus, casus fortuitus, fatum, vis major, vis 
divina), d. h. durd ein von allem menſchlichen Wollen und aller menfch- 
lichen Thätigkeit gänzlich unabhängiges Ereigniß, durch das Walten der 
Naturkräfte ohne Leitung und Einfluß von Menſchen entftanden ift, über- 
baupt nit ald menfhlihe Handlung, daher um fo weniger als vorſätzlich 
oder Verbrechen zugerechnet werden dürfe, hätte wohl am allerwenigften 
einer ausdradlihen Feitießung im Gefege bedurft. Wer wird mich 
z. B. ftrafbar finden, wenn mid ein Windſtoß oder ein plötzlich anwan— 
delnder Schwindel zu Boden wirft, und wenn fofort mein Körper beim 
Niederfallen einen Anderen körperlich ſchwer befhädigt oder deffen Eigen- 
thum zerftört u. dergl.? — Nur muß begreiflih diefer Zufall ein rei- 
ner, nicht etwa ein f. g. gemifchter (casus mixtus), d. h. ein folder 
gewefen fein, der durch mein Berfchulden herbeigeführt worden ift, meil 
ich im legteren Kalle nach der befannten Regel: „causa causae est eliam 
eausa causali“ nicht blos civilrechtlih, fondern allerdings auch ſtraf— 
bar, freili nicht vorfäßlich, wohl aber ex culpa, verantwortlich für allen, 
unmittelbar wohl durch den Zufall, mittelbar aber durch meine Fahrläſ— 
figfeit herbeigeführten Schaden hafte. (Vergleiche z. B. die $$. 335, 
336, 373, 376, 382, 383, 384, 387, 389 u. m. a.). Eben fo klar ift 
es ſchon aus allem über das Wefen des Vorfages und deffen Aufhebungd- 
gründe (indbefondere auf Seite 138 und hier oben Seite 190) Gefagten, 
daß auch der zweite unter lit. f genannte Moment, nemlich 

bb) Nadläffigkeit, d. h. Unterlaffung der pflihtmäßigen Auf- 
merffamkeit bei feinem Handeln zwar nicht das culpofe Verfchulden, 
wohl aber den Vorſatz aufhebe. 

Von dem dritten, unter dem Abſatze f des 8. 2 genannten Aufbe- 
bungegrunde des Vorſatzes, nemlich 

ce) von der „Unmwiffenheit der Folgen der Handlung“, 
wurde eben erjt unter cc der lit. e gehandelt. 


Zum Abfape lit. g. 


Das gegenwärtige Gefeß hat bier zwei einander fehr verwandte, 
allein dennoch wenigſtens nad ihrem Urfprunge verfhiedenartige Aufs 
bebungs-Gründe der Zurechnung des (böfen) Vorſatzes, nemlich: 

J. den „unwiderftehlihen Zwang“ und 

I. die „gerehte Nothwehr" in Einen Abfak 
zufammengefaßt. 


Der erftere diefer Aufhebungs- Gründe fam auch ſchon im 
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früheren Gefege *) ganz gleichlautend unter den allgemeinen ſſich 
nemlich gleihmäßig auf alle Verbrechen beziehenden) Entſchuldigungs— 
umftänden des Vorſatzes vor, während der andere ebendafelbft erit 
nah den Verbrechen des Mordes und Todtſchlages angeführt und in 
wefentlih abweichender Faſſung ald Entfhuldigungsgrund fpeciell nur 
bei der Tödtung eines Menſchen namhaft gemacht worden war **). 

Mas num 

ad I, den „unwiderftehliden Zwang“ betrifft, fo kann man 
nah unbeſtrittenem Sprachgebrauche darunter nur eine den Menfchen in 
feinem äußeren Verhalten in der Art nöthigende Gewalt verftehen, daß 
es entweder (wie z. B. beim mechanifhen Zwange) nah den Naturgefegen 
(daher phyſiſch), oder nach den das menſchliche Handeln leitenden Willens- 
Geſetzen (daher piychologifh) unmöglich ift, ihr zu widerftehen, oder das 
von diefer Gewalt dem Menſchen Abgenöthigte nicht zu thun. — 

Es ift bereitd oben (Seite 163) ausgeführt worden, daß bei dem 
Eintreten eines ſolchen Zwanges das Eine wefentlihe Erforderniß der 
(fubjectiven) Zurehnung überhaupt, nemlid „die Willkür des Handeln- 
den", gänzlich entfalle, und daß in einem folchen Falle nicht mehr 
der Menfh, nicht mehr fein Wille handelte, fondern ein anderes, 
außer ihm liegendes Moment thätig war. — Es kann daher hierbei um 
fo weniger von Zurehnung des Vorſatzes die Nede fein. 

Da das Geſetz ſchlechtweg, ohne weitere Unterfcheidung, jeden 
folden unwiderftehlihen Zwang als Aufhebungsgrund der Zurechnung 
erklärt, fo ift e8 in diefer Richtung auch praktiſch gleichgiltig, ob der- 
jelbe entweder 

1. ein (fogenannter) innerlidher oder 

2. ein äußerer gewefen ſei. — 

Man bezeichnet mit dem erfteren jene im. Innern des Handelnden 
felbft vorhandene Seelen ſtörung oder pfuchifche Krankhaftigkeit, weldhe 
an dem Handelnden wenigftend im Augenblide einer in Frage gezogenen 
Handlung gänzlihen Mangel an Willkür (Mangel an Freiheit”) wahr: 
nehmen läßt. — 


) Sich’ die lit. e ded 8. 2 des früheren Geſetzes oben auf 
Seite 160. 
») Dergl. ebenda den $. 127. 
+) Bergl. oben auf Seite 163 bie Anmerkung. — Es leuchtet übrigens 
ein, daß bei Borausfepung einer folchen, die Willens» Freiheit aufhebenden 
Seelenftörung es nicht mehr der innere Wille oder die Selbſt-Beſtimmung 
ded Menfchen ift, die das Handeln deöfelben Teiten, fondern vielmehr eine 
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Ohne und in die vielbeftrittene Frage einlaffen zu müffen, ob denn 
wirflih ſolche Seelenkrankheiten vorkommen, wo der Menſch, bei voll- 
fommen normaler Thätigkeit des Geiftes, einfeitig nur einer Störung 
feines Gemüthes (oder Willene) unterliege, und troß der erkannten oder 
von ihm fogarverabfcheuten objectiven Bösartigkeit ferner Handlung zu der: 
felben von feinem krankhaften Gelüfte unwiderftehlih bingezogen wird, 
oder ob nicht vielmehr jeder ſolchen Krankheit der Willensfraft immer 
zugleih au eine Störung der Geiſtes-Functionen zu Grund’ liege: 
fo ıft Do über den Einen, für den Strafrichter alleinig wichtigen 
Moment Einhelligkeit unter allen Seelenärzten, dag in allen Fallen, 
wo derlei wenn auch einfeitig nur an den Willens Zunctionen eine 
tretende Seelenftörungen vorhanden find, die Zurechnung wegfalle. Hier» 
ber gehören num vorzugsweiſe: 

aa) die Monomanie, in foferne fie wenigſtens zunächft nicht 
anf einer firen Idee (d. i. auf einer Störung der Geiftesfraft *), fondern 
auf einer blinden Gierde nach einem Gegenftande oder nad einer gewiſſen 
Thätigkeit, daher auf einer Krankhaftigkeit des Willens beruht, mag 
fe nun in Pyromanie (Brandfliftungstrieb), Stehl-, Mord:, 
Rympho- oder Eroto-, Dämonomanie u. f. f. fih äußern **); 
— ferner 





außer feinem Willen gelegene Macht, daher man den oben vorausgeſetzten 
Zwang zwar fprahüblih, aber uneigentlich mit dem Namen eined inneren 
Zwanges belegt. — 

*) Vergleiche oben unter dem Abfage b die lit. dd. 

») Bei diefer Gelegenheit mag dem Etrafrichter vor Allem Behut— 
ſamkeit empfohlen werden, nicht nur binfichtlih aller Arten von Seelen— 
frankheiten, welche zunädft die Willenskraft betreffen, um fih vor jenen mans 
nigfahen Weberfhwänglichkeiten und Ertremen zu bewahren, welche einerfeitd 
jede bereit bis zu einer gewiffen Intenfität erftarfte Leidenschaft auf Rech— 
nung eines derlei unzurehnungsfäbigen Triebes (Impetus) oder (nad) der 
eupbemiftifhen franzöjifchen Zheorie) eined augenblicklichen Selbſtvergeſſens 
(enträinement) feßen, oder and’rerfeitd bei gar feinem Brandftifter, Dich 
u. dgl. ein derlei krankhaftes Gelüfte annehmen wollen. Möge fih der Ric) 
ter in zweifelhaften fällen nur dur ein gewiegted und nad allen 
Seiten hin wohl zu begründendes Gutachten befonnener Seelenärzte leiten 
laffen! — 

Mögen an dem Richter gerade in diefer Nichtung felbft die Ergeb» 
niffe der Phrenologie (Schädellehbre — Graniofcopie — Granio» 
logie), fo wie jene der Phyfiognomif und vielleicht fogar der Chi» 
romantie (Chirognomie) nicht unbeachtet vorübergeben. Niemand tbeilt 
beut' zu Tage mehr die Webertreibungen der Graniofcopie, die man bei der 

Sye, Gommentar. 13 
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bb) die Wuth ohne Verrücktheit (mania sine delirio); — 

cc) Affeet im eigentlihen Sinne, d. i. eine fo heftige Gemüths— 
bewegung, daß dadurch alle Wirkfamkeit des Willens » (regelmäfig wohl 
auch des Erkenntnig-) Vermögens ausgefhloffen und hiernach eine vor: 
übergebende Seelenftörung vorhanden ift (? — *), wohin insbefondere 
der kranfhafte Jähzorn (excandescentia furibunda) gehört ; — 


erften Entwicklung dieſer Wiffenfhaft durd ihren genialen Schöpfer Gall 
geltend zu machen ſuchte, wornach man memlich die einzelnen Geelenthätig- 
feiten (Sinne) des Menfhen aud verjdiedenen mehr oder weniger audge- 
bildeten (27) Organen des Gehirnes ableiten, und dieſe felbft am äußeren 
Rnohenbau des Schädeld erfennen wollte; allein ebenfo wenig fann nad deu 
Forfhungen Neuerer (Spurzbeim — Combe — Struve — Choulant 
— Carus — Friedreih u.v. N.) und nad demjenigen, was diefe Schrift» 
fteller au in einer für den Laien zugänglichen Darftellung über den Zur 
ſammenhang zwifchen Seelen» und Gehirn» Thätigkeit, umd der hierdurch bes 
dingten Entwidlung aud des äußern Schädeld nachgewiefen haben, verfannt 
werben, daß die Formation des Schädeld vielfah als ein äußeres Zeichen 
gewiffer vorberrfchender Thätigkeiten des Gehirns, und eben deßhalb auch als 
Symptom gewiffer hervorragender Seelenthätigfeiten, d. h. ale eine Sym» 
bolit des Innern, zur Erkenntniß und fofort auch zur Beurtheilung des 
Menfhen benüpt werden können, fo gut als Niemand Bedenken trägt, aus 
dem Ausdrude ded Antliped eines Menfhen auf deffen geiftige Begabtheit, 
auf deffen bervorfichende Seelenthätigkeit zurüdzufchliefen (Phrfiognomif) 
und als und — fo abergläubifh ed dem Laien erfcheinen mag — von großen 
Aerzten dargetfan wird, daß fogar die Bildung der menfhlihen Hand auf 
gewiffe vorberrfhende Seelenthätigkeiten ſchließen laffen fol. — 

*) Die Bergleihung mit $. 46, lit. d, mag bewähren, daß unfer 
Gefeg dem fogenannten Affecte, aud wenn er aus gewöhnlidem Men- 
jchengefühle, ald da Zorn, und felbft wenn er eine gerechte Zorned-Ent- 
rüftung fein würde, Schreden, Schmerz u. dgl. entipringt, nicht unter die 
Aufhebungs-, fondern nur unter die Milderung d-Umftände ber firaf- 
baren Zurehnung einreihe. Doch — wenn nur de lege ferenda darum 
gefragt wird: fol ed nicht doch Fälle geben, wo nah menſchlicher 
Beurtheilung der Affect wirklih alle Zurehnung, alle Strafbarfeit aus— 
ſchließt? Wenn etwa ein zärtlich liebender Bater den Erzieher feines biäher 
unverborbenen Sohnes auf der unnatürlichen Schändung ded Knaben, oder 
den Lehrer oder gar Gewiſſensrath feiner unfchuldigen Tochter bei der Ent- 
ehrung derfelben antrifft, und im der Raferei des erſten Zorned- Ausbruches 
(in continenli) den verruchten Verbrecher tödtet: wer möchte da überhaupt 
nod ein „Schuldig” über den unglüdlihen Vater zu fällen wagen? — — 
Liegt nicht eine tiefe pfychologifhe Berechnung und Wahrheit in jener 
Sakung bes römifchen, gleihwie des altgermanifchen, von der Carolina 
(Art. 142) beibehaltenen Rechts, weldhe den Ehemann, und felbft den Bater 
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dd) die Gelüfte der Shwangeren, Gebärenden und Wöchne— 
rinnen; — 

ee) die krankhaften Begierden, die aus der Entwidlung der Pu— 
bertät, aus Hyfterie, Anomalie, Krankheiten der Gebärmutter u. dal. 
fih ergeben follen; — 

Mm Heimweh Moſtalgie) und Sucht nah der Fremde 
(Apodemialgie); — 

gg) die wuthähnlihen Begierden bei der Wafferfheu (Hydro: 
pbobie), Epilepfie und gewiſſen Vergiftungen u. f. w. **) 

ad 2. Der fogenannte äußere Zwang ift entweder 

aa) ein mechaniſcher (phyſiſcher) oder 

bb) pfuohologifdher. — 

Daß 

ad aa) bei dem mechaniſchen Zwange, wenn nemlich eines Men— 
hen Thätigkeit durdy eine von Augen einwirkende Kraft in der Art ber 
ſtimmt oder eigentlich überwältiget wird, daß er nah den phyſiſchen Ge— 
fegen es nicht zu verhindern vermag, von Zurechnung des Vorſatzes Feine 
Nede fein fönne, mag diefe Ueberwältigung nun von einem andern Mens 
ſchen oder von Naturfräften ausgehen, bedarf keiner Begründung. Wer 
fönute mir die Handlung des Mordes oder der Brandlegung zurechnen, 
wenn ein phyſiſch mir weit Ueberlegener mir etwa einen Amüttel, Dolch 
oder eine brennende Lunte in meine Hand bindet, und in folder Weife 
überwältigend meine Hand führt, um mit derfelben den tödtlichen 
Schlag oder Stoß einem Andern zu verfeßen, oder durch die Lunte frem- 
des Eigenthum in Brand zu bringen un. f. f. Wer wird mid ftrafbar 
erklären, wenn ein heftiger Stoß, den der Waggon der Eifenbahn durch 
ein auf den Schienen gelegenes Hinderniß erleidet, mich aus demfelben 
wirft, und wenn mein Körper im Riederfallen ein daliegendes Kleines Kind 
tödtet u. dergl. ***). 








ftrafloa läßt, der den bei feinem Weibe oder bei feiner Tochter in flagranli 
ergriffenen Ehebrecher erfchlägt? — Vergl. auch Art. 324 des franzöfifchen 
Code penal. — 

) In wie ferne ein folhes bis zur wirklichen Gemüths⸗Krank⸗ 
beit potenzirted Heimmeb etwa auch den feinem Fahneneide untreu werden- 
ben Soldaten von der Etrajbarkeit für die Defertiom enfhuldige, bat nur 
der Gtrafrichter des Militärftandes zu enticheiden. — 

*) Bergt. oben die Anmerkung **) auf Scite 168. 

*) 58 bedarf feiner Nuteinanderfekung, daß Fälle der lepteren Hıt, 
wenn nemlih ein ſolches Uebel durch einen von Naturfräften auégehenden 
13” 


(Btefg. 1. CH. l.gpiſ . ⁊. — 196 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


Dagegen tritt 

bb) ein „pſychologiſcher unmiderftehliher Zwang“ 
oder Furcht (metus) ein, wenn dem Handelnden die Sekung einer an fi 
(objectiv) ftrafbaren Handlung ald das einzige Rettungsmittel erfcheint, 
um fich felbft, oder irgend einen theuern Angehörigen, fein Kind, feine 
Gattin, feine Eltern u. dergl. von einer unmittelbaren und dringenden 
Gefahr des Lebens, oder irgend eines anderen wichtigen oder gar uner— 
feßlihen Gutes zu befreien. — Dabei ift es für den Zuftand des Han- 
delnden ganz gleichgiltig, ob diefe Furcht duch den Zufall oder durch 
gefährlihe Bedrohungen eines anderen Menfchen herbeigeführt 
wurde. Zu der Borausfegung der erfteren Art gehört insbefondere 
der fogenannte äußerte Notbfall oder Nothſtand, wenn ih z. 2. 
(im Falle des bekannten Ciceronianifhen Brettes) ald Schiffbrüchiget 
einen anderen Schidfald-Genofjen von dem Brette, das er bereits ergriffen 
hatte, hinabftoße, um mein eigenes Leben zu retten; oder wenn ich in 
äußerfter Hungersnoth einem Anderen gewaltfam die ihm eigenthümlidhen 
Lebensmittel entreiße (raube), um mid am Leben zu erhalten; wenn 
eine fchwangere Frauensperfon, welcher die Aerzte den unvermeid— 
lichen eigenen Untergang prognofticiren, wenn fie nicht das in ihrem 
Mutterleibe befindliche Kind zerftücden (die f. g. Perforation der Leibes— 
frucht vornehmen) laßt, fih emdlih zu diefer Zerftörung des Lebens 
ihres Kindes entjchliegt *); — oder wenn in einem noch ertremeren 
Falle die Paffagiere eines etwa zwifhen den Eisbergen eingeeisten 
Schiffes, in ihrem Sein und Handeln nur mehr von dem thierifhen 
Inftinete der Selbfterhaltung getrieben, ſich in gräßliher Verzweiflung 
endlich einander felbft ſchlachten und aufzehren **) u. dergl. 


— — — — — 


phyſiſchen Zwang herbeigeführt werden, mit demjenigen zuſammenfallen, 
was früher bei dem Abſatze f unter lit. aa über den „Zufall“ geſagt 
wurde, — 

*) Der gefunde Menfhenverfland hat wohl nie daran gezweifelt, baß 
aud der Arzt, der im obigen Falle die Operation der Kindeszerftütung vor 
nimmt, um die Mutter am Leben zu erhalten, ebenfall® Feine ftrafbare Hand» 
lung begeht. Wil man durchaus einen pofitiven Anhaltspunkt für die 
gleiche Entfheidung au in unferem Gefepe haben, fo findet man ibn 
ungezweifelt im $. 2, lit. e: „wornad er in feiner Handlung ein Berbre- 
hen nicht erfennen kann.“ — 

*) Es leuchtet ein, daß durch die obige Behauptung der Unzurech—⸗ 
nungsfäbigkeit und fofort der Unfträflihfeit (Impunitas) von derlei in 
äußerſten Nothfällen gefchehender Bergreifung an fremdem Eigenthume oder 
gar au fremden Leben keineswegs die Rechtfertigung von derlei Handlungen 


[Btrfg. 1.@n.1. 9.2, 0) — 197 — [Bon Verbrechen überhaupt. 


Fälle der zweiten Art find nicht blos dann vorhanden, wenn 
die Borausfegung der gerechten Nothwehr eintrifft, wovon aber fogleich 
(ad II) insbefondere gefprochen wird, fondern auch dann, wenn ein An— 
derer mir in der erwähnten Weiſe Furcht einjagt, um eines Dritten 
Rechte zu verlegen, wenn z. B. der A mir das Piftol auf die Bruſt fept 
und mich augenblicklich zu erſchießen droht, wenn ich nicht alfogleich eine 
Zerftörung an fremdem Eigenthume, oder eine Körperverlegung an einem 
Dritten audführe *); — oder wenn ein Gaffabeamter oder Gefangenwär— 
ter den ihm mit Tod drohenden Räubern die Schlüffel der ihm anver- 
frauten Caſſe oder des Gefängniffes ausliefert. — 

Ob jedoch unter diefe Art des unmwiderftehblichen pfuchologis 
ſchen Zwanges auch der Befehl eines Oberen umd der ihm ſchul— 
dige Gehorfam, und ob indbefondere der f.g. melus reveren- 
tialis, wobei der Handelnde aus bloßer Ehrerbietung für die Wünſche 
und Befehle eines Höheren handelt, darumter gehöre, muß wohl mit 
größter Behutfamkeit nach der concreten Lage jedes einzelnen Falles 
beurtheilt werden. Niemand wird z. 3. zweifeln, daß der Soldat, der 
(wenigſtens im Grundſatze) nach der Theorie der unbedingten Subor- 


etwa gar ald rechtlich erlaubte, d. b. keineswegs dasjenige zugeftanden werben 
fol, was die älteren Naturrechtälchrer mit ihrem fogenannten Nothrechte 
(Jus necessitatis) in Beziehung auf fremde Sachen oder Perfonen behauptet 
haben. Will man aber anderd von dem gewöhnlichen Menfchen nicht Ueber: 
fhwängliches, nicht eine — allerdings bei aufierordentlihen Naturen in 
feltenen Ausnahmäfällen vorhandene — faft übermenfhlihe Geifteäftärke oder 
Hochherzigkeit, oder jenen ftoifhen Heroidmus in Anfpruch nehmen, der felbft 
in fo ertremen Gollifiond » Fällen nur der Stimme der Bernunft folgen 
und es verfhmähen wird, fein oder feiner Angehörigen Leben durch Angriff 
auf fremde Rechte zu erhalten, will man mit Einem Worte den Menfchen 
menfhlid beurtheilen: jo muß man wohl in allen oben vorausgeſetzten 
Fällen Straflofigfeit, weil Unzurechnungsfähigkeit, annehmen, 
weil in dem fürchterlihen Kampfe zwifchen Sein und Nichtfein, zwifchen 
Selbft-Untergang und fremdem Leid — dem nad ben allgemeinen Gefepen 
bed menfhlihen Begehrungsvermögens Handelnden feine Wahl bleibt. 

*) Zu weit getrieben fcheint wohl die Behauptung derjenigen zu fein, 
die da meinen, dafi felbft derjenige, der, befchuldiget eines ſchweren Ber- 
brechens, um den auf ihm faftenden Verdacht von ſich abzumenden, durch ein 
Gemebe von Lügen diefen Berdacht auf einen Anderen wälzt, von dem Ber: 
breben der Berleumdung entfchuldiget werben müffe, weil er ebenfalle im 
piohologifch-unmiderftehlihen Zwange handle, indem er dur die fälfchliche 
Beſchuldigung eined Anderen doh nur eine unmittelbare, ibm drohende 
Gefahr von fih abzuwenden fuhe! — 
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dination und des f. g. blinden Gehorſams disciplinirt erſcheint, für 
die auf Befehl feines Offiziere volljogene körperliche Züchtigung eines 
Anderen oder für die Wegnahme fremden Eigenthums ftraflos fei, wenn 
diefelben auch ſich als widerrechtliche Gemwaltthätigkeit, als Plünderung 
u. dergl. darftellen® — Wer entgegen aber möchte den Eivil- Beamten 
von der ftrafbaren Mitfhuld am Verbrechen des Mißbrauches der Amts— 
gewalt (58. 101 und 102) entjchuldigen, der auf Geheiß feines Amts— 
vorgejeßten etwa eine Acten-Verfälſchung oder Unterfhlagung vornimmt, 
eine Unwahrheit in Amtsfachen bezeugt u. dergl. ) — — — 

Die wichtigfte Unterart des unmwiderftehlihen pinchologifhen Zwan— 
ges ift wohl ohne Zweifel 

1. der Zuftand der Nothwehr. 

Das Rechtsgefühl des fhlichten Menfchenverftandes, gleichwie die 
Wiſſenſchaft des Rechtes und fait alle Gefehgebungen der Neuzeit find 
darüber einig, daß Derjenige nicht einmal Unrecht thue, viel weniger ftrafz 
bar handle, der zum Schuße was für immer eines Rechtes gegen einen 
rechtswidrigen Angreifer Zwang anwendet und diefem was immer für ein 
Uebel zufügt, in fo weit fi diefe Zwangs-Anwendung und diefes Uebel 
nur überhaupt als unvermeidliches oder unerläßlich -nothwendiges Mittel 
darftellen, um eben das rechtswidrig angegriffene Recht zu ſchützen, und 
die Shen begonnene oder eben bevorftehende Verletzung defjelben abzu— 
wehren. — Man nennt diefen Zuftand die gerechte oder rechtmä— 
Bige Notbwehr (moderamen ineulpatae tutelae), die als natürliches 
Zwangebefugniß des Rechtes aus der innerften Wefenheit der Gerechtig- 
feit umd des Staates jedem Berechtigten auch im Staate verbleibt, in jo 


*) Es fann aus dem Standpunkte der Codification nur gebilligt wer« 
den, daß unfer Geſetz auch bei diefem Momente ſich von jeder Caſuiſtik 
ferne gehalten hat, wie fie in mehreren neueren Gefegen, wohl am ausführ- 
lihften in dem badifchen, vorfommt, weil jeder folhen Aufzählung einzelner 
Fälle oder Beifpiele in einem Geſetze — jene Betrachtungen entgegen 
Neben, welche ſchon oben (Seite 165 und 166 in der Anmerkung) bemerkt 
worden find. — 

Namentlich wäre cd ganz überflüffig gewefen, ausdrüdlich feftjufegen, 
dag Furcht in jenen Fällen nicht von der Etrafbarfeit eines Verbrechens bes 
freie, wo der Handelnde zur Lebernahme einer gewiffen Gefahr eine befon» 
dere Nehtäpficdt hat (vgl. 3. B. dem $. 83 des badifchen Gefepes), wenn 
z. B. ein Soldat aus Furcht vor naher Gefahr feinen Poften verläßt, ober 
fich der Feigheit (Zagbaftigkeit) ſchuldig macht (val.den XV. und XVI. öflerr. 
Kriegs. Artikel). — Derlei Fälle dürften überdieß von dem Strafrichter des 
Civilſtandes faum je zur Entfheidung zu bringen fein. — 
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weit memlich die rehtlihe Ordnung des Staates (der Staatszwang) nicht 
ausreicht oder den Berechtigten nicht in jedem Augenblide zur Seite 
ftebt, um ihn gegen rechtswidrige Angriffe und Berlegungen zu ſchützen. 
— Die Notbwehr fällt alfo in fo ferne mit dem oben gefchilderten 
Notbftande md pſychologiſchen Zwange zufammen, al® fie aller- 
dings eine Unterart desfelben ift, indem auch der in Nothwehr Handelnde 
in Beziehung auf das zu fhüßende Recht fih im einer Nothlage befindet, 
und in derfelben es vorziehen wird, ja nah den Gefegen des menſchlichen 
Begehrungevermögens von feinem Gefühle dahin gedrängt wird, ed vor: 
zuziehen, lieber dem rechtswidrigen Angreifer ein Uebel zuzufügen, ala 
jelbft an fih ein Unrecht zu leiden oder Andere leiden zu laffen. Allein 
die Notbwehr unterfcheidet fih nad dem Gefagten dadurch weſentlich 
von dem Notbitande, daß die Nothwehr durch einen rechtswidrigen 
Angriff (ein Unrecht) Desjenigen hervorgerufen wird, der durch die Noth— 
wehr des ſich Vertheidigenden wieder verlegt wird, was bei dem Noth- 
ſtande nicht der Fall ift, umd daß daher die Zurehnung des von dem 
rechtswidrig Angegriffenen dem Angreifer zugefügten Uebels nicht blos 
darım, weil er wie beim Nothſtande in einer unwiderftehlichen pſycholo— 
gifhen Zwangslage handelt, fondern vor Allem deßhalb entfalle, weil 
dasjelbe ſchon an ſich Fein Unrecht mehr ift. 

Dadurch, daß unfer Geſetz die Nothwehr unter die Aufhebunge: 
gründe des (böfen) Borfakes eingereibt und daß es diefelbe überdieh 
mit dem „unmiderftehlihen Zwange“ in Einen Abſatz zufammengeftellt 

at, hob es zwar zunächſt nur die Eine, nemlich die fubjective Seite 
derfelben hervor. Indem es aber diefelbe aus der in dem früheren Ges 
fehe angewiefenen ifolirten Stellung bei den Berbredhen des Mordes und 
Todtichlages nunmehr unter die allgemeinen Entihuldigungsgründe 
von jedem Verbrechen einrückte, prägte ed zugleich auch ſchon deren ob» 
jectiven Character aus, wornach nemlich eine an ſich als Verbrechen 
erfcheinende That dan, „wenn fie in Ausübung gerechter 
Rothwehr erfolgte," aud objectiv aufhört, ein Verbrechen zu fein, 
und zwar rücdfichtlidh jedes Verbrechens aufhört, ein ſolches zu ſein, 
während nach dem früheren Geſetze dieß ausdrücklich nur in Be— 
ziehung auf die „Tödtung eines Menſchen“ beſtimmt war, und 
hinſichtlich minderer Koörperverletzungen, oder anderer durch eine ſolche 
Gegenwehr ausgeübten Gewaltthätigkeiten, Beſchädigungen an fremdem 
Eigenthum u. dergl. höchſtens a majori ad minus aus dem Geſetze ge— 
ſchlußfolgert werden mußte. — 

Unſer dermaliges Geſetz iſt aber darin dem früheren völlig gleich 
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geblieben, daß es das von der Idee der Gerechtigkeit zum Schutze 
jedes Rechtes zugeftandene Zmangsbefugnig nur auf „rechtswidrige 
Angriffe auf Leben, Freiheit oder Vermögen" eingefchräntt, daher 
vom Schuße durch die Nothwehr namentlih die (eigene und fremde) 
Ehre ausgefhloffen bat. Ohne Zweifel geſchah dieß aus dem 
doppelten Grunde, weil eimerfeits fih die Nothwendigkeit der 
Nothwehr, als einer augenbliclihen, regelmäßig gewaltthätigen Ab— 
wehr oder Selbfthilfe zum Schuße der Ehre praftifh kaum denken 
läßt, und weil andererfeits die Zugeftehung der Nothwehr auch gegen An— 
griffe auf die Ehre gar leicht zu Erceffen, Schlägereien, Naufereien, f. g. 
Rencontres u. dergl. mißbraucht werden kann ). — 

So wie aber unfer Gefeß in diefer Beziehung den Begriff der 
Nothwehr eingefhräntt hat, fo erweiterte es andererfeite 


*) De lege ferenda muß es wohl in Frage geftellt bleiben, ob dag 
Geſetz den dem Rechte an fi immanenten Gedanken der Notbwehr nicht 
richtiger aufgefaßt hätte, wenn es ganz allgemein feftgefept haben würde: 
„daß die Notbwehr zur Abwehr was immer für eines rechtöwidrigen An« 
griffes, daher auch gegen Angriffe auf was immer für Rechte und 
Rechtsobjecte, ohne fie namentlich aufzuzählen, zugeflanden werde"; da 
denn doch nicht zu leugnen ift, daß ertreme, wenn auch feltene Fälle denkbar 
find, wo ich meine eigene Ehre oder die Ehre irgend einer mir theuren 
Perfon, z. B. meiner Gattin, Braut, Tochter gegen rohe Befchimpfungen in 
den Nugen der Mitwelt (und bei der Ehre enticheidet nur das Urtheil der 
Anderen, nur dasjenige, was fubjectiv in der Meinung der Welt 
als Satiöfaftion angefehen wird, nicht was objectiv eine ſolche iſt!) 
nur dur augenblidlidhe gewaltthätige Abwehr zu fehirmen vermag, und wo 
daher die Nothwehr allerdings au zum Schutze der Ehre ein nöthiges 
Bertbeidigungsmittel ift, und fofort von dem Gefege ald Entihuldigung für 
die aud Anlaß folder Gegenwehr geübten Gewaltthätigkeiten aufgeftellt wer— 
den möge, und nad) dem Borgange mehrerer angefehenen neueren Geſetz- 
gebungen (3. B. neueften® auch des preufifchen Geſetzes $. 41) um fo unbe 
denklicher feftgeftellt werden konnte, da diefelbe body au in diefem Falle 
immer auf die Grenzen der nötbigen Pertbeidigung eingefhränft werden 
wird, daher jeder Erceß über diefe Grenzen hinaus der gerechten Ahndung 
unterworfen bleibt. — 

Daß eine folhe Erweiterung der Notbwehr auch zum Schutze der 
Ehre fih legislativ mit erhöhter Potenz gerade in unferen heutigen 
Derhältniffen — wo die Ehre ein fo mächtiged Vehikel der focialen 
Beziehungen, zumal bei gewiffen Ständen, 3. B. bei Dfficieren if, 
— ald nothwendig beraugfielle, daher au in einem Militär-Strafgefek- 
buche faum entbehrt werden könne, bedarf nach dem Borftehenden Feiner Aud« 
einanderfeßung. — 
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denfelben wieder in einer anderen Nichtung, indem es unter einer gewiffen 
Borausfegung die Ueberſchreitung ihrer Grenzen dennod der Nothwehr 
jelbft im Beziehung auf die Entjhuldigung vom (böfen) Borfage gleich— 
ftellt. — 

Es find daher diefe beiden, nach ihrer inneren Natur einander ge 
wiffermaßen entgegengefeßten Beitimmungen unferes Geſetzes ab- 
gefondert zu betrachten. Nach der erften diefer Beitimmungen, welde 
das Wefen der eigentlichen Nothwehr feſtſetzt, ift zur Entfhuldigung 
eines Verbrechens aus diefem Titel nothwendig, daß 

aa) „die That in Ausübung gerechter Nothwehr (atio währenv 
und vermöge derieiben) erfolgte.“ — Diefelbe ift aber 

bb) „nur graber ausfhliestih) dann anzunehmen,“ d. h. 
mit anderen Worten, es wird das Dafein der Nothwehr in Beziehung 
auf die Rechtswirkung der Entfhuldigung vom Vorſatze durch das Gefek 
ald vorhanden vorausgefegt, wenn auch in Wirklichkeit (objectiv) 
vielleicht deren Bedingungen nicht da gewefen find, fobald 

cc) ſich (der nachſolgende Sachverhalt) aus den (alſo aus was immer für 
That) Umftänden mit Grund ſchließen läßt.“ Das Gefek fordert 
daher nach der Natur der Sache zur Eonftatirung der vorhanden gewe— 
jenen (oder anzunehmenden) Nothwehr feinen ftrengen juridifhen Beweis, 
ſondern begnügt fich mit einer fi aus den Thatumftänden des concreten 
Falles ergebenden Wahrſcheinlichkeit, zählt beifpielsweife als 
ſolche Umftände „die Befchaffenheit der Perſonen, der Zeit, des Ortes, 
Art des Angriffes" auf, und charakterifirt diefe Aufzählung als eine 
blos beiſpielsweiſſe durd die Beifügung der allgemeinen Claufel: 
„oder andere Umftände”. Aus diefen Umftänden muß fich mın vermöge 
dindender Schlußfolgerung mit Wahrfcheinlichkeit ergeben, daß 

Ad) „fi der Thäter nur. 5. ansfhliegend zu die ſem, und fonft zu 
feinem anderen Zwede) der nöthigen (d. i. der entweder an und für ſich — objectiv 
unvermeidlich geweienen, oder wenigfteus dem Zbäter fubjectiv ale das einzige und umab- 
weislihe Mittel zum Zwede erfhienenen) Bertheidigung bedient habe”), um 


— — 





) Das Geſetz bat nemlich nicht geſagt, daß die Vertheidigung in 
diefer Art an ſich (objectiv) nöthig geweſen fein müſſe, ſondern es wählte 
erihienen war, hindeutenden Ausdruck: „es mußte aus den Umſtänden zu 
ſchließen fein, daß fih „der Thäter“ nur der nöthigen Vertheidigung bedient 
babe.” — Hieraus folgt alfo, daß nach unferem Gefepe der Richter bei Be— 
urtbeilung der Rechtmäßigkeit der Nothwehr, d. h. bei Erwägung dee 
Naßes der Nothwendigkeit der beffimmten Art der Berthei« 
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ee) einen rechtswidrigen (d. i. von Seite des Angreifers ſchon am und 


für fich eine Rechtverlezung bildenden und nicht eiwa, wie 3. B. von Seite einer Wade oder 
eines Organes der Autorität durch deren amtlide Stellung oder durch höhere Aufträge gereht- 


fertigten) Angriff auf Reben (aber aferdinge auch auf die Förperliche Integrität 


überhaupt, da man ja nicht au ermeifen vermag, in wielerne der Angriff auf den Körper nidt 
auch eine Bedrohung des Leben felbit mach fi aiche — quis vulnera non dantur ad men- 


suram —), freiheit oder Bermögen *) von fih oder Anderen abzu— 
w ehr en" Kalfo entweder ſich gegen einen bereits mwirktich begonnenen und noch vorbandenen 


oder wirkſamen ſolchen Angriff im engeren Einne des Wortes gu verthbeidigen, d.h. bie 
Fortdauer dedfelben gu behindern, oder einem thatſächlich drohenden und mit dem Erfheinungs 
verbältniffe der alfogleihen Ausführbarkeit verbundenen Angriff auporfommend zu bes 
gegnen) — 


Nah Maßgabe diefer gefeklihen Kriterien der Nothwehr wird 
man an dem Dafein derfelben nicht zweifeln, wenn z. B. bei einer durch 
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digung allerdings auch auf die fubjective Gemüthöäbeſchaffenheit des 
Ungegriffenen Rüdficht nehmen dürfe und müffe, je nachdem nemlich dieſem, 
nadı feiner Individualität eine gewiſſe Art von gemalttbätige Abwehr nöthig 
erfhienen ift, und unter den concreten fubjectiven Peziebungen als 
nöthig erfcheinen mußte. — Nicht blos ber. melus, qui et in constanlis- 
simum viram cadat, fondern ein bei weitem geringeres angedrohte® Uebel 
wird dem von Gemüth Aengfllichen, Furchtſamen, Berzagten, zur gewaltfamen 
Gegenwehr nöthig erfcheinen, während der Beherzte darüber viefleidt lachen 
wird. Nicht blos cine objectiv mit der alfogleichen Ausführbarfeit ver» 
bundene Drohung wird dem Angefallenen Angft einjagen und ihn zur alfo- 
gleihen Gegenwehr bindrängen, fondern wohl aud ein ibm auf die Bruft 
geſetztes ungeladenes Piſtol, dag alfo objectiv ungefährlich ift, von dem 
aber der Dedrobte nicht wußte, dab es nicht geladen fei, und das ihm daher 
fubjectiv allerdings gefährlich erfchienen ifl. — 

) Das Gefep hat — mie ſchon früher angedeutet wurde — Dadurch, 


daß es die Gegenftände, zu deren Schug es die Nothwehr zuläßt, ſpeciell 
und tarative aufzählt, und darunter die Ehre nicht aufgenommen bat, 


indirect ausgeſprochen, dab es eine ſolche VBertbeidigung der Ehre im 


| Wege der gewaltfamen Selbfibilfe nie als nöthig anerfenne. — Davon 
| müffen aber wohl diejenigen Fälle gefchieden werden, wo ein rechtäwidriger 
ı Angriff, der zumächft gegen die Ehre gerichtet ift, wie 3. DB. auf die Ges 
ſchlechtsehre (Keuſchheit) einer Frauensperſon, zugleih einen Angriff auf 
ihren Körper oder ihre perſönliche Freiheit einfchlieht, wo daher die gemalt: 


fame Abwehr der wenn gleih zunächſt ihre Züchtigkeit vertheidigenden 
Frauene-Perſon, und ginge diefelbe im äußerſten Falle auch bid zur Tödtung 


des rohen MWüftlings, allerdings wenigſtens aus dem Titel gerechte Nothwehr, 


und ftraflod wird, weil fie dadurd) einen rechtswidrigen Angriff auf ihre 
Freiheit abgewehrt hat. — Dadfelbe muß conjequent wohl aud von 
thätlihen oder fogenannten Real» Injurien behauptet werden, zu deren 
Abwehr dem Angegriffenen ebenfalld die Nothwehr zuftebt, in fo ferne fie zu- 
gleih einen Angriff auf den Körper in fih fliehen. — 
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einen Finanzwächter, Forftauffeher oder Nevierjäger erfolgten Tödtung 
dargetban wird, daß der Thäter ein fehr dienfteifriger, aber auch ein 
befonnener Mann ift, und zur vorausgefehten Zeit an dem Orte der 
That in Erfüllung feiner Dienftespflicht begriffen aewefen, während der 
Getödtete als ein Schmuggler oder Wilderer (Wildſchütz) befannt war, 
und zu dieſer Zeit an dem vorausgefegten Orte mit Waffen betreten 
wurde, ohne daß ein feine Anweſenheit dafelbft rechtfertigender Grund 
vorläge; wenn ferner körperliche Verlegungen an beiden Berfonen darüber 
Gewigheit geben, daß zwifchen ihnen bereits ein längerer Kampf ftatt- 
gefunden, und der Getödtete die tödtende Schußwunde vorne an der 
Bruft trägt. — Man feße den Fall verkehrt, fo dag nemlich die Tödtung 
des Finanzwächters, Korftauffehers oder Jägers unterübrigeng gleichen 
Umftänden vorläge: wer würde die Behauptung der Nothwehr von Seite 
des Schmugglers oder Wildererd nicht für eine leere Ausflucht erfennen ? 
Modificiren wir endlich den zuerft gefeßten Fall dahin, daß der Getödtete 
erweislih ohne Waffen am Plage war, daß der Finanzwächter oder Re- 
vierjäger als ein leidenfchaftliher Menfch bekannt gewefen, der dem Ge— 
tödteten ſchon früher Rache gefchworen habe, daß fich ferner aus den 
Umftänden ergebe, daß dem Getödteten die Schußwunde aus weiter Ent 
fernung und rüdlings (alfo offenliegend bereits auf der Flucht) beige 
bracht worden fei: wer wird nicht gegen die Behanptung der Nothwehr 
gerehte Zweifel tragen? — — Diefelben Umjtände müſſen nad 
Maßgabe ded nunmehrigen, vorausfeglich fih auf alle Verbrechen 
beziebenden Geſetzes natürlich auch dann in Erwägung fommen, wenn 
3. B. Jemand fih zur Entfhuldigung der von ihm vorſätzlich ausgeführ— 
ten Einfperrung (Berfhloffenhaltung) oder Feßlung eines Menfchen 
($. 93) oder der Tödtung eines fremden Thieres oder einer anderweitigen 
Beſchädigung fremden Eigenthums, Zerftörung einer Brüde, Schleuße 
($. 85) oder dgl. auf die Nothwehr beruft. — 

Durch die zweite Beftimmung unferes dermaligen Gefekes über 
die Nothwehr wurde eine von der Praris vielfach empfundene Lücke des 
bisherigen Geſetzes ausgefüllt: „was denn in jenem Falle Rechtens fei, 
wenn der Angegriffene bei Ausübung der Nothwehr zu weit gegangen, 
nemlich die Grenzen der nöthigen Vertheidigung oder Abwehr in dem 
angegebenen Sinne überfchritten habe?" — Aus dem Wortlaute des 
bisherigen Gefeßes folgerte man vielfach, daß jede ſolche Ueberſchrei— 
tung der Nothwehr, eben weil fie vom Geſetze als Entſchuldigungsum— 
fand nicht ausdrücklich ausgefchloffen fei, nach der Regel, daher als 
vorjäßliche Rechtverletzung zuzurechnen fei, während Andere auch diefe 
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Ueberſchreitung ſchlechtweg ganz ſtraflos anſehen wollten, weil man 
bei der Nothwehr nicht in ſolcher Gemüthsſtimmung handle, um Maß 
halten, umd die Grenze der Nothwendigfeit der Vertheidigung be— 
ftimmen zu können. — Unfer dermaliged Geſetz bat nah dem Mufter 
der befferen neuen Gefeßgebungen Europa's zwifchen diefen beiden Er- 
tremen die Mitte gewählt und erklärt, daß in einem ſolchen Kalle die in 
der Nothwehr » Ueberfchreitung zugefügte Verlegung in der Regel zwar 
nicht als vorfäglich zuzurechnen, fondern der Nothwehr gleich zu 
halten *), darum aber noch keineswegs abfolut ftraflos anzufehen fe. — 

Man muß jedoch bei der Anwendung diefer Gefekesftelle mit Be: 
hutfamfeit vorgehen. Borerft leuchtet ein, daß nach dem grammatifchen 
Gonterte des ganzen (unter lit, g und in feinem Anhange vorkommenden) 
Satzes die eben erft hinfichtlih der eigentlihen Nothwehr unter litt. 
aa—ce angegebenen drei Momente auch auf diefen zweiten, der Noth- 
wehr gleich gehaltenen, Ball herab bezogen werden müffen. — Werner hat 
das Geſetz, mit richtiger und gerechter Würdigung der obwaltenden pſycho— 
logifhen Beziehungen, feitgefeßt, daß 

dd) „nur (d.i. ausſchließend) eine aus Beftürzung, Kurt 
oder Schreden gefhehene Ueberſchreitung der nöthigen Bertheidigung 
oder Abwehr” ebenfalls als Nothwehr angenommen werden Fönne, 
d. h. die Zurechnung des Vorſatzes aufhebe, und daß daher diefe Ent- 
fhuldigung auch auf die bei derlei Gelegenheiten um viel’ öfters vorkom— 
menden Weberfchreitungen der Nothwehr aus Rache, Zorn, Haß, Aerger, 
Habfucht und dergl. — feine Anwendung finde *). — 





*) Es leuchtet ein, daß der oben voraudgefepte Fall keineswegs eine 
Unterart der Nothwehr, fondern vielmehr das gerade Gegentheil von 


Nothwehr iſt, weil ja fupponirt wird, dak der Handelnde hierbei über die 
Nothwehr hinaus gegangen fei, daher in Wirklichkeit nicht mehr im Zu— 
 ftande der Nothwehr gehandelt Habe. — Nichts defto weniger fonnte 
‚ biefer Fall, ja mußte er fogar im logifhen Syſteme gerade der Beftimmung 


— —— — 


über die Nothwehr angereiht werden, weil er nicht blos die natürliche 
Entwicklung oder Fortſetzung der Nothwehr bildet, ſondern auch in Beziehung 
auf die Rechtswirkung von dem Geſetze „als Nothwehr angenommen,” 
d. h. derſelben praktiſch gleich gehalten wird. — 

») Dur die obige Einfhränfung auf Beftürzung, Furt und Schreden 
bat das Geſetz jenen ernften Einwendungen begegnet, welche gegen die Auf- 
nahme der unferer Gefepgebung bisher fremd geweſenen Ueberſchreitung der 
Nothwehr unter die Entihuldigungsumftände vom Vorſatze geltend gemacht 
werden könnten. Eine Beidhönigung von Erceffen der Rohheit, won eigen« 


‚ mächtigen und ercentrifchen Selbft-Entfhädigungen für erlittene Berlegungen, 
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Wer alfo ;. B. dem bereits entfliebenden Diebe nachſchießt, um 
ihm etwa nad einer jo oft vorfommenden Angabe die verdiente Strafe 
fogleih nad frifher That auf den Rüden zu pelzen, oder ihm nachſetzt, 
und nach erfolgter Einholung, ftatt ihn dem Strafgerichte abzuliefern, 
mit einer Tracht Schläge oder anderen körperlichen Mißhandlungen gleich: 
ſam abftraft oder gar ein Volkegericht (Lynch » Zuftiz) über ihn halten und 
erecutiren laßt; — oder wer (mas auch häufig vorkommt) dem Diebe oder 
Beihädiger unferes Eigenthums wenn gleich in der erften Zorned= oder Rache: 
Aufwallung ebenfalls fein Eigenthum zerftört, oder gar unter dem Titel 
Gntfhädigung über die bereits erlangte Erfagleiftung hinaus fich reichlich 
ans deſſen Habe zueignet; — oder wer, von Zorn oder Kränfung über: 
mannt, Den in flagranti ertappten Ehebrecher oder Entehrer feiner Tochter 
tödtet, ſchwer verlegt *), oder zur Strafe etwa längere Zeit einfperrt, ift 
nah unferem Geſetze für diefe Ueberfhreitung der Nothwehr verant- 
wortlich, umd es wird ihm die in dieſer Ueberfchreitung liegende ftraf- 
bare Handlung mit Zug und Recht als eine vorfäkliche zugerechnet. — 


Allein auch die von dem Gefege binfichtlich des Vorfages ent: 
ihuldigte Nothwehr ift darum noch nicht völlig ftraflos, fondern 


-—— 





oder von Entfchuldigungen der Gewaltſamkeiten wilder Selbft- Rache u. dergl. 
fönnte durch eine ſolche Gefegeöbeftimmung wohl dann hervorgerufen werden, 
wenn diefelbe fchlehtweg jede aus was immer für Gemüthöbewegungen 
tefultirende Meberfchreitung der Notbwehr als Aufbebungsgrund der Zurech— 
nung des Borfapes gelten ließe, nit aber, wenn dieß auf „Beftürzung, 
durcht und Schrecken“ beſchränkt bleibt. — 

Bor dem Gewichte diefer überwiegenden Betradhtungen, die gleich wich» 
fig aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit wie der Gefepgebungd- Klug. 
beit erſcheinen, verfchwinden daher auch die doctrinären und unpraftifchen 
Erwägungen jener Gefeg-Ktritifer, die da vermeinen, daß die neueren Geſetze. 
und mit ihnen aud das öfterreichifche, darin pfpchologifch irre geben, daß 
fie zunächft nur fogenannte aftbenifhe Gemüthäbewegungen (nemlich Bes 
fürzung, Furcht, Schreden u. dal.) ald Anläffe von Nothwehr-Ueberſchreitung 
vorausſetzen, während dieſe bei weitem häufiger aus den f. g. ſtheniſchen 
Gefühlen (Zom, Rabe, Haß, wilde Aufregungen u. dgl) fih ergeben. — 
Alein die vorftebende Ausführung mag genügen, um zu überzeugen, daß 
unferem Gefege diefe pſychologiſche Wahrheit nicht entgangen it, daß fie 
aber gute Gründe dafür hatte, die legteren, wenn auch häufigeren Anläffe 
don Grceffen der Nothwehre nicht unter die Entfchuldigungd- Gründe ber 
Verbrechen aufzunehmen. 


*) Vergleiche übrigens das über diefen Fall oben Seite 194 und 195 
in der Anmerkung Gegfate. 
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ee) fie „kann — nad Beichaffenheit der Umftände als eine ftraf- 
bare Handlung aus Fahrläffigkeit nah Maßgabe der Beitimmungen 
des zweiten Theiles dieſes Strafgefeßes geahndet werden.“ — Das 
Geſetz bat alfo die Strafbarfeit einer folhen Nothwehr » Ueberfchreitung 
nicht ſchlechtweg (fie muß nicht, fondern fie kann nur geahndet werden) 
ausgeiprochen, und es eben Dadurch, gleihwie durch die beifpielsmeife 
beigefügten Eitate der $$. 335 und 431, der Beurtheilung des Richteré 
überlaffen, ob im concreten Falle troß der vorhanden gewejenen Beftür- 
zung des Handelnden demfelben nicht wenigftens eine ſolche Vernachläſſigung 
einer pflichtmäßigen Aufmerkfamfeit oder Ueberlegung zur Laft ge: 
legt werden kann, welche nach der ausdrücklichen Beftimmung der einen 
oder anderen Geſetzesſtelle des zweiten Theils diefes Strafgefepes als ein 
Vergehen oder als eine Webertretung anzufehen ift. Eben daraus ergibt 
fih zugleih, daß durch eime folhe wegen Fahrläſſigkeit (eulpa) zu 
beftrafende Ueberfchreitung der Grenzen der rechtmäßigen Nothwehr nicht 
blos die im Gefeße beifpielsmweife angeführten (culpofen) Verletzun— 
gen oder Gefährdungen der körperlichen Sicherheit, welche in den citirten 
$$. 335 und 431 vorkommen, fondern allerdings auh andere culpofe 
Uebertretungen, z. B. jene des $. 459 gegen die Sicherheit des Eigen: 
thums, begangen werden fönnen, wenn etwa die über die Grenzen der 
nöthigen Bertheidigung hinausreihende Handlung fo geartet war, daß 
ſich aus ihr leicht eine Feuersgefahr vorausſehen ließ u. f. f.*) 

Zum Schluffe mag nod erwähnt werden, daß für gewiffe Organe 
der öffentlihen Sicherheit über dag Maß der gerechten Nothwehr befon- 
dere Borfhriften beftehen, welche feftfeßen, in wiefern diefelben bei 
Ausübung ihres Dienftes zur Vertheidigung ihrer Perfon oder ihrer 
Dienftpflihten, oder (bei eigentlihen Militärs) ſelbſt zum Schuße ihrer 
Standes-Ehre von den Waffen Gebraud zu machen befugt find. — 

Solche Vorſchriften find: 


1. Das für das k. k. Militär noch immer in voller Geltung ſte— 
hende Duell-Mandat vom 20. Juni 1752, die Erläuterungs-Verordnung 
dazu vom 12. März 1754 und der XXIX. Kriegsartikel vom Jahre 
1808 (j. dieſe Geſetze in Bergmayr's Kriegsartikel, 3. Auflage, 88. 


— — — 


) Die Andeutung eines legislativen Vorſchlages, wie in einem 
pofitiven Gefege die Beſtimmung über bie Aufbebungsgründe der Zuredh- 
nung ganz furz und allgemein erſchöpft werden könnten, und wie fich das— 
felbe nebftbei über die Notbwehr ausdrüden möge, babe ich bereits oben, 
Seite 166, Anmerkung am Ende, und Seite 200, in der Anmerkung beigefügt. 
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203— 227) und der X. Artegsartifel, wornach „dem mit ſchweren Neal: 
oder Verbal-Injurien angegriffenen und beleidigten Theile die recht— 
mäßige (!) Zurückſchiebung der Unbild auf der Stelle nicht verbo- 
ten ift,“ und „derjenige, welder mit Arreſt belegt ift, und der Wade 
entlauft, wenn fein anderes Mittel, ibn anzubalten, vor: 
banden ift, (von der Wache) niedergefchoffen werden fol, aber auch 
derjenige niederzuſchießen ift, der eine Wache gewalt- 
thätig verlegt und davonläuft, oder der an gefährlichen Po— 
ten, und befonders in Feindesgefabr fich verdächtig macht, und auf 
Anrufen der Shildwahe ohne zureihende Antwort ent- 
flieht.“ *) — 

2. Die in Kolge einer a. b. E. vom 27. Anguft 1844 mit dem an 
fammtliche Länderftellen erlaffenen Hoffanzleidefrete vom 19. Detober 
1844 (in der Sammlung der politifchen Gefege und Verordnungen, 
Band 22, Seite 250) kundgegebene allgemeine Normal-Vorſchrift für die 
Rılitär » Affiftenz » Sommanden bei den Störungen der öffentli- 
ben Ruhe hbinfihtlih der Anwendung der Waffengemwalt. 
Hiernadh hat die wirflihe Anwendung der Waffengewalt, und zwar dann 
gleich mit ernftem Nahdrude in zwei Fällen Platz zu greifen: — 


a. wenn der politifhe Gommifjär fein ferneres abmahnendes Ein- 
ſchteiten felbft als unfruchtbar und zur Herftellung der Ruhe nicht mehr 
ausreichend erklärt, und das thätige Einfchreiten der Waffengewalt 
fordert; — 


b. auch ohne diefe Aufforderung, wenn die Truppe von den Tu— 
multuanten jelbft angegriffen oder thatfächlich infultirt wird. — 


3. Die Vorfchriften über den Waffengebraud der Finanz— 
wache, welche bereits in den $$. 54—61 des mit Hofkammerdefret vom 
21. April 1843 (politifhe ©. ©., Band 71, Seite 119) kundgemachten 
Auszuges aus der Berfaffungs- und Dienſt-Vorſchrift der Finanzwache**) 


— — m —— 


*) Die gleichlautende Vorſchrift kommt auch in dem Dienft-Reglement 
für die k. f. Infanterie, fo wie in jenem für die f. k. Gavallerie vom 1. 
September 1807 vor. — 

) Im BWefentlihen waren die nemlihen Borfhriften bereits für 
die Grenzwache im 8. 95 des Hoffammerbecretes vom 7. November 1829 
(polit. G. ©. Band 57, Seite 706), fo wie für die Gefällenwadhe in dem 
Hoffammerdecrete vom 22. April 1835 (polit. G. ©. Band 63, Seite 112) 
8. 76 ertbeilt, und nur fpäterbin, ala im Jahre 1843 das Inſtitut der Brenz. 
und Gefällenwahe als ſolches aufgehoben und beide vereiniget unter dam 
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enthalten, fpäterhin aber in Folge a, h. E. vom 24. Jänner 1846 durch 
das an ſämmtliche Länderftellen erlaffene Hoffammerdefret vom 8. Fe— 
bruar 1846 (politifhe G. S., Band 74, Seite 21) zur allgemeinen 
Darnachachtung kundgemacht. Hierdurd wurde beftimmt, daß die 
Angeftellten der Finanzwache von den Waffen nur in zwei Fällen Ge- 
brauch machen dürfen, nemlich: 

a. als Nothwehr zur Abwendung eined gegen fie gerichteten 
thätlihen Angriffes, umd 

b. zur Bezwingung eines gewaltfamen Widerftandeg 
gegen die Bollziehung des den Angeftellten der Finanzwache aufgetrages 
nen Dienftes. — Sofort wird durch eben diefe Vorfhrift in ausführlich 
fter Weiſe auseinandergefegt, was für die Angeftellten der Finanzwache 
als Nothwehr und als gewaltfamen Widerftand anzufehen fei.*) 

4. Die durch das galizifhe Gubernial- Kreis: Schreiben vom 25. 
Auguft 1846 (in der galizifhen Prov. ©. ©., Jahrg. 28, Seite 204) 
erlaffene Borichrift für die duch den außerordentlihen Hofcommiffar neu 
errichtete galizifhe Sicherheitswache, dur welde im $. 6 be- 
ftimmt wurde, daß diefelbe befugt fei, zu ihrem Schuße in folgenden 
Fällen von den Waffen Gebrauch zu machen: 

a. wenn gegen fie, indem fie ihren Dienft verrichtet, Gewalt verübt 
wird, um fie an Berrichtung ihres Dienftes zu hindern; — oder wenn es 


Namen „Finanzwache“ umgeftaltet wurden, in der obigen Borfhrift vom 
21. April 1843 vervollftändiget für die Finanzwache erneuert worden. 

*) Zur Sicherung diefer Rechte der Angefiellten der Finanzwache wurde 
über eine weitere N. h. E. vom 24. Jänner 1846 dur das an fämmt- 
liche Länderftellen erlaffene Hoffanzleiderret vom 18. Mai 1846 (polit. ©. ©. 
Band 74, ©. 108) erflärt: „daß die Thatfahe, daß bei Gelegenheiten des 
Warfengebraudes von Seite eines fyinanzwach » Ungeftellten in Ausübung 
feines Dienfted eine Tödtung oder fchwere Verwundung vorgefallen ift, für 
ſich allein noch nicht ale eine Anzeigung zur Ginleitung einer Griminals 
Unterfuhung wegen Ueberfhreitung des Waffengebrauches betrachtet werden 
fönne, fondern vorläufig alle Umflände erhoben werden müffen.“ — Gbenfo 
wurde zur Berbürgung einer allfeitig erfhöpfenden Erhebung der obwal- 
tenden Umftände und zur gehörigen Würdigung der einfchlägigen Dienfted- 
Borfhriften im 6. Abfape der zuerſt erwähnten Berordnung vom 8. Februar 
1846 vorgefchrieben: „daß den Ihatbeftandserbebungen in jenen Fällen, wo 
durch den Waffengebraud der Finanzwahen eine Berwundung oder Tödtung 
erfolgte, jedeämal der dem betreffenden Angeftellten der Finanzwache zunächſt 
vorgefepte Binanzwahbeamte beizuziehen fei”, ımd diefe Borfchrift in neuefter 
Zeit durch die Verordnung des SJuftizminifteriung vom 16. Jänner 1852 
(Rr. 20 des R. ©, 2.) als fortan aufrecht beftchend erklärt. — 
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b. unmöglich ift, dem ihr angemwiefenen Boften zu behaupten, oder 
die ihr anvertraute Perſon zu bejchüßen, ohne von den Waffen Gebrauch 
zu machen. *) — 

5. Die in dem Organifationg: Gejeße für die Gendd’armerie vom 
18. Janner 1850 (Nr. 19 R. G. 8.) $. 45 enthaltene Vorſchrift über 
den Waffengebraub der Gensdarmerie, wodurd beftimmt 
wurde, daß diefelbe von der Waffe Gebrauch machen dürfe: 

a. als Nothwehr zur Abwendung eines gegen fie gerichteten 
thatlichen Angriffes; 

b. zur Bezwingung eines auf die Bereitlung ihrer Dienftesverrich- 
tung abzielenden Widerftandes, und 

ce. überhaupt in allen Fällen, in welchen einer Schildwache geftat- 
tet ft, von den Waffen Gebrauch zu machen. **) 

6. Die Borihrift über das Recht des Waffengebraudes 
der Militär: Polizeiwadhe. — Nah Mafgabe der mit a. b. E. 


*) Da übrigendg nunmehr aub in Galizien bereits dag für alle 
Kronländer der Monarhie gleihmäfig organifirte Inftitut der Gensd'ar— 
merie in Wirkſamkeit getreten ift (vergl. die nachfolgende Nummer 5), fo 
dürften die Beftimmungen über die beflandene galiziſche Sicherheitswache nur 
mehr binfihtlih früherer Fälle zur praftifhen Anwendung kommen 
fonnen. — 

») Bergleihe oben unter Zabl 1. — Der zweite, im $. 46 des obi- 
gen Statuted normirte Fall „des Waffengebraudes bei Bolfgaufläufen und 
Zufammenrottungen”, rüdjichtlic defjen fih übrigens das Gefeg nur auf die 
für die bewaffnete Macht beftebenden, und noch zu erwartenden Vorfchriften 
beruft, gehört nicht mehr in den Umfang der Peftimmungen über die Nothwehr. 

Bei Bergleihung diefer neueften Vorſchriften für die öffentliche Sicher: 
heitẽ · Wache mit den analogen Inftituten der früheren Zeit zeigt ſich übrigens, 
daß die dermalige Gefepgebung den Gegenftand der Frage um Vieles forg- 
fältiger normirt hat da die früheren Vorjchriften regelmäßig die Sache mit 
völligem Stillſchweigen behandelten, und eben dadarch ganz der Beurtbeilung 
dee Strafrichterd nah Mafigabe der allgemeinen Bedingungen der 
NRothwehr anheim geftellt haben. — Vergleiche z. B. das Regolamento 
per le guardie campestlri für das lombardifch-venetianifche Königreich 
vom 13. September 1811 (im Bolletüno delle leggi, 1811, parte 2., pag. 
900 u. folg.); — das DrganifationesGefep für die Gensd’armerie im der 
Lombartei, vom 1. November 1817 (in der mailänd. Raccolta, vol. Il, parte 
l., pag. 238 u, folg.); — und die Vorfhrift per le guardie comunali 
(ebenda vol. IT., pag. 68 u. folg.); — das Regolamento per la guardia 
di sieurezza für das venetianifche Königreihb vom 31. Mai 1829 (in 
der venetianiſchen Collezione delle leggi, vol. XX, parte 1., pag. 150) 
u ſ. A u. ſ. f.— 
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vom 10. Juli 1850 genehmigten DOrganifation der Bolizeibehörden 
(Landesgefegblatt für N. Deft. vom Jahre 1851, Nr. 39, für Trieft 
Nr. 1, Steiermarf Nr. 80, Schlefien Nr. 171, Galizien Nr. 125), $. 29 
und der für das Wiener-Polizei-Wach-Corps beftehenden Dienftea-Inftruc- 
tionen (z. B. für das k. k. Militär-Polizei-Wach-Corps $. 39) „genießt 
der Polizei-Soldat im Dienfte die Vorrechte, welche den Schildwachen 
eingeräumt find, und die $$. 45 und 46 des Gendd’armerie- Gefekes 
binfichtlich des Gebrauches der Waffen *) gelten auch für die Militär-Boli- 
zeiwache. Jeden Angriff auf feine Perfon muß der Polizei-Soldat mit 
den beihabenden Waffen Fräftigft zurücweifen, und im Nothfalle nach 
Umpftänden auch Feuer geben. Entwaffnung würde den Bolizei-Soldaten 
mit Schimpf und Schande bededen, er foll eher das Leben laffen, als die 
Waffe in Händen des ihn Angreifenden.“ **) 

In den bisherigen Handbüchern und Gefeß: Sammlungen zu unfe- 
tem alten GStrafgefeße vom 3. September 1803, denen dießfalls auch 
Frühwald (a. a.D. Seite 32, Abfaß VI, 3. 1 u. 2) nadhfolgt, ift man 
zwar gewohnt, unter den Vorfchriften, durch welche Die Grenzen der ge- 
rechten Nothwehr bei befonderen Berhältniffen über dag gewöhn— 
lihe Maß des Strafgefehed ausgedehnt worden fein follen, auch noch 

a. den $. 25 der allgemeinen Jagdordnung (in der Kro- 
patfchedifhen Sammlung der Jofefinifhen Gefege, 11. Band, Seite 
488) ***), und 


*) Sieh’ diefelben hier vorne unter Zahl 5. 

») Da jedoh bad f, f. Militär, die Gensd'armerie und bie 
Militär» Polizgeimahcorpe für ihre Perfonen durchweg der Gerichtäbar- 
keit der Militär-Gerichte unterfiehen , fo leuchtet ein, daß die hier oben 
unter Nr. 1, 5 und 6 aufgezählten Beitimmungen für den Strafrichter des 
Givilftandes nur mittelbar ein praftifches Intereſſe haben, in foferne er 
nemlich bierauf bei der Entſcheidung über die feiner Gerichtöbarkeit unter 
ftehenden frafbaren Handlungen , welche von Givilperfonen durch Widerfland, 
Beleidigungen, körperliche Berlegungen u. dergl. gegen folhe Wachen bes 
gangen werden, Rüdfiht zu nehmen hat. — Die Beurtheilung aber, ob derlei 
Wachen bei Ausübung ihres Dienfted die ihnen durch obige Vorſchriften 
angewiefenen Grenzen der rechtmäßigen Notwehr überfhritten, und 
fi dadurch einer frafbaren Handlung fhuldig gemacht haben, fällt aus— 
fließend den Militär-Gerihten anheim. — 

»29) Zu der obigen Jagdordnung muß bemerkt werden, daß diefelbe in 
ſaämmtlichen öfterreihifchen Erbländern an die Stelle der Jagd- und Jä— 
gerei- Ordnungen und Wildfhüpen-Patente zu treten beflimmt war, welche in 
den verfhiedenen Provinzen beftanden hatten. — Eben diefe neue Jagdord- 
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b. den $. 4 des (ſ. a.) Peſtpatentes vom 21. Mai 1805, Nr. 731 
ver 3. G. S.’) aufjuführen. — 

Durch die erftere diefer Borfchriften wurde verfügt: „wenn in 
einem Wildbanne ein bewaffneter Wildſchütze auf Zurufen der Jäger ſich 
nicht ergibt, fondern zur Webre ftellt,**) fo ift ihnen erlaubt, ihrer 
Seldfterhaltung wegen, auf denfelben zu Schießen." — 

Durch den $. 4 des Peftpatentes und beziehungéweiſe den $. 33 
der Peft - Bolizei- Ordnung aber wurde beftimmt: „daß da, wo der Beit- 
Cordon gezogen ift, Jedermann, der auf Anrufen der Wache nicht zurück— 
gebt, wenn feinanderes Mittel erübrigt, ''*) niedergeſchoſſen 
werden foll.“ 
nung wurde namentlih auch in Ungarn durch Patent vom 21. Auguſt 1786 
(Kropatfchela. a. D. Eeite 502) fundgemaht und fpäterhin mit Kund- 
mahung aus Prefburg, ohne Datum (ebenda, Seite 504) republicirt. 

*) Sich’ hierzu aber auch die Pet» Polizei» Ordnung für die ff. 
öfterreichifhen Staaten vom 20. Junius 1837 (polit. ©. ©. Band 65, 
Seite 205), $. 33. — Ueberdieß glaube ih bier ſchon bemerfen zu müffen, 
daß das obige f. 9. Peftyatent vom 25. Mai 1805 nicht blos für jene 
Zänder, wo bisher dad St. G. B. vom 3. September 1803 galt, fondern ver- 
möge Decreten der (ehemaligen) ficbenbürgifchen Hofkanzlei vom 6. Juni 1805 
und 9. November 1813 aub in Siebenbürgen zur Befolgung vorgeichrie- 
ben worden iſt. — 

”) Im Borbeigehen fei bemerkt, daß die oben hervorgehobenen Worte: 
„fonbern zur Wehre ftellt” in Frühwald (a. a. D.), ohne Zweifel 
nur aus einem Schreib» oder Drudfebler, weggeblicben find. Es bedarf 
aber feiner Nachweiſung, daß das Nichtbeachten gerade dieſer Worte fehr 
bedenklich fein, und zu den widerfinnigften praktiſchen richterlihen Ent: 
Theidungen führen Fünnte, indem hiernach das leider ohnehin nicht jehr feltene 
Niederfchießen jedes bewaffneten ſich nicht freiwillig ergebenden, fondern 3. B. 

davon laufenden Wildfhügen von Seite der Nevierjäger fo ohne Weiters ge 
tehtfertiget wäre! — 

+) Die Worte: „wenn fein anderes Mittel erübrigt” find erſt 
in dem neueren Gefege von 1837 dazu gefommen. Sie mildern begreiflich 
die urfprünglihe Strenge des Gefepes auf eine ebenſo gerechte ald humane 
BWeife, Indem fie das f. g. Niederichieken naturgemäß auf dad Maß der 
äuferften Nothwendigkeit zurüdführen, und natürlich auch dem Etraf- 
tihter, der das Verhalten einer foldhen, in dem vorausgeſetzten Falle von der 
Schußwaffe Gebrauch machenden Wache zu beurtheilen hat, einen ganz an« 
deren Standpunft für feine Beurtheilung anweifen. Ich fann daber wieder 
nur lebhaft bedauern, daß man in den gewöhnlichen Handbüchern, mit In: 
begriff der neueſten Bearbeitung von Frühwald, bei diefem Anlaffe zwar 
den 8. 4 des Mefipatentes ald eine befondere Beſtimmung binfichtlich der 
Nothweht geltend zu machen fucht, aber die praktiſche Befchränfung ded« 
felben durch das fpätere fo wichtige Geſetz ganz unbeachtet läßt. 
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Allein mir fcheint, daß die obige Vorſchrift der alten Jagdordnung 
wenigſtens im jenen Ländern, wo bisher das Strafgefeßbuh vom 3. 
September 1803 galt, ſchon längſt durch den $. 127 desfelben außer Wirk: 
famfeit getreten fei, und um fo gewiffer jeßt durch den $. 2, lit. g des 
neuen Strafgefeßes im ganzen Umfange des Reiches außer Geltung trete. 
Denn die Beſtimmung, wie weit die Grenzen der gerechten Nothwehr 
reihen, und in wie ferne die in Ausübung derfelben gefhehene Tödtung 
(das Niederfchiegen) eines Menfhen (wenn er auch präſumtive! — 
ein Wildfhüße ift) ftraflos fei, ift Doch gewiß ein Gegenftand , der durch 
das Strafgefek zu normiren ift, und durch die erwähnten Gefekes- 
ftellen auch wirklich, und zwar in einer der natürlichen Gerechtigkeit ent- 
fprechenderen, und Die Nothmwehre enger begränzenden Weife geregelt wor: 


den iſt. Hiernach ift nemlich nicht ſchon jedes wie immer geartete, und vielleicht 
durd eine viel weniger verletzende Gegenwehr des Jägers, ald das unmittelbare Schieben, 


abwendbare) „Sich zur Wehre ftellen“ hinreihend, um die bis zum 
Niederſchießen des Wildfchüßen gehende Nothwehr des Jägers zu recht: 
fertigen, fondern es muß ſich auch diefes Schießen als die nöthige, daher 
einzig allein übrig gebliebene und unvermeidlich gewefene (Selbit:) 
Bertheidigung dargeftellt haben. — Daß dies auch die Anficht der 
höchſten Geſetzgebung felbit fei, zeigt fih daraus, weil fie in die nach 
dem Strafgejeße vom J. 1803 erfchienene Jagdordnung für Galizien 
vom 13. Auguft 1807 (polit. G. ©., Band 29, ©. 54), obgleich dieſelbe 
außerdem fehr getreu, meiftentheils fogar wörtlich der früheren Jagdordnung 
von 1786 nadhgebildet wurde, die obige Beftimmung (des $. 25 derfelben) 
nicht mehr aufgenommen, jondern den ganzen Fall der Notbwehr, der, 
und ohne Zweifel eben weil er ja ohnehin im allgemeinen Strafgefeße 
geregelt erfcheint, mit Stillfchweigen übergangen bat. — In gleichem 
Geifte wurde bei Gelegenheit der Republication diefer Jagdordnung in 
Tirol und Borarlberg, weldhe in Folge U. h. E. durch Gubernial-Eir- 
culare vom 12. September 1816 (in der tirol. Prov. G. ©., 2. Band, 
2. Theil, ©. 556 u. folg.) erfolgte, dem gedachten $. 25 die Anmerkung 
beigefügt: „Sieh' 8.127 im I. Theile des Gefeßbuches über Verbrechen.“ 


Was aber den zweiten Fall, nemlic das im äußerjten alle zur 
Abwehr der Peft- Verbreitung den Gordond » Wachen anbefohlene 
Niederichiegen der Cordons-Ueberſchreiter betrifft, fo kann ich darin nicht 
den Fall einer eigentlihen Notbwehre zur Selbft-Vertheidigung 
ded Wachmannes erkennen, fondern es ift die nur die Ausführung eines 
allgemeinen Dienftbefehles, deſſen Vollziehung nach demjenigen, was 
unten beim $.4 auf Seite 220 und 221 in der Anmerkung **) gefagt wird, 


[Strfg. 1. Eh. 1. Hptn.8.2,lies) — 213 — [Yon Verbrechen überhanpt.] 


ſchon an fih dem PVollziehungs » Organe nicht zur ftrafbaren Schuld 
gelegt werden könnte. *) — 


8. 3. 6. 3) 
Mit der Unwiffenheit des gegenwärtigen Geſetzes über ———— 
Berbrechen kann ſich Niemand entfhuldigen. ürſachen 
$. 3, 


Mit der Unwiſſenheit bes er nwärtigen Geſetzes uber Verbrechen, da das Unrecht 
terielben unrertennbar if, fann fib Riemand entihuldigen. 


*) Mir find zwar, als einem eingebornen Oberöfterreicher, auch aus 
der Juſtiz⸗Praxis in meinem Heimatlande, die verwegenen Thaten der Wild» 
oder fogenannten Raubfhügen, ihr trogiged Mißachten fremden Eigenthums, 
und ihre frevelnden Ausflüchte, daB das Wild vom lieben Herrgott zur Ges 
mein-Beute für alle Welt gefchaffen fei, fo wie die hieraus fi ergebende 
Netbwendigkeit wohl befannt, der Wilddieberei mit größter Strenge zu be» 
gegnen, wenn anderd midt ganz umd gar alle Jagd unmöglich gemacht und 
alles Wild ausgerottet werden fol. Allein diefe Wahrnehmungen bedingen 
in einem wohlgeregelten Staate allerdings firenge Strafgefege und firenge 
Bollzicehung derfelben durd den — Strafridhter, nimmermebr aber 
die Selbſt⸗Ahndung durch die Jagdeigentbümer und deren rachedürftende Jagd» 
aufſichts-Organe. Man kann ed daher aus dem Befichtäpunfte der Gerech— 
tigfeit und der Schonung von Menfihenleben — der öfterreidhifchen Gefep- 
gebung nur Danf mwiffen, daß fie das im mehrgebachten $. 25 der allgemeinen 
Jagdordnung etwas zu vag ausgedrüdte Recht zum Niederfchießen der Wild: 
Diebe, auf die Grenzen der im Strafgefege normirten gerechten Nothwehr 
eingefchränft habe. — Es muß diefe Mäfigung des Abwehr» Rechtes der 
Jäger in Defterreih auch aus dem biftorifhen Standpunkte um fo mebr 
verfochten werden, als fih hierüber felbft die früheren Gefebe, z. B. na, 
mentlich dad Wilddieberei-Patent Carl's VI. vom 31. Auguft 1713 für Böhmen 
gemäßigter ausdrückte. Derjenige Jäger, welcher einen Wildfhügen unter Bor: 
fhügung der Nothwehr getödtet, mußte einen Reinigungd-Eid dahin ablegen: „daß 
er gezwungen worden fei, zur Rettung feines eigenen Lebens, mit 
der Todtung zuvor zu fommen, weil der Wildfchüg mit feinem Rohr (Schuß- 
gewehr) auf ihn zu [hießen gedroht, oder im Fortlaufen mit An- 
jeigung einer mörderiſchen Gegenwehr fich nah ihm umgewendet 
babe u. f. fer — Regelmäßig foll nad diefer Borfhrift „dem auf den 
Jäger zutretenden Raubfhügen, zumal wenn berfelbe ein befannter Mann 
it, nur anf die Füße gefhoffen werden, u. f. w.“ — Diefes humane 
Gefep begründete die ebemerwähnte Borfchrift im Gingange mit dem denk— 
würdigen Sage: „Da die Erfahrenheit lehrt, daß unter dem Bor: 
wande der Nothwehr viele Unfhuldige von den Forfibedienten 
um's Leben gebradht werden u. ſ. w. — — 
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„Ignorantia (sen error) legis (positive) non excusat“ ift ein 
Grundfaß, den wohl die Strafgefege aller Länder und Zeiten ausfpre- 
hen, und den fie auch ohne Ungerechtigkeit aufnehmen können, infoferne 
darin nur ſolche Handlungen als ftrafbar erklärt find, deren Strafbarfeit 
an fi Jedermann ſchon nah dem natürlichen Rechte, nach der „lex 
cordi hominum inseripta“, einzujehen vermag, wornad er daher, um 
für feine an fi als ftrafwürdig erkennbare Handlung, in welcher er nach 
den Worten unferes $. 2 lit. e nur noch überhaupt „ein Berbrehen“ 
erkennen fonnte (vergl. oben Seite 183 — 185), nicht gerade zu wiſſen 
braucht, welches Verbrechen er dadurch nach der Begriffsbeftimmung 
des pofitiven Gefeßes begehe, und was für eine Strafe in demjelben 
darauf verhängt fei. — 

Von diefer Unkenntniß oder unrihtigen Kenntniß (irrigen Vor— 
ftellung des pofitiven Strafgefeßes (ignoranlia seu error legis) ift da- 
her wohl zu unterfäheiden die ignorantia (seu error) juris, wobei Je: 
mand in feiner Handlungsweife an und für fih Feine ftrafbare 
Handlung (fein peinliches Unrecht) zu erkennen im Stande war. — 
Hierauf nun bezieht fi der Unterfchied der delicta juris genlium 
(i.e. juris naluralis)*) von den delielis juris civilis (i. e. mere 
positivi), d. ti. derjenigen ftrafbaren Handlungen, die als ſolche ſchon 
nach dem natürlihen (Vernunft) Rechte erfcheinen, daher als foldhe 
für Jedermann auch ohne pofitive Sakung erkennbar wären, wie 
z. B. Mord, Raub, Brandftiftung, Diebitahl; während die delieta juris 
mere positivi erjt durch eine pofitive Sagung als ftrafbare Handlungen 
erflart werden, deren Strafmwürdigfeit eben nur dann erkennbar ift, wenn 
man dieſe pofitive Satzung felbft kennt. Dieß ift z. B. der Fall bei vie: 
len polizeilihen Strafgefegen, zumal denjenigen Gebots » Borfchriften, 
welde die Setzung einer gewiffen pofitiven Thätigkeit bei Straffanction 
gebieten, ebenfo bei Steuer-, Stempel: Strafgefegen u. dgl. Es leuchtet 
nun ein, daß bei den delictis juris gentium von einer ignorantia juris 
nur infoferne die Rede fein fünne, als ein That-Irrthum des Han- 


*) Es leuchtet ein, daß der Ausdrud: „jus gentium“ bei der obigen 
Eintbeilung nit in jener Bedeutung gebraucht wird, melde gewöhnlich in 
den Tateinifhen Gompendien des Völkerrechtes damit verbunden erfcheint, 
nemlih als fononym mit „Rölferreht” oder ridytiger mit dem „inter- 
nationalen Rechte (jus inter gentes scil. nationes)” , fondern im echt 
römischen Sinne, ald dag „natürliche oder Vernunft-Recht“, „illud jus, 
quod naluralis ratio inter omnes homines constituit, id apud omnes 
(gentes) peraeque cusloditur,“ — 
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delnden (wergl, oben Seite 183 — 190) unterlief, und daß daher bei 
diefer Eategorie von firafbaren Handlungen Die iguoranlia seu error 
juris mit Dem error faci zufammenfalle, während entgegen bei den de- 
lietis juris mere positivi fi Die ignoranlia oder error juris mit der 
ignorantia oder error legis (positive) identificitt. — 

Unfer Gefeg ſpricht nun im $. 3 von der Unkenntniß des (pofitiven 
Strafe) Geſetzes nur mit Beziehung auf Berbrehen, da es diefelbe im 
Anwendung auf Vergehen und Uebertretungen erft im zweiten Theile 
diefes Strafgefeßes mit einer befonderen Beftimmung ($. 233) behandelt. 
— Es bat im Vergleihe mit dem früheren Gefege die von dem letzteren 
der eigentlichen Gefeped-Verfügung noch beigefügt gewefene Motivirung 
(„da Das Unrecht der in diefem Geſetze ala Verbrechen erklärten Hand: 
lungen unverkennbar ift“), weggelaffen, theils weil ein folder rein theo— 
retifcher Zufaß in einem Geſetze umpaffend ift (vergl. oben auf Seite 
24— 26), theild, weil ein folder Zufaß ſelbſt praktiſch zu manderlei 
Ierungen und leeren Ausflüchten Anlaß geben fann, daß nemlih dem | 
Handelnden nad feiner fubjectiven Auffaffung das Unrecht der einen 
oder anderen im Geſetze ald Berbrechen erklärten Handlung nicht erfenn- 
bar war, und daß bei ihm fofert der von dem Geſetze felbft angegebene 
Grund (ratio legis) der Ausfhliegung der Geſetzes-Unkenntniß, und 
fomit auch, nad der viel mißbrauchten Marime: „cessante ralione ces- 
sat lex ipsa“ — die Anwendbarkeit dieſer Geſetzesſtelle ſelbſt entfalle. — 
So würde z. B. dem fanatifhen Profelgtenwerber für den Muhamedanie- 
mus oder das Judenthum, oder dem fhwärmerifhen Seftenftifter die 
Ausrede offen bleiben, daß ihm das Unrecht der im $. 122 sub lilteris c 
und d als Verbrechen bezeichneten Handlungen nicht erkennbar war; — 
fo würde ferner der ſchlaue Unterftüger hochverrätherifcher Unternehmun- 
gen oder gefährlicher Attentate auf die Kriegsmacht des Staates duch 
Spionerie oder unbefugte Werbung fih zu entfhuldigen fuchen, daß er 

die Strafbarkeit bloger Unterlaffungd- Handlungen, und insbefondere 
der bloßen Richt-Anzeige in Beziehung auf diefe Verbrechen ($$. GL 
und 215) nicht zu erkennen vermochte u. dgl. 

Bei der Berufung auf den $. 3 unferes Geſetzes muß aber noch 
insbefondere in's Auge gefaßt werden, daß derfelbe nur die Unkenntniß 
„des gegenwärtigen Geſetzes über Verbrechen“ und daher kei— 
neswegs die Unkenntniß der Gefeke überhaupt als Entſchuldi— 
gungsgrund von Verbrechen ausgefhloffen habe. Hieraus folgt alfo mit 
logifher Nothwendigkeit, daß in jenen Fällen, wo dem Thäter die Straf: 
barkeit feiner Handlung überhaupt oder die ftrafmürdigere Qualifi— 


[Strafgef. 1. &pı. 1. Haupt... — 216 — (Yon Verbredyen überhaupt.) 


cation derfelben nur durch die Kenntniß irgend eines anderen, 5. B. 
civiliftifchen oder adminiftrativen Geſetzes erkennbar gewefen wäre, das 
ihm aber erweislich unbekannt war, der $. 3 Feine Anwendung findet. 
So wird z. B. in einem wirklich vorgefommenen Yale derjenige, welcher 
als Aftermiether eines Zimmers (in Wien fogenannter Zimmerberr) feinen 
Mietbzins durch ein halbes Jahr vorbineim gezahlt, und fein Zinmer 
mit eigenen Möbeln eingerichtet hatte, gerechter Weife dafür nicht ale 
ſchuldig des im $. 81 bezeichneten Verbrechens der öffentlichen Gewalt- 
thätigkeit erklärt werden können, Daß er fih einem Gerichtsvoll— 
zieber, der mit dem gerichtlihen Auftrage erfhien, in der Wohnung 
des Aftervermiethers zu Gunjten des Hauseigenthümers für ſchul— 
digen Miethzins alle Einrihtungsftüde und Fahrniſſe zu pfänden, mit 
gewaltfamer Handlung an der Bornabme der Pfändung aud feiner 
(des Aftermiethere) Möbeln verhinderte, denn dem Aftermiether, 
der eine nicht gefeßesfundige Perfon war, und der darüber auch von 
dem Gerichtsvollzieher nicht belehrt wurde, erſchien dieſe Kunction des 
(egteren als eine zweifellofe Anmaßung und nicht mehr als eine (Ie- 
gitime) obrigkeitlihe Amtshandlung, um fo weniger, als in dem vom Ge: 
richtsvollzieher producirten gerichtlichen Befcheide davon insbefondere 
feine Rede war, daß er auch die Möbel des Aftermiethers pfänden 
foll; — Ddiefer fonnte daher in feinem Widerftande gegen den Gerichte: 
Bollzieber nach der concreten Lage des Falles unmöglih einen Wider: 
ftand gegen eine in Ausübung einer wirklihen Amtshandlung begrif— 
fene obrigfeitlihe PBerfon, d. b. nimmermehr „ein Verbrechen" ($. 2 
lit. e) erkennen. — Dennoch erfcheint der Vorgang des Gerichtd-Bollzie- 
hers nad Mafgabe des Civil-Geſetzes ) ein (wenigftens in Bezie- 
hung auf den materiellen Rechtspunkt) gefeßmäfiger, daher der Wi— 
derftand des Aftermiethers als gegen eine berechtigte Amtshandlung 
gerichtet, oder objectiv ungefehlich und ftrafbar. Allein dem After: 
miether war nachweisbar der Inhalt diefes Civil» Gefepes völlig unbe- 
fannt, ex jure naturali fonnte er denfelben wohl auch nicht vorausfegen, 
fondern mußte mit fchlichtem Verftande die Pfändung an feinen Mö— 


*) Sich’ den $. 1101 des a. b. ©, B.: „Der Aftermietber baflet 
(dem Hauptvermietber einer Wohnung in Beziehung auf deffen Pfandredt an 
allen in die Wohnung eingebrachten GEinrihtungsftüden und Fahrniſſen für 
den dem Hauptvermietber fchuldigen Mietbzine) nah Map feines Mieth- 
zinſes; doc ohne die Einwendung einer dem Hauptmiether ge: 
ſchehenen Vorauszahlung entgegenfegen zu fönuen,” 
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bein als einen groben Eingriff in fremde Rechte erfennen, und es ftellt 
fihb fofort die Unkenntniß des Civil: Gefepes für den Handelnden in 
Beziehung auf die Strafbarkeit feiner Handlung als ein eigentlicher 
Thbat- Irrthum ($. 2 lit. e) dar. — Man kann biergegen nicht etwa 
einwenden, daß dem Thäter in diefem und in ähnlichen Fällen auch die 
Unfenntniß des Civil: Gefekes nicht zu Statten fommen fönne, weil ja 
auch Diefes die Entichuldigung mit deffen Unkenntniß nicht zulaffe. *) 
Allein es bedarf wohl feines Beweifes, daß das bürgerliche Geſetzbuch 
die Ausfchließung der Geſetzes-Unkenntniß ale Entſchuldigungsgrund nur 
ın foweit regeln fonnte und wollte, ald es fih um civilrehtlide 
Wirkungen handelt, keineswegs aber auch in Beziehung auf die ſtrafrecht— 
lihen Folgen; über legtere entfcheidet das Strafgefeg, diefes hat aber 
mit den beftimmteften Worten als Entihuldigungsgrund der Zu: 
tehnung eines Verbrehens nur die Unkenntniß „des gegenwärtigen 
Geſetzes über Berbrehen“ ausgeſchloſſen. — In gleicher Weife dürfte — 
gemäß der wortgenauen Anwendung diefer Gefepesftelle — z. B. 
derjenige Mann nicht des Verbrechens der Blutfchande ($. 131), jondern 
nur der Uebertretung der Unzucht zwifchen Verfchwägerten ($. 501) ſchul— 
dig erfannt werden, der mit einer Frauensperfon einen geſchlechtlichen 
Umgang pflegt, die von feiner eigenen Gattin während der Dauer feiner 
Ehe, wie er beftimmt weiß, von einem Dritten gezeugt worden ift, ob- 
gleich diefe Frauensperfon nah Maßgabe des bürgerlichen Gefeges**) 
in Beziehung auf die civilrehtlihen Wirkungen ala feine (ebelihe) 
Tochter anzufehen iſt.“ſ) Denn ihm fubjectiv erfchien fie durchaus nicht 


*) Der $. 2 des allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches fagt wörtlich : 
„Sobald ein Geſetz gehörig fundgemadt ift, kann fi Niemand damit ent 
Ihuldigen, daß ihm dasfelbe nicht befannt worden iſt.“ — 

8.155 a5. G. B.: „Die rehtlihe Bermutbung der unebelichen 
Geburt hat bei denjenigen Kindern ftatt, welche zwar von einer Ehegattin, 
jedoch vor oder nad dem oben (8. 138 — i. e. im 7. Monate nady gefchlof- 
fener, oder im 10. Monate nad aufgelöfter Ehe) mit Rüdfiht auf die ein 
gegangene oder aufgelöfte Ehe beftimmten gefeplihen Zeitraume geboren wor 
den find.“ — $. 158: „Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner 
Battin innerhalb des gefeglihen Zeitraumes gebornes Kind nicht das feinige 
fei, fo muß er die ebeliche Geburt des Kindes längftend binnen drei Mona- 
ten nach erhaltener Nachricht beftreiten, und gegen den zur Bertheibigung der 
ehelichen Geburt aufjuftellenden Gurator die Unmöglichkeit der von ihm er. 
folgten Zeugung beweifen.” 

+) Oder eigentlich eiviliter ald ehelihes präfumirt, und in foferne 
die Beftreitung der ehelichen Geburt erloſch oder vergeblich war, per praesum- 
lionem juris et de jure als foldhe fingirt wird. — 
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als feine Tochter, und er kann daher in ftrafrehtlicher Beziehung 
nicht als fchuldig des gefchlehtlichen Umganges mit feiner Tochter er 
klärt werden. — — Ebenfo darf eine Mutter, welche ein von ihr während 
ihrer Ehe im ehebrecherifchen Umgange mit einem Dritten empfangenes 
Kind abfichtlich tödtet, nicht wegen des (Kinds-) Mordes an einem ehe: 
lichen, fondern nur mit der (milderen) Strafe für die Todtung eines 
unehbelihen Kindes beftraft werden ($. 139), wenn auch diefes Kind 
nad Maßgabe der eben erft bezogenen Stellen des Eivil- Gefehes in Be- 
ziehung auf die civilrehtlihen Wirkungen ald ein eheliches anzu- 
ſehen ift; denn in ihrem Bemußtfein war das Kind in Wirklichkeit 
ein unehelihes, und muß im vorliegenden Falle in Beziehung auf die 
Straf-Zurehnung um fo mehr ala uneheliched angenommen werden, 
ald alle diejenigen Gründe, welche den Geſetzgeber bei dem Kind&morde 
überhaupt zur Feftitellung einer milderen Strafe für die Tödtung 
eines unehelichen Kindes vermocht haben fonnten, in dem vorliegen: 
den Kalle auf die Gewiffensbeziehungen einer Mutter zu ihrem ehebre: 
cheriſchen Kinde fogar mit verftärftem Gewichte eintreffen.’) — 


$. 4. 6. 4) 


Das Verbrechen entfteht aus der Bosheit des Thäters, 
nicht aus der Beſchaffenheit desjenigen, an dem es verübt 
wird. Verbrechen werden alfo auch an Webelthätern, Unſin— 
nigen, Kindern, Schlafenden, auch an foldhen Perfonen be: 
gangen, die ihren Schaden felbft verlangen, oder zu demfel: 
ben einwilligen. 


Durch die Aufnahme der im vorftehenden 8. enthaltenen Beftim- 
mung hat der Gefeßgeber unverkennbar nur auf die hie und da noch unter 
fehr ungebildeten oder abergläubifhen Menſchen herrfhenden Volks-Vor— 
urtheile Rüdficht genommen, wornach man gewiffe Perfonen oder Sachen 
nicht ald Gegenftand einer eigentlichen Rechtverlegung anzufehen gewohnt 
ift, und er wollte hiernach diefen irrigen Vorftellungen mit einer durch— 
greifenden Borfchrift begegnen ’*). — Diefelbe enthalt vorerft eine all: 


*) Die obige Erörterung mag zugleih den Nachweis liefern, daß bie 
ausdrüdliche Feftfegung der im 8. 3 vorfommenden Beftimmung in einem 
Strafgefege nicht überflüffig erfcheine. Ich kann hiernach de lege ferenda 
die neueftend im preußifhen Strafgefege gefhehene gänzlihe Weglaf- 
fung einer folhen Cynoſur nicht gutbeißen. 

») De lege ferenda ſtellt fih wohl die obige Vorfhrift nicht nur 


| Btrafgef. 1. En. 1. Haupıl.$.3.) — 219 — [don UVerbrechen überhanpt.] 


gemeine Beſtimmung (eine Regel) und dann wieder mehrere Beir 
fpiele oder einzelne Falle, weldhe das Geſetz felbft durch das Wörtchen 
„alfo“ als bloße Gorollarien aus dem vorausgeſchickten allgemeinen 
Satze binftellt. — 

Bei der Anwendung Diefer allgemeinen Regel möge man fi vor 
Allem von jenem in der Praris bie und da vorfommenden Mifverftänd- 
niffe ferne halten, als ob das Geſetz durd die Erklärung: „das Verbre— 
den entftehe aus der Bosheit des Thäters,“ etwa feftgefeßt hätte, 
daß zum Berbrechen nichts ala der böfe Borfak nothwendig wäre, 
und Daß daher im Sinne diefes $. A auch ohne alle objectiv « böfe That 
ein Verbrechen da fein könne. — Diefe Deutung fände aber ſchon ein- 
mal feine Unterftügung im Wortlante der obigen Gefepesftelle, da ja 
das Geſetz nicht fagt, daß die Bosheit (d. i. der böfe Vorſatz') das Ver— 
drehen ausmache (bilde oder conftituire), fondern nur, daß das Berbre- 
ben aus ihr entftehe, d. b. im Vorſatze des Handelnden feinen Aus— 
gang ſspunkt habe, oder ohne Borfag nicht da fein Fönne, was 
allerdings richtig und von dem Gefeßgeber categorifh und ausnahms— 
los ſchon im $. 1 feftgefeßt worden ift **). — 

Dazu kommt, daß wir und aus dem Wortlaute der 88. 8 und 11 
unferes Gefeßes („eine zur wirflihen Ausübung der Uebelthat des 
Verbrechens führende Handlung“ — und „eine äußere böfe Hand- 
lung“ ***) überzeugen müffen, daß unfer Gefeß zu einem Verbrechen nebjt 
dem äußerlich befundeten (böfen) Borfage allerdings auch eine objectiv- 


— — — —— 


als völlig überflüſſig, weil aus der Natur von Verbrechen als delietis 
juris naturalis (vgl. oben Seite 214 und 215) fi von felbft verftehend, fondern 
bermöge der nad dem Obigen möglicher Weiſe ſich daran fnüpfenden Mif- 
deutungen fogar ald bedenflih dar. Es bat auch feines der neueren euro: 
paͤiſchen Strafgefepe eine foldhe Verfügung mehr aufgenommen, wohl aber 
erfheint in mehreren diefer Geſetze an deren Stelle eine analoge Borfchrift, 
welche ungefähr feftfegt: „daß weder der Wahn, eine von dem Gefepe ald 
firafbar erklärte Handlung fei nah dem Gewiffen oder der Religion erlaubt, 
noch die Befchaffenbeit des Beweggrundes oder der Endabfidht des Handeln: 
den deren Strafbarkeit aufheben könne.“ — Allein nah demjenigen, was 
bierüber oben (Seite 139-141) gefagt wurde, ift feldft ein ſolcher Zufak in 
einem Geſetze überflüffig, und mag beffer den Gommentaren überlaffen 
werden. — 

*) Bergl. oben Seite 141. 

“) Bergl. oben Seite 155, 


»9) Sieh’ unten. bie Erläuterung der $$. 8 und 11. 
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böſe, rechtverletzende oder doch mindeſtens rechtgefährdende Handlung 
erfordett habe.) — 

Die unmittelbare Verfügung aber, welche in dieſem $. getrof: 
fen wurde, erklärt, daß die objective, mehr oder minder vorzügliche 
Beihaffenheit desjenigen Gegenftandes, an welchem das Verbrechen ver: 
übt wurde, dafjelbe nicht aufhören made, wenn fich diefer Gegenftand 
nur noch überhaupt ala Object von Rechtverleßungen darftellt, und wenn 
daher die Handlung nur noch überhaupt von dem Geſetze ausdrüdlid als 
ein Berbrechen erklärt erſcheint. — Es wird nemlih zum Dafein eines 
Berbrehens überhaupt, oder einer gewiffen Art von Verbrechen aller: 
dings das Vorhandenfein derjenigen objectiven Befchaffenheit des Gegen- 
ftandes dieſes Verbrechens erfordert, welche nöthig ift, Damit derfelbe noch 
überhaupt ald Subject von Rechten, und hiernach als Dbject von Recht: 
verlegungen erfcheine, oder welche das Gefep bei der Begriffebeftimmung 
diefer beftimmten Art des Verbrechens indbefondere als wefentlihes 
(und fofort unerläßliches) Merkmal feftgefegt hat: fonft würde ja die 
reale Anwendbarkeit der gefeglihen Begriffsbeftimmung auf den Fall der 
Frage fehlen. So wird z. B., damit vom Dafein des Verbrechens des 
Mordes überhaupt gefprocdhen werden könne, begriffsnothwendig 
gefordert, dap ein Menſch, und zwar ein lebender Menfh ($. 134); 
oder bei der Abtreibung der Leibesfrucht, daß eine Leibesfruht, und 
zwar wieder eine lebende Leibesfrucht ($$. 144 und 147); — bei den 
Diebftable, daß die entzogene Sache eine fremde gewefenfei (lg. 171) u. ſ.f. 
und da, wo dieſe Befchaffenheit des Gegenftandes fehlt, können die er- 
wähnten Verbrehen ſchlechterdings nicht (felbft nit im Stadio 
eines objectiven Verſuches) eintreffen, da man weder von einer vollbrad- 
ten, noch verfuchten Tödtung eines todten Menfhen, eben fo wenig als 
von der Abtreibung (d. i. Tdtung im Mutterleibe) einer nicht eriftenten 
Leibesfrucht (eines Non ens), oder vom Diebftahl feiner eigenen Sache 
reden kann. — Allein über dieſe Grenze der wefentlidhen Beſchaf— 
fenheit hinaus ift die anderweitige Qualification des verlegten Ob— 
jectes für die Frage, ob ein oder das vorausgeſetzte beftimmte Verbrechen 
überhaupt vorhanden fei, völlig gleichgültig, und man wird daher 5.2. 
eben ſowohl das Verbrechen des Mordes begehen, wenn man einen vers 
ruchten, etwa bereits rechtmäßig zum Tode verurtheilten Verbrecher, ”*) ala 


— un — 


*) Bergl. auch oben Seite 45—49. 
») Man bat zwar unferem bisherigen Geſetze fogar einmal den 
fhalen Borwurf geltend gemacht, daß es auch darin eine Lüde barbiete, 
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wenn man den im Siegeötriumphe von den Schlachtfeldern heimkehren- 
den Retter des Baterlandes mordet; — wenn man einen riefenftarken, 
noch die längfte Levensdauer verbürgenden, als wenn man einen lebens- 
ſchwachen, binfiehenden oder tödtlich verwundeten Kranken; — wenn 
man ein neugeborne®, lebensftarkes, ald wenn man ein lebendunfähiges, 
wenn nur überhaupt lebendes“) Kind tödtet; — man begeht eben fo gut 





dag durd feine ausdrüdiihe Borfchrift feftgefept fei, daß eine Handlung 
dadurh, daß fie im Namen der legitimen Staatdautorität und auf deren Bes 
ſehl vollzogen werde, aufböre, ſtrafbar zu fein, wenn fie auch außerdem ihrer 
objectiven Befchaffenbeit nah ein Verbrechen fein würde, und daß dieſe Küde 
um jo mehr auffalle, ald das Geſetz doch in einzelnen Fällen diefe Aut» 
fheidung und Erception audsdrüdlich zu berühren für gut befun- den habe, 
3. B. im $. 90 („ohne Borwiffen und Einwilligung der rechtmäßigen Obrig- 
keit“), 8. 93 („einen Menfhen, über welchen ibm vermöge der Geſetze fein 
Gewalt zuſteht“), $. 118, lit. a („unbefugt”) u. f. f. Allein foll denn mwirf- 
lih das Gefepg dem gefunden Menfhenverftande gegenüber nöthig 
haben, erſt noch ausdrücklich feſtzuſetzen, daß 3. B. der Scharfrichter, 
der fraft feined Amtes den zum Zode veruriheilten Verbrecher hinrichtet, 
nicht das Perbrehen bed Mordes ; der Stuatepapier-Fabrilationd- oder Na» 
tionalbanf-Beamte, der im Auftrage der Finanzverwaltung öffentliche Greditd- 
yapiere nachmacht (vgl. $. 106), oder der Regiftraturd-Beamte, der bei einer 
ihm aufgetragenen Acten-Ausfheidung Amts-Urkunden vernichtet ($.102, lit. c) 
nicht das Verbrechen der Greditspapier-Berfälfhung und beziehungsweife des 
Mißbrauches der Amtägewalt begeben ?? — Bie foll denn dieß nöthig fein, 
da doch dieſe Perfonen in dicfer Handlungdmweife unmöglih „ein Ber 
brechen erfennen können”, fomit ohnehin fchon der Entfchuldigungägrund ber - 
lit. e des 8. 2 eintritt?! — Es mag daher vorläufig dahin geftelit bleiben, 
ob nicht vielmehr die ausdrüdliche Beifügung der oben erwähnten Zuſätze in 
den $$. 90, 93 und 118, lit. a überflüffig war, und ob ſich diefelben nicht 
den felbft verflanden hätten? — 

*) Die nühterne Praris öfterreihifcher Jurisprudenz hat ſich bid- 
ber, vorzugdweife mit Berufung auf unferen obigen 8.4, wohl größtentheild 
bon jener gefährlichen Theorie ferne gehalten, welche zum Verbrechen des Kin- 
desmordes nicht nur ein lebendes, fondern zugleich ein lebensfähiges Kind 
erfordert. Es bedarf feiner Nachweiſung, daß diefe Theorie allen Grund» 
fägen der Gerechtigkeit Hohn fpricht, da denn doc Niemand das Recht hat, 
dem angeblich Ichensunfähigen,, aber lebenden Kinde diefes Leben aud nur 
um Stunden zu verfürzen, fo wenig ald diefes Recht in Beziehung auf ars 
dere, 3. B. fehwer kranke Menfchen Jemandem zugeftanden werben kann. 
Dazu fommt, daß denn doc; auch der Ausſpruch der Aerzte über die Nicht 
Lebensfähigkeit eines neugebornen Kindes nicht unter allen Umſtänden bie 
Infaltibilität für fih habe! — — Durh das pofitive Gefep Defter- 
reichs iſt diefe Anficht nirgends unterftügt, fondern im Gegentheile durch 
den obigen $. 4 förmlich Lügen geftraft, und man muß daher im Hinblide 
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einen Diebftahl, wenn man einem überfhwänglich reihen Manne Effecten 
ftiehlt, die diefer vielleicht gar nie benügt hat, kaum mehr in feinem Be- 
fiße weiß, oder als ihm werthlos unbeachtet liegen ließ, ald wenn man 
einem dürftigen Manne feine ganze Habe entzieht u. dgl. — 


Das Geſetz hat unter den beifpielsweife aufgezäblten Perſo— 
nen, an denen man Berbrechen begehen kann, zu näch ſt allerdings ſolche 
Perſonen genannt, rückſichtlich welder wirklich hie und da in gewiffen 
Volksſchichten noch PVorurtheile in der erwähnten Beziehung herrfchen, 
nemlih Uebelthäter und Unfinnige, unter welch' legteren mit Be: 
ziehung auf den von den Gefeßen in derlei Dingen feftgehaltenen ge— 
meinen Sprachgebrauch”) alle Berfonen verftanden werden mögen, deren 
GSeelenthätigkeit in irgend einer Beziehung geftört ift; allein nebftbei auch 
noch ſolche Berfonen, nemlih Kinder und Schlafende, namhaft ge- 
macht, rücfichtlih welcher auch unter den roheſten Menſchenklaſſen die er— 
wähnte Anficht kaum mehr vorfommen dürfte. — 


Dagegen wurde längft fhon aufmerkſam gemacht, daß, wenn das 


—— — 





auf den 8. 133 der St. P. DO. vom 17. Jänner 1850, welcher anordnet, daß 
bei der flrafgerichtlihen Ihatbeftandd - Erhebung wegen des Verbrechens des 
Kindesmordes „vorzüglich darauf zu fehen fei, ob das Kind lebendig ge 
boren worden und fein Leben außerhalb der Mutter fortjufepen 
fähig gemwefen ſei“, wenigernocd die Tertirung diefer Gefepesftelle, ald viel- 
mehr die Spipfindigkeit derjenigen bedauern, welche aus ihr herausflügeln wollen, 
daß bierdburd der Gefepgeher ſelbſt anerkannt hätte, daß bei dem Ber 
brechen des Kindesmordes die Rebensfähigkeit des Kindes ein wefent- 
liher Moment des Berbrechend fe. — — Bar ed denn Aufgabe einer 
Strafprocef-Drdnung, an der Begriffe » Befimmung des materiellen 
Strafgefepes überhaupt und gar fo wefentlihe, Umänderungen vorzuneh - 
men? Läßt ſich ferner wohl denken, daß der Gefepgeber diefe angebliche Re- 
laration an der DBegrifföbeftimmung eines Verbrechens nur in jenen Län- 
bern einführen wollte, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, während 
die Praris in dem übrigen Ländern, wo doch dasfelbe materielle Strafge- 
feg gilt, noch immer nah Mafgabe des obigen 8. 4 eben diefe Handlung, 
die hiernadh in den Ländern der St. P. DO. ftraflos wäre, ald ein Ber- 
brechen behandeln wird? — Läßt fih denn dem gedachten $. 133 der ge- 
dachten St, P. O. nicht ein viel einfadherer und natürlicher Sinn unterlegen, 
daß nemlich der Gefepgeber die Erhebung auch der Vitalität ded Kindes 
ald etwas Wichtiges in ber Beziehung angeordnet hat, weil ohne Zweifel 
die Strafe bei einem zweifellos lebensfähigen Kinde viel firenger aud- 
zumefjen fein wird, als bei einem lebendunfähigen ?! — 


*) Vergl. oben Seite 166, 167 und 169. 
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Geſetz ſich hierbei ſchon in eine derlei enumerative Eremplification*) einge: 
laffen bat, es befjer gethan hätte, umter denfelben namentlich noch 
mehrere andere Berfonen aufzuführen, binfichtlich welcher das angedeu- 
tete Borurtheil wirklich öfters vorfommt; ald da feindliche Soldaten, **) 
Kriegsgefangene, rebellifche Unterthanen oder Infurgenten, Glaubendge- 
noflen anderer Religiond-Eonfeffionen, Apoftaten, Ercommunicirte, Reber 
(Häretifer), Schismatiker, Sektenftifter, Proſelytenmacher, Ungläubige, 
Angehörige anderer politifhen Parteiungen oder Nationalitäten, Mitglieder 
gewifler Yamilien (zumal da, wo noch Spuren von Blutrache vorfommen), 
Fremde, Erilirte, Ehrloserflärte, Sklaven, Neger, Rotbhäute oder überhaupt 
Menihen von anderer Hautfarbe, alterefhwache Perſonen, Cretins (Trot- 
telm oder Bären), nad dem Volks-Aberglauben verzauberte, ſ. g. ver 
fchrieene, verberte, dem Teufel verfchriebene Perfonen, Somnambüle, miß— 
geftaltete neugeborne Kinder, Ausfägige, Peſtkranke, Trunkſüchtige u. f. f. 
— Ebenſo würde es, wenn fi das Geſetz ſchon einmal in eine ſolche 
Moraleinläßt, in Beziehung auf fahliche Objecte von Berbrechen vielleicht 
nicht überflüffig gewefen fein, ausdrücklich zu erwähnen, daß allerdings auch 
die Sachen und das Eigenthum all! der eben genannten Berfonen, und 
überdieß auch das Staats» und Gemeinde: Bermögen, das Eigenthum 


*) Berl. über Gremplificiren und Specificiren bei der Gopdification 
überhaupt oben Seite 165—166 die Anmerkung. 


*) Der vielerörterte Fall der Tödtung eines feindlichen Soldaten von 
Seite einer nicht zum freitenden Soldaten« Stande gehörigen Perfon (eines 
f. g. Nicht» Gombattant) ftellt ſich hiernach in der Regel zweifellos als 
Berbrehen dar. Wenn aber ein ungebildeter Naturmenſch in feiner Her— 
jend-Einfalt hierbei optima fide gehandelt und damit fogar eine verdienſtliche 
patriotiihe Handlung auszuführen geglaubt bat, fo käme ihm allerdings 
niht aus einem objectiven Grunde, fondern aus dem $. 2, lit. e die 
Entfhuldigung des (böfen) Borfages zu Statten, in foferne er nachweisbar 
nach feiner fubjectiven Nuffaflungsweife und Bildungäftufe in dieſer 
Handlung wirflihb „ein Verbrehen nicht erfennen fonnte” (vgl. oben Seite 
190). — Mllein das Gleiche muß folgerichtig nicht blog von der immer nur 
ganz eimfeitig hervorgehobenen Tödtung eines feindlichen Soldaten, fondern 
wohl von jedem an den oben beifpieläweife genannten Perſonen begangenen 
Verbrechen behauptet werden, wobei noch indbefondere zu beachten ift, daß die 
bie und da noch feftiwurzelnden Volls-Borurtheile, Aberglaube, der Religiond- 
haß und politifhe Fanatismud gegen andere Gonfeffionen, Nationalitäten, 
politifche Parteien u. f. f. nur zu oft von ſchlauen Befonnenen, die binter 
der Gouliffe ftehen, aufgeftahelt wird, wo es freilich auch Pflicht des Straf 
richters ift, die wahrhaft Schuldigen anderswo aufzuſuchen, ald da, wo zu. 
nähft das Phänomen zum Borfhein kommt. — 
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von Gorporationen, geiftlihen Communitäten, Stiftungen und ehemali- 
gen Dominien, daß Forft und Wald, dag Fifcherei und Jagd, daß ver- 
lorne und geftrandete Sachen, daß die den Schiffbrühigen und Waffer- 
verungfüchten gehörigen Sachen u. ſ. f. u. f. f. ebenfalls Objecte find, an 
welchen man Verbrechen, zumal Diebftahl und Betrug begeben kann. — 

Das lekte der in diefem $. 4 erwähnten Beifpiele endlih, wor: 
nah „Verbrechen auch an folden Perfonen begangen werden, die ihren 
Schaden felbft verlangen oder zu demfelben einmwilligen,” muß 
mit großer Behutfamfeit angewendet werden, wenn man das Geſetz nicht 
mit fich felbft, fo wie mit der natürlichen Gerechtigkeit in Widerfprud 
bringen will. Diefe Beftimmung bildet bei der Subfumtion vorfommen- 
der Fälle unter die gefeglichen Begriffebeftimmungen der einzelnen Ber: 
brechen allerdings die Regel, und der Gefekgeber hatte fie wirklich nur 
aus der Natur der Sache geichöpft, da es die Befchaffenbeit der mehreften 
Verbrechen mit fih bringt, daß die Einwilligung desjenigen, an dem das 
Verbrehen zunächſt verübt wird, deſſen objective Bösartigkeit und 
Strafwürdigkeit nicht aufhebt, weil entweder diefe Einwilligung vermöge 
der Unmündigkfeit der Berfon, z. B. in mehreren Fällen der 88. 96, 
127, 128, 132 u, m. a., oder vermöge der Re Sn der 





es ſich * bloß um die — «Rechte derjenigen Perſonen Handelt, an 
welchen das Verbrechen unmittelbar begangen wird, z. B bei Gewalithätig- 
feiten gegen obrigkeitlihe Perfonen, Behandlung eines Menſchen ale 
Sklaven, Zweifampf, Blutihande, zweifache Ehe u. f. f., fondern dabei 
auch uch wichtige ftaatlihe Intereffen verlegt oder bedroht erfcheinen. — 

Allein wir müffen von diefer Regel in allen jenen Fällen das Da- 
fein einer Ausnahme anerkennen, wo das Gefeß ſelbſt durch die Begriffe- 
beflimmung des Verbrechens entweder ausdrüdlich, wie z. B. beim 
Diebftahle ($. 171) und bei mehreren Fällen der Entführung ($. 96), 
oder nad dem ganzen Zufammenhange der gefeklichen Definition die 
Nicht-Einwilligung des Verlegten als eines der wefentlihen Merk— 
male des beftimmten Verbrechens erklärt, z. B. öffentliche Gewaltthätig— 
feit durch unbefugte Einfchräntung der perfönlichen Freiheit ($. 93), oder 
durch Erpreffung ($. 98), Nothzucht ($. 125), Veruntreuung ($. 183), 
Betrug ($. 197) u. f. f. 

Dadurch endlich, daß das Geſetz ſchon hier, gleichwie in den zuletzt 


| erwähnten einzelnen Fällen, nur von einem Selbft- „Verlangen des 


Schadens" oder einer „Einwilligung zu demſelben“ gefprochen 
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bat, it, da dieſe Ausdrüde in ihrer ſprachgebräuchlichen Bedeu- 
tung nur eine vorausgehende Willenserklärung, keineswegs aber 
auch eine nachfolgende Zuftimmung, Gutheißung oder Genehmbaltung 
einfchliegen, zugleich fhon ausgeſprochen, daß ſelbſt in jenen zuletzt ange- 
deuteten Nusnahmda- Fällen, wo die Einwilligung des Verletzten das 
Berbreben aufbebt, diefelbe der verbrecherifhen Handlung voranges 
gangen fein müffe, um ihr den Charakter der Strafwürdigfeit zu beneh- 
men, um fo mehr, da das Gefeg fpäterhin im $. 33 ausdrücklich erklärt, 
dag eine ſpäter vor fich gehende Ausgleihung die durch das gefchebene 
Berbrechen bereits verwirkte Strafe nicht mehr aufheben kann. — Ebenfo 
Elar folgt aus dem obigen Wortlaute, daß in den gedachten Ausnahms— 
fallen die früher ertheilte Eimwilligung des Verletzten nicht etwa wor der 
Begehung der verbrecherifhen Handlung widerrufen fein dürfe, fon- 
dern noch immer wirkſam beftehen müffe, denn font wäre fie ja juridiſch 
als feine Einwilligung anzufeben. — 


8.5. 5) 


(1.) Nicht der unmittelbare Thäter allein wird des 
Berbrehens fchuldig, fondern (II.) auch jeder, der dur 
Befehl, Anrathen, Unterricht, Lob, die Uebelthat eingeleitet, 
vorfäglich veranlaffet (ITL.), zu ihrer Ausübung durch abficht- 
liche Herbeifhaffung der Mittel, Hintanhaltung der Hinder: 
niffe, oder auf was immer für eine Art, Vorſchub gegeben, 
Hilfe geleiftet, zu ihrer fiheren Vollſtreckung beigetragen ; 
auch (AV.) wer nur vorläufig fich mit dem Thäter über die 
nad vollbrachter That ihm zu leiftende Hilfe und Beiftand, 
oder über einen Antheil an Gewinn und Bortheil einverftan- 
den hat. 

Entfhuldigungsumftände, welche die Strafbarkeit eines 
Verbrechens für den Thäter oder für einen der Mitfchuldi: 
gen oder Theilnehmer nur vermöge perfönlicher Verhältniſſe 
desfelben aufheben, find auf die übrigen Mitfchuldigen und 
Theilnehmer nicht auszudehnen. 


8. 6. ($- 6.) 


(V.) Wer ohne vorläufiges Ginverfländnig, nur erſt 
nach begangenem Verbrechen dem Thäter mit Hilfe und Bei: 
ftand beförderlich ift, oder (VI.), von dem ihm bekannt ge: 


Hye, Kommentar, 15 


Mitſchuldige und 
Tbeilnehmer an 
Berbreden. 


Hilfeleiſtung 
nad verũbtem 
Verbrechen, 
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worbenen Berbrehen Gewinn und Vortheil zieht, macht 
fi zwar nicht eben desfelben, wohl aber eines befonderen 
Verbrechens fchuldig, wie ſolches in der Folge diefes Ge: 
fegbuches beftimmt werden wird. 


Das Gefep erklärt in den vorftehenden zwei Paragraphen die 
jehserlei verfhiedenen Arten, nad welchen Jemand in Beziehung auf 
ein Berbrechen ſich wirkffam zeigen fan. — 

Nah Maßgabe der (von mir) in Biffern beigefügten ſechs Ab- 

theilungen werden die Berfonen nach Berfchiedenheit dieſer Thätigfeit mit 
folgenden Bezeichnungen namhaft gemacht: 

1. „Der unmittelbare Thäter”, d.i. nad dem allgemeinen, 
von unferem Geſetze in diefem Punkte nirgends verleugneten, daher ftill- 
fhmeigend angenommenen, Sprachgebrauche derjenige, welcher jene Hand- 
lung, in welcher ſich nad der gefeglihen Begriffebeftimmung zunädft 
der objective Thatbeftand der verbredherifhen That darftellt, duch 
unmittelbarseigen e Thätigfeit unternommen Wollbracht oder doch we- 
nigftens verfucht) hat; — der z. B. bei der Brandlegung die brennende 
Lunte unter das fremde Strohdach geftedt ($. 166), oder beim Raube 
dem Angefallenen die Gewalt angethan und ihm die Börfe aus dem Sade 
geriffen bat ($. 190) u. f. f. Der gemeine und wiffenfhaftlihe Sprad- 
gebrauch nennt diefe Berfon ebenfalld bald mit dem Worte: „unmittel- 
barer Thäter”, bald „Thäter“ (fhlehtweg), „Hauptthäter", „php: 
fifher Thäter“ oder „phyſiſcher Urheber“ eines Verbrechens. 
Ebenfo nennt ihn aber auch unfer Geſetz abwechfelnd, wie z. B. im 8.211 
wiederholt den „unmittelbaren Thäter”, oder bezeichnet ihm im $. 136 
mit Beziehung auf dad Verbrehen des Mordes ald „unmittelbaren 
Mörder“, während die Nandgloffe eben diefes 8. ſynonim das Wort 
„Thäter“ gebraucht; — bedient fih ferner dafür des Ausdrudes : 
„Thäter“ (ſchlechtweg), 3. B. in den $$. 2, lit. d, 6, 46, 138, 172, 
176, 179, 214, 224, 227, 237, 531°); und gebraucht überdieß ftatt 

| desjelben fogar den Ausdrud: „Urheber“, indem es im $. 44, lit. e 
und $.59 lit. b den „Urheber“ — dem „Anftifter" (f. g. intel- 
| Teetuellen Urheber) und „Rädelsführer“ coordinirend gegenüber 











) Das Wort „Ihäter” kann Übrigend in den meiflen der oben 
‚ titirten Paragraphe obne Zwang auf Jeden, der auf was für immer eine 
der in bem $. 5 bezeichneten Arten fih (wenn gleich nur ald Gebilfe oder 
ı Theilmehmer) eines Verbrechens ſchuldig gemacht hat, bezogen werden. — 
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ftelit, fomit nach dem ganzen Zufammenbange bier unter „Urheber“ | 
nur den f. g. phyſiſchen Urheber verfteben kann, und idem es ferner 
im $. 84 den „Urbeber“ im Gegenfage von bloßen „Mithelfern“ nennt, 
fomit im Zufammenbange an diefer Stelle unter Urheber fowohl den 
phyſiſchen (Ihäter) als den intellectuellen Urheber (Anftifter) zufammen- 
gefaßt bat. — 


11. „Ieder, der durh Befehl @. durch eine von einem Oberen an 
einen Untergebenen oder doch in herriſchem Zone geänßerte, und eventueli auf Zwang bindentende 
Bilenserflärung, daß Etwas gegeben foll), Anrathen E. t. Darfiellung und Gm 
vfehtung einer Handlung als nügliches Mittel gu einem gerwiffen erwünfhten Zmede), Unter. 
richt (Beisringung von Begriffen, Keuntniſſen oder mehaniihen Bertigfeiten), Lob 
(eine Handlung als fittlih oder Muglih gut darſtellend, die Vorzüge derjeiben auseinanderfegend, 
fidy darüber mit Beifall außernd) Die Uebeltbat ein g eleitet «. i. vorbereitet und 
bewirfet bat, daß die Handlung unternommen oder in's Leben gefegt merde) , (oder) vor— 
ſätzlich (alſo — da das Geſetz bier nicht weiter unterſcheidet — in was immer für einer 


Weiſe, daber 3. B. auch durch Bitten, Weberredungen,, fogenannte bittliche Beſchwörungen und 
Seſtürmungen, Berheißungen, Geben oder Berfprehen eined Lobnes, Irreführung oder Be 
nügumg eines Irrthume, durch betrüglihe Borfvieglungen, durch Nufregung von Wünſchen 
und Begierden, durd Mufftachlung von Haß, Born, Giferfuht, Rache, Banatismus, Meid 
oder was immer für anderen Leidenihaften, oder dur Drohungen, Zwang und Furcht, Durch 
Anregung oder Benübung von Mberglauben. religiöfen Wahn oder Vorurtheilen, kurz durch 


mas immer für eine vyivhologifdhe Ginwirfungauf das Gemüth eined Anderen) peran— 


laffet hat“ cp. i. die Anfmerkfamfeit und den Entfhluß eines Anderen zur wirklichen Ber 
gehung Des Verbrechens angeregt und fofort diefe ſelbſt wirklich herbeigeführt bat). 


Man nennt im Sprachgebrauche der Wiffenfhaft und des Lebens 


denjenigen, der die oben erörterte, von unferem Geſetze zunächſt nur 
beifpielsweife beſchriebene Thätigkeit *) entwidelt, d. h. denjeni— 
gen, der durch Einwirkung auf den Willen eines Anderen deſſen Entſchluß 
zur ftrafbaren Handlung beſtimmt und hierdurch dieſe ſelbſt herbeigeführt 


hat, den „intellectuellen oder moraliſchen Urheber" oder auch 





) Es leuchtet fhon aus den oben von mir beigefügten vielen ande.» 
ten Beifpielen von ſ. g. intellectueller Einwirkung auf Andere ein, daß bie 
von unferem Geſetze aufgezählte Beifpielfammlung fehr unvolftändig ift, 
und daf fi auch hier wieder die fhon mehrfah bemerkte Mißlichkeit jedes 
Eremplificirene in einem Geſetze ald unhaltbar darftelle. — Zum Glüde, daß 
die vom Gefege beigefügte allgemein lautende Glaufel: „vorfäglih veran- 
laſſet hat” einen Halfpunft darbietet, um wenigſtens praftifch bei Entſchei— 
dungen folder Falle, die ſich nicht gerade unter die engbegrängten Momente 
von „Befehl, Anratben, Unterricht oder Lob” fubjumiren laffen, in feine Ber. 
legenbeit zu gerathen. — 


15. 


— — — — 


(Sirſa. 1. Chi.l. Spt. 86.50.51) — 228 — [Bon Verbredyen überhanpt.] 


ſchlechtweg „Urheber“, bie und da felbft „mittelbaren Urheber" 
des Verbrechens, ferner manchmal auch „Anftifter”, „Beſteller“ oder 
„Aufwiegler“, obgleich die lepteren drei Benennungen nicht, felten nur 
bei gewiffen Arten von Verbrechen, oder zur Bezeichnung befonderer Eigen: 
thümlichkeiten oder Gradationen der intellectuellen Urheberfchaft ange: 
wendet werden. — Auch unfer Geſetz bedient fih abwechfelnd der Aus— 
drüde: „Anftifter“ (88. 44, lit. e und 59, it. b), „Urheber“ 
(88. 263, lit, k und 480°), „Beſteller“ ($. 136) und felbft „Auf: 


ö— — nn — — —— — — 


wiegler” umd „Rädelsführer“ (88. 70,71, 72, 75 und 481), 
obgleich man unter dem letzteren, in foferne das Gefeß diefe Benennung 
ebenda, gleihwie in den $$. 44, lit. e und 59, Nil. b den Ausdrücken: 
„Urheber“, „Anftifter* und „Aufwiegler“ beiordnet, unver: 
fennbar eine Steigerung derfelben, und fofort, in Webereinftimmung 
mit dem gemeinen Sprachgebrauche, unter dem „Rädelsführer” den 
jenigen verftehen fann, welcher „bei einem von mehreren Perfonen be⸗ 
gangenen Verbrechen“ ($. 44, lit. e) die Leitung des ganzen Unterneh— 
mens führte, oder doch als die eigentliche Seele desfelben den Plan ent: 
warf. — Unfer Gejch bedient ſich aber ferner zur Bezeichnung eben diefer 
intellectuellen oder pſychologiſchen Einwirkung auf Andere, um fie zu 
einem Verbrechen zu beftimmen, noch verfchiedener anderer Barian- 
ten, ale da: „Verführung“ ($$. 44. d, 123, 132 II, 263 f, 264 c, 
501, 506 und 509); — „PBerleitung” ($$. 58, 101, 104, 105, 
122 c, 132 III und IV, 201, lit. d, 222, 311, 465 und 505); — 
„auffordern“, „aneifern“, „zu verleiten fuhen“ ($$. 9, 58, 
59, 65, 222, 297, 300, 301, 302 und 305); — „aufreizen“ ($$. 
65, 163, 300 und 302); — „Aufwieglung” ($$. 58 und 300); — 
„ſtiften“ oder „zu ftiften verſuchen“ ($$. 65, lit. c, 287 a, 288). 
— Dadurch aber, daß das Gefeß die fih aus dem $. 1 wohl von felbft 
verftehende Appofition bier ausdrüdlich wiederholt, daß nemlich auch 
diefe Urheberfchaft, damit man fih eines Verbrechens ſchuldig machen 
könne, „vorſätzhich“ geſchehen müffe, hat es zugleich erklärt, daß es 
wenigftens als Verbrechen nur eine dolofe, keineswegs aber eine f. g. 
culpofe Urheberfchaft anerfenne. — 


III. „Der zu ihrer (i. e. der verbrecheriſchen Uebeltha) Aus übung 
(daber — meil das Geſetz nicht meiter unterſcheidet — gleichgiltig, ob aur Ausübung eined voll 











*) Daß der Ausdruck: „Urbeber” in den $$. 44, lit. e und 59, 
lit. b, weil er bafeldft im Gegenfaße von „Anftifter” gebraudt wird, 
vielmehr den phyſiſchen Urheber bedeute, wurde bereitd unter 1 aus— 
geführt. — 


[Btrfg.1. Ent. l. Optſ. 5. 5. 6.J. — 29 — [Yon Verbrechen überhaupt.] 


bradten oder mur verfuchten Verbtechens — arg. ex $. 8) durch abſichtliche 
(alſo kann die bhos culpoſe Mitwirfung au einem Verbrechen nicht ald Berbrechen beſtraft 
werden) Herbeiihaffung der Mittel, Hindanhaltung der Hinderniffe oder 
auf was immer für eine Art (alſo gleihgiltig, ob durch phoſiſche Thätigfelt, 


oder durch intellecinelle Einwirkung , ob dur pofitives Handeln , oder durch Unterlafung, ob 
unmittelbar bei der verbrecheriſchen Hauptihat mitwirfend , oder nur im einem mittelbaren und 


neh jo entfernten Zufammenbange auf Diefelbe beförderlihen Einfluß nehmend) Borfhub 
gegeben (i.e, tbätig beförberlich geweſen if), abfichtliche (alfo mit dem Bewußtſein und 
Wien gefhehend , dab dieß zu einem Berbrehen dienen fol und wird), Hilfe geleiftet 


(d. b. feine Kräfte mit den Kräften des Anderen vereiniget, um dDeiifen Amede zu erreihen), #4 di 


zu ihrer fiheren Vollſtreckung beigetragen Lalfo die Begehung des Verbrecheng, 
bie vielleicht aud ohne deſſen Mitwirkung geſchehen fein würde, erleichtert, 4. B. den bereits 
dazu entihloffen geweienen Thäter in feinem Entihlufe beitärft, oder deſſen begonnene , aber 
ſchwankende, unzweckmäßige oder ungureichende Thätigfeit ergänzt, fortgeſetzt oder gefräftiget 
bat n. dal). — 


In der Schule fo wie im Leben nennt man diefe Berfonen, 
welche durch ihre Thätigkeit das Verbrechen eines Anderen wiſſentlich 
befördern, alfo zunädhft zu fremdem Zwede die Ausführung desfelben 


unterflügen, Gehilfen des Verbredheng *), und unfer Geſeß bedient ih 


aud; wirklich bei mehreren Gelegenheiten ($8. 83, 84, 114, 120, 217— 
220 u. f. f.) zur Bezeichnung der eben erwähnten mitwirkenden Thätig- 
feit der Ausdrüde: „Gehilfen, Mithelfer, Helfen, Hilfeleiſtung, hilfreiche 
Hand bieten“, gebraudt jedoch abwechfelnd dafür auch wieder andere 
Ausdrücde, ald da „mitwirfen“. (88. 107, 110, 113, 118, hit. d, 
136, 137 und 141), „Sich betheiligen“ ($. 59, lit. b); „mit (an 
einem Berbrehen) Schuld tragen“ ($. 146), — „beitragen“ 
(88. 163 und 293 lit. d), — „zuthun” ($. 211) u. ſ. f. — 


IV. „Ber auch nur vorläufig (d. 1. vor begangenem Verbrechen arg. 
aus dem Nachſatze und aus $. 6) fich mit dem Thäter @. i. mit jedem, den das Geſetz 


— — —— — 


*) Die Doctrin unterſcheidet oder unterſchied wenigſtens früher man» 
nigfahe Arten von Gehilſen und von Hilfeleiftung oder Beihilfe; — Haupt: 
und Neben» Gehilfen, — ferner pofitive und negative, — unmittel» 
bare und mittelbare, — intellectwuelle und phyſiſche, — nabe 
und entfernte, — vertragämäßige und zufällige, — gleiche und 
ungleiche, — allgemeine (generelle) und befondere (jpecielle), — be» 
fimmte und unbeftimmte, endlih fogar eine vorhergehende, be: 
gleitende und nachfolgende (?!) Hilfeleiftung. — Bon der lepteren 
(eigentlih Begünftigung eined Verbrechend) wird indbefondere in den oben 
weiter folgenden Abfägen die Rede fein. — 3 liegt am Tage, daß unfer 
Geſetz alle diefe wenig praftifchen Gintheilungen unbeadhtet ließ, und alle 
Arten von Hilfeleiftung in dem Gefammt-Ausdrude „auf wad immer für 
eine Urt Hilfe geleiſtet“ mit eingefchloffen habe. — 


⸗ 


77 * 


er 


[Strfg. 1. Chl.l.Hptſt. $8.5.06.] — 230 — (Von Verbrechen überhaupt.] 


im vorbhergebenden Theile Diefes Paragrarhes ala [huldig der verbrederifhen That 
erflärt, daber gleihgiltig, ob mit dem unmittelbaren Thäter, oder and nur mit dem Anftifter 


oder Gehitfen) über die nah vollbradhter That ihm zu leiftende Hilfe und 
Beiftand (mas immer für einer Art, — quia lex non distinguit — daher eben fo- 


wohl durch nachträgliche Beförderung der verbrederifhen That ſelbſt hinfichtlih der Aufrecht- 
haltung ihrer Wirkungen, als audy durch Verſtecken oder Meiterbringen der Begenftände des Ber: 


brechens, Verbergung des Verbrechers u. dgl) oder über einen Antheil an Gewinn 
und Bortheil (d. i. an was immer für einem, unmittelbar oder mittelbar aus dem Ber- 


drehen für den Thäter bervorgegangenen Zuwachs an Bermögen oder Ruhen, ober an den 
andermweitigen, von ihm durch das Verbrechen erlangten Berwirflihungen feiner Wuͤnſche) 


einverftanden (alſo fi mit demfelben auch nur vertragamäbig verabredet, wenn gleich 
in Wirklichkeit noch feinen Nupen gezogen , et. $.6) hat. — 

Unfer Gefeß bezeichnet fowohl im Terte des Nachſatzes des $. 5, 
als auch in der Randgloffe zu demſelben die in diefem Paragraphe nad 
Mafgabe ihrer vierfach vwerfchiedenartigen Thätigkeit aufgeführten Perfo- 
nen mit dem Ausdrude: „ Mitfhuldige und Theilnehmer“ und 
fann daher mit Rüdfiht darauf, daß es, nach Inhalt fehr vieler Parallel— 
Stellen (4. 3. 71, 72, 75, 107, 108, 109, 111, 116, 137, 138, 165, 
280 u. m. a.) unter dem Ausdrude: „Mitſchuldige“ allerdings noch 
die (eben erft unter Abſatz III genannten) Gehilfen mit einfchließt, mit der 
dem Worte: „Mitfehuldige“ coordinationsmweife entgegengefegten 
Benennung: „Theilnehmer“ an diefer Stelle feine andere Be- 
deutung verbinden, ale dag es darunter nur die im IV. Abſatze diefes 
Baragraphes befchriebenen Berfonen fubfumirt haben wollte, welche nem- 
lich in Beziehung auf ein Verbrechen erft nach deffen Begehung, jedoch 
in Folge voraudgegangenen Ginverftändniffes, thätig (be 
günftigend) eingewirkt haben; während es, im Gegenfaße hiervon, unter 
„Mitfhuldigen”“ alle diejenigen (in den Abſätzen I—III des $. 5 ge- 
nannten) Perfonen verfteht, welche ſchon vor oder bei Begehung des 
Verbrechens thätig waren. 

In diefem Sinne ift daher auch in unferen Gefeken *) der 


— —— it 


) Sowohl die beiderſeitigen zweiten Abſchnitte des St. G. B. vom 3. 
September 1803, welche das Verfahren über Verbrechen und ſchwere 
Polizei⸗Uebertretungen behandeln (4. B. in den 88. 234 d, 338 d, 384 b, 
426 II. des 1. und $. 325 des II. Th.), ald aub bie St. P. D. vom 17. 
Jänner 1850 (4. B. in den 88. 71, 233, 289 a, 362 und 462) bedienen ſich 
an fehr vielen Stellen ded Eumulativ-Anddrudes: „Mitichuldige” und (oder) 
„zheilnehmer“. — In diefer Zufammenfegung muß daher der Ausdrud: 
„Theilnehmer“ regelmäßig in der obem erklärten Bedentung verflanden 
werden, wenn derfelbe anders nad dem vom Gefepgeber felbft gebrauchten 
Gegenfage von „Mitſchuldigen“ nurüberhaupt einen felbftftändigen Sinn 
baben fol. — 


[Strfg. I. Chi. 1. Hptk. $$.5. u. 6.) — 1231 — [Von Verbrechen überhaupt.) 


Ausdrud: „Theilnehmer” regelmäßig ald Gegenfag von 
„Mitfhuldiger“ zu verftehen, jedoch dabei nicht zu überfehen, da eben 
diefes Wort in unferen Gefegen ausnahmsweiſe haufig auch in 
anderen, und viel weiteren Bedeutungen gebraucht wird *) und daß der 


— — — —— 


*) Die 85. 65, lit. e, 71, 73, 75, 163, 195, 232, 285, 287, 288, 289 
und 298 unferes dermaligen Geſetzes bedienen fi nemlich ber Ausdrücke: 
Theilnehmen“ — „Iheilnebmer” und „Iheilnabme“ offenbar in einer viel 
weiteren ald der obigen, ald Grundfaß hingeftellten Bedeutung, nemlich in 
dem Sinne, daß dadurh was immer für eine Thätigkeit in Beziehung 
auf eine flrafbare Handlung bezeichnet werden foll, wodurch man berfelben im 
weiteften Sinne des Wortes „mitfhuldig” wird. — In biefer vageften Be— 
deutung bed Worted wird dadfelbe von unferem Geſetze, alſo wieder un— 
verfennbar fononim mit dem Auddrude „mitfhuldig”“ im mweiteften 
Sinne ded Wortes, oder gleichbedeutend mit den an vielen andern Stellen 
bafür gebraudten Auddrüden: „Schuldige* ober „Sich (überbaupt) ſchul— 
dig machen“ einer ftrafbaren Handlung gebraudt. Der lepteren zwei Aud: 
drüde bedient es fih regelmäßig, ald ba in den $$. 59, lit. a, 63, 65, 69, 
72, 73, 87, 92, 98, 105, 114, 134, 143, 144, 146, 147, 152, 153, 183, 185, 
190, 209, 213, 263 k, 264 e, 266, 271 lit. b, 285, 287, 293, 300, 301, 302, 
303, 304, 305, 306, 307, 308, 309, 310, 314, 315, 325, 326, 487, 492, 496, 
502, 507, 512, 516, 526, 527, 531 u. m. a., und abwechſelnd am beren 
Stelle auch der Bezeichnung: „eine flrafbare Handlung begeben“ (4. 2. in 
den &$. 58, 76, 106, 118, 122, 125, 128, 158, 166, 171,.197, 206, 207, 
207, 235, 237, 251, 267, 311, 327 und 499), um in der allgemeinften 
Weiſe auszudrücken, daß fich irgend Jemand auf eine der im $. 5 be» 
zeichneten vier Arten einer firafbaren Handlung fhuldig gemacht habe. 
— In diefer weiteften Bedeutung des Wortes werben daher von unferem Geſetze 
fehr häufig die Worte: „Theilnehmer oder Theilbaber“ und „Mitſchul— 
dige oder Schuldige” mit einander ſynomim und promiscue gebraudt, und 
an ihrer Statt fommt bie und ba fogar an manden Stellen dad Wort 
„Thäter” (Berbreiher) (vergleihe die Sg. 44, 46, 223 a, 224, 227, 263 k, 
264 c, 526 u. m. a.) ebenfalls in dieſer meiteften Bedeutung vor, daß ed 
nemlih au alle Arten von den im $. 5 begeihneten Mitwirkern oder Mit- 
fhuldigen umfaffe. — Diefelbe Barictät der Bedeutungen der beiden Aus: 
drüde: „Mitfhuldige” und „Iheilnehmer“ in unferen Gefegen zeigt fih ind 
befondere aub in den beiderfeitigen zweiten (über das Strafverfahren ban- 
deinden) Abſchnitten des Strafgefepes vom 3. September 1803. Während 
man fi aus den iu der vorhergehenden Anmerkung citirten Paragraphen über 
zeugen ann, daß dafelbft die Worte: „Mitfhuldige und Theilnehmer“ cumulativ 
toordinirt und daher ald verfhiedene Arten einander gemwiffermaßen ent- 
gegengeſetzt mwurben, wird dasWort: „Mitfhuldige” an vielen anderen Stellen 
(4. B. in den $$. 265, 296, 307, 343, 344, 349, 353 g, 369, 390, 391, 410, 
411, 430, 478, 506 b und 515 bed 1. Theils und $$. 320 d und 337 bed 
N. Theils) in der obigen allerweiteften Bedeutung, ald alle Arten von 


— — 


[Strfg. 1. @yl.1.Hpin. 88.50.01 — 232 — (don Verbrecyen überhaupt.) 


hinfichtlich diefer Ausdrücke leider ſo ſchwankende Sprachgebrauch unferes 
Geſetzes noch complicirter dadurch wird, daß es fih des Ausdrudes: 
„Theilnehmer“ noch überdieß zur Bezeichnung aud von mehreren 
derjenigen Perfonen bedient, deren Thätigkeit erft nach begangenem 
Derbrehen und ohne vorausgegangenes Einverſtändniß 
eintritt, und im $. 6 befchrieben wird. — 


Das Geſetz fpricht memlich in diefem Paragraphe auch von Dem: 
jenigen, der 


V. „ohne vorläufiges Einverftandnig nur erft nad begange- 
nem Verbrechen (alfoe mit Ausihliehung jedes Dem Verbrechen vorausgeheuden Em: 
verftändniffes und jeder Demfelben vorangegangenen Mitwirkung) dem Thäter {d. b. wieder 


Schuldigen, daher auch die Theilnehmer einfhließend gebraudt und 
abwechſelnd an deffen Stelle, daher völlig gleihbedeutend damit, wie— 
der die Worte „Iheilmebmer“, „Theilhaber“ oder „Mithelfer“ (4. B. in den 88. 
243, 296, 508, 514, 546 e des I. und 337 des 11. Theils) geſetzt. — Gleich 
unbeftimmt ift die Bedentung diefer Ausdrüde in unferer St. P. O. vom 17. 
Jänner 1850. Während memlich bdiefelbe in den ſchon oben bezogenen 88. 
71, 233, 289 a, 326 und 462 von „Mitfhuldigen und (oder) Iheilnehmern“” 
fpriht, wird an andern Stellen der Ausdrud: „Mitfhuldige* für fi 
allein ($. 213) und noch öfterd das Wort: „Iheilmehmer“ (88. TI, 
178 a, 195, 406 und 407) nad dem ganzen Zufammenhange wicder im einer 
viel weiteren Bedeutung, nemlih zur Bezeichnung aller Perfonen, welde 
auf was immer für cine Weife einer flrafbaren Handlung ſchuldig er 
fcheinen, und fofort identifh mit „mehreren PVerurtbeilten oder Schuldigen“ 
(88. 368 und 470), „mehreren Mitangeflagten oder Betheiligten“ 
(88. 436 und 493), ja felbft mit dem allgemeinen Ausdrude: „Ihäter* 
(8. 416) gebraudt. — — 

Dei biefen Schwankungen des gefeglihen Sprachgebrauches mag 
es daher nicht Wunder nehmen, wenn die Prarid nah Mafgabe unferes 
bisherigen Strafgefeged (vom 3. Sept. 1803) bie und da den zunächſt 
nur durch die Randgloffe zum $. 5 angedeutet gewefenen (im dermali: 
gen Geſetze aber wohl auch im eigentlichen Geſetzes-Texte des 8. 5 und 
des 8. 177 feftgebaltenen) Unterfchied zwiſchen „Mitfchuldigen" und „Theil— 
nehmern“, in dem oben in meinem Zerte erflärten Sinne ganz "und gar aufs 
gegeben hat und ſchlechtweg alle im $. 5 bezeichneten Perfonen, mit Ein: 
ſchluß der im IV. Abſatze desſelben benannten nahträglihen Mitwirker 
(in Folge vorausgegangenen Einverftändniffee) mit dem Ramen: „Mitfhul: 
dige“ benennt, und den Ausdruck: „Theilnehmer“ audfchließend auf jene 
Fälle beſchränkt, wo das Gefep felbft bei einzelnen Verbrechen ſich diefes 
Ausdrudes zur Bezeihnung gewiffer Thätigkeiten insbefondere bedient 
(88. 109, 112, 116, 120, 121, 185, 186, 187, 189, 196, 464, 465 und 466), 
von melden übrigens oben im Terte noch befonders gehandelt wird. 


[Btrfg.1. Chl.l.Opi. 6. . .6. — 233 — {Bon Verbrechen überhaupt. | 


irgend Iemandem, den das Geſetz im $. 5 überbaupt als Thäter des Berbrechens erflärt,, oder 
ibm gleih hath) mit Hilfe und Beiftand beförderlich i ft” «alfo nicht blos, mie im 
vorbergehenden $. 5 fi Darüber madträglich verabredet , fondern bereits wirlliche Silfe 
geleiftet bat), — oder Demjenigen, der 


VE. Geil. : „ohne vorläufiges Ginverftändnik nur erſt nach begangenem Verbrechen“) 


— „von dem ihm befannt gewordenen Verbrechen (hinfihttih deſſen er alfo 
nicht blos weiß, daß die That am fi geſchehen, fondern die er auch ale ein Verbrechen, d. b. 
überhaupt als eine firafbare Handlung erfannt bat, ef: $.2, lit. e und 8.9) Gewinn 


und Vortheil zieht (atfo daraus einen unmittelbaren oder mittelbaren Augen wirklich 
bezieht, und nicht blos, wie im $. 5 fih über einen foldhen verabredet). — 


Das Gefeg verfügt aber nun im $. 6 weiter, daß diejenigen Per— 
fonen, die eine der eben unter V und VI erklärten zweierlei Arten von 
Thatigkeiten begeben, „fih zwar niht eben desſelben, wohl aber 
eines befonderen Verbrechens fhuldig machen, wie ſolches in der Folge 
diefes Gefegbuches beftimmt werden wird." — 

In diefen Worten liegt num eben der große und praftifh wichtige 
Unterschied zwifchen dem $.5 und dem 8.6. — Es macht ſich nemlich Jeder: 
mann, der in Beziehung auf was immer für ein Verbrechen eine der viererlei 
im 8. 5 (Abſatz I — IV) bezeichneten Thätigfeiten begeht, eben dadurch ipso 
facto des nemlichen Verbrechens fhuldig, deffen der unmittelbare Thäter 
ſchuldig ift ), und er ift daher mit logifher Nothmwendigkeit (unter An- 
wendung der allgemeinen Erſchwerunge- und Milderunge:Umftände, ins: 
befondere des $. 44, litt. d und e und $. 46, lit. ce) in der Regel”) 





) Daß dies der eigentlihe Sinn bes 8. 5 fei, bat das Geſetz felbft 
wohl am jchärfften im 8. 211 audgefprodhen: „daß durch Zuthun eben die 
Baltung von Verbrechen begangen werde, deren fihb der unmittelbare 
Thäter jhuldig macht, ift ſchon in dem 5. 5 erflärt.” — Nllein es würde 
diefe Auslegung des 8. 5 auch Thon aud den vom Geſetzgeber im &. 6 als 
Gegenfag vom $. 5 gebraudhten Worten: „zwar nicht eben desfelben, 
wohl aber eines befonderen Verbrechens ſchuldig“, und grammatifalifh richtig 
felbft fhon aus der Wahl des beflimmenden Geſchlechts-Artikels im 8. 5 
gefolgert werden müffen, da nemlich in biefem Paragraphe gefagt wird, daß nicht 
blos der unmittelbare Thäter, fondern auch alle im $. 5 nachfolgend be» 
zeichneten Perfonen „des Verbrechens” (alfo des Einen, beftimmten Ber 
btechens, deffen der unmittelbare Thäter fhuldig und wovon in diefem 
$. alleinig bie Rede ift) fhuldig werden. — Bal. auch die Anmerkung *) 
auf Seite 171. 

) Die Ausnahmen von biefer Regel, wo nemlih dad Geſetz für 
die verfchiedenen Arten der Mitwirkung auch verfchieden abgeftufte Strafen, 
und zumal für die fogenannten entfernteren Gebilfen (Mitfchuldigen oder 
Theilnehmer) bedeutend geringere Strafen anordnet (4. B. in den $$. 59, 
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zu der nemlichen Strafe zu verurtheilen, melde von dem Gefege für 
den unmittelbaren Thäter feitgefeßt wurde, ohne daß das Geſetz bei den 
einzelnen Verbrechen erſt noch insbefondere feftzufegen nöthig hat, 
daf man durch eine diefer Thätigkeiten eben dieſes einzelnen Der: 
brechens mit-jhuldig werde, oder daß für diefe Arten der Mit- Schuld 
eine eigene Strafe angeordnet zu fein braucht, denn dieß ift ja eben 
duch den 8. 5, der in dem erften „von Verbrechen überhaupt“ 
handelnden Hauptftüde vorfommt, alle Gattungen von Verbrechen Ein 
für Allemal ald allgemeine Norm bingeftellt worden, und muß daher 
ald ausdrüdlihe und für die Verbrehen überhaupt gegebene 
Borfhrift des Gefeped auch bei allen einzelnen Verbrechen in 
Anwendung gebracht werden”). Anders und zwar in gerade entgegen: 
gefegter Art verhält es fi mit den im $. 6 (Abſatz V und VI) bezeich- 
neten zweierlei Thätigfeiten. Wer fi einer von dieſen beiden Thätig- 
feiten in Beziehung auf ein Verbrechen ſchuldig macht, begeht nur dann 
und in foferne ein eigenes (befonderes) Verbrechen, in wieferne dieß in 
dem Gefege insbefondere feftgefeßt ift, und wird alfo auch nur mit 
jener befonderen Strafe belegt werden fönnen, melde in dem Gefeße 
für diefes befondere Verbrechen eigens und ausdrüdlic angeordnet 





60, 61, 70—T2, 75, 136—138 u. m. a.), werden an den zufömmlichen Dr: 
ten befonderd gewürdigt werden. Sie mögen aber bier fchon, wenigftend in 
der Rihtung erwähnt werden, damit fie unfer Strafgefep doch theilmeife ge: 
gen den oft gehörten Vorwurf rechtfertigen mögen, daß dasſelbe nemlich einen 
ganz unrichtigen legislativen Standpunft einnehme, wenn cd dem 
Brundfape folge, daß die bloßen „Gehilfen“ und nadträglihen „Begün— 
ſtiger“ eined Verbrechens (in Folge vorläufigen Einverftändniffes) in der Re 
gel der nemlihen Strafe unterzogen werden follen, welche für den phofifchen 
Hauptthäter und den intellectuellen Urheber feftgefegt ift. — Die oben ange: 
deuteten Ausnahmen zeigen aber, daß unfer Gefep bei den wichtigſten 
Verbrechen wieder davon abgeht; — zudem gewähren die Beflimmungen un— 
fered Geſetzes über Erfhwerungd» und Milderungs-Umftände, vorzüglich aber 
das den Gerichtähöfen eingeräumte ordentlihe und außerordentliche Milde- 
rungsrecht der geieplihen Strafe (vergl. die SH. 52—54 und das oben auf 
Seite 79—82 Gejagte) einen fo großen Spielraum bei Ausmeffung der Strafe, 
daß dadurd die oft jehr große Berfchiedenartigkeit der Strafwürdigkeit ber 
obigen Perſonen in Vergleich unter einander, wenigftend praftifch fehr leicht 
ausgeglichen werden kann. 

) Eben dadurch, daß die obige Borfhrift im (auddrüdliden) 
Bortlaute des $. 5 enthalten erfcheint, wird zugleih dem Ginwurfe bes 
gegnet, ald ob durch die dargelegte Erflärung diefer Geſetzesſtelle irgendivie 
bem im Artikel IV des 8. M, P. audgefprocdhenen Verbote der ausdehnenden 
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ift *). Dieſes beſondere Verbrechen aber, deſſen man durch derlei nach—⸗ 
trägliche Begünftigung eines Verbrechens (ohne vorläufiges Einverſtänd— 
niß) ſchuldig wird, iſt nun entwederdas Verbrechen der Vor— 
ſchubleiſtung, und zwar des von dem Geſetze dafür erklärten zweiten, 
dritten oder vierten Falles dieſes Verbrechens (58. 214— 221 **), deſſen 
man fi übrigens durch ein ſolches „nachträgliches mit Hilfe und Bei- 
ftand beförderlich fein“ (Abſatz V) in den Fällen der 88. 214 und 217 
in Beziehung auf jedes Verbrechen fchuldig mahen kann, da fich die 
eben bezogenen Geſetzes-Paragraphe ganz allgemein ausdrüden, daher 
auf Berbreben überhaupt beziehen; — oder man begeht dadurd 
ein nur bei einigen Berbrechen, nemlich bei der Ereditöpapiers und der 


Anwendung des Geſetzes auf nicht ausdrücklich al Arafbar erfannte Handlun- 
gen entgegen gehandelt würde. DBergleiche hierüber indbefondere oben Seite 
105—106. 


) Aus dem oben dargelegten Inhalte des $. 6 leuchtet ein, daß ber- 
felbe im Grunde nur eine nominelle Hinmweifung auf den Inhalt anderer 
Gefegeöftellen, daher an und für fi feine Berfügung ausſpricht, das heißt, 
feinen realen Inhalt einihliefe, und eben deßhalb firenge genommen 
ganz überflüffig ifl. — Er wurde von dem Geſetzgeber unverkennbar nur dar» 
um beibehalten, um jene Lüde, welche fih dem Lefer des Schluffages des 
8. 5 in der Gedanfenfolge a contrario nothiwendig aufdringen muß, ſchon 
bier auszufüllen, und um ſohin Jedermann aufmerffam zu machen, daß für 
den dem Schlußfage des $. 5 entgegengelepten Fall im Gefege aller: 
dings ebenfalld Vorforge getroffen jei, aber erſt an den zukömmlichen Orten 
bei den einzelnen Verbrechen gehandelt werden wird. 


») Der erfte Fall des Verbrehend der von unferem Geſetze fogenannten 
Borfhubleiftung — durch abfihtlihe Nihthinderung eines Verbrechens 
($. 212) — ift weder durd) den Inhalt des $. 6 angedeutet, da er ja nicht 
eine nachträgliche, erft nad begangenem Verbrechen eintretende Hilfeleiftung, 
fondern eine fhon während der Begehung deöfelben ſich (menn gleih nur 
negativ) wirffam zeigende Begünftigung einſchließt, noch fönnte dieſe Art 
von blos paffiver Beförderung eines fremden Verbrechens unter den Wort- 
laut irgend eined ber IV Abſätze des $. 5 ſubſumirt werden. Er bildet da— 
ber für fi ebenfo einen ganz befondern Ausnahmefall, wie man auch die 
88. 60, 61, 67, 92, 95 iu Berbindung mit $$. 213 und 215, in fo ferne da: 
durh die Nichtverbinderung und Nichtanzeige der Berbrehen des Hochver— 
tathes, der Ausfpähung oder anderer Einverftändniffe mit dem Feinde, der 
unbefugten Werbung und die Nidhtverbinderung von Geite eines öfterreidhi- 
hen Schiffscapitänd in Beziehung auf die auf feinem Schiffe vorkommende 
Debandlung eines Menfhen ald Sklaven — ald Mitfhuld am eben diefen 
Verbrechen erflärt wird, als ganz befondere Ausnahmen von den fonft üb» 
lihen Nomenclaturen in unferem Geſetze anfehen muf. 
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Münz-Berfälfhung, dem Diebftahle, der Veruntreuung und dem Raube *) 
(88.109, 112, 116, 120,121, 185, 186, 187,189 und 196) in&befondere 
hervorgehobenes Verbrechen, das rückſichtlich der Ereditöpapier- und Münz- 
verfälfhung „Zheilnahme an demſelben“ ($$. 120 und 121), hinfichtlich 
der übrigen eben genannten Verbrechen aber von unferem Gefege aus- 
nahmslos in allen darauf einſchlägigen Stellen ($$. 185, 186, 187, 
189, 196, 464, 465 und 466) als „Theilnehmung an diefen Ber- 
brechen“ bezeichnet wird **), — Ohne uns in die Erörterung der gram— 


*) Man bat oft fhon aud in Beziehung auf unfer früheres Geſetz 
(vom 3. September 1803), deſſen dießfällige Beftimmungen wörtlih in dad 
dermalige Geſetz übergegangen find, den Borwurf und die Frage erhoben, 
warum denn die in den &$. 185 und 196 in Beziehung auf Diebftahl, Ver— 
untreuung und Raub als ftrafbar erklärte nachträgliche Begünftigung (Heh— 
ferei der widerredhtlich entzogenen Sachen) nicht auch auf den Betrug aus— 
gedehnt worden ſei, da doch die gleihen Gründe für die Feſtſetzung der 
Strafbarkeit einer folchen Heblerei auch bei dem Betruge geltend gemacht wer 
den können? — Allein mir ſcheint darin wirklid, feine Lücke unfered Gefeped 
zu liegen, denn dasjelbe iſt hierbei offenbar von der Vorausſetzung audgegan- 
gen, daß ber eben erwähnte Fall ohnehin ſchon durd den 8. 197 ſelbſt als 
firafbar erklärt ift. Derjenige nemlich, welcher wiffentlid eine einem Andern 
betrügerifcher Weife entzogene Sache an ſich bringt, verhehlt oder weiter ver- 
handelt, begebt durch eben diefe Liftige Handlung ſchon an fih nach $. 197 einen 
ftrafbaren Betrug, und wird alfo dafür nach Mafgabe der $$. 198, 200 
und 461 beflraft. Eben deßhalb aljo, weil beim Detruge die angebeutete 
nachträgliche Hehlerei ohnehin fhon vom Strafgefege getroffen ıft, war «6 
unnöthig, diefelbe bei diefer flrafbaren Handlung als ein eigenes Ber 
brechen zu erklären. Ganz folgerichtig mit diefer Anficht hat daher auch um: 
fer Gefeg in der im $. 201 vorfommenden gefepliben Beifpiel-Samm- 
lung ftrafbarer Betrügereien unter lit, a erflärt, „daß Derjenige, der ohne 
GEinverftändniß mit den Berfälfhern oder Theilnehmern nachgemachte oder ver: 
fälfchte öffentlihe Greditöpapiere oder verfälfhte Münze miffentlih weiter 
verbreitet” („verhandelt“), nicht ald Theilnehmer an einer anderen frafbaren 
Handlung, fondern ald fhuldig eines Betruges erklärt, offenbar von ber 
Anficht ausgehend. dag das wiſſentliche MWeiterverhandeln einer betrügeri» 
ſchet Weife erworbenen Sache (deun im weiteren Sinne — ber Gat— 
tung nad — gebört denn doch aud die Greditöpapier- und Münzverfäl: 
fhung zum firafbaren Betrug), ſchon ſelbſtſtändig, für ſich allein, einen 
ftrafbaren Betrug ausmache. 


») Auch unfer früberes Gefep hatte dieſe Wortunterfheidung mit 
voller Schärfe in den $$. 165, 166, lit. b, 167 und 175 des erften Theild 
(im Gegenfage zu feinem 8. 5) geltend gemacht, im zweiten Theile aber 
(8. 210) wieder unbeachtet gelaffen, und dort die beiden Ausdrüde: „Theil 
nehmung” und „Theilnahme“ offenbar fynonim genommen. — Diefelbe Un» 
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matifalifhen Feinheiten einlaffen zu müſſen, ob denn im Genius ber 
deutihen Sprache überhaupt irgend ein, und gar ein fo wichtiger, Unter: 
fhied zwifhen „Theilnahme“ und „Theilnehmung“ begründet 
fei *): fo leuchtet doch aus dem klaren Wortlaute diefer Geſetzesſtellen 


fletheit herrſcht dießfalls auh im Sprachgebrauche der St. P. O. vom 17. 
Sänner 1850. Während der Abjak 17 des Artikeld VII der Einführungd- 
Berordnung zu derfelben fogar mit ausdrücklicher Beziehung auf den 
8. 175 des I. Theiles des St. ©. B. (mom 3. Sept. 1803) von „Theil— 
nabme am Raube* fpricht, melde doch eben da vom Gefebgeber vielmehr 
ald „Iheilnebmung“ bezeichnet erfcheint, bat der Abjas 11 lit. A des 
Art. IX diefed Einführungs-Geſetzes den früheren gefeglihen Sprachgebrauch 
fanctionirt, und zur Bezeihnung der im Frage ftehenden blos nachträglichen 
Hilfeleiftung wieder den Ausdruck: „Theilnehmung“ beibehalten. 


*) Bill man fi aber zur Rechtfertigung diefes eigenthümlichen 
Sprachgebrauches unfered Gefeped auf Spipfindigfeiten und ſprachliche Haar- 
fpaltereien einlaffen: fo bietet die Etymologie der beiden Ausdrücke allerdings 
binlänglihe Anhaltspunkte, um jenen feinen Unterfchied daraus abzuleiten. 
Bei der „Iheilmahme” ſetzt nemlich dad Geſetz nach $. 5 vorand, daß be» 
reitd dor begangenem Verbrechen eine Verabredung über die nachträglich zu 
bethätigende Begünſtigung flattgefunden habe, und daher ſchon früher bie 
Berbeiligung vorhanden gewefen fei, was es alfo dur ein Wort aus— 
drüden will, in welchem der Act der Betheiligung mit dem auf das Perfec» 
tum hindeutenden Laute angezeigt wird; — während bei der Theilneh— 
mung jede vorhbergegangene Betheiligung (oder Verabredung) nad $. 6 
geradezu ausgefchloffen ift, daher durch den mehr auf das Präſens bin. 
jeigenden Wortlaut ausgeſprochen werden will, daß die Betbeiligung jetzt 
erſt flattfinde und noch fortdauere. — — Dabei mag aber nicht in Abrede 
geftellt werden, daß unfer Gefeg mit feinem fonftigen Spfteme einer Maren, 
einfachen und gemeinfaßlihen Diction mehr im Einflange ſtehen würde, 
wenn es aud bier die oben erwähnten fubtilen Unterfchiede verlaffen, und 
zur Bezeichnung derjenigen Thätigkeit, die ed bier mit „Iheilnchmung” bezeidh- 
net, die dafür jowohl im gemeinen Leben, ald auch in der Wiffenfhaft und 
in anderen deutſchen Strafgefepen üblichen Ausdrüde: „Begünftigung“ 
oder noch bezeichnender: „Hehlerei“ gewählt, diefelbe dann allerdings zu 
einer eigenen (felbftjtändigen) ftrafbaren Handlung geftempelt, und mit ſpe— 
ciell nur für fie beftimmten Strafen verpönt, aber dann auch auf alle Ar 
ten von Verbrechen, und zumal auf die analogen Fälle, fo z. B. auf den 
Betrug (8. 196) und die Erpreffung ($. 99) ausgedehnt hätte. — Unfer Geſetz 
würde felbft dadurch die Deutlickeit um viel mehr gefördert haben, wenn 
ed zur Bezeihnung der im $. 6 befchriebenen Thätigkeit wenigftend jenen 
Ausdruck beibehalten hätte, den es eben da paſſend in der Randgloffe 
(„Hilfeleiftung nah verübtem Verbrechen“) gewählt, aber leider 
fpäterhin nirgends mehr gebraucht bat, — 
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ein, daß unfer Geſetz dasjenige, was man anderwärts bei Diebftahl, 
Beruntreuung und Raub entweder „Begünftigung“ oder „Hehlerei“ zu 
nennen pflegt, fpeciell bei diefen ftrafbaren Handlungen mit dem Aus- 
drude: „Theilnehmung“ bezeichnet hat, und daß wir und de lege 
lata, fo wie e8 einmal in feinem pofitiven Wortlaute gegeben vor und 
liegt, dem eigentbümlihen Sprachgebrauche desfelben zu fügen haben. 
Es hat nunmehr auch diefen Wort-Unterfchied zwifchen „Theilnehmung“ 
und „Theilnahme” mit voller Schärfe durchgeführt, indem es in allen 
obigen Gefegesitellen, wo nemlih in Zufammenbaltung mit dem Schluß- 
faße des $. 5, fo wie mit dem $. 6 voraudgefeßt wird, daß „ohne vor- 
läufiges Einverſtändniß“ eine nachträgliche Hilfeleiftung ftatt finde, dies 
felbe fortan mit dem Worte: „Theilnehmung“ bezeichnet, während 
e8 bei den Berbrehen der Ereditspapier- und Münzverfälfhung, wobei 
es vorausfeßt, daß auch ein vorläufiges Einverftändniß wegen diefer 
nachträglichen Betheiligung ftatt gefunden haben könne ($$. 109, 112, 
116, 120 und 121), eben diefelbe ſchon wieder mit dem Worte: „Theil 
nahme” bezeichnet ($$. 120 und 121). — 


Hieraus folgt alfo, daß derjenige, der bei was immer für 
einem Verbrechen, alfo allerdings aud bei Greditspapier- und 
Münze Berfälfhbung, bei Diebftabl, Beruntreuung und 
Raub fih mit dem Thäter vorläufig über die nachträgliche Hilfe 
leiftung oder über Antheilnahme an Gewinn und Bortheil einverfteht, 
fih der Theilmahme desfelben Verbrechenöé ſchuldig macht, und 
dafür nah Maßgabe des 8. 5 in der Negel *) mit derfelben Strafe zu 
belegen ift, welche im Gefege für den unmittelbaren Thäter (für den Dieb 
felbft u. f. w.) angeordnet ift, und nur bei der Greditspapier- und Münz- 
Berfälfhung mit jener anderen Strafe geahndet wird, die das Gefek 
bei diefen zwei Verbrechen für jede Art von Theilnahme (umd Theilneh- 
mung) in den obigen 88. 109, 112, 116, 120 und 121 insbefondere an- 
geordnet hat. — Derjenige hingegen, der ohne vorläufiges Einverftänd- 
niß die erwähnte nachträgliche Hilfe leiftet oder aus einem Verbrechen 
Bortheil zieht, begeht (außer den ſchon erwähnten drei Fällen der Vor: 
fhubleiftung und der in der Anmerkung auf Seite 236 erwähnten be- 
trügerifchen Antbeilnahme an dem Betruge eines Anderen) nur in jenen 
Fällen eine ftrafbare Handlung, wo dieß von dem Gefege eigens ange: 


— — — 


) Vergl. oben auf Seite 233 die Anmerkung *). 
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ordnet ift, was aber ausfhliegend bei den ſchon mehrerwähnten 
fünf Verbrechen der Fall if. — Aber auch in diefen Fallen wird man 
durch eine derlei nicht verabredete nachträgliche Hilfeleiftung nach dem 
Wortlaute des $.6 nicht desfelben Verbrechens, das der unmittel- 
bare Thäter begangen bat, ſondern eines befonderen Verbrechens 
fhuldig. Man begeht daher auch durch die in den $$. 185, 186, 187, 
189, 196, 464, 465 und 466 beftimmte „Theilnebmung“ an 
Diebftahl, Veruntreuung oder Raub nicht ſelbſt einen Diebftahl, eine 
Beruntreuung oder einen Raub, jondern eine andere, eine eigene und 
felbftftändig für ſich beftehende und eigens benannte „ftrafbare 
Handlung der Theilnehmung“. — 


Hieraus ergibt fih auch fhon die große praftifhe Wichtig— 
keit diefer anfcheinend nur in einem (theoretifhen) Wort⸗ Unterſchiede 
liegenden Verſchiedenheit zwiſchen „Theilnahme“ und „Theilneh— 
mung“ — Für das ſelbſtſtändige Verbrechen der Theilnehmung 
beſtehen nemlich beſondere Strafbeſtimmungen, und es dürfen hiernach 
die für den Diebſtahl, die Veruntreuung und den Raub überhaupt 
beſtehenden Strafnormen auf die „Theilnehmung“ daran, eben weil fie 
hiernach ein anderes Verbrechen bildet, nicht ausgedehnt werden. — 
Allein diefe Verfchiedenheit zwifhen „Theilnahme“ und „Theil: 
nehmung“ zeigt fih praftifch bedeutfam no in vielfah ande» 
ren, nemlid in allen jenen Beziehungen, wo es von praktiſcher Wichtigkeit 
ift, ob irgend eine ftrafbare Handlung ale Schuld des nemliden 
oder eines anderen Verbrechens anzufehen fei. So wird man 3.2. gegen 
Denjenigen, der fchon einmal wegen Diebftahl abgeftraft worden ift, 
und fpäter fih des Verbrechens der „Theilnehmung“ an einem 
Diebftahle fhuldig macht, noch nicht die Verſchärfung der Förperlichen 
Zühtigung anwenden dürfen, weil diefe nad der klaten Vorſchrift des 
$. 24 nur gegen „Rückfällige“ angewendet werden darf, der obige 
Thäter aber nicht ald Rücfälliger erfannt werden kann, weil er nicht 
wegen desjelben, fondern wegen eines anderen Verbrechens, ala 
welches er jegt begangen hat, ſchon einmal geftraft worden if. — So 
wird man ferner den Betrag z. B. von 20 fl., den Jemand bei Begehung 
eines wirklichen Diebſtahls geftohlen hat, mit einem zweiten Be 
trage 3. B. von 10 fl., den er ein andermal aus einer „Iheilneh- 
mung“ an einem Diebftahle an fich gebracht hat, nicht nah $. 173 in 
Einen Gefammtbetrag, und feine zwei Handlungen nicht in Eine Ge 
fammtthat zufammenrechnen dürfen, weil ja Er nicht beide Beträge, fon 
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dern nur den erfteren geftohlen hat, und weil feine beiden Handlungen 
nicht die nemlihen, fondern verfchiedenartige ftrafbare Hand» 
lungen find: er wird daher in diefem alle nicht des Verbrechens 
des (Gefammt-) Diebftahls von 30 fl. (8.173), fondern nur der Ueber: 
tretung des Diebftahle ($$. 189 und 460) von 20 fl. in Concurren;z 
mit der Uebertretung der „Theilnehmung“ am Diebftahl (88. 
185, 186 und 464) fhuldig erflärt werden können. — Go wird ferner 
Derjenige, der Einmal wegen eines Diebſtahls, und ein Zmweitesmal 
wegen einer „Theilnehbmung“ an einem Diebftahle abgeftraft worden 
ift, und nun zum Drittenmale einen Diebftahl won mehr als 5 Gulden 
begeht, keineswegs nach $. 176, 3. II, lit. a ald Verbrecher behandelt 
werden können, da er ja früherhin keineswegs zweimal Diebſtahls“ 
wegen abgeftraft worden war u. f. f. — 

Troß diefer bedeutfamen praftifhen Unterfchiede, welche fih in 
unferem Gefege an den Wortunterfchied zwifchen: „Theilnahme“ umd 
„Theilnehmung“ knüpfen, bedient fih unfer Gefeß dennoch, in jenen 
Stellen, wo es die Perfonen nennt, zur Bezeichnung fowohl derjeni- 
gen, welde fih der Theilmahme eines Verbrechens fchuldig machen, 
gleihwie auch derjenigen, welche des felbftftändigen Berbrechens der 


„Theilnehmung“ fhuldig find, wie ſchon oben (Seite 232) ange- 
deutet wurde, doch wieder des nemlihen Ausdrudes: „Theilhneh— 
mer“, und bat eben dadurch die Beftimmtheit der Gefeßes - Terminologie 
noch mehr erfehwert. — 


Mit der Beftimmung, welche Perfonen und welde Arten 
von Thätigfeiten in Beziehung auf ein vorfommendes Verbrechen 
als ftrafbar überhaupt zu behandeln find, ift übrigens noch keines— 
weg$ die weitere praftifch hochwichtige Frage gelöfet : 

„Welche ftrafrehtlihe Beurtheilung hat im Falle des 
Zufammenwirkens mehrerer Perfonen in Beziehung auf ein 
Verbrechen, ſowohl Hinfichtlih ihres Wechfelverhältniffes 
untereinander, als auch rüdfichtlich der Strafbarkeit jeder 
einzelnen von Diefen Perfonen ftatt zu finden?” — 

Unfer Gefeß hat aus der langen Neihe von (cafuiftifchen ) 
Specialefragen, welche unter diefer allgemeinen Frage enthalten er- 
fheinen, und welche wenigftens theilmweife in den meiften neueren Gefehen 
ausdrücklich berucfichtiget zu werden pflegen, eine einzige im Schluß- 
Bufage zum $. 5 ausdrüdlich zur Löſung gebracht, alle übrigen aber 
der Schluffolgerung aus den im Gefeke niedergelegten allgemei- 
nen Beftimmungen überlaffen. — 


(Strafg.1. Chl.I. Spti. qẽ. 3.u.6. — I — jBon Verbreihen überhaupt.) 


Im Allgemeinen oder arundfäklid muß die vorftchende Frage 
auch nah unferem Geſetze in jener Weife entfchieden werden, melde 
die Wiffenfhaft des Rechtes aus der Natur der Sache entwidelt. Man 
muß nemlich bei einem von Mebreren begangenen Berbrechen vor Allem 
in's Auge faſſen, daß in objectiver Beziebung hierbei eigentlich die 
That des unmittelbaren Thäters, — Hauptthäters oder f. a. phyſi— 
ſchen Urhebers (Abfag I des $. 5) — ale das von allen Mitwirkenden 
zunächst gemwellte und angeftrebte Factum fich darftellt. Von dem 
Hauptthäter it dieß ohnehin Far; allein auch der Auſtifter (Abſatz II) 
will ja nicht unmittelbar felbit handeln, fondern einen Anderen, den 
phyſiſchen Thäter handeln mahen, er ftrebt an und fegt in's Leben des 
legteren Berbrehen; — eben fo verfolgt der Gehilfe (Abſatz III) un— 
mittelbar nicht feinen (fubjectivseigenen) Zweck, fondern er wirkt nur 
förderlih zu fremdem Zwede, zur That des phyſiſchen Thäters mit; — 
und noch entfchiedener fegt Derjenige, der vorläufig feine erſt nacht räg— 
lich zu leiitende Hilfe zufichert, oder hieraus Nutzen zieht (Abſatz IV) 
das fremde Factum, d. h. die That des ımmittelbaren Thäters, als ſchon 
geſchehen voraus, zeigt ſich alfo wieder nur in Beziehung anf dieſes 
Anderen Verbrechen günftig *): — fo daß man in Wahrheit fagen 
kann, daß alle diefe Perfonen ale unmittelbar betheiliget an 
der Schuld des (phufiihen) Hauptthäteré ſich erkennen laffen, 
und daß ihnen daher auch alle die Schuld des unmittelbaren Thäters 
objectiv, wenn gleich nur vermöge der perſönlichen Berhältniffe 
deijelben begründenden, oder im eine fehwerere Urt von jtrafbarer 
Handlung umwandelnden, oder ihre Strafbarkeit erhöhenden 
(Anſchuldigungs-, Qualifications- oder Erſchwerungs-) Umstände ohne 
Ungerechtigkeit zur Strafe zugerechnet werden fönnen. — 

Die wird denn auch durch unfer pofitives Gefeß, nemlich durch den 
$. 5 wortdentlich vorgefchrieben, wenn er erflärt, dag alle vorgenannten 
Perfonen ſich deſſelben Berbrehens, und fofort auch in der Regel der 
nemlichen Strafbarkeit fhuldig mahen, welhe den unmittelbaren 


*) Diejenigen Perfonen, welche eine ſolche Begünftiaung oder Antheil— 
nabme ohne vorläufiged Emvertändniß erit mach begangenem Verbrechen 
äußern ($. A), fommen bier nicht weiter in Betracht, weil wir und fo eben 
überzeugt haben, das fie dadurch neh der pefitiven Vorſchrift unferes 
Geſetzes jedenfall& eines anderen (ſelbſtſtändigen) Verbrechens fchuldig 
werden. — 
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Thäter trifft ). — So wird alfo z. B. Derjenige, der den A beredet 
(anftiftet), daß er feine (des A) eigene Tochter fhände, oder feinen (des A) 
Bater morde, oder daß er (A) in Beziehung auf die ihm als Beamten 
anvertrante Amtsgewalt einen Mißbrauch begehe, — ebenſo Derjenige, 
der dem A in aflen drei Fällen bei deffen Handlungsweife irgendwie Hilfe 
feiftet (Gebilfe), oder ihm verfpricht, daß er nachträglich zur Verbergung 
der That beförderlid; fein wolle (Theilnchmer), allerdings als (mit) 
fhuldig des Verbrechens der Blutſchande, Feziehungeweife des Vater: 
mordes oder Mißbrauches der Amtsgewalt erfcheinen, wenn glei der 
Gegenftand, an dem die ftrafbare Handlung verübt warde, nad der Bor- 
ausfegung in der Beziehung zum Anftifter, Gehilfen oder Theilnchmer 
nicht im Berhältniffe feiner Tochter, feines Vaters oder eines ihm 
anvertrauten Amtes geftanden war; — allein es ftellte fih auch für fie 
die That des ummittelbaren Thäters, zu der fie wiffentlich mit: 
wirkten, ar und für fih — objectiv — als das Verbrechen der 
Blutfhbande, des Vatermordes und des Mißbrauches der Amtsgewalt 
dar; diefe That wurde daher auch von ihnen gewußt und gewollt, 
und durch ihre Mitwirkung thätig unterftüßt, d. b. von ihnen 
wenigftens theilmeife ala mitwirfenden Faktoren in's Leben geſetzt. — 

Hieraus erhellt, daß bei der Entfheidung aller unter die obige all- 
gemeine Frage fallenden Rechtsfälle nah unferem Gefege folgender 
leitende Grundfaß als Regel zu gelten habe: 

—,„‚„Wenn in Beziehung aufein Verbrechen mehrere Ber- 
fonen zufammenwirfen, fo ift die objective Strafbarfeit 
jeder diefer Mitwirfungsarten überhaupt und die Qua— 
lification derfelben als einer beftimmten Art von Ber 
breben zunächſt nah der Schuld des unmittelbaren (phy— 
fifhen Haupt») Thäters zu beurtbeilen, fo daß jedem 
Mitwirkenden diejenige That und Schuld zurXaftgelegt 
werden Fann, die nur überhaupt — objectiv — geſche— 
ben, und als in diefer objectiven Befhaffenheit vor 
fih gehen? dem Mitwirkenden bei feiner, wenn aud nur 
zu dem einen oder anderen Beftandtheile derfelben ge 
leifteten, Mitwirkung befannt gewefen iſt.“ — 





*) Bergleihe oben Seite 233 "ınd insbefondere die Anmerkung *). 

*) Dadurch, daß oben vorausgeſetzt wird, daf jedem der höhere Grad 
der Strafbarfeit derjenigen That, woran er Antbeil nahm, befannt fein mußte, 
um ibm zugerechnet werden zu können, und daß daher dieſe That von ihm ald 
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Unfer Geſetz bat auch in mehreren einzelnen Fällen, wo es hierzu 
Anlaß findet, eben diefe Negel zur Geltung gebraht. So erklärt es 
3. B. im $. 107 denjenigen als mitichuldig des Verbrechens der Gredits- 
papier-Berfälfhung, der auch nur ein einzelnes Stück eines Werkzeu— 
ges zum Vorſchube der Nachahmung wiffentlich überliefert, obgleih feine 
Thätigkeit mit der Nachahmung felbit objectiv und unmittelbar gar Nichts 
zu Schaffen haite; — fo wird ferner in den 88. 137 und 138 die höhere 
Strafbarfeit des Verwandten: und Gattenmordes für jeden dabei Mit- 
wirkenden angenommen, wenn der Getödtete auch nicht zu ihm felbft, 
fondern zu einem anderen der Mitwirkenden in diefem Berhältniffe 
geftanden iſt; — — in folgerichtiger Anwendung dieſes Grundſatz es 
wird nach Borfchrift des 8. 141 Jeder, der bei einem von mehreren 
Perfonen begangenen räuberifhen Todtſchlage mit der für Ddiefe 
fhwerere Qualification des Todtfchlages feſtgeſetzten höheren Strafe 
(der Todesftrafe nemlich) belegt, der auch nur zu dem einen Beftand- 
theile diefes zufammengefegten Verbrechens“)), nemlih zur Tödtung, 
wenn gleich nicht audy bei dem zreiten wefentlihen Thatmomente deffel« 
ben, nemlich bei dem Raube mitgewirkt bat ıı. ſ. f. u. ſ. f. 

Dennoch bat aber unfer Geſetz von diefer Regel andererfeitd wieder 
drei Ausnahmen (88. 105, 177 umd 186 a) feitgefeßt, wovon die erfte 
nur mittelbar aus der Gombination mit anderen Geſetzes-Beſtimmun gen 
erfchlofjen werden fann, die beiden anderen aber im Gefeke mit klaren 
"Worten niedergelegt find. — Wenn nemlich das Geſetz 

Erftens im 8. 105 „(mur) Denjenigen, der einen Givil- oder 
Strafrichter, einen Staatsanwalt, oder in Fällen einer Dienftverleihung 
oder einer Entſcheidung öffentlicher Angelegenheiten was immer für einen 
Beamten zu einer Parteilichkeit oder zur Berleßung der Amts- 
pfliht zu verleiten ſucht,“ als fehuldig eines Verbrechens erklärt; fo bat 
es eben dadurh den Fall von verbreerifher Schuld ausgefhloffen, 
wenn Jemand auf was immer fir eine der im $. 5 bezeichneten Arten zu 
jenerim $. 104 bezeichneten Unterart des Verbrechens der Gefchen kan— 


ſolche in ihrer objectin ftrafwürdigeren Qualification gewußt und gewollt 
war, erhellt zugleich, daß durch die Annahme der obigen Regel dem Pıincipe 
der Gerechtigkeit: „daß die Strafe eined Jeden nur nah dem Maße feines 
eigenen Berfchuldeng, und nicht nach dem Maße der Berfchuldung eines Andes 
ren beffimmt werden foll“, — — in feiner Weife zu nahe getreten werde. — 

*) Bergleiche unten bei der Erläuterung der SS. 34 und 32 die Erflä- 
rung des Weſens eines zuſammengeſetzten Verbrechens im Unterſchiede 
von (mehreren) zufammentreffenden Verbrechen. — 
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nahme in Amtsfahen, um ein Amt pflihtmäßig auszuüben, mitwirft, 
da ja ſonſt der ganze $. 105 rein überflüffig gewefen wäre. Es würde 
fich nemlih aus der Anordnung des $. 5 ſchon von felbft verftanden ha— 
ben, daß Derjenige, der bei der wirklichen verbrecheriſchen Verlegung 
der Amtepflicht eines Beamten durch Anftiftung (Beftehung) oder Hilfe: 
leiftung mitwirft, eines Verbrechens fehuldig werde, weil er ja eben ver: 
möge $. 5 deffelben Verbrechens mitfhuldig wird; es würde fidh aber 
ferner im nunmehrigen Gefeke ($. 9) auch die weitere Beftimmung 
von felbft verftanden haben, daß ſelbſt Derjenige, der einen Beamten 
zu einer folhen Verlegung feiner Amtspfliht nur zu verleiten (wenn 
auch vergeblich) gefucht hat, dadurch eines Verbrechens fchuldig werde: 
dennoch hat das Geſetz diefe Mitwirkung eines Anderen im $. 105 aus— 
drücklich zur Sprache gebracht, und in dDiefer Weife, um nemlich erft 
feftzufegen, daß man durch eine derlei Mitwirkung zum Verbrechen eines 
Anderen felbit ebenfalls jenes Verbrechens ſchuldig werde, einzig 
nur in diefem (X.) Hauptjtüde davon eine Erwähnung gemacht, diefe 
Feftftellung einer verbreherifhen Schuld aber mit flaren Worten blos 
auf den Fall der Amts-Verlegung eingefhränft. Daraus folgt alfo, 
daß Derjenige, der einem Beamten ein Geſchenk gibt oder anbietet, um 
ihn dadurch zur pflihtmäßigen Ausübung eines Beamten zu bewegen, 
fo wie daß Derjenige, der auf eine andere im $. 5 bezeichnete Weife bei 
einer Geſchenkannahme in Amtsfachen zum Behufe der pflihtmäßigen 
Amtsausübung mitwirft, ausnahmsweiſe von der Regel des 
8.5, des durch die Annahme eines folhen Geſchenkes von Seite des 
Beamten begangenen Verbrechens nicht mitfhuldig werde *). — 


) Das Gefeg hatte auch wichtige Legislative Gründe, um für den 
Tpeciellen Fall der Frage eine Ausnahme von der allgemeinen Beftimmung 
des 8. 5 feſtzuſetzen, oder eigentlih den Richter eine folhe Ausnahme aus 
ber Zufammenjiellung der angeführten Paragraphe combiniren zu laffen. Der 
Moment, wornach die Annahme eines Geſchenkes, um deßhalb ein öffent« 
liches Amt pflihtmäßig auszuüben, als etwas Pflihtwidriges und gar 
Verbrecheriſches feftgefept werden kann, tritt wohl nur ganz perfönlic 
bei dem duch befondere Beziehungen zum Staate verpflichteten Beamten. 
und nur in foferne ein, ald er angemwiefen ift, für die Ausübung ſeines 
Amtes außer den ihm dafür zufommenden Bezügen ſchlechterdings feinen 
Entgelt irgend woher anzunchmen, hat jedoh auf dritte Perfonen keinen 
Bezug, die überdieß bei geringerer Bildrngeftufe (Rusticitas) und bei einer 
gewiffen gemüthlichen Naivetät in dem Anbieten oder Geben eines Geſchenkes 
an einen Beamten, um ihn dadurch zur pflihtmäßigen (und fogleichen) 
Ausübung feines Amtes zu bewegen und gleihfam für die befondere, für 
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Ganz entfchieden hat aber 

Aweitens das Geſetz im $. 177 erklärt, daß die Mitſchuld 
(im Sinne des II. und III. Abſatzes des $. 5) und die Theilmahme 
(im Sinne des IV. Abfabes diefes $.') an Diebftahl nicht als Ber- 
brechen behandelt werden follen, wenn der Diebſtahl dem (ummittel- 
baren) Thäter lediglich aus deſſen perſönlicher Gigenfchaft ale Ber: 
brechen zugerechnet werden fann. Wer daher 3. B. einem Gewohnheits— 
diebe bei der Ausführung eines Diebftahle von etwa 3 Gulden, oder 
einem anderen Diebe, von dem ihm bekannt ift, daß er bereits zweimal 
Diebſtahls wegen abgeftraft worden ift, bei einem Diebftahle von mehr 
als 5 Gulden, oder einer Dienftperfon bei einem eben ſolchen Diebftahle 


fie aufzuwendende Mühe im Boraus erfenntlich zu fein, faum eine flrafbare 
Handlung — ein Verbrehen — zu erkennen glanben ($. 2, lit. e), abge: 
feben davon, dan fie nicht felten bei der Laubeit und Indolenz folder Be: 
amten, die gewohnt find, jedes Geſchäftsſtück erft einige Wochen oder felbft 
Monate liegen (vulgo dunften) zu laffen, chevor fie an defjen Erledigung 
geben, oder gar aus Anlaß gewiffer Meuferungen von gewiffenlofen und 
ſchmutzigen Beamten über Sefhäftsüberlaftung, oder über die Notbwendigfeit, 
aukerämtliche Stunden verwenden zu müſſen u. dgl., eine Art von pipchologifcher 
Nöthigung finden, mit einem folhen Gefchente nachzubelfen, wenn fie nur 
überhaupt mir ihrer Angelegenheit zu Ende kommen wollen. — Endlich 
würde fih die Gerechtigkeitäpflege wohl felbft um die Möglichkeit bringen, 
das Verbrechen der Gefchenfannabme in Amtsfachen in jenen Fällen, wo ein 
Amt pflihtmäßig audgeübt wird, zur Kenntniß und Wenigfiens den 
pflidtvergeffenen Beamten zur Ahndung des Strafrichterd zu bringen, wenn 
das Gefep auch den Geſchenkgeber eines Verbrechens ſchuldig erflären 
würde, da fofort beide Theile alle Antereffe bätten, die Sache für immer 
forgfältiaft gebeim zu halten, und da auch außerdem vermöge der nach der 
Borausfegung volllommen gefegmäßig vor fih gegangenen Amts» Aus- 
übung (nicht fo wie bei der gefegmwidrigen Amtöverlegung) nicht leicht 
eine objective Spur vorfommen wird, um auf dad bazwifchen getritene 
Verbrechen des Beamten zu leiten. — Zudem war ed in dem jetzigen 
Geſetze um fo confequenter, die Geſchenkgebung an Beamte bei geſetzmäßi— 
ger Amtsausübung, auf Seite der gefchenktgebenden dritten Perfonen nicht 
als ftrafbar zu erflären, da es ja derlei Beftechungen ſelbſt bei pflidht-. 
widriger Amtsaudübung auf Seite des Beftechenden nur in den relativ 
gefährlichften Fällen ald Berbrehen, bei minder wichtigen Berhältniffen aber 
blos ald Uebertretung erflärt hat ($. 105 verglichen mit $. 311). — 

) Dap die Auddrüde: „Mitſchuld“ und „Iheilnabme* im $. 177 in 
den oben angenommenen Bedeutungen verftanden werden müffen, ergibt ſich 
aus der früher (auf Seite 230) gegebenen Ausführung über den Siun diefer 
beiden Worte, jobald fie conjunctiv neben einander, oder im Gegenfake zu 
einander borfommen. — 
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an ihrem Dienftherin behilflich üft, ift nach diefer pofitinen Ausnahme: 
Vorſchrift des 8. 177 eben fo wenig des Verbrechens der Mitſchuld, 
ale Derjenige des Verbrechens der Theilnahme des Diebſtahls ſchul— 
dig, der ſich mit diefen Perfonen in den eben vorausgejegten Fällen vor: 
Läufig über die nah dem Diebftahle zu leiftende Hilfe und Beiftand, 
oder über Antheil an Gewinn und Vortheil einverfteht, obgleich der 
Haupttbäter im all diefen Fällen ein Verbrechen des Diebftahle 
begangen bat ($. 176) und obgleih daher objectiv eine verbreche— 
rifhe That und (Haupt) Schuld im Mitte liegt. Allein die Mitſchuld 
und Theilnahme der Mitwirkenden ift nah dem klaren Wortlaute des 
$. 177 in all’ diefen Fallen nicht nach der Schuld des Hauptthätere, ſon— 
dern felbfttändig — für fih allein — zu beurtheilen, und daber in 
der Regel nur als Uebertretung des Diebftahle zu behandeln 
($$. 173 und 460 °). 


) Zmwiifelbaft ift es, ob diefe von dem Gelege ausdrüdlih nur 
für den Diebftabl feitgefekte Audnabme auch auf die Beruntreuung 
auszudehnen fei, und ob fofort z. B. Derjenige, der einem öffentlihen Be 
amten bei einer Veruntreuung von Amtegeldern im Betrage von mehr ald 
5 Gulden, aber noch nicht mehr als 50 Gulden ($. 181 vergl. mit $. 183) 
bebilflih ift, oder in Folge vorandgegangener Verabredung davon Bortheil 
zieht, nur einer Uebertretung, oder ebenfalls des Verbrechens der 
Beruntreuung (mit) fchuldig fei. — 

So richtig mir aus dem Standpunkte der natürlichen Gerechtigkeit 
und de lege ferenda (vergl. die nachfolgende Anmerkung) die firengere 
GEnticheidung dieſes alles, d. b. die Anwendung dei oben ala Regel auf: 
geftellten Grundfages auf jedes Verbrechen, daher auch auf die Veruntreu— 
ung erjcheinen würde, wornach fich mir ein folder Mitbelfer an und für fi 
ganz zweifellos ala Mitfchuldiger eines Verbrechens flrafbar darftellt; — 
fo wenig ich zugleich die Miflichkeit der ausdehnenden Anwendung einer 
Ausnahms-Beſtimmung auch noch auf einen anderen, im Gefeke nicht 
ausdrüdlih ausgenommenen Fall verfenne: ſo ſchiene mir doch im Geifte 
unferes Gefeges die mildere Anficht über obige Frage, d. b. diejenige 
Behauptung die richtigere zu fein, welde annimmt, dag nah Analegic 
mit &. 177 auch bei der Beruntreuung, wenn diefelbe (mie im obigen 
Beilpiele) dem (Haupt) Thäter Tediglih aus deffen perſönlicher Eigen— 
jhaft als Verbrechen zuzurechnen ift, weder die Theilnahme noch die Mit- 
fhuld an derſelben ald Verbrechen zu behandeln fei. — Dieß folgt ſchon aus 
der allgemeinen Grundanficht unfered Gefeped, womit es Diebſtahl und Ber: 
untreuung ald einonder fehr analog behandelt, beide in demfelben Haupt: 
flüde vereinigt normirt, für beide eine gleihförmige Art der Iheilnehs 
mung ($8 185 und 186), eine gemeinfame, aanz befondere Erlöfhungsart 
(88. 187 und 188), gemeinfchaftlihe Beflimmungen binfichtlich ihrer Be— 
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Der 

dritte im $. 186, lit. aenthaltene Ausnahmsfall kann nur mittelbar 
hierher gezogen werden. Das Geſetz bat nemlich die Theilnehbmung 
am Diebſtahle und an der Veruntreuunng nicht als Mitihuld an dem: 
felben Berbrechen, fondern als eine ſelbſtſtändige, ftrafbare Handlung 
erflärt (fich’ oben Seite 235 — 239), dennoch aber auch in Beziehung auf 
diefe Theiinebmung im $. 156, Hit. a ebenfalld ım Allgemeinen 
den obigen Grundfaß zur Anwendung gebracht, daß diefe Theilnehmung 
dann als Verbrechen zu ahnden iſt, wenn dem Theilnehmer befannt ift, 
das die That des unmittelbaren Thäters, in Beziehung auf welce 
fih feine Iheilnehmung außerte, ein Berbrechen ift, jedoch wieder mit 
derfelben Ausnahme, welche fo eben erit unter „zweiten“ von der 
eigentlihen „Iheilnabme” und von der „Mitſchuld“ an Dieb: 
ftahl und PVeruntreuung dargelegt worden ift. Es follen nemlich auch bei 
der „Theilnehmung“ diejenigen Thatumftande, welche den Diebſtahl oder 
die Beruntreuung felbft nur aus der perfönlihen Eigenfchaft des 
(Haupt:) Thäters zum Berbrechen machen ($$. 176 und 181), den Theil: 
nehmern nicht zur Laſt fallen, fo daß z. B. Derjenige, der dad, wie er 
wohl weiß, von einem Dienftboten feinem Dienftherrn geftohlene Gut 
im Werthe von mehr ald Fünf Gulden an fidy bringt, ſich durch diefe 
Theilnehmung vermöge des ausdrüudlihen befhräntenden Zu: 
faßes im $. 186, lit. a („in joferne Diefelbe, d. i. vie den Diebftahl oder 
die Beruntreuung zum Verbrechen qualificirende Art nicht blos in der 
perfönlichen Eigenfchaft des Thäters liegt") keines Verbrechens fchuldig 
macht, obgleich er weiß, daß die (Haupt-) That, d. i. der Diebftahl, in 
Beziehung auf welchen er diefe Theilnehmung begeht, unter Umftänden 
vorgefallen fei, die fie allerdings zum Verbrechen eignen ”). 


gehungsweiſe im Familien-Berbande ($. 189) feflfegt. — Diefer ausdehnenden 
Anwendung des $. 177 per Analogiam auch auf die Veruntreuung ftebt ferner 
nad demjenigen, was jchon oben Seite LOS— 110 ausgeführt wurde, der Art. 
IV des 8. M. PB. keineswegs entgegen, weil ja bierdurh der Auslegung dee 
Geſetzes nur eine aröfere Milde unterftellt wird. — Endlich leuchtet dieſe 
flare Abfiht des Geſetßgebers am entichiedenften aus der Borfchrift 
des 8. 186, lit. a ein, wo der Geſetzgeber, wie oben fogleich bei Ausführung 
ded dritten Ausnahmsfalled dargetban wird, bei dem analoaeftca Falle, 
nemlih bei der „Iheilnebmung“, — diefe Milde nicht bios auf die Theilneh— 
mung am Diebftable Seihränft, fondern ausdrückhich auch auf die Ber: 
untreuung ausbdehrt. 

*) Aus dem Gefichtäpunfte der Geſetzgebung (de lege ferenda) 
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In der obigen Regel liegt aber bereits die Doppelte Beſchränkung, 
daß 


fcheint mir weder der zweite, noch der dritte Ausnahmafall gercchtfertig e 
werden zu fönnen, fo febr die Milde und Humanität gepriefen werden mögen, 
welche biefen zwei Ausnahmen zur Folie liegt. Wer auf was immer für 
eine Weife bei einer firefbaren Handlung mitwirft, von der ibm cinmal bes 
fannt iſt, daß fie unter Umftänden oder von Berfonen begangen wurde, die 
fie zum VBerbreden eignen, wird gerechter Weife ebenfalls eines Ber 
brechens ſchuldig erklärt werden fünnen, weil er ja eben ein Berbrechen 
wiſſentlich beförderte, und die Geſetzgebung dürfte auch aus dem Standpunkte 
der Straf» Klugbeit faum Gründe baben, den perfiden Auftifter oder Ber: 
hehler eines Diebſtahls, welchen 3. B. ein Dienftbote an feinen Dienfigeber 
oder an anderen Hausgenoſſen begebt, milder zu bebandeln, ale den verfühts 
ten Dieb u. ſ. f. Diefe aus der Natur der Sache genommenen Gründe 
konnen auch durd die hohle Phraſe nicht entkräftet werden, daß es unbillig 
fei, einem Diebftabld» Gebilfen oder Theilnehmer einerfeits die perfönlichen 
Berbältniffe des Haupitbäters, fo weit fie die Schuld erfhweren, zur Laft 
zu legen, während eben fulhe fubjective Entfhuldigungd- oder Mil: 
derungé -Umſtände des Hauptthäters dem Theilnehmer nicht zu Gute kom— 
men folien (vgl. die oben ad a folgende Ausführung). — Allein bier handelt 
ed fih zunädhft darum, was mit Recht im dem Gejege feilgefept werden 
dürfe und möge, und nicht um Gefühld- Momente. Daß nun aber die 
Gerechtigkeit die Fellfiellung obiger zwei Folgerungen bedinge, leuchtet 
aus der oben dafür gegebenen Entwidlung ein. — Uebrigens bewährt auch 
die hiſtoriſche Entwicklung diefer zwei Ausnahmsbeſtimmungen unfered 
Geſetes, daß die Geſetzgebung urſprünglich hierzu nicht von höheren Grün— 
den, fondern effenliegend nur von zufälligen Vedenklihkeiten aus dem Wort: 
laute des bereits gegebenen Gefepes geleitet worden fein dürfte. — Es ent 
ftand nemlih urfprünglich über die lit. a des $. 166 ded alten Gejekes, in 
welchem der obige befchränfende Zuſatz noch nicht aufgenommen war, und 
wornad; die Prarid der verjchiebenen Appellationggerichte, und noch mehr 
der Strafgerichte der unterften Inſtanz über den Fall der Frage nah dem 
alten Geſetze eine ſehr verfcdyiedenartige war, der Zweifel, ob die Theil 
nebmung an einem Diebftahl oder an einer Peruntreuung, Wovon dem 
Theilnchmer befaunt war, daß fie nur vermöge der perfünlihen (Eigen 
ſchaft des Thäters cin Verbrechen feien, nad Mafgabe des damaligen 
MWortlautes („IM dem Theilnehmer aus dem Borgange befannt, daß ver 
Diebftabl oder die Veruntreuung auf eine Art, die fie zum Verbrechen eignen, 
begangen worden“) ald Verbrechen geahndet werden dürfe? — Das Juſtiz— 
bofdecret vom 7. December 1841, Nr. 576 der J. ©. ©. (in Maucher's 
älterer Sammlung unter Nr. 466, fammt der Angabe der Veranlaſſung ab- 
gedıudt) entihied in Folge einer U. b. Ermächtigung diefe Frage im Hin- 
blide auf das einmal gegebene Belek derneinend. Diele vernenende 
Entſcheidung lieh fih aber aud dem firengen Wortlaute des pofitiven Geſetzes 
fehr wohl rechtfertigen, da man unter dem Ausdrude: „Vorgang“ doch nur 
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a) dieſe Regel fib nur auf diejenigen Umftände beziehe. welche das 
Dbjective der That betreffen, und daher auf diejenigen Momente nicht 
Anwendung finde, welche bewirken, daß eine Handlung, die an und für 
fih (objectin) ein Verbrechen bilden würde, vermöge individueller 
Zurehnungd-Beriebungen dem Haupttbäter fubjectiv nicht als Ber: 
breden zugerechnet werden dürfe (Entſchuldiguungs-Umſtände) oder welche 
deſſen Handlung blos imdividuelf oder fubjectiv ala minder oder 
höher ftrafbar darjtellen (Milderungs- und Erfchwerungs » Umftände) ; — 
ferner daß 

b) im umgekehrten Kalle unferer Regel diejenigen Umftände, welche 
die That nur vermöge perfönlicher bei dem Anftifter, einem Gehilfen 
oder Theilnehmer eintretender Verhältniffe zum Verbrechen ftempeln, 
oder ım eine andere Art verwandeln oder deſſen Strafbarkeit erſchweren 
würden, in der Regel”) auf die Schuld des unmittelbaren Thäterd 
nicht zurückwirken. 


deu objectiven IThatbeftand, die Art des Begehens und den Berlauf 
der Handlung, d. b. die Umftände der That, unter weldhen der Diebſtahl 
oder die Peruntreuung begangen wurde, nimmermehr aber dic perfönliche 
GFigenfchaft und die fubjectiven Verhältniſſe des Thäters verſteben fonnte, 
und da fofort der ausdehnenden Grflärung dieied Wortes, um nemlich eine 
im Wortlaute ded Geſetzes nicht ausdrücklich ald Verbrechen bezeichnete Hand: 
lung dennoch als folhe bebandeln zu fünnen, der Art. VI der Ginleitung 
des alten (Artikel IV DER. M. PB. des neuen) Geſetzes entgegenſtand. — 
Mußte man mun bermeneutifch richtig aus dem einmal vorhandenen 
Geſetze die obige Frage bei der „Theilnehmung“ negativ entfcheiden, 
fo war es nur confequent, die nämliche Entſcheidung auch binfichtlich 
der damit fo analogen Theilmabme und Mitſchuld an Diebftahl und 
Beruntreunng zu maden, was fpäterbin wirklich durch das über eine 
A. h. E. erfloffene Juftizhofdeeret vom 10. Juli 1843 (in Hye's mehrge: 
nannter Zufammenftellung unter Nr. Al abgedrudt) gefcheben if. — Das 
neue Geſetz, das ja überhaupt an den leitenden Grundfägen des früheren 
Strafgefeged vom 3. Zeptember 1803 feine WUenderung vornehmen wollte, 
bat nun diefe beiden Epecial» Entfcheidungen bereit vorgefunden, und fie 
unverändert aufgenommen. — 

*) Unjer Geſetz bat hiervon eine einzige Ausnabme pofitiv feſtgeſetzt, 
nemlich in den chen erft in anderer Beziehung, nemlich zur Belräftigung 
unferer obigen Regel berufenen $$. 137 und 138. Dadurch nemlih, daß das 
Geſetz bier feftgefert bat, dah die Strafe des höher qualificirten Verwandten: 
und Sattenmordes für alle Mitfchuldigen und Theilnehmer eintrete, wenn 
der Mord an einem Verwandten in aufs oder abfteigender Linie, oder an dem 
Ehegenoſſen eines (alſo was immer für eines) der Mitwirkenden verübt 
oder verſucht worden ift, hat es zugleich erflärt, dah, wenn das auserkorne 
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Die erftere diefer Beſchränkungen 

ad a bat unfer Geſetz feldft in der Zufaß » Beftimmung zum $. 5 
wenigftens in Beziehung auf die Entſchuldigungs-Umſtände pofitiv 
angeordnet, hierbei aber zugleich ſchon auf Die zweite (fo eben unter b 
angedeutete) Beſchränkung Nüdficht genommen, indem es feſtſetzt, daß 
(um fo weniger) diejenigen Entfchuldigungs: Umftände, welche nicht bei 
dem unmittelbaren Thäter, fondern bei einem der übrigen Mitfchuldis 
gen oder Theilncehmer eintreten, und vermöge perfönlicer Verhältniſſe 
für diefen fubjectiv die Strafbarfeit aufheben, auf die anderen 
Mitwirkenden (daher wohl am wenigſten auf den unmittelbaren Thäter) 
ausgedehnt werden dürfen. Wenn alfo z. B. bei einer von Mebreren be: 
gangenen Brandlegung der Hauptthäter oder einer der übrigen Mitfchuls 
digen oder Theilmehmer zur Zeit der That im Zuftande der vollen Be: 
rauſchung ($. 2, lit. e) oder noch nicht 14 Jahre alt ($. 2, lit. d) war, 
fo bewirkt dieß nur, daß die Handlung ihm allein fubjectiv nicht 
als Verbrechen zugerechnet werden darf, allein es hört dadurd die Hand: 
lung nicht auf, objectiv ein Berbrechen zu fein, und eben darıım 
bleiben alle übrigen Mitwirkenden mit voller Gerechtigkeit noch immer 
eined Verbrechens ſchuldig). — Daffelbe muß aber folgerichtig, 


Opfer dieſes Verbrechens ein Adcendent oder Descendent, oder der Gatte auch 
des Anftifter, oder felbft nur eines anderen und noch fo entfernten Mit. 
fhuldigen oder Theilnehmers war, diefe perfönliche Pezichnng einer der 
Mebenperfonen ausnahmeweiſe auch auf den unmittelbaren Thäter (pbofifchen 
Urheber) des Mordes, d. b. auf dic Hauptperfon des Verbrechens zurüds 
wirft, vorauégeſetzt natürlih, daß dieſe perſönliche, höher aualifi« 
cirende Beziehung dem unmittelbaren Thäter nur auch belannt geweſen ift 
(vgl. oben Eeite 153 und 154). 

*) Man fann gegen die obige Entfcheidung der Frage die mehrfach 
gehörte Einwendung nicht erheben: „da, wo feine Haupt: Schuld vor: 
handen, könne doch cuh von feinem Mit. Echyuldigen die Rede fein, da 
ja ber Ieptere ichon begrifflih eine Cohärenz mit einem Haupt» 
Schuldigen vorausfepe”; denn es leuchtet aud dem Obigen ein, daß in 
den vorausgefepten Fällen an und für ſich — allerdings eine Haupt» 
Schuld, ja fogar thatſächlich — objectiv — ein Haupt-Shuldi.» 
ger vorhanden ift, ed muß nur diefe Haupt: Schuld fubjectiv in Beziehung 
auf ihm anders beurtbeilt, und darf ibm nicht ald Verbrechen zugerechnet 
werden. — Dieß war denn auch der Standpunft unferer früheren Geſetz 
gebung: auch fie lieh fih durch die fopbiftiihe Wort» Klügelet der eben 
erwähnten Einwendung nicht irre machen, auf geftellte Anfragen die gleiche 
Enticheidung zu erlaffen. — Es kam zwar in dem Gefege vom 3. Scytem. 
ber 1503 die obige Zufagbeftimmung nicht vor, ed wurde jedoch die erwähnte 
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ja felbftverftandlich, wenn es gleih von dem Geſetze nicht ausdrüd: 
lich beigefügt wird, auch von den Milderungd und Erfhwerungds 
Umftänden behauptet werden, welche nur in der Berfon des Haupt: 
thäters eintreten. Wie follten nemlich z. B. in dem Falle, wenn bei 
einem von mehreren Perfonen begangenen Diebftable der Hauptihäter 
fihb von drüdender Armuth dazu verleiten ließ, ſchwach an Perftand, 
von fehr vernachlaffigter Erziehung, noch nicht 20 Jahre alt war u. dal. 
($. 46); — cder wenn derjelbe etwa individuell eine ganz befondere 
Bosheit fund gegeben, mehrere der Mitwirkenden hierzu erjt verführt 
bet, oder Nädelsführer bei dem gemeinfamen Unternehmen war ($$. 44 
und 45); — — all’ diefe rein fubjectiven Milderungd- und Gr: 
ihwerungs-Umftände, welche nur bewirken, daß dem Hauptihäter indi— 
viduell feine Schuld minder oder mehr flrafwürdig angerechnet wer: 
den kann, welche aber in feiner Weife das Dbjective der That betreffen, 
auf die übrigen Mitwirkenden ausgedehnt werden fünnen? — 

Die zweite der angegebenen Beichränfungen 

adb fließt nothwendig and dem contradictorifhen Gegenſatze desje- 
nigen, was oben (Seite 241 und 242) — bei der Entwiclung unferer Re— 
gel aus der Natur der Sahe — dargelegt worden ift. Der Anftifter, Ges 
hilfe und Theilnehmer wirken zunächſt nicht für ihren, fondern für einen 
fremden (für dedummittelbaren Thätere) Zweck, fie find nur Motoren oder 


Anfrage in vereinzelten Beziehungen erhoben, und in diefen fpeciellen, 
allein in Frage gefieliten Beziehungen durch die Juftigbofderrete vom 11. 
Suni 1813, Nr. 1052 der I. ©. ©. und 20. November 1817, Nr. 1587 der 
I. G. ©. in gleihem Geiſte beantwortet. Day dermalige Geſetz bat nun 
im Zufage zum $. 5 diefe zwei Particular » Beftimmungen zweckmäßig in 
einen allgemeinen Brundfag umgewandelt, und auf alle Arten von der: 
lei fubjectiven Entſchuldigungs-Umſtänden ausgedehnt. — 

Es unterliegt biernah auch feinem Zweifel, daß der zweite in din 
ebenerwähnten zwei Hofdecreten fpeciell bezeichnete Fall nah der allge» 
meinen Vorſchrift der mehrgedachten Zufag -Beſtimmung unfered derma— 
figen $. 5 in gleicher Art entfchieden werden muß, wie in diefen heiben 
Novellen. Wein hiernach z. B. ein Sohn feinen Pater, mit dem er in ge 
meinfhaftliher Houskaltung zufammenlebt, in einem Betrage von mehr denn 
25 Gulden ($. 173) beftiehlt, und fih dabei von fremden Perſonen helfen 
ef, fo kann wohl die That ded Hanpttbäterd diefem jubjectiv (ver 
möge der beftimmten Vorſchrift des $. 189) micht ald Verbrechen zugerechnet 
werden, darum aber bört fie nicht auf, an und für fih (objectiv) eine 
derbreherifhe That zu fein, und fann und muß daber auch als folde 
allen übrigen hierbei Mitwirkenden zugerechnet werden. — 


— — 
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Termente feiner That, umd eben deßhalb fönnen ihre perfönlichen Be: 
ziehbungen nicht auf feine Schuld zurückwirken. Wie tief dieſe, im in- 
nerften Wefen der Sache felbft berubende, Anfiht auch im allgemeinen 
Rechtsbewußtſein wurzle, zeigt jeder einzelne dahin gehörige Fall, bei 
welchem diefes Verhältnig prägnant hberanstritt. — Nehmen wir 3. 2. 
den gerade umgekehrten Kall von einem derjenigen Beifpiele, die oben 
(Seite 242) zur Erklärung der Regel angeführt winden. Wem würde 
hiernach wohl cinfallen, den A, der die Tochter des B gefchändet hat, 
dephalb des Verbrechens der Blutihande ($. 131) und den B der 
Mitfhuld an diefem Verbrechen zu zeiben, weil ihn (A) der B hierzu 
angeftiftet, oder ihm dabei Hilfe geleiftet hat, denn der Umftand, daß 
bier vorausjeßlih der Vater (B) der Gefchändeten als Anftifter oder 
Gehilfe fungirte, bewirft ja noch nicht, daß die Unzucht felbft (i. e. die 
eigentlihe Blutfhande $. 171) zwifchen einem Aecendenten und Des: 
condenten ftatt gefunden habe?! — Daffelbe muß aber aus gleichen 
Gründen confequent auch in minder prägnanten Fällen behauptet werden. 
Wenn der A, der ein Dienftbote des B ift, einen fremden Dritten, 
den wir C nennen wollen, beredet, daß diefer (C) einen Diebftahl etwa 
im Betrage von 10 fl. an dem Bermögen des B ausführe oder ihm dabei 
Hilfe Leiftet, fo Fann diefer Diebftahl weder dem unmittelbaren Diebe C, 
der ja voraugfeßlich felbft nicht im Dienfiverhältniffe zu dem Beftohlenen 
ftand, noch dem Anftifter oder Gehilfen A als Verbredhen ($. 176, lit. b) 
zur Saft gelegt werden, da ja in diefem Kalle der Diebitahl, d. i. die 
That des unmittelbaren Thätere — an und für fih — objectiv — 
noch Fein Berbrehen, fondern nur eine Uebertretung ift, daber 
auch der intellectuelle Urheber und der Gehilfe, die ja immer nur der: 
jelben ftrafbaren Handlung fhuldig find, die der unmittelbare 
Thäter begangen hat (88. 5 und 239), nur wegen einer Ucbertretung 
beftraft werden fann. — In Beziehung auf den einen Theil diefer Ent- 
fheidung, daß nemlich in diefen und ähnlichen Fallen dem unmittel- 
baren Thäter, bei dem nach der Vorausfeßung die erwähnten perfön- 
lihen Beziehungen nicht eintreten, feine verbrecheriſche Schuld zur Laft 
alle, ift ohnehin die Doctrin und Praris allgemein einig *): allein der 


*) Selbſt diejenigen Praktifer, welde bei derlei Entfcheidungen 
nicht nah grundjäglidhen Normen vorzugehen pflegen, fondern jeden ein« 
zelnen Fall, wie er fih eben in feiner concreten Geftaltung darftellt, für fi 
entfcheiden, laffen in den obigen Fällen die bei dem intellectwellen Urheber 
(dem Anftifter), Gebilfen oder Iheilnchmer eintretenden grapirenden per 
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andere Theil der Entfheidung, daß man in den angegebenen allen aud 
3. B. dem Dienftboten, der Den Diebftahl eines anderen Menfihen an 
feinem (des Dienftboten) Dienitgeber angeitiftet, oder dabei als 
Gehilfe mitgewirkt hat, feine verbrecheriſche Schuld zurechnen 
fönne, herrſcht großer Streit und eine ſehr verfihiedenartige Uebung. 
Hierbei foheinen mir aber die Gründe, welche man in diefem Falle für 
die entgegengefegte Anjicht geltend zu machen pflegt, nicht aud- 
zureichen, um die von mir verfochtene (verneinende) Entiherdung 
ala unrichtig darzuftellen. Man kann nemlih in den vorausgefegten 
Fällen nicht behaupten, dap der Diebſtahl ($. 176, lit. b und ec) 
von Seite des unmittelbaren Thäters, der fih den Diebitahl zum 
fubjectio-eigenen Zwede vorgefeßt hatte, an feinem Dienſt— 
geber uf. f. u. ſ. f. gefchehen fei, oder da der Thäter dee 
Diebftahls ($. 176, 3. I und lit. a), d. i. im Segenfaße der übrigen 
Mitfhuldigen und Theilnehmer (ef. $. 177 mit $. 5) doc immer nur 
der unmittelbare Thäter oder eigentliche Dieb die vorausgefeßte 
höher qualifieirende perſönliche Eigenfhaft an fih hatte; denn es hat 
ja in all! diefen Fällen der Dienftbote ſelbſt u. f. f. vorausfeglih uns 
mittelbar nicht geſtohlen, fondern nur zum Diebftable eines 
Anderen (Niht-Dienftboten), d. b. zum fremden Zmwede oder 
Diebftahl mitgewirkt, umd diefer Andere, nicht aber der Thäter, 
hatte jene perfönlihe Eigenfhaft an fih, es kann daher der dabei nur 
ala Mitfchuldiger oder Theilnchmer der Fremden That erfcheinende Dienft- 
bote u. dal. nach dem einmal nicht wegzuraifonnirenden Wortlaute des 
Geſetzes (58. 5, 6 und 211) nur derjenigen ftrafbaren Handlung und 
derjenigen Strafe, weldhe den unmittelbaren Thäter trifft, nimmer: 
mehr aber nach dem unabweisbaren Velo des Art. IV unferes 8. M. P. 
eines Verbrechens fhuldig erklärt werden, da die Mitwirkung zu 
einer bloßen Uebertretung eines Anderen in unferem Gefege ein- 


ſönlichen Beziehungen nicht auf den unmittelbaren Thäter zurückwirken, 
weil fie dafür insbefondere jenes pofitive Argument geltend machen können: 
„Da der Gejengeber diefe Zurückwirkung in den $$. 177 und 186, Hit, a 
fogar von dem unmittelbaren Thäter, der doch immer die Hauptperfjon 
ift, auf die übrigen Mitichuldigen und Iheilmebmer, die man im Sinne des 
8.5 doch nur ala (der Hauptperfon folgende) Neben-Perfonen anfehen 
fann, ausgeſchloſſen babe: jo müffe im Geiſte unſeres Geſetzes doch um fo 
gewiffer die Ausdehnung von derlei die Strafbarfeit erhöhenden perfönlichen 
Umftänden, welde nur bei den Nebenperfonen eintreten, auf den Haupt« 
fyuldigen audgefhloffen werden”. — 
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- mal ausdrüdlidh (expressis verbis) nicht als Verbrechen er- 
Hart ift ). 

Damit dürfen num freilich foldhe Fälle nicht verwechfelt oder ver- 
mengt werden, wo derlei Perſonen bei der von mehreren unmittel- 
baren Thätern vorgenommenen Ausführung eines Diebſtahls ale 
eigentlihe Mitthäter (oder f. g. phyſiſche Mit-Urheber) wirffam 
wären, wo nemlich jeder von den mehreren Mit-Thätern den Diebftahl 
als feinen jubjectiv eigenen Zweck fich vorfekte und vollzog, die er— 
rungene Beute ıumter ihnen ald Gemein-Gut (umd nicht mehr wie in 
den früheren Fällen als dem unmittelbaren oder Hauptthäter alleinig 
zugehörig) getheilt werden foll u. ſ. f. Hier tritt allerdings für jeden 
der Mit» Thäter die ihn berührende Höhere Strafbarkeit ein, eben meil 
er nicht mehr blos accefjorifh nad der Schuld eines Anderen zu beur— 
tbeilen ift, fondern felbft, in eigener PBerfon, als unmittelbarer 
Thäter des Diebſtahls, als eigentliher Dieb erfheint **). 

Mit Feſthaltung unferer obigen, gleichmäßig aus dem Weſen der 
Sache, gleichwie aus dem MWortlaute und dem Geifte unferes pofitiven 
Geſetzes abgeleiteten Regel ſammt ibren beiten Beſchränkun— 
gena und b laffen fich nun alle unter die auf Seite 240 aufgeworfene 


*) Die großere moralifhe Schlechtigkeit von derlei Perfonen, welche 
3. B. ald Anftifter, Gebilfen oder Theilnebmer bei einem an ihren Dienft- 
gebern von dritten Perfonen begangenen Diebftahle mitwirken, mag vielleicht 
de lege ferenda ale ein Grund geltend gemacht werden, um etwa für die 
Zukunft durch ein neues Geſetz zu bejlimmen, daß in ſolchen Fällen ein 
bloßer Mithelfer ftrenger beftraft werden möge, ala felbjt der Haupt: 
fhuldige; allein fie fann und darf nimmermehr der, nad meinem Dafür 
halten ganz zweifellos für die entgegengeſetzte Anficht fprebenden,, lex lata 
einen Abbruch thun, und dieß um fo weniger, als unfer Geſetz hierbei nur 
einem an fich ganz richtigen und gerechten Principe folgt. — 

») Durch eine forgfältige Beachtung der oben bargelegten Berfchieden- 
artigkeit der Fälle der lekterwähnten von der früheren Art dürften wohl 
auch die Bedenken derjenigen, die nach Maßgabe der vorhergehenden Aumer- 
fung fid in Anfehung der früher erörterten Fälle zu größerer Strenge geneigt 
fühlen, meiftentheild berubiget werden, da Dienſtleute und dergleihen Per 
fonen, wenn fie fih ſchon einmal zur Mitwirfung bei einem Diebftahle an 
ihren Dienfigebern entfchließen, fih wohl regelmäßig dabei nicht als bloße 
Mithelfer oder gedungene Theilnchmer an fremdem Werke gebrauchen laffen, 
foudern als unmittelbare Mit» Thäter oder eigentlihe Mit-Diebe dabei 
thätig fein, und die geftoblenen Dinge ald Gemein-Bente aller mitbetheiligten 
Diebe, ale ihre eigene Thot behandeln werden. — 
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allgemeine Frage fallenden (cafuiftifhen) Special» fragen folgerichtig 
leicht beantworten. Die wichtigiten derſelben find folgende: 


1. 


Wenn ſich mehrere Berfonen mit einander nah Art 
einer (juriftifhben) Geſellſchaft vereiniget haben, um ein 
gewiifes Verbrechen als den ihnen Allen gemeinfamen 
und Jedem von ibnen fubjectiv eigenen Zwed,-daber in 
ihrem gegenfeitigen unmittelbar eigenen Jntereffe, und 
niht blos zu fremdem Zwede, mit vereinten Kräften 
auszuführen (Gomplott): fo ift jeder von den Vereinig: 
ten (Gomplottant, oder Socius ex eoimpaclo) dadurd 
allein fbon als intellectueller Mit-Urheber (Mit-An- 
ftifter) dDesjenigen Verbrechens mitfhuldig, welches auch 
nur Giner der Vereinigten als unmittelbarer Thäter in 
Gemäßheit der Berabredung begangen bat). 

Man nennt eine folhe Vereinigung, welche nur auf ein einzelmes 
(beftimmtes) Verbrechen abzielt, wie Ihon angedeutet wurde, ein Com— 
phott (Socielas delinquendi); — und wenn die Vereinigten ihre gegen- 
feitige Zuftherung (der durch die Verabredung vermeintlich gegen einan— 
der begründeten Nechte und Berpflihtungen zur Zubaltung des Wortes) - 
noch überdieß duch einen Eid zu befräftigen fuchen, eine Berfhwöruiug 
(Gonipiration); dann aber, wenn eine derlei Verabredung fih auf eine 
unbeftimmte Menge und Gattung oder doch überhaupt auf mehrere Ver: 
brechen, wenn auch derfelben Art bezieht, Bande oder Rotte. Schon 
ans der Natur einer folhen Verabredung leuchtet ein, daß jeder von den 
Complotteurs das von dem phyſiſchen Thäter in Gemäßheit des Com: 
plottes volljogene Verbrechen will, und in feinem Intereffe bezweckt, 
aber auch Durch die Verabredung, durch das Berfprechen auch feines 
Beiftandes, und durch die bei allen Anderen begründete Erwartung auch 
feiner Mitwirtung — dieſe Alle in ihren Gemüthe zu dem verbrecheris 
fhen Entichluffe erft beftimmt oder doch mindeftens in demfelben er- 
mutbiget, aufmuntert und beftärkt, und ihrem Willen erft jene Feſtigkeit 


— — een 


) Daß Derjenige, der in Gemäßheit eines ſolchen Compltot— 
te& die That unmittelvar ſelbſt auch phyſiſch vollzogen bat, auch außer— 
dem, daß er bereite als Complottant ſich der intellectnellen Mit-Urheberſchaft 
ſchuldig gemacht hat, noch als unmittelbarer Thäter, daher ſchwerer, 
denn alle übrigen Complottanten ſtrafbar ſei, bedarf kaum einer Erwähnung. 
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oder Kühnheit gibt, die dem Vereinzelten in der Regel um fo weniger 
inne wohnt, als felbit nicht felten bei gewilfenhaiten Menſchen die mora— 
lifbe Scheu vor einem Verbrechen durd die Tbeilnabme Mebrerer ver- 
foren geht, bei Verruchten aber fih durch dieſes Bewußtſein der rechts— 
widrige Entſchluß zu immer größerer Intenfität und Nachhaltigkeit 
fteigert. Darum kann ohne Ungerechtigkeit jeder der Verbündeten als 
einer der Mit» Erzeuger des verbrecherifhen Entfchluffes des phyſiſchen 
Thäters, und dieſer als im Auftrage aller Complottanten handelnd erklärt 
werden. — 

Wenn nun auch unſer poſitives Geſetz von dem Complotte insbe: 
ſondere keine Erwähnung gemacht hat, ſo liegt dennoch die obige Ent— 
ſcheidung klar auch im $. 5 ausgeſprochen, da aus dem Geſagten doch 
unwiderleglich hervorgeht, daß jeder der Complottanten unter den klaren 
Wortlaut dieſer Geſetzesſtelle falle, in ſoferne er durch feine (intellee- 
tuelle) Einwirkung auf alle Uebrigen die (von dem phyſiſchen Thäter 
verübte) Uebelthat „(mit:) eingeleitet” oder „vorſätzlich (mit-) veran— 
laſſet,“ oder doch mindeſt ens zu ihrer Ausübung, Vorſchub gegeben“ 
und „zu ihrer ſicheren Vollſtreckung beigetragen hat“, eben deß— 
halb aber deſſelben Verbrechens mitſchuldig erſcheint, das (in Ge— 
mäßbeit dieſer intellectuellen Einwirkung) der unmittelbare Thäter began— 
gen hat. — Folgerichtig hiermit muß daher behauptet werden, daß jeder 
Complottant dann, wenn das verabredete Verbrechen ohne ſein Zuthun 
nicht wirklich ausgeführt wurde, und wenn ſofort „die wechſelſeitige 
Aufforderung und Aneiferung, d. h. ihre intellectuelle Einwirkung auf 
einander ohne Erfolg geblieben it“, nur der verſuchten Mit-Urcheber: 
fchaft des verabredeten Verbrehens jhuldig, und nah $. 9 zu behan— 
deln if. — 

Diefelbe Doppel Entfheidung fann aber von den Mitgliedern 
einer Bande oder Rotte hinſichtlich einzelner von diefem oder jenem 
der Verbündeten (Mottirer) begangenen Verbrechen nur in joferne gefällt 
werden, als ſich in dem einzelnen alle nachweisen läßt, daß das von einem 
oder mehreren Berbündeten begangene Berbrechen auch in conereto in dem 
allgemeinen, ibm fo wie jedem Anderen der Rottirer zu Theil gewor- 
denen Auftrage inenthalten war *). 


) Bergleihe hiermit das oben Seite 144 und 145 über den dolus 
indetermiuatus Gefagte. — 
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2. 


Der vorſtehend (unter 1.) hinſichtlich des Complottes, 
oder der vonden älteren Eriminaliften fogenannten So- 
cietas delinquendi zur Öeltung gebradte Grundfag ift 
aber keineswegs auf die Davon ganz verfhiedene foge- 
nannte Societas delinquens anzumwenden, wenn nemlid 
(fheinbar) von einer zu Recht beftehbenden juriftifhen 
Gefellfhaft (Corporation, Gemeinde) nah Maßgabe 
ihrer Gefellfhafts-Verfaffung ein Verbrechen beſchloſ— 
fen und in Folge diefes Gefellfhafts-Befhluffes aus— 
geführt wird. — 


Diefer Fall tritt ein, wenn z. B. eime gefeßmäßig beftehende 
Gewerbs- oder Handelägefellfchaft einen Beſchluß zur Anwendung von 
betrügerifhen Mitteln in ihren Erwerbs-Geſchäften ($. 197) oder zum 
Gebrauhe von falſchem Maße oder Gewichte ($. 199, lit. e) faffen und 
ausführen würde, oder wenn etwa die rechtmäßig conftituirte Nepräfenta- 
tion einer Gemeinde (Gemeinde-Ausfhuß oder Gemeinde-Ratb) einen ge 
waltjamen Einfall in fremdes unbewegliches Gut ($. 83), oder boshafte 
Beihädigung an fremdem Eigenthum ($. 85), oder einen Diebftahl an 
fremdem Grunde, Walde u. dal. ($. 171) durch Raths-Beſchluß verfügen 
und im Namen der Gefellichaft ausführen laffen würde; oder wenn etwa 
gar eine zu religiöfem Zwecke bejtehende Gefellfchaft, unter gleißneriſchem 
Scheine die ihr vom Staate nur zu heiligen Zweden zugeftandene Ge: 
walt dazu mißbrauchen würde, um ftantsgefährliche Erläſſe auszugeben 
und fundzumachen, oder wenn fie zum Ungeborfam, zur Auflehnung oder 
zum Widerftande gegen Gefeße, Verordnungen, gegen rechtékräftige Er- 
fenntniffe der competenten Gerichte, gegen Verfügungen der Behörden 
auffordern würde u. dal. ($. 67) u. ſ. f. 

Die Wiffenfhaft ift nemlich heut! zu Tage fo ziemlich einig 
darüber, daß eine juriftiiche Gefellfchaft das Subject weder von Ber: 
brechen, noch von Strafe fein kann: denn das Werfen einer juriftifchen 
Geſellſchaft beruht ja in jener Richtung, in foferne fie ald Eine (juris 
ftifhe) Perfon angefehen wird, auf einer blogen Fiction, durch 
welche nemlich der Inbegriff der in der Geſellſchaft vereinigten mehreren 
phnfifhen Perfonen, ihrer Kräfte und Willen zufammen als Eine lein— 
zige) Perfönlihkeit gedacht wird. Diefer Einen Perfönlichkeit 
fommt aber fein reales Dafein zu, und es kann ihr ein eigener 
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Wille nur durch jene Kiction zugerechnet werden, in foferne fie als vertre- 
tender Wille beftimmter einzelner Menfhen in unferer fünftlihen Vorſtel— 
lung angenommen wird, allein auch nur deßhalb, um fie als juriftifche (Eine) 
Berfon, d. h. ala Nechte (Bermögen) babendes und erwerbendes 
Wefen behandeln zu können. — Das Strafrecht aber hat es nie mit 
fingirten Berfonen, jondern mit dem natürlichen Menfchen, mit dem 
denfenden, wollenden und (die Strafe) fühlenden Wefen zu thun. Eine 
juriftifhe Geſellſchaft kann daher, auch abgefehen davon, daß fie ald Ge- 
jellfchaft nur zu dem (erlaubten) Geſellſchafts-Zwecke eriftirt, und daß über 
diefen Zwed hinaus ihr Wirken kein Gefellfhafts-Wirken mehr ift, fhon 
an umd für fi in dem vom Strafgefeße vorausgefegten Sinne, nemlich 
in phyſiſcher Wirklichkeit, ein Verbrechen nie „bedenken und be 
ſchließen“ ($. 1): es kann ihr ala einem phyſiſchen Non-Ens feine 
eigene Thätigkeit beigelegt, daher auch Feine eigene (ftrafbare) Schuld 
beigemeffen werden, und felbft in dem Falle nit, wenn etwa eine 
Gemeinde durch Mißbrauch der Communalrehte ein im Communal- 
Intereffe liegendes Verbrechen befchließt und ausführt. Es ift nie und 
fann nie fein der verbrecherifche Wille der Gemeinde als folder: 
fondern immer nur der Wille derjenigen Gemeinde» oder der fie reprä- 
jentirenden Ausfchuß- Mitglieder, welche durch ihre Theilnahme an der 
Stimmen: Einhelligkeit oder Mehrheit dem verbrecheriſchen Befchluffe zu— 
geftimmt haben. — Ebenfo wenig kann von einer Beftrafung der 
Gemeinde ale folder die Rede fein, da ja diefe® Non-Ens das 
Strafübel nie an fi empfinden könnte, und ſomit das Subject fehlt, 
dem man das Strafübel, z. B. Entziehung der Freiheit, Leibes⸗ oder 
Lebensftrafe zufügen könnte; man kann vielmehr wieder nur die ein- 
zelnen an dem Gefellfhafts » Befchluffe ſchuldtragenden Mitglieder 
ftrafen, und alle jene Verfügungen, die ſich fheinbar als Strafe 
gegen die Gefellfchaft ald Ganzes darftellen, z. B. Geldbupen, die in 
derlei Fallen hie und da der Corporation ale foldyer aufgelegt werden, Ent: 
ziehung oder Beſchränkung gewiffer Gorporationd Rechte, oder gar Auf: 
löfung derfelben reduciren ſich entweder in ihrer Wirklichkeit auf Straf: 
übel, die in leßter Auflöfung doch nur die einzelnen Mitglieder, und 
zwar dann, wenn hierdurch auch die an derlei Geſellſchaftsbeſchlüſſen 
feine Schuld tragenden Mitglieder betroffen werden, diefe fogar unge: 
recht treffen; oder fie find in Wahrheit nichts als (präventive) Polizei- 
Mapregeln des Staates, die demfelben in Beziehung auf alle im Staate 
beftehenden wie immer gearteten Vereine (Affociationen) und Gefellfchaften 
in jedem Augenblide offen ftehen. — 
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Dieß ift denn unverkennbar auch die Anfiht unferes pofitiven 
Strafgefeßes. Nirgends enthält daffelbe die Vorausfegung, daß von 
einer Geſellſchaft als folcher (einer im Sprachgebrauche der öfterreichifchen 
Gefege gewöhnlich per eminentiam fogenannten „moralifchen Perfon“ *) 
eine ftrafbare Handlung begangen werden fünne; nirgends fpricht es von 
Beftrafung einer folhen moralifhen Berfon. Im Gegentheile hat es 
in jener einzigen Stelle, wo zu einer foldhen Verfügung Anlaß war, 
fogar mit ausdrüdlihen Worten erflürt, daß nie eine Gefellfchaft 
als foldhe, fondern immer nur die einzelnen, an einem ftrafbaren 
Borgange, (fheinbar) der ganzen Gefellfhaft, [huldtragenden Mit- 
glieder dafür geftraft werden fönnen, wenn es im vorleßten Abſatze des 
8. 486 erflärtt: „Wenn eine Handlungs: Gefellfhaft in Concurs 
verfällt, fo ift die Strafe (für das — fcheinbar diefer Gefellfchaft zur 
Laft fallende — Bergehen eines ſchuldbaren Herbeiführens diefer Crida) 
gegen alle Mitglieder, welchen das erhobene Verfhulden 
zur Laſt fällt, zu verhängen“.*”) 


*) Vergleiche 3. B. den Tert des 8. 26 des a. b. ©. B. mit deffen 
Randgloſſe. — 

») Die einzige Stelle, in welcher wenigfteng ein früheres öfter 
reihifches Geſetz, wenn gleich nicht expressis verbis, doch der Sache nad eine 
Strafe gegen eine f. g. moralifche Perfon ausſprach, war der $. 45 
bed in Folge U. h. E. vom 30. Jänner 1847 mit Hoffanzleideeret vom 7. 
März 1847 (in der polit. ©. S. Band 75, Seite 41 u. folg.) kundgemachten 
„Polizei-Geſetzes für Eifenbabnen“ wo ed wörtlich hieß: „Im 
Fällen, in welchen eine Unternehmung, die den Eifenbahn-Betrieb aus— 
übt, felbft die ihr als folder obliegenden Berbindlichkeiten zu erfüllen unter 
läßt, hat die Landeäftelle der Provinz, in deren Bereich die Direction 
der Unternehmung ihren Sip bat, gegen die Unternehmung, 
ohne Rüdfiht auf die Beitrafung, welcher einzelne Mitglie— 
der, die Directoren oder andere zur Beforgung der Geſchäfte angeftellte 
Perfonen nah den gegebenen Beflimmungen etwa unterliegen, auf einen 
Grlag zum 2olal-Armenfonde von 100— 2000 Gulden E.M. 
zu erkennen“. — Die Männer der Doctrin und jener Iheil der Prak— 
tifer, welhem die Uebereinſtimmung des pofitiven Geſetzes mit den An— 
forderungen ter Wiffenfchaft nicht gleichgiltig if, machten einflimmig Chorus 
gegen dieſe Geſetzes-Beſtimmung, und es fann daher nur ald cin danfend« 
wertber Kortfchritt unierer neueiten Geſetzgebung anerfannt werben, wenn 
die an die Stelle jenes Gefeges vom Jahre 1847 getretene Eiſenbahn— 
Betriebd-Drdnung vom 16. November 1851 (Mro. 1 des Jahrgangs 1852 des 
R. ©. B.) im $. 85 nur mehr anordnet: „daß die Statihaltereien dad Recht 
haben, über im Gollegialwege gefaßte Beſchlüſſe die Privat-Eifen- 
bapn-Unternebmungen durch Geldbußen von 100 bid 2000 Gulden E-M. 
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Eben diefe in der Natur der Sache — im Wefen des Rechtes — liegende 
Anficht ward aus Anlaß eines einzelnen Kalles, wo e8 fih darum han- 
delte, eine Gemeinde wegen einer von ihr oder eigentlih in ihrem 
Namen und Auftrage begangenen ftrafbaren Handlung zu verurtheilen, 
nicht nur von der (damale noch beftandenen) Generalprocuratur des 
oberften Gerichts- und Caſſationshofes mit den Worten verfodhten: 
„daß eine moralifhe Perfon nicht ala dag Subject einer 
ftrafbaren Uebertretung in Betracht fommen könne, — daß fir 
jtrafbare Handlungen einer ganzen Gemeinde nur die fchuldtragenden 
Repräfentanten derfelben verantwortlicd feien, — daß nur mit diefen ala 
phyſiſchen Perſonen und ald den eigentlichen Angeklagten eine ftraf- 
gerichtliche Verhandlung gepflogen werden könne“ u. ſ. f.; fondern es 
wurde eben diefe Anficht hiernach auch von diefem höchſten Gerichtshofe 
mit einer Entfheidung vom 10. November 1851 *) zu Recht erkannt, 
umd ausgefprochen: „dap eine Gemeinde in ihrer Sefammtheit 
nicht traffällig erkannt werden könne, wenn nicht vorliege 
daß ſämmtliche Mitglieder der Gemeinde, oder mit ihrem Wiffen und 
Willen ihre gehörig bevollmächtigten Repräfentanten auf die ftrafbare 
Handlung und in welhem Make Einfluß genommen haben” **) u. 1. f. 


3. 


Dem Anftifter (intellectuellen Urheber ‘**) ift jeder 
von dem phyfifhen (unmittelbaren) Thäter als Mittel 


oder durch fonftige gefeglihe Mittel anzuhalten, die denfelben in Betreff 
auf Sicherheit und Ordnung obliegenden Berbindlidhkeiten inner 
halb eines anzuberaumenden Zermines zu erfüllen“. — Daburd haben 
alfo diefe f. g. Geldbußen aufgehört, eine eigentliche Strafe zu fein, 
und haben die Natur eines bloßen Zwangémittelé zur Erfüllung einer 
Verbindlichkeit angenommen. — 

*) Sich’ diefelbe fammt Entfheidungdgründen und der flattgefundenen 
GSaffationdhofs-Berbandlung in Nr. 282 der öflerreihifhen Gerichtszei— 
tung vom 28. November 1851. 

“) Allein aud im lepteren Falle fann mach der obigen Ausführung, 
und wohl auch im Geifte dec Entiheidungs-Gründe chen dieſes Gaffationc- 
bofd-Erkenntniffes nicht die Gemeinde als folche, fondern fünnen immer 
nur die Schuldtragenden einzelnen Mitglieder derfelben als firaffällig 
erfannt werden. — 

+) Was oben und in den folgenden Erörterungen von dem Anftifter 
gefagt wird, gilt mutatis mulandis aubh vom Gehilfen und Theiluehmer, 
daber der Bereinfahung willen in dieſen folgenden Ausführungen zunächft 
nur vom Anftifter gefprocen wird. 
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sur Ausführung des bezwedten Berbrechens begangene 
Thatumftand, gleihwie jede aus derfelben entftandene 
unvermeidlihe Folge als vorſätzliche Schuld zuzured: 
nen, in foferne ibm nur befannt war, daß diejer That: 
umftand als Mittel oder diefe Kolge mit der von ihm 
aufgetragenen Handlung im notbwendigen, oder au 
nur gewöhnlichen, oder felbft nur leichten Zufammen: 
bange geftanden war, und diefelben von ibm nit ine: 
befondere aus feinem Auftrage ausgefhieden worden 
find. — 

Diefer Sab ergibt fih, unter Bermittlung derjenigen Beſtimmun— 
gen, die oben (Seite 144— 149) über den unbeftimmten und indirecten 
Borfag dargelegt wurden, als ein unmittelbare Gorollar aus unferer 
obigen Hegel, weil in dem vorausgeſetzten Falle doch Flar vorliegt, daß 
der Auftifter au die von dem Thäter begangene, wenn gleich ſchwerer 
qualificirte, That gewußt, gewollt und zu ihr mitgewirkt habe. — Wenn 
z. B. der A den B anftiftet, aus dem Haufe des C irgend eine Sache, 
3. B. ein Gemälde zu ftehlen, während er weiß, daß diefes Haus fortan 
jorgfältig verfchloffen it, fo ift der A allerdings des Diebſtahls an ver: 
iperrtem Gute (mit Einbruch) jhuldig, fobald der B diefen Diebftahl 
wirklih mit Einbruch vollzogen hat ($. 174, lit. d); — oder wenn der 
A dem B den allgemeinen Auftrag gibt, die Eifenbahn zu zerflören, um 
die Abfahrt oder das Weiterfommen eines beftimmten Zuges zu hindern, 
fo haftet er allerdings auch für jene größeren Gefahren für Leben, körper 
liche Sicherheit von Menſchen, Eigenthum u. f. f., welche aus der, von 
dem phyſiſchen Thäter auftraggemäß vollzogenen boshaften Beſchädigung 
der Eifenbahn noch hervorgegangen find ($$. 85 und 86) u. f. f. — 

Dem Anftifter (intellectwellen Ucheber) wird daher in diefen Fällen 
felbft dann, wenn er zunächft und indbefondere nur eine geringere 
ftrafbare Handlung aufgetragen hat, mit Recht aud die von dem phyſi— 
ſchen Thäter begangene ſchwerer qualificirte ftrafbare Handlung zur vor: 
faglihen Schuld angerechnet, wenn diefe gleich z. B. ein anderes Ber: 
brechen bildet, wenn diefelbe erweislih nur als ein Mittel zum Zwecke, 
oder ala eine Folge in dem angegebenen Sinne, daher als in dem Auf⸗ 
trage inenthalten, oder mit anderen Worten als ein in der 
allgemein aufgetragenen Handlung miteingeſchloſſener 
Beſtandtheil, als eine Fortſezung, Ausführung oder 
als eine Unterart derfelben erfhienen if. — Wenn z. B. 
der A dem B aufträgt, dem C ein Rörperliches Leid zuzufügen, z. B. ihn 
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tüchtig durchzuprügeln, und dieſer hat in Vollziehung des Auftrages dem 
C eine ſchwere körperliche Beihädigung zugefügt, oder gar getödtet, 
fo ift der A allerdings des Verbrechens der Förperlichen Beſchädigung 
($. 152) und im zweiten Falle des Todtjchlages ($. 140) fhuldig, 
weil von unferem Gefege zu beiden Verbrechen nur die ganz allgemeine 
Abſicht, körperlich (leicht oder fchwer) zu verlegen, nothwendig ift, und 
die daraus entftandene ſchwerere Folge ſelbſt Demjenigen zugerechnet 
wird, der auch nur eine leichte Verlegung zufügen wollte”). — Ebenfo 
_ wird der A, wenn er dem B aufträgt, dem C eine gewiffe Sache um jeden 
Preis zu nehmen, ohne Ungerechtigkeit nicht etwa blos eines Diebftahls 
($. 171), jondern auch des Raubes ($. 190) oder des gewaltfamen Ein- 
falles in fremdes, unbewegliches Gut ($. 83) fhuldig werden, wenn der 
phyſiſche Thäter B zur Vollziehung jenes Auftrages eines diefer Ver— 
brechen ala Mittel wählte. — 

Aus diefer Auseinanderſetzung ergibt fih zugleih ſchon im logi— 
- fhen Gegenfage a contrario and nahfolgende Behauptung: 


4. 


Dem Anftifter (intellectuellen Urheber) dürfen die— 
jenigen von dem phyfifhen (unmittelbaren) Thäter voll: 
zogenen, das Verbrechen irgendwie ftrafbarer qualifici: 
venden Umftände wenigftens nicht als vorfäglide Schuld 
zugerehnet werden, deren Zufammerbang mit der auf: 
getragenen Handlung dem Anftifter, in der (ad 3) erwähn— 
ten Weife nicht befannt war, oder die von ihm aus— 
drüudlih aus feinem Auftrage ausgefhieden worden find. 


So wird z. B. in dem vorletzt angeführten Beifpiele der A kei: 
neswegs der intellectuellen Ucheberfchaft des Mordes ($. 134) ſchuldig 
geziehen werden können, wenn gleich etwa der B den von A erhaltenen 
Auftrag, den C tüchtig durchzuprügeln, bei ſich felbft bie zu dem Bor: 
faße, den C zu tödten, gefteigert hatte, weil ja vorausfeglih diefe 
Abſicht (zu tödten) in feiner Weife in dem Willen und dem Auftrage des 
A involvirt war; — fo wird auch in dem legten gewählten Beifpiele 
der A nur ded Diebftahls, keineswegs aber der beiden andern genann- 
ten jchweren Berbrechen fhuldig werden, wenn diefelben auch von dem B 


) Dergl. biemit die oben auf Seite 155—157 unter litt. aa und bb 
enthaltenen Ausführungen. — 
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zur Ausführung des ihm gewordenen Auftrages unternommen wurden, 
fobald der A ausdrüdlich beifügt, daß B die Sadhe dem C ohne alle Ge 
waltthat abnehmen foll; — folgerichtig hiermit wird ferner (um ind- 
befondere auch eines Falles von Hilfeleiftung und Theilnahme zu erwäh: 
nen) der A, der dem B feine Hilfe zufichert, um in dem Haufe des C zu 
fteblen, indem er inzwifchen außer dem Haufe auf der Lauer ftehen, 
und herbeitommende Perfonen abhalten oder ihr Nahen verkünden wolle, 
oder fi mit ihm vorläufig über die ihm nach vollbradhter That zu lei— 
ftende Hilfe einverfteht, auch nur des Diebftabl 8 ſchuldig werden, wenn 
gleih der B im Innern des Haufes inzwifchen einen Raub vornimmt, 


EEE 
5. 


Dem Unftifter (intellectuwellen Urheber) kann die 
von dem pbyfifhen (unmittelbaren) Thäter begangene 
That wenigftend nicht mehr als vorfäßlide Schuld, da— 
ber niht mehr als Verbrechen zugerehnet werden, wenn 
er noch vor dem Beginune der aufgetragenen That feinen 
Auftrag ausdrüdlih oder durch concludente Thatfahen 
widerrufen bat, oder wenn fonft, durch Verlauf der Beit, 
oder Durd Veränderung der Umftände Gründe eingetreten 
find, aus welchen der unmittelbare (phyſiſche) Thäter 
das Aufbören der Kortdauer des Willens und Auftra- 
ges Des Anftifters zu dem (früher von ihm aufgetrage: 
nen) Berbrehen annehmen mußte”). 


Iſt in all’ diefen Fällen der unmittelbare Thäter felbft ebenfalls 
von der Pegehung des Verbrechens abgeftanden, oder die Setzung der That 
überhaupt unterblieben, fo könnte auf Seite des Anftifter& ohnehin nur von 


*) Diefelbe Behauptung muß folgerichtig auh von jedem Mitglied 
eines Gomplottes gemacht werben, welches dad obige Benchmen rechtzeitig 
äußert, d. h. noch vor allem Beginne der gemeinfam befchloffenen That bei 
den übrigen Gomplottanten feinen Entſchluß und fein Berfprechen zur Mit: 
wirkung wiberruft, oder dad Unternehmen felbft zu vereiteln bemüht ift, von wel« 
chem daher allen Uebrigen noch rechtzeitig apparttirt, daß fein Intereffe an der 
Begehung diefed Verbrechens erlofhen it: denn da jedes Mitglied eines Com— 
plottes fih in Beziehung auf dad gemeinfam beſchloſſene Verbrechen nur ale 
ein intellectuelleer Mit-Urbeber darftellt (vgl. bier vome auf Seite 255 
und 256 die Grörterung unter Zahl 1), fo muß von ihm all’ dasjenige gels 
ten, was von dem intellectuellen Urbeber überhaupt gilt. — 
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einem Verſuche der intellectuellen Urheberſchaft ($. 9) die Rede fein; 
diefer Verſuch aber würde nach $. 8 eben dadurch wieder ftraflos geworden 
fein, daß der Schuldige, nemlich auch der An ftifter vonder Bollbringung 
desfelben (d. i. von der Ausführung des von ihm beabfichtigten Ver— 
brechens, d. i. von der durch die intellectuelle Einwirkung auf den Anderen 
verſuchten Einleitung oder vorfäglihen Veranlaffung der That) aus eigener 
Reue abgegangen iſt'). Man könnte unter diefer Borausfegung den Anftifter 
auch ſchon nad den Wortlaute des 8. feines Verbrechens mehr zeihen, weil er 
in Gemäßheit desselben immer nur des ſelben Verbrechens fhuldig erklärt 
werden könnte, das der unmittelbare Thäter begangen hat, von 
diefem felbft aber bei obiger Vorausfegung fein Verbrechen began- 
gen worden ift. — Wenn aber auch der unmittelbare Thäter in all’ die- 
fen Fällen dennoch die That (das früher von dem Anftifter aufgetragene 
Verbrechen) phufifch geſetzt und fogar vollbracht hat, fo kann derfelbe doch 
nicht mehr ala in Gemäßheit des Willens des (urfprüng- 
lihen) Anftifters vorgebend, erkannt werden. Man kann von 
dem leßteren nicht mehr fagen, daß Er die That vorfäglich eingeleitet 
oder vorfäglich veranlaßt habe: er fällt daher nicht mehr unter den $. 5, 
und eben fo wenig unter den $. 1, d. h. er kann nicht mehr ala 
Berbrecher behandelt werden, da ohne (böfen) Vorſatz fein Verbrechen 
denkbar ift. (Bergl. oben Seite 155.) Wenn fih alfo auch der phyſiſche 
Thäter auf den urfprünglihen Auftrag des Anftifters berufen, und fogar 
erweifen follte, daß er felbft nur durch diefen zu dem verbredherifchen 
Entfhluffe und zur phyfifhen Seßung der That veranlaßt, oder dadurch 
erft mit den Mitteln oder der Gelegenheit, diefes Verbrechen zu begehen, 
befannt gemacht worden fei; jo mag died dem urfprünglichen Anftifter 
vielleicht als Fahrläſſigkeit (Culpa) und als irgend ein anderweitiges Ver: 
gehen oder als eine Uebertretung zur Laſt fallen, wovon noch insbefon- 
dere bei den $$. 238, 335, 431 u. m. a. die Rede fein wird, nimmer: 
mehr aber ald culpofe Urheberfchaft eines Verbrechens, da nach dem 
Geſagten eine ſolche unferem Geſetze fremd ift. 

Wenn hiernach z. B. der A den Banditen B zur Ausführung eines 
Mordes an dem C gedungen bat, aber früher noch, als der B zu dem 
verruchten Unternehmen gefchritten ift, demſelben erklärt, dag ihn fein Auftrag 
reue, oder wenn er ihn davon abmahnt oder an der Ausführung hindert 
oder doch zu verhindern fucht, oder wenn er rechtzeitig das projectirte 


— — — — 


*) Vergl. unten bei der Erläuterung des 8. 8 die Entwicklung des II. 
weientlihen Momentes eines ftrafbaren Verſuches. — 
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Berbrechen auch nur der Obrigkeit anzeigt, um fie zur Verhinderung des— 
felben zu veranlaffen, fo kann er (A) nicht mehr als (dolofer) Urbeber 
des von dem B etwa dennoch ausgeführten Mordes erfannt werden. 
Eben fo wenig ift in dem alle, wenn der A mehrere Räuber zur Aus: 
führung eines Raubes an dem C, jedoch ausdrücklich nur für einen beſtimm— 
ten Zeitpunct, wenn diefer z. B. eine gewiſſe Gegend ald Reifender, vor: 
angfeglih viel Geld bei fich führend, paffiren wird, gedungen hätte, die: 
jer Raubanfall von ihnen aber damals nicht, wohl aber fpäter ein- 
mal, bei ganz anderem Anlaſſe ausgeführt worden wäre; — oder wenn 
er mehrere Tangenichtfe zur Erregung eines Aufftandes (Tumultes) oder 
einer Brandlegung oder fonftigen Bejhädigung an fremdem Eigenthum 
jedoch nuran einem beftimmten Tage, ineiner gewiffen Nacht geworben 
hätte, diefe aber ihr frevelnd Unternehmen zu der verabredeten Zeit ver- 
faumt hätten — der A für die von den gedungenen Söldlingen erft 
nach Ablauf der eigens beftimmten Zeit begangenen Verbrechen dolos ver: 
antwortlih. — Allein auch dann, wenn ein folder Zeitpunct nicht ind- 
befondere feftgefeßt wurde, fann durch den Ablaufder Zeit in Verbin: 
dung mit einer eingetretenen Veränderung andermeitiger Umftinde der 
urfprüngliche Auftrag als thatſächlich entfallen, und die troß die- 
ſes Wegfallens von dem phyſiſchen Thäter, angeblid durch den früheren 
Auftrag indueirte That nicht mehr dem urfprünglichen Thäter zugerechnet 
werden. Wer würde z. B. dem A, der von fatanifcher Eiferfucht 
oder von Rache über verfchmähte Liebe oder über einen empfangenen Korb 
gegen eine Krauensperfon (B) getrieben, dem C den Auftrag gegeben, die: 
jer Frauensperſon (B) ein großes Körperleid zugufügen, fie z. B. zu blen— 
den oder fonft körperlich zu entftellen, auch dann noch diewon dem C vollzogene 
Ausführung diefes Verbrechens zur beabfihtigten Schuld zuzurechnen 
wagen, wenn dem ſanberen Söldling nach einiger Zeit, aber noch vor dem 
Beginne feiner verruchten That, bekannt geworden ift, daß der A ins 
zwifchen von der B erhört worden, und nunmehr al8 überfeliger Berlobter 
oder Bräutigam in fühen Hoffnungen ſchwelge, oder mit ihr bereits in 
glüdliher Ehe lebe? u. dal. 


Hieraus ergibt fih aber fhon wieder a contrario folgende Entfchei: 
dung als weitere Folgerung von felbft: 


6. 


Wenn in allen fo eben (unter 5) erwähnten Fallen 
der Anftifter mit feinem Widerrufe zu fpät gefommen 
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ift*) oder dem phyſiſchen Thäter diejenigen Umftände, 
welche das Intereffe des urfprünglihen Anftifterd an 
der Begehung des Verbrechens aufhören madhten, nit 
rehtzeitig befaunt geworden find, fo haftet er nod im— 
mer als (dolofer) Urheber der von dem unmittelbaren 
Thäter wirklich vollzogenen That. 

Man kann nämlich dann noch immer mit Recht behaupten, daß der 
phyſiſche Thäter wenigftens in feiner Voransfekung noch immer nad 
dem Willen des urfprünglichen Anftifters gehandelt babe, dag die That 
durch dieſen eingeleitet, ıumd vorfäglih veranlaßt erfcheine, daß 
mit einem Worte das Verbrechen ohne die urfprüngliche vorfäßliche Ein- 
wirfung des Anftifters unter den vorhandenen Umftinden nicht zu Stande 
gefommen wäre. 


T. 


Wenn der Anftifter durch feine intellectuelle Ein- 
wirkung auf den Willen eines Anderen diejen zur Un: 
ternebmung des Verbrechens nicht zu beftinmen ver- 
mochte; — oder der legtere hierzu anfänglich zwar be— 
wogen wurde, die Ausführung zufidherte, aber fpäter 
von derfelben wieder abgeftanden ift; — oder wenn ders 
jelbe zu dieſen Berbrehen vor dem Beginie der intellecs 


*) Hiervon bildet nur der Fall eine [heinbare Ausnahme, wenn der 
A bem B die Ausführung eines Verbrechens mit Feſtſetzung einer genau 
beflimmten Zeit aufgetragen bat, diefer aber den Anftrag noch vor dem 
Eintritte des beflimmten Zeitpunftes vollzieht, der A aber, ohne dieß zu 
wiffen, daher erweislih noch immer in der Vorausfepung, daß die That 
noch nicht gefchehen fei, feinen Auftrag zurüdnimmt, und mit diefem Wider: 
rufe zwar binfichtlich der Vereitlung der That felbft zu ſpät kommt, aber 
ihn noch vor dem Eintritte des für fie beflimmt gewefenen Zeitpunftes ge 
macht bat. — In dieſem Falle wird wohl aud der A nicht ald (dolofer) 
Urheber der von dem B gejepten That ſchuldig gefprochen werden könuen, weil 
unter den concreten Umſtänden nicht mehr behauptet werden kann, daß bie 
hat ded B von dem A vorfäglich eingeleitet worden fei, denn bieje 
erweislih vor dem beflimmten Zeitpunfte unternommene, alfo verfrübte 
hat wollte jader A nicht, und dieſe That hat ja Er, wenigſtens vor— 
ſätzlich keineswegs veranlaft. — Eben darum bildet aber diefer Fall 
nur ſcheinbar eine Ausnahme von der obigen Behauptung, da man nad 
den concreten Umftänden des Falles eigentlih nicht fagen fann, daf bier 
der A— in Beziehung auf den von ibm genebenen Auftrag und den von 
ihm feftgefeßten, voraugfeglid fpäteren Zeitpunft — mit feinem Widerrufe 
zu ſpät gefommen jei. — 
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tuellen Einwirkung des Anſtifters auf ihn bereits im 
eigenen Gemüthe zu eben diefem Verbrehen entfchloffen 
war, fo kann zwar der Anftifter niht ale fhuldig der 
Bollbringung des von ihm beabfihtigten Verbrechens, 
wohl aber nody immer des ftrafbaren Verfuhes der in- 
tellecetuellen Urbeberfchaft desfelben bezeihnet werden. 


Daß der Anftifter in allen diefen Fallen nicht des vollbradten 
Verbrechens ſchuldig fein könne, ergibt fich zweifellos aus der Natur der 
Sache und dem Wortlaute des $. 5, da ja vorausfeglich in den zwei 
erfteren diefer drei Falle die phyſiſche Uebelthat felbit, das Verbrechen 
gar nicht begangen worden ift, und weil daher von Niemandem 
behauptet werden kann, daß durch ihn ein Berbrechen überhaupt eingeleitet 
oder wirflih veranlaßt worden ſei; im dritten alle aber wenig: 
ftend von dem in Frage ftehenden Anftifter nicht behauptet werden kann, 
daß dieſes Verbrehen von ihm eingeieitet worden fei, Da es ja unter 
den gegebenen Umftänden auch ohne feine Einwirkung geſchehen fein 
würde, er daher nicht mehr als wirklicher lrheber angefehen werden 
fönne. Daß aber in all’ Diefen drei Fällen der Anftifter noch immer des 
ftrafbaren Berfuches des von ihm beabfichtigten Verbrechens ſchuldig fei, 
ift von unferem nunmehrigen Gefege Bar im $. 9 ausgeſprochen 
worden. 


8. 


Wenn in Folge der imtellectuellen Urheberfhaft 
des A von dem B als phyfifhen Thäter ein Verbreden 
wirtlih begangen wurde, ſpäterhin aber die Berjäb- 
rung desfelben zur Sprade fommt, fo tritt diefelbe 
für den Anftifter A nicht fhon in dem Augenblide, wo 
die Verjährung binfihtlih feiner intellectuellen Ur: 
hbeberfhaft vollendet wäre, fondern felbft für ihn erft 
dann ein, wenn fie auch bereits für die phyſiſche That 
des B vollendet ift. 


Es hätte z.B. der A am 1. Jänner 1853 den B angeftiftet, daß 
er (B) aus Herger oder Rache über die Erwerböverfürzung, welche ihm 
etwa durch die in einer gewiffen Gegend vorgenommene Errichtung des 
Staats» Telegraphen zugegangen ift, eine boshafte Befhädigung oder 
Störung an diefem vornehmen foll ($. 89). Der B findet aber hierzu erft 
am 1. März 1853 eine paffende Gelegenheit, ohne daß in der Zwifchenzeit 
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(zwifchen 1. Jänner und 1. März) irgend Etwas über den Gegenftand 
zwifchen A und B verkehrt worden wäre. Das Verbrechen bleibe nun lange 
Zeit unentdeckt, und es würde z. B. erft am 1. Februar 1858 eine der im 
$. 227 erwähnten jtrafrichterlihen Amtshandlungen gegen A und B ein: 
geleitet, d. h. zu einer Zeit, wo allerdings ſchon rückſichtlich der für ſich 
iſolirt in Betracht gezogenen Thätigkeit des A, keineswegs aber rück— 
fihtlih der Ihat des B die gefegliche Berjährungszeit von 5 Jahren 
($. 228 lit. b.) abgelaufen wäre. Gefegt nun, es würden auch alle übris 
gen Bedingungen der Erlöfhung eines Verbrechens durch Verjährung bei 
dem A eintreffen ($. 229), jo könnte ihm diefelbe dennoch nicht zu 
Statten fommen: — denn die von dem Anftifter vwerübte intellectwelle 
Einwirkung darf ja nie für ſich ifolirt, fondern muß immer in 
Verbindung mit der vermöge feiner Einwirkung und Einleitung geſetz— 
ten phyſiſchen That des unmittelbaren Thäters in Betracht gezogen wer: 
den: es ift daher die von dem B vorausfeglih erft am 1. März 1853 
begangene That noch immer als die von dem A eingeleitete That anzuſe— 
ben: der A erfcheint daher allerdings au noh am 1. März 1853 ale 
im Stadio des Mitbegehens des Verbrechens begriffen, da fein Wille 
und feine intellectuelle Wirkfamkeit au an dieſem (fpäteren) Tage fort: 
dDanert oder eigentlich erft ihre Kraft bethätiget. Es muß daher nicht blos 
von dem phyſiſchen Thäter B, fondern auch von dem Anftifter A behaup— 
tet werden, daß die Verjährung „von dem Zeitpuncte des von ihm (theile 
ihen am I. Jänner, theil® erft am 1. März) begangenen Berbre- 
chens“ ($. 227), ebenfalls erft vom 1. März an zu laufen beginne. 
Dagegen muß a contrario wieder bemerkt werden: 


9 


Dadurch, daß die That des phyſiſchen Thäters durch 
Verjährung erloſchen iſt, wird nicht auch ſchon der An— 
ſtifter (intellectuelle Urheber) dieſes Verbrechens ftraflog, 
wenn bei ihm nicht auch individuell alle Bedingungen 
der Berjährung eintreffen. 


Hier treten nämlich genau alle jene Beziehungen ein, welche oben 
(Seite 250 und 251) bei der erſten Beſchränkung (ad a) unſerer leiten— 
den Regel auseinandergefegt worden find. Durch die Verjährung hört 
nämlich die That eigentlih niht an und für fih auf, ein Berbre- 
hen objectiv zu fein, fondern fie bewirkt nur, daß „(gegen den Thä— 
ter fubjectiv) weder Unterfuchung noch Strafe Statt finden kann 
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($ 230),” oder mit anderen Worten, daß ihm individuell die ob- 
jectio nod immer ein Verbrechen bildende That nicht mehr ala ſolcheé 
zugerechnet werden kann. Daher darf denn auch diefer rein ſubjec— 
tive Entſchuldigungs-Umſtand auf die übrigen Mitſchuldigen 
und Theilnehmer nicht ausgedehnt, ſondern es müſſen die perſönlichen 
Verjährungs-Bedingungen auch rückſichtlich jedes der Mitwirkenden für 
ſich insbeſondere und individuell ins Auge gefaßt werden. — 
Wenn alfo z. B. in dem unter Zahl S geſetzten Beifpiele die ftrafgericht- 
liche Unterfuhung erft mach dem I. März 1858 eingeleitet, fih aber 
nunmehr zeigen würde, daß die (phyſiſche) That bereits durch Verjährung 
erlofhen, und daß bei dem B auch alle übrigen (perfönlichen) Bedingun— 
gen der Berjährung eintreffen, fo würde dennoch dem Anftifter A die 
Berjährung feines Verbrechens nicht zu Statten fommen, wenn etwa 
die eine oder andere der im $. 229 vorgefchriebenen Berjührungs-Bedin« 
gungen bei ihm perfönlicd fehlen würden, wenn er fih z. B. inner 
halb der Verjährungszeit aus dem Kaiſerthum Deiterreich geflüchtet haben 


würde*). 


) Wenn ih mir am Schluffe der Grörterungen über unfere inhalt 
jchweren $$. 5 und 6 einen legislativen Vorſchlag erlaube, wie nach mei» 
nem Erachten ein neues Gefep binfichtlich der vorftehenden Ausführungen 
lauten follte, fo ging ich dabei von dreierlei Vorausſetzungen aus. — Es 
fhiene mir nemlich zweckmäßig, daß 

I. Dagjenige, was unfer Gefeg bei dem Diebftable, der Veruntreu— 
ung und dem Raube ($$. 185, 186, 196 und 464) als eine ſelbſtſtändige 
firafbare Handlung „der Theilnehmung“, fo wie ferner all’ Dasjenige, was 
es im XXVI. Hauptftüde des 1. Theile (88. 211-221 und im 8. 307 eben⸗ 
falls ala eine eigene flrafbare Handlung (Verbrechen oder lMebertretung) 
der ſ. g. Vorſchubleiſtung auffaßt, von diefer (fünftlihen) Selbſtſtändig— 
feit gänzlich entkleidet, und auf das, was dieſe Handlungen ihrer Natur 
nah find, nemlih auf Mitwirkungsarten bei anderen flrafbaren 
Handlungen zurüdgeführt, und Sofort mit dem Inhalte der 88. 5 und 6 ver- 
ſchmolzen werden möchte; daß ferner 

2. die Ihätigfeit jede diefer mitwirkfenden, mit einem befonderen, 
und jcharfbeftimmten Namen bezeichnet, daß aber dann dieſe Ausdrüfe auch 
firenge durch's ganze Geſetz bindurh beibehalten, und nie mit ein— 
ander vermengt werden ſollen (vergleiche oben auf Scite 141 die Anmer 
fung **) und Seite 231 die Anmerkung *); — und daß endlich 

3, nebit den Begriffsbefiimmungen und allgemeinften Grundfägen 
nur Diejenigen Special-Beitimmungen in's Geſetz aufzunehmen wären, welche 
zur Befeitigung von Zweifeln unabweislih nothwendig find, fo daß 
alles unnöthige Eremplifiiciren und Specificiten im Geſetze vermieden und 
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— der Doctrin überlaffen werden wolle (vergl. Seite 24 — 26 und die An- 
merkung **) auf Seite 164 u. fgg.). 

Hiernah würde ih an die Stelle der fchon oben bezogenen achtzehn 
Paragraphen ($$. 5, 6, 185, 186, 196, 211—221, 307 und 464) etwa fol« 
genden Geſetz » Entwurf in nur ſieben Paragraphen in Borichlag bringen : 


$. a. 
Als Mitfchuldige des Verbrechens find anzufehen: 
&) Der Haupt a) der Hauptthäter, welcher dasſelbe als eigene Handlung unmittelbar 
thäter. begangen hat; . 
P) Der Anfifter. R) der Nnftifter, welcher durch Einwirkung auf den Willen eines An- 
deren deſſen Entſchluß zur ftrafbaren Handlung beftimmt bat; 
7) Der Gehitfe. 7) der Gehilfe, weldher zur Berübung des von einem Anderen ald eigene 


Handlung begangenen Verbrehend auf was immer für eine Weiſe mitgewirkt, 
oder diefelbe wie immer erleichtert oder befördert, oder den Entſchluß eines 
Anderen zur Begehung desjelben beftärft hat; 


3) Der Theil» 8) der Theilnchmer, welcher in Folge vorausgegangenen Einverftänd- 
nehmer. niffes, und 
€) ra €) der Begünftiger, welcher ohne ein foldhes Einverſtändniß einem Mit: 


Thuldigen eined Verbrechens in Beziehung auf dasfelbe erft nah deſſen Ver— 
Übung was immer für eine Hilfe geleiftet, oder aus demfelben Bortbeil ge« 
zogen bat; oder welcher ein Verbrechen, oder deffen unmittelbare Folgen leicht 
und ohne ſich oder einen nahen Angehörigen ($. c) einer unmittelbaren Ge 
fahr an Perfon, Freiheit oder Vermögen auszuſetzen, bindern konnte, und es 
mit oder ohne Einverſtändniß mit dem Mitfchuldigen abfihtlih unterlieh. 


8. b. 


— Ach Die Strafbarkeit fo wie die Art eines Verbrechens ift für die verſchie— 

Verbrechens für denen Mitjchuldigen desjelben ($- a) zunächſt nad der Handlung des Saupt- 

ee thäters ($. a lit. «), jedod in der Art zu beurtheilen, daß den übrigen Mit 

desfelben. ſchuldigen eine Mitfhuld nur an den ihnen bekannt gewefenen Theilen der 
ftrafbaren Handlung des Hauptthäterd zugerechnet werden fann. 


8. c. 


Insbefondert. Diejenigen Umftände, welche die Strafbarfeit der Handlung nur ver- 
ih HE möge der perfönlichen Beziehungen was immer für eines der Mitſchuldigen 


ſchuldigungs · und in oder erhöhen, ſu > ur . 
ne ei bedingen oder erhöhen, find aud den übrigen Mitfchuldigen zuzurechnen, in 


Umitände. ſoferne ihnen diefelben bei Verübung ihrer Handlung befannt waren. 


8. d. 
bb) im Bezug anf Dagegen find Entſchuldigungs- und Milderungs = Umftände, welche die 


die weriönli — ee sr . A 
——— Strafbarkeit eines Verbrechens für einen der Mitſchuldigen nur vermöge def 


fen perfönlichen Beziehungen aufheben oder mindern, auf die übrigen Mit- 


der Mitſchuldigen. ſchuldigen nicht auszudehnen. 
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Dem Anftifter fo wie dem Gebilfen und Theiluchmer eines Berbredens a he Bons May 


($.alitt. A, 3, 3) find im diefen Eigenſchaften auch alle von ihnen nicht aus- Schuld des An— 
drüclich ausgenommenen Thatumftände und Folgen zuzurechnen, welche mag im, Mitert, Bebiien 
mer für einer der Mitjhuldigen in Bollziehung der befchloffenen Handlung her, und Begünftigere, 
beigeführt hat, infofern fie mit derfelben in einem natürlichen Zufammenbange 

geftanden waren ($. 1). — Dem Begünftiger einer firafbaren Handluug ift 

diefelbe nach den nämlichen Boraudfegungen nur mit den ibm zur Zeit feiner 

Beiheiligung daran bekannt gewefenen Umfländen zuzurechnen. — Wenn jedod) 

die Begünftigung nur zum perfönlihen Schuge eines Mitfchuldigen, um ihn 

der Beftrafung zu entzieben, flaltgefunden bat, oder wenn die Verhinderung 

eined Verbredhend oder Bergebens nur durch Anzeige an eine Obrigkeit ge 

ſchehen konnte, fo find des Beginfligten Berwandte in auf und abfleigender 

Linie, Gefhwifter, Gefhmwifterfinder oder noh nähere Seitenverwandte, Che 

gatten, Berlobte, Berfhmwägerte in erſtem und zweitem Grade, Wahl- und Zich- 

Eltern und derlei Kinder, Vormünder, Mündel, und im Berbältniffe der 

bäuslihen Schugbefohlenheit zu einander ſtehende Perfonen wegen einer fol: 

hen Begünftigung allein gar feiner Strafe zu unterziehen. 


m; 


Wenn fi mehrere Perfonen zur gemeinfchaftlihen Verübung eines kl Bl 
Verbrechens nah Art einer Gefellfhaft mit einander verbunden haben, fo iſt Verbindung 
jeder der Verbündeten, aufier der von ihm hierbei noch indbefondere began- (Herriett. 
genen ftrafbaren Handlung, ſchon wegen diefer Verabredung allein, als Wit- 
anftifter aller in Gemäßheit derfelben von einem der übrigen Mitverbündeten 


verübten firafbaren Handlungen anzufeben. 


$. 8. 
Eben dieje Beftimmung gilt aud in Betreff aller zu einer Bande oder SP) Bei eher 
Notte vereinigten Perfonen, welche fih die gemeinfchaftliche Verübung von Rotte. 
mehreren im Ginzelnen noch unbeſtimmten Arten von Verbrehen und Ber 
geben zum Ziele gefept haben, infofern die von einem Berbündeten begangene 
Handlung fi als in der Sefammt-NRerabredung enthalten darjtellt. 


8. 7. 
Wurde ein Verbrechen durch den Inhalt einer Druck- ?eiondere &e. 


ftimmungen über 


fhrift begangen, fo find der Verfafler, der Ueberſetzer, der Aurehnın 
Herausgeber, der Berleger oder WBertriebsbeforger, Bud: — 
händler, Drucker, bei periodiſchen Druckſchriften auch der 
verantwortliche Redacteur, wie überhaupt alle Perſonen, die 

bei der Drucklegung oder Verbreitung der ſtrafbaren Druck— 

ſchrift mitgewirkt haben, desſelben Verbrechens ſchuldig, 

wenn die allgemeinen Beſtimmungen der 88. 1, 5, 6, 8, 9, 

10 und 11 auf ſie in Anwendung kommen. 
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($. 12 des prov. Preßgeiehes vom [3. Märg 1549, Rr. 161 ER. G. 2.) 


Für jede Drudisrift it aunähit in Bezichung anf Strafe, Entihädigung und Gerichts, 
foiten der Verfaſſer werantwortlid, wenn Die Herausgabe mit deſſen Wiſſen und Millen, mit 
oder ohue Augabe feines Namens ftatt gefunden bat. 

Nebit dem Berfaffer jind in der nachſtehenden Meibenfolge verant- 
wertiid: 

1. der Herausgeber, 

2, der Berleger oder Belrieböbelorger, 

3. der Druder, d. i. Geſchäftoleiter Der Druderei, und 

t. der Berbreiter. 


(8. 43 ebenda.) 


Kür den Inbait periodiſcher Drudichriften haften mit Dem Berfaffer jeder veraniwort- 
lidyer Redacteur ſolidariſch, im foferne mit von ihm nachgewieſen wird, dab die Aufnahme 
eines Ärafbaren Inhalt wider feinen ausdrücklichen Wilen oder obne ſein Wiſſen und ®er- 
ſchulden geſchah. Nach dieſen treten die übrigen in F. 42 genannten Berfonen inder da 
feibft beſtimmten Reibenfolge in die Haftumg ein, 


($. 44 ebenda) 


Menn jedoch erwieſen wird, daß eine Perſon den Inhalt einer Dradihrift als ſtrafbar 
erfennen mußte, und dennod auf was immer für eine Meife bei der Drudiegung oder Ber- 
breitung derſelben mitgewirkt bat, jo iſt dieſe Mitwirfung mad Den allgemeinen Etrafgeiegen 
über Die Mitſchuld und Theilnabme au beuribeilen und nah Maßgabe des gegenwärtigen Bas 
wantea au beitrafen. 


Der Inhalt der vorftehenden Gefegesjtelle ift eine ſich von felbft 
ergebende Folgerung aus dem von umferem Gefeße im Artikel II des 
KM. P. verfügte Unterftellung auch aller durch die (Druder-) Preſſe ger 
ſchehenden ftrafbaren Handlungen unter das gemeine Strafrecht (vgl. oben 
Seite 11—13 u. Seite 86— 89). Hierdurch ward nemlich ſchon die weitere 
Beſtimmung felbjtverftandlih, daß im Allgemeinen auch die gefeß- 
lihen Normen über die Zurehnung auf die duch Druckſchriften be- 
gangenen Handlumgen wenigftens in foferne in Anwendung kommen 
müffen, als es fih darum handelt, eine in der Abfaffung oder Verbreitung 
einer Druckſchrift fträflihen Inhalts liegende ftrafbare Handlung Jeman— 
dem als eine vorfäßliche zu imputiren. 

Die mehrejten der neueren europäischen fogenannten Preß-Geſetze, 
und nit ihnen wenigiteng zum Theile auch das obige bis zum 1. Sep: 
tember 1852 in den meiften Rändern unferes Reiches beftandene öfterrei» 
hifche Preßgefeg vom 13. März 1849, fammt feinen unmittelbaren Bor: 
läufern ), hatten — bei der den Strafbeftimmungen über die Preffe 


*) Auch die öflerreihifche fogenannte Preß-Repreſſiv-Geſetzgebung, 
obgleich fie erft jeit vier Jahren datirt, hat bereits ihre eigene verhängnißvolle 
Geſchichte, und zählt in diefem furzen Zeitabfchuitte außer mannigfachen Particus 
lar-Berordnungen jchen vier fpftematifche Preß-Geſetze. — Die bis zum Jahre 
1848 in unferem Paterlande beftandene Präventiv-Legidlation gegen bie 
(Drudere) Preſſe oder f. g. Cenſur ward faltifh ſchon durd die befannte 
a. h. Gntichliefung vom 14. März 1848 (in Heyßlet's Sammlung der feit 
13. März 1848 im Juftizfahe erfhienenen Gefepe und Verordnungen, I. Heft 
Seite 1, Nr. 1) außer Geltung gefekt, wodurh nämlib „Se. Majeftät die 
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überhaupt gegebenen Sonderftellung — auch binfihtlih der Zureſch— 
nung ganz eigenthümliche, mehrfah von der Natur der Sade ab: 


— 


Aufbebung der Cenſur und die alsbaldige Veröffentlichung eines Preßgeſetzes 
zu beſchließen geruhten“. Dieſe Auſhebung fand ihre Beſtätigung durch das 
a. h. Patent vom 15. März 1848 (a. a. D. Seite 5, Nr. 5), in den Wor— 
ten des Monarhen: „Die Preffreibeit ift durch meine Erklärung der Auf: 
bebung der Genfur in derfelben Weife gewährt, wie in allen Staaten, we fie 
beftebt. *— Durch Erlaß des Miniftere ded Innern vom 31. März 1348 (a. 
a. D. Seite 61, Nr. 20) warb in Folge einer a. b. E. vom 29. März dos 
erjte proviforiiche Preßgeſetz, nämlih „eine proviforifche Derordnung gegen 
die Hebertretung der Preßgefege, deren Beltrafung und das Berfabren biebei” 
ſowohl durch abgefonderten gedrudten Erlaß, ald auch durch Einſchaltung in 
das Amtsblatt der Wiener Zeitung von 1. April kundgemacht und dieſe Ber 
ordnung wurde fpäterbin durch einen Erlaß des Yuflizminifterd vom 6. April 
1848 (a. a. D. Seite 78, Nr. 36) an ſämmtliche Appellationdpräfidien er 
läutert: allein faftifch wurde dieje proviforifhe Prefverordnung nah bes 
fannten ſchmachvollen Vorgängen am 1. April 1848, — ſchon an chen diefem 
Zuge wieder zurüdgezogen, und war fofort gar nie in Wirkſamkeit getreten. 
— Die Terfaffungd-Urfunde vom 25. April 1848, (a. a. D. Seite 154, Nr. 43), 
hatte im 8. 19 ein Prefgefeg erft für den nächſten Neichätag in Audfiht ges 
ftellt, da fie erflärt hatte: „Die Freiheit der Nede und Preffe ift nah voi- 
fomntener Auflaffung der Genfur durch die Verfaffungdurfunde gefihert. Die 
Beitrafung der Mifbraude wird durch ein von dem erften Reichdtage zu er» 
laſſendes Geſetz geregelt werden.“ — Die fluchbeladenen Greigniffe des 15. 
Mai 1848 hatten aber die eben bezogene Verfaſſungs-Urkunde annullirt, und 
in Verbindung mit der Abreife des fchwerbedrängten Monarchen aus feiner 
Reſidenz am 17. Mai, — des andern Tagesé, neben andern Notbwehr-Mafregeln 
iur Bewältigung der Anarchie, auch die Notbwendigfeit eined proviforifchen 
Prefgefepes dringlichſt berausgeftellt. Zo wurde denn am 18. Mai 1848 dad 
zweite proviforiiche Preßgeſetz, nämlich zwei proviforifche Verordnungen dee 
Minifterratbd „gegen den Mißbrauch der Preffe“ und „über dad PBerfahren 
in Preßfahen“ fundgemadt. Dieje beiden Berordnungen (a. a. D. Seite 
194 und 198, Nr. 66 und 67) in Berbindang mit einem fpätern Erlaffe dee 
Miniftere des Innern vom 20. December 1848 (Reichdgefepblatt, Ergänzungs— 
band, ©. 44, Nr. 42), wodurdh „eine proviforifhe Berfügung bezüglich des 
Anſchlagens, Auétheilens, Ausrufens, Verkaufend und Haufirens mit Plafaten 
und Flugſchriften“ verfügt wurde, waren bis zum Erfceinen des obigen pros 
viforifchen Preßgeſetzes die Normen für die freigegebene Preffe. — Dad gleich— 
zeitig mit der Reichöverfeffung verfündete Patent vom 4. März 1849 „über 
die gemwährleifteten politifhen Rechte” hatte im $. 5 die Aufbebung der Een» 
fur newrlih in den Worten audgejprohen: „Jedermann hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Drud oder bildlihe Darftellung feine Meinung frei zu äußern. 
Gegen den Mißbrauch der Preffe wird ein Repreſſiv-Geſetz erlaffen.” — Hier- 
nah ward das dritte Prefgefeb, nämlich das obige vom 13. März 1849 
Sve, Gommentar. 18 
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weichende Grundfäge zur Geltung gebracht, und hierbei theils zu viel, 
theils zu wenig gefordert und fanctionixt. Es verftößt nemlich einer— 
feitö gegen die Gerechtigkeit, dem Druder und Verleger, und 
bei periodifchen Druckſchriften auch nod dem Redacteur, ſei es nun 
folidarifch mit dem Verfaſſer, oder auch nur fubfidiär, in fo: 
ferne man nemlich dem Verfaſſer felbft nicht beizufommen vermag, ſchlecht— 
weg diefelbe Schuld und Strafe für den ftrafbaren Inhalt einer Drud- 
fchrift beizumeffen, wie dem Verfaſſer: denn der Ichtere weiß ja und will 
den Inhalt der von ihm verfaßten, umd vorausfegliay zus Verbreitung 
durch die Drucker-Preſſe beftimmten Schrift, d. h. er handelt ipso facto 
mit (böfem) Vorfak (dolose), während den übrigen genannten Perſonen 
möglicher Weiſe nur Vernachläſſigung der pflichtmäßigen Aufmerk— 
ſamkeit und Sorgfalt (Culpa) zur Laſt fällt, und ſie den Inhalt der durch 
fie verbreiteten Druckſchrift entweder nicht Fannten, oder nicht verftanden, 
d. h. in dem einen und anderen Falle nicht gewollt hatten, und eben deß— 
halb niht als vorſätzlich handelnd, daher auch nicht aufglei- 
her Stufe der Schuld und Strafbarfeit mit dem Berfaffer angejehen 
werden können. — Wie foll man gerechter Weife z. B. den Druder 
Geſchäftsleiter der Drucderei), Verſchleißer oder Redacteur einer Drud. 
ſchrift in welcher der Verfaſſer auf fehr perfide Weife Aufforderungen zu 
bochverrätherifhen Unternehmungen gemacht bat, des Doch ganz vorzuge« 
weife einen (böfen) Vorſatz voraugfegenden Verbrechens des Hochver— 
rathes fchuldig erklären und ihn zu ſchwerer Kerkerftrafe von 2 bie zu 
10 Jahren ($. 23 des früheren Preßgefepes vom 13. März 1849), 
oder etwa gar zur Todesftrafe ($. 22 ebendefjelben, vgl. mit $$. 52 
und 53 des I, Thls. des St. G. B. vom 3. September 1803) verur- 
theilen können, wenn er 3. B. nicht die mindefte Kenntuig von dem 
Inhalte hatte, fondern ihm nur die (wenn auch culpos noch fo 


(Nr. 161 des R. ©. D.), gleichzeitig mit einem mweitern „proviforifchen Ge— 
fege ber dad Berfabren in Prefübertretungsfällen vom 14. März 1849- 
(Nr. 162 des R. G. 2.) kundgemacht. Das leptere (hinſichtlich des Ber- 
fabrens) trat bereits durch den Art. Il. des Einführungs-Geſetzes zur pro— 
viſoriſchen Strafprocefordnung vom 17. Jänner 1850 (Nr. 25 des R. G. 9.) 
wenigſtens in jenen Kronläudern, für welche eben dieſe Strafproceßordnung 
in Geltung kam, außer Wirkſamkeit, wähtend das genannte materielle 
Preßgeſetz vom 13. März 1849 bis zu der am 1. September 1852 eintreten— 
den ee ded allgemeinen Etrafgefeged und der neuen Prefordnung 
vom 27. Mai 1852 — dem vierten der vaterländi — i 
Geſetzesktaft blieb, DEN = 
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ſträfliche) Nahläffigkeit zur Laft fällt, daß er fih um den Inhalt der in 
feiner Druckerei gedrudten, oder von ihm zum Verfchleige übernemmenen, 
oder in fein Journal aufgenommenen Schrift nicht weiter befümmerte?! 
— Es ift daher ein höchſt dankenswerther Kortfhritt im Intereffe 
der Gerechtigkeit, Jah unfer dermaliges Gefeß die eben erwähnte 
überfhwänglihe und natürlibe Sapung der bisherigen Preßgeſetze, 
und namentlih auch der oben aufgeführten 88. 42 und 43 des Pre» 
gefehes vom 13. März 1849 aufgegeben, und bereits in unferem vor- 
ftehenden $. 7 feftgefebt hat, daß die genannten, fo wie überhaupt alle 
Verſonen, welche bei der Drudlegung oder Verbreitung einer ftrafbaren 
Druckſchrift mitgewirkt haben, des durch den Inhalt einer Drudichrift 
zunächfi vom Berfaffer begangenen Verbrechens nur dann mitfhuldig 
werden, wenn vorerft auf fie der $. 1 Anwendung findet, d. h. wenn 


ihnen erweislich wirkliches Wiffen und Wollen (der Verbreitung) des 


fttafbaren Iuhalts der Drudfihrift, oder mit Einem Worte (böfer) Vor— 
ſatz (Dolus) zur Laft fällt, und wenn zugleih ihre Mitwirkung zur 
Verbreitung diefer Druckſchrift objectiv fo befhaffen war, daß fie fi 
nah Vorſchrift der 88. 5, 6 oder 8, 11 *) ala eine wirflih ver- 


*) Man bat dem obigen 8. 7 bereit# den Vorwurf gemacht, daß in 
demfelben das Gitat des $. 11 in foferne unlogifh fei, ale dort von der 
Anwendbarkeit des 8. 11 zur Erkennung ber Strafbarfeit einer Handlung 
die Rede jei, während der &. 11 eine rein negative Beflimmung enthalte, 
indem hier nur audgefprocen werde, in wie ferne dad Strafgefeg auf gewiſſe 
Voraudfegungen, nemiih auf die fogenannten blos inneren Handlungen (actus 
interni — Gedanken oder Borhaben) nicht anwendbar fei, daber man logifch 
nicht von Anwendung diefes $. 11 auf Äußere Handlungen reden könne. 
— Allein diefe fchale und ebenfo fopbiftifche, ald höchſt unpraftifche Einwen— 
dung ift an fi gang unrihtig, und entipringt aus jener einfeitigen und eben 
darum faljhen Auffaffung des $. 11, ald ob nemlich in demfelben wirklich 


nur eine negative Beltimmung enthalten wäre. Wir werden und bei der 
Erläuterung desfelben (ſiehe diefelbe unten) Überzeugen, daß in diefem $ (a 


eontrario feines ansdrüdlichen Inhaltes) allerdings auch eine pofitive, und 


zwar die fehr wichtige Beftimmung eingefchloffen liege: „daß zu jedem Ver⸗ 


brehen eine äußere und an fich oder objectiv böfe Handlung erfor— 
derlih fei.” — Darum mußte alfo (logiſch-nothwendig) aud ber 
8. 11 im $. 7 berufen werden, und biefed Gitat bet biernach den ganz 
einfahen und natürlihen Sinn: „daß auch die Mitwirlung bei der Drud- 
legung oder Berbreitung einer ftrafbaren Drudihrift nur in joferne 
als ein Verbrehen beftraft werden fünne, aid fich diefelbe nicht etwa 
auf einen bloßen Borfag, 3. B. auf ein bloßes Verſprechen befchräuft 
bat, fondern bereits in einer äußeren (an fih) böfen Handlung bethäti— 
get hatte,” — 


18* 
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brecheriſche Thätigkeit darftellt. — Ift dieß aber nicht der Fall, fo 
kann den genannten Perjonen nur eine ſträfliche Kahrläffigkeit 
(Culpa), nemlih „die Bernahläffigung pflichtmäßiger Auf: 
merffamfeit und Obſorge“ zur Laft fallen, welche unfere der- 
malige Geſetzgebung mit richtiger Auffaffung der hier eintretenden 
Zurechnungs-Momente, auch wirklich in den $$. 34 — 40 der gleichzeitig 
erlaffenen Preß-Ordnung als folche zur Strafe zieht. 


And’rerfeits aber hatten die bisherigen Preßgeſetze binfichtlich der 
Feftftellung der Strafbarkeit der bei Drudlegung oder Verbreitung mit: 
wirfenden Perfonen ohne allen innern Grund der ftrafenden Gerechtigkeit 
eine Breſche geichoffen, wenn fie feitfegten, daß die Schuld und Straf: 
barkeit diefer Perjonen nur „nah einer gewiffen Reihenfolge“ 
und daher ſtellvertretungéweiſe (fubfidiär), nemlih nur in der 
Art eintreten, daß die Verantwortlichkeit jeder in diefer Reihenfolge 
fpäter ftehenden Perfon erft dann eintrete, wenn man den vor ihr 
ftehenden Perlonen aus mas immer für einem Grunde nicht beizufommen 
vermag *). — Diefe hätſchelnde Milde des bisherigen Preßgefeges läß 


*) Ohne alle Beichränfung ift diefer dem früheren franzöfifhen und 
den neueren deutfhen Preßgeſetzen nacgebild:te Grundfag in unferem 
erften Prefigefege (vom 31. März 1848) 88. 28, 29 und 30 zur Geltung 
nebradyt worden; in dem zweiten (vom 18. Mai 154%) war die Sade zwei— 
felbaft, da der nemliche Grundfag zwar in den Vorderſätzen dee 8. 20 worts 
ar ausgeiprochen war, dann aber mit dem, wenigftens in Beziehung auf 
Berbrehben ibn fcheinbar wieder ummerfenden, und darum jeden— 
falls unklaren Zufage ſchloß: „Iſt jedoch duch Mißbrauch der Prefje 
ein Verbrechen verübt worden, fo gelten die allgemeinen Grund: 
füge in Betreff der Beftrafung der Mitfhuldigen“. — An den oben im 
Terte aufgeführten 88. 42 — 43 des biöher geltenden dritten Preß— 
geſeßes vom 13, März 1849 wurde endlich der obige Grundfag (freilich nicht 
ſeht worticharf) durch dem wiederholten Zufaß: „in nachſtehender Reiben: 
folge“ audgedrüdt, übrigens in dem dieſen Geſetz⸗-Entwurf zur U. b. Sanctien 
einbegleitenden (auch durch alle Zeitungen, und durch befondere ämtliche Ab» 
drüde verlautbarten) Bortrage des Minifterratbed vom 12. März 1849 (am 
Ende) expressis verbis andgefprohen, daß man durch jene Glaufel nur die 
erwähnte fubjidiäre Haftung der nahfolgenden Perfonen ausſprechen 
wollte. Dennoch hatte diefed dritte Prefgefeg (vom 13. März 1849) fchon 
in doppelter Beziehung einen Schritt vorwärts gemacht, um die Rüd- 
febr zu den allgemeinen Zurechnungd» Grundfägen auch rüdfichtlich der 
Miwirker zur Drudlegung und Berbreitung einer verbrecheriihen Drudicrift 
anzubabnen Es bat nemiih (im $. 42) mwenigftend noch den Herausgeber 
nebft, daber jedenfalld zugleich mit dem Perfaffer (und nicht blos jubfidiär 
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ſich in feiner Weife rechtfertigen. Die ftrafende Gerechtigkeit des Staates 
bat nicht deßhalb zu firafen, Damit nur überhaupt geftraft werde, 


bei des Lepteren Wegfall) haften laffen, während felbft noch dad Geſetz vom 
18. Mai 1848 (im $. 20) und ebenjo jenes vom 31. Mär; 1548 ($- 28) 
den Heraudgeber nur fteilvertretungdmweife, nemlih dann erft haften 
läßt, wenn er feinen fchuldtragenden Verfaffer nambaft macht, ja dad Geſetz 
vom 18. Mai 1848 (im vorlegten Abſatze des $. 20) fogar den verantiwort- 
liben (!) Redakteur einer periodifhen Drudichrift nur fubfidiär, nemlid 
erit beim Hinmwegfallen eines verantwortlichen Verfaſſers, ftrafbar erklärt. — 
Eine zweite Annäherung an die allgemeinen Jmputationg « Grundfüße 
hatte das Gefek vom 13. März 1849 dadurch ausgefprochen, daß es im $. 44 
wenigftend diejenigen bei der Drudlegung oder Verbreitung einer ſtrafbaren 
Drudirift mitwirtenden Perfonen jedenfalls (nicht blos jubiidiär) für 
ftrafbar nad dem allgemeinen Strafgefere erklärte, von melden er 
wiefen wird, daß fie den Inhalt diefer Druckſchriſt ald jirafbar erkennen 
mußten — — 

Wie mißlich es Übrigens um die innere Begründung diefes ganzen, 
von unferer dermaligen Gtrafgejeßgebung aufgegebenen Principes der jo: 
genannten fubfidiären Haftung ausfehe, möge auch daraus erhellen, daß 
der fhon erwähnte Motiven-Bortrag des Minifterrathes zum Preßgeſetze vom 
13. März 1849 (a. a. D.) dieſe fubjidiäre Haftung als einc keineswegs auf 
einer Anforderung der Gerechtigkeit berubende Ausnahme von den allge 
meinen Zurehnungs =» Örundfägen erklärt, und für deren Motivirung nichts 
Anderes, als die Berufung auf die Autorität audwärtiger Geſetze 
geltend zu machen wußte. Es heißt dafelbft wörtlih: „Der f. g. Minifter- 
rath lieh fih bei den $$. 42 — 44 von der in mehreren europäifben 
Preßgeſetzen vorberrfhenden gelinden Anficht leiten, wornad von 
den allgemeinen ftrafrehtlihen Grundfägen über die Zurchnung von Mit« 
ſchuld und Theilnabme für Uebertretungen dur die Preffe aus Billig» 
feitd-Rüdfihten Ausnabmen gemaht werden. Man läßt bei diefen 
regelmäßig micht alle jene Perfonen zugleich und folidarifch in die Verant— 
wortlichfeit eintreten, welchen nah den im Strafrechte über Aofichtlichkeit und 
Saprläffigkeit unbeftritten angenommenen Örnndjägen ein Verſchulden zur Laſt 
fällt u. few.“ — — Diefe „gelinde Anfiht” und „Billigfeite- 
Rückſichten“ in den europäifchen Preßgeſetzen laffen ih, abgefehen von 
zufälligen politischen Gonjuncturen binfichtlich der Preffe, nur dadurch erflären, 
daß man einerfeitd nemlich in der erften, oben im Texte bervorgebobenen Bezies 
bung binfichtlich der ftrafgefeglichen Haftung für den Inhalt von Drudichriften zu 
fireng war, indem man ſchlechtweg Jeden, der nur überhaupt verantwortlich 
war, ipso facto auch für den ganzen Umfang der durch den Inbalt begrün« 
beten vorſätzlichen Schuld einfteben machte, und daß man daber entgegen 
auf einer anderen Seite wieder eine billige Nahfiht in Beziehung auf den 
Eintritt diefer Strafbarkeit überhaupt (gleihfam zur Compenfation!) ſtipu— 
lirte. — Man kehre mit dem dermaligen öflerreihifchen Geſetze in der 
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fondern fie darf nur da ftrafen, wo objectiv eine ftrafbare Handlung 
vorliegt, aber zugleih auch eine fubjective Schuld vorhanden ift, 
dann aber foll fie, ja muß fie auch flrafen, wenn anders durch fie 
die rechtlihe Ordnung im Staate aufrecht erhalten werden foll (Bergl. 
oben Seite 45 — 50). Sie darf fih daher nicht damit begnügen, 
daß wegen einer vorgefallenen ftrafbaren Handlung nur überhaupt 
Jemand, fei ed wer immer, fo etwa auch ein Stellvertreter des Schul- 
digen, oder ein Prügelfnabe (Souflre-douleur), oder daß bei mehreren 
Mitfhuldigen nur Einer derfelben beitraft werde, fondern fie bat alle 
Schuldigen zur verdienten Strafe zu ziehen, und dieß um fo mehr, weil 
diefe gerechte Vollziehung der jedem der Mitfchuldigen an fih ges 
bührenden Strafe auch dringend durh die Geſetzgebungs-Klugheit 
geboten ift, um jene gewiß auch das allgemeine Volksgefühl empörenden 
Skandale zu befeitigen, zu welchen nad befannten Erfahrungen gerade 
die bisherigen Preßgeſetze fo vielfachen Anlaß boten. Man fhob bei 
Prepproceffen, wenn es fih um Beftrafung wegen irgend eines ftrafbaren 
Artikeld handelte, nah dem obigen fubfidiären Straf: Spfteme als 
Verfaffer oder (nominellen) Redacteur gar häufig irgend einen, wie alle 
Welt wußte, an der Sache felbft unfchuldigen Strohmann, mit dem man 
fih abgefunden hatte, als Sündenbod vor , Urtheil und Strafe wurden 
gegen diefen gefällt und vollzogen, und der wahre Schuldige, der mit 
perfider Hinterlift aus fiherem Verſtecke den ftrafbaren Angriff eigentlich 
begangen, over für deffen gehörige Verbreitung gewirkt hatte, — blieb 
ftrafloe. — 


Es ift darum auch in diefer zweiten Beziehung ebenfalls im 
Intereffe der Wahrheit und Gerechtigkeit als eine wirkliche 
Berbefferung zu begrüßen, daß unfer dermaliges Gefeß im vorftehen- 
den $. 7 das eben gefchilderte Strafenfyitem nad) jubfidiärer Reihenfolge, 
und die dadurch dargebotenen Gelegenheiten zur Elidirung des Geſetzes 
fo wie zur Verhöhnung der frafenden Gerechtigkeit verlaffen hat, und 
auch in Beziehung auf die durch die Drucker-Preſſe vor ſich gehenden 
ftrafbaren Handlungen zu den Grundfäßen der allgemeinen Zurechnung 
zurückgekehrt ift. 


erfieren Beziehung zu den natürlihen Grundfägen, nemlid zur flrengen 
Feſthaltung des Unterſchiedes zwiſchen dolofer und culpofer Schuld zurüd, 
und man wird dann auc in der zweiten Bezichung — gleichwie eben- 
falld unfer dermaliged Geſetz — jene verfünftelte Gompenfation nicht mehr 
brauchen! — — 
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Mit Fefthaltung diefer, offenliegend unferem dermaligen Gefeke 
zur Kolie dienenden, Motive ift der Sinn des $. 7 ganz flar. Dad 
Geſetz bedient fih auch hier der in ihm vorberrfchenden Methode, daß 
e3 die verfügte Anordnung vorerft mit einigen Beifpielen, oder eigent- 
lih durch Aufzählung der gewöhnlichften und wichtigiten Arten der 
jenigen Perfonen erfärt, welche e8 dann mit einer allgemeinen oder 
grundfäglihen Eynofur umfaßt. Im diefer allgemeinen Vorſchrift, 
welche wohl den eigentlihen Nerv diefer gefeglihen Anordnung ent— 
halt, wird feftgefegt: 

„Daß überhaupt alle Perfonen, die bei der Drucklegung 


ſd. i bei der auf mehaniihem oder chemiſchem Wege vor fih gehenden Vervielfältigung von 
Gryeugniffen des Geifted und der bildenden Kunft — Art. II. des A. M %) vder Ber: 
breitung (d. i. Mittbeilung am Andere auf eine folhe Art, welche von dem Geſetze, 
nemlich im $. 24 der Preßorduung nur überbaupt als eine ftrafbare Berbreitung erflärt if) 
der ftrafbaren Drudfchrift catio von folder Strafbarfeit, wie fie in diefem $., nem 


lich im Gingange deifelben vorandgeiegt wird, das will fagen, einer nad ibrem Inbalte, 
und nicht etwa blod wegen Nichtbeachtung der in den $$. 2—-23 der Preßordnung bezeichneten 


äußeren Momente Arafdaren Drudihrift) mitgewirkt haben, deifelben Verbrechens 
ſchuldig (welches durd den Inhaltder Drudſchrift ſelbſt, d. i. wie ſich aus den $$. 10 und 11 von 
felbft ergibt, dur die mitteilt Drud an Andere geihebende Mitsbeilung einer ftrafbaren 
Gedunfen-Aeuperung begangen worden ift) find, wenn die allgemeinen Beſtimmungen der 
88. 1,5, 6,8, 9, 10 und 11 auf jie in Anwendung fommen“ (v. b. atfo, wenn 
dieſen Perſonen nah Maßgabe des 8. 1 der auf den flrafbaren Inhalt der Drudichrift gerichtete 
(Höfe) Borfag, nemlih das Erfennen, Wien und Wollen dieſes Inhalts und der ftrafbaren 
Mittbeilung deffelben an Andere nachgewieſen werden kann; wenn ihnen ferner in Beziehung auf 
die Drudiegung oder Verbreitung diejer nah ihrem Inhalte ftrafbaren Drudihrift entweder eine 
der in den 6$. 5 und 6 bezeichneten ſechſserlei Mitwirfungsarten unter den dort ausgeführten 
Boransiegungen, oder doch eine der in ben $$. S—ı1 bezeichneten Tbätigfeiten zur Laſt fällt, 
wornach fie wenigftens als im Stadio eines ftrafbaren Berfuhes" au Due Drudiegung 
oder Berbreitung mitwirkend erfannt werden fönnen). — 


Aus diefer allgemeinen Anordnung ergibt fih eigentlih won 
felbft, daß diefelbe insbefondere aud auf alle diejenigen Perfonen 
Anwendung finde, deren Mitwirkungs-Art hinſichtlich der Drud: 
legung oder Verbreitung berfömmlich bereits mit einem beftimmten Na: 
men bezeichnet wird, und welche unfer Geſetz mit den ſprachgebräuchli— 
hen Benennungen aufzählt. Dahin gehören, — und zwar nach dem kla— 
ven Wortlaute und dem aus den obigen Motiven bervorgehenden Sinne 
diefes $. 7 nicht mehr blos „nach einer beftimmten Reihenfolge” oder 
„ſubſidiariſch,“ fondern jeder derfelben für fih felbftftändig, ganz 
und vollftändig, ohne Rüdfiht darauf, ob einer der übrigen Mitfchuldigen 





*) Bgl. unten die Erläuterung der 88. S—11 und die oben auf Seite 
275 vytommende Anmerkung *). 
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ebenfalls zur Strafe gezogen werden könne oder nicht, — folgende 
Rerfonen : 

a) „Der Berfaffer” (Autor), d. 5. derjenige, welder das im 
Rede ftehende Erzeugniß des Geiftes oder der Kunft, fo wie es in der 
ftrafbaren Drudfchrift vorliegt, aufgefeßt oder verfertiget hat, mag es 
nun wirklich das Ergebniß feines eigenen ſchöpferiſchen Geiftes oder feiner 
fhaffenden Phantafie (Original), oder ganz oder theilweife Nachbildung 
der Eonception eines Anderen (Plagiat, Copie, Auszug aus dem Werke 
eines Anderen, Bariation, Gedanken: oder Fleiß» Diebftabl u. ſ. w.) 
fein *). 

*) Die Unterfuhung, in wie ferne etwa der Berfertiger (der Name 
Autor — gebührt ibm nicht!) einer in ihrem Inbalte ftrafbaren Drudichrift 
dadurd, daß er ſich hiebei auch noch eines Diebftahld an freinder Autorſchaft 
ſchuldig macht, indem er fremde Gedanken oder ſelbſt nur die Früchte frem— 
den Fleißes für die feinigen ausgibt, nesftbei nicht blos eine rechtver— 
legende und ſchändliche, fondern eine auch noh in andermeitiger 
Bezieoung ftrafbare Handlung begehe, gehört natürlih nicht hierher. — Allein 
es fchiene mir im Hinblide auf die maß- und ſchamloſe ffreibeuterei, womit 
mande Schriftfteller, Journaliſten und (angeblihe) Gompofiteure dag Steblen 
fremder Gonceptionen und Sammel-Ergebniffe betrriben, ohne auch nur im 
Seringften auf die fremde Autorfchaft binzudeuten, keine der Staats-Geſetz— 
gebung unmwürdige Aufgabe in Erwägung zu ziehen, ob man denn nicht aud 
derlei Autorfchafte-Diebfähle ald eine eigene :frafbare Handlung mit ftren- 
gen Strafen verpönen fol, jo wie man doch au erit nach jahrbundertelangen 
Kämpfen die Entziehbung der materiellen Früchte geiftigen Eigenthums 
durd das Sefindel der mehanijchen Nachbildner (Nachdrucker), die aber regel« 
mäßig mwenigftend die Ehre der Autorſchaft unangetaftet laffen, ja gerade 
aus ihr Gewinn zieben, in den fogenannten Nachdrucksgeſetzen ald wider: 
rehtlidh, und bie und da (z. B. in Defterreih, Gott zum Danfe! für den 
größeren Zbeil der Monarchie ſchon durch dad Nachdrudsgeiceh vom 19. October 
1846, jetzt aber allgemein im ganzen Reiche durch den $. 467 unſeres 
vorliegenden Strafgefetes!) auch als ſtrafbar erflärt bat. — In Defter: 
reich ift zum Glücke wenigſtens die Begriffäbeftimmung über den frafbaren 
Detrug (88. 197, 198 und 461) fo weit gefakt und überdied dad (dermal 
freilich noch nicht in Ungarn, Groatien, Slavonien, der Woimodina, dem Ba- 
nate, Siebenbürgen und in Krakau — wohl aber in allen übrigen Kronlän— 
dern ded Reiches geltende) Nahdrudsgeieg vom 19. October 1846 fo umfaſ— 
fend tertirt, daß man einer derlei plagiatorifhen Nahbildung in den mei— 
ften Fällen von der Seite diefer beiden Gefeke wird beifommen fünnen, abge 
feben don jener freilich nicht materiellen, wohl aber die Ehre befriedigenden 
Schutzwehre, welche ehrenhafte Autoren wenigſtens noch in den reifen der 
Bebildeten dur die allgemeine Verachtung finden, die derlei Wegelagerern 
auf das geiftige Gigenthum und den Sammelfleiß Anderer aflentbalben zu 
Theil wird. — 
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b) „Der Ueberſetzer“ (Translator), welcher irgend ein, fei es 
fein eigenes oder eines Anderen Geiftes-Product aus der Sprade, in der 
es urfprünglich vorliegt, im eine andere Sprache (Fdiom oder Dialekt) 
überträgt. 

c) „Der Der Herausgeber" (Editor), d. i. derjenige, der es ver: 
anftaltet, day di ein von ihm ſelbſt oder von einem Anderen verfaßtes Geis 
ſtes- oder Kunft- Product gedrudt werde, und fohin in das Publikum 
komme. — Regelmäßig fällt der Herausgeber mit dem Verleger 
(fieh’ unten lit. d) in der nämlichen Perſon zufammen oder mit ande: 
ven Worten: der Herausgeber ift in der Regel Fein anderer ald der Ber: 
leger ſelbſt. Allein ausnahmsaweife tritt öfters nebft dem Verleger 
und Berfaffer auch noch ein beſonderer Herausgeber ein, 3. B. bei 
Werfen längſt erftorbener Autoren (zumal der Claſſiker des Alter: 
thums), bei weldhen ja fo haufig Gelehrte erften Ranges als (Mieder:) 
Herausgeber ſich betheiligen und, ohne dem Werke des Autors irgend 
welche andere Zuthat beizufügen, ſich ausfhliegend auf Beranftaltung 
eines Wiederabdrudes (auf Koften und Rechnung eines Dritten, 
der als Verleger einfchreitet) einfhränfen, und dabei höchſtens noch die 
Correctur beforgen, die Terte und Barianten aller bisherigen Auflagen 
berichtigen, und deshalb doch nit ala Berfaifer diefes von ihnen 
nur herausgegebenen Werfed angefehen werden können. Dasfelbe 
gefchieht häufig auch mit hinterlaffenen Manufceripten von veritorber 
nen Autoren, die ein Anderer in den Druc bringt, wober aber den- 
noch aud noch ein Dritter ald Verleger eintritt; — ebenfo nicht ſel— 
ten bei Erſtlings-Producten noch unbefannter Autoren, die etwa ihr Ma- 
nufeript einem ſchon beglaubigten Schriftiteller zur Beranlaffung des 
Drudes überlaffen, der es dann in das Publifum einführt, aber dennoch 
zur Drudlegung fih wieder der Bermittlung eines Berlegers bedient; 
ferner bei Werken, welche aus Beiträgen oder Aufſätzen verfchiedener 
Autoren befteben, — bei anonymen und pfeudongmen Werfen u. f. f. — 
Unfere Geſetzgebung bat = im allgemeinen Sprachgebrauche gegründete 
Unterfcheidung zwifhen „Berausgeber“ und „Berleger,“ wornad 
nicht notbwendig Eine und diefelbe Perfon zugleich beides fein mug, in 
allen einfchlägigen Geſetzesſtellen (5. 10 des Strafgefehes, dann 88. : 
3, 5, 10, 19, 22, 23, 28, 31, 34 lit. a ımd 37 der Pregorönung) feit- 
gehalten, indem fie hier überall den „Herausgeber“ als eine, mög: 
licher, aber keineswegs nothwendiger Weife*), von dem Berleger ver— 


— — m — 


*) Die $$. 2 und 10, 3. 1 haben dies insbeſondere wortſcharf here 


— 
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ſchiedene Perfon Hinftellt, und namentlih auch faft in allen den oben- 
bezogenen Gefepesftellen darauf hinweifet, daß fie unter der „Heraug- 
gabe" einer Druckſchrift nichts Anderes als eben nur „die Veranftaltung 
der Drudlegung und der hierdurch geſchehenden Beröffentlihung“ verftebe. 

d) „Der Verleger“ (gewöhnlid ebenfalls Editor genannt, weil 
er nach dem eben unter ce Gefagten in der Regel mit dem Herausgeber 
zufammenfällt) oder Bertrieb& = Beforger." — Man verfteht unter 
dem „Berleger“ nah dem allgemeinen Sprachgebrauche denjenigen, 
der die Herausgabe im Drucke (d. i. die mechanifche oder chemiſche Verviel— 
fältigung — Art. II. des K. M. P.) und Beröffentlihung eines (regelmäßig 
fremden, möglicher Weife aber auch eigenen) Geiftes:Productes auf feine 
(eigene) Koften auf fih nimmt *), mag er num diefes Gefchäft gewerbe: 


vorgchoben, wenn fie feilfegen: „der Verleger, und wenn ein befonderer 
Herausgeber eintritt, aud dieſer.“ — — 

*) Uebereinftimmend mit dieiem allgemeinen Sprachgebrauche beftimmt, 
und zwar unter Bezugnahme auf die 88. 4, 5, 10, I1 und 13 der allgemei« 
nen „Ordnung für Buchhändler und Antiquare” (Patent v. 18. März 1806 
— in der polit. ©. ©. Band 26, Seite 34) auch die von den Minifterien 
des Innern, der Juſtiz und der oberſten Polizei-Behörde unterm 18. Auguſt 
1852 an die mit der Handhabung der Preforbnung beauftragten Bebörben 
und Organe erlaffene „Inftruction zur Durhführung der Preßord— 
nung” im Abſatze II ded Anhangs A zu $. 5 der Preß-Ordnung wörtlich 
Folgendes: „Der Berlag von Drudſſchriften, d. i. die Beranftaltung der 
Drudlegung fremder Schriften Behufs ihres Berfaufed auf eigene Red 
nung ift ein ausſchließendes Gewerbsrecht der Buchhändler und der Buchdruder, 
jedoch ift auch den Buchbindern geftattet, Kalender aufzulegen. Die Antiquar« 
Buchhändler find zum Verlage nicht berehtiget. — Die Beranftaltung der 
Drudlegung der felbftverfaßten Werke auf eigene Rechnung (Selbitverlag) ift 
Jedermann geftattet, — Rüdfihtlih des Verlages von Schulbüchern find die 
befonderen, dießfalls beftehenden Gefege maßgebend.” — — Man nennt nun 
freifih bie und da auch Denjenigen, der das Manufcript vom Autor zur 
Drudlegung übernimmt, wenn diefe auf eigene Koften des Berfafferd ge 
fchieht, der Autor aber dann den hiernach eigentlih in feinem Selbſt-Ver— 
lage bleibenden Berfchleif feinem Druder gegen eine gewiffe Provifion über— 
läßt, Berlcger diejed Werkes, was fih namentlich in Defterreih dadurch er— 
klärt, daß nah $. 10 des ebengenannten Buchhandeld-Patented v. 18. März 
1806 Buchdrucker berechtigt find, jene Schriften, „welche fie zur Beihäftigung 
ihrer Preffen (aber — wohl zu beachten! — nur) auf eigene Rechnung 
druden, in öffentlihen Gewölben zu verfaufen; doc follen fie unter dem Bor« 
wande ded Selbitverlages fih mit anderwärts gedrudten Büchern und dem 
Sortimentö-Handel nicht abgeben, noh mit Bühern die fie auf An« 
derer Rechnung gedrudt haben, Handel treibem” Allein es leuch— 
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mäßig betreiben, wie z. B. ein (Berlagd-) Buchhändler, ein Buchdruder 
oder in Beziehung auf Kalender und Gebetbücher fogar ein Buchbinder *), — 
oder nur für den einzelnen Fall auf fich nehmen; — mag erdieß fernerin 
beiden Fällen gegen Abreihung eines Honorars oder unentgeltlich übernoms 
men haben, mag er endlich hierbei Eigentbirmer des Manuferiptes und fofort 
Eigner des Rechtes geworden fein, dasfelbe nah feinem Gefallen warın 
und wie immer zu vervielfältigen, oder zur Drudlegung nur in einer 
beſchränkten Weife berechtigt fein, mag mit Einem Worte der Verlage: 
Gontract zwifhen ihm und dem DVerfaffer oder Herausgeber unter was 
immer für Modalitäten abgefhloffen fein. — Der Hinblid auf die 
Bedeutung, in welcher diefer Ausdrud offenbar in den $$. 2, 3, 4, 
5, 24, 31, 34 lit. ce, 38 und 40 unferer Prefordnung gebraucht 
wird, bewährt uns, daß auch unfere Gefeßgebung denfelben in dem 
oben erwähnten allgemein fprahüblicen Sinne gebraucht habe, fo wie 
namentlich die 88. 3, 34 Hit.c, 38 und 40 diefer Prefordnung zeigen, 
daß es, um Jemanden als Verleger eines Druckwerkes anfehen zu kön: 
nen, in der Regel gleihgiltig ift, ob er den Berlag von Büchern 
gewerbsmäßig betreibe, oder nur für den einzelnen Fall 
übernommen habe. 


Unter dem Vertriebs-Beſorger kann man fofort, da ihn das 
Geſetz nebft dem „Verleger“ und „Buchhändler“ nennt, nur denjenigen 
verftehen, welcher anf was immer für eineandere Weife (val. insbe— 
fondere die $$. 6 umd 36 der Pregordnung) den Verkauf, Verfchleiß oder 
die unentgeltlihe Bertheilung einer Drudichrift an andere Berfonen, daher 
3.2. in irgend einer der im $. 24 der Preßordnung als verbotene Berbreitung 
bezeichneten Arten beforgt, mag er dies num gewerbsmäßig betreiben, wie 
dies z. B. bei Antiquaren, Kunſt- und Muſikalienhändlern, im Gegen: 
fage der vom Geſetze noch insbefondere genannten eigentlihen Buchhänd— 


tet ein, daß in diefem Falle fowohl der Name: „Verleger“ am unrechten 
Plage ift, da der erwähnte Buchdruder bei einem auf Koften des Verfaſ— 
ferd gedrudten Werke nur „ald Drucker“ fungirt, als aub Mar ift, daß 
der Buchdruder durh diefe Art von Berfchleif » Gefhäft nah dem Wort» 
laute der ebenbezogenen Geſetzes-Vorſchrift feine Conceſſion überfchreitet. — 
Ein Verleger treibt immer blos fein Gefhäft und auf feine Rechnung ; 
er iſt nicht Gommiffionär eined Anderen, und hat feine, Anderen ge 
börige, wenn auch bei ihm gedrudte Bücher für fremde Rechnung zu 
berfchleigen. — 

*) Bergl. die vorftchende Anmerkung und indbefondere die darin vor— 
fommenden $$. 10 und 13 des Buchhandels + Patenter vom 18. März 1806, 


[Strafgef.1. Chi. I. Hauptl.$.7.]1 — 2383 — [Bon Verbrechen aberhaupt.] 


ler (ſ. unten lit. e), ferner bei den mit befonderen Berfaufslicenzen für 
Drudichriften verfehenen Perſonen (8. 8 der Pregordnung) und bei Budy- 
bindern *) der Fall ift, infomweit ihnen der Handel mit gewiffen Büchern ge- 
ftattet ift; oder mag er eine foldhe Verbreitung nur im einzelnen Kalle, 
wenn auch vielleicht fogar in einer von dem Gefeke verbotenen Form 
(vergl. insbefondere $. 7 der Preßordnung) auf fih genommen baben, 
wie 3. B. reifende Commiſſionäre eines Verlegers, oder Buchhändlers, 
oder Verfchleiger und Agenten eines Autors binfihtlih der in feinem 
Selbft-Berlage behaltenen Druckwerke, f. g. Colporteurs, Haufirer, Pla- 
cat-Anbefter u. ſ. f. 

e) „Der Buhhändler,“ d. i. derjenige, der den Handel mit 
Büchern, fei ed num mit folhen, die er im eigenen Verlage hat (Verlags— 
Buchhändler) oder von Anderen zum Weiterverfaufe als fein Eigenthum 
erwirbt (Sortiments-Buchhandel) oder ald Geſchäftsführer Anderer gegen be: 
fimmte Provifion (Commiffions » Buchhandel‘) gewerbamäßig be- 
treibt, ohne Unterfchied des Rechtstitels, auf deffen Grundlage er den Buch— 
handel betreibt. — Im weiteren Sinne werden zu den Buhhänd- 
lern, d. h. denjenigen, die mit Drudichriften zu handeln berechtigt find, 
auch Antiquare (Antiquar-Buhhändler), Kunft und Muſikalien— 
händler und Buchbinder gerechnet, infoweit ihnen unter gewiſſen 
Beſchränkungen der Handel, — den erfteren mit alten oder doch ſchon 
gebrauchten, gebundenen Büchern, — den Kunfthändlern mit jolden 
Druckſchriften, bei welchen Bilder, Kupferſtiche, lithographiſche Darftel- 
lungen oder geographifche Karten das Borzüglichfte find, und eigentlich 





dann aber auch die Hoftanzlei:Grläuterung vom 13. März 1834 (in der n. 6. 
Prov. ©. ©. Band 16, Seite 155), wornah den Budbindern dad Recht 
zuſteht: Kalender und Gebetbücher felbjt aufzulegen.“ — 

*) Bol.unten lit. e und die in der Anmerkung hierzu berufenen Gefegeäftellen. 

») Der Uuterfchied zmwifchen Sortiments» und Gommiffiond » Handel 
in dem obigen Sinne hat übrigens heut' zu Tage längft ſchon feine 
praftifcbe Geltung verloren, indem befanntlih alle Buchhändler, die mit 
anderen, als den bei ihnen jelbjt verlegten Werken bandeln (Sortimentd- 
Puchhändler), damit regelmäßig nur Sommiffiondbandel treiben, d. b. dieſe 
anderwärts verlegten Bücher in der Regel nicht auf fefte Hand, fondern nur 
auf Abrechnung übernehmen, und die nicht abgefegten Gremplare an den 
Verleger wieder zurüdichiden. — Sie find daher als Sortimente » Buhhänd- 
ler ipso facto gewöhnlih auch Gommiffiond-Buchhändler, wovon aber wieder 
wohl die Gommiffionäre (Beichäfts » Agenten) unterfchieden werden 
müffen, welche regelmäßig jede anfehnlihe Buchhandlung an den größeren 
Stapelplägen des deutfchen Buchhandels, 5. B. in Leipzig. Stuttgart u. ſ. f. 
jur Bejorgung ihrer dorligen Geſchäfte bat. — 
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um Vieles den Werth des gedructen Tertes überfchreiten, — den Buch: 
bindern endlich mit Normal-, Gynnafiale, Schul» und Gebetbüchern und 
mit Kalendern, geftattet ift *). — Alleın wenn man fie auch nicht darun— 
ter zählen würde, fo fallen fie nach dem früher (ad d) Gefagten doch unter 
die „Vertriebs-Beſorger,“ und überdies unter die am Schluffe des 
$. 7 ftehende allgemeine Glaufel „alle, die zur Verbreitung 
mitwirken.“ 

f) „Der Druder,“ d. h. nad der eigenen Erklärung des Geſetzes 
($$- 35, 38 und 40 der Preßordnung) der Gefhäftsleiter der Drus 
ferei, oder jener Anftalt, dur welche die mechanifche oder chemifche 
Vervielfältigung beforgt wird; — endlich 

g) „bei periodifhen Druckſchriften“ d. i. ſolchen, welche entweder 
taglih, oder doch zum mindeften Ginmal im Monate, wenn auch in uns 
gleichen Zeitabichnitten erſcheinen ($. 9 der Preßordnung), auch „der ver- 
antwortlihe Nedacteur“, d. i. nah allgemeiner Uebung derjenige, 
dem die Beflimmung, was in die periodifche Druckſchrift aufgenom» 
men werden foll, und biernah die Prüfung, Sichtung und Ordnung 
(Aneinanderreihung) des für jie einlangenden Matertald zukommt. 

Uebrigens leuchtet gerade daraus, daß die bier litt. a—g) aufge— 
zählten Perfonen von dem Gefeße nur beiſpielsweiſe nambaft ge 
macht find, und daß die Wefenheit diefer gefeglihen Vorſchrift auf der 
eben erjt (Seite 279) erklärten allgemeinen Anordnung berubt, auch 
ihon ein, daß, wenn bei weiterer Ausbildung der mit Unternehmungen 
von Drudihriften, zumal von Zeitungen, und Journalen verbundenen 
Geſchäfte fich für die eine und andere Art von Mitwirkung „bei der Druck— 
legung und Berbreitung einer Druckſchrift“ auch befondere Namen bil: 
den werden, diefe Perfonen, wenn gleich nicht unter die namentlich 
aufgeführten fieben Arten, doch unter die erwähnte generelle Borfchrift 
fallen. Dies gilt z. B. unter gewiffen Borausfeßungen von dem fogenann- 
ten „Eigentbümer,“ und ebenfo von dem „Geranten“ (Gefchäfts- 
Unternehmer) eines großen Journals (Zeitunge-Unternehmens), infoferne 
etwa auch bei ung nah dem Mufter brittifcher oder franzöſiſcher Ein- 
tihtungen diefe Namen für analoge Mitbetheiligung bei einem Journale 
gangbar werden follten u. dgl. 


*) Bal. die 88. 4, 5, 10, 11, 13 und 14 des mebrgenannten Buch. 
bandeld » Patentes vom 18. März 1806, und den Abfak IH des Anhangs A 
der früber citirten Inftruction zur Durchführung der Prefordnung vom 18, 
Auguſt 1852, wodurch die obigen Berechtigungen ausdrüdlich beftätiget 
worden find. 
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Eben fo ergibt fih endlih ſchon aus dem (Seite 276) Gefagten, 
daß eine Perfon, welche bei der Drudlegung oder Verbreitung einer durch 
ihren Inhalt verbrecherifchen Druckſchrift mitgewirkt hat, aber nach unfe- 
tem $. 7 nicht als mitfhuldig des Berbrehens erklärt werden fann, 
deshalb noch nicht ftraflos ift, fondern nody immer „wegen einer 
Bernahläffigung pflihtmäßiger Aufmerkfamkeit und Obſorge“ ftrafbar 
fein fann, wovon in den 88. 34—40 die Rede ift. 


$. 8. 6. 7) 


—— Zu einem Verbrechen iſt nicht nöthig, daß die That 
wirklich ausgeführt werde. Schon der Verſuch einer Uebel— 
that ift das Verbrechen, fobald der VBösgefinnte eine zur 
wirklichen Ausübung führende Handlung untertommen hat; 
die VBollbringung des Verbrechens aber nur wegen Unver: 
mögenheit, wegen Dazwifchenfunft eines fremden Hinderniffes 
oder duch Zufall unterblieben ift. 

Es ift daher in allen Fällen, wo das Gefes nicht be: 
fondere Ausnahmen anordnet, jede für ein Verbrechen über: 
m haupt gegebene Beftimmung aud auf das verfuchte Ver— 
brechen anzuwenden, und der Verſuch einer Lebelthat, unter 
Anwendung des $. 47, lit. a), mit derfelben Strafe zu ahn: 

den, welche auf das vollbradhte Verbrechen verhängt ift. 


8. 9. 


Wer Iemanden zu einem Verbrechen auffordert, aneifert 
oder zu verleiten ſucht, ift dann, wenn feine Einwirkung ohne 
Erfolg geblieben war, der verfuchten Berleitung zu jenem 
Verbrechen fchuldig, und zu derjenigen Strafe zu verurthei: 
len, welche auf den Verſuch diefes Verbrechens zu verhängen 
wäre. 


8. 10. 


Bei Verbrechen, die durch Drudfchriften begangen wer: 
den, beginnt die Strafbarkeit der Handlung für den Ber: 
faffer, Weberfeger, Herausgeber, WRedarteur und Berleger 
($. 7) mit der Uebergabe des zu Hervielfältigenden Werkes 
zur Drudlegung; für die übrigen Schuldigen aber mit dem 
Anfange ihrer Mitwirkung. 
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($- 36 des prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849.) 


„Die in den * 23-35 (jenes Palentee) angeführten Uebertretungen unter 
ſti 


liegen den Etrafbertimmungen Bicied Patentes, wennn die Hinausgabe oder 


Berfendung der fträflihen Drudihriftbegonnen hat. 


$. 11. (8) 


Ueber Gedanken oder innerliches Vorhaben, wenn Feine 
äußere böſe Handlung unternommen, oder nicht etwas, was 
die Geſetze vorfohreiben, unterlaflen worden, faun Niemand 
zur Mede geftellt werden. 

Die Sefeßgebung des Staates hat Recht und Pflicht, alle Hand- 
lungen zu beftrafen, welche die rechtliche Ordnung im Staate entwe- 
der bereits wirklich verlegten oder doch objectiv gefährden, umd die fchlecht- 
bin (unter allen Umjtanden — oder ihrer Form nad —) ein Unrecht oder 
gemeingefährlih find, und eben deshalb nicht anders, als dur den 
Strafzwang bindangehalten werden können (Seite 45—50); übrigens 
eine Strafe nur über jene Berfonen zu verhängen, welche derlei Hand— 
ungen im Zuftande der (fubjectiven) Zurechnungsfähigkeit begangen 
haben (Seite 136— 138). 

Hiernach haben auch von jeher, fo lange nur überhaupt Strafrecht 
von Menſchen geübt wird, die Miffenfhaft und die Praris, der fchlichte 
Menſchenverſtand, der feine Anfichten über Recht und Unrecht doch zunächft nur 
der „vox cordi hominum inseripta“ entnimmt, und die pofitiven Straf: 
geſetze aller Welt in dem Ariom zufammengeftimmt, daf es zur Strafbarkeit 
einer Handlung an umd für fich nicht nöthig fei, daß durch diefelbe das beabs 
fichtigte Uebel vollftändig oder nach ihrem ganzen Umfange eingetre- 
ten (die Handlung vollendet) fei, fondern es reiche auch ſchon der bloße 
Anfang derfelben zu, fobald ſich hieran nur die angegebenen zwei Merk— 
male vorfinden, daß nemlich diefer Anfang der Handlung einerfeits in 
objectiver Beziehung die rechtlihe Ordnung im Staate mindeftens 
aefährde, und daß durch denfelben in der zweiten Beziehung eine ſub— 
jectivezurechenbare Schuld vorliege, Dies nennt num Doctrin und Praris 
den Verſuch einer ftrafbaren Handlung (Conatus delinquendi) und 
erklärt als ſolchen „jede abfichtlihe auf Begehung einer ftrafbaren Hand: 
lung (bier alfo insbefondere „eines Verbrechens“) gerichtete äußere Hand- 
lung, durch welche noch nicht Alles geſchehen oder bewirkt worden 
ift, was nach der gefeglichen Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens zum 
vollftändigen Dafein desfelben erfordert wird." — Aus den leiten: 
ven Grumdfäßen, welde fo eben für die Strafwirdigkeit von Handlun: 
gen überhaupt angedeutet wurden, folgt von felbft, daß die Gefep- 
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gebung des Staates ftrafend — dann aud gegen den Berfud von 
Berbrehen einfhreiten dürfe, wenn ſich nur überhaupt der auf eine 
objectiv-ftrafbare Handlung gerichtete Wille eines Menfchen in Außeren 
Handlungen Fundgegeben hat; — denn darin liegt bereits das objec- 
tiv Gefährdende für die rechtlihe Ordnung im Staate; wenn auch 
etwa in der geſetzten äußeren Handlung nur erft eine Vorbereitung, d. h. 
ein Herbeifchaffen der Mittel oder Werkzeuge, womit die ftrafbare Hands 
lung ausgeführt werden follte, oder ein Zuwrechtbringen der Gelegenheit 
und äußeren Umftäande, um fie ausführen zu fönnen, und noch nicht ein 
wirklicher Anfang der Ausführung der ftrafbaren Handlung ſelbſt zu 
erfennen ift; oder wenn auch von dem Thäter aus Unverſtand, Ungefchie: 
lichkeit, Srrtbum, Verwechslung, abergläubifhen Wahn oder Zufall eine 
fhon an umd für fi (in abstracto) d. h. abfolut, oder nur in dem con— 
creten Kalle, d. h. relativ umgeeignete, oder zwar qualitativ taugliche 
aber quantitativ unzuwlänglihe Handlung gewählt und gefeßt, oder dies 
felbe irriger Weiſe an einem anderen Gegenjtande, als von ihm vorauss 
gefest wurde, begangen worden ift. Es fer in al dieſen allen — 
bemerkt die Wiffenfchaft — doch immerbin der ftrafbare Wille äußerlich 
conftatirt, „et in malefieciis speclatur voluntas, non exitus," — 
der Handelnde werde daher feineswegs für einen bloßen Gedanken oder 
ein blos inneres Vorhaben („Cogitalionis poenam nemo patitur“), fon= 
dern allerdings fchon für eine objective That beftraft, die ſich voraus 
feßlih nur dur ein von feinem Willen unabhängiges Moment (dur 
einen Zufall) nicht bis zu jener Potenz fteigerte, um in ihr bereits auch ein 
objectives Uebel erkennen zu fünnen. Der Zufall aber ſei es ja 
eben, welcher die Berfuhshandlungen zu dem mache, was fie eben find, 
nämlich zum bloßen Berfuche im Gegenfaße der Vollendung des Verbre- 
hend, wobei es daher fir die Entfcheidung, ob Strafbarfeit über: 
baupt vorhanden fei, gleichgiltig fei, bei welhem Stadium oder Merf- 
male der äußeren Handlung er hemmend dazwifchen getreten fei, weil ja 
diefe Hemmung vorausſetzlich in jedem diefer Stadien unabhängig 
von dem Willen des Thäters vor ſich geht, daher außer die Zurechnung 
der Schuld Hinfichtlih des Subjectes fällt. *) 


*) In wie ferne biervon die Beſtimmung ded Grades der (größeren 
oder minderen) oojectiven Strafbarfeit des wenn gleich durch Zufall näher 
oder entfernter der Bollendung der ftrafbaren Handlung ſtehenden Verſuches 
abbänge, wird bei der Erläuterung des $. 47 lit. c erklärt. 
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Allein die mehreften Gefeßgebungen der früheren, und zum Theile 
auch der neueften Zeit, hielten in ihren Strafgefeßen gerade hinfichtlich 
des Verſuches mehr den germaniſchen Charakter des Strafrehtes im 
Auge, wornah bei Beurtheilung der vehtlihen Strafwürdigkeit von 
Handlungen zunächſt und vorzugsweife das objective Mo- 
ment der Handlung felbit, und weniger der Wille des Handelnden 
in Betracht zu ziehen fei, und wornad daher auch der Verſuch eines Ber- 
brechens dann erft als rechtlich (juridifch) ftrafbar erklärt werden möge, 
wenn durch ihn bereits eime objectiv böfe, d. b. eine den wirfli- 
hen Anfang einer Rechtverlegung oder Nechtgefährdung in fi fchlie- 
bende Handlung gefeßt worden ift, fo daß überall da, wo erft nur eine 
Vorbereitung zu diefem wirklihen Anfange gefeßt wurde, oder wo 
ein Mittel zur Ausführung gewählt oder gefeßt wurde, welches aus was 
immer für vom Willen des Handelnden unabhängigen Gründen entweder 
überhaupt (in abstracto) oder wenigftemd im concreten Falle qualita- 
tiv (feiner Art nad) ungeeignet war, um das beabfichtigte Verbrechen 
au nur annähernd in der Wirklichkeit herbeizuführen, oder wo end- 
lich der zur Wirklichkeit diefes Verbrehens erforderlihe Gegenftand man- 
gelte, — auch von feinem (juridifch=) frafbaren Berfuhe die Rede 
fein fönne. 

Darin unterfcheide fi ja eben — wird zur Begründung der vor: 
ſtehenden Gefeßgebungs-Anfichten bemerft — das irdifche und menfchliche 
von dem überirdifchen und göttlihen Richteramte, die Beurtheilung des 
Juſtiz-Forums von jener des Gewiffend- Richters und Beichtftuhls, 
die fogenannte juridifhe Strafimputation von der moralifden, 
dap bei jenen die Beurtheilung der Strafwiürdigfeit von menfhli- 
hen Handlungen zunächft und unmittelbar nah ihrer äußeren Ve— 
ziehung zur Rechtsordnung im Staate, alfo nah dem außeren Er- 
Iheinungs-Berhältniffe der objectiven That vor fih gehe, und 
daß daher bei der juridifhen Imputation von Strafe überhaupt nur 
dann die Nede fein kann, wenn das Recht ſelbſt objectiv verlegt, 
oder doch mindeftens thatfählich bedroht erfcheine, wenn alfo wenig- 
ftens irgend ein Moment vorliege, in dem fich ein urfachlicher und wirk— 
liher BZufammenhang mit der von dem Gefepe als Uebelthat erklärten 
Rrafbaren Handlung, d. h. irgend ein factifcher Beginn der Rechts— 
verlegung felbft erkennen laffe, fo daß bier der Grad des [ubjectiven 
Verſchuldens erft nah erlangter Gewißheit einer objectiven Schuld 
in's Auge gefaßt werden dürfe; — während bei der moralifchen Imputa— 
tion zunächft die Gefinnung (das Wollen, die Triebfeder) des Han- 
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deinden gewürdigt, und als Anhaltspunkt für die Beurtheilung der Straf: 
barkeit überhaupt, ſowie ald Mapftab für die relative Größe der 
Strafwürdigkeit angenommen, und folgereht hieraus erft die objec- 
tive That beurtheilt wird. — — — Daraus folge, daß in allen voran: 
gedeuteten Fällen, wo erft bloße Borbereitungs « Handlungen vorliegen, 
oder ein Verſuch mit qualitativ untauglihen Mitteln unternommen wurde, 
oder der Gegenfland der Rechtverletzung mangelte oder verfehlt wurde, 
der objective Thatbeftand des Verbrechens fehle, daher 
auch von feiner juridifch-ftrafbaren Handlung die Rede fein könne, 
fondern böcftens die Polizeigewalt des Staates mit Präventiv- 
Mapregeln, mit Stellung von derlei gefährlichen (memlih auf ſolchen 
Unternehmungen ergriffenen) Subjecten unter Bolizei-Auffiht u. dal. ein- 
treten mag. Wollte man die angeführten Handlungen ftrafbar erflären, fo 
müßte man folgerichtig auch denjenigen, der in abergläubifhem Wahne 
einen Andern zu todt zu beten unternimmt, oder ihn mit Zauberformeln, mit 
Herenbefreuzungen, ſympathetiſchen Mitteln, Teufelebefhmwörungen, mit dem 
fogenannten Berreden und ähnlihem Spud umzubringen glaubt, oder ibm 
in diefer Abficht Bein-Aſche eines Verftorbenen unters Haupt ftreut, 
oder Waffer, womit ein Leichnam gewafchen wurde, zum Trinken vorftellt, 
und ähnliches dDummes Zeug — als juridifch ftrafbar, ale Berſuch eines 
Mordes (!) beftrafen. — — Dazu kämen namentlih in Beziehung 
auf die fogenannten Borbereitungs- Handlungen noch mannig- 
fache Rücfihten der Gefeßgebungs- Klugheit, um fie im Straf-Gefeke 
noch nicht als frafbar zu erklären. Es fei eine der widhtigften Aufgaben 
der Strafpolitif, durch die eröffnete Ausficht auf Straflofigkeit den Fort: 
ſchritt einer verbrecheriſchen Gefinnung zum wirklichen Beginne der That zu 
hemmen: dies gefchehe nun ſicher durch Straflofigfeits-Erflärung der Borbe- 
reitungshandlungen, denn je weiter ein rechtswidriger Borfaß noch von der 
That ftehe, defto leichter wird er aufgegeben werden. — Durch Beftra- 
fung der bloßen an ſich unverfänglichen Vorbereitungs-Handlungen würde 
man ferner Do eigentlih nur den rechtswidrigen Willen frafen, chevor 
es objectiv gewiß ift, ob er entfchieden und intenfiv genug gewe— 
fen wäre, um den Thäter auch bis zum wirklihen Anfang, und gar zur 
Ausführung der That fortfchreiten zu machen. — Ueberdies laſſe ſich bei 
bloßen Vorbereitungs » Handlungen der verbreherifhe Entſchluß, eben 
wegen des Mangeld des objectiven Caufalnerus mit dem beabfidhtig- 
ten Berbrechen, fehr ſchwer äußerlich conftatiren, da ja diefelben ebenfo 
gut zu einem an ſich ganz unfträflichen, ja ſelbſt löblihen Zwede dienen 
fönnen; man hätte für das Dafein des als ftrafbar zu erfennenden Mo- 
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mentes feinen fiheren juridifhen Beweis, fondern nur das in Bezie— 
bung auf die Erweifung von ftrafbarer Schuld fehr problematifche 
Beweidmittel des (Selbſt-) Geſtändniſſes des Befchuldigten; — man 
würde durch die Strafbarkeits-Erflärung der Vorbereitungs-Handlungen 
unnötbig die ftrafgerichtlichen Unterfuchungen und felbit fogenannte Ten: 
denz-Prozeffe bis in'e Unendliche vermehren, die überdie& regelmäßig zu 
feinem befriedigenden Refultate führen werden u. f. f. u. f. f. Endlich 
fönne die Gefeßgebung in jenen feltenen Fällen, wo es der öffentlichen 
oder Privat: Sicherheit willen insbefondere wünſchenswerth erfcheine, 
felbft Schon die bloßen Vorbereitungs-Handlungen gewiffer Verbrechen als 
frafbar zu erklären, dies ausnahmsweiſe bei diefen einzelnen 
Verbrechen thun, obne deshalb ſchon deren Strafbarfeit im Grund: 
faße, oder rüdfihtlih aller flrafbaren Handlungen ausſprechen zu 
müſſen; — abgefehben davon, daß derlei Borbereitungs- Handlungen, 
wenn gleich nicht ala folde, doch fehr häufig in anderer Beziehung, 
nemlich ale polizeilich-gefährlihe Handlungen (Polizei-Ueber- 
tretungen in dem auf Seite 52 und 54 audgeführten Sinne) mit 
Strafe verpönt find, daher ohnehin nit ganz ſtraflos bleiben. So wird 
z. B. eine ſchwangere Frauensperfon, di. Vorbereitungen zur Tödtung 
ihres zu erwartenden Kindes trifft, wegen Berheimlihung der Schwan- 
gerfhaft ($$. 339 und 340); — derjenige, der fih Mordwerkzeuge, 
Gift, Waffen u. dal. ala Mittel zu einem Morde einfhafft, nicht felten 
eined Vergehens oder einer Uebertretung wegen deren unvorfichtigen Ver: 
wahrung ($$. 335 und 431), oder fo weit befondere Waffenverbote beſte— 
ben*), einer Uebertretung dieſes Barticular-Strafgefeßes ſchuldig wer- 
den u. ſ. f. 

Die öfterreihifhe Strafgefeßgebung hat fih mun, nad dem 
Zeugniffe des klaren Wortlautes der $$. 8 und 11 unferes vorliegenden 
Gefeges unverkennbar ebenfall® zu der letzteren Anficht beftimmt ge 
funden **). 


*) Wie z. B. im lombardifh-venetianifchen Königreihe und in Südtirol 
dad Patent vom 18. Jänner 1818; oder in Landeätheilen und an Orten, wo 
Kriegs» oder Belagerungsftand beiteht, die befonderen Proclamationen des 
militäriichen Befehlshabers, wodurch der Befig von Waffen ohne befondere 
Erlaubniß und Rechtfertigung des Gebrauches unter firengen Strafen ver— 
boten iſt. — 

») Ganz befonderd intereffant und lebrreich ift gerade in dieſer Be- 
ziehung die DVergleihung unſeres überaus einfah und mit Bermeidung der 
oben angedeuteten Gafuiftit tertirten Geſetzes mit den vorzüglichften ausländi- 

19° 


1 Btrfg. 1. &ht. 1. Hpin.88.85-1.7 0 — 92092 — [ton Verbrechen überhanpt.] 


Was nun einmal die Außere Anordnung des Stoffes oder dad 
Syſtem betrifft, wornad unfer dermaliges Geſetz die wichtige Be— 


ſchen Gefegen, fo wie die aufmerffame Verfolgung des Entwicklungéganges 
der franzöfifhen Pegislation und der deutſchen Strafgefehgchumacn. 
Die erftere bat ihren berühmten Art. 2 des Code penal, der dabin lautete: 
„Toute tentative de crime qui aura die manifesice par des acles 
exterieurs et suivie d’un commencement d’exeeution ele. ete. ele.” 
durch das fpätere Geſetz vom 28. April 1832 merfwürdiger Weife in fol: 
gende Kermulirung: „manifestde par un commencement d'exe- 
eution“, d. b. in einer Weife abgeändert, wodurd noch fchärfer ald früber 
das Weſen der oben im Terte ausgeführten zweiten (gelinderen) legielatwen 
Anficht ansgeſprochen wird. — 

In den neueren deutichen Strafgeieggebungen, auf melde übrigens 
fihtbar die Faſſung des obigen zweiten Artifelä des franzöfifcben Code penal 
einen maßgebenden Einfluß twirfte, hatte ſich zwar binfichtlich der Vorberei— 
tungebandlungen fait durchweg die erwähnte aelindere Anſicht er: 
halten, dagegen rüdjihtlich des Verſuches mit untauglichen Mitteln und an 
einem DObjecte, an dem das Verbrechen nicht möglich war, wenigftens in fo 
weit, als das Berfehlen der Vollendung nur auf Irrthum, Ungeſchicklichkeit 
oder auf Berwehslung des Thäters berubte, bie und da ſchon die oben im 
Terte erwähnte erfiere (firengere) Ansicht geltend gemacht (3. B. Art. 26 des 
fähjifhen; — 72 ded württembergijchen; — 36 des braunſchwei— 
aifhen; —40 des hannoveriſchen; — 67 des darmftädtifhen; — 
180 des badifhen un. f. f.), während Das (neueſte) preußiſche Geier 
durch die Faſſung feines Art. 31 („Der Berfuh ift nur dann ftrafbar, wenn 
derielbe dur Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung ent 
halten, an den Tag gelegt, und nur durh äußere, von dem Willen des Thä— 
terd unabhängige Umftände gehindert worden uder ohne Erfolg geblieben ift“), 
und durd das abfolute Schweigen über die Norbereitungsbandlungen und fe: 
genannten Wahn» Verbrechen, fo wie über den Verſuch mit untauglichen Mite 
teln und an einem Gegenflande, an dem die Rechtverlegung gar nicht began— 
gen werden kann, offenbar wieder zur Älteren (gelinderen) Öfterreid i 
[hen und franzöfifchen Anficht zurückgekehrt iſt. — 

Eines fcheint vor Allem Mar zu fein, daß nemlich jene Strafge- 
feße, welche die Vorbereitungshandlungen und die ſ. g. Wahnverbrechen un» 
bejtraft laſſen, aber deffen ungeachtet den Verſuch mit aus Verwechslung 
oder Jrrthum ergriffenen untauglihen Mitteln und den Verſuch an Objec 
ten, an welchen das Berbrechen nicht möglich ift, ſtrafbar erklären, zumal 
dann, wenn fie zugleih das Wefen des ftrafbaren Verſuches in den 
„Anfang der Ausführung” ſetzen, — mit fi felbft in einem inneren 
Widerſpruche fichen; da ja in allen diefen Füllen im Grunde dagfelbe 
Verhältniß ftattfindet, daß nemlich der objective Thatbeftand des 
Berbrechens fehlt, und noh „kein Anfang der Ausführung” da if, 
und da bei Demjenigen, der blog aus Berwechslung Weinſtein, Zuder 
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ſtimmung „über den Berfuh der Verbrechen“ behandelt, fo 
zeigt Shen die Randaloffe zum $. 8 („Berfuh eines Verbrechens“), 
welche für Diefen und für die nächſten Baragrapbe gemeinfam ift, daß 
jich ſämmtliche unter dieſer (Einen) Randgloffe umſchloſſenen 88. 8S— 11, 
mit dem Gegenſtande der Frage befaffen. — Das Gefeß hält hierbei 
folgenden Ideengang ein: 


oder Gummi Statt des vermeinten Arfenifg zur Tödtung ergriffen bat, ebenfo 
wenig objectiv das Berbrechen des Mordes möglich if, ald bei Dem: 
jenigen, der aus Dummheit oder Aberglauben einen Andern mit Weinftein, 
palverifirten Todtenfnohen oder gar mit Gebet zu tödten vermeint, und ba 
überdieß Die, wenn aleich nur aus Irrthum geichebene Anwendung eines an 
sich untauglihen Mittels, 3. B. Vergiftung mit dem flatt Arſenik ergrif- 
fenen Zuder, weit weniger in einem objectiven Gaufal: Zufammenbange 
nit dem Berbreden ſteht, als eine f. g. Borbereitungsbandlung ; denn diefe 
faun wenigftens in Verbindung mit nachfolgenden weiteren Handlungen in 
einem ſolchen Cauſalnexus zum Verbrechen ſtehen, jene aber niemals, daber 
es imconfequent iſt, wohl im erſten, nicht aber auh im zweiten alle 
<trafe eintreten zu laffen. 

Hieraus leuchtet ein, das die franzöſiſche Geſetzgebung, nad ihr 
auch die rheinländiſche Prafis, das neueſte preufifche Geſetz, und mit 
ihnen auch das öſterreichiſche Recht (wie wir ung oben aus der nachfol» 
zeüden Erläuterung der SS. S und IE unſeres dermaligen, vder SS. 7 und 8 
des alten öſterreichiſchen Zirafgefeges vom 3. September 1803 überzeugen 
werden) wenigſtens grundſätzliche CFonſequenz und inneren Ginflang für ſich 
baben, wenn fie in all’ diefen fällen ſchlechthin Feine juridifche Strafbar- 
feit erfennen. — 

Es bleibt bei der im Terte angedenteten Alternative zwiichen den zwe 
gegenüberſtehenden legislativen Anfichten, wenn cin Geſetz nicht mit fich felbft, 
und mit dem gefunden Menjchenverfiande in Widerſpruch gerathen will, feine 
Wahl eines vermitielnden Dritten übrig. — Entweder erfläre man in dem 
Strafgefeke confequent alle nur überhaupt äußerlich erfcheinenden Hand 
lungen, wodurch nachweisbat ein rehtswidriger Wille conftatirt wird, 
für ftrafbar, d. b. man firire die (juridifche oder polizeiliche) Strafbarkeit in 
alten biöber angegebenen Fällen ſchlechthin, alſo auch rüdjichtiich der Bor 
bireitungd:Handlungen und Wahn-Verbrechen, was übrigens mit den gewöhn« 
lihen Bolfd » Anfichten und der moralifhben Strafwürdigkeit menfchlicher 
Sandlungen am meiften in Einflang fände; — — oder man verbarre auf 
der ſtarren juridifhen Nnficht, daß nur da eine Strafe des Staated 
eintreten könne, wo auch eine ebjectiv-böfe Handlung vorliegt. und dafı 
die Ahndung aller übrigen, wenn gleich fittlih noch fo ftrafwürdigen, Hand» 
lungen, daher auch die Mafregeln gegen alle voraufgeführten Fälle biernies 
den nur der häuslichen Zuchtgewalt oder der Kirche, höchſtens noch der 
Präventiv-Vorkehrung der Polizei m. |. f. anheim zu fallen haben. — 
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An der Spitze aller dDießfälligen Beftimmungen ftellt es im erſten 
Saße des $. 8 die allgemeine (Übrigens blos negative) Beſtimmung auf 
„daß ein Verbrechen nicht erſt mit deffen Bollendung vorhanden ſei“. — 


Sofort erflärt es 


im Eingange des zweiten Satzes („Schon der Verſuch einer Uebel: 
that ift das Verbrechen“), daß auch der Verfuch eines Verbrechens 
Schon ftrafbar fein Fönne, fo wie daß er für den Fall, wenn er über: 
haupt flrafbar ıft, Das (nemliche) Verbrechen (wie das vollendete) bilde; 
und normirt eben dieſe Beltimmung noch genauer in dem Schluß: 
Zufaße („Es ift daher zc. 2c.”) zu dem 8. 8. 

Hiernach ſetzt es 


C. 


in der Fortfegung des zweiten Sapßes des $. 8 (anfangend 
mit den Worten: „fobald der Bösgefinnte ꝛc.“) die Merkmale feft, welche 
es zu dem ftrafbaren Verſuche eines Verbrechens als wefentlih erkannt. — 


Dann hebt es 


in den 88. 9 und 10, deren Juhalt von dem gegenwärtigen Gefeße 
ganz neu beigefügt wurde, zwei befonders wichtige Fälle oder 
Borausfeßungen heraus, rücfichtlich welcher es das Gefek für nöthig 
erfannte, ausdrücklich feſtzuſetzen, in welchem Stadium der hier 
vorausgeſetzten Verſuchshandlungen es ſelbſt bereits die im $. 8 nur 
ganz allgemein feſtgeſetzte objective Beſchaffenheit eines ſtrafbaren 
Verſuches erkenne. — 

Endlich vervollſtändiget es 


E. 


im $. 11 durch die Beftimmung, wann hiernach eine Handlung 
noch nicht als ftrafbarer Verſuch angefehen werden könne, ſowohl die 
allgemeinen Beftimmungen des $. 8, als auch die fpeciellen Anordnungen 
der $$. 9 und 10, zu einem übereinftinnmenden Ganzen. 
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Das Gefep erklärt alfo vorerft im $. 8: „daß zu einem Verbrechen 
nicht nöthig fei, daß die That. H. diejenige That, die von dem Gefehe 


als Verbrechen erklärt in) wirklich @. b. im der von der geſehlichen Begrifföbeftimmung 
dieſes Verbrechens als weientlih geforderten Wirkung oder Thatfählichkeit in Zeit und Raum 
nriheben, daber ald im dieſer Weile vor ſich gegangen finnlic wahrnehmbar vorhanden, und 
wicht blos ald möglich gedacht oder ald vermeintlich voransgefept) au geführt werde“ 
id. b. nah allen von der gefeglihen Begrifisbeflimmung zum vollfändigen Ber 


brechen für wefentlid erflärten Derfmalen oder Wirkungen vorhanden fei). 

Daß die vorftehende Gefegeäftelle, wie fo eben geſchehen, mit ſtren⸗ 
ger Eingrängung auf den eigenthümlihen Sprachgebrauch unſeres Ge 
feges und auf die in demfelben vorkommenden gefeglichen Begrifföbeftim- 
mungen der einzelnen Verbrechen interpretirt werden müffe, leuchtet daraus 
ein, weil das Gefeg fonft mit ſich felbft in Widerſpruch ftehen würde. — 
Wir müflen daher, um unfer Gefep natürlid, d. h. verftändig 
auszulegen, die Ausdrüde: „Ausführung“ oder „VBollbringung“ 
eines beftimmten Verbrechens, welche es im weiteren Berfolge diefes 
$. offenbar ſynonim gebraucht, fortan mit Fefthaltung des befonde- 
ren, in unferem Gefege angenommenen Sprahgebraudes und in ftetem 
Hinblide auf feine eigenen gefeglihen Begriffsbeftimmungen von den 
einzelnen Berbrehen gebrauchen. — Darum muß fchon hier wohl in's Auge 
gefaßt werden, daß der fpecielle Sprachgebrauch unferes Geſetzes 
binfihtlih der Begriffsbeftimmungen vieler einzelnen Verbrechen in Bezier 
bung auf die Frage, bei weldem Stadium der verbreherifhen Handlung 
das Verbrechen felbft ſchon als vollendet, und wann ed nur ald verfucht 
anzufeher fei, oft fehr bedeutend von dem allgemeinen Spradr 
gebrauche abweiche. So redet man z. B. nah dem gemeinen Sprach⸗ 
gebrauche fiherlih von einem vollbrachten Aufftande, einer volls 
brabten Erpreffung, einer vollbrachten Brandlegung (anderwärts 
wohl gewöhnlid Brandftiftung genannt), oder von einem volls 
brachten Raube erft dann, wenn im erften Kalle gegen eine obrigfeit- 
liche Autorität wirkliche Gewaltthat geübt, im zweiten einem Anderen eine 
beftimmte Leiftung, Duldung oder Unterlaffung bereits wirklich abgetroßt, 
im dritten an der in Brand geſteckten Sache bereits wirklid eine Feuers— 
brunſt entftanden (das Feuer ausgebrodhen), und im vierten Kalle endlich 
dem Angefallenen oder Bedrohten bereits wirklih eine Sahe abgenom⸗ 
men worden ift, während nad den gefeßlichen Definitionen, die von 
diefen vier Verbrechen unfer Gefeß (in den $$. 68, 98, 166 und 190) 
aufgeftellt hat, eben dieſe Verbrechen [hon ohne das Dafein der bemerk⸗ 
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ten Wirkungen al® vollendet anzuſehen find, indem in al’ diefen 
Fällen das Verbrechen bereits nah allen von der gefeklichen Begriffe- 
Beitimmung hierzu geforderten weientlichen Merkmalen vollftändig vor- 
handen ift, wenn auch Die oben bezeichneten Wirkungen noch nicht vor— 
handen, d. h. nicht wirklich eingetreten find, fondern wenn nur 
die übrige Handlungsweife in der auf diefe Wirkungen gerichteten Abficht 
vor fih gegangen ift. — Daraus folgt alfo, daß wir nah Maßgabe 
unferes Geſetzes in den cben erwähnten Fällen die feine Unterfheidung 
zwifchen dem vollbradhten Berbrehen des Aufftandes, der Er— 
preffung, Brandlegung nnd des Raubes von dem vollbradten Auf: 
ftande, der vollbrachten Erpreſſung felbft u. ſ. f., d. h. von dem (durch die: 
fes Verbrechen beabfihtigten) vollbrachten Factum mit Schärfe feit- 
zubalten haben. Jene — die Bollbringung des Verbrechens nemlich — 
kann nach unferem Gefeße ſchon längſt vorhanden fein, und tritt auch in allen 
vorftehenden Beifpielen längft früher ein, ehevor das Factum voll 
endet ift, und bevor alfo der gemeine Sprachgebrauh vom vollen- 
deten Aufitande u. f. f. fpricht. — Bei dem Verbrechen des Raubes 
hat unfer Gefeß felbft mit deutlihem Worte auf diefe Unterfcheidung ver: 
wiefen, indem es einerfeits die Definition diefes Verbrechens im $. 190 
fo ftrenge firirt, daß, wie bereits erwähnt wurde, ſchon die bloße Dro- 
hung, am dasjenige zu thun, was man im gemeinen Sprachgebraude 
„rauben“ nennt, nemlich „fih (mit Gewalt oder Drohung gegen eine 
Perfon) einer fremden beweglichen Sache zu bemächtigen“ zu der voll 
ffändigen Definition diefes Verbrechens, alfo zum voll, 
brachten Verbrechen des Raubes zureicht, während es im $. 192 
von dem „wirklichen Geraubtwordenfein des Gutes“ und in den 
88. 193 und 194 von dem „vollbrachten Raube im Gegenfaße des 
blos unternommenen Raubes“ redet, alfo deutlih ausfpricht, daß ihm 
die Bezeichnungen „vollbrahtes PVerbrehen des Raubes“ umd 
„vollbrachter Raub“ keineswegs identifch feien. 

Diefe Eigenthümlichkeit unferes Gefeges erlangt ihre praftifche 
Wichtigkeit dadurch, daß wir uns bei den Erörterungen zu O 
unter Nr. III. überzeugen werden, daß es von fehr bedeutender praf- 
tifher Wirkung fei, ob ein Verbrechen bereits vollbracht, oder erft 
nur verfucht ſei. — Sie muß aber nicht blos in den bisher mur 
beifpielweife erwähnten einzelnen, fondern grundfäßlich in allen 
jenen Fällen im Auge behalten werden, wo nad der gefeßlichen Be: 
griffs-Beftimmung das beftimmte Verbrechen (im Sinne des Gefeges) 
Ihon als vollbradht (wirklich ausgeführt oder vollendet) anzufehen 
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ft, wenn auch entweder der von dem Gefeke jelbft zu dem (volljtän: 
digen) Verbrechen wohl für die End» Abficht, aber keineswegs hin— 
ſichtlich des End-Erfolges als wefentlih erforderte fpecielle 
Ihat-Erfolg noch nicht eingetreten ift, was außer den ſchon oben ange: 
führten vier, noch bei fehr vielen anderen Verbrechen (3. B. 88. 58, SH, 
90, 96, 99, 101, 149, 158, 197, 209, 214, 217 u. ſ. f.) der Fall 
ft; oder wenn felbft gar kein böfer That-Erfolg eingetreten ıft, 
infoferne das Geſetz fih memlih zum vollftändigen Verbrechen mit 
einer gewiffen Handlungsweife, fogar ohne allen Thaterfolg, alfo 
im Grunde ſchon mit dem bloßen Verſuche eines gewiſſen Effectes 
begmügt, was 5. B. in den 88. 65, 76, 78, 105, 122 lit. ec) und d), 
147 u. m. a. gefchiebt. 


Zu B. 

Unfer Geſetz verfügt fofort, im contradictorifhen Gegenſatze zu 
dem jo eben (unter A) erklärten Ausfpruche weiter: „Schon m. i ale in 
Konfequenz aus dem vorgebenden Sage, auch bei wicht wirklich auögefübrter That, fondern wenu 
auch nur Das weiterhin im dieſem $. Folgende geſchieht oder geſchehen in) der Verſuch einer 
Uebelthat ſalſo nicht ſchlechthin was immer für einer That, ſoudern einer Uebel⸗That, 


das will ſagen, einer ihen an ſich oder objeetiv ale Uebelthat etſcheinenden Handlung. 
nemlich einer von dem Gefſetze ald Uebelthat erflärten und durch Die geſetzliche Begtiffs- 
beſtimmung ald Berbrechen feſtgeſetzleu Unteruchmang oder Unterlafung, — vergieihe oben 
Seite IBETEIT: das Verbrechen“ ſalfe dad nemfühe Verbrechen, wie Dasdjenige iſt, 
meren im erfien Abſatze dieſes $. (unter Ay Die Rede war, d. I. alfe Daffelbe Ber» 


breden, welches man durch „wirflihe Ausführung” der Uebelthat begangen baben 
würdeh. 


Hieraus erhellt alſo, daß das Geſetz ſchon durch die Wahl des 
beftimmenden Geſchlechts-Artikels („das Verbrechen“ *) den Grundfak 
ausgefprohen haben, daß nad unferem Geſetze in Der Regel das 
verjuchte Verbrechen eben fo zu behandeln und beftrafen fei, wie das voll- 
brachte. — Diefe Regel hat nun aber unfer dDermaliges Gefek zu 
allem Ueberfluffe in dem Nachfatze diefes $., der mit den Worten anfängt: 
„Es iſt Daher 2c. 2.” nod insbefondere wiederholt, obgleich es 
diefen Zuſatz eben durch das Wörthen: „Daher“ als etwas Selbftver- 
ftandliches zu erfennen gibt. — Nah dem klaren, und feiner befonderen 
Erläuterung bedürfenden Wortlaute dieſes Zufaßes hat daher: 


— — — 





Ueber die feinen, aber praktiſch wichtigen Unterfchiede, welche unſer 
Geſetz durch die Scharfe Feitbaltung des beftimmenden Gefchledhts» Artikels 
im Gegenfage des nicht beflimmenden an vielen enticheidenden Stellen con- 
fequent durchführt, vergleiche oben Seite 171, 184, und Anmerkung *) auf 
Seite 233. — 
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a) jede für das Verbrechen überhaupt gegebene Beſtimmung 
auch auf das verſuchte Verbrechen Anwendung zu finden, inſoferne 
das Geſetz nicht beſondere Ausnahmen anordnet; — und 
es iſt ſofort insbeſondere 

b) die im Geſetze häufig (zunächſt) nur für das vollbrachte Ver— 
brechen verhängte Strafe regelmäßig auch auf den bloßen Berfucd des 
felben, jedoch mit Beachtung des $. 47 lit. a, wornad er als Verfud 
jedenfalls milder zu behandeln ift, anzuwenden, wenn derfelbe, wie 
ſich von ſelbſt verfteht, nad der Vorſchrift des 8. 8 nur no überhaupt 
ftrafbar ift. 

Befondere Ausnahmen von diefer Beftimmung ordnet das Geſetz 
nur rücfihtlih des zweiten Theils derfelben (ad b) bei einigen 
Berbrehen an, infoferne es nemlich hie und da (z. B. in den $$. 59 lit. e 
80, 110, 113, 138, 145, 167 litt. d, Fund g, 191 und 193) für das 
verfuchte Verbrechen andere Strafbeftimmungen, und zwar entweder mil- 
dere Arten (Qualitäten) von Strafübeln, oder (quantitativ) geringere 
Straffätze feftgefeßt hat, als für das vollbrachte Verbrechen; oder in 
foferne es in anderen Fällen zur Anwendbarkeit einer gewiffen höheren 
Strafbeftimmung das wirkliche Eingetretenfein eines gewiffen Enders 
folges ausdrücklich fordert, und eben dadurd den Ball, daß diefer 
Enderfolg nur verſucht war, von der Subfumtion umter diefe ftren 
gere Strafbeftimmung insbefondere ausschließt (3. B. in den 88. 82, 86, 
88, 91, 94, 123, 126, 128, 130, 148, 151, 155, 156, 160, 161, 
und 167 lit. a, b, e, e). — 

Aus dem erften Theile dieſes Zuſatzes ergeben ſich nachſtehende 
unmittelbare Folgerungen: 

aa) Wenn das Gefeh bei irgend einer Handlung deren Crimina— 
tität (Feſtſetzung als Verbrechen) von dem Dafein eines gewiffen thatſäch— 
lihen Merkmals oder einer gewiffen numerifhen Größe abhängig madt, 
fo ift eine ſolche Handlung auch danı ein Verbrechen, wenn auch diefes 
die Criminalität begründende Merkmal nur im Stadio des Verſuches 
vorhanden war. Wenn z. B. das Gefe den Diebftahl ohne weitere Qua— 
lification exft bei einem Betrage von mehr ald 25 Gulden ($. 173), und 
die Verumtreuung erft bei einem Betrage von mehr ald 50 Gulden, oder 
den Diebftahl an verfperrten Sachen oder an Mineralien in Bergwerfen, 
oder die Veruntreuung von Amtsgeldern oder den Diebftahl eines bereits 
zweimal wegen Diebftahl abgeftraften Thäters ſchon bei einem Betrage 
von mehr als 5 Gulden als Verbrechen erklärt (58. 174 d, 175 d, 176 
lit, a. und 181), fo wird man allerdings auch diejenigen, welche nur bei 
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dem Berfuche eines Diebſtahls oder einer Veruntreuung ertappt wur: 
den, und in den erften zwei Fällen erweislich mehr ale 25 Gulden, 
und beziehungaweife mehr als 50 Gulden fih zuwenden wollten, in den 
nächten drei allen aber ihre Abficht wirklich auf die bezeichneten (quali 
ficirten) Objecte, und zugleih auf einen Höheren Betrag ale auf 
5 Gulden gerichtet hatten; und ebenfo im legten (fecheten) Falle den 
Thäter eines nur verfuchten Diebftahle von mehr ale 5 Gulden des 
Verſuches eines Berbrechens fhuldig erklären müffen ). 


*) Es mag nicht unbemerkt bleiben, daß felbft nah dem früheren 
Geſetze, in welchem der in Frage ſtehende Zufapg ausdrücklich nicht vor: 
fam, die Entſcheidung eines der obigen Fälle, ald einft eine fpecielle 
Frage bienwegen erfolgte, genau in dem obigen, von mir bdargeftellten 
Sinne erfolgte. — Man fragte nämlich, ob die Vorfchrift des $. 156, 2. I 
ded alten Gefeges („wornach der Diebftabl eines Thäters, der fhon zweimal 
Diebſtahls wegen gejtraft worden war, ohne alle Nüdfiht auf den Betrag 
zum Berbrehen wurde" — analog alfo dem $. 176, lit. a unferes der» 
maligen Geſetzes) auch auf den Diebflahld-Berfuch in der Richtung an— 
wendbar ſei, daf auch der (blofe) Verſuch eines Diebſtahls von Seite eines 
ſolchen Thäterd bereitd ein Verbrechen bilden foll: und die Antwort, welche 
bie höchſte Sefepgebung ſelbſt (Juftizbofdecret vom 6. März 1838, Nro. 261 
der J. ©. ©.) ertheilte, war ganz einfah bejahbend! — Wenn man 
alfo dieſe (bejabende) Eutjcheidung bereits im Wortlaute und Geifte des 
früheren Gefepes („Schon der Verſuch it Das Verbrechen“) gefunden 
bat: um wie viel zweifellofer iſt diefe Enticheidung jept, wo dad Gefep 
diefe grundfäslidhe Gleichftellung des verfuchten Verbrehend mit dem 
vollbrachten Verbrechen fogar ausdbrüdlich dur einen befonderen Zu» 
jap audgefprochen hat! — 

Eben hieraus dürfte fih denn auch die Zweckmäßigkeit des Vorganges 
tehtfertigen, wornach unfer dermaliges Geſetz den obigen Zufag, obgleich 
er, wie oben erwähnt, eigentlich fhon in der allgemeinen Verfügung ded 
Vorderfaged des $. 8. (gleihwie im ehemaligen $. 7) enthalten erfcheint, 
dennoh ausdrüdiih und insbeſondere beigefügt hat. Es wurden 
nemlih im Berlaufe der Zeit über die diehfälligen Beftimmungen des frühe» 
ren Geſetzes von Seite der Berichte mehrmals Zweifel und Anfragen er 
hoben, wie denn in jenen Fällen, wo bei einem einzelnen Verbrechen keine 
befondere Strafe für den Berfuch firirt fei, diefer zu beftrafen fei? — 
ob ferner die für ein vollbrachtes Verbrechen gegebenen gefeplichen Be» 
flimmungen aud auf den Berfud anwendbar feien? u. dgl. — Die Gefep- 
gebung hat, wie wir fo eben geſehen, den einzelnen fall, der ihr im Jahre 
1838 zur Frage unterlegt wurde, aus dem Geiſte des Gefeped in der 
zweiten Beziehung bejahend entfchieden. Allein auch die erftere diefer 
Fragen, welche wieder nur fpeciell in Beziehung auf das Verbrechen ded 
Kindesmorded geftellt worden war, hatte die frühere Gefeggebung mit bem 
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bb) Jene Erfhwerunge- und Milderungs-Umſtände, 
welche von dem Geſetze fowohl im Allgemeinen feitgefebt find, als and 
insbefondere bei einzelnen Berbrechen angeführt werden, find, fo 
weit das Geſetz Dies nicht in einzelnen Fällen ausdrücklich anders an 
geordnet hat, nicht blos überhaupt auch auf den Verſuch diefer Verbre— 
hen anzumenden, jondern in der Regel felbft dann im Anwendung zu 
bringen, wenn fie felbft ebenfalls nur im Stadio des Verfuhes 
vorhanden find. So wird man z.B. nicht nur ganz zweifellos den allges 
meinen Erſchwerungs-Umſtand der lit. e des $. 44, daß der Schuldige 
zugleih Ucheber eines Verbrechens war, oder den allgemeinen Milde 
rungsumſtand, daß er Schwach an Berftand oder noch nicht 20 Sabre alt 
war ($. 46 a), oder bei Verbrechen der Entführung den befonderen Gr: 
ſchwerungs- oder Milderungs:Umftaud, daß die Entführte noch nicht, oder 
bereits mehr als 14 Jahre alt war ($. 97), auch auf den Berfuch des 
Berbrehens ausdehnen müſſen, fondern z. B. auch die Umstände des 
8.44 Hit. a,b, d, e felbjt in jenen Fallen als allgemeine Erſchwerungs— 
Umſtände in Geltung zu feßen haben, „wenn Jemand mehrere Ber- 
brechen zu begeben, oder dasſelbe Verbrechen zu wiederbolen, oder Andere 
zum Verbrechen zu verführen, oder als Nädelsführer zu wirken nur ver: 
ſucht bat, oder den Milderungssllmftand der hit. ı des $. 47 felbft dann 
anwenden, wenn cr andere verborgen geweſene Verbrecher zu entdeden, 
und zu ibrer Einbringung Gelenenbeit und Mittel an die Hand zu geben 
auch nur (werjtcht ſich unter ſolchen Umſtänden, daß ſein Beftreben ſich 
nicht als ganz unbegründete Beſchönigung darſtellt) verſucht hat. — 
Ans dieſer Ausdehnung der im Geſetze bei den einzelnen Verbrechen zu: 
nächſt nur im Hinblicke anf das vollbrachte Verbrechen erwähnten 
Erſchwerungs- und MilderungesUmftande auch auf das verfudte Ber: 
brechen ergibt fi) als weitere Holgerung, daß auch auf den Berfud 
des Verbrechens 

ce) felbft die Wirkung des Dafeins dieſer Erſchwerungs- und 
MilderungssUmftände, nemlih die durch fie begründete Erhöhung und 





Hofdecrete vom 19. Auguft 1514, 3. 1098 der 3. ©. ©. in ganz gleidhem 
Einne entfchieden, und bereits der damaligen Enticheidung eine ausführliche 
Begründung in der Richtung beigefügt, dag diefe Entjcheidung wohl ohnehin 
im Wortlaute und Geifte des Gefepes liege. — Es ſchien daber zweckmäßig, 
dasjenige, was in eben diefer Novelle zunächft ald Degründung aus dem 
Geſetze geltend gemacht wurde, zur Befeitigung der ſich ſtets wiederholenden 
Zweifel und Anfragen ald unmittelbare Berfügung in das neue Gefek zu 
übertragen. — 
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beziebungsweife Milderung der Straſe (x80. 49 — 94), — insbeſondere 
aber auch jener andere Straffak angewendet werden müſſe, welchen 
etwa das Gefeß bei einzelnen Verbrehen wegen des Dafeins folcher 
Erſchwerungs- oder Milderungs - Umftände feitgeftellt bat. — So wird 
man folgerichtig diejenigen, welche z. B. bei den Verbrechen des Aufitan- 
des und Aufruhrs fih der in den 88. 70, 71 und 75 zur Begründung 
böberer Straffäße feftgefeßten Erfchwerungs-Umftande auch nur im Stadio 
des Verſuches fchuldig gemacht haben; oder denjenigen, der bei einem 
Diebſtahl erweislich mehr als 300 Gulden zu fteblen, oder einen 
Betrug mit befonderer Kühnheit oder Arglift zu verüben auch nur 
verfucht bat, allerdings mad den wegen diefer Umftände im den 
ss. 179 und 203 feftgefeßten höheren Etraffäken behandeln müſſen 
u. ſ. f. u. ſ. f. 


Zu C. 


In dieſem Theile des $. S Liegt der eigentliche Nerv der geſetz— 
lichen Anordnung über den ftrafbaren Berfuch eines Verbrechens (eri- 
minellen Berfuh). — Das Geſetz fordert mit beitimmtem Worte zum Das 
fein des criminellen Berfuhes das vereinigte (cumulative) Eintreffen 
von folgenden drei wefentlihen oder unerläßlichen Merkmalen, 
fo daß, wenn auch mar Eines derfelben nicht vorhanden ift, von dem 
ftrafbaren Berfuche dieſes (bejtimmten) Verbrechens nicht mehr die Rede 
fein fan: 

I. daß der Thäter „ein Bösgeſinnter“ fe; 

1. daß „er eine zur wirklichen Ausübung führende 
Sandlıng unternommen babe,“ und daß 

Il. „die Bollbringung des Verbrechens aber nur 
wegen UInvermögenheit, wegen Dazwifchenkunft eines 
fremden Hinderniffes oderdurdh Jufallunterblieben fei*. 


Zu 1. 


Diefes erfte, von unferem Gefege zum firafbaren Verſuche 
eines Verbrechens geforderte Merkmal, daß memlid derjenige, der 
desselben ſchuldig erflärt werden fol, vor Allen „bösgeſinnt“ 
fein, d. 5. feinen (böfen) Borfaß auf diejenige Handlung gerichtet 
haben müſſe, welche das Gefeg als Uebelthat oder Verbrechen erklärt hat, 
und welche zu unternehmen er wenigſtens begonnen bat, folgt im 
Grunde wohl fhon aus dem $. I, da ja das Geſetz im 8. 8 den ſtraf— 
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baren Berfuh ald „Verbrechen“ bezeichnet, nach $. 1 aber zu jedem 
Verbrechen, alfo auch zu einem blos „verſuchten“ Verbrechen (böfer) 
Borfag erforderlich ift. 

Es liegt ferner diefes Merkmal wohl auch ſchon im gemeinen 
Sprachgebrauche (vergl. oben Seite 237) des „Berfuches“ (Conatus) 
einer Handlung überhaupt, wornadh man darunter immer ein Sich— 
Beftreben oder Mühegeben, ein Beginnen, Unternehmen, oder Thätigfein 
verfteht, um eine gewiſſe Abficht, einen fih vorgefeßten Zwed zu 
erreichen ; daher das „Wiffen und Wollen” des Zwedes, den man 
anftrebt, und der Handlung, die man ald Mittel zu demfelben 
wählt und feßt, fhon in dem Worte: „verſuchen“ inenthalten iſt. — 

Dennoch ift es wichtig, daß das Geſetz diefes Moment als eines 
der wefentliben Attribute des ftrafbaren Verſuches ausdrücklich 
feftgefeßt hat, um fchon hierdurch anzuzeigen, daß ihm ein Verfuch von 
blos fabrläffigen (culpoſen) Handlungen unbefannt fei. Diefe Unan- 
wendbarkeit der Begriffsbeftimmung eines Verſuches aufblos culpofe 
ftrafbare Handlungen im Ganzen, jo wie auch auf alle jene einzelnen 
Beftandtbeile einer ftrafbaren Handlung, welde nach deren gefeßlichen 
Begriffebeftimmung nur ale culpofe Momente vorausgefekt werden, 
liegt übrigens auch fhon in der Natur der Sache. Das Wefen der 
Fahrläffigkeit (Culpa) liegt ja gerade darin, daß aus Anlaß einer 
willkürlihen Handlung eines Menſchen ein Uebel entjtanden ift, welches 
von dem Handelnden nicht gewollt wurde, obgleich es von ihm allerdinge 
hätte vorhergefehen und vermieden werden können (vergleiche Seite 
52 und 138), daß alfo der That- Erfolg über den Willen hinaus: 
gegangen fei, oder mit anderen Worten, daß der That: Moment den 
Willens: Moment überragt babe, alfo mehr (Uebel) geſchehen ift, ale 
gewollt wurde, während das Wefen des Verſuches nad demjenigen, 
was ſchon der unbeftrittene Sprachgebrauch in diefen Ausdrud — im Ge: 
genfage der Vollendung einer Handlung — bineinlegt, auf dem gerade 
entgegengefegten Momente beruht, daß memlich hier weniger ge 
ſchieht, als gewollt wurde, d. i. dasjenige gar nicht, oder nicht vollftändig 
verwirklidhet wird, was der Handelnde angeftrebt hatte, daß alfo mit 
anderen Worten bei dem Berfuche der Willens: Moment den That-Moment 
überreihe. — Defhalb können vermögeibrerinneren, einan— 
dergegenfeitig abſtoßenden Weſenhaftigkeit Berfudh und 
Gulpa fih nie mit eimander in Eines vereinigen‘). 


*) Alle für die Degriffsmöglichkeit eines fogenannten culpofen 2er 
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Die Beftimmung aber, unter welben Borausfegungen einem nur 
im Stadio des Verſuches eines Verbrechens ftehenden Thäter der 
(böfe) Borfag, als auf das (vollendete) Verbrechen gerichtet zur Laft 
gelegt werden könne, ift aus dem $. 1 unſeres Geſetzes, und den hierüber 
oben (Seite 136—159) gegebenen Ausführungen zu entnehmen. 


Zu 1. 


Hier erflärt das Geſetz, daß der Verſuch eines Verbrechens nur 


dann ftrafbar fei, wenn der Bösgefinnte: 

* eine zur wirk lichen talfe in Zeit und Maum geſchehenden, und alethaf 
ſachlich ereignet fi unſerer änßeren ſiunlichen Wahrnehmung darftellenden, objertiv 
vorbandenen und nicht blos möglichen oder vermutbliden) Ausnbung iD. t, tbatfäd- 
lichen Verwirklichung oder Begehung) führende Caffo wenn auch nicht ſchon die volle Aueübnug. 
oder die ganze baudiung im ſich einſchließende, fondern nur eine zu ibr führende, d. b. 
alfe ibr wenigfiens annäbernde) Handlung (d. I. Unternehmung oder Unterlaffung, pofitiwe 
oder negative Thätigfeit, wie aus der Bernleihung mit $. 1 erbeilt) unternommen bat“ 
id. b. entwerer diefe Handlung volſtänmdig ansacfübrt gänzlich im MWirftichfeit geſetzt, 
und ats ſolche beendiget bat, wie Das Geſetz felbt Dieice Wort ald gleichbedeutend mit Be 
gebung oder wirflihen Segung einer pojitiven Tbärzkeit im Segeniage von bloker 
Unterlaffung in dem $8. 1, 11 und 9% braudt, — oder dieſelbe wenigitens angefangen, 
biergu einfeitende Schritte thatfächlich gemacht, den Anfang dieſer Handlung sur Bewerkſtelligung 
eines gewiſſen Zweckes geſetzt bat, indem das Beleg ſelbſt am ſeht vielen anderen Eicllen ben 
Austrud „‚umternemmen in Diefer Tebteren Bebentung in Anwendung bringt, 4. B. 6%. 43, 
5s, 60, 62, 128. 138, 11, 114, 155, 166, 167 hit. d umd g, 169, 191 u. m. a.) *). 





fuches, oder anderwärls für den „Berfuch einer culpofen ſtrafbaren Handlung” 
geltend gemachten Gründe und Beifpiele fünnen feine andere Weſenheit 
der Culpa und dei Verſuches ſchaffen, und werben daher bei näherer Bes 
leuchtung immer an den oben dargelegten Erwägungen jcheitern. Wenn das 
Geſetz 3. B. in den 88. 356 und 357 die Unwiſſenheit oder Ungeſchiclichkeit 
eines Arztes oder Mundarzted nur dann für Arafbar erklärt, wenn hieraus 
(aber wohlgemerkt nur ex Culpa!) eine fchwere körperliche Beſchädigung oder 
der Tod eines Menfchen erfolgt ift, fo kann ich doch von demjenigen Arzte 
oder Wundarzte, der gerade daran war, eine recht ungeichidte Ordination 
oder Operation vorzunehmen, welde ohne Zweifel eine der erwähnten üblen 
Folgen herbeigeführt haben würde, ober noch rechtzeitig, fei es auch durch 
einen Anderen, davon abgemahnt wurde, nicht fagen: „er babe verfudt, 
eine diefer üblen Folgen herbeizuführen“, — da ja voransfeklih fein Wollen 
und Streben gar nie anf diefe Folgen abgezielt hatte. Man kann höchſtens 
fagen: „Es war nahe daran, daß diefe Folgen aus feinem Verſchulden ein» 
getreten wären“, nie aber: „daß der Handelnde diefelben in ein bewuß— 
te8 Handeln und feinen angeftrebten Zwed eingefchleffen, d. h. fie herbei« 
zuführen gefucht hätte!“ 

*) Wichtig für das Verſtändniß der obigen Gefegeäftelle ift die Ber 
Heihung mit dem Wortlaute derjenigen früheren Geſetze, aus melden der 
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Wenn wir nım auch blos den Wortlaut diefer Gefeßesftelle mit 
grammatifalifcher Schärfe fefthalten, fo kann es keinem Zweifel unter: 


dermalige Text fih durh allmälige Fortbildung aus dem jeder neuen 
(Sejeß » Redaction vorgelegenen unmittelbar» vorbergegangenen Geſetze ent: 
wickelt hat (dal. Seite 27 — 30). — Das erfte allgemeine öfterreichifche 
Strafgejep, nemlich die Constitutio Criminalis Theresiana vom 31. December 


1768 ſpricht fih im Art. MI, $. 15 wörtlich in folgender Weile aus: „Da 
eine Uebeltbat durch Unternebmung des Berbotenen, und Ilnterlafjung des 
Gebotenen verübt wird, fo folget hieraus, daß bloße Gedanken und inner 
liches böfes Vorhaben insgemein nicht unter die Verbrechen gehörig, folgfam 
feiner balsgerichtliben Etrafe unterliegen; ed wäre denn, daß der Bösge— 
finnte Durch einige Bemühung, Beftrebung und Berfudh der That 
fh zur wirflihen Ausübung des Verbrechens angefhidt, fomit das 
Borhaben durch äußerliche Kennzeichen veroffenbaret bi hätte. 
Wie aber eine unterftandene, und nicht vollbrachte Miſſethat zu beftrafen ſei? 
wird in dem 13. Artikel vorkommen“. — Der 13. Artikel beſtimmte ſofort im 
8. 1: „Daß bloße Gedanken, ſo durch äußerliche Wahrzeichen ſich nicht 
zu Tage legen, keiner welthichen Strafe unterliegen, iſt oben Art. 3, 8. 15 
gemeldet worden. Die Verbrechen geſchehen alſo durch äußerliche Handlungen; 
zumalen aber dieſe zuweilen zwar angemaſſet, jedoch nicht vollbracht werden, 
fo kommet bier auszumeſſen: welchergeſtalten eine Thatanmaſſung und 
unausgeführte Unternehmung einer Mißhandlung ſiraffällig ſeie.“ 
— Der $. 2, deſſen Inhalt in der Randgloſſe mit: „definitio conalus“ be— 
zeichnet wird, fährt fort: „Die Bemüh-, Beftreh - Anmaffung, oder Berſuch 
einer Miffetbat ift, wenn Jemand durch Auferlibe Zeihen oder Wert 
ſich derfelben unterziehet, folde aber entweder durch eigene Reu, 
oder Ohnvermögenbeit, oder aus fremder Behinderung, oder durch Zufall nicht 
vollbracht worden“. — Der $. 3 endlich jagt: „Die Thatanmaffung ift ent 
weder erftlich: noch entfernt, und bejtcht nur in einer ernfllihden Wil— 
(ensäußerung, oder einer vorbereitlihen Anfebrung, woraus 
die That felbft unmittelbar noch nicht erfolgen kaun; oder fie ift 
andertens: zur That fchon näher gefommen, und allfchen zubereitet, daß 
nichts als der wirkliche Vollzug abgebet; oder fie ift drittens: ein wirk 
liher Ihatvolljichungsverfuß, wo von Geite des Thäters alles, was 
zur Bewerkitelligung der That im feiner Macht geflanden, angewendet 
worden”, — 

Das unmittelbar folgende, nemlich das Jofephinifche Etrafgefeg dom 
2. Aprit 1757 bejtinimte im 8. 9 des erſten Theils: „Obſchon der Gedanke, 
und ein inneres Vorhaben allein no fein Kriminal-Berbrechen find; fo if 
doc zum Verbrechen auch nicht nöthig, daß die Uebelthat wirklich ausgeführt 
werde. Schon der Berfuch der Uebeltpat ift eın KriminalsBerbrechen, ſobald 
der Vörgejinnte zur wirklichen Ausübung derjelben fich angefhidet, und 
fein Vorhaben durch äufßerlihe Kennzeihenund eine handlung 
offenbaret hat, die That aber in der Folge nur aud Umvermögen, aus 
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liegen, dag „unjer Geſetz zum ftrafbaren Verſuche eines Ver— 
brebens von Seite der Handlung eine foldhe objective 
Beihaffenbeit derfelben als unabmweislihes Merkmal 
erfordere, welche mit dem beabſichtigten (vollbradhten) Ber- 
brehen bereits in einem objectiven urfädhlihen Zufam- 
menbange (in eimem realen Gaufalnerus) geftanden war, oder 
mit anderen Worten, welche bereits ein wirklider An— 
fang ihrer Ausführung gewejen war, oder welche in der 
sortfeßung desjenigen, was bereits begonnen worden 
war, wenigftens annähberungsweife den objectiven, von 
der gefeklihen Begriffebeftimmung eines beftimmten 
Verbrechens zum vollftindigen Verbrechen geforderten 
Thatbeftand, oder die wirflihe Vollbringung des Ber 
brechens herbeigeführt haben wurde”. — 


Dieß erhellt ſchon 
a) aus der von dem Geſetze mit fo geſuchtem Nachdrucke getroffenen 
Wahl derjenigen Ausdrüde in der eben erflärten Gefegesitelle, welche 
auf den realen Zufammenbang zwifhen der Verfuhs-Handlung und 
dem vollbrahten Verbrechen hinweiſen. Hätte fih das Geſetz auch blos 
mit dem Ausdrude begnügt: „es müfje in der Berfuhs- Handlung eine 
zur Ausübung des vollbrachten Verbrechens führende Handlung wahr: 


dazwiſchen tretendem fremden Hinderniffe, oder aus Zufall nicht vollbradt 
worden ift.“ — Der $. 4 des zweiten Theild jenes Geſetzes [über die jo- 
genannten politiſchen (Polizeis) Verbtechen] fegte bei: „Der bloße Verſuch 
läßt feine Anſchuldigung eines politifchen Verbrechens zu, diejer Verſuch 
mag ſich durd was immer für äußerliche Kennzeihen und An» 
bildung geoffenbart haben, oder aus was immer für Umftänden die 
Ibat in der Folge unterblieben fein mag”. — 

Das weftgalizifhe Strafgeſetzbuch vom 17. Juni 1796 in feinem 
$. 12 und das Eirafgefep rom 3. September 1503 im 8. 7 des I. Theils 
batten bereitd jene wörtlihe Faſſung, welche in dem erften Abſatze unferes 
termaligen $. 8 beibebalten if. — Das Gefep vom Jehre 1503 enthielt 
nur noch in feinem zweiten Theile 8. 6 cine befondere Vorſchrift ana» 
logen Inhalts auch binfichtlih der ſchweren Polizei-Ucbertretungen, in folgen- 
dem Wortlaute: „Auch der Berfuh einer ſchweren Polizei » Uebertretung 
madıt ftrafbar, wenn der Vollzug der Uebertrelung nicht aus dem Wil: 
len des Handelnden, jondern blos durch Dazwiſchenkunft zufälliger 
Umftände unterblieben ift”. — Diefe Particular » Vorſchrift rüdfihtlih des 
zweiten Iheild des Strafgefeped wurde in unferem dermaligen Gejeke 
vermöge der allgemeineren Faſſung feines $. 239 völlig überflüffig. — 

Hu, Gommentar, 20 
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zunehmen fein“, fo wäre im Grunde fhon der ob jective Zuſammen— 
bang derjelben mit der „thatſächlichen Verwirklichung“ des Ber: 
brechens angedeutet worden; allein e8 verftärfte dieſen Ausdruck durd 
die Beigabe des potenzirenden Prädifates: „zur wirflichen Aus- 
übung“, womit es alfo fprachrihtig und werftändiger Weife nichts Ande- 
red ausdrücden konnte und ausgedrüdt bat, als daß der erwähnte Zu: 
fammenhang ein nicht etwa fingirter, ja nicht einmal ein blos voraus- 
gefepter, vermeintlih vorhandener (putativer), möglicher, vermutheter, 
wahrfcheinliher, fondern ein that ſächlich dageweſener, ein Außer 
lid nahmweisbarer, oder daß mit anderen Worten, die Berfuche:- 
Handlung objectiv geeignet gewefen fein müffe, um die von dem 
Gefepe ald Verbrechen erklärte Uebelthat in Zeit und Raum wenigftens 
annäherungsweife gefhehen zu maden, oder als wirflihe Thatſache 
in’s Leben zu führen. — 


Diefe Auffaffung unferes Geſetzes findet ihre Beftätigung 


b) in dem $. 11 unferes Geſetzes. — Diefer ganze Paragraph wäre 


ja an umd für fich höchſt überflüffig gewefen, wenn durch denfelben nur 
der fih von ſelbſt verftehende Gemeinplag: „daß man für bloße Ge: 
danken und innerlides Borhaben nicht (bürgerlich-) ftrafbar fei“ 
auggefprohen werden follte. Sein eigentliher Inhalt und der 
Grund, aus welchem ihn der Gefeggeber den Gefegesftellen über den 
criminellen Berfuch gleihfam als Füllſtück angereiht hat, ruht aufjener 
Beftimmung desfelben, wornah das Gefeß zur Strafbarkeit einer (Ver: 
ſuchs-⸗) Handlung ald wefentlich erfordert: „daß eine äußere böfe 
Handlung, oder eine Unterlaffung einer gefeßlich gebotenen Vorſchrift 
gefeßt worden fein müſſe.“ — Dadurch hat alfo das Gefeß wiederholt 
und pofitiv diejenige ſchon im $. 8 bezeichnete, objectine Beſchaffen— 
beit der Berfuchd - Handlung angeordnet, daß fie als Handlung und 
als äußere Handlung, d. h. an und fürfich böfe*) fein; oder wie fid 








*) Daß das Epitheton „böfe” ſich nah dem ganzen Zufammen- 
bange des $. 11 mit fidy felbft und mit dem $. 8 nicht etwa das fubjec- 
tive Moment andeute, wornach es nemlich nur auszudrücken hätte: daß bie 
Handlung von Seite des Thätters eine böfe, d. h. eine von ihm fubjec- 
tiv bös gemwollte, oder mit anderen Worten: „mit böfem Vorſatze unter 
nommene” fein müffe, leuchtet wohl ſchon daraus ein, daß ja dieſes Merl: 
mal — abgefehen davon, daß es ohnehin bereits im $. 1 rüdjihtlih jeder 
verbrecherifchen Handlung vorgezeihnet iſt, — gerade bei dem Berfude 
von dem Gefege auch noh insbeſondere vorgejchrieben wurde (vergleiche 
das chen erft ad 1 Gefagte), und daher von dem Gefepgeber, wenn ihm 
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das Geſetz ſelbſt ausdrückt, in joweit fie eine Unterlaſſungs-Handlung iſt, 
in der Unterlaffung einer gefehlich gebotenen; — oder in foferne fie 
eine pofitive Thätigkeit ift, in der Sehung einer gefeklih verbotenen 
Thätigkeit befteben müffe. Es genügt alfo auch nad die ſer Vorſchrift 
nicht jede, wie immer geartete äußere Handlung, die nur überhaupt den 
böfen Borfag an den Tag legt, oder die nur vermeintlich in der 
fubjectiven Borausfeßung des einen oder anderen Menfchen eine 
Uebeltbat ift, fondern es ift hierzu eine ſolche äußere Handlung oder 
Unterlaffung nöthig, an weldher man bereits in ſich jelbft Etwas 
objectiv-gefeßwidriges zu erfennen vermag. — 


Die nemliche Anfhauung ergibt ſich ferner 

e) auch daraus, daß das Gefeß ſchon im Eingange diefed $. da, wo 
es vom Verſuch ald Gegenſatz vom vollbrahten Verbrechen ſpricht, in 
den Worten: „Schon der Berfuch einer Uebelthat iſt das Verbrechen" 
zu erfennen gibt, daß es nicht den Verfuch einer jeden wie immer gearte- 
ten, fondern nur einer foldhen That als criminellen Verſuch feft- 
ftellen will, in der fhon an und für fih das Wefen einer „Webelthat“, 
d. h. einer von dem Gefeße objectiv ald gefekwidrig oder ald 
Verbrechen erklärten That äußerlich erfheint (vgl. die vorftehend auf 
Seite 297 zu B enthaltene Ausführung). 


Diefe Anfiht findet überdieß 

d) eine Beftätigung auch darin, daß das Gefeg in den Worten: „der 
Verſuch eimer Uebelthat ift das Verbreben“, wie wir uns aus der oben 
(Seite 297) enthaltenen Ausführung überzeugten, ausgeſprochen habe, 
dag das verſuchte Verbrechen in der Anfhauung unferes Geſetzes 
das nemliche fei, wie das vollbrachte, und daß daher der Verſuch 
eines Verbrechens den nemlihen objectiven Thatbeftand, wie 
das vollbradhte Verbrechen habe, und wohl haben muß, wenn irgend eine 


nicht geradezu eine unlogifche Redeweile aufgebürdet werben will, in der 
damit ummittelbar zufammenhängenden Gefepeöftelle fhon einmal nicht ala 
tautologe Wicderbolung des fo eben Bejagten gebraucht worden fein wollte, 
um fo weniger, da diefe Bedeutung bier doch nur figürlidt dem Ges 
ſetze unterfhoben würde, denn die böfe Geſinnung ded Handelnden 
macht ja die Handlung felbft noch nicht zu einer böfen, und doc ſpricht 
dad Geſetz im ’S. 11 nur von einer böfen Handinng, und hat, um ſchon 
durch die äußere Stellung diefes Wörtchens: „böſe“ anzubeuten, daß ed 
damit nur den objectinen Gharafter der Handlung, und nicht die fub- 
jecfive Willensbefchaffenheit des Handelnden bezeichnen wollte, daſſelbe ſehr 
bezeichnend zwifchen die Worte: „äußere“ und „Handlung“ hincingefept. — 
20° s 
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Identität zwiſchen vollbrachtem und verfuchtem Verbrechen behauptet 
werden will. Dieſe Gleichheit des objectiven Thatbeſtandes iſt aber nur 
dann vorhanden, wenn ſich in dem Verſuche eines Verbrechens wenig— 
ſtens der Anfang der wirklichen Ausführung des vollbrachten Ver— 
brechens, oder mit andern Worten — doch irgend ein objecti- 
ver und integrirender Beftandtheil des wahrnehmbaren 
Ihatbeftandes des letzteren erfenuen läßt. 

Einen no überzeugenderen Beweis dafür, dag die von mir (jedoch 
wohl zu beachten nur de lege lata austriaca) hier verfochtene Anficht 
wirklich diejenige Satzung war, welche unfer dermaliges Gefeß durch 
feine $$. 8 und 11 feftitellen wollte, liefert 

e) die rehtshiftorifhe Entwicklung des Wortlautes unferes 
dermaligen, fo wie auch ſchon des MWortlautes des Gefehes vom 3. 
September 1803 aus der früheren öfterreichifhen Strafgefeßgebung. — 
Aus einer auch nur oberflächlichen Vergleichung der oben (in der 
Anmerkung auf Seite 303 und 304) angeführten analogen Stellen des 
therefianifhen Strafgefeßes mit dem ihm nachgefolgten Joſephi— 
nischen wird man fich leicht überzeugen, daß in jenem noch jede, wie 
immer geartete äußerliche Manifeſtation eines verbre— 
ch eriſch en Willens, beſtehe ſie auch in einem an und für ſich (objectiv) 
noch fo unpaffenden Mittel, in einer noch fo entfernten Vorbereitungs— 
handlung, in einem noch fo geringfügigen Außerlihen Zeichen, oder fogar 
nur in einer (ernſtlichen) Willensäußerung, bereits als ftrafbarer 
Verfuch erklärt wurde; — während das Joſephiniſche Geſetz dieſe 
Strenge bereits dahin mäßigte: „daß fich der Thäter, um feinen Verſuch 
als ſtrafbar erklären zu können, wenigſtens ſchon zur wirklich en Ausübung 
der That angefhicdt haben, und (dadurd) fein Vorhaben durd 
anperlihe Kennzeichen und eine Handlung offenbart haben müſſe.“ 
Es fordert alfo wenigftend ſchon, daß dag „Sid anfhiden“,d. h. 
das Sih-PBorbereiten in einem realen GCaufalnerus mit dem wirk— 
lichen Verbrechen geftanden fei, begnügte ſich aber einerfeits mit dem 
blogen „Sich anfhiden“, und legte and'cerfiitd das Hauptgewicht 
doch wieder in die „Offenbarung des verbreiherifchen Willens durch 
äußerliche (fonft nicht näher charakterifirte, daher wie immer geartete) 
Kennzeichen und durch eine (alfo ebenfalls nicht näher bezeichnete. daher 
objectiv wie immer befchaffene) Handlung”. — Die fpätere 
Geſetzgebung aber — und zwar, wie wir oben gefehen haben, bereits das 


‚ weitgalizifche, und wörtlich gleichlautend das Strafgefeg vom 3. September 


1503, jo wie auch unfer Dermaliges Geſetz — hat einerfeits nicht nur ftatt 
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des Wortes: „ſich zur wirklichen Ausübung anſchicken“ denvielengeren 
Ausdrud: „eine zur wirklihen Ausübung führende Handlung 
unternommen haben” gewählt, und and'rerfeits von der bloßen 
Dffenbarung des böfen Willens gänzlich geſchwiegen; fondern auch 
ftatt diefer, im $. 11 „eine äußere böfe Handlung“ ale Conditio sine 
qua non zum flrafbaren Verſuche gefordert, — Was für ein anderer 
Sinn und was für eine andere Willené-Abſicht könnte nun wohl 
vernünftiger Weife diefer fortfchreitenden Umänderung an 
den gefeglihen Wortlaute unterftellt werden, als daß die Gefekgebung 
in dem dermaligen Gefege alle jene Stellen der früheren Gefeke ab- 
fihtlih weglaffen wollte, aus denen man zu folgern vermöchte, daß 
auch Schon bloße Vorbereitungshandlungen (das bloße „Sich anſchicken“) 
zu einem Verbrechen, oder daß jede wie immer geartete äußere Handlung, 
wodurd ein verbrecherifcher Wille offenbart würde, bereits als ein erimi— 
neller Verſuch angefehen werden follen? — Liegt alfo hierin nicht eine 
anfallende Betätigung der verflocdhtenen Anfiht, dag von unferem 
heutigen Geſetze nur ein wirklicher Anfang der thatſächlichen Ausfüh— 
rung des objectiven Verbrechens als firafbarer Berfuch deffelben ftatwirt 
werden wollte? — 
Endlich können 

) als Bekräftigung diefer Auffaffung unferes pofitiven Geſetzes 
(der lex lata) auch alle jene legislativen Betrachtungen angefehen 
werden, welche oben (Seite 239— 291) für die mildere Alternative 
der Straflegistation in Beziehung auf die Hauptfrage des ftrafbaren 
Berfuches zunächſt blos de lege ferenda geltend gemacht wurden, 
nicht nur deßhalb, weil fie den chen dargelegten Sinn unferes pofitiven 
Gefeges überhaupt mit fehr plaufiblen und praktiſchen Gründen kräf— 
tigen und unterſtützen, fondern auch noch aus dem ſpeciell-hiſtori— 
ſchen Grunde, weil zu der Zeit, als die in Frage ſtehenden Geſetzes 
Stellen unferes pofitiven Gefeßes urfprünglich entjtanden find, nem: 
lich zu Ende des vorigen und am Anfang des laufenden Jahrhunderts, 
diefe mildere Anficht über den Gegenftand der Frage in der Wiffenfchaft, 
der Legislations- und Judicatur-Praris, wenn aush nicht allgemein und 
unbeftritten, doh vorherrfhend gangbar war, amd eben darum ſonder 
Zweifel auch auf die im Werke geftandene öfterreihifche Codification 
maßgebenden Einfluß gewirft hatte. — 

Aus der chen erläuterten Beſtimmung II unferes Gefehes ergibt 

fh num die Löfung der ſchon früher angedeuteten cafuiftifhen Fragen, 
welche feit mehr denn einem halben Jahrhundert den Gegenjtand der 
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beftigften Gontroverfen in der Wiffenfhaft, gleihwie in der Rechtſpre— 
hung der Gerichtshöfe und bei der Codification bilden, al® unmittelbare 
Folgerung wohl fhon von ſelbſt. — 

Nah Maßgabe der dermaligen pofitiven Beftimmungen 
des öfterreichifchen Strafgefeges feheinen daher die erwähnten 
ftreitigen Fälle in folgender Weife entfchieden werden zu 
müſſen: 


1. 


„Blofe Borbereitunge:- Handlungen zu einem Ber: 
brechen (wergleihe oben Seite 258) find noch nicht ale ftraf: 
barer Verſuch diefes Verbrechens anzufehen“. 

Derjenige 5. B., von dem etwa durch fein eigenes Bekenntniß, 
unterftüßt durch mancherlei äußere daſſelbe beftätigende Thatumſtände 
bewieſen wird, daß er ſich Mordwerkzeuge, Waffen, Gift u. dgl. zur Aus— 
führung eines Mordes ($. 134), oder Schwefel, Pechkränze, Lunten, 
Brander 1. Dal. zur Bollziehung einer Brandftiitung ($. 166), oder 
Dietrihe, Nahfchlüffel, Leitern und Brechwerkzeuge zur Begehung eines 
Diebſtahls ($. 171), oder Stempel, Matrizen, Prägeftöde, Waſſerdruck— 
mafchinen u. f. f. zum Behufe der Nachmachung von öffentlichen Eredite: 
papieren oder einer Münzverfälfhung ($$. 106 und 118) eingefhaftt- 
und all’ diefe Dinge da zu feinem Zwede bereits gehörig zugerichtet habe, 
ift nach unferem Gefeße noch nicht des ftrafbaren Verſuches des beab- 
ſichtigten Verbrechens ſchuldig, weil in all’ diefen Fällen noch feine „zur 
wirflihen Ausübung des beabfichtigten Verbrechens führende Handlung 
unternommen worden ift" , oder weil noch Feine ſohche äußere Handlung 
vorliegt, welche ſchon an ſich einen objectiven Beftandtheil der ver: 
brecheriſchen Uebelthat darböte, oder mit der von dem Gefege zu dem 
in Frage ftehenden Verbrechen in irgend einem wirklichen Gaufalnerus 
ftünde. — Dabei wird nicht in Abrede geftellt, daß derlei Borbereitungs« 
Handlungen vielleiht in anderer Beziehung ftrafbar erfcheinen, z. 2. 
die Beifhaffung von Waffen nah Maßgabe der etma insbefondere be 
ftehenden Waffenverbote *), die Erlangungsweife der Nachſchlüſſel zum 
Diebftahle als Mitfhuld an der Uebertretung des $. 469, das Halten 
eines (urfprünglich zum Zwede einer künftigen Nahmadhung von öffent: 
lihen Greditspapieren oder Münzen eingefchafften) Prefwerfes nad 
$. 326 u. f. f.; allein hier handelt es fih nur darum, daß derlei 


*) Vgl. oben die Anmerkung *) auf Seite 291. 
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Handlungen in jener Zielrichtung, in welder fie zunäch ſt begangen 
wurden, nemlich ala Vorbereitungen für ein gewiſſes Verbrechen, fo lange 
noch nicht als der Verſuch dieſes Verbrechens ftrafbar find, bie der 
Thäter zu einer folhen weiteren Handlung fchreitet, welche wenigftens 
ihon den Anfang der wirfliden Berwendung der herbeige- 
ſchafften Werkzeuge oder Mittel bildet, und eben dephalb nah dem allge: 
meinen Sprachgebrauche fhon ale der Anfang der verbrederifchen 
Handlung mit dem Namen eben diefes Verbrechens benannt wird. 
Dieß genau zu beftimmen, und hiernach feftzufegen, durch welches 
Stadium der Handlung diefelbe von einer bloßen Vorbereitung (d. i. von 
dem entfernteften Verſuche, wie fie die älteren Griminaliften nannten) 
in den eigentlihen Anfang des Verbrechens (Inchoatio, oder ehemals 
ſ. g. entfernter Verſuch) übergehe, mag in einzelnen Fallen (in con- 
ereto) allerdings fhwierig fein, fo z. B. ob das bewaffnete Auflauern in 
mörderifcher oder räuberifcher Abficht bereits als Anfang des Mord: oder 
Raub-Unternehmens, oder ob die Verheimlichung der Geburt, in der 
Abficht, um hierbei das nengeborne Kind zu tödten, bereits ala entfernter 
Berſuch des Kindesmords angefehben werden könne. — Allein mit Bes 
achtung der befonderen Umjtände jedes einzelnen Falles wird fi Dich 
nach der eben angedeuteten Richtfchnur dennoch felbft in einer dem allge: 
meinen Rechtsbewußtfein des Volkes entfprechenden Weife ermitteln laffen. 
So behauptet man z. B. felbft im gewöhnlichen focialen Leben von dem 
jewigen, der bereits das zur Tödtung gewählte Gift in die für fein er- 
fornes Dpfer beftimmte Suppe gefchüttet oder gemifcht hat, daß er auf 
dem Berfuhe eined Mordes, von demjenigen, der zum Behufe eines 
Diebftahls bereits die Leiter angelehnt, den Nahfchlüffel in's fremde 
Schloß hineingeſteckt, daß er auf dem Verſuche eines Diebftahle, 
und felbft von demjenigen, der mit Brandwerfzjeugen verfehen im der 
Nähe des zur Brandftiftung auserfehenen Haufes berumlauert, daß er 
auf dem Berfuche der Brandlegung ergriffen wurde, während es doch 
Niemandem beifällt, diefe Perfonen auch nur im gemeinen Leben als auf 
dem Verſuche diefer Berbrehen ertappt zu bezeichnen, fo lange fie 
diefe Werkzeuge nur bei fi zu Haufe halten, wenn auch erweislich zu 
dem angedeuteten verbrecherifchen Zwede angefhafft haben. 


2. 


„In gleicher Weife ift auf dann Fein firafbarer Ver— 
fuh des Berbrehens vorhanden, wenn der von der ge: 
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feglihen Begriffebeffimmung zu einem gewiſſen Ver— 
brechen als wefentlih erforderte Gegenftand (dad Redte- 
Object) fehlt, fei es nun, daß derfelbe entweder 
a. überhaupt gar nicht eriftirte, oder 
b. nur an dem vorausgefepten Orte niht vorhanden 
war; oder dag aud nur 
e. die Handlung niht ander von dem Geſetze zu einem 
beftimmten Verbrechen wefentlih vorgefhriebenen 
identifhen Berfon oder Sahe vorgenommen wurde." 
Als Beifpiele der legten Art (ad c.) können alle oben (Seite 
155 und 186 unter litt. aa) angeführten Falle binfihtlih des Irr— 
thumes im Gegenftande gelten, im foferne fie in gerade ent: 
gegengefegter Richtung vorausgeſetzt werden, in foferne nämlich 
der Thäter die Abficht wirflih auf die dort bezeichnete Berfon oder Sache 
gerichtet hatte, diefe aber objectiv nicht vorhanden war. Go wird 
— um eines jener Beifpiele in fol’ entgegengefegter Richtung zu 
beleuchten — 3. B. derjenige, der mit einer Franensperfon Unzucht 
treibt, welche er für feine eigene Tochter hält, die ed aber in Wahrheit 
nicht,» fondern eine fremde, ihm gar nicht verwandte Perſon ift, nit das 
Verbrechen der Blutfhande ($. 131), und wohl auch nit im Stadio des 
Berfuches begangen haben. — So wird aber auch der A, welcher dem 
ſich für einen obrigkeitlihen Beamten ausgebenden, und einen öffentlichen 
Auftrag zur Vollziehung eines gewiffen Actes vorfhüßenden B mit gewalt« 
famer Handanlequng Widerftand leiftet, um diefen Act zu vereiteln, dann, 
wenn der B in Wirklichkeit Fein öffentliher Beamter und fein angeblicher 
Auftrag eine Lüge it, aber von dem A für wahr gehalten wurde, feines: 
wegs auch nur des (frafbaren) Berfuhes des im $. S1 bezeichneten 
Verbrechens der öffentlihen Gewaltthätigkeit fhuldig! — eben fo wird 
derjenige, welcher ein längft außer Curs gefeßtes öffentliches Greditspapier, 
von dem er aber glaubt, daß es noch als Münze gelte ; — oder eine nicht mehr 
im Umlauf gangbare, von ihm aber noch als curfirend gemeinte Münze nad: 
macht, nicht wegen (criminellen) Verſuches der in den 88. 106 und 118 
bezeichneten Verbrechen der Ereditspapier- oder Münzverfälfhung verfolgt 
werden können; — wer ferner auf einen in einem Bette liegenden 
Körper mit tödtender Waffe eindringt, in der Abficht, feinen nach feiner 
Meinung darin fhlafenden Feind zu tödten, ift nicht einmal des Ver— 
fuches des Mordes ($. 134) fchuldig, wenn der Angegriffene damals bes 
reitd (etwa aus zufälligem Anlaffe, 3. B. durch Schlagfluß) todt war, 
oder von diefem Mordplane unterrichtet, einen ausgeftopften Körper ftatt 


[Strafgef. 1. Chi.l. Haupın.g.5I — 313 — (Yon Verbrechen überhaupt.) 


feiner in das Bett geſteckt hatte *). — In gleicher Weife ift jene Mutter, 
die ihr neu, und in Wirklichkeit todtgebornes, von ihr aber für lebend gehal: 


*) Bal. auch den Seite 152 und 153 erörterten Fall. — 

Die neuerlih von Frühwald (a. a. D. Seite 40, Abfag IV) bevor: 
wortete Unterjcheidung, wornach in den, dem obigen jyalle eined Mord» 
Verſuches analogen Rällen, wohl dann, wenn das Object gar nicht vorhan— 
den, Fein flrafbarer Borfuh angenommen werden könne, allerdings aber in 
jenem Ralie, wenn er nur zufällig nicht an dem Orte vorhanden war, wo 
‘8 der Thäter vermuthete, — verdankt befanntlih in Dsfterreih ihr Dafein 
unferem geiftvollen Jenull. — Allein es ift wenigftens in Defterreih noto« 
th, daß der tiefvenfende Schöpfer diefer feinen Diftinction dieſelbe ſowohl 
in feinen fpäteren öffentlihen Lehrvorträgen an der Graper, wie an der 
Wiener » Univerfität laut und oftmals ald völlig unbaltbar, und dem 
Wortlaute fo wie dem Geiſte unferes Geſetzes geradezu widerfpredhend er- 
Närt, und eben deßhalb förmlich widerrufen babe. — Denjelben Widerruf 
erflärte er oftmals binfichtlich feiner ganzen, in der zweiten (im Jahre 
1520 erfhienenen!) Auflage des I. Bandes feined geiftreihen GCommentars 
über unſer Strafgefep vom 3. Eeptember 1803 miedergelegten Auſicht „über 
ten Berſuch der Verbrechen nah öfterrcihifhem Geſetze“, und be 
dauerte häufig gerade auch wegen dieſes Xheiled feines Werked, daß «8 
ibm vermöge feiner Berufägefchäfte und feiner Kränflichfeit nicht gegönnt 
war, aus Anlaß des im Jahre 1837 erfolgten unveränderten Wicder- 
abdrucdes jeined obigen Werkes, cine Umarbeitung deſſelben vorzunehmen. 
— Der verdienftvolle Mann, der mit der Ucberlegeubeit einer großen Intelligenz 
auch chen fo große Befcheidenbeit vereinigte, erflärte in feinen Lchrvorträgen, 
im Umgange mit Anderen, und in feinen vielen Arbeiten für die vaterlän: 
diihe Geſetzgebungs-Commiſſion mebrfah, daß er die von ibm in dem ge— 
druckten Werke niedergeleaten Antichten „über Berfuch“, wenigftend and dem 
Etandpunfte des öfterreichifch-pofitiven Strafgefeges für grundfäg- 
lich vergriffen und irrig erkennen müſſe. — Dieß gilt namentlid 
auch binfichtlich feiner früheren Anfichten über den Bafuh mit qualitativ: 
untauglidhen Mitteln, wovon noch inäbefondere weiter unten (Zabl 5) 
gehandelt wird. — Im Wefentlihen bekannte er fih fpäter aus dem 
Stundpunfte des öfterreihifchen Gefeges zu den nemlichen Anfichten, 
welhe hier (von mir) verfochten werden, und welde meines Wiffens fe 
ziemlich aud die vorherrſchenden in der Praxis der höheren öfterreichi- 
Ihen Strafgerichte und — nach Zeugniß mehrfacher Präjudicate — auch des 
oberften Gerichts⸗- und Gaffationahofes find. — Eben diefe Anfihten wur 
den, wenn gleich theilweife nicht mit der don mir geltend gemachten Gründen, 
und regelmäßig nur im Hinblidde auf einzelne Fälle oder Gorollarien, ſchon 
vor mehreren Jahrzehenden von unferen angefchenften Praftitern, einem Pra- 
tobevera, Kitka, Wafer, ebenfo von Taufh und Wildner, ver 
theidiget. — 

Diefe Mitteilung möge insbefondere den auswärtigen Schriftftel- 
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tenes Kind, in der Abficht, um es zu tödten, in den Abort wirft, oder es bei der 
Entbindung in gleicher Abfiht dahin fallen läßt (ein Ball, der leider fo häufig 
vorkommt!), nicht des Verbrechens des verfuchhten Kindesmordes ($. 139); 
— eine Fraueneperfon, die fih für fhwanger hält, und Abortivmittel 
einnimmt, um ihre (vermeintliche) Leibesfrucht abzutreiben, wenn ficdh zeigt, 
daß fie in Wirklichkeit nicht ſchwanger war, nicht des ftrafbaren Berfuches 
der Abtreibung der Leibesfrucht ($. 144); — ein Menſch, der aus dem 
Nachlaſſe eines Verftorbenen heimlich eine beweglihe Sache wegnimmt, 
in der Abficht, fich dieſelbe zugueignen, dann Feines ftrafbaren Verſuches 
eines Diebftahle ($. 171) fhuldig, wenn fi hinterdrein zeigt, daß 
diefe Sache dem Entwender von dem Verftorbenen ald Legat zugedadht, 
für ihm alfo zur Zeit der Entwendung feine fremde Sache mehr war "*): 


fern zur Beherzigung dienen, welche nicht felten glauben, daß Jenull's be: 
dentende Autorität auch im diefem Punkte bei und noch maßgebend wirfe, 
oder welche wenigſtens Jenull's Anfichten in diefer Beziehung als ihm felbfl 
fortan verblieben vorausfegen. — 

Mad den fpeciellen Kal betrifft, der zu dieſer Digreffion Anlaß 
gab, fo liegt wohl die Unrichtigkeit der uripränglih von Jenull angeregten 
Unterfheidung auf offener Hand. Wenn in dem Einen Falle, wo auf 
einen im Bette liegenden Leihnam, den aber der Ihäter für einen lebenden 
Menfchen bielt, gefiheffen wurde, darum Fein ftrafbarer Verſuch fein fol: 
„weil bier eine Rechtsverletzung nicht möglich iſt“, fo ift wahrlich 
nicht abzufeben, warum dennoch in dem anderen Falle, wo flatt des anderswo 
lebend befindlichen Menfchen eine ausgeftopfte Figur im Bette war, cin Mord: 
Verſuch behauptet wird, da doch wahrhaftig an diefer ausgeſtopſten Figur 
ebenfo wenig, als an einem menfchlichen Leichnam „die Rechtsverletzung der 
Todtung” (!) möglid if. — 

) Der für die obige Beziehung beim Diebftahle in den Geſetzgebunge— 
Kammern deutſcher Staaten fo oft fehon geltend gemachte fall, wenn fi Jemand 
in biebifcher Abfiht in ein Poſt-Bureau einfhleicht, und dafelbft im Dunkel der 
Nacht das am fchwerften wiegende Geldpaket wegnimmt, von dem er aber hinter 
v’rein fieht, daß es an ihm jelbft adreffirt fei, und daher ihm gehöre; oder 
wenn er unter gleihen Umfländen fih in einem Ubrmachergewölbe einfperren 
läßt, und mächtliher Weile eine Uhr wegnimmt, d. h. eine fremde Uhr zu 
ftehlen glaubt, während dieß zufällig feine eigene war, die er früher zur Re: 
paratur dorthin gegeben hatte: — fcheint mir nicht völlig zu den Voraus— 
feßungen der Frage zu paffen, da es in diefen beiden Fällen wohl allerdings 
rihtig ift, daß der Thäter nicht wegen Verſuch des Diebftahld an dem be» 
zeichneten einzelnen (ibm gehörigen) Pakete und an feiner Uhr fehuldig 
fei, allerdings fiheint mir aber in feiner Handlung im Allgemeinen, 
nemfich in dem Eindringen oder Eich einfhleihen in fremde Behaufung, 
erweislich in der Abfiht, um da zu fehlen, ſchon eine zur wirklichen 
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und eben fo wird endlich derjenige, der zu einer Zeit, wo er die ihm in 
vermeintlich» gültiger Ehe angetraute Gattin für noch lebend hält, eine 
zweite Ehe eingeht, nicht des criminellen Berfuches des Verbrechens der 
jweifachen Ehe ($. 206) fhuldig fein, wenn ſich ergibt, dap feine frühere 
Gattin damals ſchon verftorben*), oder daß die erfte Ehe ungültig, daß 


— — — — 


Ausführung eines Diebſtahls liegende Handlung, d. h. ein ſtrafbarer Verſuch 
eines Diebſtahls überhaupt zu liegen. — 

*) Aus dem angegebenen Grunde halte ih Frühwald's Entſcheidung 
(a. a. D., 2. Heft, Seite 161), die dahin lautet: „Ein Beriuh des Per: 
brechens der zweifachen Ebe ift allerdings möglid, und namentlich dann vor 
banden, wenn zur Zeit des Abſchluſſes der zweiten Ehe die erfte — jedoch 
obne Wiffen der Betheiligten — bereits aufgelöft war” — für geradezu 
irtig. — Freilich ſchien dad vielerörterte Hofderret vom 11. Auli 1817, 
Nr. 1345 der 9. ©. ©., wenn es sub Jit. e mörtlih fagte: „wenn ein 
bleßer Berjud des Verbrechens der zweifachen Ehe vorläge, indem der, 
erfte Gatte ohne Wiffen des Befhuldigten vor Schliefung der zweiten Ehe, 
ihon verftorben wäre” — — den obigen Fall ale „Berfuh“ dieſes air 
brechens zu erklären. Allein abgefcehen davon, daß es ſchon an ſich höchſt 
zweifelbaft ift, ob es denn wirklich die Willens-Abſicht des Geſeßgebers war, 
dur dieſes Hofdecret, welches doch nur eine Gompetenz + Borfchrift war, 
fe im Borbeigeben eine fo wichtige Stelle des materiellen Strafgefetes, 
wenn auch nur binfichtlich eines einzelnen Falles in einem fo wefentlidben 
Punkte abzuändern: — abgefeben ferner davon, daß doch feit mehr denn drei 
Sahrzebenden von Doctrin und Prarid, und daß indbefondere ſchon von 
fo vielen anderen Echriftftellern, Kitka, Tomaſchek, Herbſt der ebigen 
Novelle andere, und wenn gleih unter ſich noch fo verfcichenartige, 
doh wenigftens aflefammt darin übereinftimmende Deutungen unter: 
legt worden find, daß man diefelbe nach Möglichkeit mit der allgemeinen 
Beflimmung de? früheren $. 7 in Einklang zu bringen, und fie höch ſtens 
ald eine vereinzelte Audnabme von demjelben darzuftellen bemüht war, 
welche aber eben deßhalb, weil fie feine Ausnahme ift, nicht per analogiam 
auch noch auf andere Fälle der (vor Eingehung der zweiten Ehe wider Wiffen des 
ſich Wiederverehelichenden) erfolgten Auflöfung der erflen Ehe ausgedehnt wer: 
den dürfe: fo würde diefe Anordnung doch jedenfalls nur ald pofitive Ber 
fügung der früberen Gefepgebung gelten fönnen. — Dadurch aber, daß unfer 
dermaliges Gefep dieſe Audnahmd« Beftimmung, welche meined Wiffend 
von jeher nicht blos der Doctrin, fondern auch der Praris in Defterreich als 
ein Mißklang mit dem Geifte auch des bisherigen Strafgefekes erfchienen, 
und ein Dorm im Auge war, nicht aufgenommen bat, während es ja doch 
ſonſt regelmäßig alle durh Novellen, wenn auch nur gelegenbeitlidh 
gemachten Zufäge zum früheren Gefege ſehr forgfältig an den zufommenden 
Orten eingereibt hat, ift diefer Theil der gedachten Novelle durd den Ar: 
tifel l des K. M. P. unferes dermaligen Geſetzes wohl zweifellog außer 
Geltung gefept worden. — 
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er alfo damals (im gefeklihen Sinne des Wortes) nicht verehelicht 
war u. ſ. f. u. ſ. f. 

Die negative Entfheidung aller vorftehenden Fälle rückſichtlich 
des criminellen Berfuches ergibt ſich einfach aus der oft wiederholten Er- 
wägung, daß hier überall „eine zur wirklihen Ausübung führende 
Handlung” — fehlt. — Die angeführten Handlungen an einem todten 
Menfhen oder todtgebornen Kinde fönnen in alle Ewigkeit fort nicht 
zur Tödtung eines Menſchen; — ein Abortivmittel bei einer nicht 
fhwangeren Perfon nie zur Abtreibung einer Leibesfrucht; — die Ent: 
ziehung einer mir felbft gehörigen Sache nie zur Entwendung einer 
fremden Sache; das anfheinende Wieder-Heirathen einer in Wirk: 
lichkeit nicht verheiratheten Perfon nicht zur zweifahen Ehe derfelben 
führen u. ſ. f. u. ſ. f. 


3. 


„Außer den eben erwähnten Fällen aber ſinkt da— 
durch, daß der Thäter die beabſichtigte verbrecheriſche 
Handlung an einem anderen Rechts-Objecte (Perſon 
oder Sache) vornahm, als er vorausfeßte (error in objecto), 
noch keineswegs zum bloßen Berfuhe diefes Verbrechens 
herab, und hört deßhalb allein niht auf, das vorausge— 
feßte vollbradte Verbrehen zu fein.“ — 

Wenn der A damit umgeht, den B, weil er ihm in Grreihung ge: 
wiſſer Zwede, in Erlangung einer Erbichaft, eines Amtes u. dgl. im 
Wege fteht, um's Leben zu bringen, oder des B (feines Feindes) Haus 
aus Rache anzuzünden, umd es zeigt ihm Jemand den C als den B, oder 
das Haus eines Dritten ale das Haus des B, und A vollzieht nun fein 
verruchtes Unternehmen an dem C, den er irriger Weife für den B hält, 
oder an dem ihm gezeigten Haufe, jo ift er in dem einen Kalle dennoch des 
vollbradten PVerbrehens des Mordes, und in dem andern Kalle 
des vollbrahten Berbreheng der Brandlegung fhuldig, obgleich 
er fih in dem Objecte feiner Frevelthaten irrte. Allein in diefen 
Fällen, weldhe die Doctrin — im Gegenfaße der unter N. 4 folgenden 
Aberratio — mit Error bezeihnet*), wird der an fih nicht gewollte 
Gegenftand im Augenblide des Handelns zu dem wirklich gewollten, 
auf welchen die Abfiht und die Handlung des Thäters vermöge der 


— — — — — 


*) Vergleiche oben die Anmerkung auf Seite 186. 
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Täuſchung, in der er befangen ift, wirklih zufammenfallen. Der 
A will im obigen Falle das vor ihm ftehende Individuum C, weldes 
er freilih, und weil er es eben für den B hält, tödten, und tödtet es 
wirklich! — ebenfo will er das ihm individuell bezeichnete Haus in 
Brand fteden, und zündet es an. Er vollbringt aljo die Handlung 
des Mordes und der Brandlegung an jenem individuellen Objecte 
(Berfon oder Sache), das er in die ſem Augenblicke wirklih umbringen 
oder anzlinden will, es ift daher nicht bloß eine „zur Ausübung füh— 
rende," fondern vielmehr eine die ganzlihe VBollbringung des 
Verbrechens in ſich ſchließende Handlung, d. h. nicht blos das ver- 
fuchte, fondern das vollbrachte Verbrechen vorhanden. — 


4. 


„Wenn jedoh der Thäter nur durch ein unmwillfürs- 
liches Abweichen feiner verbrederifhen Handlung von 
ihrem eigentlihen Ziele den beabfihtigten Gegenftand 
(die Perſon oder Sache) verfehlt (Abberratio aclus quoad ob- 
jeetum), fo ift, mit einziger Ausnahme des Mordes, das 
beabfihtigte Verbrechen nicht mehr als vollbradt, fon- 
dern nur als verfuht anzufehen.“ 

Bei dem Verbrechen des Mordes hat unfer Dermaliges Gefek 
($. 134) den vorftehenden all der f. g. Aberratio (gewöhnlid „Ver— 
wechslung“ genannt, aber vielleicht noch bezeichnender „Verfeh— 
lung” zu nennen) ausdrücklich normirt, und zwar, wie bereits in 
der Anmerkung auf Seite 186 angedeutet wurde, in eimer pofitiv fehr 
abfchneidenden Weife normirt, und dadurch dem bisherigen Gefeke 
($. 117), wornach diefer Fall ebenfalls nah der obigen Negel zu ent 
heiden gewefen wäre, eine merfwürdige Neuerung zugefügt. Wenn 
ich hiernach z. B. die Abſicht habe, den A zu tödten, und ich ziele und 
fhiege nach ihm, verfehle ihn aber, und treffe und tödte durch meinen 
Schuß ohne, ja wider meinen Willen, den neben ihm geftandenen B, 
jo bin ich nad dem nunmehrigen Wortlaute unferes Geſetzes ($. 134) 
allerdings des vollbrachten Verbrechens des Mordes an B fhuldig, 
weil das Verbrechen des Mordes nach dem eben bezogenen $. 134 auch 
dann vorhanden ift: „wenn aus der mit der Abficht, einen Menfchen 
zu tödten, unternommenen Handlung auch nicht gerade deifen, fondern 
auch mır eines anderen Menfhen Tod erfolgte.“ — Allein eben 
deshalb, weil das Geſetz bei dem einzelnen Verbrechen des Mordes eine 
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befondere Ausnahme machte, und diefelde ausdrücklich feſtzuſetzen 
für nöthig hielt, muß in allen anderen Fällen dasjenige feitgehalten 
werden, was fi aus den allgemeinen Anordnungen ded Geſetzes 
ald Regel ergibt („Exceptio firmal regulaın pro casibus non ex- 
ceptis).“" Run wird man aber aus der Natur eines jeden Verbrechen? 
als einer „abfihtlihen Rehtverlegung” dasjenige als Grumd- 
fag geltend machen können, was ſchon oben (Seite 152 und 153) hin— 
fichtlich des dort umter litt. ce erörterlen fpeciellen Falles ausgeführt 
worden ift. — Zu einem vollbrachten Verbrechen ift wefentlich erfor 
derlih, daf der Willend- Moment und der That- Moment in Eines 
zufammenfallen, daß dasjenige, was ih wollte, auch thatſächlich 
gefhehen fei, daß alfo auh dasjenige Object wirflid verlegt 
wurde, das ich verlegen wollte. Wurde daher durch das unwillfürliche 
Berfehlen meiner Handlung ein anderer Gegenftand verlegt, ala 
worauf meine Abficht gerichtet gewefen war, und fohin durch diefe Ber: 
fehlung dasjenige Verbrechen nicht ausgeführt, was ich ala Thäter beab- 
fihtigte, fondern im Gegentheile ein Erfolg herbeigeführt, der außer 
aller Beziehung zu meinem Wiffen und Wollen geitanden war, fo findet 
auch auf mein Handeln nimmermehr der erfte Abfaß unferes $. 8 „dag 
die (beabfihtigte) That wirklich ausgeführt worden” (vgl. oben die 
Ausführung zu A), fondern nur der folgende, von dem Verſuche hans 
delnde Theil deffelben Anwendung, d. h. es kann nur won dem Unternehmen 
„einer zur wirflihen Ausübung führenden Handlung,“ oder nur 
von einem ftrafbaren Verſuche des beabfihtigt gewefenen Verbrechen 
gefprochen werden. — Wenn ich daher z. B. die Abficht hatte, den A 
feineöwegs zu tödten, wohl aber ihn mittelft eines Schwertfchlages oder 
Dolchſtiches ſchwer zu verwunden, ich verfehle ihn aber mit meinem nachihn 
abzielenden Schlage oder Stoße, und treffe unabfichtlich den neben ihm 
ftehenden B, fo daß diefer körperlich fchwerbefhädigt ($. 152) oder gar 
getödtet wird ($. 140), jo kann ich nur einer verſuchten ſchweren für- 
perlihen Befhädigung an dem A, und der culpofen ſchweren körper: 
lichen Befhadigung oder Tödtung (dev Uebertretung oder Vergehens des 
$. 335) an dem B, nimmermebr aber des vollbrachten Verbre— 
hend der ſchweren körperlihen Befhädigung oder des Todtfchlages an 
dem B fchuldig erklärt werden, weil das Gefeß bei den beiden legteren 
Verbrechen ($$. 152 und 140) die obige, nur bei dem Morde feftgefteflte 
Ausnahme nicht mehr wiederholt und es taher beider obigen Regel 
bleibt, welche aus der Natur der Sache fließt, und welche durch den Wort: 
laut des allgemeinen, für alle einzelnen Verbrechen ala Richtfehnur 
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dienenden $. 5 vorgezeichnet erfcheint; — weil ferner das in beiden Para— 
graphen vorfommende Gitat des $. 134 ſich offenbar nur auf die objec— 
tive Beichaffenbeit der Handlung, auf den Eaufalnerus zwiſchen Hand- 
(ung und Erfolg bezieht, und um fo weniger etwa dahin interpretirt wer: 
den fann, daf damit auh die Worte: „oder eines anderen Men- 
fhen“ im die 88. 140 und 152 herabbezogen werden wollten, als der 
Wortlaut diefer beiden Paragraphe einer ſolchen Ausdehnung geradezu 
widerjpräche, denn der $. 140 fpricht nur von der auf denjenigen 
Menschen, deſſen Tod erfolgte, gerichteten Abficht, fegt alfo offenliegend 
voraus, daß Abfiht und Erfolg in demfelben Objecte zufammen- 
treffen, und noch wortſchärfer fordert der $. 152, daß die ſchwere körper— 
liche Beſchädigung „deſſelben“ erfolgt fei, auf deſſen Verlegung 
die Abficht gerichtet gewefen ift; — und weil endlich jene legislativen 
Gründe, welche den Gefebgeber zu einer folhen Ausnahme: Beitim- 
mung im $. 134 bei dem Berbredhen des Mordes beftimmt haben mod)- 
ten, nicht mit gleiher Schwere bei anderen minder wichtigen Verbrechen 
eintreffen ”). 


— ——— — 


*) Dieſe legislativen Gründe lagen ungezweifelt in der Betrachtung, 
dal; doch Derjenige, der cinmal die Abfiht habe, einen Menſchen (über- 
baupt) zu tödten, und fo gehandelt babe, dan aus feinem Handeln der 
Tod eined Menschen hervorgegangen ift, nicht nur am fich (fubjectiv) ver 
diene, als Mörder behandelt zu werden, fondern wirklih auch der Geſell— 
ſchaft, dem Leben feiner Mitmenfchen im höchſten Grade gefährlich fei, und 
daß ihm nicht Unrecht geſchehe, wenn ibm eine abfichtlihe Tödtung eines 
Menſchenlebens zur Echuld gerechnet werde, indem (wie Köſtlin in ge 
mohnter Meife geifivoll ausführt) das Wefen der Tödtung darin beflche, 
überhaupt einen Menſchen, aber nicht gerade den A oder B des Lebens 
zu berauben, weil das Dbject der Tödtung das Recht eined Menſchen auf 
das Leben, aber nicht der A oder B fe. — — — 

Allein trog diefer Erwägungen und der bedentfamen Autorität Köftlin'g 
fann ich der chen gedachten Argumentation nimmermehr innere Wahrheit zu- 
erfennen, und eben darum glaube ih auch in der erwähnten, von unſerem 
dermaligen Gefege im $. 134 verfügten Neuerung wenigſtens aus theo« 
retifhem Standpunkte feine Berbefferung unferer vaterländifchen Ge— 
feßgebung erfennen zu können. — Dasjenige, was oben im Terte aus dem 
inneren (begrifflihen) Weſen eines vollbrachten Berbrechend überhaupt, im 
Gegenſatze eines blos verfuchten, angegeben wurde, paßt auch auf den Mord: 
au bier kann nicht mehr behauptet werden, daß der A, der den B morden 
wollte, aber feblfhoß, und ſtatt deffen unmwillführlih den C niederſtreckte, 
dasjenige vollbraht habe, was er wollte, daß er nemlich den B, und do 
war feine Abfiht nur auf den B gerichtet, abfichtlich getödtet habe. — 
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5. 


„DerBerfud eines beftimmten Verbrechens mit objec- 
tiv gänzlich ungeceigneten (qualitativeuntaugliden) Mit: 
Gegen Köftlin’d Argumentation in&befondere icheint mir geltend gemacht 
werden zu fünnen, daß man in Beziehung auf den Ftragepunkt wohl ſolche 
Verbrechen, die aus Leidenfchaft (Rache, Haß, Eiferfuht, Schelſucht, felbit 
Born u. dgl.) gegen ein beſtimmtes Jndividuum entfpringen, von denjeni- 
gen unterfibeiden müffen, melde nur im Allgemeinen aus Ggoidmud, zu— 
mal aus Gewinnſucht oder felbit aus rober Sinnleichkeit, nicht gerabe 
auf eine beftimmte Perfon, fondern zunächſt nur auf ein die Gewinnſucht 
oder Sinnlichkeit befriedigended Object (überhaupt) gerichtet find. — Bei 
förperlichen Berlegungen, zumal aber bei dem Morde, wird nun regel» 
mäßig das Erflere eintreten. Jene entmenjchten Ungeheuer, die darauf aus— 
geben, nur überhaupt einen (d. i. was immer für einen) Menfchen zu töd- 
ten, fommen doch wahrlich nur ala höchſt feltene, und felbft dann faum ala 
jurehnungdfähige Ausnahmen in ber menschlichen Gefelfhaft vor, fondern 
die Abſicht, zu tödten, ift doh regelmäßig nur auf ein beflimmtes In— 
dividumm gerichtet; daher fcheint es mir nicht richtig zu fein, dak das 
Defen des Mordes (! — nicht der Tödtung!) im der Abfiht berube, 
einen Menfchen feines Lebens zu berauben, fondern ich finde es vielmehr 
darin, einen individuell beftimmten Menſchen feines Lebens zu berau: 
ben, verbunden mit der Handlung, eben dieſes Individuum auch wirk— 
lich getödtet zu haben. — 

Allerdings tritt im Begenfage hiervon dasjenige, was Köftlin von - 
Verbrechen überhaupt fagt, bei den frafbaren Handlungen der von mir 
erwähnten zweiten Gategorie ein, wohin regelmäßig wohl indbefon- 
dere die aus Gewinnſucht entjpringenden Berbrehen gehören. Beim 
Diebftabl z. B. hat es der Thäter in der Kegel allerdings nicht auf das 
Eigenthum eines gemwiffen Individuums , fondern nur überhaupt auf 
fremdes Gigentbum abgefehen, und es it ibm gleichgiltig, ob die geftohlene 
Sache dem A oter B geböre. Daffelbe kann fogar häufig von dem aus rober 
Sinnlichkeit feimenden Berbredhen behauptet werden. Wer von beftialer Wutb 
getrieben nur überhaupt feine Geſchlechts Gier an einer Perfon des anderen 
Geſchlechts befriedigen will, wird am (Ende die nächſtbeſte Frauensperſon 
notbzüchtigen, ob fie num die A oder B fei, und fein wiebifhes Gelüfte, fo 
wie feine gewaltthätige Abſicht nicht gerade auf ein beflimmtes Individuum 
einfhränken. — Dieje Berfchiedenbeit der Verbrechen muß nach meinem Gr 
adıten wohl in's Auge gefaßt werden, wenn cd ih um das Dafein des in 
den obigen Negeln 3. u. 4. dargelegten Unterfchiedes zwifchen Error und 
Aberratio handelt. Wenn bei Berbrechen der erfteren Gattung dasjenige 
Individuum and bloßer Verfehlung nicht getreffen wird, dad der Thäter 
treffen wollte, fo ift die Abſicht defjelben nicht erreicht, das von ihm gewollte 
Verbrechen nicht vollbracht, während bei Berbrehen der weiten Gattung 
auch die Aberratio im Augenblide des Handelnd in die Natur eines Error in 
objecto übergeht, indem ber Ihäter, der die Sache bed A ſtehlen wollte, im 
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teln kann nicht als ftrafbarer Verſuch diefes Verbrechens 
behandelt werden, ohne weitere Unterfheidung, ob diefe 
Mittel an fih (in abstracto) oder nur vermöge der un 
zwedmäßigen Art ihres Gebrauches in dem einzelnen 
Falle (in eonereto) ungeeignet waren; ob ferner deren 
Anwendung [hen urfprünglih auf Unverftand, irrigem 
Wahn, oder auf fpäterer Verwechslung oder Jrrung von 
Seite des Thäters beruhte.“ 

Wer alfo die fhon mehrfah erwähnten, an und für ſich ganz un— 
fhädlichen ſympathetiſchen Teufels- und Herenfünfte, Tödtungs-Gebete, 
Zauberformeln und derlei Alfanzereien anwendet, um einen Andern zu töd- 
ten;— eben fo aber auch derjenige, der z. B. in die Apotheke geht, und ſchlecht⸗ 
bin Bitriol begehrt, um dies feinem Feinde B einzugeben, weil er hörte, daß 
man damit einen Menfchen tödten Fönne, und man gibt ihm ftatt des von ihm 
offenbar beabfichtigten Vitriol- Del (concentrirte Schwefelfäure — acid. 
sulphur. eoncentr.) vielmehr einen (vulgo fogenannten) Bitriol« 
Geift (acidum sulphur. dilulum), und er mifcht nun, da er in ſei— 
ner Unwiſſenheit den Unterfchied zwifhen Bitriol-Del und Bitriol-Geift 
gar nicht kennt, eine kleine Dofis des legteren, in der Abſicht, dadurch 
den B zw tödten, in den für ihn beftimmten Wein, weldyen nun B in für 
ihn ganz unfhäadlicher Weife ausfhlürft; — oder wer (in wirklich vorger | 
fommenen Fällen) dem Anderen Schwämme vorfeßt, die er für giftige 
hielt, und ihm eben deshalb darreicht, um ihn dadurch zu tödten, welche 
aber in Wahrheit gänzlih unfhädlih waren; — oder ihm in gleicher | 
Abſicht Schnupftabad ftatt des Pfeffers auf den Salat fihüttet, weil ihm 
Jemand weiß gemacht hatte, dag man durch Schnupftabad mit Effig ge 
mifht einen Menfchen tödten könne; — oder wenn Jemand in feiner 
Aldernheit glaubt, daß man durch das Hinauffchütten der in einer Zünd- 
maſchine befindlichen Flüfigkeit, weil er aus ihr durch einen bloßen 
Druck auf die Klappe Feuer entftehen ſah, auf einen andern Gegenftand 
diefen entzünden könne, dies num in brandfliftender Abficht, jedoch in 
objectiv ganz unſchädlicher Weife an des Nachbars Haufe unternimmt; — 
oder wer ein an ſich allerdings tödtendes Gift gewählt hat, um feinen 
Feind zu tödten, ein Anderer aber hat, ehevor es diefer einnimmt, einen 


— ——— — — 


Dunkel der Nacht aber durch Verfehlung die Sache des B ergreift, dieß am 
Ende in feinem eigenen Wollen für ganz gleichgiltig erkennt, und im Momente 
feines Handelns feine Abfiht nur überhaupt auf diejenige fremde Sache 
tihtet, die er zu erwifchen vermag, daher im Grunde Abfiht und Handeln 
auch auf dieſen Gegenftand überträgt. — 

Hye, Gommentar. 2 


[Zrafgef. 1. Ep. 1. Haupt. $. 6.) — 322 — JVou Verbrechen überhaupt. ] 


andern Stoff beigemiſcht, wodnrch die tödtende Kraft gänzlich neutra— 
lifirt, und daher im concreten Falle völlig unfhädlih wird; — oder wer 
fih endlich ein gut geladenes Piftol vorrihtet, um einen Andern zu töd- 
ten, ein Dritter aber vertaufcht fie ihm mit einer ungeladenen, und er 
drückt nun im morderifcher Abficht auf fein erfornes Opfer das leßtere ab, 
— begeht — nad unferem Befege*) — keinen ftrafbaren Verſuch des 








*) Ich kann nicht oft und nicht nachdrücklich genug in Beziehung auf 
alle oben im XTerte unter 1—5 angeführten Fälle die Worte wiederholen: 
„nah unferem Geſetze“, da ich die bochwichtigen Gründe, welche für die, 
wenigftend polizeiliche, Beftrafung der oben insbefondere auch unter Nr. 5 au+ 
geführten Fälle de lege ferenda das Wort führen, fehr wohl würdige, und darauf 
auch nochmal zurüdtomme, wenn ich unten, am Scluffe aller Grörterungen 
über unfere $$. 8—11 mir wieder einen Gefeg- Entwurf für ein neues 
Geſetz vorzuſchlagen erlaube. — Allein aus dem Standpunkte unſerer lex 
lata, fo wie num einmal das pofitive Gefep Defterreih’d gegeben vor 
ung liegt, entfpriht die oben von mir verfochtene negative Enticheidung 
der aufgeführten Fälle auh derjenigen Wuffaffung unſeres ganz gleich’ 
lautenden Geſetzes vom 3. September 1803, welche in Defterreidh von jeher 
übereinftimmend von den angefehenften Schriftftellern über unfer vater 
ländifches Griminalreht, von Pratobevera, Kitka, Wafer, Herbſt, 
Zaufh, Wildner, Menzel u. U. und wie fhon oben (in der Anmer- 
fung * auf Seite 313 und 314) bemerkt wurde, fpäterhin auch mit Entfhieden- 
beit — von Jenull verfochten worden ifl. Sie ift meines Wiffend bei und 
auch die praftifche, d. b. die jeit mehreren Jahrzehenden wenigſtens in 
den Präjudicaten der Appellationd- Gerichte, und ded oberſten Gerichte. 
hofes Defterreihs vorherrfhende. Sie wurde endlih auch in neuefter 
Zeit wieder von unferem oberfien Gerihtöhofe al& Gaffationdhof bei 
Berwerfung einer Nichtigkeitöbefhwerde durch Erfenntniß vom 17. Jänner 1852 
(in der Gerichtszeitung Nr. 39 vom 30. März 1852) in folgenden Wor- 
ten der Entfcheidungs- Gründe jened Erkenntniſſes zur Geltung gebracht: 
„daß die (wegen des Berbrechend der verfuchten Abtreibung der Leibesfrudt) 
Verurtheilte von diejem Tranke fo wenig genoß, daß felber ſich zur Abtrei- 
bung der Leibeöfruht ale unzulänglich zeigte, fann den verbrederi- 
ſchen Berfuh im Sinne des $. 7 des I. Th. St. ©. ($. 8 des jepigen 
Geſetzes) nicht befeitigen, da ja gerade darum, daß fie nicht die er» 
forderlide Quantität zu fih nabm, ed nur beim Verfuche geblieben war, 
und bloß der Gebraud eines völlig ungeeigneten Mittels die Zured: 
nung der That beheben könnte, was bier nicht der Fall if.” — Bon der 
felben Örundanfiht ging der Gafjationdhof offenbar auch bei feiner Entfheis 
dung dom 22. April 1852 (Gerichtözeitung Nr. 89) aud, indem er entſchied: 
„daß das Zubereiten und Gingeben (Anwenden) eines Trankes an einer 
fhwangeren Weiböperfon, deffen abtreibende Kraft der Eingebende 
wußte und welche auch von den Sachverſtändigen bejtätiget 
wurde, in der wenn gleich micht erreichten Abjicht, das Kind derjelben abzu— 


Strafgef. 1. Ep. 1. Hanptk.$.5)| — 323 — [Von Verbredyen überhaupt. 


Mordes, der Brandlegung u. f. f., weil in all diefen Fällen das IL., von 
unferem Gefege ale indispenfabel zum criminellen Berfuhe geforderte 





treiben, allerdings einen ftrafbaren Verſuch des Verbrechens der Abtreibung 
der Leibesfrucht bilde, ed aber hierbei gleikgiltig fei, ob der bereitete Trank 
an jeder Schwangeren Perfon obne Unterſchied ihrer phuflfchen Anlage oder 
nur unter der Borandfeßung einer phyſiſchen Difpofition feine abtreibende 
Wirkung äußere.” — 

Auf diefe Autoritäten bin, und indbefondere im Hinblide auf die An— 
tecendentien unſeres oberften Gerichts und CaſſationsHoſes — der nach dem 
Zeugniffe mehrerer hunderte in der Gerichtszeitung feit zwei Jahren nicderge- 
legten Erkenntniſſe feine (böhftrichterlihen) Gaffationd-Entfcheidungen fo über 
aus forgfältig abzumägen, fo überzeugend, und (wad für die Praxis vorzüglich 
wichtig if) jo gemeinfaßlich zu begründen und fo confequent unter 
einander zu erhalten gewohnt ift, — glaube ich die neueflens von Frühwald 
behaupteten praktifchen Entiheidungen einiger analoger Fälle ale irrig bezeich 
nen zu dürfen. Diefer Schriftfteller (a. a. D. Seite 39 und 40 unter Nr. 2, 3 und 4) 
unterfcheidet den Berfuch mit ungeeigmeten Handlungen, von jenem mitungu: 
tängliden und mit unfhidlihen Mitteln, und erklärt den Verſuch mit uns 
geeigneten Mitteln ala ftraflos, jenen mit unzulänglichen und unſchick 
lichen aber ald ftrafbar. — ch geftehe, daß ich trotz dem Geltenlaffen aller 
ſprachlichen Feinheiten ſchon begrifflich einen Unterfchied zwiichen Verſuch mit un» 
geeigneten Handlungen und jenem mit unfhidlihen Mitteln um fo weniger 
zu faffen vermag, ald die von dem Herrn Berfaffer für beide Arten gewählten 


Beifpiele („einerieits einen Anderen durch Beihwörungen frant machen wollen — und and'rerieits 
einen Anderen mit einem nicht giftartigen Stoffe, z. B. mit lebendigen (sie? —) Quedfilber vergir- 


ten wolen®), denn doch dieſelbe objective Beichaffenbeit darbieten, nemlih ibrer 
Natur nad nicht geeianet, oder mit anderen Morten, qualitativcıun- 
tauglich find, den beabjichtigten Erfolg herbeizuführen. Ueberdieß fubfumirt der 
Herr Berfaffer auch unter dem Berfuche mit „unzulänglichen“ Mitteln, — 
worunter doc nach unbeftrittenem Sprachgebrauche qualitafivstaugliche , aber 
quantitativ-ungureichende Mittel verftanden werden (ogl. auch darüber 
die vorerwähnte erſtere Enticheidung unſeres Caſſationshoſes) — cin Paar Bei— 
Ipiele („wenn nemlich Iemand einem Auderen ein an ih unihädiihes Pulver, das cı 
aber für Gift hält, in tödtender Abficht in Die Suppe wirft, oder nah ibm in gleiher Abſicht 
mit einem Gewehre ſchießt, Das er für geladen hält, ana dem aber ohne Wiſſen des Thätere 
vorber die Kugel gezogen worden, dad alfo ungeladen if"), in weldhen man doch wahr» 
baftig wieder nur quabhitativ-untaugliche Mittel erkennen fann. — Wenn 
ferner der chrenmwertbe Herr Berfaffer für die Straflofinkeit des Verfuched 
mit Befchwörungen oder Zauberformeln nur den Grund geltend macht, „daß fie 
ihrer Natur mach zur Hervorbringung des Uebels, oder den beabfichtigten 
Erfolg herbeizuführen, nicht geeignet ſeien“: fo ift wahrlich nicht abzu« 
fehen , wie er confequenter Weife in allen übrigen vorgenannten fällen dir 
Strafbarfeit des Verſuches behaupten könne, da ja diefer, die Strafbar: 
feit aAueſchlieſende, Grund wortflar auch auf alle anderen angeführten 
Fälle Anwendung findet. — 


2" 


(Strafgef. 1. Chl. 1. Haupt. 8.81 — 324 — Von Verbrechen überhaupt.) 


Moment fehlt, indem hier überall noch keine „zur wirklichen Ausübung 
des vorausgefepten Verbrechens führende Handlung unternommen worden 
iſt,“ feine mit dem beabfichtigten Verbrechen in objectivem Caufal-Zu- 
ſammenhange ſtehende Handlung vorliegt, oder weil mit anderen Worten 
die bezeichneten Handlungen wieder in alle Ewigkeit nicht auch nur zur 
annäberungsweifen Herftellung oder Ausführung desjenigen objec— 
tiven Thatbeftandes führen könnten, welden die gefegliche Begriffd- 
beftimmung zu dem beftimmten Verbrechen ale wefentlich erfordert. — 


6. 


„Dagegen ift eine mit qualitativstaugliden. aber 
quantitativ unzureihenden Mitteln unternommene Ber 


— nn — 


Bollends irreführend aber fcheint mir die weitere Bemerkung des mehr: 
genannten Schriftftellerd, daß der Verſuch in allen anderen vworangeführten 
Fällen darum ftrafbar fein foll, „weil der Thäter Alles gethan habe, was von 
jeiner Seite zur Vollbringung ded Verbrechens nothwendig war, der Erfolg 
aber nur durch Zufall, Ungefchidlichkeit oder Unvermögenheit unterblieben 
jei”; denn es leuchtet fhon einmal ein, daR ja diefer Grund auch auf die 
erfteren Fälle paffen würde, wo der Thäter glaubt, durh Befhwörungen 
Jemanden krank zu machen oder zu tödten, indem Er ja auch bier Allee 
geihan hat, was ihm von feiner Seite zur Beollbringung ded Berbrechene 
notbwendig und tauglich fchien, und der Erfolg nur durch ein von feinem 
Willen unabhängiges Ereigniß unterblieb, daß daher confequent aud 
in diefem lepteren Falle die Strafbarfeit der Verſuchehandlung bebauptet wer- 
den müßte; — dazu aber fommt, daft man nach ber wortflaren VBorfchrift 
unferes Gefepes, jo wie aud nach der Natur der Sache, bei der Entfcheidung, 
ob eine Verſuchshandlung flrafbar oder ſtraflos fei, worerft deren objective 
Beſchaffenheit (das IT. Merkmal des criminellen Berfuches) beurtbeilen müffe, 
chevor man zur Unterfuchung des II. Momentes, nemlicd; des Grundes der 
Nichtvollbringung übergeht. Wenn eine Sandlung ſchon an ſich nicht eine 
ftrafbare Verſuchshandlung ift, fo ift ed vöflig gleichgiltig aus welchem 
runde ihre Vollbtingung unterblieben war. — 

Wahrſcheinlich ſchwebte dem Herrn Berfaffer in dunklem Bilde — Jenull's 
iharflinnige (übrigens meines Wiffens von der Prarid nie angenommene) Unter 
fheidung vor, wornach diefer Gommentator in feiner gedrudten Erläuterung 
den Berfuh wohl dann für ftraflos erklärte, wenn ſchon das urſprünglich ge- 
wählte Mittel objectiv untauglich war, hingegen dann die Strafbarkeit did. 
jelben behauptete, wenn zwar dad gewählte Mittel tauglich, aber die unter» 
nommene (wirklih geſetzte) Handlung (4. B. durch Vertvechelung des Mit: 
tels) untauglih war. Allein fo geiftreih auch Jenull diefe theoretifche Fein 
heit zu begründen und durchzuführen wußte, fo hat er fie doch ſpäterhin ſelbſt 
widerrufen (vergleiche oben die Anmerkung auf Seite 313 und 314), und erflärt, 
dak fie im pofitiven Geſetze Defterreihe feinen Anbaltepunft finde. 


Straſgeſ. 1. Cht.1. Haupt. $.51 — 325 — (Von Verbredyen überhaupt. ] 


fuhshandlung allerdings als ein ftrafbarer Verſuch des | 
beabfihtigten Verbrehens anzufehen.“ — 

Diefer Grundfaß folgt fhon aus dem Elaren, oben (Seite 303) er: 
läuternd bervorgehobenen Wortlaute des 8. 8, wornach fih das Geſetz rück— 
ſichtlich der objectiven Beſchaffenheit der Verſuchshandlung, damit ſie ſtrafbar 
ſei, begnuͤgt, „wenn auch nur eine zur wirklichen Ausübung (des beabſich— 
tigten Verbrechens) führende Handlung unternommen worden iſt ).“ — | 
Wenn alfo Jemand zur Tödtung eines Menfhen wirklihes Gift, aber | 
in einer für diefen Erfolg überhaupt (abfolut), oder nur vermöge der indi- 
viduellen Beichaffenheit des Angegriffenen (relativ), oder vermöge der un— 
zweckmäßigen VBerwendungsart im einzelnen Falle (in conereto) unzuläng: 
lihen Quantität (in zu geringer Dofit) angewendet hat; — oder wenn 


— — — — 


*) Auch hierüber, daß nemlich cin Berfuch mit qualitativstauglichen, 
aber quantitativ-unzureihenden Mitteln allerdings nah unferem Ge 
fege ftrafbar jei, beftcht meines Wiffens in der vaterländifchen Praxis wenig« 
ftend der Höheren Berichte längft fchen allgemeine Webereinftimmung, und 
die in der vorhergehenden Anmerkung wörtlih angeführten, einem neueften 
Erkenntniſſe des Gafjationdhofes zu Grund liegenden Enticheidungdgründe 
beftätigen diefe Anficht neuerlih wortllar. — Diefelbe Anficht liegt wohl 
auch der zweiten cben erſt angeführten Entſcheidung des Gaffationshofee 
vom 22. April 1852 zu Grunde, da 08 fih auch bier um den Berfuch durch 
Anwendung eines an fich (qualitativ) tauglichen, aber in dem concreten 
Falle vermöge der individuellen Difpofition der ſchwangeren Perfon, welder 
der abtreibende Trank eingegeben wurde, zu dem beabfichtigten Zwede nicht 
völlig (quantitativ) ausreichenden Mitteld handelte. 

Dennod lieh fih nah Inhalt eines Juftizhofdecretes vom 11, Jänner 
1820 (in Mauderd Sammlungen beim $. 7 angeführt) der höchſte Geſetz— 
geber nicht bewegen, in den Antrag einzugeben, „daß der Begriff von Verſuch 
eined Verbrechens allgemein dahin erläutert werde, daß ein des Entjchluffes 
zur Berübung eines Verbrechens geftändiger und überwiefener Befchuldigter 
bei Unzulänglichkeit der hierzu angewendeten Mittel allerdings nad $. 7 
des (alten) Geſetzes eines ſtrafbaren Verſuches ſchuldig jei”, fondern verfügte, 
„daR die Richter in einzelnen Fällen nach den im Geſeßtze feftgefekten Grund: 
fügen ihr Amt zu handeln haben“. — Hieraus dürfte aber ohne logiſches 
Wagniß auch noch eine indirecte Veftätigung der oben unter Nr. 5 verfechte: 
nen Anfiht abfirahirt werden. Wenn unfere Gefekgebung es nicht einmal 
angemeffen fand, den Berfuch mit „unzulänglihen“ Mitteln ſchlechthin 
als ftrafbar zu erklären, wozu doch ſchon der Wortlaut des (alten) $. 7 
legitimirte, und worüber die Praris auch ſchon damals einig war, um wie 
viel weniger fünnte es in ihrer Willens-Nbfiht, und fofort im dem von ihr 
ſelbſt erflärten Geifte unfereö Gefeges liegen, ſogar fihon den Berfudh mit 
„objectiv-untauglihen“ Mitteln als flrafbar zu erflären. — 


Strafgeſ. 1. Chi.1. Hauptl.$ 8) — 3 — [Yon Verbredyen überhaupt. ] 


Jemand einen Andern mittelft eines Schufles mit einem Gewehre tödten 
wollte, welches nur mit Bogeldunft geladen war, fo daß die Ladung nicht 
zureihend war, um in der vorausgefeßten Entfernung und unter den 
übrigen Umftänden dadurd einen Menfhen zu tödten; — oder wenn 
Jemand Münzen oder Urkunden (88. 118, 198, lit. d und 201 lit. a) 
nachmacht“), jedoch einige Theile des Driginald ganz unbeachtet läßt, 
oder überhaupt feine Nahaymung fo plump ausführt, daß man darin 
feine zur Täufhung zulänglihe Nachbildung erkennen kann; — 
oder wenn Jemand zum Behufe der Ausführung eines Diebftahls mit 
Einbruch (an verfperrten Sachen $. 174 lit. c) Stemmeifen oder fonftige 
Brechwerkzenge anwendet, die nicht ftarf genug find, um das entgegen- 
ftehende Hinderniß zu überwinden, oder zu furze Reitern gebraucht bat 
u.dal., fo ift er in all’ diefen Fällen allerdings des ftrafbaren Ber- 
ſuches des beabfihtigten Verbrechens fchuldig. — 


Zu mM. 


Damit aber eine, wenn gleich mit (böfem) Vorſatz des Thäters un: 
ternommiene, und vermöge ihrer objectiven Befchaffenheit allerdings ftraf- 
bare Verſuchs-Handlung als ftrafbarer Verfuch behandelt werden fünne, 
ift nach der Vorfchrift unferes $. 8 noch weiter notbwendig, „daß die 


Vollbrin gu ng des Verbrechen (d. 1. Die Aueführung des Verbrechens nah allen 
aur vollftändigen geſetzlichen Begrifföbeſtimmung deffelben erfordertihen Mertmalen — mie 
oben unter Int. A angeführt wurde —) MUT (alle ausfhlichend wegen eines nad 


folgend begeichneien Hinderniffes) WEGEN Unvermögenbeit (d. b. alſo wegen Man- 
ael Der individnellen Fübigfeit des Thäters, Das Verbrechen auézuführen, fei ed mum, 
das ihm Die geiftige Fähigkeit, die phyſiſche Kraft oder Geſchicklichkeit, oder der 
hierzu nötbige Muth fehlte), wegen Dazwifchenkunft eines fremden Hin: 
d erniffe 8 cp. i. im Zufammenbange mit der folgenden Stelle, mo das Belek vom „Zur 


fall“ noch insbefondere ſpricht, ein im der abjichtlichen oder unabſichtlichen Thätigkeit eines 
anderen, von dem die verbrecheriſche Derfuchsbandlung unternehmenden Thäter verſchiedenen 
Menſchen gaelegener Moment, welcher unahhängig von dem Willen und ver Thätigfeit des 


Handeinden die Vollbringung nicht zur Wirfidfeit fommen läßt) oder durh Zufall 


(d. i. ein von dem Willen und der Zhätigfeit des Handelnden völlig unabhängiges, und im Ge» 
genfage mit Dem vorbergegangenen Momente, zugleich aud ein Zufal — casus — 
im engeren Sinne, d. b. ein gar nicht im menſchlicher Thätigkeit, ſondern ausichliehend im 


Walten der Naturkräfte berubendes Greianig) unterblieben (vd. b. nicht zur Musfüb- 
rung gefommen) iſt“. 


*) Bei dem Berbrehen der Ereditspapier-Berfälfhung bat 
unfer dermaliges Geſetz im $. 106 fogar bejtimmt, daß dadurch, daß das 
nachgemachte Creditspapier zur Täuſchung nicht geeignet fei, der Begriff 
dee vollftändigen, d. b. vollendeten PVerbrechend nicht beirrt werde. — 


[ Ztrafgef. 1.1.1. Hauptl.8.851 — 327 — {Won Verbrechen überhaupt.) 


Beihauen wir und nun das MWefen der von dem Gefeke aufgezähl— 
ten Hinderniffe, durch deren Eintreffen die Rollbringung der Verſuchs— 
handlung umterblieben fein mußte, damit der Verfuh noch als ftrafbar 
erklärt werden könne, fo zeigt ſich, daß fie alle unter dem genereller 
auszudrüdenden Momente zufammenfallen: „wenn dieBollbringung 
nicht durd den Willen desHandelnden, fondern blog durd 
ein von demfelben unabhängig eingetretenes Hinderniß, 
d. i. nicht Durch freiwillige Abftehbung des Thäterd, unter 
bLeibt*’).” Wer alfo z. B. an der Bollbringung eines mittelft Erfchiegen 
beabfihtigten Mordes durch das Verfehlen des Schuffes in Folge feiner 
eigenen Ungeſchicklichkeit im Zielen, oder vermöge feines Zitterns, oder dar 
durch verhindert wurde, daß ihm ein dazwiſchen fommender Dritter in dem 
Augenblide, wo er das Gewehr abdrücken will, dasfelbe aus der Hand 
ſchlägt, oder weil der plötzlich einfallende Regen in die offene Zündpfanne 
fiel, und das Pulver fo durchnäßte, daß es ſich nicht mehr entzindete 
u. f. f., bleibt ganz zweifellos des criminellen Berfuches des (beabfihtigten) 
Mordes ihuldig. — 

Daraus aber, daß der Geſetzgeber beftimmte, daß die mıt den 
beiden ad I und TI erörterten Merkmalen verfehene Verſuchshandlung 
„nur”, das will fagen, ansfchließend oder einzig und allein in 
dem Falle das (beadfichtigte und vorausgefeßte) Verbrechen bilde, d. h. 
ftrafbar fei, wenn deren Vollbringung aus einem der angegebenen, nemlich 
aus einem von ihrem Willen unabhängigen Hinderniffe unterblieben iſt; 
ergibt fich zugleih a contrario, d. h. durh Schlußfolgerung aus dem 
contradictorifhen Gegenfage die weitere Beftimmung, daß eine, wenn 
glei mit den beiden erften Merkmalen (I und II) des criminellen Ber: 
fuches ausgeftattete Berfuhshandlung eines Verbrehens ın allen übris 
gen (memlid in der obigen Erclufiv: Beitimmung nicht enthaltenen) 
Fällen nicht ſtrafbar fei; oder daß mit Beziehung darauf, daß die 


*) Daß die erwähnte Geſetzeöſtelle wirklich nur den oben erwähnten 
allgemeinen und zunähft negativen Sinn babe, zeigt ſich deutlich auch 
daraus, daß in unferem früheren Gefeke (vom 3. September 1803) da, wo 
e& (überflüffiger Weife) eben diefe Beftimmung in Beziehung auf den zweiten 
Theil des Strafgefepes (über ſchwere Poligei-ebertretungen) wiederholt hatte, 
die dieffällige Parallel» Stelle des $. 6 des II. Theile (ſieh' denfelben oben 
auf Seite 305 in der Anmerkung am Ende) wirklih in jener allgemei» 
neren und negativen Faſſung („wenn der Vollzug nicht aus dem 
Willen des Handelnden, fondern blos durh Dazwiſchenkunft zufälliger 
Umftände unterblichen iſt“) tertirt gewefen war. — 


[Strafgef. I. Chl. 1. Haupif. 8.81 — 3283 — [don Verbrechen überhaupt.) 


Strafbarkeit einer ſolchen Verſuchshandlung vermöge des vorausgeſetzten 
Dafeind der beiden erften Merkmale bereits fhon begonnen hatte, alfo 
deren Strafbarkeit bereit3 vorhanden war, diefe Handlung in all’ dieſen 
anderen Fällen eigentlich wieder aufhöre, das (beftimmte) Verbrechen 
zu fein, oder mit andern Worten als dieſes Berbrehen wieder 
ftraflos wird. — 


Diefe Folgerung thut fich vorzüglich in drei practifch hochwichtigen 
Sätzen fund: 


1. Wenn die Vollbringung der fo gearteten verbredherifchen 
Berfuhshandlung ausfhliegend in Folge freimilliger 
Abftehung, d. 5. der eigenen Reue und Thätigkeit des 
Thäters, alfo vermöge feines eigenen, unabhängig von allen äußeren 
Hinderniffen eingetretenen Willens unterbleibt, und zwar in einem 
folhen Stadium unterbrochen wurde, wo durch die bisher gefekte Hand- 
lung noch gar feine objective Uebelthat herbeigeführt war, fo wird 
diefe Berfuhshandlung gänzlich ftraflos”). Wenn alfo 5.2. 


*) Die Feſtſtellung der ganzlihen Straflofigkeit in diefem Falle ift 
ein Ariom, weldes von allen neueren Strafgefchgebungen übereinftimmend 
feftgehalten wird. — Es leuchtet ein, das daffelbe nicht von der Gerech— 
tigkeit gefordert ift; denn Derjenige, der in verbrehifcher Abfiht auch be— 
reitd eine äußere an fich (objectiv) vwerbrecherifche Handlung gefept (begonnen) 
bat, fann bereits mit Hecht "beitraft werden (Seite 287 und 288), wenn er 
ſpäter von der weiteren Bortfegung oder Vollendung auch durch eigene Reue 
abgejtanden ift, indem er dadurch das bereitd Geſchehene, die fhon vor 
bandene Uebelthat nicht mehr ungefchehen machen fann, und wir 
fehen, daß namentlih in Defterreich die Geſetzgebung noch unter Therefia 
(vergl. oben auf Seite 304 den $. 2 des Art. 13 der C. C. Therefiana) 
dießfalls den ftarren juridifchen Standpunkt feftgehalten,, und den Verſuch 
eines Verbrechens ſelbſt bei erfolgter Abftehung von der Pollbringung „aus 
eigener Reue“ als firafbar erklärt hatte. — Allein für die Godification 
wird bie Feſtſetzung des Strafloswerdend der Berfuhshandlungen in 
diefem Falle von einer bochwichtigen Rüdjicht der Strafpolitik dringend 
empfohlen, da die Gefepgebung dur die eröffnete Ausficht des gänzlichen 
Etrafloäwerdend in Folge der eigenen thätigen Reue, felbft dem bereits in 
der verbrecherifchen Berfuhshandlung begriffenen Ihäter noch im legten Mo- 
mente, vor der unmittelbaren Vollbringung der objectiven Webeltbat, ein 
mächtiges Motiv zur Seite ftellt, um von diefer abzuftehen, und da fofort 
durh die Zufiherung von Straflofigkeit im dieſen Fällen die rechtlihe Ord— 
nung des Staates vor wirklichen (ollbrachten) Verlepungen ficherer ge 
fhüßt wird, als wenn man an der wenn gleich in abstracto rechtlich zuläffi« 
gen Beitrafung flarr feithalten würde. — 
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derA, der den B durd einen Schuß oder durch Dolchſtiche tödten wollte, 
in dem Momente, wo er bereits das Gewehr nach ihm angefchlagen und 
den Hahn gefpaunt, oder den Doldy gezückt hätte, ans eigener Neue von 
dem erwachenden Gewiffen gemahnt, von der Ausführung abfteht, Gewehr 
oder Dold wegwirft, jo wird er — gänzlich ftraflod. — 

2. Wenn jedoch durch die Berfuchshandlung bereit vor der frei- 
willigen Abftehung von der Vollbringung des beabfichtigten (größeren) 
Erfolges ein folder thatfählih minderer Erfolg herbeigeführt worden 
ift, daß fih darin fchon der objective Thatbeftand einer ftrafbaren Hand: 
fung darftellt, fo ift die (Gerſuchs-) Handlung des Thäters (nach dem kla— 
ven Wortlaute des $. 8) zwar nicht mehr als das (beabfichtigte) Ber: 
brechen, d. h. nicht mehr als ein ftrafbarer Verſuch dieſes 
Verbrechens anzuſehen, weil ja dieſer Verſuch eben in Folge der 
freiwilligen Abſtehung von der Vollbringung (nach dem klaren Wort— 
laute des 8. 8) aufhört, als dieſes Verbrechen ſtrafbar zu ſein; keines— 
wegs aber wird durch eine ſolche, in Beziehung auf das bereits ge: 
Thehene Uebel zu fpät kommende Reue die bisher gefhehene Handlung 
gänzlich ftraflog, fondern fie ift nunmehr als diejenige ftrafbare Hand 
lung zur Schuld zu rechnen, welche fih nad den gefeglichen Begriffsbe— 
flimmungen der verfchiedenen ftrafbaren Handlungen in dem herbeigeführten 
objectiven Thaterfolge erfennen läßt, weil ja rückfihtlich diefer letzteren 
Handlung wirklich Alles vorliegt, was zum Dafein derfelben erforder: 
lich ift. Sie wurde nemlich vorausfeglih mit (böfer) Abfiht, die ja ur: 
fprünglih auf ein noch größeres Uebel gerichtet war, vorgenommen, 
und es fallt ihr fofort auch der zu diefer minder ftrafbaren Handlung 
erforderliche geringere (böfe) Vorſatz, oder doch die von ihr vorausgefeßte 
Culpa zur Laſt, (nam majus ineludit et minus) und es ift nad) der weis 
tern Borausfegung auch der objective Ihatbeftand diefer (minderen) 
ftrafbaren Handlung vorhanden. Wenn z. B. A den B mit Dolcitihen 
oder Knüttelfhlägen umbringen will, und er verfeßte ihm bereits deren 
mehrere in tödtlicher Abficht, die wohl ſchon eine ſchwere körperliche Be: 
thätigung ($. 152), aber noch nicht den Tod des Mißhandelten herbei— 
geführt Haben, und wenn num der Thäter über das Gejammer feines Opfers 
plöglid vonReue oder Mitleid ergriffen, aus eignem Willen von der Fort: 
feßung feines Mord-Attentates abfteht, fo ift er nad) dem Befagten zwar rück— 
fihtlich des Verfuches des Mordes ftraflos, er wird aber mit Recht 
wegen des vollbrachten Verbrechens der ſchweren körperlichen Befhädigung 
beitraft werden fönnen; — oder wenn der A einer fhwangeren Frauens— 
perfon auf deren Verlangen Abtreibungsmittel eingab, welche zwar noch 
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gar Feine abtreibende Wirkfamkeit äußerten, der Leibesftucht gar nicht 
fhadeten, wohl aber der Mutter felbft eine, von dem A vorausſetzlich 
nicht beabfichtigte, ſchwere körperliche Beſchädigung zugewendet haben, 
dann aber von der Fortfegung feiner Thätigfeit freimillig abfteht, fo wird 
‚ er zwar nicht mehr des (criminellen) Verſuches (dev Mitwirkung bei dem 
Verbrechen) der Abtreibung der Leibesfrucht ($. 144 in Verbindung mit 
8.5), allerdings aber der im $. 335 bezeichneten Uebertretung der culs 
pofen fchweren körperlichen Befhädigung ſchuldig fein. — 

Wenn endlih auch 

3. die freiwillige Abftehung des Thäters von der Vollbringung des 
Berbrehens durch irgend ein Außeres, von feinem Willen und feiner 
Zhätigfeit unabhängiges Ereigniß, veranlaft wurde, fo tritt dennoch 
die unter 1.und 2. behauptete Straflofigkeit des Verſuches des urfprüng- 
lich beabfichtigten Verbrechens ein, in foferne nur diefe Äußere Beranlafs 
fung nicht fo geartet war, um den Thäter an der Bollbringung wirklich 
zu hindern, d. 5. nicht etwa ihm an Kraft fo überlegen war, um ihm 
die Ausführung der That auch wider feinen Willen unmöglich zu machen. 

Diefe Folgerung ergibt fich klar aus dem bereits erläuterten Wort: 
laute des 8. 8, wornach die Strafbarkeit des Verfuches blos dann ein- 
tritt, wenn die Bollbringung „nur“, alfo einzig und allein wegen 
eined fremden Hinderniffes unterblieben ift, fo daß alfo der Verſuch 
keineswegs auch dann ftrafbar ift, wenn die Vollbringung theile 
aus eigenem Willen, theils aus fremdem Hinderniffe, oder wie oben 
vorausgefeßt wurde, wenn ein außerer Umftand nur der Beranlaffungs- 
grund zum felbfteigenen Entfchluffe der freiwilligen Abftehung des Thäters, 
nicht aber das unmittelbar hHindernde Moment geweſen war. Das 
Geſetz ſchränkt hiernach die Strafbarkeit des Verſuches nur auf jene Fälle 
ein, wo deffen Vollbringung erweislich bloß durch ein außeres Hin— 
derniß unterblieben ift, und forfcht daher confequent in dem entge- 
gengefegten Falle, wenn nah Maßgabe der äußern Erſchei— 
nung diefes Unterbleiben aus eigener Abftehung des Thäters erfolgte, 
nicht weiter nach den inneren Beweggründen, welche diefen zu dem Abfte- 
hungs-Entſchluſſe oder zur Reue vermocht haben mögen; feien dies num 
wirflihe Reue aus moralifchen Motiven, oder Furcht vorder Strafe, oder 
feine fchaffende Phantafie, die ihm diefe oder jene wenn auch vielleicht trüge 
rifchen Bilder vormalte u. f.f.*)nam interna non judicat praetor. — Wenn 





—— — 


) Es bedarf feiner Auseinanderſehung, daß die legislativen Klug— 
heitd. Gründe, welche früher (Seite 328 in der Anmerkung) für die Feftftel- 
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3- B. der A, der den B tödten will, bereits das Gewehrnad ihm angefchlagen, 
oder den Dolch auf ihn gezückt hat, und ein in diefem Augenblicke in der Nähe 
niederfallender Blitzſtrahl ihn an die Allmacht des Allgegenmwärtigen mahnt, 
oder eine flebentlihe Bitte, ein Mahnruf des Bedrohten, oder (wie ein 
folder Fall wirklich erzählt wird) das Vorhalten eines Ciboriums mit 
einer geweihten Hoftie von Seite eines bedrohten Priefters das Gewiſſen 
des troßigen Raubmörders wach ruft, und diefer fteht nunmehr, obgleich 
zu diefem Entfchluffe durch ein außer ihm gelegenes umd für ihn zur 
fälliges Greigniß veranlaft, von feinem verrucdhten Borhaben ab, 
fo wird er noch immer ftraflod, Ebenfo wenn der Dieb, der fich in diebi- 
ſcher That bereits in die fremde Wohnung eingeſchlichen hatte, oder gar 
mit Einbruch eingedrungen war, jedoch dafelbft durh das Wahrnehmen 
eines fchlafenden Kindes, oder durch das Hören eines Flüſterns, Rau— 
ſchens u. dgl. zu dem Abftehungs-Entfhluffe gebracht wird, und ihn etwa 
durch Davonlaufen bethätigt, ehevor noch fih ein ſolches äußeres 
Moment zeigte, das wirflich im Stande gewefen wäre, ihn an der Aus» 
führung feines Vorhabens zu hindern. — — — 

Hält man num alle vorftehbenden Merkmale des ftrafbaren Berfuchrs 
eines Verbrechens zufammen, fo zeigt fih der große praftifhe Um 
terfchied zwifhen verfuhtem und vollbrabhtem Berbreden. 

Diefer Unterfchied äußert fich (praktifch) vorzüglich in zwei Wir: 
tungen: 

a) Bei dem blos verſuch ten Verbrechen kann fich der Thäter noch 
immer ſtraflos machen, wenn er von der Bollbringung durch eigene thä- 
tige Reue rechtzeitig abftebt, was aser bei dem vollbrachten Verbre— 
hen nicht mehr möglich ift, indem bei diefem die fpätere, wenn gleich in 


lung der Straflofigfeit des Verfuches wegen freiwilliger Abftehbung überhaupt 
geltend gemacht wurden, auch auf die oben voraudgefehten Fälle, wo biefer 
Entſchluß durch äußere Ereigniffe veranlaft wurde, volle Anwendung finden. — 
Aus einer aufmerffamen Würdigung der oben (Seite 304 und 305) angeführten 
Sefegeäftellen im Jofepbinifchen, fo wie in dem fpäteren Strafgeſetze Oeſterreichs 
fann man fich aber auch überzeugen, daß unfere vaterländifche Regielation diefe 
Rüdfihten ſehr rihtig würdigte, indem es in allen einfchlägigen Parallel 
Stellen gerade jenes Wörthen („nur“ oder „bloß“) mit unverfennbarem 
Nahdrude hervorhebt und forgfältigft mehrmald wiederholt, wodurd 
die obige Rüdiht auf die Motive, welche den Thäter ‘zur freiwilligen 
Abftehung veranlaft oder beftimmt haben mochten, ausgefchloffen, und 
unmittelbar audgefprochen wird, dak man ſich hierbei einzig und allein 
mit dem äußeren Erfheinungd-Berhältniffe zu begnügen habe. — 


[Stzafgef. I. Ept.1. Hauptl.5 5) 72 — 332 — (Yon Verbrechen überhaupt.) 


einem foldhen Stadium ded Handelns, wo noch aller Schade verhütet 
werden fonnte, oder noch gar Feine unmittelbare Rechtverletzung vor— 
handen war, eingetretene Neue, fo wie auch die Wiedergutmahung 
des bereits herbeigeführten Schadens wohl ald ein Milderungs- 
Umftand ($. 46 lit. g und $. 47, li. b und c), in der Regel ”) 
aber nicht zur Entfhuldigung oder Wiederaufhebung des bereit 
vollbradtend. h. desjenigen Verbrechens dienen kann, welches nad 
der gefeplihen Begriffsbeftimmung ſchon durch den bloßen Beginn einer 
gewilfen Handlung, auch ohne üblen Erfolg, als vollſtändig er- 
ſcheint. — Wer alfo z. B. eine der in den 88. 58 und 65 bezeichneten 
verbreherifchen Aufforderungen an Andere gerichtet oder durch gefährliche 
Bedrohung auf die Beſchlüſſe der in den $$. 76 und 78 erwähnten Be- 
hörden oder Organe einzuwirken gefucht hatte, würde fih, wenn er 
auch noch vor Erreihung des bezwedten Erfolges aus eigener Reue feine 
Aufforderung an Andere zurückzöge, oder von der Fortießung feiner 
Drohung abftünde, dadurch eben fo wenig von Ddiefem Verbrechen 
ftraflo& machen fünnen, als derjenige aufhört, des (vollbradten) 
Verbrechens des Menfchenraubes ſchuldig zu fein, der im Falle des 8. 90 
den eigenmädtig in feine Gewalt gebrachten Menfchen nit an eine aus— 
wärtige Gewalt abliefert, wie e8 urfprünglich feine Abficht war, fondern 
ihn aus eigener thätiger Neue an feine Angehörigen zurücdbringt, oder 
wer im erjten Falle des $. 96 eine in Heiraths- oder Unzuchts-Abſicht ent: 
führte Frauensperfon aus eigener Reue und ohne die Heiraths- oder Un- 
zuchts-Abficht auszuführen, in den Zuftand ihrer vollen Freiheit zurüd- 
verfeßt: — oder als derjenige, der ein unter den Umftänden des $. 149 
bereits weggelegtes Kind alfogleih nah begangener That, ehevor ihm 
der geringfte Nachtheil zugeftoßen ift, aus eigener Reue wieder zurüd: 
nimmt, und es in Sicherheit bringt, von dem in diefem $. bezeichneten 
Verbrechen; — oder als derjenige, der in den Fällen der 88. 98 und 
190 bereits eine Gewalt oder Drohung in den dort angeführten Abfichten 
angewendet hatte, allein nad Erreihung diefer Abfiht aus eigener Reue 
von der Fortſetzung feines frevelhaften Unternehmens zurücktreten würde, 





*) Ausnahmen von der obigen Regel, in welchen nemlih das Gejep 
auch nah fhon pollendetem Veibrechen die Straflofigkeit wegen fpäterer 
thätiger Neue oder Wiedergutmahung des Schadens eintreten läßt, fommen 
im erſten Theile unſeres Strafgefepes nur bei den Verbrechen des Hochver— 
rathes ($. 62), des Zweikampfes ($. 165), der Brandlegung ($. 168), dei 
Diebſtahls und der Veruntrenung ($$. 187 und 188) vor. 
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dadurch ſich von der Schuld des Verbrechens der Erpreffung oder bezie- 
hungsweiſe des Raubes frei machen könnte. Denn in all diefen Fallen ift 
das in Frage ftehende Verbrechen nach der geſetzlichen Begriffsbeftimmung 
durch Die — vorausjeklich noch vor dem Hinzutritt der eigenen Reue gefche: 
bene, anfänglidhe Handlung bereits vollbracht gewefen, und es 
kann daher auf fie das erörterte III. Moment des $. 8, weil dieſes nur 
von dem Verſuche der Verbrechen gilt, keine Anwendung finden. 

Die zweite wichtige Wirkung, welche durch den Unterfchied zwi- 
{hen vollbrahtem und blos verfuchten Verbrehen begründet wird, liegt 

b) in dem ſchon oben (Seite 298, unter lit. b) hervorgehobenen 
Umftande, daß nad der bereits in der Zufaß-Verfügung des $. 8 ange- 
deuteten, und im $. 47 lit. a näher beftinnmten Anordnung des Gefekes *) 


— — — —— 


*) Die Erläuterung der oben citirten Gefegesftelle ($. 47 lit. a) ge 
bört zumäcft nicht hierker. Allein die Eine Bemerkung mag über biefelbe 
ihon hier gemadt werden, daß unfere vaterländifche Geſetzgebung nicht erft 
jegt im $. 47 lit. a, fondern ganz übereinftimmend bamit fchen vor fünfzig 
Jahren (nemlich bereit indem Geſetzbuche vom 3. September 1803, 8.40 lit. a) jene 
überaud einfahe Norm über die Beflrafung des Berfuches („daß derfelbe 
in dem Mafie milder zu bejtrafen ift, als er noch von der Bollbringung des 
Verbrechens entfernt gewefen it”) feſtgeſetzt hatte, melde jeither die meiften 
europäifchen Strafgefege angenommen haben. Dadurdh werden die vielen 
Schul-Diftinctionen und Eintheilungen des Verſuches in den entfernteften 
(Borbereitungähandlungen) — entfernten (Inchoatio — Anfang der Unter: 
nebmung) — nahen (Altentatum — Beginnen der Schlushandlung) und 
nächſten Berfuch (Crimen perfectum im Gegenſatze des crimen consum- 
malum, d. h. beendigter PBerfuh oder vollftändige Beendigung der 
verbrederifhen Schlußhandlung, ohne aber den ihr eigenthümlichen objectiv 
. üblen GEnderfolg herbeigeführt zu haben) befeitiget, was aus dem Stand» 
punfte der Godification gewiß nur gebilliget werben kann denn einerjeits 
find all’ diefe Eintheilungen völlig überflüffig, da der durch fie angeftrebte 
praftifche Zweck doch offenbar ebenfo gut durch die obige einfache Richt: 
ſchnur erreicht werden kann, und bierbei dem vernünftigen Grmeffen des 
Richters zugleih jener Spielraum gelaffen wird, der ihm hier nad der Natur 
der Sache gelaffen werden mufi, weil die wirklich vorfommenden Fälle ſich 
zufällig nicht immer fo geftalten, dak die obigen von der Schule fehr abge- 
zirkelten aber idealifirten Eintheilungen darauf paffen; — and'rerjeits 
aber zeigen fih alle ähnlichen Diftinctionen eben aus dem zulegt angegebenen 
Grunde praltifh unanwendbar. 
Aus eben diefem Grunde ift mit Rüdfiht auf dasjenige, was oben 
(Seite 295 — 297) über die Bedeutung der Bollendung eines Verbrechens 
im Gegenfage eines bloßen Verſuches gefagt wurde, aud) die von der Doctrin 
bei der Lehre vom Berjuche geltend gemachte Eintbeilung der Verbrechen in 
formelle und materielle nad unferem vaterländiihen Strafrehte ganz 
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der Verſuch als folher fhon als ein allgemeiner Milderungs- 
Umftand anzufehen ift, daher felbft dann, wenn er and in Der Negel 
mit demfelben Strafübel (in quali) und demfelben Straffaße (in quanto), 
zu behandeln ift, wie das vollendete Verbrechen (vergleihe Seite 298 — 
301), dennoh innerhalb diefes Straffages eine mildere 
Ausmeffung der Strafe, als das vollendete Verbrechen 
nah ſich zieht ( 55. 52—54); — und daß noch inabefondere bei 
vielen einzelnen Verbrechen (wie ebenfalld ſchon auf Seite 298 ad 
lit. b ausgeführt worden ift) das Gefek fogar andere Straf-Arten 
oder einen geringeren Straffaß für das verſuchte Verbrechen feſtge— 
fegt hat, al& für das vollbrachte Verbrechen verhängt find. 


Zu D. 


Die 88. 9 und 10 unſeres Geſetzes enthalten, wie bereitö vorläufig 
Seite 294) angedeutet worden ift, die Cynoſur über zwei vereinzelte 
Verſuchs⸗Fälle, deren Entfcheidung nah Maßgabe der über die Anwen: 
dung des bisherigen $. 7, womit der $. 8 des neuen Geſetzes doch wört- 
lich übereinftimmt, bekannten Erfahrungen fehr verfchiedenartig, ftreitig 
und wirklich zweifelhaft war. 

Mas nun vorerft den 


$. 9 


betrifft, fo hat fi unfere Dermalige Gefeßgebung ohne Zweifel 
zu deffen Verfügung durch die Betrachtung beftimmen laffen, daß die 
fhon früher, nemlih oben auf Seite 266 unter Nr. 7 angeführten 
drei Kalle des Berfuches der fogenannten intellectuellen Urheberſchaft 
eines Berbrehend in der bieherigen Praris fhon im Allgemeinen, 
und nicht etwa in&befondere blos in Beziehung auf die Begehungsweife 


überflüffig. Man verfticht unter den erfteren folde, wobei zum Dafein 
eines gemwiffen Verbrechens nach der gemeinen Anficht, fo wie nad der Natur 
der Sache ſchon eine gewifle äußere Form der Handlung zureicht, ohne daß 
ein materieller böfer Ihaterfolg dazu erfordert wird ; während das Wefen der 
ſ. g. materiellen Berbrehen darin befteht, dafı zu ihrem vollftändigen 
Dafein das Gingetretenfein eines gewiffen materiellen Thaterfolges noth— 
wendig ifl. — 

Es leuchtet ein, daß der öfterreihifche Richter zunächſt nicht mm 
das Gingetretenfein oder Richteingetretenfein eines gewiffen Erfolge®, fon 
dern einfach darnach zu forfhen hat, ob das Verbrechen nah der geſetz 
lien Begriffebefimmung als vollbracht, oder nur ald verfucht anzuſehen fei. 
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durch Drudichriften*) jehr beftritten waren, indem über die Frage: 
„ob in diefen drei Fällen für denjenigen, der einen Andern zur Begehung 


*) Ein Herr U. will zwar in einem dem $. 9 gewidmeten Auffage der 
Serichtgzeitung (Nr. 93 und 94 vom 3. und 5. Auguft 1852) die Veran— 
laffung zu diefer neuen Beftimmung unferes dermaligen Gefepes zunähft in 
den Preßvergeben finden, und findet in der Anddehung diefed Grund- 
ſatzes, der fih allerdings bei Preßvergehen rechtfertigen laffe, auch auf alle 
anderen Anftiftungsverfuche eine bedenkliche Generalilirung. 

Ih kann, ohne eine Indiscretion gegen meine amtliche Stellung zu 
begehen, dem ungenannten Herm Berfaffer verfihern, daß feine Boraud- 
fegung thatſächlich unrichtig ifl. Hätte fi der Herr Berfaffer nur etwas 
genauer in der öfterreihifchen Gerichtöprarid umgeſehen, fo würde er hundert» 
fahe Belege dafür gefunden haben, daß auch bei und in Defterreih fchon 
feit Jahrzehenden, alfo viel früher, ald von den — wohl erft feit Aufbe- 
bung ber Genfur (1848) praftifch gewordenen — ſ. g. Preßvergehen die Rede 
war, die oben von mir in Einer Gefammtfrage angebeuteten drei Special: 
fälle in Beziehung auf alle Verbrechen fehr controverd waren. Für die f. g. 
Preßvergeben, oder um gefepgenau zu reden, für die durch Drud-« 
fhriften gefchehenden, und ebenfalld unter das gemeine Strafrecht fallen. 
den Anſtiftungs-Verſuche (Art. Il. des K. M. P. und $. 7) in diefer Be 
ziehung insbefondere vorzuforgen, wäre am allerwenigiten ein Grund da- 
gewejen, da gerade bei denjenigen frafbaren Handlungen, die vorzugä- 
weife durh Druckſchriften begangen zu werden pflegen (4. B. $. 58 in 
Berbindung mit 8. 59 lit. c, $$. 65, 122 lit. d, 300, 302, 305 u. m. a.) 
ohnehin ſchon der bloße Aufreizungds oder Anſtiftungs-Verſuch in der 
befonderen Begriffd- oder Strafbeftimmung diefer einzelnen ftrafbaren 
Handlung jpeciell mit Strafe bedroht ift, daher ed unnöthig war, wegen 
diejer Art von flrafbaren Handlungen auch noch eine weitere Anordnung 
ju verfügen. 8 war nah dem Befagten ein allgemeines und prak— 
tifhes Bedürfniß vorhanden, die vielen biäher in der Rehtd- Anwendung 
vorgefommenen Zweifel der angegebenen Art in Beziehung auf alle Ber 
brechen abzufchneiden, und nicht bloß tbeoretifche Spipfindigkeiten der 
Schule zu entiheiden. Es ift hiernach vielmehr nur ala eine Folgerung aus 
diefer allgemeinen Anordnung anzuſehen, daß indbefondere auch bie 
durh Drudfchriften gefchehenden Anftiftungs-Berfuche in gleicher Weife 
zu beurtheilen fommen. — Hieraus fchon ift zu entnehmen, daß das Geſetz 
nicht blos die von jenem Herrn Berfaffer hervorgehobenen zwei Fälle ber 
— nah Zachariäs treffliher Schrift über den Verfuh —f. g. vollendeten, und 
berfuhten Anftiftung, fondern auch den dritten oben (auf Seite 266 
unter Nr. 7) erwähnten Fall, ferner auch den auf Seite 256 erwähnten Fall 
(der Nichtausführung eines durch Complott beichloffenen Verbrechens), fo wie 
überhaupt alle einzelnen, unter den allgemeinen Grundfag fubfumirbaren Fälle 
normiren wollte, und daß es eben deshalb dem $. W jene generelle Faſſung 
geben wollte und mußte, wornah nemlich die Frage ım Allgemeinen 
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eines Berbrehens zu bewegen geſucht hatte, auch dann, wenn diefer 
fein Berfuch (der intellectuellen Urbeberfchaft) ala folcher feine Wir- 


entſchieden werben follte, wie denn der Verfuch der Anftiftung dann zu behan— 
dein fei, wenn aus derjelben ſich gar feine frafbare That des anzuftiften Ver- 
ſuchten (phyſiſchen Ihäters) ergab. — Worin das Bedenkliche der von 
unferem Gefege vorgenommenen Generalifitung liegen foll: bin wenigſtens ich 
niht im Stande, aus der Argumentation des obigen Herrn Berfaffers zu 
enträtbieln. Noch weniger aber ift es mir, und fo weit ich fragte, auch An- 
deren gelungen, aus den Grörterungen des Herrn Berfaffers, trop alles von 
ihm daran verſchwendeten Kraftaufwandes, einen Zweifel darüber beraudju- 
flügeln, ob denn wirklich durch den $.9 auch der zweite von ihm vorausgeſetzte Fall 
derf.g. verfuchten Anftiftung („wenn es nemlich dem Anftifter nicht einmal gelungen 
ift, den Andern zur Uebernahme der Ausführung des Verbrechens zu beftim: 
men") getroffen werden wollte. — Der Herr Berfaffer entfcheidet fih zwar 
endlich felbft für die Bejahung der Frage, wirft aber dem Geſetze „Mans 
gelan Präcifion und Deutlichkeit“ vor, weil es biefen Fall nicht von 
jenem der f. g. „vollendeten Anftiftung („wenn nemlich der Angeftiftete fich 
von dem Anftifter zur Uebernahme der phyſiſchen Vollführung zwar beflimmen 
lieh, aber von der Ausübung felbft aus Reue abgeftanden ift“) getrennt, und 
fofort diefe beiden Fälle nicht in zwei gefonderten Paragrapben behandelt 
babe. — — Ich geftehe offen, daR ich nicht im Stande bin, irgendwie ber: 
aus zu bringen, wie in den Flaren Worten des $. 9: „mer Jemanden zu 
einem Berbrecdhen zu verleiten (auch nur) fucht, ift dann, wenn feine Ein- 
wirfung ohne Erfolg geblieben war, der verſuchten Berleitung ſchuldig;“ 
ſelbſt ihon beim erften Anblide, und ganz abgefehen von meiner oben im 
Zerte verfuchten Erläuterung der Fall der. 9. verfudten Anftiftung nicht — 
ja wie nicht gerade dDiefer Fall vorzugsweiſe in den obigen Worten ein- 
gefchloffen fein fol. — So viel mir and den vielen Anzeigen und Beſpre— 
Hungen unfered Strafgefeges im den verfdhiedenften Zeitungen, fo wie aus 
vielfachen Unterredungen mit Anderen befaunt wurde, hat man die Beſtimmung 
diefed 8. wohl fhon mehrfach firenge, aber keineswegs ungerecht, oder 
undeutlich gefunden; inäbefondere ift außer dem bezeichneten Herrn U mei— 
ned Wiffend noch Niemandem der angeregte Zweifel aufgeftoßen, oder feit er 
von ihm angeregt worden, auch nur als möglich einleuchtend geworden. — 
Der umfichtövolle Berfaffer der Vergleihung des neuen Strafgefeged mit dem 
bisher beftandenen Strafrechte in der Gerichtägeitung erflärt, in Nr. 72 berfelben, 
den 8.9 ganz allgemein und zweifellos, und Spricht ſich anerfennend dar- 
über aus, daß derfelbe die lange beftrittene Frage über die erfolglos 
gebliebene Aufforderung zu einem Verbrechen auf die dort beftimmte 
Weiſe entichieden babe; — Frühwald (a. a. D. I. Heft, Seite 36, Nr. 7) 
führt ebenfalls den Fall der Frage ausdrüdlich an, findet ihn aber gleichfalls, 
ohne ein Sterbenewörtchen darüber zu verlieren, zweifellos ſchon im Gefepe 
entjhieden; — in gleicher Weiſe fubjumirt auh Dr. Fierlinger in ſei— 
ner Erörterung ded $. 9 in Nr. 104 der Gerichtäzeitung unter denfelben 
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fung hatte, d. h. wenn in Folge deffelben nicht auch wenigftens ein 
Anfang der phufifhen That Statt gefunden hat, bereits eine criminelle 
Strafbarkeit des Verſuchers vorhanden fer?“ vielfach gezweifelt wurde. 


Unfere Gefeßgebung stellte fih num bei der Löfung auch diefer 
Frage auf einen eben fo nüchternen ale praftifhen Standpunft. 


Ohne in die — jebt ganz unpraftifh gewordene und zu einer 
mäßigen Schulfrage berabgefunfene — Gontroverfe einzugeben, ob 
nach dem bisherigen Befeke der Berfuch der Anftiftung zu einem Ber: 
brechen dann, wenn fie von gar feinem Anfange der aufgetragenen That 
felbft beglsitet war, in Gemäßheit des 8. 7 deffelben hätte ale ftrafbar 
erfannt werden follen oder nicht: fo hatte doch unfere Geſetzgebung die 
Grfabrung eines halben Jahrhunderts für ih, daß diefe Frage in der 
Praris nah dem Wortlaute des ebengenannten $. 7 vorberrfihend ver: 
neinend entichieden wurde. 


Biele der gemwiegteften Praktiker und offentlihen Xebrer hielten 
dafır, daß nah Maßgabe jenes $. die Bejtellung eines Mordes, das Auf: 
traggeben zu einer Brandlegung, die Aufftachlung zu einer aufjtändifchen 
oder aufrührerifchen Zufammenrottung u. dgl. von der Strafe des Ber: 
fuches des bezielten Berbrechens freigefprochen werden müſſe, wenn die 
Aufforderung an dem befferen Sinne der Aufgeforderten, oder gar an 
zufälligen Sinderniffen in der Art ſcheiterte, daß von der beabfichtigten 


- — — 


als ſelbſtverſtändlich den Fall: „wenn der zu einer ſtrafbaren Handlung Auf— 
geforderte dieſer Aufforderung keine Folge gab «oder nicht Folge leiſtete)“ 
u. ſ. f. — Freilich dürfte Diejes gemeine Argumentum ad hominem, nemlich 
die Berufung auf den communis conseusus Aliorum, imo Omnium bei dem 
obigen ungenannten Herrn Berfaffer wenig Gnade finden, da er fih ebenda 
mit der gefammten Prarid unzufrieden äußert, daß ſie den $. 7 des 
alten Befeped in Beriebung auf den Begenftand der frage nicht richtig 
(d. h. nicht fo wie der Herr Verfaffer!) aufgefaht habe; da er ferner im Vor: 
beigeben auch der Univerfität fhmollt, daß man, wie er aus eigener 
Erfahrung wiffe, auch dort feine geicheidtere Anficht über den $. 7 gehört 
babe, als diejenige war, welche in Defterreih allgemein praktiſch gangbar 
geweſen; und da er endlich, wie wir bereits geſehen haben, auch mit der höch— 
fien Geſetzgebung ſelbſt ſich nicht zufrieden ſtellen kann, da fie den &. 9 
nicht mit der von ihm geforderten Deutlihkeit und Präcifion tertirt, umd 
diefen überdied „mit dem $. 305 in einen Wideriprucd gejeht habe, 
deffen wie immer verfuhte Löſung feine volle Befriedigung 
geben dürfte.“ — Ueber den letzten Vorwurf oben im Zerte noch ein 
Mehrered; — auf die übrigen Bemerkungen jei mir die Antwort erlaffen! 
Hye, Gommentar. 22 
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That felbft nicht einmal ein Anfang der Ausführung gemacht wurde‘). — 
Allein es wird nicht blos der öffentlihen Sittlichfeit ein Aergerniß gege- 
ben, fondern felbft das Gerechtigkeits-Gefühl eines Jeden wird darüber - 


ad empört, wenn derlei gefährliche Aufheper, die von ihrer Seite dod auch 
äußerlich Alles getban haben, was zur Herbeiführung des bezielten 
— — Verbrechens geſchehen ſollte, und eben deßhalb eine wirkliche Rechtogefaͤhr⸗ 


j; ee guan dung und einefchwere Schuld verübt haben, ftraflos bleiben, und Jedermann 
An av m 20 dringt ſich zugleich die Heberzeugung auf, daß durch das Strafloslaffen ſol— 
—— — HL er Aufbeßereien auch die öffentlihe und Privat: Sicherheit im höchſten 
. Grade gefährdet werde. Da nun die allgemeine Beftimmung über den 
FE IAN  Berfuch der Verbrechen im neuen Befege ($.8) wörtlich gleichlautend mit 
TR az. tdem oben citirten F. 7 des alten Befekes beibehalten wurde, fo mußte man 
2 UT beforgen, daß in der praftifchen Anwendung auch des neuen Geſetzes ſich 
N diefelbe Lücke offenbaren könnte, weldye aus dem gleichen Wortlaute des 
m der früheren herausgefolgert wurde. — Diefem Mangel dur eine aus— 
19 (Wi drüdlihe (Special) Berfügung abzubelfen, und insbefondere den 
fhon oben (Seite 266 im 7.Abfage, fo wie Seite 256) angeführten vier 

particulären, und wohl allen analogen Fällen einer erfolglos geblie- 

benen Aufforderung zu einem Verbrechen — durd eine allgemeine, d.h. 

das ganze Syſtem der Strafgefeßgebung durchgreifende, umd von der 
Gerechtigkeit micht mißbilligte Norm praftifch zu begegnen, war 

die Aufgabe des in Rede ftehenden 8. 9. — Unſere Gefeßgebung konnte Bier: 

bei die in neuefter Zeit lebhaft erörterte Doctrinelle Frage: „ob man 

in der Anftiftung zu einem gewiflen Verbrechen ein eigenes Per: 

brechen, oder nur den erften Verſuch jener anderen That erfennen fol, 

wozu aufgefordert wurde,” fo wie die weiteren fidh hieran fnüpfenden Er- 

örterungen, ob die von Zahceriä berftammende (eben erft in der Anmer: 

fung auf Seite 336 berührte) Unterfcheidung zwifchen der f. g. verfud: 

ten und vollendeten Anftiftung in feinem (oben angegebenen) 

Sinne haltbar fei, dem Genius der Sprade und der Natur der Sade 

entipreche, und alle äbnlihen wiffenfhaftlihen Gontroverfen ganz 

außer dem Gefichtöfreife einer unmittelbar » pofitiven Entfheidung laffen, 


# 


*) Aub darin hatte Jenull feine fih urfprünglih für die Straf: 
barfeit von derlei Anftiftungd» Derfuhen nah dfterreihifchem Geſetze 
ausſprechende Anficht fpäterbin aufgegeben, und confequent mit der von ihm 
fpäter adoptirten Grundanficht über den $. 7 unferes alten Geſetzes 
ebenfilld, mit Kitka u. m. U. behauptet, daß Anftiftung, wenn ibr gar feine 
— That folgt, nach unſerem BAR Renfes | ei. 


“ . ⸗ am 3 —XX pr J er 7 (ef Ente) 
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wenn nur diefe pofitive Vorſchrift felbft fo allgemein und beftimmt gefaßt 
wurde, um alle angedeuteten Falle zu umfaflen. 

Der Sinn diefer im $. 9 enthaltenen Vorſchrift ift hiernach Klar. 

Das Gefek beftimmt: j 

„Wer Jemanden (alfo eine eingeine oder mehrere beftimmte Perfonen) 
zu einem Berbrechen (atio wieder zu einer beftimmten einzelnen Handlung, in welder 


fidh die Merkmale eines Verbrechens darftelen) auffordert «ibn aufmerkfam maht, an, 


regt und ermahnt, daß er etwas tbun ſoll, mas alfo insbeiondere Dann geſchieht, wenn dieſer 
erſt bier durch aur That auf »gerüttelt, oder in feinem Entſchluſſe veranlaht wird , mas alio 
verzüglih in den Faͤllen der fhon michrgedadten f. g. vollendeten Anſtiftung der Ball if), 


anei f ETE (db. die in dem Anderen vielleicht ſchon feimende Neigung oder Luſt oder gar 


den bereits in ibm verbandenen Entichluß an dem Berbrechen beſtärkt, wach erbäflt oder fteigert, 
was alſo insbefondere auch dann Der Kall iſt, wenn der Anaeeiferte obnebin ſchon zu dem be 
finmten Berbreden entichtoflen war, und ſelbſt ohne dieſe Mufreigung gebandelt baben würde) 


oder zu verleiten ſucht @. b. ihm obgleich vergeblich zur Faſſung des verbrecerifchen 


Entſchluſſes, und zur Andfühbrung des beichlofienen Verbrechens zu beitimmen beftrebt war, was 
alſo namentlid bei Der oben ermähnten f. p. verſuch ten Anftiftung der Fall ift, mag nun der 
Nufgeforderte ibon utſprünglich nicht gu dem verbredberiihen Entſchluſſe bewogen worden fein, 


oder denjelben zwar gefaßt, daun aber wieder davon abgeftanden fein), Ift Dann, wenn feine 
Einwirkung ſd. i. im Zuſammenhange mit dem VBorbergebenden , feine ebengedachte in tel⸗ 
fectuelle, oder den Willen des Anderen zu bewegen, und dadurch Die That deſſelben berbeizu- 
fübren verfuchende Einwirtung) ohne Erfolg geblieben war (. h. wenn dasje 


nige micht geicheben if, was aricheben follte, wenn alfo entweder der Eine durch feine Gin- 
wirkung beabfichtigte Erfolg, Daß nemlih der Wille des Anderen beftimmt werden follte, oder 
wenn der andere von ihm beawedte Grfolg, nemlih Die That des Nufgeforderten nicht einge 
treten it; — oder mit anderen Worten, ſowohl in den einen Kalle, wenn ſich Der Anfgeforderte 
ſchon nrierimglic nicht zu dem verbrecheriſchen Entſchluß beftimmen lieh, als auch in dem am 
deren Ralle, wenn der NAufgeforderte den Auftrag augenomnen bat, in ber Folge aber vor ber 
Ausführung aus eigener Rene abgeitanden ift, oder nod vor dem mwirfliben Anfange irgend einer 
Ausführung durch von feinem Willen unabhängige Momente daran verhindert worden tft *), 


der verfuhten Verleitung zu jenem Verbrechen fchuldig, und zu 
derjenigen Etrafe zu verurtheilen, welche auf den Verſuch diefes Ber: 
brechens zu verhängen wäre.“ 


) Aus der obigen Erläuterung des mir ganz ameifelled erfcheinenden 
Wortfautes des $. 9 erhellt zugleih, daß ich die in einem ſehr leſenswerthen 
Auffage Fierlinger's in der Gerihtäzeitung Nr. 104 verfochtene Anſicht, 
wornach im diejem $. 9 unter dem Ausdrude: „ohne Erfolg” cin rein jnb- 
jectived Moment, nemlih einzig und allein „die Nichtfolgeleijtung, oder 
beziehungsweiſe der Mangel eined wirffamen Gınfluffes auf die Willens— 
rihtung desjenigen zu veriichen fei, welcher zu einem Verbrechen verleitet | 
werden ſollte“ — nicht theilen farn, und daß mir daber auch alle von dem 
ſcharfſinnigen Verfaffer an diefe Vorausſetzung gefnüpften Folgerungen un« 
haltbar jheinen. — Er meint nemlich, daß das Wort „ohne Erfolg“ in ganz 
gleihem Sinne auch im $. 59 bit. ce angensinmen werden müffe, weil dort 
der $. 9 bezogen worden jei, während eben diefer Ausdrud im $. 58 litt. b 
und e (— das Bleihe mühte jegt wohl auch von Hil. a behauptet werden —} 


22° 








| 


[Strafgef. 1. Thl. 1. Hanpik.$.9.1 — 340 — [Von Verbredyen überhaupt.) 


Das Geſetz bat daher eine folhe erfolglefe Aufforderung zu 
einem Berbrechen ſchlechthin ald „verſuchte Berleitung“ zu diefem 
Verbrechen bezeichnet, und folgte hierbei, indem es die obige willen 
ichaftlihe Gontroverfe über die f. g. „verfuchte und vollbrachte Anſtif⸗ 
tung,“ als eine noch ſchwebende Streitfrage ganz zur Seite ließ, dem 
gemeinen, und eben darum auch Jedermann verſtändlichen 
Sprachgebrauche, in welchem man von einer vollbrachten Verlei— 
tung erſt dann ſpricht, wenn erſtens der von einem Anderen Verlei— 
tete wirklich in feinem Willen zu dem vorausgeſetzten Entſchluſſe bewo— 


..— 


nur auf den Mangel des objectiven Erfolges, nemlich auf das Nichterrei: 
chen des hochverrätberiichen Zweded bezogen werden müſſe. — Hieraus fol« 
gert num Fierlinger, daß, wenn Jemand einen Anderen zu den im $&. 58 
bit. b und e beflimmten Handlungen zu verleiten ſucht, ibn aber in deſſen 
Willen hierzu zu beiwegen nicht vermochte, er in Gombiratien der citirten 
beiden 88. nur eined Verfuhes des Hochverrathé fchuldig fein könne, 
fo daf man nah dem jetzigen Gefere allerdings auch bei dem in den litt. 
b und e des 8. 59 erwähnten Verbrechen von einem bloßen Verſuche deeſelben 
reden kann. — — Abgeſehen davon, dak ich die vom Herrn Dr. Fierlinger 
fhon dem $. 9 gegebene Deutung nicht ale richtia erkennen famı, und daß 
ich folgerichtig dem Nusdrude: „obne Erfolg“ in allen bezogenen $$- (9, 
58 und 59) immer diefelbe weitere Bedeutung geben muß, wornady es mir 
nemlich, da das Geſetz den Ausdruck ganz allgemein und obne alle Unter 
fheidung gebraucht, aleichgiltig erfbeint, ob Mangel des erwähnten fubjec 
tiven oder objectiven Erfolgee vorhanden fei: fo dürfte Fierlinger's als 
Hauptergebniß bingeftellte Meinung aud durch den klaren Wortlaut des $. 59 
entkräftet fein. Nah Maßgabe diefes $. tft nemlich in allen drei Fällen (nad 
dem jetzigen Gefege allerdings auch im Kalle der lit. a) jede einleitende 
Handlung, wodurh einer der dort bezeichneten Zwecke erreicht werden foll, 
bereit das vollbrachte Verbrechen, daher wortgenau auch derjenige, der 
auf Andere nur intellectuell einwirkt, damit fie zu diefem Verbrechen, und 
beziehungmweife zur Ausführung beivogen werden follen, felbft dan, wenn 
gar fein Erfolg eingetreten ift, wenn fie alfo entweder nicht bewogen 
oder doc die That nicht ausgeführt wurde, bereits des vollbradbten, und 
nicht blos, wie Fierlinger meint, des verfuchten Hochverrathé ſchuldig. 
Nur bat der $. 59 lit. ce auf Diefen Fall eine viel mildere Strafe ver 
bängt. — — Die von dem genannten talentvollen Berfaffer angeregte Frage 
ift praktifch fehr wichtig, da fih aus dem Seite 331 und 332 unter il. a 
Geſagten ergibt, dak, wenn Fierlinger's Meinung richtig wäre, der ge 
dachte Anftifter fih ſchon durd das einfache freimillige Abſtehen von der 
Fortiegung feiner bisher vergeblich verfuchten Berleitung ftraflo& machen 
würde, während nah meiner Anficht dieſes Wieder - Etraflogwerden erſt 


dur die angeftrengtere pofitive Thätigkeit nah $. 62 begründet werden 
fönnte. — 
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gen worden ift, und wenn zweitens hiernach aud wenigfteng ein 
Anfang der That ftattgefunden hat: dann erſt, wenn beides 
gefchehen ift, fann man fagen, daß Jemand, eine beftimmte 
That zu thun verleitet worden iſt. — Im Gegenſatze davon 
fann man daher „verfuchte Verleitung“ diejenige nennen, im deren 
Folge — wie in den im $. 9 vorausgefegten Fällen — entweder dag 
Eine oder das Andere nicht wirflich eingetreten ift. — Das Gefeh hat 
ferner auf diefe verfuchte Verleitung die Strafe des Verfud es 
desjenigen Verbrechens gefegt, wozu der Verſucher den Anderen verleiten 
wollte. Dies ift nın regelmäßig, wie wir fhon oben (Seite 248 lit. b 
und Seite 333 und 334) geſehen haben, dDiefelbe Strafe, welche auf das 
vollbrachte Verbrechen verhängt ift, jedoh immer mit Anwen» 
dung jener Milderung, die durch die Borfhrift des $.47 
lit, a gerade dadurh begründet ift, daß es ein bloßer 
Berfuh if. — Dagegen finden felbftverftändlich alle bereit oben 
(Seite 298) angeführten Ausnahmen, im welchen nemlich das Gefek auf 
das verſuchte Berbrehen geringere Straf- Arten oder Straf- Süße. 
als auf das vollbrachte Verbrechen verhängt hat, auch auf den vor- 
ftehenden fpeciellen Fall des Verfuches volle Anwendung”). — Ebenfo 
ift klar, daß die vorftehende Beitimmung, wornach die verfuchte Verlei- 
tung eines Anderen zu einem Berbrehen nur ald Berfuch diefes Ver— 
brechens angefehen und beftraft werden foll, nur als Regel anzumen- 
den ift, und ihre natürliche Beſchränkung durch alle jene befonderen Ge— 
fegesftellen findet, wo das Gefeß ausnahmameife bei einzelnen Ver: 
brechen wie z. B. in den 88. 58, 65 und 66 fchon die entferntefte ein- 
leitende oder Berfuhs- Handlung zu einem gewiffen verbrecherifchen 
Zwede, wenn diefelbe auch ohne allen, fubjectiven oder objectiven Er: 
folg geblieben ift, alſo aud das bloße intellectuelle, wenn gleich ganz 
erfolglos gebliebene Einwirken auf einen Anderen zu diefem Zwecke bereits 


*) Eben daraus aber, daß unfer Gefeb gerade bei den ſchwereſten 
Verbrechen fait durchgängig eine viel mildere Strafe auf das verfuchte, als 
auf das vollbrachte Verbrechen verhängt bat, und daß überdied dem Richter 
aub im Allgemeinen bei Anwendung des $. 47 lit, a in Beziehung auf 
die Herabminderung der Strafe für ein blos verſuchtes Werbrecen 
ein fehr großer Spielraum eingeräumt ift (vergl. die $$. 52 und 54 und oben 
Seite 79—83), dürfte auch ſchon der öfter gehörte Vorwurf, daß der $. 9 
durch die Gleichftellung der verfuchten Berleitung zu einem Verbrechen mit 
dem PVerfuche diejes Verbrechens felbft eine erorbitante Strenge fan 
tionirt habe, ſich als ungegründet darftellen. 
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ald das vollbrachte Verbrechen erklärt. Diefe fpeciellen Be- 
ftinmungen derogiren für diefe befonderen Fälle fhon nach den Regeln 
der Logik der (mur für alle nicht insbefondere ausgenommenen Fälle gel— 
tenden) allgemeinen Regel. 

Endlich begranzt fih aus dem bisher Gefagten das Wechfel - Ver: 
hältuiß zwiſchen dem $. 9 und dem $. 305 auf eine ebenfo einfache als 
natürlihe Weife. Wer erweislich eine oder auch mebrere beftimmte 
Berfonen zu einem beftimmten Verbrechen zu verleiten fucht, verfällt 
dem $. 9; — derjenige hingegen, von dem alle diefe Umftande nicht voll« 
ftandig erwiefen werden können, in deffen öffentlich (nemlich auf die 
im $. 303 bezeichnete Weiſe) vorgebrachten Aeußerungen aber dennoch 
unbeftimmte Aufforderungen zu unfittlihen oder gefeßlidh verbotenen 
Handlungen, die alfo überdies nicht gerade Berbrehen, und am we— 
nigiten ein beftimmtes Verbrechen (wie im Falle des $. 9) fein müſſen, 
erfannt werden können, wird des im $ 305 bezeichneten Vergehens 
ſchuldig. Das Geſetz bat daher in diefem leßteren Kalle, um das Bage 
und Unbeftimmte von den bier gemeinten Aufforderumgen anzudeuten, 
gar feine Berjon genannt, an welche die Aufforderung gerichtet ift, 
fondern nur im Allgemeinen ausgeſprochen: „wer auffordert oder zu 
verleiten fucht“ — alfo unbeftimmt wen?! — Darin zeigt fih das 
Gigenthümliche diefes Vergehens, das charakteriftifch Verſchiedene, aber 
auch bei weitem minder Strafbare einer derlei, unbeftimmt an Jeder- 
mann, der zufüllig fie vernimmt (lieft oder hört), gerichteten Aufforde- 
zung von der im 8. 9 bezeichneten verfuchten Berleitung. — Derjenige, 
der es mit feiner intellectuellen Einwirkung bereits auf ein oder mehrere 
Individuen abgefehen hat, und diefe zu einer beftimmten ver- 


brecheriſchen Handlung zu bewegen jucht, jteht begreiflich feinem anger 
‚ firebten, weil genau abgegränzten Ziele um Vieles näher, ift aber auch 
‚ eben deswegen der rechtlichen Drdnung um Bieles gefährlicher, weil er 


ganz bejtimmt eines Anderen Verbrechen und eine gewiſſſe Recht: 


verletzung herbeiführen will, daher fih das Werkzeug und Object feiner 


Verführung auch individuell berechnet, während derjenige, welcher nur 
durch unbeftimmte Neußerungen, allgemein auffordernde Reden u. dgl. auf 


reizt, vielleiht — cben duch die Allgemeinheit feiner Aeuße— 
‚rung — ertenfiv noch gefährliher werden kann, als ſelbſt der Eritere, 
‚allein gewiß intenfiv, regelmäßig auch fubjectiv minder gefährlich 


ift, als der Erftere, und endlich — was bier das Entjcheidende ift — noch 
nicht erwiefen als der dolofe Anftifter eines beftimmten Berbrechengd 


und als der Willens Motor eines beftimmten Individuums erjcheint. 


| Btrafgel. 1. Thi. I. Haupt. 8.9.1 — 343 — (Von Verbredyen überhaupt.) 


Das Geſetz konnte daher wohl denjenigen, der ſich im falle des $. 9 
befindet, mit Recht als Berfucher des von ihm erweislich angeftreb- 
ten beftimmten Berbrecheng ftrafen, nimmermehr aber, ohne in vielen 
Fällen ungerecht zu werden, die unbeftimmten Aeußerungen des $. 305 
darımter fubfumiren. Es durfte aber, in Erwägung der Erfab- 
rungen der jüngften Zeit, auch Aufforderungen der legteren Art, 
die doch gewiß an und für fich höchſt träflich und gefährlich find, nicht 
ungeahndet laffen, wenn anders durch das Strafgefeß die Rechtsordnung 
im Staate allfeitig beichüßt werden foll. — Jene unbeftimmten, aber 
oft gehörten Aeuperimgen in Wirthshäufern oder anderen öffentlichen 
Drten: „Es wäre gefheidter, wenn man an allen angeblich volksfeind— 
lihen Miniftern und höheren Beamten, oder wenn man an einigen 
Wohnungs, Getreide-, Fleiſch- Holz -Wucherern, oder an einigen f. g. 
Börfianern einmal Bolkajuftiz üben, einige ſolche Lumpe ſchlechtweg auf: 
hängen, oder ihre Paläfte, Häufer, Wirthichaftsgebäude u. dergl. in 
Brand ftedden würde; — oder es fei erlaubt, alles Wild im Walde, alle 
Fifche in Klüffen u. dgl. ſchlechtweg ala vogelfreie Beute für Jedermann 
zu behandeln: — — oder die allgemeine Aufforderung zum Waaren: 
Schmuggel; — eben) die bramarbafirende Rede: „den Gensd'armen 
habt Ihr nicht zu gehorchen, wenn fie in ein Privathaus eindringen, 
fondern fie mit Gewalt davon zu jagen u. dgl." — müſſen geahndet, 
ja mit Strenge geftraft werden. Mehnliches gilt binfihtlih mans» 
nigfacher perfiden Lucubrationen der Preſſe. Lafen wir in neuefter Zeit 
nicht fogar in einem deutſchen Journale, unter unverkennbarer Bes 
zugnahme auf die neueften franzöfifhen Zuftände, Aeußerungen wie fol— 
gende: „Findet fi denn kein rächender Arm, fein Dolch eines Ravaillac ? 
Iſt's etwa nicht erlaubt, einen Tyrannen, einen Ufurpator zu meucheln?“ 
u.f.f.u.f.f. Um daher derlei oft fehr incendiarifche Provocationen, die 
fih aber ſchlauer Weife unter dem Schleier der Unbeftimmtheit gegen 
die Beftrafung zu verfhanzen fuchen, und auf welche unmittelbar der $. 9 
feine Anwendung fände, dennoch mit dem Arme der ftrafenden Gerech— 
tigkeit zu erreichen, mußte auch nod eine zweite Rüde unferer frühes 
ren Gefepgebung ausgefüllt werden, und es bedurfte fofort unfer 
dermaliger $. 9 noch einer ergänzenden Anordnung, die ihm durch 
den $. 305 gegeben wurde”). 


*) Die obige Erörterung diene zugleich als Antwort auf den von dem 
ungenannten Geſetz-Kritiker U. unferem dermaligen Gefege gemachten Dor- 
wurf (Sieh' oben auf Seite 337 am Ende der Anmerkung), daß angeblid 
die $$. 9 und 305 mit einander in einem unlösbaren Widerſpruche fländen! 


[Strafgef. 1. Chi. 1. Hanpt.8.10.7 — 344 — (Von verbrechen überhanpt.] 


Auf dDemfelben Grundfaße, dem in rehtlicher Beziehung die 
Anordnung des $. 9 entftammt, beruht auch die Verfügung des 


S. 10. 

Während die meiften europäifhen Preßgefege, und mit ihnen auch 
der oben (Seite 287) citirte Tert des früheren öfterreihifhen Preßgeſetzes 
die Strafbarkeit für alle Perfonen, welche bei einer fträflihen Druckſchrift 
mitwirkten, regelmäßig erft mit der Vollendung des Drudes und der 
wenigftend begonnenen Mittheilung (Hinausgabe) an andere Perſonen ein- 
treten laffen: ftellte fih unfer Geſetz auch hier wieder die nahe liegende 
Betradhtung, daß man Jeden, der fih bei was immer für einer jtraf- 
baren Handlung als Tchuldtragend betheiligte, mit Recht dann ſchon 
ftrafen fönne, wenn er felbft feinerfeits dasjenige gethan oder zu 
thun wenigftend ſchon wirklih angefangen bat, was feine 
ftrafbare Mitwirkung hierbei ausmacht, und wenn fofort die weitere Fort: 
feßung der ftrafbaren Handlung nicht mehr in feiner Macht liegt, oder 
mit anderen Worten die Bollbringung oder Unterbrehung der bereit® 
begonnenen ftrafbaren Handlung nicht mehr ausfchliegend von feinem 
Willen und feiner Thätigkeit abhängt. — Hierzu kommt, daß auch 
die Gefehgebungs- Klugheit, fo wie die Nüdfiht eines. ausreichenden 
Schutzes für die öffentlihe und Privat» Nehtsfiherheit im Staate, mit 
gebieterifcher Nothwendigkeit fordern, die Strafbarfeit jedes einzelnen 
Mitwirkenden bei einer an fih fträflihen Handlung auch wirklich ſchon in 
dem genannten Stadium eintreten zu laffen, und deſſen Beftrafung nit 
erit von dem Hinzulommen der Schuld aud noch eines Anderen ab- 
bängig zu maden. 

Erwägt man nun die Natur derjenigen Verbrehen, welche durch 
Drudjhriften begangen werden, fo ift es allerdings richtig, daß 
die Schuld und Strafbarkeit nicht unmittelbar fhon in dem Dafein 
ihres Inhaltes, fondern vielmehr darin liege, daß der nach der 
Vorausfegung einem Geſetze zuwiderlaufende, rechtwidrige oder redht- 
gefährdende Inhalt, in welchem allerdings das Subftrat oder die maleria 
peccans der trafbaren Thätigkeit enthalten ift, anderen Berfonen 
mitgetheilt, und zwar nicht blos phyfifch,fondern geiftig mitgetbeilt, 
d. h. zu deren Bernehmung und Erkenntniß gebracht wurde, indem 5. B. das 
bloße Berfaffen einer in ihrem Inhalte noch fo ftrafwürdigen Schrift, 
fo lange man diefelbe forgfältigft bei fich verfchloffen halt, etwa in feinem 
Zagebuche niederlegt, aus deffen allfeitigem Inhalte Jedermann einleuch— 
ten würde, daß man es nie zur Mitteilung an Andere beftimmt habe, 


(Btrafgel. 1. Chi. 1. Hanptl.8.10.])] — 345 — (Bon Verbrechen überhaupt.) 


blos ala ein (fchriftliher) „Bedankte und innerlihes Vorhaben“ 
mit fih felbft, aber noh „nicht ale eine äußere böfe Handlung“ 
angefehen werden fann, worüber aljo nach der beſtimmten Borfchrift des 
$. 11 gerechter Weife Niemand zur Rede geftellt werden kann. — 
Hieraus ergibt ſich alſo, daß Für Jeden, dem in Beziehung auf eine 
nach ihrem Inhalte ſträfliche Drudichrift irgend eine ftrafbare Schuld zur 
Laſt fallen foll, die Strafbarkeit erit mit jenem Stadium feines Handelns 
beginnen Fönne, dann aber nah Maßgabe des früher erwähnten Grund- 
faßes auch eintreten foll, wenn Er feinerfeits eine folhe äußere 
Thätigkeit gejeßt hat, welde feinen (böfen) Vorſatz, diefen fträflichen 
Inhalt auch Anderen mitzutbeilen, befundet, und welche fich zugleich nad 
Vorſchrift des $. S als „eine zur wirklichen Ausübung der That, d. b. 
zur wirfliben Mittheilung diejer Schrift an andere 
Berfonen führende Haudlung darjtellt.“ 

Diefer natürliche Anfangspunft der Schuld ift nun bei den 
die Mittheilung einer folhen Druckſchrift an Andere vermittelnden Ber: 
fonen, je nach Verſchiedenheit ihrer Thätigkeit, ein verfchiedener. Faſſen 
wir nemlich die oben (Seite 230— 285) ausführlih auseinander gefeßte 
Wirkfamkeit des Verfaſſers, Ueberfegers und Nedacteurs in’s Auge, fo 
ift gewiß, daß jeder derfelben dasjenige, was er feinerfeits nach 
der Natur feiner Wirkſamkeit in Beziehung auf die Mittheilung der Druck— 
fhrift an Andere zu thun entihloffen und berufen ift, ſchon in dem 
Augenblicke nicht nur zu thun begonnen, ſondern eigentlich fogar ſchon | 
vollends gethan habe, wenn er das zu vervielfältigende Werk (die ! 


Handihrift) von ih weggibt, Damit fie gedruckt werde, d. h. fie zur: 
Drudlegung übergibt, denn von nun an ift das Bollenden der wirk: | 
lichen Bernehmung und Erfenntniß diefer Schrift durh Andere, oder! 
das Unterbleiben diefer Mittheilung nicht mehr in feinen Händen, nicht 
mehr ausſchließend in feiner Macht und in feinem Willen. — Dasfelbe 
gilt aus gleihem Grunde binfihtlih des Herausgebers und Verlegers 
von jenem Momente an, wo jie das Werk nicht blos in Druck zu legen 
zugefichert, fondern diefe Drudlegung tbatfahlich zuveranftalten 
begonnen haben, d. h. wo fie dasfelbe zur Drudlegung übergeben. 
Hierdurch rechtfertiget fich der Inhalt des $.10 überhaupt, d. 5. 
nach feinem ganzen Umfange. Hieraus erklärt fih aber zugleich insbes 
fondere die erjtere in diefem Paragraphe enthaltene Anordnung, welde 
das Gefe als ein, wenn gleich im Geiſte des $. 8 gelegenes Gorollar 
insbefondere feftzufegen für nöthig erkennen mußte, weil die Sonder: 
ftellung, welche man früher allen durch die Preffe begangenen ftrafbaren 


1Ntrafgef. I. Chl. 1. Hauptf..10.]) — 346 — Von Verbredyen überhaupt.) 


Handlungen einzuräumen gewohnt war, bisher auch in der angegebenen 
Beziehung die Eingangs der Erörterung dieſes Paragraphes” erwähnte 
Anomalie herbeigeführt hatte. 

Was jedod den Schlußfaß des $. 10, nemlich die Verfügung be: 
trifft, „daß für die übrigen Schuldigen die Strafbarfeit ihrer Handlung 
mit dem Anfange ihrer Mitwirkung beginne,“ fo ift diefelbe wohl nur 
eine felbftwerftändliche Folgerung aus der allgemeinen Anordnung des 
8.8, in Verbindung mit dem $. 7, die jedoch der Geſetzgeber beigerückt 
hat, um die in der Gedankenfolge eines jeden Leſers des erften Abſatzes 
diefes $. entitehende Frage, wie es mit den da nicht ausdrüdlich genanns 
ten, aber doch in dem insbefondere citirten $. 7 fpeciell genannten Ber: 
fonen zu halten jei, vollftändig zu beantworten. 

Der Druder, d. h. der Gefhäftsleiter der Druckerei, wird daher 
in Anwendung des eben dargeftellten Grundfages in jenem Augenblide 
frafbar zu werden anfangen, wenn er die Drudlegung wirklich 
begonnen bat. Dasfelbe gilt aber, unter den Schranken des 
$. 7, aud von jedem bei ter Drudlegung mitwirfenden Arbeiter, Seper, 
Druder, Eorrector u. j. f. vou dem Augenblide angefangen, wo Er zur 
Drudlegung der ihm als ftrafbar belannten Schrift mitzumirfen 
begonnen bat. — Der Bertriebs-Beforger aber fo wie der 
Buchhändler, umd jeder wie immer genannte Verſchleißer, fo wie 
wohl auch der Golporteur beginnen nad der ihnen hierbei zugewiefenen 
Wirkfamkeitsart (vergl. Seite 283 und 284) ihrerfeits die ftrafbare 
Mitwirkung erft mit dem Augenblide, wo fie die Drudichrift an Andere 
bindanzugeben angefangen haben. 

Doch Ein Punkt diefes Paragraphes muß noh insbefondere 
gewürdigt werden, da bereits zwei Schriftiteller hierüber eine Anfi ht 
geäußert haben, die mir ebenfo irrig, als hart und bedenklich erſcheint. 
‚ Man erhob die Frage: „ob mit der im erjten Theile des $. 10 bezeichne- 
‚ ten Uebergabe des zu vervielfältigenden Werkes zur Drudlegung von 
Seite des Berfaffers, Ueberfegers,, Herausgebers, Verlegers und Redak— 
teurs, deren durch den Inhalt der Druckſchrift begründete Verbrechen 
: bereits vollbradt oder nur verfucht ſei?“ — Frühwald ) und 


) A. aD. 1. Heft, Seite 42 mit den Worten: „Rüdfihtlich der 
bier (im $. 10) befonders benannten Berfonen gibt ed feinen 
Verfuh, indem ihre Handlungeweife bis zu dem Zeitpunfte der Uebergabe 
zur Drudlegung ſtraflos, von da an aber das Berbrehen voll— 
bracht iſt.“ 


(Strafgef. 1. &pl. 1.Aanpin.$.10.] — 347 — don Verbredyen überhaupt.) 


Harum*’) beantworten die Frage dahin, daß die genannten PBerfonen 
fich durch Pie even erwähnte Thätigkeit bereits des vollbradten Ver- 
brechens ſchuldig maden. 

Es iſt nach demjenigen, was oben (Seite 331 — 334) über den 
praftiihen Unterfchied zwifchen verſuchtem und vollbrachtem Verbrechen 
überhaupt gefagt wurde, von großem praftifhen Belange, ob 
man fi der einen oder andern Löſung diefer Frage zumendet. Wirde 
mit den genannten zwei Schriftitellern (deren Anſicht übrigens, fo viel 
ih noch berumfragte, von Allen als entfchieden und zweifellos irrig 
angeſehen wird) behauptet werden, daß die genannten Perſonen durch die 
obige Thätigkeit das in dem Inhalte der Drudichrift liegende Verbrechen 
bereits vollbracht hätten: fo könnten fie ſich durch eine fpätere freis 
willige Abſtehung von der Ausführung ihres Borhabens nicht mehr ſtraf— 


*) Dieſer font fo ſcharfſinnige Schriftiteller äußert fih in feiner 
häsbaren Monographie über die Preferdnung vom 27. Mai 1852, Peith 
1852, über den Gegenftand der Frage auf Seite Al in folgender Weife: 
„Die in dieſem z. befonderd erwähnten Perfonen haben durd 
die Uebergabe zur Drudliegung mit dem böfen Borfage die verbreche» 
riſche Mirtbeilung bereits gemadt, alfo das Berbrechen vollendet; ja 
es kann dien bereits vor jenem Momente der Fall fein, duch Mittheilung 
des Manufcriptes oder mündliche Mittheilung an andere Peiſonen; nur hatte 
der Fall dann noch feine Beziehung auf eine Drudichrift. Da der Um« 
ftand, dan die Aeußerung durch eine Drudichrift gefhebe, für die ftrafbare 
Natur derfelben gar nicht weſentlich iſt, ſo fann man fie auch keines— 
wege in Anfebung jener Perfonen bis zur Hinaudgabe der 
Druckſchrift ale nur im Stadium ded Verſuches betrachten, 
wie jhon behauptet worden it (Berichtözeitung, Nr. 72.” — Ih kann nur 
bedauern, daß auch dieſer Autor die, wenn gleih nur andeutende Be 
gründung dieſes von ihm jelbit citirten Auffages im der Gerichtözeitung 
Nr. 72 nicht näher gewürdiget bat. Der Berfaffer dieſes legteren (nad) ſiche⸗ 
rem Vernehmen Dberlandesgerichtdratb Dr. von Würth) jagt ebenjo verjtän- 
dig ale überzeugend: „Aus der Aumwendung der allgemeinen Borfchrift 
über den Berjuch eines Verbrechens und aus der Stellung de3 
$. 10 ergibt fi jedoch, daß in der Hegel, jo lange die Hinaudgabe oder 
Berfendung der verbrecherifhen Druckſchrift nicht erfolgt iſt, der Berfaffer, 
Herausgeber, Redacteur oder Berleger nicht des vollbrachten, jondern nur des 
verfuchten Verbrechens jchuldig erklärt werden können.” — 

Ich zweirle nicht, daf fowohl Harum. ald auch Frübmwald, wenn 
jie die oben im Terte geltend gemachten Gründe in Grwägung ziehen, und 
wenn fie inabefondere die praftiihen Gonfequenzen in's Auge faſſen 
werden, weldhe die von ihnen behauptete Auſicht über den $. 10 nad fid 
ziehen würde, dieſelbe wohl jelbjt bald als irrig erkennen werden. — 


[3trafgel. 1. Cpl. 1. Haupt. 8.101 — 348 — [Von Verbredhen überhaupt. ] 


los machen, während aus der von mir verfochtenen entgegengefeß 
ten Anſicht folgt, daß jede diefer Perſonen, wenn fie durch freiwillige 
Abftehung das bereit? zur Drudlegung übergebene Manufeript rechtzei— 
tig, nemlich noch früher, bevor die Drucklegung des verbrecheriſchen In— 
haltes ſelbſt geſchehen, oder wenn ſogar ſchon die Drucklegung geſchehen, 
wenigſtens bevor die Mittheilung dieſer Druckſchrift an andere Perſo⸗ 
nen geſchehen iſt, zurückzieht, ſich von demjenigen Verbrechen, wel: 
ches mittelſt der Druckſchrift begangen werden ſollte, wieder gänz— 
lich ſtraflos machen würde *). 

Es ſcheint mir unzweifelhaft, daß alle die genannten PBerfonen 
in dem vorausgefegten Falle erft ım Stadio des Verſuches dee- 
jenigen Verbrechens fteben, das duch den Inhalt der zum Drucke be 
ſtimmten Schrift begangen werden würde. Dafür fprechen folgende Gründe: 

a) Das Gefeß felbft ($. 10) erklärt mit dürrem Worte: „daß mit 
der mehrerwähnten Uebergabe der Schrift zur Drudlegung die Straf 
barkeit der Handlung beginne, alfo keineswegs, daß da- 
durch die Handlung oder das Verbrechen felbft bereit begangen (voll 
ftändig oder vollendet) fei, ja es feßt durch die Eingangeworte diefes $. 
(„Berbrehen, die duch Druckſchriften begangen werden") das (voll- 
ſtändige) Begehen eines Verbrehens dem (bloßen) Beginnen der 
Strafbarfeit der Handlung fogar ausdrüdlich entgegen, und fpricht auch 
am Schluffe des $. da, wo es dur einen allgemeinen Sak das 
Vorausgegangene nochmals harakterifirt, wieder nur von „dem Anfange 
der Mitwirkung.” 

Dasjenige aber, was von dem Gefege mitdeutlihem Worte 
[bon in dem einzelnen entfheidenden $. felbft angezeigt wird, findet 

b) feine Beftätigung auch in der äußeren Stellung des 
$. 10. — Das Gefeß hat ihn mitten unter die von dem Verſuche han— 


*) Allerdings können die mehrgenannten PBerfonen, wie aub Harum 
(a. a. D.) fehr richtig andeutet, ſchon durd; die bloße Mittbeilung des 
Manufcriptes an Andere, wenn dieß auch nicht zum Behufe der Drud- 
legung geſchehen ift, eine ftrafbare Handlung, ja fogar ein Verbrechen, und 
ſelbſt im Stadio der Bollendung, begangen baben, im allen jenen Fällen 
nemlih, wo das Geieg bei einzelnen ſtrafbaren Handlungen (wie z. B. 
88. 58, 59, 63, 64, 65, 98 lit. b und 99, 122, 209, 300, 302, 303, 305, 
487—492) auch ſchon die Mittheilung von Schriften geſetzwidrigen Inhalts 
an andere Perjonen als eine firafbare Handlung erklärt. Allein es leuchtet 
ein, daß alle dieje Fälle nit mehr unter die Vorausſetzung des $. 10 fallen, 
d. b. gar nicht hierher gehören, da es fich bei denfelben nicht um Ber 
gehung einer firafbaren Handlung durd eine Druckſchrift handelt. — 


[Btrafgef. 1. Ep. 1. Haupt. 10] — 349 — [Von Verbredyen überhaupt.) 


deinden Paragraphe eingereiht, läßt ihn von derfelben Randaloffe 
(„Berfuh eines Verbrechens“) beberrfhen, die allen vom Ber: 
ſuche handelnden 88. S— 11 gemeinfam ift, und bat ibn überdies 
demjenigen 8. (ll) noch vorgefekt, welder aleihfam den Schluß: 
ftein der allgemeinen Bedingungen bildet, die das Geſetz als Minimum 
zu dem bloßen Berfuce eines Verbrechens fordert. Wie follte num, 
wenn man anders dem Geſetzgeber nicht eine fehr unlogifche Defonomie 
in Dem ganzen Spiteme zumutben will, im $. 10 von einem vollende 
ten Verbrechen die Rede fein? 

Auf das gleihe Ergebniß führt ferner 

c) auch die Erwägung der realen Natur des in Frage ftehen- 
den Handlungeweife. Es wurde ſchon oben bemerkt, daß bei den durch 
die Preffe begangenen fhrafbaren Handlungen das eigentlih ftrafbare 
Moment, und daber um fo gewiffer die Bollendung der ftrafbaren 
Handlung erft in der an andere Perfonen erfolgten Mittheilung 
der Druckſchrift liege. (&s kann daher folgerichtig im der diefe Mit: 
teilung der Drudfchrift an Andere doch erft nur vorbereitenden 
Handlung der Uebergabe der Handfchrift zur Drucklegung höchſtens 
ein Anfang der wirflihen Ausführung der von dem Gefeße als Ver— 
brechen erklärten Uebelthat, oder mit den Worten unfered auf alle ver 
brecberiihen Handlungen anzumwendenden $. 8 höchſtene „eine zur wirk— 
lichen Aneübung des Berbrehens führende Handlung,“ d. b. nur ein 
Berfud, nimmermebr aber die Vollendung desfelben erfannt werden, 

Endlich wäre e8 ja: 

d) von unferem Geſetze eben fo unflug, als hart, inconfequent 
und widerfprechend mit dem Geiſte feiner eigenen Anordnungen geweſen, 
wenn es jenen hochwichtigen legislativen Rücfichten, welche für die Feſt— 
fegung des Strafloswerdeng einer Verfuhehandlung, wenn der Thäter 
vor wirklich berbeigeführtem Uebel freiwillig von der VBollbringung ab» 
ftebt (vgl. die Anmerkungen”) und**) auf Seite 328, 330 und 331), und 
welche es aus überwiegenden Gründen ausnahmsmweife fogar bei mehreren 
vollbrachten Verbrechen gelten läßt (vergl. die Anmerkung auf Seite 
332) gerade in Anfehung der durh Druckſchriften gefhehenden Ver: 
brechen kein Gehör gefchentt hätte, und wenn man fofort dem Geſetze 
die Willensabficht untertellen wollte, daß es z. B. den Berfaffer, der 
einen fulminanten, etwa zur Empörung auffordernden Artikel für ein 
Journal geſchrieben, fein Manufeript verfiegelt umter der Adreffe der Re- 
daktion des Journals in den Brieflaften geworfen, allein noch vor Abgang 
der Poſt von Neue (oder vielleicht auch von Furcht — vgl. Seite 330 und 
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331) ergriffen den Brief wieder zurücknimmt, um ihm zu vernichten, aber 
während diefer Vernichtung ertappt und des verbrecherifchen Inhaltes über- 
wiefen wird, auch für diefe gewollte, aber aus freiwilliger Ab: 
ftehbung noch vor der Setzung irgend eines Uebels annihilirte Handlung 
ftrafen wollte! — Wohin würde wohl eine folche Deutung des Geſetzes 
praftifch führen? — daß die urfprüngliche beabfichtigte Handlung, 
wenn man den genannten Perfonen die Ausficht auf Straflofigleit wegen 
eigener Reue nimmt, dann deſto ficherer ausgeführt, und daher das 
von der Gefeßgebung zu verhüten beabfichtigte Uebel deſto zuverläf: 
figer verwirflidhet werden wird. — Wird aber etwa durch eine ſolche 
Interpretation dem wahren Intereſſe des Staates und der rechtlichen 
Drdnung ein Dienft gethban ?! — 


Zu E. 


Der Zwed, zu weldem das Gefek die aus ftrengsthbeoreti- 
ſchem Standpunkte überflüflige, weil felbftwerftändliche Beftimmung des 


8. 11 

aufgenommen, fo wie deffen eigentlicher Inhalt wurden bereitd oben 
(Seite 306 und 307 unter lit. b) erflärt. — Ebenda wurde auch die 
bereit3 früher bei anderem Anlaſſe geltend gemachte Anfiht (Seite 
275 Anmerkung *) ausgeführt, daß der eigentliche Kernſatz dieſes, fi 
zunächft in negativer form ausfprechenden Paragraphes in der Be 
flimmung liege: „daß nah unferem Gelee zur Strafbarkeit einer 
Perfon unabweislicd erforderlich fei, daß fie eine ih aub äußerlich 
als geſetzwidrig darftellende Handlung oder Unterlaffung begangen 
haben müffe.* — 

Dadurch aber, daß das Gefek diefe Beftimmung am Schluffe 
aller Normen über den Verſuch der Berbrehen anfügte, hat es zus 
gleich dieſe allefammt ergänzt, und in jener maßgebenden Ziel-Richtung 
vervollftändiget, daß weder nah der allgemeinen Borfchrift des 
8. 8, noch in den zwei fpeciellen Fällen der 88. 9 und 10 je von 
einem ftrafbaren Berfuche eined Verbrechens die Rede fein fann, wenn 
die Verfuhshandlung nicht auch jene objective Beiheffenheit an fi 
bat, daß fie an und für fih als eine äußerlich-geſetzwidrige 
erfcheint. — 

Aus der Combination aller worftehenden Erörterungen über die 
88.8 — 11 ergibt fih nun von felbft die Löfung folgender Schluß: 
frage: „Bei welden Verbrechen if nah unferem pofiti- 


* 
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ven Strafgefeke ein crimineller Berſuch nicht denkbar?“ 

Es find dieß folgende Gategorien von Berbreden *): 

1. Bei denjenigen (fhon in anderer Beziebung auf Seite 155 
und 156 unter litt. aa erwähnten) Verbrechen, wo das Gefek zum Dafein 
des Verbrechens als wefentlih fordert, dak ein beftimmter objectiver 
Gifolg enlpofe eingetreten fein müfle, indem bereits Seite 302 nad 
gewiefen wurde, daß Berfuh und Culpa vermöge ihrer beiderfeitigen 
Weſenhaftigkeit fih nie mit einander vereinigen fönnen, oder mit ander 
ven Worten, daß der Berfuc eines culpofen Erfolges ein Unding 
fei. — Dies findet nab Maßgabe der auf Seite 155 gemachten Ausfüh— 
rung bei dem Verbrechen des Todſchlages ($. 140) unbedingt, bei den 
übrigen dort genannten Verbrechen ($$. 86, 88, 150, 151, 161, 167, 
lit. a) nur infoferne Statt, als man wenigftens nicht von dem Verſuche 
jener Unterart diefer Verbrechen fprehen fann, wornad hieraus etwa der 
Tod erfolgt fein würde; denn bei dem Todfchlage ift das beftinmte 
Berbrehen, in den anderen Fällen aber die vorausgefekte höhere Straf: 
barkeit vermöge ausdrücklicher Beftimmung des Geſetzes dann erft, 
und nur dann vorhanden, wenn der Tod wirklich und zwar mit Aus- 
ſchluß des hierauf gerichteten Borfaßes, blos aus culpofem Verſchul— 
den eingetreten ift. Vor Eintritt diefes Erfolges fann daher von dem 
Dafein Des vorauégeſetzten Verbrechens oder Strafbarfeite-Grades über: 
baupt nidt, und darum, weil der Erfolg ein culpofer fein muf, 
auch nie von dem anf diefen Erfolg gerichteten Vorſatz des Thäters, 
alfo eben deshalb auch von keinem Berfuche die Rede fein. 

Hieraus folgt zugleih, daß bei den damit fehr ähnlichen Gattun— 
gen von Verbrechen, wo das Gefek zum Dafein des vollbradhten Verbre— 
hend entweder einen gewiffen Thaterfolg für erforderlich erflärt, dabei 
ed aber als gleichgiltig anfteht, ob diefer Erfolg beabſichtigt worden ift 
oder nicht, d. h. wo es die Vorausſetzung zuläßt, daß diefer Erfolg aud 
tulpos eingetreten fein Fönne (3. B. $ 152 — vgl. Seite 156 und 157 ad 
litt. bb); — und ebenfo ferner bei denjenigen, wo das Gefeh von dem 
Eintreffen eine® gewiffen, wenn gleih nur culpofe eingetretenen Er: 
felges eine größere Strafe abhängig macht (4. B. $$ 86, 89, 91, 94, 


*) Es bedarf kaum einer Erwähnung, daß die nachfolgende Aufzählung 
im Grundfare auch auf Vergeben und Lebertreturgen Anwendung 
finde, da der Grund, aus welchem bei den oben aufgezäblten Verbrechen ein 
firafbarer Verſuch nicht denkbar ift, bei allen Arten von flrafbaren Handlun⸗ 
gen eintreten fanr. 
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103, 105, 119, 121, 123, 126, 127, 128, 130, 148, 150, 151, 155 
—157, 159, 160, 167 litt. b—g, 169 und 210 lit. b — vergl. Seite 
157 und 158 ad litt. ce) von einem criminellen Verſuche nur binfichtlic 
jenes Theiles oder jenes die größere Strafe bedingenden That-Mo- 
mentes nicht die Rede fein kann, welcher einen blos culpofen Erfolg 
vorausfeßt, während hingegen bei diefen zwei Gattungen von Verbrechen 
in anderen Beziehungen noch immerhin ein crimineller Berfuh Statt 
finden kann. 

2. Bei denjenigen Verbrechen, die vermöge ihrer durch die geſetz— 
lihe Begriffs » Beftimmung feftgefeßten Natur Fein allmäliges Fort 
fhreiten vom Anfange zur Ausführung fennen, fondern in einer 
plößlid, und im Beziehung auf das äußere Handeln mit einem 
einzigen Akte eingetretenen Handlung befteben, fo daß das Beginnen 
derfelben auch fchon die Ausführung der That felbft ift, Daher man natur: 
gemäß nicht erft von einer zur Ausübung des Verbrechens nur führen 
den Handlung fpreben kann. Dies trifft insbefondere bei allen jenen 
Berbrechen ein, deren objectiver Thatbeftand durh eine mündliche 
Aeußerung erſchöpft ift, wobei alfo Jemand des vollbradten Ver: 
brechens fehuldig erfcheint, fobald er die von dem Geſetze als verbrecheriich 
erklärten mündlihen Worte (Rede) geiprodhen. Bor der wirklich 
gefchehenen Aeußerung nemlich ift die etwaige Vorbereitung dazu: z. B. 
das allmälige Neifen feines Entihluffes, das Ueberlegen, Abwägen der zu 
fprebenden Worte u. dgl. nach der klaren Vorfchrift des $. 11 noch Feine 
äußere böfe Handlung, fondern nur ein innerer Aft, der alfo auch noch 
feinen ftrafbaren Verſuch conftatiren kann. Sobald er aber aud nur 
Eine der von dem Geſetze als verbrederifch erklärten Reden wirklich 
geäußert, alfo mit der Rede auch nur begann, bat er das vorausge— 
fegte Verbrechen auch ſchon vollbradt. Als Beifpiele hierzu können 
insbefondere die 88. 63, 64, 98 Hit. b, 99, 122 litt. b und e 209 dienen, 
infoferne die hier vorausgefeßten Verbrechen auch durch bloß mündliche 
Neden begangen werden fönnen. 

3. Bei denjenigen Berbrehen, wo das Geſetz ſchon die entfern- 
tefte (äußere) Verfuhahandlung, und insbefondere ſchon das allererfte 
Berfuchen oder Außerlibe Befirebungs- Beginnen, eine gewiſſe 
Handlung zu thun, ala das vollftändige (wollbrachte) Verbrechen erklärt, 
und eben dadurd die Anwendbarkeit des 8.8 ausschließt. Es tritt nem- 
lich hier im Grunde dasfelbe Berhältnig ein, welches eben erſt von der 
unter Nr. 2 gedachten Categorie von Verbrechen erwähnt worden ift. Bor 
dem Beginne der erften äußeren (Berfuchs-) Handlung kann vermöge 
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8. 11 von einem frafbaren Berfuche überhaupt feine Rede fein: fo wie 
aber einmal jene begonnen bat, iſt auch nad der gefeßlichen Beftimmung 
ſchon wieder das vollftändige (vollbradhte) Verbrechen vorhanden. Dies 
ift der Fall 3. B. bei den Verbrechen, weldhe in den 88. 58, 65, 105, 
122 litt, e und d, 147, 222 erklärt find, zum Theile auch bei den 88. 
76, 78 u. m. a. 

Die eben gemahte Behauptung darf aber nicht etwa dahin ausge— 
dehnt werden, als ob überhaupt bei allen denjenigen Verbrechen, bei 
welchen dad Gefek troß des Nichteintretens des von dem Thäter beabfich- 
tigten Thaterfolges das Verbrehen ale vollbradt annimmt (vergl. 
Seite 296 und 297), ein crimmeller Verſuch nicht denkbar wäre ; — denn 
bei dieſen läßt fih unter gewiſſen Vorausſetzungen felbit an der nod von 
feinem Thaterfolge begleiteten Handlung doch immerhin ein fortſchrei— 
tendes Vorgehen, ein Anfang, Fortfegung und eine Bollendung 
der Handlung, alfo auch ein Verſuch derfelben denken. So ift 5.2. 
das Verbreben der Brandlegung nah unferem Gefege ($. 166) 
allerdings auch ohne wirklich ausgebrochenen Brand bereits vollbradt, 
dennoch aber ift ein crimineller Berfuch hierbei denkbar, wenn nemlich 
3. B. Jemand gerade im heimlichen Hingeben zum fremden Haufe mit 
gem Brennftoffe, oder gar in dem Augenblide betreten wird, wo er den 
zündenden Stoff hinlegen will. Man fann von ihm noch nicht fagen, 
daß er bereitö diejenige Handlung geſetzt (unternommen) babe, 
welche das Geſetz ($. 166) zum vollbradhten Verbrechen der Brandlegung 
für nothwendig erfennt, woraus nemlih (unmittelbar) an frem⸗ 
dem Eigenthum eine Feuersbrunſt entſtehen foll; allerdings aber hat er 
eine zur wirflihen Ausübung dieſer Uebelthat führende Handlung, 
d. b. einen Verfuc begangen. — KAehnliches ift bei dem Betruge 
($. 197) der Fall. Sobald aud nur die liftige Irreführung eines Andern 
in der dort vorausgefeßten Abficht vollendet, wenn aud die beabfichtigte 
Rechtsverkürzung eined Andern noch nicht eingetreten ift, ſtellt fi die 
ftrafbare Handlung des Betruges ale vollbracht dar; dennoch ift auch 
bierbei ein ftrafbarer Berfuch denkbar, infoferne nemlich die Handlung 
des Irreführens felbft noch im Stadio des Verſuches begriffen iſt, 
wenn nemlich z. B. der Thäter in der erwähnten fträflihen Abficht bereits 
Alles gethan hat, um einen Anderen irre zu führen, diefe Irreführung 
ſelbſt ihm aber nicht gelungen ift. 

Endlich 

4. bei denjenigen Verbrechen, die nad der gefegligen Begriffd- 
Beftimmung in einer bloßen Unterlaffung beitehen. Sie find oben 
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anf Seite 59 und 60 in der Anmerkung vollftändig aufgezählt. — Daß 
auf diefe Kategorie von Verbrechen die Begriffs » Beftimmung eines ftraf- 
baren Berfuches in der Negel keine Anwendung finden Fönne, leuchtet 
daraus ein, weil in dem Augenblide, wo die gefeglih gebotene pofi- 
tive Handlung gefeßt (gethan) werden follte, und nicht gethan wurde, das 
Verbrechen, das ja hier nad der vorausgeſetzten gefeplichen Begriffe: 
Beitimmung in einer bloßen Unterlaffung beftebt, bereits vollbracht 
ift; einen Moment früher aber, wenn gleich etwa bereits das Vor— 
haben, diefe Unterlaffung zu begehen, vorhanden war, noch keine 
äußere ftrafbare Handlımg, alfo auch Fein Verfuch einer foldhen vor: 
liegt. Dies gälte felbft für jene Fälle, wo das Gefek etwa zur Unterneh: 
mung der gebotenen Handlung eine numerifch beftimmte Zeitfrift vor: 
fhreiben würde”). Durch diefes Zugeftehen eines gewiffen Zeitabfchnittes 
zur Seßung diefer pofitiven Handlung hat nemlid das Gefek auch Jedem 
das Recht eingeräumt, diefe Handlung innerhalb diefer Friſt 
wann immer, aljo beliebig auch etwa erft in der allerlegten Minute 
derfelben vorzunehmen, und er ift fofort bie zum vollftändigen Ablaufe 
diefer Frift noch nicht im Verſchulden, daher auch noch gar nicht ftrafbar. 
Iſt aber diefe Zeitfrift fruchtlos verftrihen, d. h. innerhalb derfelben die 
gebotene Handlung nicht gefeht worden, fo ift auch ſchon wieder im erften 
Augenblide nach Berftreihung der Frift die ftrafbare Handlung voll: 
ftändig eingetreten, d. b. das Verbrechen als vollbracht anzufehen. 
Diefe Regel erleidet nur dann eine Ausnahme, wenn nad der 
gefeßlihen Begriffs » Beftimmung eines ſolchen Unterlaffungs = Verbre 
chend zum objectiven Thatbeftande des vollbrachten Verbrechen 
die bloße Unterlaffung nicht zureicht, fondern nebſt derfelben auch 
noch ein gewiffer That» Erfolg nothwendig if. Hier ift nemlich 
ein Verfuch allerdings denkbar, infoferne vorausgefegt wird, daß Jemand 
die gefeglich gebotene Handlung in der verbredherifhen Abficht unterlaf- 
fen bat, aus feiner Unterlaffung aber der von dem Geſetze zum voll: 
brachten Verbrechen erforderliche Erfolg noch nicht hervorgegangen ift. 


— — — — 


) Bei Verbrechen kennt übrigens unſer Gefek feinen ſolchen Fail. 
wo bie Setzung einer gewiſſen poſitiven Handlung innerhalb einer be— 
flimmten numerifhben Friſt vorgefchrieben wäre, fo daß deren Urter 
laffung innerbalb diefer Frift ein Berbrechen bilden würde. — Allerdings 
aber ift diefes z. B. bei den im $. 320 litt. a und b bezeichneten Weber: 
tretunmgen der Fall, wo daber auch die obige Auseinanderfegung von 
praftifchem Belange ifl. — 
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Wir haben übrigen? in der ganzen Neibe der oben (Seite 59 und 60) 
auigezahlten eilf Unterlaffungs » Verbrechen nur zwei Fälle ($$. 87 und 
139), we dies Anwendung finden Fann. Diefes würde hiernach Statt 
finden, wenn Jemand im Falle des $. 87 eine gefliffentliche Außeracht— 
laſſung der ibm bei dem Betriebe von Eifenbabuen oder von den im $. 85 
lt e bezeichneten Werken oder Unternehmungen obliegenden Verpflichtung 
begehen würde, ohne dDadurd eine der im $. 85 lit. b bezeid- 
neten Gefahren auch fhon wirklich herbeigeführt zu ba» 
ben; — und im Kalle des $. 139, wenn eine Mutter bei ihrem neuge— 
bornen Kinde in der Abficht, es umkommen zu laffen, den zu deſſen 
Erhaltung nöthigen Beiſtand unterlaffen haben würde, ohne daß das 
Kind wirklich umgefommen ift, indem etwa ein Dritter dazwifchen ge: 
kommen, und Durch noch rechtzeitig angebrachte Hilfe das Kind am Leben 
gerettet, und ſofort die Boltbringung des Aindesmordes unterbrochen 
hätte”). 


) Meine Peer wollen entichuldigen, wenn ich aud bei dieſer fo wich— 
tigen Parthdie eince Strafgefeges — bei den Beflimmungen über den Verſuch der 
Verbrechen nemlih — gleihwie oben auf Seite 269-271 binfichtlid der 
verſchiedenen Mitwirfungearten. bei einem Verbrechen einen Gefeg« Entwurf 
für eine etwaige künftige Godification vorlege, weil durch die allfeitige 
Prüfung von derlei Vorſchlägen im Wege der wilfenichaftliben Aritif die 
fünftige vareıländifche Pegıslation gewiß nur gewinnen kann — 

in dem Kampfe der oben (Seite 287— 291) angedeuteten einander 
widerſtreitenden legislativen Anſichten fcheint mir das Wahre darin zu lie 
gen, daß allerdings ſchon jede, objectiv wie immer geartete Äußere Hand» 
lung, von welcher nur nachgewieſen werben fann, daß fie in rehtwidris 
ger Abficht begangen worden ift, auch von der (j. g. bürgerlichen) Geſetz— 
acbung des Staates mit Strafe verpönt werden dürfe, jedob dann, wenn 
fih darin noch Fein objectiver Gaufalnerug mit der wirflichen Rechtverlegung 
(dem durch die Handlung angeitrebten Verbrechen) erkennen läßt, nicht ald 
Verſuch dieſes Verbrechens, fondern nur polizeilich beftraft werden möge. — 
Das in diefen Fällen aub nach firengem Rechte eine Strafe über: 
baupt eintreten dürfe, fcheint mir nicht blog aus allen, ſchon oben Seite 
287 und 288 dafür geltend gemadıten Gründen, fondern vor Allem defbalb 
zweifellos, weil ja bei dem Verſuche überbaupt, felbit bei dem ſ. p. 
nähften — oder beendigtem Verſuche (erimen perfeetum sed non Consum- 
malum — vergleiche die Anmerkung auf Seite 333 —), wenn ich 5. B. nad 
dem Anderen in tödtender Abficht mit einem fcharf aeladenen Gewehre wirkt: 
lich geſchoſſen, aber gänzlich feblaeihoffen babe, weil er fich noch rechtzeitig 
büdte, — die wirkliche Aufere Redhtverlegung fehlt, und dennoch ge— 
ftraft wird. 

Hieraus Schon zeigt ih, daf man im, dem Verſuche grundfäglid 
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nur die Gefährdung der rechtlichen Ordnung des Staates, nur die äußer— 
lihe Kundgebung ded rechtwidrigen Willens ftrafe, welche aber 
durch Borbereitungsbandlungen, bei f. 9. Wahnverbreben, bei mangelnden 
Dbjecte der Verlegung, bei dem Verſuche mit an fih untauglichen, aber für 
tauglih gehaltenen Mitteln u. f. f., ebenfo gut äußerlich conftatirt 
erfheinen (nachgewieſen werden) fann, mie z. B. im obigen Falle des 
beendigten Verſuches. — Mllein man würde der Natur der Sache, dem 
herrſchenden Sprachgebrauche und der tief wurzelnden Volks-Anſicht Zwang 
anthun, wenn man im berlei objectiv ungeeigneten Handlungen bereitö den 
Anfang des beabfihtigten Verbrechens erkennen wollte, daher mögen 
derlei Handlungen ald Gefährdungen oder Bedrohungen der allgemei- 
nen Rechts⸗Ordnung im Staate, d. h. ald mittelbare Rechtverlegungen 
oder Polizei-Uebertretungen (vergleihe oben Seite 51 und 52) mit polizei: 
liher Strafe geahndet werden. — 

Dafür aber, daß man derlei Handlungen auch von Seite der Staats— 
gefehgebung nicht gänzlich firaflos laſſen möge, fprechen überdies die 
überwiegendften Gründe der Befepgebungs-Klugbeit. — Es ift ſchon 
überhaupt mißlih, wenn fi die Rechtögefehgebung des Staated von dem 
moralifhen Boden lodtrennt, und wenn fie Sogar Handlungen, wie z. 2. 
alle oben auf Seite 310— 315, und 321 — 324 erwähnten Fälle ald ftraflos 
erflärt, welche die allgemeine in der fittlihen Anfhauung des menschlichen 
Handelns berubende Volksmeinung als höchſt ftrafwürdig erkennt, zumal, 
als dadurh ſchwachſinnige Menſchen und ſchwankende Gemüther nur zu leicht 
zu derlei Handlungen aufgemuntert werden, und eine Seibfiberubigung darin 
finden, daß dasjenige, was nicht geftraft werde, eben deßhalb frei gegeben 
und fein fittliche® Unrecht fei, und als hiernach die Neigung zu fittlich- 
ſchlechten Handlungen genährt, ja nah und nah auch zum wirklichen Ber 
brechen groß gezogen werden wird. Man wende nicht immer ein, daß man den 
Fanatifer, der mit Gebeten oder Zaubeiformeln einen Anderen tödten wolle, 
ein unfhädliher Narr fei, den man allenfalld imd Tollhaus fperren, 
nimmermehr aber beftrafen möge. Er ifl, wenn er nach der Vorausſetzung 
nur überhaupt zurechnungsfähig ift, weder ein Narr, und noch weniger 
unfhäblih, d. h. ungefährlidh: man verlaffe Fch im Gegentheil darauf, 
daß, wenn heute fein abergläubiſches Mittel nicht anſchlägt, er alsbald 
zu einem objectivd»geeigmeten Mittel übergehen wird, da es eine nur zu 
tief begründete pfychologifche Erfahrung iſt, daß mit der unbefricdigten 
Luft, zumal mit der nicht gefättigten Rache, Eiferfucht u. dgl. 
aub die Begier wahfe — Seine fittlihe Schledtigseit ift in dem 
einen und anderen alle gleih groß, daher der Uebergang von einem 
Mittel zum anderen bereits angebahnt — ce n’est que le premier 
pas qui coüte! — Der Gefellfhaft ift daher jener angeblih unſchädliche 
Narr ebenso gefährlich, wie derjenige, der in verbrecherifcher Abſicht in der 
Apotheke Arfenif begehrt, aber ſtatt deſſen Gummi arabicum erhält und einem 
Anderen als vermeintlihes Sift eingibt, und beide werden endlich ihre miß— 
fungenen Beriuhe bid zur Anwendung eined wirklichen Zödtungsmittele 
fteigern. — „Principiis obsta, sero medieina paratur“ fei hier der Leitſtern 
einer umfichtigen Gefepgebung ! — Alle Geſeßgebungen der Jeptzeit firafen 
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die felbft bled wörtlihen Bedrohungen mit einem Verbrechen (vergl. den 
$. 99 unſeres Geſetzes), wenn fih auch vielleicht hinterdrein zeigt, daß es 
dem Drohenden damit gar nicht einmal Ernft gewefen war: warum foll 
Derjenige, der eine folhe Drohung bereits durch Borbereitungsbandlungen, 
durh Anwendung unſchicklicher Mittel u. dgl. ernftlichft und thatſäch lich 
conftotirt babe, nicht ebenfalld ftrafbar fein? — 

Auf der Bafis diefer Erwägungen wären nad meiner Anihauungd- 
weife die Beftimmungen eines fünftigen Geſetzes über den Berfuh der 
Berbrehen, natürlih im innigiten Zufammenbange mit den oben Seite 
269 — 271 vorgefhlagenen $$. a—g, und ald Fortiekung derjelben etwa 
in folgender Weile zu formuliren : 


8. h. 

Bei Verbrechen ift es zur Strafbarkeit micht nothwendig, daß der —— 
Handelnde dasſelbe vollendet, d. h. bereits alle von dem Geſetze zu dem 
Begriffe des Verbrechens geforderten Merkmale verwirklichet habe; ſondern es 
genügt hierzu auch ſchon der Verſuch. Als Verſuch des beabſichtigten Ver— 
brechens iſt aber eine Handlung nur dann ſtrafbar, wenn von Seite des 
Hauptibäterd ($. a) bereitd ein wirklicher Anfang des beabfichtigten Ber- 
brechens geſetzt; — von Seite ded Anftifters mindeftend die bezielte Ginwir- 
fung auf einen Anderen begonnen; — oder don Seite der übrigen Mitfchul« 
digen ihre Mitwirfung wenigſtens ſchon zugelihert wurde, die Bollendung 
aber nur durch einen von dem Willen ded Schuldtragenden unabhängigen 
Umftand unterblieben ift. 


&. i. 

Wenn daher der Handelnde aus eigener Reue von der Vollendung — Be 
feiner auf folche Art bereit begonnenen Handlung abgeftanden ift, fo ift dem a) für —— 
Handelnden zwar nicht mehr der Verſuch des bezielten Verbrechens, jedoch —— 
dann, wenn ſich im feiner bisher geſetzten Thätigkeit bereits eine andere ftraf- Reue. 


bare Handlung darftellt, allerdings dieſe zuzurechnen. 


$.k. 


Indbefondere wird der Verſuch der Anftiftung, Mithilfe und Theil» he 
nabme ($. h) nur dann ſtraflos, wenn ber Berfucher die Vollentung der der Anftiftung 
ganzen frafbaren Handlung noch rechtzeitig durch eigene Thätigkeit hindange Forluchue 
halten bat. Wendete er biezu zwar die Zurücknahme feiner vorläufigen Ein- 
wirkung, oder eine andere ihm nach den Umftänden für diefen Zweck geeignet 
erichienene ZThätigkeit an, fo kann die dennoch erfolgte flrafbare Handlung 
ihm nah Umftänden noch immer als fahrläffiges Berfchulden zugerechnet 
werden, wovon im zweiten Theile des Strafgefepes gehandelt wird. 


8. J. 


Die verfuchte Begünftigung eines Verbrechens ($. h) aber hört ſchon — Ben Der 
dadurch auf, ftrafbar zu fein, daß der Handelnde aus eigener Rene die zuge ftigung. . 
fiherte oder wirklich begonnene Betheiligung hieran, noch vor ihrer Aus— 


führung zurüdziebt. 


d) bei unpaſſen⸗ 
den Verſuchs⸗ 
handlungen, 
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&. m. 
Mar endlih die newählte oder unternommene Verſuchsbandlung an fi 
völlig ungeeignet, um das beabfichtigte Verbrechen berbeizuführen; — oder 


ftand die Schon geſetzte Handlung damit noch in gar feinem unmittelbaren 
urfählihen Zufammenbange, jfondern wurde nur als Borbereitung zu derfelben 
unternommen; — oder befland der beabiichtigte Gegenſtand der Rechtsver— 
letzung gar nicht, oder nicht an dem vorausgeſetzten Orte: jo tritt diejenige 
polizeiliche Peftrafung ein, welche in dem zweiten Theile des Strafgeſetzes 
insbeſondere feftgefegt wird. 


Zweites Hauplſtück. 
Von Beitrafung der Verbrechen überhaupt. 


Unfer Gefeß hat in diefem Hauptſtücke Normen von dreierlei 
verfchiedenen Gategorien zufammengeftellt, die fih nur mittelbar unter die 
gewählte Auffchrift ſubſumiren laſſen. Es ſetzt zuerjt die verfchiedenen‘ 
Arten (Qualitäten) von Strafen feit, weldhe wegen Verbrechen 
angewendet werden dürfen ($$. 12—25, 28 und 29), ſammt den ander: 
mweitigen gefeglichen Wirkungen, welche mit der Verurtheilung wegen 
eines Verbrechens überhaupt, oder mit gewiffen Strafurtheilen noch über: 
dies verbunden find, oder eintreten Efönnen ($$. 26, 27 und 30), und 
fügt einige allgemeine Grundſätze über die Anwendung von Strafen 
bei ($$. 31— 33 und 42); — ſofort gibt es 

zweitens Normen über die Concurrenz (das Zufammentreffen) 
mehrerer Verbrechen untereinander, oder von Verbrechen mit Vergeben 
und Uebertretungen ($$. 34 und 35); — endlich ſetzt es in dieſem 
Hauptitüce 

drittens die Beitimmungen feſt, in wieferne eine Beitrafung 
überbanpt je nach PVerfchiedenheit des Subjectes der Verbrechen, 
d.h. je nach Verfchiedenheit des ftaatsrechtlihen Verhältniffes, in wel: 
hem der Schuldige eines Verbrechens zum öfterreihiihen Staatsver: 
bande fteht, fo wie nach Berfchiedenheit des Staategebietes, im dem das 
Berbrehen begangen worden ift, Anwendung finden dürfe, oder mit anderen 
Worten, die Beftimmung, ob das Strafgefeg über Verbrechen gleihmäßig auf 
Inländer, fo wie auf Ausländer, und gleihmäpig auf die im Inlande 
und im Auslande begangenen Berbrehen anwendbar fei ($$. 34—41).*) 


*) Neuere Geſetze halten die obigen Normen gewöhnfih auch in der 
äußeren Gruppitung des Syſtems ſcharf auseinander, trennen fie in drei ver: 
fhiedene, mit den entiprechenden befonderen Titeln bezeichnete, Sauptftüdte, 
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Was nun vorerft die unter Erftens vworfommenden pofitiven Be- 
flimmungen unſeres Geſetzes betrifft, welche nemlich zunächſt das Stra— 
fen-Syjtem desſelben betrifft, fo zeichnet ſich unfer Geſetz vor Allem 
durch eine außerordentlibe Einfachheit aus. Während andere Gefeke 
die mannigfaltigften Gintheilungen der Strafen und Arten von Straf: 
übeln, und indbefondere hinfichtlich derjenigen Strafe, weldhe wohl in den 
heutigen Strafgefeken die bervorragendfte Stelle einnimmt, nemlich der 
Freiheitéſtrafe, wieder die verfchiedenartigften Abftufungen, als da 
Zudtbausftrafe, Arbeitshausftrafe, Strafarbeit, Zwangsarbeit, Galeeren- 
arbeit, Schanzarbeit, Feltungsarbeit, Feftungsarreft, Gefängniß, Kreis: 
oder Amts » Gefängniß, Einfhließung, die f. g. Custodia honesta (ge 
wöhnlih unter dem Feſtungsarreſte oder der Einfchließung, bei den 
Militär » Gerichten mit dem Profoßen » Arrefte verftanden) u. dal. auf: 
führen, theilt unfer Geſetz die Strafe für Verbrechen zu oberft in 
Haupt: und Nebenftrafen ein, und fegt für diefelben eine eins 
zige Art von Freiheitsftrafe — die Kerferftrafe feft (88. 12, 14— 
18), die es aber auch mit dDiefem Namen fcharf auseinander halt von 
der Freiheitsftrafe für Vergeben und Webertretungen, die es immer mur 
mit „Arreſt“ bezeichnet ($$. 240 lit. d und 244— 247), um auf ſolche 
Weile „das gerechte Verhältniß zwifchen einer beffernden Züchtigung nnd 
den Griminalftrafen genau zu beobadhten, und den Abfcheu gegen Ber: 
brechen durch die Bermengung mit minder gefährlihen Schuldfällen auch 
bei denjenigen nicht zu fhwächen, welche die Größe einer Uebelthat nach dem 
Mape der durch das Geſetz verhängten Strafe zu beurtheilen gewohnt find“ *). 


und nehmen die unter brittend vorfommenden PBerfügungen häufig unter 
die allgemeinen oder einleitenden Beitimmungen auf, oder bebaudeln fie 
in einem befonderen Abfhnitte, etwa mit der Ueberichrift: „Bon den, dieſem 
Strafgefepe unterworfenen Perfonen“ u. ſ. f. — Es läßt fih nicht leugnen, 
daß diefe nemere Syſtematik den Anforderungen der Theorie an eine gute 
und ftreng logiſche Methode auch in der Gruppirung der verfchiedenen Theile 
eines pofitiven Gefepes mehr entipreche, ald das in unferem Befepe geſchehene 
Zufammendrängen von (wenigſtens theilweife) heterogenen Gegenftänden in 
demfelben Hauptftüde: allein da diefe Nüdficht wentgftend im vorliegenden 
fpeciellen Falle praktifch unerheblich ift, fo läßt es ſich wohl rechtferti« 
gen, daß unfer dermaliges Gefek das altgewohnte und den Praftifern 
des größten Theild des Reiches wohlbelannte Syſtem des früheren Ge. 
feßed vom 3. September 1803 aud in diefem Punfte beibehalten habe. — 
*) Mit den obigen Worten wurde das Woechfelverhältnik , welches 
zwiſchen den Strafen für Verbrechen und jenen für ſchwere Polizeisllebertre « 
tungen in dem GStrafgefege vom 3. September 1803 (welchem auch hierin 
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Unter Hauptfirafen verfteht die Doctrin und mit ihr auch unfer 
Geſetz diejenigen Strafübel, welche für fih allein, felbititändig und aus— 
fließend, ald Strafe zugefügt werden können, während Nebenftrafen 
(häufig au accefforifhe Strafen, und von unferem Gefege 88. 19 
und 253 — Berfhärfungen anderer Strafen genannt) diejenigen 
find, welche nicht felbitftändig für ſich, ſondern nur nebft einer Haupt« 
ſtrafe, als Accefforium und zur Berftärfung derfelben verhängt werden 
dürfen. 

Als Hauptitrafen bat unfer Gefeß, treu ihrem Charakter, wornad 
fie nemlich zwar verfchieden je nad BVerfchiedenheit der ftrafbaren Hand» 
lungen, allein dennoch bei jedem Schuldigen zur Anwendung gebracht 
werden müffen, ſowohl bei Berbrehen ($. 12), als auch für Bergeben 
und Uebertretungen ($. 240) durchweg nur ſolche Strafübel gewählt, 
welche wirklih für Jedermann, wenigftend unter den dur das Da— 
fein der ftrafbaren Handlung bedingten Berhältniffen ein Uebel find, und 
eben darum auch den Charakter der allgemeinen Anwendbarkeit 
an fich tragen, während es als Nebenftrafen regelmäßig nur folche Ucbel 
($$. 19 und 253) feſtgeſetzt erfcheinen, die theils nur auf gewiffe Indi— 
viduen, oder unter beftimmten Berhältniffen anwendbar find, oder zur 
Ahndung befonderer Erfchwerungsumftände, unter denen die ftrafbare 
Handlung begangen wurde, beigefügt find *). 


unfer dermaliges Strafgefeg völlig treu blieb) eingehalten werden foll, von 
dem höchſten Geſetzgeber felbft in dem 20, Abſatze des Kundmachungspatentes 
zum früheren Geſetze bezeichnet. 

*) Wer aufmerffam die allgemeinen Beitimmungen unfered Geſetzes 
über die Beftrafung, fowobl von Berbrehen, ald auch von Vergehen und 
Uebertretungen überhaupt ($$. 12—25, 28, 29, 31-33, 42, 240262 und 
268), dann die Normen über Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtände, und 
deren Einfluß auf die Ausmeffung der Strafen ($$. 34, 35, 43—55 und 
263— 267) würdiget, und wer damit mod; überdieh die Straffäge vergleicht, 
welche das Geſetz bei den einzelnen flrafbarcın Handlungen feilgefegt, 
und wie es, indbefondere im erften Theile (über Verbrechen) die Strafen für 
die verfhiedenen Verbrechen untereinander febr proportional angeordnet bat: 
der wird auch bald erfennen, daß unfere Geſetzgebung den Anforderungen, 
welche die Gefepgebungs-Wiffenichaft der Jeptzeit an ein gutes Strafenſyſtem 
ftellt, nah Möglichkeit zu entiprehen bemüht war. Ich fage mit Vorbe— 
dacht: „nad Möglichkeit;“ weil ein mwohlmeinender Freund des Vater— 
landes die motorifche Thatfahe nicht verläugnen darf, daß unfere vaterländi« 
fhen Strafanttalten, und wird hierbei auch nur der materielle Punft bin» 
reihender Räumlichkeiten in’d Auge gefaßt, zumal in gewiffen Theilen 
des Reiches, in fo mancher, ja bie und da in jeder Beziehung noch ſehr 
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Die Anordnungen unseres Gefeßes über die verfchiedenen Arten 
von Strafen für Berbrecben und deren Anwendung ($$. 12—25, 28, 29, 


Bieled zu wünſchen übrig laffen, um dasjenige auch zu verwirklichen, 
was unfere gerechte und humane Geiepgebung in dem vorliegenden Ge 
ſetze, ſo wie in den vielen, die Gintichtung, Yeitung und Berwaltung ber 
Strafanftalten regelnden Particnlar-Berjchriften bereitd vorgejhrieben hat. 

Die Anforderungen an ein gutes Strafenſyſtem möchte ich ungefähr 
in folgenden Poſtulaten zufammenfaffen : 

I, Die Strafe fei vor Allem gerecht, d.h. dem Grade des objectiven 
und fubjectiven Verſchuldens des zu Beflrafenden adäquat, fonah allerdiugd 
Wiedervergeltunug (Talion), allein niht im materiellen Sinne des 
Wortes, ald ob nemlih dem Echuldigen gerade dasjenige materielle Nebel 
zugefügt werden müßte, dad er Anderen durch die firafbare Handlung zuge» 
fügt bat (Hand um Haud, Kopf um Kopf) was häufig eben fo ungerecht, 
ale in anderen Fällen unausführbar fein würde; — fondern in formeller 
Beziehung. oder vielmehr im Geiſte der Sache, fo daß der Schuldige nad 
feiner individuellen Empfindlichkeit möglihft genau fo viel Uebel er 
leiden fell, als er Anderen zugefügt bat. Hieraus folgt die f. g. Gommen-» 
furabilität, d. b. diejenige Eigenfhaft von ſelbſt, wornach aud die für 
die verichiedenen Verbrechen feitgejeßten Strafen verglihen untereinan- 
der vollfommen verhältwigmäßig fein follen. — Ebenſo ergibt fih hieraus 
auch die Ärengfte Einfhränfung der Strafe nur auf die Perfon ded Sch ul» 
digen, fo wie diejenige Ginrichtung der Strafen, wornach felbft die natür— 
lichen Folgen und Nachmirkungen, welche jede Strafe aud für deffen Familie 
nad jich zieht, fo viel nur immer möglich von deffen fchuldlofen Angehörigen 
ferne gehalten und gemildert werden folen, — ſchon ald eine unabweisliche 
Forderung der Gerechtigkeit. 

2. Die Strafe fei daher ein wirkliches Uebel und zwar ein auf alle 
Glaffen von Menihen anwend bares, zugleih aber möglihft theilbare d 
(Nexibles und abftufbareg) Uebel, um daffelbe auch den verichiedenen Grad en 
der Strafbarkeit, und zwar mit gerechter Beachtung der je nach der Ber- 
fhiedenartigfeit der Individuen durh Bildung, Erziehung, Lebensgewohnh eis 
ten u. dgl. bedingten höchſt verfchiedenartigen Empfindlichkeit, anpaffen zu 
fönnen. — Quem res plus aimio deleetavere secunde, mutate qualient! — 
‚Aus der Combination diefer mit der erften Anforderung ergibt fih von 
felbft, daß namentlih die Freiheitsstrafe in den Ötrafanftalten in Bes 
jiebung auf die phyſiſche Exiſtenz der Sträflinge, d. b. in Anfehung der 
materiellen Berpjlegung (Beköftigung), Gefundbeitöpflege, Luft, Licht und 
Wärme, Wahl der Kocalitäten, Wahl und Bertbeilung der Arbeiten, Lüftung 
der Arbeitsſäle und Schlafitellen, binlänglihe Bewegung u. dgl. fich gleich 
weit von der einen llebertreibung, womit man bie und da den Sträflingen 
ein weit bejjeres Los bereitet, ald ihnen je im Zujtande der freiheit zu Theil 
werden könnte, und den Auſenthalt im Strafhaufe zur erſehnten Wohl: 
that macht; — als von dem anderen Ertreme entfernt halten fol, wornad 
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31—33 und 42) bedürfen daher nach diefer Darlegung ihres allge- 
meinen Charakters nur weniger Erläuterungen im Einzelnen. 





man diefen Aufenthalt nur zu einer langfamen, theild phufifchen, theild mora- 
lifhen Toded-Peinigung umftaltet. — 

3. Sie fei möglihft analog dem Verbrechen, d. h. dem Geifte 
der ftrafbaren Handlung entnommen, um nicht nur den Gharafter der Talion 
zu bewahren, fondern um zugleih dur den pſychologiſchen Gegenfag ber 
zum Verbrechen einladenden Motive defto zuverläffiger von demfelben abzuhalten, 
wie ſchon Cicero fagte : „Noxiz poena par eslo, ulin suo vilio quisque plecta- 
tur; vis capilte, avaritia mulcta, honoris eupiditas ignominia sanctiatur.“ — 

4. Sie wirke insbefondere auf Befferung des Schuldigen bin, und 
zwar auf Befferung in jeglicher Ridtung, mit vereinigten Kräften und 
mit allen pſychologiſchen Mitteln, welche diefen Zwed zu realiſiten oder zu 
unterftügen vermögen. Man wirke daher vor Allem jhon negativ darauf 
bin, durch Vermeidung aller jener Strafübel und Bollziehungdarten berfelben, 
welche das Scham- und Ehrgefühl tödten, oder auch nur abftumpfen, fo wie 
dur gehörige Abjonderung der Sträflinge von einander, mindeſtens nad 
Verſchiedenheit des Geſchlechts, nach den Alteröftufen, nah der Gattung der 
ihnen zur Laft liegenden Verbrechen, nad größerer oder minderer Verdorben— 
heit, mach ihrer Pildungäftufe u. dgl., — ja wo möglich durch PBefeitigung 
überhaupt jeder Gommunication der Sträflinge untereinander, damit 
fih nit die Strafanftalt felbft zur Bell-Lancafterihen Hochſchule des Laſters 
und Berbrechend geflalte. — Man wede in dem Sträfling vorerjt dad menſch— 
ih Nächftliegende, den EFoismus, die angeborne und unvertilgbare 
Selbſtſucht. Man laffe ibn die Strafe ald wirkliches Ucbel, und wo 
möglich daneben im fchneidenden Gontrafte die Wohlthat der Freiheit empfin- 
den. Man rege hiernach die Sehnfucht, aber au die Ausfiht auf Erlan- 
gung derfelben ald Kohn für die Bethätigung wirklicher Befferung an. Man 
ftelle biernah fhon im Geſetze als folhen Lohn den theilmeifen Nachlaß 
der zuerfannten Strafe in Ausfiht, der aber (um nicht blos Heuchler zu er» 
zeugen) wieder rückwirkend verloren gehen follte, fobald der mit Nahfiht Ent- 
laffene neuerlich in Strafe verfällt. Dieß wird, wenn nicht regelmäßig, doch 
wenigftend häufig in dem Sträfling den Entfchluß hervorbringen , fi wenigſtens 
äußerlich zu beffern (die f. g. legale Befferung), d. b. fein Berbrechen 
mehr zu begeben, um nicht mehr in Strafe zu verfallen, und damit ift — 
der Gefellfhaft und dem früher abgeftraften Individuum bereits ein 
großer Dienft gethan. — Dan zwinge ferner alle Sträflinge mit uns 
nahfihtliher Strenge zur Nneignung jener f. g. mehanifdhen 
Tugenden, die fih mit Gewalt ernöthigen laffen, und welche endlich 
jedem Menfhen zur Gewohnheit, zum Bedürfniffe und zur fegen- 
bringenden Wohlthat für fein eigen Ich werden, aber auch die unabweis— 
lihe Borbedingung einer reinen Seele und eined reinen Menfchen » Rebend 
find, d. 5. man zwinge fie zur Reimlichkeit, zur Ordnung und zur 
Arbeitfamkeit (zum fFleige)! — Diefe Momente der Befferung fann jede 
Strafanftalt anftreben,, diefe fönnen ohne alle fanguinifche Uebertreibung und 
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8. 12. 8.9. 
Die Strafe der Verbrechen ift der Tod des Verbrechers, Pay der 
oder deſſen Anhaltung im Kerker. 


8. 13. s. 10. j 
Die Todesftrafe wird mit dem Strange vollzogen. a 


Empfindelei, fo wie ohne alle utopifchen und unpraftifhen Schwärmereien 
bei jedem Sträfling verfuht und faft regelmäßig aub ausgeführt 
werden. — Eofort fehreite man aber auch da, wo fie noch möglich if 
(und im Boraus aufgegeben werden, foll die Hoffnung und das Bemühen 
bierzu bei gar feinem Menfhen!) zur moralifchen Befferung, zur inneren 
Beredlung der Sträflinge. Man zerknirſche fie, man bringe fie, mit gebö- 
tiger Mäfigung allerdings auch durh Jjolirung und Ginfamteit 
(Poenitentiarien — Zeliengefängnif) zum Selbſtnachdenken über die Duellen ihres 
Unglücks, über ibre Zukunft, über dad „Wie diefelbe für fie felbft zu ver- 
beffern ?* — man wirfe vor Allem gemütblih auf dad Gemüth, man 
zeige ibnen Theilmabme für ihr Unglüd, man wede den (oft in der Bruft 
des fcheinbar Verdorbenften ned übrigen) Funken einer edleren Regung, 
man führe ibn endlih zu — Gott zurück, und man wird nicht aus allen, 
aber doch aus einigen, nein! aus vielen Friedenſtörern — der Geſellſchaft 
wenigſtens unfchädlihe Menicen gewonnen haben. — Man mwäble daher vor 
Allem nicht blos charakterfeſte und willensitarke, fondern zugleich 
gemütbvolle und edle Menſchen zu Leitern folder Anftalten! Man vers 
jweifle nie an dem Menſchen, aber man fordere auch nicht Ueberſchwängli— 
bes, man übertreibe nicht, und erwäge wohl, daß auch die Bildung der 
menfchlihen Seele feine Sprünge zulaffe! Man leite inäbefondere auch 
den religiöjen Einfluß mit Klugheit, und mit pſychologiſch angemeffener 
allmäliger Ginwirfung: man twirfe vorerft auf den Menſchen menſchlich 
ein, und glaube nicht, daß aus jedem Schurken noch ein Tugendheld, oder 
aus jedem gottverlaffenen, und darum am fich ſelbſt verzweifelnden Atheiften 
noch ein Dogmatifer herangezogen werden fünne! — 

5. Die Strafe möge ferner, innerhalb derSchranfen des Rech— 
tes und der Befjerung für den Sträfling felbft, allerdings auch 
fo eingerichtet fein, dak fie eremplarifch, warnend, belchrend und 
abbaltend aub auf Andere wirkte, daher möglihft einfadh in ihrer 
Drohung, und genugtbuend für die öffentlihe Meinung des verlegten alls 
gemeinen Sittlichkeits- und Rechtsgefühles fein. — Eben darum find aud 
alle jene Qualitäten von Strafübeln, jo wie alle jene Vollziehungsarten ders 
felben zu vermeiden, welhe den Anftand und die Eitte verlegen, ber 
Öffentlihen Moral oder auch nur einer acıtbaren Volks-Anſicht wider 
flreiten, das Volksgefühl und die Theilnahme für menschliches Unglück abs 
Rumpfen, die Robheit befördern, oder den Charakter der Regierung entwürdigen. — 

6. Sie möge unter den fchon angedeuteten Schranfen auch materiell 
für die Geſellſchaft möglibft nützlich fein; alfo nicht nur negativ dem 
Schuldigen die Mittel entziehen, neuerlich zu ſchaden, fondern ihm auch Ge— 
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Die Rechtfertigung der Beibehaltung der Todesftrafe in unferem 
dermaligen Gefege aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit, der 
Zeitgemäßbeit und der Unentbehrlichkeit nach den fpeciellen 
Erfahrungen Defterreich 8 wurde von mir ſchon in der Einleitung (Seite 
33—41) ausfuͤhrlich verſucht. 

Es bedarf ſomit hier nur mehr der legislativen Begründung der 
auch von unſerem dermaligen Geſetze wieder beibehaltenen Vollziehungs— 
art durch den — Strang. — — Seit die Wiſſenſchaft und nach ihr 
wohl auch die Geſetzgebungs-Praxis der meiſten europäiſchen Staaten 
die verſchärften Todesftrafen verlaſſen (vergl. $. 50 unſeres Geſetzes) 
und fich überzeugt hat, daß diefelben allen jenen Argumenten, welche für die 
Beibehaltung der Todesitrafeüberbaupt das Wort führen, die Spiße 
brechen, und der Todesftrafe als dem höchſten Strafübel feinen eigent- 
lihen Nerv zerftören, bat man fi fo ziemlich dariiber geeiniget, daß 
diejenige Vollziehungsart der Todesftrafe die angemeffenfte fei, welche die 


vergleihungsmeife fiherfte, [hleunigfte und möglichſt ſchmerz— 
Lofe ift. Vielleicht Tieße fih noch beifeßen: „und welche wenigftens nicht 
unmittelcardurh Menfhenhände, vollzogen zu werden braudt ). 


legenheit geben, zu produciren und erwerben, theild um dem Befhädigten 
zum Erfage feined Schaden‘, theild um dem Staate zur Bergütung feiner 
Auslagen für den Sträfling zu verhelfen, theild endlih um aus diefem aud 
für die Zukunft ein erwerbendes Mitglied der Geſellſchaft zu ſchaffen. — 
Sie möge endlid 

T. dann, wenn nicht die Todeöflrafe angewendet werden muß, mög« 
lihft erfegbar und erläßlich fein, um für mögliche Fälle einer fchuld- 
lofen Berurtheilung, d. h. eines Irrthums menſchlichen Richteramtes 
wenigſtens approgimative den widerrechtlich zugefügten Nachtheil wieder gut 
machen zu koͤnnen. — 

*) Es dürfte überhaupt eine viel zu wenig beuchtete Erfabrung 
fein, daft die unmittelbare Vollziehung von Leibesftrafen, zumal von förper- 
lihen Peinigungen und Martern unmittelbar durch Menſchenhände 
dem Endzweck, den man durch BVollziehung der Strafe in der einen Be 
ziehung erreichen will, in der andern diametral entgegenwirke, und dab 
jedes Peinigen eines Menfhen durch andere Menſchen eben dieſe gewiß nicht 
veredelt, fondern fie im mindeften Falle abftumpft, gleichgiltig macht für 
fremden Schmerz, und daran — gewohnt; — häufig aber aub in 
ihnen Rohheit, Rachegefühl, und felbft viehiſche Luft an fremdem Leid erfl 
aufregt oder doch wenigftend nährt und wad erhält. — Würde überdieh 
niht auch pſychologiſch der allfeitige moralifhe Eindruck der Boll» 
jiehung, 3. B. der Zodesftrafe erhebender fein, wenn nicht unmittelbar des 
Menfhen Hand, ſondern — die Maſchine den tödtenden Streihb, Schlag 
oder Drud verjegen würde? — Eollte endlich nicht felbft die Sicherheit 
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Welche von den mannigfaltigen feit Sahrtaufenden üblich gewefe- 
nen Vollziehungsarten aber diefe Eigenſchaften relativ noch am meiften in 
ſich vereinigen, ift befanntlich bis zur Stunde noch ftreitig. Die vorherr— 
fihende Anficht der neueren Geſetzgebungen neigt ſich für des Fallbeil 
(Fallſchwert, Fallmeſſer, Fallſchneide, Guillotine), da bei demſelben nad) 
der Erfahrung die Erfcheinung einer unfiheren Vollziehung und län— 
geren Marter des unglücklichen Delinquenten relativ um viel feltener, 
als bei allen übrigen Erecntiondarten, ja faum irgendwo (?) eingetreten 
fei, und weil das früher dagegen geltend gemachte Bedenken, daß dem 
vom Rumpfe getrennten Kopfe noch durd einige Zeit — Senftbilität 
(Bewußtfein) inne wohnen foll, phyſiolegiſch längft ſchon widerlegt ift. 
Allein wenn gleich Defterreih'8 dermaliges Gefek, da es ja über: 
haupt im Weſentlichen keine Umänderung des beftehend en Straf: 
rechtes und Strafenfnitems einführen wollte, auch die obige Krage wohl 
faum auf's Neue grundſätzlich in’d Auge gefaßt haben mochte; fo 
läßt fich doch nicht verfennen, daß namentlich die Erfeßung des Stranges 
durch das Kallbeilin unferen Ländern der allgemeinen Volksſtimme 
widerftritten haben würde. Mögen ih auch — feltfam genug — deutfche 
Länder, in jüngfter Zeit felbft eine waterländifch » öfterreichifche Stadt 
um die Ehre der erjten Erfindung oder Konftruction diefer oder wenig— 
ſtens einer ähnlichen Tödtungs-Maſchine ftreiten: fo wird doch das tief 
in allen Glaffen des Volkes mwurzelnde, und in diefem Punkte gewiß 
höchſt achtbare Borurtbeil von demfelben nie den Namen: „Buillotine* 
loötrennen und in immer wieder rücfehrender Jdeen» Affociation davon 
auch nie die traurige Reminiscens an jene welthiſtoriſchen Schauder- und 
Frevelthaten ferne halten fönnen, welche mit dieſer Mafchine vollführt 
wurden, und die noch überdies jenem gleich verbrecherifchen, wie wahnſinni— 
gen Treiben den Heiligenfhein von Juftiz-Uebung zu geben bemüht 
waren! — — Dazu fommt, daß felbft aus ärztlihem Standpunkte 
nah Maßgabe der erwähnten drei Anforderungen gegen die Vollſtreckung 
der Todesstrafe mittelft des Henkens (Hängen oder Erhängend mit 
dem Strange oder Stride) geringere Bedenken erhoben werden, ala 
gegen die übrigen Vollziehungsarten, und daß endlich die Sirafe des 
Stranges nad einer feit Jahrtaufenden bei allen Völkern der Erde 
berrihenden Volksanſicht den Charakter der Schimpflichkeit, und 
eben dadurch einen neuen und, wie man erfahren haben will, oft einzig 





der Vollziebung im Allgemeinen durch die Maſchine mebr verbürgt fein, als 
dur die MenſchenSand? — 
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abhaltenden Grund von gewiffen, weil mit dieſer Todesftrafe ver- 
pönten Verbrechen in ſich ſchließe. — So viel ift wenigftens gewiß, daß 
diefe in allen Ständen und Claſſen der Geſellſchaft tief wurzelnde Volks— 
anfiht won dem entehrenden Attribute der Strafe dur den Henker 
— fich auch in den Tagen der Gegenwart mit Mächtigfeit erhalten hat, 
da es notorifch ift, daß zum Tode verurtheilte Verbrecher regelmäßig 
fhon darin einen Akt der Gnade erkennen, ja oft flehentlich darum bit- 
ten, daß fie nicht mit dem Strange hingerichtet, ſondern — fo furdtbar- 
ironifch e8 zu lauten ſcheint — zu Pulver und Blei — begnadiget 
werden mögen! 

Die Beftimmung der übrigen Modalitäten, unter welden die 
Todesftrafe durch den Etrang vollzogen werden foll, bat die öfter: 
reichiſche Gefekgebung von jeher unter die Vorfchriften über das 
Strafs(Erecutiongs) Berfahren eingereibt. — Cie find für jene firon- 
länder, wo das Strafverfahren nach dem II. Abfchnitte des Strafgeſetzes 
vom 3. September 1803 zu pflegen ift, in dem $. 450 desfelben und 
mehreren nachträglichen Verordnungen enthalten, welde in Maucers 
Sammlungen beim $. 450 und ergänzend in Hye's Zufammenftellung 
unter Nr. 136— 138 zufammengeftellt find; und wozu noch eine neuere 
Vorſchrift, nemlich das Hoflänzleidecret vom 29. April 1848 (polit. ©. 
S. Band 76, S. 160) hinzugefommen ift. — Für jene Länder, in wel: 
hen die Strafprozefordnung vom 17. Jänner 1850 gilt, find diesfalle 
die 88. 470 und 471 derfelben maßgebend; in Ungarn endlich, der 
ferbifhen Woiwodſchaft und dem Temefer Banate, fo wie in Kroatien 
und Slavonien entfcheidet über die Art des Vollzuges meines Wiſ— 
fens bisher nur der Une. 

Die vorftehenden Vorſchriften Bollziebung der Todes-Urtbeile gelten 
übrigens nur ald Regel, da fir die Bollziehung der Todeaftrafe im 
ſtandrechtlichen DBerfahren zum Theile wieder abweichende Vorſchrif— 
ten beſtehen ($. 511 des 1. Th. des St. G. B. v. 3. September 1803 
und 496 der St. P. DO. vom 17. Jänner 1850): — da ferner das ſchon 
aus anderem Anlaffe (Seite 211 unter lit. b) citirte f. g. Peft-Patent vom 
22. Mai 1805, N. 731 der 3. ©. ©. im $. 12 für die ſchweren Peſt— 
Vergehen, wenn dagegen bereits das Standrecht kundgemacht ift, Die 
Todesstrafe durh Erſchießung feftgefegt bat, was durch die Vorſchrift 
des $. 393 unferes dermaligen Geſetzes beftätigt worden ift; — da über— 
dies das faiferlihe Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 ER. G. B. 
im $. 4 für dad dort bezeichnete Verbrechen der Berleitung eines Solda- 
ten zum Treubruche, (welches in der dermaligen Erweiterung auch durch 
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den 8. 222 unferes Strafgefehes eine Beftätigung erhalten hat) in dem 
Falle, wenn gegen diefes Verbrechen das Standrecht kundgemacht worden 
ift, auch bei Berfonen des Civilftandes die Strafe des Erſchießens 
anordnet; — und da endlich eben diefe legtere Vollziehungsart der Todes— 
ftrafe de praxi von den ka f. Militärs (Kriegd=)Gerichten auch bänfig 
gegen Perſonen des Givilftandes für die mit Todesftrafe überhaupt ver- 
pönten Verbrechen überhaupt angewendet wird, fobald wegen derfelben 
die außerordentliche Strafgerichtebarkeit der Militär-Gerichte ein- 
tritt (vergl. 8. 5 der Militär - Iurisdictiondg- Norm vom 22. Dec. 1851, 
Nr. 255 des R. G. B.). Es findet nemlich in diefen Fällen auch gegen Per: 
ſonen des Civilſtandes die Strafe des Erſchieß ens bald ſchon vermöge 
der Sentenz des Gerichtes, bald erſt vermöge Umwandlung der auf den 
Strang fententionirten Strafe in Erſchießung im Wege der Gnade durch 
den Gerichtsherrn Statt ?). 


*) Nur die Eine legidlative Demerfung fei mir über den Gegenftand 
der Frage noch unverwehrt. — Die erniten Bedenken, welche man von jeber 
gegen die abfolute Oeffentlichkeit der Vollziehung der Todesſtrafe erhebt, 
dürften auch in den Erfahrungen unferer Länder eine reidhliche Beftätigung 
finden. Wer fi je die intereffante Aufgabe geſetzt bat (ich felbft habe dieß 
bei den feit 25 Jahren in Wien flatt gefundenen öffentlichen Hinrichtungen 
faft regelmäßig getban, und jedesmal diefelbe Grfahrung gemacht), die 
fhaugierigen Bollämaffen, ja die Tauſende von Menſchen zu beobahten, 
die fich zu dem traurigen Alte der Hinrichtung drängen, und welche fih abmühen, 
den Unglüdlichen mwenigftend während der fogenannten Ausführung (d. h. 
während der in Wien regelmäßig wohl zu Wagen, bei Soldaten hie und da auch zu 
Fuß, in beiden Fällen aber langfamen Schritted geſchehenden, und in der 
Regel eine Wegesſtrecke von beiläufig einer Stunde in Anſpruch nehmenden 
Hinführung des Delinguenten zum Orte der Grecution) recht nahe oder gar 
einige Male anzufeben; mer ſich mit diefen Schauluftigen in Gefpräche ein« 
läßt, und ihre Semütheflimmung erforfht: der wird fich bald überzeugen, daß 
diefe Gemüthäftimmung, wenigſtens des größten Theiles der gaffenden Menge, 
nichts weniger ald — fittlihe Erbauung ift, und daß man dem Amede, 
welchen die Geſetzgebung dur öffentliche Hinrihtungen anftrebt, bierburd 
vielleicht geradezu entgegen wirke. Ich kann ed nach meiner eigenen Er 
fahrung nur als einen auch für Defterreich jehr mwünfhenswertben Fortſchritt 
begrüßen, dab das preußiſche Gefek vom 14. April 1851 durch die Nadı- 
ahmung eines befanntlih urſprünglich nordamerikaniſchen Inftituted folde 
Modalitäten bei der Bollziehung der Todeäftrafe feſtſetzte, wodurch einerjeits 
alle Nadıtbeile der abfolut heimlichen, und and’rerfeitd aber auch die Schat- 
tenfeiten der unbedingt öffentlihen Straf-Bollziehung vermieden werben, und 
daß fih Preußens Legislation bei Feſtſtellung diefer Modalitäten nicht durch 
den fchalen Einwand beirren ließ, daß bdiefelben doch nur eine Nahahmung 
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8. 14. 66. 11) 


Die Kerkerftrafe wird nach dem Unterſchiede der Strenge 
in zwei Grade eingetheilt. Der erfte Grad wird durch das 
Wort „Kerker“ ohne Zufag, der zweite duch „ſchwerer 
Kerker“ bezeichnet. 


$. 11. 


Tie Kerkerftrafe wird nad Dem Unterſchiede der Etrenge in Drei Brade —— 
der eiſte Grad wird durch das Wort: Kerler““ ohne Inſatz; der amelte durch: „ſchwerer Kerter‘’ 
der dritte durch: „Ihmwerefter Rerter”, bezeichnet. 


8. 15. (. 12) 


In dem erften Grade der Kerferftrafe wird der Sträf: 
ling ohne Eifen, jedoch enge verwahrt, und in der Berpfle: 
gung fo gehalten, wie es die Einrihtung der für folde 
Sträflinge beftimmten Strafanftalten nad den darüber be: 
ftehenden oder noch zu erlaflenden befonderen Vorſchriften 
mit fi bringt. 

Es wird ihm mit Niemanden eine Zufammenfunft ohne 
Gegenwart des Gefangenwärters, and feine Unterredung in 
einer dem Lepteren unverftändlichen Sprache geftattet. 


$. 12, 


In dem erften oder unterften Grade der Kerkerſtraſe wird der Eträfling obne @ilen, 

zus enge verwahrt, und in der Verpflegung ſo gehalten, wie ed Die Einrichtung der für ſolche 

träflinge beſtimmten Straförter mit fib bringt, E# wird ibm Fein anieres Ge— 

tränfe, als Waſſer augelaifen, und mit Niemanden eine Zufammenfunft obne Ge— 

—— Des Brefangenwärters, aud feine Unterredung in einer dem Letzteren unverftändlichen 
— neftattet. 





eine nordamerifanifhen Inftitutes feien. — Der dieffällige Geſetzes— 
Paragrarb ($. 8) lautet wörtlich: 

„Die Bollftredung der Todeäftrafe full in einem umfchloffenen Raume 
entweder auf einem Plage innerhalb der Mauern der Sefangenanijtalt, oder 
auch auf einem anderen abgefchloffenen Plage ftattfinden. 

Bei der Hinrihtung ſollen zugegen fein: mindeftens zwei Mitglieder 
ded Gerichts erfter Inftanz, ein Beamter der Staatdanwaltihaft, ein Ge 
richtöfchreiber und ein oberer Gefängnißbeamter. Bon der Hinrihtung iſt 
dem Gemeinde-Borfiande des Ortes in welchem ſolche ftattlindet, Nachricht 
zu ertbeilen; derſelbe bat zwölf Perfonen aud den Bertretern der Gemeinde 
oder aus anderen adhtbaren Mitgliedern der Gemeinde abzuordnen und der 
Hinrihtung beizumohnen. 

Außerdem ift einem Geiftlihen von der Gonfeffion des Berurtbeilten 
der Zutritt zu geftatten. 

Auch ift dem PVertheidiger und aus befonderen Gründen auch anderen 
Perfonen der Zutritt zu gewähren. 

Die Vollſtreckung des Todesurtheils wird durch bad Läuten einer 
Slode angekündigt, welches bis zum Schluffe der Hinrihtung andanert.” 
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8. 16. 6. 13.) 


Der zur Kerkerftrafe des zweiten Grades Vernrtheilte 
wird mit Eifen an den Füßen angehalten. Cine Unterredung 
mit Leuten, die nicht unmittelbar anf feine Verwahrung Be: 
zug haben, wird ihm nur in ganz befonderen und wichtigen 
Fällen geitattet. 


$. 13. 


Der jur Kerferftrafe Des zweiten Grades Berurtbeilte wird mit Gifen an den Rüben an— 
ehalten, täglih mit einer warmen Epyeiie, jedodhb ohne Rleifh, genähret; in 
Aniebung des Yagers aufblohe Bretter eingeibränft, und ibm feine Unter 
redung mit Leuten, die nicht unmittelbar auf feine Berwahrung Bezug 
baben, geftattet. 


$. 14. 


Die ſchwereſte, oder die Kerferftrafe des dritten Grades beitebt darin, daß 
der Eträfling in einem von aller Gemeinſchaft abgeionderten Kerter, worin er jedoch jo wiel Licht umd 
Raum, als zur Erbaltung der Wejundbeit nöthig iſt, genießt, ftets mit ſchweten Eiſen an Hän— 
den und Füßen, und um den Leib mit einem etiernen Ringe, an welchen er außer der Zeu der 
Arbeit mit einer Kette angeihlofien wird, verwahret, nur alle zweite Tage mit einer warmen, 
doch Feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage aber bei Waſſer und Brot gehalten, fein Yager 
auf bloße Bretter eingeichräntet,, und ibm mit Niemanden eine Zuſammenkunft oder Unterredung 
geftattet wird. 


Das Gefeß hat für die Abftufung der Kerkerftrafe einen doppelten 
Mapitab, nemlih: a) ihre Strenge, d. b. Imtenfität oder innere 
Stärke ($. 14), — und b) ihre Dauer, d. h. ihre ertenfive Befchaffen- 
heit, oder das Beftehen nach der Zeit ($. 17) feſtgeſetzt, und bezeichnet 
in den Randgloffen zu diefen zwei Paragraphen die verfchiedenen Abſtu— 
fungen der Kerkerftrafe in beiden Beziehungen als „Grade (d. i. re- 
lative oder quantitative Größe der Beichaffenheit) der Kerker— 
ftrafe.“ 

Unfer dermaliges Gefeß Fennt aber in erfterer Beziehung nur 
mehr zwei Grade: „Kerker“ ohne Zufaß, oder ſchlechthin Kerker, in der 
Praris aud häufig „einfacher Kerker" genannt; — und den „[chweren 
Kerker;“ während im Strafgefeße vom Jahre 1803 noch eine dritte 
Stufe, der ſchwerſte Kerker, (vergl. vorftehend unter dem $. 16 den 
$. 14 des früheren Gefebes) beigefügt war, übrigens in der wirkli- 
hen Anwendung, vermöge einer, nur den Gerichten mitgetheilten, aber 
nie als Geſetz kundgemachten a. h. Weifung des Landesfürften vom 15. 
Jänner 1833 fhon längft außer Uebung getreten war. — Die relative 
Abſtufung der Kerkerftrafe in zwei Grade in Beziehung auf die innere 
Stärfe offenbart fich, wie aus der Bergleihung der 88. 15 und 16 unter 
einander, fo wie aus der Entgegenhaltung des $. 27 zum $. 26 zu ent- 
nehmen ift, nach unferem dermaligen Gefege nur mehr in folgenden 
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Aweiter Grad 


Aweiter Grad 


Dritter Brad, 
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aa) In der Art der Anhaltung, indem bei dem (einfachen) 
Kerker der Sträfling „ohne Eifen,“ bei dem ſchweren Kerker „mit 
Eifen an den Füßen“ angehalten wird. 

bb) In der minderen oder größeren Befchränfung des Ber: 
fehrs mit anderen Perfonen, indem bei dem (einfachen) Kerker diefer 
Verkehr mit anderen Perfonen nicht weiter befhränkt ift, als daß die 
Zufammentunft mit anderen Berfonen nicht ohne Gegenwart des Gefan- 
genwärters, und daß feine Unterredung mit folchen in einer dem letzteren 
unverftändlihen Sprache Statt finden, außerdem aber, weil es das 
Gefeg nicht verbietet, die Zufammenkunft und Unterredung z. B. mit den 
Bamilien » Angehörigen, oder felbft mit anderen den Sträflingen näher 
ftehenden Perſonen, Freunden, Rechtövertretern u. dgl. fo oft geftattet 
ift, als ed nur immer nach den beftehenden Directiven für Strafanftalten 
die häusliche Einrichtung und Ordnung der Anftalt zuläßt; — während 
bei dem ſchweren Kerker derlei Unterredungen mit nicht unmittelbar auf 
die Verwahrung Bezug habenden Perfonen nur „in ganz befonde- 
ren und wihtigeren fällen geftattet wird" *). Wann ein derlei „ganz 


— — nn 


*) Aus der Vergleichung des 8. 16 des dermaligen mit dem 5. 13 
des früheren Gefepes ergibt ſich, daß die jepige Gefepgebung auch darin 
der Hımanität ein wichtiges Zugeftändniß gemacht babe, daß nunmehr diefer 
Berfehr der zur ſchweren Kerkerfirafe verurtheilten Berbredher mit anderen 
Perfonen überhaupt zugeftanden ift, während er nad dem Strafgefege vom 
3. September 1803 noh unbedingt verboten, und vermöge zwei fpäterer 
Novellen (Hoflanzleiderrete vom 26. Februar 1818, Nr. 1423 der J. ©. ©. 
und vom 16. December 1844 in Hye's Zufammenftellung, Nr. 14) fpe- 
ciell und ausfhliegend nur in folgenden zwei Fällen —————— 
geſtattet werden durfte, um nemlich: 


a) einem zum ſchweren Kerker verurtheilten Sträfling die Unterredung 
mit feinem gerichtlich aufgeftellten Eurator in Bermögend-Angelegen- 
beiten, und um 

b) den Dbforgern der Schugvereine für entlaffene Sträf- 
linge eine Rüdfprahe mit jenen zur ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilten 
Sträflingen zu ermöglichen, welche nad ihrer Gntlaffung aus der Strafanftalt 
von dem Bereine in feinen Schug genommen werden follen. — 

Es bedarf feiner Auseinanderfepung, daß diefe durch das vorliegende 
neue Gefeh verfügte Abänderung nicht blos aus dem Gefihtöpunfte der Hu- 
manität und der Achtung für die heiligfien Gefühle des Menfchen, fondern 
wohl auch im ntereffe der Gerechtigkeit mit Dank begrüßt werden muß. 
If es nemlih eine Forderung der Gerechtigkeit, daß fih auch die natür. 
lihen Folgen jeder Strafe fo wenig ald nur immer möglich auf die fchuld- 
Iojen Angehörigen des Schuldigen ausdehnen follen (vergl. oben auf Seite 
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befonderer und wichtiger Ball“ vorhanden fei, muß natürlih dem vernuͤnfti— 
gen Ermeffen der unmittelbaren Leitungsbehörde jeder Straf- 
anftalt, und bei Bedenken derfelben, oder im Beichwerdewege gegen ihre 
Verfügungen, jener höheren Adminiftrativ-Behörde überlaffen werden, wel: 
cher die Oberleitung über die Strafanftalten zufteht, d. b. in Defterreich 
nach unferer dermaligen Staatsverwaltungs-Drganifation zunächft den p o- 
Litifchen Behörden *). — Daß man ak ſolche Fälle vor Allem diejenigen 


361 die Anmerkung unter Ar. 1), fo läßt es fih wohl kaum rechtfertigen, 
einem unglüdlihen Bater, einer jammernden Mutter, einem dankbaren Kinde, 
einem zärtlihen Gatten den Troft zu verjagen, feinem tbeuren Angehörigen, 
der ald Sträfling des fchweren Kerkers z. B. fchwer erfranft, oder dem Tode 
nahe ift, das lepte Lebewohl zu geben, blos darum, weil diefer vermöge feiner 
Perurtbeilung zur fchweren Kerkerftrafe gar Riemanden feben jol. Man 
ftraft ja hierdurch mehr no, als den Sträfling, deffen ſchuldloſe Familie. 
— 68 it notorifch, daß in ähnlichen fehr prägnanten Fällen humane Strafhaus— 
Berwalter fih über dad Gefep erhoben, und ausnahmsweiſe Bewilligungen 
zu derlei Zufammenfünften ex propria auclorilate zu gewähren ſich hetaus— 
nobmen, und die Stimme der Menſchlichkeit mochte fo mächtig fein, daß 
ſich ſchon vorlängft ein Provinzial» Gubernium in der illirifhen 
Sub. B. vom 10. Mai 1837 (in Hye's Zufammenftellung Nr. 6) erlaubt 
batte, doch offenbar wider das Geſetz geradezu auszuſprechen: „baß 
Verwandte und Bekannte mit den im Strafhaufe verwahrten Sträflingen des 
ſchweren Kerkers in ganz bejonderen und wichtigen Fällen allerdings fih un» 
terreden dürfen.“ — 

*) Eben deshalb, weil es nunmehr ſchlechthin im Geſetze felbft 
audgeiprochen ift, daß dem zur ſchweren Kerferftrafe verurtheilten Sträflingen 
in den voraudgefepten Fällen derlei Unterredungen geftattet feien; und weil 
dag dermalige Gefep die früher beitandene, in dem vorher citirten 
Hofdecrete vom 26. Februar 1818 für einen einzelnen ſolchen Ausnahméfall 
enthaltene Befhränfung, wornach eine derlei Unterredung nur von ber 
höheren Behörde (dem Appellationdgerihte, der oberften Juftizftelle, der 
politiſchen Landesbehörde) bewilliget werden konnte, nicht mehr aufge- 
nommen bat: ſcheint mir darüber fein Zweifel möglih zu fein, daß bie 
mebhrerwähnten Unterredungen nunmehr auch von der Local» Direction 
jeder Strafanftalt (sua legali auctoritate) bewilliget werden fünnen, weil 
eben biefer auch anferdem die unmittelbare Handhabung der in Beziehung 
auf Straf-Vollziehung befiehenden geſetzlichen Vorſchriften zufteht, — 
Eben befhalb halte ih aber auch Frühwald's Unfiht, welcher (a. a. O. 
Seite 44, Nr. II) die ebenerwähnte Befchränkung des Hofderreted vom 26. 
Februar 1818 auch jest noch ald fortdauernd erklärt, für unrichtig 
und praftifch irreführend. — Faſt ſcheint cd, als ob diefer Schriftjteller die in 
dem $. 16 des nunmehrigen Geſetzes enthaltene Abänderung der frübe: 
ren gefeplihen Beitimmungen ganz überfehben habe, da er davon feine 
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anfehen müffe, wo nad Inhalt der auf Seite 370 vorkommenden 
Anmerkung felbft fhon das frühere Geſetz ausnahmsmweife eine 
derlei Unterredung zugelaffen hatte, leuchtet von felbft ein. Allein man 
würde dem humanen Geifte der von unferem dermaligen Gefepe bei— 
gefügten Milderung geradezu Eintrag thun, wenn man diefe Erlaubniß 
nicht auch auf feltene Befuche der nächiten Angehörigen, der Gattin, 
Kinder, Eltern u. dgl. zumal in Fällen einer Erkrankung des Sträflings, 
erſtrecken wollte. 

ee) In der Verfchiedenheit der außer der eigentlichen Strafe mit 
der Berurtheilung wegen eines Verbrechens noch verbundenen ander» 
weitigen gefeklichen Folgen, da fi) an die ſchwere Kerkerftrafe außer 
denjenigen Wirkungen, welche mit jeder Verurtheilung wegen (was im: 
mer für) eines Verbrechens (zu was immer für einer, wenn auch noch 
fo geringen Criminal: Strafe) verbunden find ($. 26), nod mehrere 
andere gefeglihe Nachtheile knüpfen ($. 27). 

Zwei andere praktiſche Unterfchiede, welche das frühere 
Geſetz (fich’ oben den $. 13 desfelben) noch zwifhen dem einfachen und 
ſchweren Kerker feftgefeßt hatte, daß nemlich der Sträfling bei letzterem 
täglih nur Eine warme Speife, und zwar fein Fleiſch erhal- 
ten, und fein Lager auf bloße Bretter eingefchräntt fein follte; gleich- 
wie auch die Beftimmung des früheren $. 12, daß dem Sträfling, felbit 
bei dem einfachen Kerker, ein anderes Getränfe ald Waffer gereicht wer- 
den dürfe, waren in unferen Strafanftalten längft fhon durch admini— 
ſtrative Vorſchriften außer Uebung getreten, indem die Sträflinge bei— 
der Kerfer- Grade in diefen Beziehungen regelmäßig gleich gehalten find, 
und in der Regel täglich zweimal warme Speifen, dreimal in der Woche 
Fleiſchbrühe und Fleisch, ausnahmsweife von ihren Ueberverdienftgeldern 
auch Bier oder Wein erhalten, auf Strohmattragen und Strohpölftern, 
die mit Linnen überzogen find, Tiegen u. f. f. Es war daher zweckmäßig, 
dag das jeßige Gefeß diefe unpraftifch gewordenen Zufäße ganz wegge- 
laffen, und etwaige Befchränfungen in den genannten Beziehungen zweck— 
mäßig für die allgemeinen Verfhärfungen jeder Kerkerftrafe vorbe— 
halten hat ($. 19 lit. a und b, 20 und 21). 

Eben fo verweifet das Gefeb in Anfehung der Verpflegung 
der Sträflinge fo wie überhaupt hinfihtlih der Einrichtung der 
Strafanftalten zweckmäßig auf die hierüber beftehenden und noch zu er- 





Sylbe erwähnt, fondern offenbar noch das frühere Recht als fortbe- 
ftehend vorausfegt. — 
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laffenden befonderen Vorſchriften, weil die Handhabung derfelben 
nach unferer dermaligen Drganifation niht mehr den Strafrichter 
ala ſolchen, fondern zunächſt die politifh-adminiftrativen Be: 
hörden angeht, daher auch feinen Gegenftand des Strafgefehes aus— 
machen, und eben deßhalb auch nihtineinen CEommentar des 
legteren gehören. — Man findet übrigens diefe Vorſchriften, welche 
zum Theile nad Berfhiedenheit der einzelnen Strafanftalten fehr ver 
ſchieden find, wenigſtens in Beziehung auf die ehemals ſ. g. nicht unga— 
rifchen Provinzen, fo ziemlich vollftändig zufammengeftelt in Mauders 
ſchon mehrgenannten zwei Sammelmwerfen bei den $$. 12, 13, 15 und 
16, und ergänzt duch Hye's Zufammenftellung von Nr. 1 — 14, und 
zwar nicht blos diejenigen, welche fich auf die eigentlihe Verpflegung 
der Sträflinge beziehen, fondern auch foldhe Directiven, melde ſich auf 
das Disciplinare und die Hausordnung der Strafanftalten übers 
haupt, auf die Keplungsart der zur fchweren Kerkerftrafe verurtheil: 
ten Sträflinge, auf den Religiondunterricht, auf die Beſchäf— 
tigung, Arbeiten und den fogenannten Ueberverdienft (d. i. den 
Erlö aus derjenigen Arbeit, die von jedem Sträfling über das von 
ihm pflihtmäßig und zu Gunſten der Anftalt zu leiftende Arbeits Quan— 
tum verrichtet wird) beziehen, fo wie auch fogar die Beftimmungen 
über die Beftreitung der Berpflegungd:, Krankheits— und 
Leihenkoften und über die Abhandlung der Verlaffenfhaften verftor- 
benen Sträflinge. — Zu den vorftehenden Vorſchriften ift ſpäterhin noch 
eine neuere allgemeine Eynofur über die Behandlung der Gefan: 
genen, fowohl in den Unterfuchungs » Gefängniffen als auch in den 
Strafanftalten hinzugetreten. Sie ift enthalten in dem VI. Abſatze 
des auf die A. h. E. vom 22. Mai 1848 bafırten Jujtizminifterial- Er: 
laffed vom 29. Mai 1848 *), und lautet wörtlih: „In Beziehung auf 


TS 


*) Diefed hochwichtige Gefek, von welchem unten bei der Erläuterung des 
8. 19 noch des Mehreren die Rede ift, wurde urfprünglih burh einen ge- 
drudten Minifterial» Erlaß des damaligen Juſtizminiſters (Sommaruga) 
vom 29. Mai 1848, alöbald aber auch durch gedrudte Eircular-Berordnungen 
der politifhen Länderftellen, und tbeilweife der Appellationd » Gerichte unter 
verfchiedenen Daten publicirt. Es findet ih nah feinem ganzen denk— 
würdigen Imbalte abgedrudt in Hye's Anhang zu Kudler's Erklärung 
des Strafgefeped über fchmwere Polizei» Uebertretungen, 6te Ausgabe, Wien 
1850, Seite 4— 8; dann in Heyßler's Sammlung der Juflisgefepe vom 
Jahre 1848, 2ted Heft, Seite 215— 218; endlich als Erlaß des Minifteriumd 
des Innern vom 31. Mai 1848 in der Sammlung der politifhen Gefeke 


(Strg. 1. ht. 11. Hp. 88.19-15 1] — 374 — [Yon Verbrechen überhaupt. ] 


die Einrihtung der Unterfuchungs » Gefängniffe, jo wie der Straf: 
anftalten für die wegen Berbrehen Verbafteten find zwar 
vor der Hand die beftehenden Vorfchriften aufrecht zu halten; allein es 
ift den Berhafteten, zumal den erft nur im Unterſuchungs-Gefäng— 
niffe befindlihen Befchuldigten, in der alljeitigen Behandlungs: 
art jede durh Humanität und anftändige Begegnung 
empfohlene Erleihterung zuzumwenden, die nur immer mit der 
Vorſchrift des Geſetzes, mit der Sicherheit der Anhaltung und dem 
Zwededer Strafe verträglid ift. 

Insbefondere foll aber 

a) bei der Abfonderung der VBerhafteten nad beftimm- 
ten Gategorien nebft den ohnehin ſchon vorgefchriebenen Rückſichten *), 


und Verordnungen, Band 76, Seite 23°—243, gleihwie auch im allen Pros 
vincial« Seferfammlungen, von denen bisher der Jahrgang 1848 ſchon (2!) 
erfchienen ift. 

*) Derlei Borfhhriften kommen allerdings zerftreut in den Inftruc» 
tionen für die verfchiedenen Etrafanftalten vor. Im Gefepe felbft finden 
fie ih nur Binfihtlih der Unterfuhungs:- Gefangenen (Snauifiten), 
indem der $. 307 des I. Theile dei St. G. B. vom 3. September 1803 „die 
Abfonderung derfelben nicht blos nah dem Geſchlechte, fondern überhaupt 
vorfhrieb: „daß jeder Verhaftete, fo viel möglich ift, allein in 
einem eigenen Gefängnijfe verwahrt, und daß insbefondere darauf 
gefeben werden foll, daß diejenigen, welche einer Mitfhuld verdächtig find, 
von einander genugfam entfernt feien.“ — Das Juftizbofdecret vom 9. Jän- 
ner 1835, Nr. 2681 der J. G. ©. fügte bei: „daß die befferungsfäbi- 
gen Inquifiten tbunlihft von der Gemeinfhaft mit Verhafteten eines 
verdorbenen Charakters entfernt zu balten ſeien“ — — Biel 
durchgreifender und im vollen Einklang mit dem obigen Gefege vom 29. Mai 
1848 verfügte die Et. P. D. vom 17. Jänner 1850 — allein nah ihrem 
Berufe wohl auch nur binjihtlih der Unterfuhungs»-Gefangenen — 
im $. 195 wörtlich Folgendes: „Die Berhafteten follen, fo viel möglich iſt: 
jeder allein in einem eigenen Gefängniffe verwahrt werden. Wo diefe abge: 
fonderte Berwahrung jedes Verhafteten nicht thunlich ift, hat das Gericht da- 
für zu forgen, daß nicht Perfonen verfhiedenen Geſchlechtes, Theilnchmer an 
demfelben Verbrechen oder Vergeben, ungeübte oder jugendliche Verbrecher mit 
geübten oder erwachſenen in Ein Gefängniß gebracht werden. Auch ift bei 
der Vertbeilung der Unterfuhungd:Gefangenen auf deren Bildungeftufe, 
und auf die Art der ihnen zur Laft liegenden Verbrechen oder 
Bergeben Rüdfiht zu nehmen.“ — 

Entipriht wohl aud überall, felbft nur in demjenigen Maße, nah 
welchem die Ausführung der vorftehenden Vorſchriften mit Rüdfiht auf bie 
bie und da zu befchränkten Räumlichkeiten möglih wäre, die Wirklichkeit 
— dieſem beftimmteft ausgefprochenen Willen des höchſten Geſetzgebers? — 
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auch auf die Art der ihnen zur Laſt gelegten Berbreden, 
fo wie auf ihre Bildungsftufe angemeffen Bedacht ge 
nommen werden; ferner 

b) den Berhafteten, eben mit Rückſicht auf ihre Bildungsftufe, 
fein Hinderniß in der Zumweifung angemeffener Lectüre, 
fo wie von Schreibmaterialien in den Weg gelegt, und bier: 
nach auch, mit einftweiliger Aufhebung der Wirkſamkeit des $. 318 des 
I. Theild des St. G. B. (vom 3. September 1803), unter den er 
forderliden Borfihten die Erlaubniß gewährt werden, in den 
Morgen: und Abendftunden Licht zu brennen.“ 


$. 17. 6. 15) 


Zur Kerkerftrafe wird der Verbrecher entweder auf fein 
ganzes Leben oder auf gewifle Zeit verurtheilt. Die Fürzefte 
Dauer der lepteren ift in der Megel ($$. 54 und 55) von 
feh8 Monaten, die längfte von zwanzig Jahren. Die Straf: 
zeit und jede andere Rechtswirkung eines Strafurtheils be: 
ginnt, in fo weit nicht in dem Urtheile etwas anderes feft: 
gefegt wird, von dem Zeitpunfte an, wo das feinem weiteren 
Rechtözuge unterliegende Urtheil kundgemacht wurde. 

Da die Verfchiedenheit der Umftände, wodurd ein Ber: 
brechen vergrößert oder verringert wird, das Maf der Strafe 
für jeden einzelnen Fall beftimmt in dem Gefege felbft aus: 
zudrüden nicht zuläßt, fo wird in den folgenden Haupt: 
ftüden bei jedem Verbrechen nur der Raum von der Fürzeften 
bis zur längften Zeit feftgefest, innerhalb deffen in der Regel 
die Strafdaner nad der Größe des Verbrechens ausgemeflen 
werden foll. 


In Beziehung auf die Dauer theilt das Geſetz die Kerferftrafe 
zu oberft in Lebenslänglihen und zeitlichen Kerker ein. Bei Feſt— 
ftellung von zeitlichen Kerkerftrafen hat das Gefep im erften Theile 
ausnahmelos, aber auch im zweiten Theile nur mit fehr wenigen Aus: 
nahmen das Syſtem der abſoluten Straf- Androhung vermieden (vgl. 
oben Seite 21), und — wie es im zweiten Abſatze diefes $. felbit, unter 
Beifügung des Grundes und Zweckes der gefeglihen Beftimmung, 
andentet, — fofort einen Mindeft- und Höhft-Anfak (Minimum 
und Marimum) der Strafdauer feftgefeßt, innerhalb welcher zwei Grenz⸗ 
Stadien dem Richter geftattet ift, die Dauer der Strafe nad feinem ver- 


Grade der Rır- 
ferftrafe: 
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nünftigen Ermeffen, je nach dem Ueberwiegen der Milderungs- oder Er: 
fhwerungs-Umftände auszumeffen, d, b. dem Minimum oder Marimum 
anzumähern oder ganz gleich zu ftellen ($$. 48, 49, 51 und 53). 
Man nennt den Raum zwifchen einem foldhen Mindeft: und Höchſt-An— 
faße einer gefeglichen Strafnorm in neuerer Zeit ſprachgebräuchlich einen 
„Strafſatz“, und unfer dermaliges Strafgefeß hat dieſen die Sache gut 


- bezeichnenden Sprachgebraud, der in Defterreich erft dur die Straf: 


prozeßordnung vom 17. Jänner 1850 ($$. 327 und 352 lit. k) heimisch 
gemacht wurde, nach Zeugniß der 88. 260, 265 und 266 ebenfalls 
adoptirt. 

Das Geſetz kennt aber für die zeitliche Kerkerftrafe nur folgende 
vierlei Straffäße: 

a) von ſechs Monaten bis zu einem Jahre; 

b) von einem Jahre bis zu fünf Jahren; 

ce) von fünf bis zu zehn Jahren; 

d) von zehn bis zu zwanzig Jahren ®). 

Die kürzeſte Dauer von ſechs Monaten kann, wie das Gefeg 
ſelbſt Schon andeutet, zwei Ausnahmen erleiden, mdem es im 8. 54 
im Wege der auperordentlihen Milderung der Strafe wegen Milde: 
rungs-Umftänden, und im $. 55 ald Beränderung der Strafe aus 
(Humanitäts:) Rückſichten für die ſchuldloſe Familie des Berurtbeilten 
eine Abkürzung (Herabminderung) der Strafe felbft unter ſechs Mo— 
naten zugeſteht. — Für jene Kronländer, wo das Strafverfahren nad 
dem Strafgefeße vom 3. September 1803 gilt (f. oben Seite 91 und 96 
Nr. 1 und 4), kommt in Ddiefer Richtung noch eine dritte Ausnahme 
hinzu, indem für diefelben durch die höchſte Entfchliegung vom 30. Jän- 
ner 1812, Nr. 970 der 3. ©. ©. vorgefchrieben wurde: „daß in den 
nach $. 442 (jenes Geſetzes) dem Erfenntniffe der oberften Juſtizſtelle 
(nunmehr alfo des oberften Gerichtshofes) vorbehaltenen Verbrechen der: 
felben die freie Macht in der Beurtheilung nach der Borfchrift des Ge: 


— —— — — P} 


*) Ich kann bei diefer Gelegenheit, wo zum erftien Male von Straf 
fäßen die Rebe ift, nicht unerwähnt laffen, daß über unfer neues Strafgeſetz 
bereit? auch ein fehr autes tabellarifhes Werk, nemlich „Auguſt a's 
(fubftit. Vorſtehers des Dezirfd-Collegial-Gerihtd Gaya in Mähren) tabellarifche 
vergleichende Ueberſicht fämmtlicher auf die Verbrechen, Vergeben und Ueber: 
tretungen geſetzten Strafen nah Ausmaß ihrer Strenge und Dauer,” — in 
4 großen Tafeln erfchienen ift, und daß diefes Werk feiner Aufgabe, nemlich 
eine leichte und bequeme Weberfiht aller Strafſätze des neuen Strafgefepes 
zu gewähren, vollfommen entſpricht. 
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feßes zuftehe.” — Hieraus ergibt ſich alfo die Kolgerung, daß dem ober: 
ften Gerichtshofe das Necht zuftünde, jede Art von zeitlicher (ja nad 
dem citirten Gefeße fogar die lebenslängliche) Kerkerftrafe felbft unter 
die in der Regel kürzeite Dauer von fehs Monaten herabzufegen, wenn 
dies auch bei den hier in Frage ſtehenden ſchweren Verbrechen und wichti— 
gen Fällen praftifh — kaum je gefchehen wird (vgl. Übrigens Seite 
79—853). Bon dem anderen Momente der Gefeped-Beitimmung, daß 
die längfte Daner der zeitlichen Kerferftrafe zwanzig Jahre betra- 
gen fol, kennt das Gefeß gar feine Ausnahme. 

Daraus aber, daß das Gefek diefe Tängfte Dauer mit dem Bor- 
worte „von“ 20 Jahren bezeichnet, während es an allen Stellen, wo 
e8 diefen höchſten Strafſatz vorfchreibt ($$. 59 lit. b und c, 70, 75, 
86, 88, 91, 95, 108, 110, 111, 119, 126, 128, 137, 138, 
139, 142, 161, 167 Hit. e, 182, 192, 194 und 204), denfelben 
immer nur mit den Worten: „von 10 bis zu“ oder: „bis auf“ 
oder ſchlechthin „bis“, oder hie und da auch mit: „zwifchen 10 
und 20 Jahren" ausdrüdt, ergibt ſich zugleih, daß in unferem Gefeße 
die Ausdrudsmweifen: „bis zu“ oder „bis“, fo wie auch „zwiſchen“ 
altenthalben in der Bedeutung: „einfhliehlih“ („inclufive”) 
verftanden werden müffen, fo daß der Richter auch auf das mit Diefen 
Ausdrücken dem Straffage beigefügte Marimum felbft erkennen dürfe; 
denn fonft könnte die im $. 17 doch ald Grundfag aufgeftellte Beftim- 
mung: „daß die längfte Dauer des zeitlichen Kerkers von (alfo ein- 
ſchließlich) 20 Jahren fei,“ garnie zur (praftifchen) Anwendung kommen. 

Einer befonderen Erörterung bedarf endlich noch die Beſtim— 
mung des vorftehenden $. 17: „daß die Strafzeit und jede andere 
Rechtswirkung eines GStrafurtheils, in foweit nicht in dem 
Urtheile etwas Anderes feftgefeht wird, von dem Zeitpunkte 
beginne, wo dad feinem weiteren Rechtszuge unterliegende Urtheil Fund: 
gemacht wurde ).“ 


— 1 —— 


) Im Weſentlichen mar diefe Beftimmung wohl auch ſchon im 
Beifte des frübern Gefeped vom 3. Sept. 1803 (8$. 23 lit. c, 445 und 469 
desselben) enthalten, und wurde, da fie zugleich auch ſchon in der Natur der 
Sache gegründet ift, mehr oder weniger als fih von felbft verftehend 
durch die Juſtiz » Hofdecrete vom 13. Yuli 1835, Nr. 59 der I. G. ©. und 
vom 18. Jänner 1836, lit. b, Nr. 117 der 3. ©. ©. audbrüdlich anerkannt. 
Allein die Bergleihung biefer ältern Verfügungen mit dem obigen nunme bri- 
gen Gefepeöterte wird zeigen, daß man dermal bemüht war, die Sache nicht 
mehr blos in Beziehung auf einzelne Fälle und Rehtöwirtungen, fondern 
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Die ganz allgemein gehaltene Anordnung des Geſetzes geht 
alfo dahin, daß weder zu Gunften (in favorem) eines Berurtheilten die 
Einrehnung irgend einer vor dem Zeitpunkte der wirflihen Kundma: 
hung des rechtskräftigen Strafurtheiles abgelaufenen Zeit in die Straf: 
dauer Statt finden dürfe, in foferne dies nicht insbeſondere in dem Ur- 
theile feftgefeßt wird; noch auch, daß zum Nadtheile (in odium) 
eines Berurtheilten was immer für eine der nachtheiligen gefeglichen Fol— 
gen der Verurtheilung wegen eines Verbrechens, z. B. die wichtigen Fol— 
gen der $$. 26 und 27, irgendwie ihre Wirkfamkeit vor dem .eben ge: 
dachten Zeitpunkte äußern können. — Schon aus der Faffung diefer Ge: 
ſetzesſtelle ergibt fih aber zugleih, daß der vorftehende, von dem Geſetze 
als Regel aufgeftellte Doppel- Grundfaß Ausnahmen erleiden könne. 
Wir können aus der Combination mit anderen Gefeben fünf ſolche Aus: 
nahmöfälle ableiten. 

Der vorftehende $. 17 felbft geftattet nemlich vorerft: 

aa) dem entfcheidenden Strafgerihte, in dem Strafurtheile eine 
Ausnahme insbefondere feftzufeßen. Dies kann ſich natürlich nur auf die 
Feftfeßung eines dem Berurtheilten zu Gunften fommenden früheren 
Anfangs der Straf»Zeit, als von dem Zeitpunfte der Kundmachung 
des rechtskräftigen Urtheiles an zu rechnen, beziehen, da eine Zurücbeziehung 
der übrigen nadtheiligen Wirkungen eines Straf-Urtheild (etwa der 
Folgen der 88. 26 und 27) auf einen früheren Zeitpunkt fhon nad 
der Natur der Sahe nicht Statt finden kann, ohne durch eine derlei zu— 
rückwirkende Anwendung eines Straf-Erkenntniffes auf Acte, die 
demjelben vorhergegangen find, eine unmittelbare Ungerechtigkeit gegen 
den Berurtheilten zu begehen; — abgefehen davon, daß dies dem pofiti- 
ven Geſetze ($$. 26 und 27) diametral widerftreiten würde, indem ja 
diefed die erwähnten Rechtsfolgen erft ald Wirkungen des Straf-Ur— 
theils eintreten läßt, diefe alfo nur nach dem Strafurtheile als der wir: 
fenden Urfache eintreten können. — In der erwähnten erfteren Bezie— 
hung — was nemlih den Anfang der Strafzeit betrifft — bat aber 
unfer dermaliges Gefeg nur eine ſchon vorlängft beftehende (urfprüng: 
ih von einzelnen Präjudicaten des oberften Gerichtshofes angebahnte 
und bald auch von mehreren Appellationsgerichten nachgeahmte) höchſt 
zweckmäßige Praris zur Gefepeskraft erhoben, und dadurd eine Aus: 
gleihung des ftarren Rechtes mit der Billigkeit und Humanität ermög- 


— 





vielmehr ganz allgemein, und überdieß auch hinſichtlich mehrerer anderer 
cafuiftifher Fragen und Meintiher Zweifel ganz genau zu löfen. 
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lihet. Es ift nemlich in einzelnen Fällen oft fehr unbillig, den allerdings 
ex strieto jure fließenden Grundſatz, daß die Strafzeit erft vom 
Zeitpunkte des kundgemachten rechtskräftigen Urtheild an zu laufen 
beginne, zur Anwendung zu bringen, wenn 3. B. gegen das erft- 
richterlihe Erkenntniß nicht von dem Verurtheilten, fondern von dem 
Staatsanmwalte ; oder von einem Angehörigen des Berurtheilten, aber 
ohne deffen Einvernehmung; oder zwar von ihm felbft ein weiterer 
Rechtszug (Berufung — Nihtigkeitsbefhwerde — Recurs) ergriffen 
wurde, die Berbandlung darüber aber ſich ohne deffen Verfhulden, oft 
durch zufällige Urfachen, oder durch Verzögerung von Seite eines Beam- 
ten, ungewöhnlich in die Länge zog. Da liegt nun das Mittel der Aus- 
gleihung von wirklichen Unbiligfeiten und Härten in der nunmehr von 
dem Geſetze felbft dem höheren (Berufungs-, Caffationd- oder Revifions:) 
Richter eingeräumten Berechtigung, felbft in jenen Füllen, wo er das 
unterrichterliche Urtheil beftätigt oder fogar verſchärft, wenigftend die 
Verfügung feftzufeßen, daß die während der Berhandlung über diefen 
höheren Rechtszug verftrichene Zeit ganz oder zum Theile in die Straf: 
dauer eingerechnet werden, oder daß mit anderen Worten die Strafzeit 
von eimem früheren Zeitpunfte ald vom Momente des fundgemachten 
recht kräftigen Urtheild zu laufen anfangen fol. 

Auch die weiteren Ausnahmen von der obigen Negel beziehen 
ih nur auf den erfteren Theil derjelben, nemlih auf den Anfang 
der Straf- Zeit. Sie ergeben fih aus folgenden Gefepen: 

bb) Für jene Kronländer, in welchen das Straf- Verfahren über 
Verbrechen nad dem II. Abfjchnitte des I. Theild des St. ©. B. vom 
3. September 1803 zu pflegen ift, verfügt der $. 469 desfelben, und 
für Ungarn, die Woiwodſchaft mit dem Temefer Banate, Eroatien und 
Slavonien der $. 29 der zwei proviforifhen Verordnungen für das Straf: 
verfahren in diefen Aronländern vom 28. Dec. 1849 und vom 24. Juli 
1850 (vgl. die Anmerkung’) auf Seite 68) gleihlautend Folgendes: 
„Wenn in Folge des gegen ein Strafurtheil ergriffenen Recurfes (bezie- 
hungsweiſe der eingelegten Berufung) das (frühere) Urtheil gemildert 
wird: fo ift die inder Zwifchenzeit (memlih vom Tage der An: 
kündigung des unterrihterlihen Urtheild bi zu dem Tage der Bekannt: 
machung der über den Recurs erfolgenden Entſcheidung) ausgeftan- 
dene Haft in die Strafzeit einzurehnen.“ — Hier beginnt 
alfo die Strafzeit ebenfalld fhon von einem früheren Zeitpunfte, als 
von dem Momente des kundgemachten rechtskräftigen Urtheiles. — Das 
Gleiche gilt aber ferner 
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ce) in jenen Kronläudern, wo ſich das Strafverfahren nad dem 
Geſetze vom 3. September 1803 regelt, vermöge Juſtiz-Hofdectet vom 
25. Februar 1839, Nr. 345 der J. G. ©. auch für jenen Fall, wenn 
der gegen das Gtraf-Urtheil ergriffene Necurs fogar verworfen wird, 
derfelbe aber nicht von dem Berurtheilten felbft, ſondern von deffen im 
8. 463 litt. a — c (des I. Theild des St. ©. B. vom 3. September 
1803) aufgezählten Angehörigen, troß der Berzichtleiftung des Inqui- 
fiten auf den Recurs, ergriffen worden war. — Eine weitere Ausnahme iſt 

dd) für jene Kronländer, in welden die St. P. O. vom 17. Jän. 
1850 in Wirkſamkeit fteht, im $. 377 derfelben enthalten. Nah Map- 
gabe desfelben kann nemlich „derjenige, welcher gegen das Strafurtheil 
eines Bezirks - Collegial- Gerichte, wodurd er zu einer Freibeitsftrafe 
verurtheilt wurde, d. i. Berufung ergriffen hat, dann, wenn er fi 
weder durh Schuldigerflärung, noch dur die Strafart, fondern nur 
durch das Strafmaß befhwert erachtet, die Strafe einftmeilen 
antreten." — In diefem alle fängt alfo, wenn gleih duch die 
höhere rihterlihe Entfcheidung über die Berufung, und über die fpäter- 
bin dagegen etwa auch noch eingelegte Nichtigkeitöbefchwerde ($. 388 der 
gedachten St. P. D.) das unterrihterlihe Urtheil beftätigt werden, die 
Strafzeit ebenfalld fhon von einem früheren Zeitpunfte ald von dem 
Augenblide der kundgemachten rehtsfräftigen Entfheidung zu lau— 
fen an*). 

Die legte Ausnahme tritt endlich 

ee) in jenen Fällen ein, wo troß der Kundmachung des recht s— 
fraftigen Urtheils die Strafe felbft nicht fogleich in Vollzug tritt; 
fei es, weil die Vollftredung derfelben nah Maßgabe des Geſetzes (z. B. 
8. 473 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850) aus Humanitäts-Rüdkfich- 
ten für denfelden aufgefhoben wird; — oder weil der Verurtheilte ab» 
wefend ift, es fih alfo um Bollftredung eines Contumacial-Urtheils 
handelt. — In diefen Fällen fängt nad der Borausfegung die Strafe 
überhaupt nicht an, fi wirkfam zu zeigen, es kann daher auch nad 


*) Daß die oben unter den Buchſtaben bb, cc und dd erwähnten Aud- 
nabmen,, welche dur die Gejeke über dad Straf» Verfahren feflgefept 
erfeheinen, durd das bermalige materielle Etrafgefep nicht aufgehoben 
oder abgeändert werden wollten, und nah dem Wortlaute des Art. I. des 
K. M. P. zu demfelben auch wirklich nicht aufgehoben worden find, 
habe ich fhon aus einem analogen Anlaffe, oben auf Seite 78 — 83, darzu» 
thun geſucht. 
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der Natur der Sache noch niht vom Beginn der Strafzeit die Nede 
fein, fondern diejelbe wird bier felbftverftändlic ebenfalls erft von dem—⸗ 
jenigen Momente zu laufen beginnen, wo die Wirkfamkeit der 
Strafe überhaupt eintritt. — Das Geſetz hat hiernach auch den be: 
zeihnenden Ausdrud gewählt: „die Etrafzeit beginnt,“ um anzudeu- 
ten, daß diefe Zeit erft dann beginnen könne, wenn überhaupt ſchon eine 
Strafe da ift. 

Aus der vorftehenden Regel und ihren fünf Ausnahmen ergeben 
fih nun mehrere, nach dem früheren Gefeße mehr oder weniger zweifel— 
bafte Kolgerungen: 

1. Das Gefek nimmt ald entfcheidenden Moment für den An— 
fang der Wirkfamkeit der Strafurtheile (wie es im früheren Geſetze — 
$. 23 lit, c. der Fall war) nicht mehr den „Tag,“ fondern den [chärfer 
bezeihnenden Ausdrud: „Zeitpunkt,“ alfo den Augenblid der 
Kundmahung des rechtöfräftigen Strafurtheild an, fo daß alfo dieſes 
Strafurtheil auf die vor dem unmittelbaren Kundmahungs-Acte, wenn 
gleih etwa an demfelben Tage vorgenommenen Gefchäfte zweifel- 
los nicht zurückwirken kann. Wenn alfo z. B. Jemand, wider welchen 
in erfter Iuftanz ein ihn zu ſchwerer Kerkerftrafe verurtheilendes Straf 
urtheil ergangen ift, dagegen Berufung, Nichtigkeitsbeſchwerde oder Re- 
curs eingelegt bat, und er wirde nun während der Dauer der Berhand- 
lung hierüber an einem ſchönen Morgen, jedoch zufällig an demſelben 
Tage ein Teſtament gemacht haben, an welchem ihm einige Stunden 
ſpäter das rechtskräftige Urtheil der höheren Inftanz, wodurd dag erft- 
richterliche Etkenntniß beftätigt erſcheint, kundgemacht würde: fo wird die- 
je, obgleich vorausfeglih noh an dem nemlichen Tage, aber vor dem 
Momente der Urtheildverfündigung gemachte Teftament durch die Kund— 
machung des fpäteren Urtheild nicht ungültig ($. 27, lit. b) *). 

Aus dem Wortlaute diefes $. 17 ift ferner 

2. Elar, daß nicht der Zeitpunkt der Fällung (Schöpfung), 
aber auch nicht jener des Vollzugs-Antrittes der Strafe etwa in 
einer beftimmten Modalität, fondern nur jener der Kundmahung 
des rechtäfräftigen Strafurtheiles in den angegebenen Beziehungen der 
entfcheidende fei („quia, siculi lex non promulgata, — et sententia 


— — —— — — 


*) Die Doctrin gleichwie die Praxis, wenigſtens der höheren Gerichte, 
hatte freilich den Ausdrud: „Tag (dies)* auch ſchon nah dem früheren 
Geſetze in dem obigen Sinne für gleihbedeutend mit: „Zeitpunkt“ inter 
pretirt. — 
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nondum promulgala non obligat“‘). Hieraus ergeben ſich wieder nad- 
ftehende Folgerungen: 

a) Es darf die zwifchen der von dem Gerichte bereitd geſchehe— 
nen Schöpfung und der vielleicht verfpäteten Kundmachung eines folchen 
Erkenntniffes *) abgelaufene Zwifchenzeit in die Strafdauer in der Regel 
(wenn nemlich nicht einer der Ausnahmsfälle aa — dd eintritt) wicht 
eingerechnet werden, und eben fo wenig können die in diefer Zwifchenzeit 
vorgenommenen Acte durch dieſes erft fpäter verfündete Urtheil alterirt 
werden. — Daraus aber, daß 

P) das Gefeß nur im Allgemeinen fordert, daß das Strafurtbeil 
blos überhaupt fundgemacht zu fein braucht, damit deffen Redte- 
wirkungen, 3. B. alle in den $$. 26 und 27 beflimmten nadtheili- 
gen Folgen eintreten, nicht aber wie e8 das frühere Gefek in einem 
einzelnen Falle 8. 23 lit. e vorgefchrieben hatte, dag es gerade ihm 
(dem Berurtbeilten) verkündiget fein müſſe: ergibt ſich zugleich, 
daß die gedachten Rechtswirkungen eines ſolchen Strafurtheiles allerdings 
auch bei einem (wider einen Abwefenden oder Flüchtigen) ergangenen 
Contumacial: Strafurtheile vom Zeitpunfte der allgemeinen 
Kundmahung eines folhen GontumacialeUrtheil® an einzutreten ba- 
ben, in foweit nad der Borfchrift des Geſetzes ($$. 498 und 499 des 
I. Theile des St. G. B. vom 3. September 1803, für jene Länder 
wo das Strafverfahren nad diefem Geſetze zu pflegen ift; und 88. 429, 
430 und 432 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850) eine ſolche Kund- 





*) 68 bedarf faum einer Erwähnung, daß zwiſchen der Fällung und 
der Kundmachung eines Straf-Urtheiles nicht blos in jenen Rronländern, 
wo. dermal noch nicht das mündliche Strafverfahren eingeführt if, alfo in 
allen Rändern unferes Reiches, wo die St-P.-D. vom 17. Jänner 1850 nicht 
in Wirkſamkeit ift, eine Zwischenzeit inne liegt, binfichtlich welcher daher die 
oben im Zerte vorfommende Ausführung praktifch wichtig if; jondern daß 
dieh audnahmameife auch bei den nad) Mafgabe der eben erwähnten St.P.O. 
verhbandelnden Strafgerihten der Fall fein fann, nemlih in den Fällen der 
88. 298 und 387 diefer St.-PB.-D.; — ja, daf died nunmehr, feit nemlich 
durch die faiferlihe Verordnung vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 des R. G. 2.) 
$. 12 die Beizichung auch des Angeklagten zu den Berbandiungen des 
Caſſationshofes ausgeſchloſſen ift, gerade rüdjichtlih der für die obige 
Frage praktiſchſten Fälle, nemlich rüdfichtlich der Urtheile des Gaffationd- 
bojes notbwendig eintritt, indem derzeit die im $. 369 der mehrgenannten 
&t.:P.+D. vorgefehene alfogleihe und mündliche Kundmachung dal 
Urtheile nicht mehr flattfinden kann. 
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madhung des Strafurtheild in diefen Fällen nur überhaupt ftatt- 
gefunden hat *). 

y) Wenn aber das rechtöfräftige Straf-Urtheil nur überhaupt 
kundgemacht ift, und der hierdurch Verurtheilte bereits in Haft ift, oder 
mit der Kundmachung des Urtheils fogleih in foldhe kommt (vergl. das 
eben erft unter lit. ee Gefagte): fo läuft ihm feine Strafzeit vom Zeit: 
punkte der Kundmachung an felbft in jenem Kalle, wenn er aud 
vielleicht nicht alfogleih im diejenige fpecielle Strafanftalt, oder an 
denjenigen anderen Straf-Ort überbradht wird, wo er nad Maßgabe 
der 88. 457 und 458 des I. Theile des St. G. B. vom 3. September 
1803 und der dazu gehörigen nachträglichen Borfchriften, oder in Ges 
mäßbeit der 88. 475 und 476 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
feine Strafe insbefondere auszuftehen hat, weil eben nad dem Wort: 
laute des $. 17 über den Anfang der Strafzeit in der Regel nur der 
Zeitpunkt der Kundmachung des Strafurtheiles entfcheidet, und fofort 
der Tag des Bollzugs- Antrittes der fpeciellen Modalität 
der Freiheitsſtrafe in dieſer Beziehung ohne Einfluß ift. 

Es unterliegt endlich ; 

3. nad dem deutlihen Worte des vorftehenden $. 17 wohl 
feinem Zweifel, daß in denjenigen Fällen, wo gegen ein unterrich 
terliches Straferfenntniß von wem immer und aus was immer für einem 
Grunde irgend ein weiterer Rechtszug wirklich ergriffen oder eingeleitet 
wird, die während der Verhandlung deffelben ablaufende Zeit, in 
der Regel, wenn nemlich nicht einer der unter den litt. aa — dd bezeidh- 
neten Ausnahmsfälle eintritt, in die Strafdauer nicht eingerechnet wer- 
den darf **). Allein zweifelhaft fönnte die Entfcheidung diefer Frage rüd- 


—— 





*) Nah dem früheren Gefepe (vom 3. September 1803) war be 
fanntlih die obige Frage freitig, und zwar vorzugsweife deshalb, weil daffelbe 
im $. 23 lit. c. die erwähnte Rechtöwirfung arft „vom Tage des ihm (dem Per- 
urtheilten) angekündigten Urtheils“ eintreten ließ. 

**) Die im Terte erwähnte Beftimmung folgt übrigens für den obigen Fall 
auch ſchon aus den für die verfchiedenen Kronländer beftebenden, wenn gleich fonft 
fehrwerfchiedenartigen Borfchriften für das Strafverfahren, indem für jene Länder, 
wo das Strafverfahren dur dad St⸗G.B. vom 3. September 1803 geregelt 
ift, durch die 88. 467 und 469 dem Recurfe gegen Strafurtheile auffohichende 
Wirkung zugeftanden ift;“ bei der fogenannten Vorlegung der Acten von 
Amtöwegen zur Nevifion der höheren Gerichte aber nah Maßgabe der &$. 
433 — 435 und 442 — 444 und Art. 11. des K. M. P. zum dermaligen 
Strafgefeße, fo wie Art. III. der faif. Verordnung dom 27. Mai 1852 
(Mr. 121 R. ©. B.) ohnehin entweder erſt das von der legten Inſtanz 
gefällte Urtbeil fundgemaht wird, oder in fo weit gegen dad von einem 
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fihtlih derjenigen Zwifchenzeit erfcheinen, welche bis zur Rechtskräftig— 
werdung eines Urtheiles dadurch abgelaufen ift, daß die zur Berufung, 
beziehungsweife zum Recurfe, oder zur Richtigkeit&befchwerde berechtigten 
Perfonen diefen weiteren Rechtszug nicht alfogleih nah Kund— 
machung des unterrichterlichen Urtheils angemeldet, fondern fi die hierzu 
in den Geſetzen *) vorbehaltene Ueberlegungsftift vorbehalten, innerhalb 
derfelben aber entweder ausdrücklich darauf verzichtet, oder fich deffen 
ftillfchweigend dadurch begeben haben, daß fie in Wirklichkeit diefen 
Rechtszug nit geltend machten. — Soll nemlich in diefem Falle — ent: 
fteht nunmehr die Frage — der Beginn der Rechtöfräftigkeit des erſt durch 
das fpätere Wegfallen eines weiteren Rechtszuges rechtskräftig werden- 
den Strafurtheiles, und fofort der Beginn der Strafzeit und der 
Eintritt der übrigen (nachtheiligen) Rechtswirkungen auf den Zeitpimft 
der Rundmachung diefes Urtheild zurüdbezogen; — oder vielmehr 
diefer Anfangspunkt der Wirkfamkeit des Strafurtheilg erft mit jenem 


höhern Gerichte ergebende Urtheil noch weiterhin eim Recurs zuläffig ift 
($. 462 lit. b.), wieder das eben erjt binfichtlich des Necurfed Gefagte ein: 
tritt. — Für jene Kronländer, wo die St.-P.-D. vom 17. Jänner 1850 wirkſam 
ift, räumen die 88. 357, 377 und 389 jedem gegen ein Strafurtbeil einges 
leiteten Rechtäzuge (mit der fhon oben unter litt. dd. bemerften Ausnahme) 
ebenfall® auffhiebende Wirkung ein, und der $. 11 der faiferlichen Ver— 
ordnung vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 de R. ©. B.) hat im diefer Bezie— 
bung den $. 357 bekräftigt. — In Ungarn endlih, der Woiwodina und dem 
ZTemefer-Banate, fo wie in Groatien und Slavonien bat ber $. 27 der ſchon 
mehrgenannten Strafverfahrend-Borfchriften vom 28. December 1849 und vom 
1. März 1850 der wider ein Strafurtheil an dad höhere Gericht ergriffenen 
Derufung ebenfalld auffhiebende Wirkung eingeräumt, und davon wurde 
nur die oben unter litt. bb. erwähnte Aufnahme feitgefept. — Rüdfihtlih der 
Borlegung der Ncten von Amtöwegen an die höheren Gerichte zur Reviſion 
wurde aber nunmehr durch den Art. VI. der faif. Verordnung vom 27. Mau 
1852 das nemliche Verfahren feftgeftellt, was diesfalld nah dem St.G.V. 
vom 31. Sept. 1803 beftcht, daher gilt in diefer Beziehung das zu Anfang 
diefer Anmerkung Gefagte. 

*) Die Gefepesftellen, wodurd der zu einem meiteren Rechtszuge gegen 
Strafurtheile berechtigten Perfonen eine Frift, fei ed zur Anmeldung oder wirk— 
lihen Geltendmachung desſelben, zugeflanden wird, find für jene Kronlänter, 
wo das Strafverfahren vom 7. September 1803 gilt, die $$. 465 und 40% 
des I. Theils deffelben; für die Länder, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 gilt, die $$. 354, 358, 377, 378 und 389 desſelben; — endlich für 
Ungarn, bie Woimodina und das ZTemefer-Danat, fo wie für Aroatien uud 
Slavonien der $. 26 der oftgedachten Strafverfahrend-Borfhriften für diefe 
Kronländer vom 28. December 1849 und vom 1. März 1850. 
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Augenblide eintreten, wo auf den weiteren Rechtszug ausdrüdlich ver: 
zichtet worden, oder beziehungsweife die Frift zur Anftrengung desfelben 
fruchtlos abgelaufen ıft? 

Mir fcheint die legtere Anſicht die richtigere zu fein: denn da- 
durch, daß das Gefek im $. 17 als Anfangspunct diefer Wirkfamkeit 
„den Zeitpunct der Kundmahung des feinem weiteren Rechtszuge 
unterliegenden Urtheils“ feſtgeſetzt hat, erklärte e8 als Bedingung 
des Eintrittes diefed Anfangspunctes dDod im Grunde nur unter anderer 
Form das vereinigte Eintreffen zweier Bedingungen, daß nemlich— 
erftend das Urtheil bereits Eundgemacht worden, und daß zweitene 
biergegen fein weiterer Rechtszug offen, oder dasſelbe bereits rechtöfräftig 
fei. So lange nun aber die Frift zu einem weiteren Rechtszuge noch 
offen, ift die zweite Bedingung nicht eingetroffen, daher auch der Anz 
fangspunft der Wirkſamkeit des Urtheil® noch nicht eingetreten. Dieß 
findet um jo weniger Statt, als die ſämmtlichen über das Straf: 
verfahren in den verfhhiedenen Kronländern, wenn auch außerdem nod fo 
verfchiedenartigen Borfohriftendoh in Dem Punkte übereinftimmen, daf die 
Vollziehung eines Straf-Urtheils, wogegen noch ein höherer Rechtszug 
möglich ift, einftweilen aufgefhoben werden foll (vergl. die eben 
erft, Seite 383 in der Anmerkung “ berufenen Gefegesftellen); und ale 
noch überdieß der $. 445 des 1. Th. des St. G. B. vom 3. September 
1803 ausdrüdlich beifügt: „Daß erſt dasjenige Urtheil zu vollziehen fei, 
das feiner höheren Entfheidung unterliegt;” — der $. 460 
der St.-P.:D. vom 17. Jänner 1850 aber erklärt: „daß jedes Straf: 
urtheil (erft dann) in Bollzug zu fegen fei, ſobald es in Redte- 
fraft erwachſen iſt.“ Dieß tritt aber bei einem nicht fhon im Au— 
genbliche feiner Kundmahung rechtskräftigen Urtheile erft dann ein, 
wenn es gewiß geworden ift, daß eim focher weiterer Rechtszug 
niht mehr Statt finden fönne, alfo erft Dann, wenn entweder von 
Seite aller dazu Berechtigten darauf ausdrüdlich verzichtet, oder die 
Präclufivefrift hierzu verfaumt worden if. — Da nun das Gejeß die 
Zurüdwirfung eines folhen erft fpäter rechtskräftig werdenden 
Urtheils auf die vor deſſen Rechtskräftigkeit feit der Kundmahuna abge: 
laufene Zwifchenzeit, oder auf die inzwifchen vorgenommenen Afte 
in diefem Kalle ausdrüdlih nicht angeordnet bat, fo fheint es 
dießfalld bei der Natur der Sache, und bei der erklärten generellen 
Anordnung des Geſetzes bleiben zu müſſen, daß ein rechtékräf— 
tiger Akt feine Wirkungen überhaupt erft von jenem Momente 


an bethätigen könne, in welchem er ſelbſt rechtskräftig geworden ift, 
Hye, Gommentar. 25 
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d. 5. daß deffen Wirkungen auch nicht früher eingetreten fein können, ale 
die wirkende Urfahe ſelbſt. — Hiernah fcheint behauptet werden zu 
müffen, daß die vom Zeitpunfte der Kundmahung eines ſolchen Straf: 
urtheiles bis zum Augenblicke feiner Rechtskräftigwerdung verftrichene 
Zwifhenzeit in die Strafdauer nicht einzurechnen fei, und daß die 
von dem Berurtheilten in diefer Zwifchenzeit etwa vorgenommenen Afte 
und fonft Statt gefundenen Rechtsbeziehungen durch die 88. 26 und 27 
nicht beirrt werden fönnen (Qui habet odium, habeat eliam commoda!). 


8. 18. 6. 16.) 
Berbindung einer Mit der Kerkerftrafe ift Hets die Anhaltung zur Arbeit 


"snpenefenen- verbunden. Jeder Sträfling muß daher diejenige Arbeit 
verrichten, welche die Einrichtung der Strafanftalt mit fich 
bringt. 

Bei der Vertheilung diefer Arbeiten foll auf den Grad 
der Kerkerfirafe, die bisherige Beichäftigungsweife und die 
Bildungsftufe der Sträflinge thunlide Rückſicht getragen 
werden, 


. 16. 
Berbindung einer Mit der Kerferftrafe iſt ſtete Die — zur Arbeit verbunden Jeder Zicafling 
ee Tri Nee nat 
tbeit. linge fo viel möglih, nah Maß, als fie zur ſchweren Kerterfirafe verurs 
tbeilt find, aud au fhmwereren Arbeiten verwendet werden. 

Schon die außere Stellung, welde das Geſetz der in diefem 8. 
enthaltenen Beftimmung angewiefen bat, zeigt und an, daß der Geſetz— 
geber die Arbeit, welche ausnahmslos mit jeder Kerkerftrafe ver- 
bunden jein foll, nicht etwa als eine Berfhärfung derfelben angefeben 
und behandelt wiffen will, denn fonft hätte fie ja umter die erft im $. 19 
aufgezäblten Verfchärfungen eingereibt, aber nicht denfelben voraus 
gefept werden müffen, fondern daß in der Anhaltung zur Arbeitfam: 
feit eines der pſychologiſch-wirkſamſten Gorrectiv- Mittel wohl eines 
jeden Menfhen gehandhabt werden foll, womit mehrere jener hoch— 
wichtigen Zwecke angeftrebt werden fonnen, die oben (Seite 361— 364 
in der Anmerkung *) unter den Zahlen 4 und 6) angedeutet worden find. 

Aus diefem Standpunkte aufgefaßt, Tann gewiß der Rechtlie— 
kende, der Menfchenfreund und der Patriot nur Freude darüber haben, 
daß der dem Geiſte unferer Legislation miderftreitende Zuſatz des 
früheren Geſetzes, wurnad die Wahl der Qualität der Arbeiten nur 
nad dem Grade der Kerkerftrafe bemefjen werden follte, in dem nun— 
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mehrigen Gefege in die, ebenfo fehr von der Gerechtigkeit, als 
von der Humanität empfohlene, Beitimmung abgeändert worden ift: 
„daß bei der Bertheilung diefer Arbeiten auf den Grad der Kerkerftrafe, 
die bisherige Befhaftigungsmweife und die Bildungs: 
ſtufe der Sträflinge thunliche Rüdfiht getragen werden 
fol.“ — Ich wiederhole, daß mit diefer fo unfheinbaren, und von der 
öffentlihen Stimme bisher fo gar nicht beachteten Abänderung an dem 
alten Gefeße, unfere vaterländifche Gefeggebung einen der wichtigften 
Schritte zur Reform unferer Strafanftalten angebahnt, aber aud der 
Gerechtigkeit einen bedeutfamen Tribut gebraht. — Wenn nemlic 
die Behandlung aller Sträflinge mit materiellsgleihen Strafen 
fhon überhaupt zur größten Ungerechtigkeit gegen Einzelne führt 
(vgl. oben Seite 361 in der Anmerkung unter Zahl 2): fo wäre es ine- 
befondere eine Verlegung nicht blo8 jener ailgemeinen Cynoſur, die 
der höchſte Geſetzgeber ſchon am 22. Mai 1848 für die Behandlung der 
Sträflinge überhaupt ertheilt hat (fieh' diefelbe oben auf S.373—375 
am Schluſſe der Erörterungen zu den 88. 14— 16), fondern auch noch 
der im vorftehenden $. 18 enthaltenen fpeciellen Borfhrift, wenn 
etwa in einer Strafanftalt der fein Gebildete, wenn der Mann der 
Wiſſenſchaft und Kunft, dem fhon die Entbehrung jeder edleren Beſchäf— 
tigung, und jedes geiftigen Verkehres mit anderen Gebildeten zur uner⸗ 
träglihen Qual wird, ganz gleichmäßig, wie der von jeher daran ge 
wohnte Handarbeiter zum jahrelangen Wollfragen, zum einförmigen 
Webeftuhl oder Spinnroden u. dgl. verhalten würde; denn die Zumeifung 
einer folhen Arbeit ftünde ja im unmittelbaren Widerſpruche ſowohl 
„mit der Bildungeftufe,“ ald auch „mit der bisherigen Be: 
ſchäftigungsweiſe diefer Sträflinge.”r — Aus demfelben Grunde 
würde es ferner unmittelbar gefeßwidrig erfheinen, — abgefehen 
davon, daß es ebenfo fehr der Humanität ale der pflihtmäßigen 
Sorgfalt für die Gefundheit des Sträflings widerſtreitet, ja geradezu 
graufam ift — wenn man etwa zu den eben genannten, fo wie über 
haupt zu ſolchen Arbeiten, die ein ununterbrochenes Sitzen erfordern, 
auch die Arbeiter der Landwirthſchaft, den Holzkneht, den Holzhauer 
und dergleichen anhalten würde, oder fie gar jahrelang ohne alle Be 
ihäftigung auf ihren Liegerftätten herumlagern ließe. — 

Nunmehr hat der höchſte Gefepgeber felbft gefpro- 
hen. — Aehnliches, wie fo eben angedeutet worden, foll und darf, 
wenn es je irgendwo Statt gefunden haben follte, in Zukunft nicht 
mehr gefhehen! — Die mit der Oberleitung von derlei Anftalten be— 

25° 


Berfhärfungen 
der Kerterftrafe. 
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trauten Organe werden diefe und ähnliche Mißbräuche gewiß mit eiferner 
Strenge hindanzuhalten wiffen! — — Der hie und da etwa einzumen- 
dende Mangel an Räumlichkeit, oder die Schwierigkeit, andere ale 
die einmal hergebrachten Arbeits-Producte vortheilbaft an Mann bringen, 
oder die Arbeitslräfte der Sträflinge in anderer ald der gewohnten 
Weiſe gleich einträglich an die Arbeitspächter verdingen zu fönnen u. dgl. 
fann und darf bei einer fo heiligen Pflicht des Staates, bei einer fo 
ernften Angelegenheit der Gerechtigkeit, fhon an fi nie, und um 
fo weniger jebt zum — Bormwande dienen, da es der beftimmi 
ausgefprohene Wille des Monarchen ift, daß das Gefep 
— das doch bier fowohl, als in fo vielen einzelnen Particular— 
Vorſchriften für die Strafanftalten, alle über die Grenzen der gerechten 
Strafe hinausreihende Härte, zumal aber jede Graufamkeit und jede 
Geſundheits-Untergrabung entfernt zu halten gebietet, — aud mit 
Nahdrud gehandhabt, und daß alfo auch die zu fo gebietertich 
gefordertem Zwede unumgänglich notbwendigen Mittel beige 
fhafftmwerden. 

Inſoweitesmitdervorſtehenden Vorſchrift verträglich 
erſcheint, oder ſogar durch dieſelbe, und durch die pflichtmäßige Obſorge 
für das phyſiſche Wohl der Sträflinge bedingt iſt, kann daher eine Ver— 
wendung derſelben nicht nur zu allen häuslichen und ſonſtigen ſ.g. kneſch— 
tiſchen Arbeiten innerhalb der Räume der Strafanftalt, ſondern aller: 
dings auch außerhalb derfelben Statt finden, in foferne nur dabei 
ſolche VBorjihten und Mafregeln beobachtet werden, daß fie nicht etwa in 
eine öffentliche Arbeit ausarte, weil diefe von unferer Geſetzgebung 
pofitiv abgefhafft, und von dem dermaligen Gefeße nicht wieder 
eingeführt wurde, (vergl. die Erörterungen zum folgenden $. 19); und 
in foferne hierbei nur überhaupt die fonftigen über die Arbeits: Bermwen- 
dungenvon Sträflingen — z. B. wegen des Berbotes, fie zu, Arbeiten für die 
Angeftellten der Strafanftalt oder für andere öffentliche Beamte zu ver 
wenden; oder fie an den Feiertagen ihrer Religions-Confeſſion knech— 
tifhe Arbeiten verrichten zu laffen; oder fie zu Verſchickungen, Botengängen 
oder Gefhäftsgängen außerhalb des Strafhaufes zu verwenden u. dgl. — 
beobachtet werden (vgl. Mauchers Sammlungen und Hye's Zufammen- 
ftellung zu den 88. 16 und 18 des früheren Gefepes). 


8. 19. 66. 17.) 


Die Kerkerftrafe kann noch verfchärft werden: 
a) durch Faften; 
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b) durch Anweifung eines harten Lagers; 

ce) duch Anhaltnng in Einzelnhaft; 

d) durch einfame Abfperrung in dunfler Zelle; 

e) duch Züchtigung mit Stod: oder Ruthenftreichen ; 
N durch Landesverweifung nach auögeftandener Strafe. 


$. 17. 


Die Kerferfirafe kann noch verfchärfet werden : 

a) durch Anhbaltung aur öffentlihen Arbeit; 
b) dur Ausftellung aufder Shandbühne; 
e) durch Züctigung mit Stod» oder Rutbenftreichen ; 
d) durch Zaſten; 

e) durch Land esverweifung ach ausgeftandener Strafe. 

Die ſchon oben (Seite 373) erwähnte denfwürdige Entfchliegung 
des Kaifers Werdinand vom 22. Mai 1848 batte an dem Strafen- 
fofteme des früheren Gefeßes (vom 3. September 1803) die wichtige 
Abänderung verfügt: „daß Fünftighin wegen Verbrechen feine Verur— 
theilung 

a) zur Ausftellung auf der Schandbühne; 

b) zur Züchtigung mit Stock- oder Ruthenftreichen ; 

ec) zur Brandmarkfung; 

und eben jo wenig wegen fchwerer Polizei» Uebertretungen ; 
d) zur körperlichen Züchtigung ; oder 
e) zur Öffentlihen Ausstellung im Kreife — mehr erfolgen foll.“ 


„An deren Stelle follte in jenen Fällen, wo diefe Verfhärfungs- 
arten der reiheitsftrafen, oder die körperliche Züchtigung ala Haupt: 
ftrafe insbefondere (von dem damals betandenen Strafgefeße vom 3. Sep» 
tember 1803) vorgefchrieben waren, entweder eine ſtrengere Ausmeffung 
der Hauptitrafe innerhalb der gefeßlihen Schranken, oder eine Hinzus 
fügung einer anderen gefeglih zuläffigen Berfhärfungsart, und bezie- 
bungsweife Umwandlung in Arreftftrafe treten. — Gleichzeitig wurde die 
förperlihe Zühtigung auch als Disciplinar- Strafe wieder Beſchul— 
digte und Sträflinge aufgehoben. — Wegen Aufhebung der 
Strafe der Unhaltung zur öffentlihen Arbeit für Verbrechen, 
und zur öffentlihen Gemeindearbeit wegen ſchwerer Polizei» Uebertretuns 
gen — fo verkündete der bezogene Juftiz» Minifterial» Erlaß weiter — 
erläßt das Juftiz-Minifterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern unter Einem den geeigneten Auftrag an die berufenen Behörden 
um unverzügliche Berichterftattung darüber, welche Hinderniffe der ſo— 
gleihen Abfhaffung auch diefer Strafe etwa in der einen oder anderen 
Brovinz nicht blos vermöge der Befchränktheit der Gefängniffe, fondern 
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vor Allem aus Rückſicht für die Gefundheit der Sträflinge felbft entge- 
genftehen und wie diefe Hinderniffe befeitigt werden könnten“ °). 


*) Beranlaffung, Inbalt und Datum der obigen faiferlihen 
Entſchließung vom 22. Mai 1848 werden fort und fort nicht nur eine der be- 
deusfamften Phafen in der Entwidlung der vaterländifchen Strafgefepgebung, 
jondern zugleich eine der denfwürdigften Epochen unferer damaligen öffentli- 
hen Zuftände überhaupt bilden. Während aufrübrerifche und umfturzkrütende 
Rotten ſchon feit den Tagen ded April 1848 in der Hauptſtadt des Reiches 
dem gütigen Monarchen und feinen höchſten Rathgebern und Organen jeden 
geordneten Geihäftsgang, und felbft bei den wichtigften Verfügungen jedes 
befonnene Erwägen, ja nur zu bald das Negieren überhaupt unmöglih mad: 
ten, und an der Stelle der rechtlichen Ordnung allmälig völlige Anarchie vor- 
bereiteten, hatte ein feinem Monarchen treu anhänglicher und von der mildeiten 
Menfhenfreundlichkeit erfüllter Minifter der Juftig (Sommaruga), im vollen 
Einflange mit allen feinen Gollegen, den hochherzigen Muth, feinem Herrn und 
Kaifer mitten im Sturme der damals ſchon drängenden Ereigniffe — am 12. Mai 
1848 — die Einführung der obigen Milderung der beftehenden Strafgefege in An- 
trag zu bringen, und fie damit zu bevorworten: „daß ja doch fchon die im I. Abfage 
des K. M. P. zum Strafaefege vom 3. September 1803 (f. denfelben oben 
auf Seite 22) in Ausſicht geftellte fortfchreitende Verbeiferung der 
beftehenden Strafgefege nah dem Fortſchritte der Kenntnifje 
und Eultur und nab den veränderten Umftänden zu der Erwar: 
tung berechtige, daß jener Theil der ftrafgefeglihen Beftimmungen, welcher der 
dermaligen Bildungs» und Gefittungd- Stufe der Bölfer des öſterreichiſchen 
Kaiferftaates nicht mehr entſpreche, — aud unverzüglih aufgehoben werden 
dürfte; — — und daß dabin vorerft alle jene Strafarten, welde in fi 
felbft, ei ed vermöge ihrer höchſt ungleihartigen moralijdhen 
oder phyſiſchen Einwirfung auf verfhiedene Jmdividuen, oder 
wegen der Ungleihartigfeit in ihrer Bollziehung ungerecht, welde 
ferner jedes Ehrgefübl und die fittlihe Befferung des Sträf- 
lings erftiden, ihn in der Kenntnißnahme aller Menfhen brandmarfen, und 
feinen künftigen ebrlihen Erwerb hindern, nemlih die Strafe der körperlichen 
Zühtigung, der öffentlichen Ausftelung und Brandmarktung gehören; — daß 
Doctrin und Erfahrung, fo wie der Borgang der beften neueren Straf- 
gefeggebungen Deutichlands vorlängft über diefe Strafarten gerichtet, und fie 
ald unwürdig unjerer Zeit, ald Hemmniſſe jeder Veredlung der menichlichen 
Geſellſchaft erklärt und daher abgefhafft haben u. f. f. u. ſ. f.“ — Die ſchon 
oben (Seite 372—375) erörterte mildere Behandlung ver Unterfuchungsd- und 
Straf-Gefangenen im Berhafte, d. i. die Sanction des VI. (au jegt noch 
in Gefegeöfraft ftehenden) Abſatzes dieſes wichtigen Geſetzes vom 29. Mai 
1848 empfahl ferner der Minifter ebenda feinem Herrn und Kaifer mit folgen- 
den Worten: „Ebenfo wenig ftehen damit (mit der obigen Grundfäßgen) im 
Einflange, jene Beftimmungen des Griminal» Gefepbuhes, welche mit ber 
Berbaftung im Unterſuchnngs- und Straf-Gefängniffe nad der beftebenden 
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Das kaiferliche Batent vom 17. Jänner 1850 (Mr. 24 des R. ©. 
3.) verfügte hiernach im Art. 1.: „daß in Zukunft auch die Strafe der 
Anbaltung zur öffentlihen Arbeit und beziehungsmweife zur Öffentlichen 
Gemeinde Arbeit nicht mehr Statt finden dürfe; und daß in den Fällen, 
für welche diefe Berfchärfungen der Kerker- und Arreftitrafe in den Ge- 
feßen angedroht find, bei der Urtheilsfhöpfung entweder die Freiheits— 
ftrafe innerhalb der gefeglihen Schranken verhältnigmäßig ftrenger zu 
beftimmen, oder derjelben eine andere gefeglich zuläffige Berfhärfung hin— 
zuzufügen fei *).“ 


Einrihtung Härten verbinden, die mit den Anordnungen der Humanität, ja 
bei blos Unterfuchten, deren Schuld aljo noch nicht gewiß ift, felbft mit der 
Gerechtigkeit nimmermehr vereinbar find. Dabin gehört die Zuſammen- 
ſperrung von mehreren Berbafteten ohne Rüdfiht auf die Art der Verbrechen, 
die fie begangen, jo wie auf ihre verfchiedene Bilduugöſtufe, nicht felten des 
verruchten und verworfenen Schurfen mit dem leichtfinnig verirrten, oder vom 
heftigen Temperamente bingeriffenen Gefeg-Ucbertreters, ded gemeinen Gauners 
oder toben Auswärflings mit dem höber gebildeten, oder felbjt edlen, aber 
aus Noth gefallenen Unglücklichen; dabin gehört ferner die in ſehr vielen 
Gefängniffen übliche Berfagung der 2ectüre, des Schreiben, und die jogar 
nach gefegliher Vorſchrift (8. 318 des I. Theild dee St. G. 2.) fattfindende 
Verfagung des Lichtbrennens für Unterfuhungs-Befangene, wodurch diefelben 
in den, häufig auch ziemlih dunkel gelegenen, Gefängniffen nicht nur die lan- 
gen Nächte ded Winters, Tondern auch viele Stunden ded Morgend und 
Abends beihäftigungslos in dumpfem Hinbrüten zubringen müffen“ u. f. w. 

Noch denfwürdiger aber bleibt ed, daß der gütige Monarh, nahdem 
er eben vorber (15. Mai) durch eine Horde von Hochverräthern und Auf- 
rührern in der Burg feiner Bäter fo fehwerbedrängt, und ſich genöthiget ſah, 
feine Reſidenz flüchtend zu verlaffen (17. Mai), dennoh aus fernem Zu- 
fluchtsorte (Innsbruck) jeinen Völkern mit der obigen Entfchliefung (vom 


22. Mai) fo mefentlihe — Milderungen des beftehenden Strafgefepet 
gewährte. — 


*) Der von dem AYuftigminifter Shmerling an den Monarden ge: 
richtete a. u. Motiven-Vortrag zu dem obigen Gefege (im erften Beilage-Hefte 
zum R. ©. B. vom Jahre 1850, Seite 24 u. folg.) motivirt die obige Ge— 
fegeöftelle wörtlich in folgender Weife: „Die hier in Antrag gebrachte Ab» 
ihaffung der Strafe der öffentlichen Arbeit und der Gemeindearbeit beruht 
in der Anficht, daß eine Strafe, welche nah Verfchiedenheit des Ehrgefühls, 
der bisherigen Berufsftellung und der Bildungäftrafe des Sträflings fo höch ſt 
ungleihartig trifft, nur zu häufig den legten Funken ded befjeren 
Selbfigefühls erftidt, die Rückkehr zu ehrlihen Berufswegen erſchwert, 
das Bekanntwerden mit Gleichgefinnten erleichtert, und gerade von den ge 
fährlichften Verbrehern nicht ald Erſchwerung, fondern vielmehr durch die 
damit verbundene Zerjtreuung als Krleichterung der Strafe angefehen wird. 
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So freudig auch im Allgemeinen die durch die vorftehenden Geſetze 
verfügte Abfhaffung der darin bezeishneten Strafen begrüßt wurde; fo 
ward diefer Milderung doch alsbald von Praktiker der Vorwurf entge- 
gengefeßt, daß diefe Novellen eine praftifhe Rüde unausgefüllt ge 
laffen haben, weil, zumal für Verbrechen, die beftehenden Geſetze feine 
ausreihenden Surrogate für die kraft jener Novellen aufgebobenen Ber: 
ſchärfungen der Freiheitsftrafe zulaffen, indem die hiernah — wenigftene 
für Inländer — einzig übrig gebliebene Verfhärfungsart dee Faſtens 
theils ſchon an fih unzulänglich, theil® in vielen Fällen geradezu unan- 
wendbar fer”). — Dies führte die Nothwendigkeit herbei, vor Allem 


um fo weniger gerechtfertiget werden fünne, ala fi die einvernommenen 
Appellationg-Gerihte und Länderhefs ſämmtlich für die ſo— 
gleihe Abjhaffung diefer Strafverfhärfung ausgefproden 
batten.“ 

*) Das Dafein der obigen praftifhen Rüde in der Novelle vom 22. 
Mai 1548 war übrigens den höchften Rathgebern der Krone, welche fie dem 
Monarhen in Antrag gebracht hatten, keineswegs entgangen, aber die Abhilfe 
dagegen von ihnen unter den damaligen Berbältniffen ald außer ihrer 
Macht ftehend angeiehen worden. — Dieß bewährt inäbefondere die Schluß: 
ftelle jenes Geſetzes, welche wörtlid fo lautet: „Weitere von dem Mi» 
nifterratbe wohl ebenfalls höchſt wünſchenswerth erfannte 
Abänderungen an den beftehenden Strafgefegen, welche nemlid über die 
Grenze einer bloßen Abjhaffung von Härten hinausgehen, 
indem fie gleichzeitig durh neue gejeplihe Beflimmungen erjept werden 
müßten, find dem Reichstage vorbehalten.” — Möchte man doch überhaupt, 
und möchten insbefondere jene Stimmen, welche damals in tiefer Zurüdge- 
zogenheit und gefahrlofer Paffivität verblieben, oder die den Stand ber 
Wiener-Zuftände nur aus ferner Perfpective anfchauten, bei der Wür— 
digung der Negierungs-Mafiregeln jener überftürgten und wirren Zeit auch 
die äußeren Verhältniſſe und die unabwendbare Zwangslage 
würdigen, in welcher die Machthaber handelten: jo würden fie auch über 
eben diefe Regierungs-Maßregeln und über dieje handelnden Perjonen jener 
Zeit vielfah ein gerehteres Urtheil fällen, ald man bie und da zu hören 
oder zu leſen gewohnt if. Die Machthaber jener Tage mochten vielleicht 
manchmal eine Verfügung vorfehren, die fie mit klarem Bewußtjein als ein 
(kleineres) Uebel erfannten, weil ed vielleicht als das einzige Rettungd-Mittel 
erſchien, um — ein weit größeres Uebel zu verhüten! — Vielleicht betbätig: 
ten überdieß jo manche diefer Männer eine nicht gewöhnliche Selbſtverläug— 
nung, und einen dem Heldenmuthe unferer tapferen Krieger nicht unebenbür- 
tigen Mutb, indem fie fih aus Treue und Anhänglichkeit für den angeftammten 
Monarchen, jo wie aus Hingebung für einen wanfenden Thron und für ihr 
nad allen Richtungen bin zerriffenes Vaterland — auf die Brejche ftellten, 
und, allen perjönlichen Gefahren trogend, jo lange auf derjelben ausharrten, 
bis die Wuth der Partheien fie davon verbrängie! — 
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für Erfaßmittel jener aufgehobenen Berfchärfungsarten der Freiheits— 
ftrafe vorzuforgen, um auch die mit fo manchem Verbrechen verbundenen 
concreten Erfchwerungs-Umftände treffen, und um insbefondere den fredhen 
Zroß und Uebermuth, die Robheit und den wilden Ungeſtüm mandyer 
verhärteten Verbrecher durch phyſiſche Einwirkung brechen zu können, 
obne ihrer Gefundheit einen Nachtheil zuzufügen. Dies ift nun der all 
gemeine Character und der Zweck der im $. 19 aufgezäblten, und in 
den $$. 20—25 näher beftimmten Berlhärfungsarten der Kerkerftrafe. 


. Allein das eben erwähnte praftifhe Bedürfniß mußte zugleich 
auch auf die Erwägung zurüdführen, ob fih nah den inzwiſchen 
gemachten Erfahrungen nicht vielleicht die Wiedereinführung der 
einen oder anderen diefer aufgehobenen Verfhärfungsarten als nothwen« 
dig darftelle. 

Die Austellung auf der Shandbühne, und beziehungs- 
weife für ſchwere Polizei = Uebertretungen (jet alfo für Vergeben und 
Vebertretungen) die öffentlihe Ausftellung im Kreife; — die 
Brandmarfung und die Anhbaltung zur Öffentlichen oder 
Bemeindearbeit blieben abgefhafft, da fie in das neue Gefek 
nicht übergegangen find. Ebenfo ift nunmehr auh für die ehemals 
ſ. g. ungarifhen Ränder die Strafe der Vermögens-Confis— 
cation, die dort für gewiffe Verbrechen noch bis zum 1. September 
1852 beftanden hatte, aufgehoben, da fie ebenfalls in dem neuen 
Strafgefepe keinen Pla gefunden hat. Unfer Geſetz huldigte hierbei 
offenbar jener — in neuefter Zeit freilich hie und da in Abrede geftellten 
— legislativen Anfiht, daß diefe Strafe darum inhuman, wenn nicht 
fogar ungerecht fei, weil fiein ihren Kolgen weniger den unmittelbar Schul- 
digen, ald zunächſt deffen fchuldlofe Angehörige treffe *). Es verfannte 
aber and’rerfeits nicht, daß hiermit nicht etwa die Aufhebung der civil 
rehtlihen Haftung des Schuldigen und feines Vermögens für allen 
von ihm durch fein Verbrechen berbeigeführten materiellen Schaden 
verwechfelt werden dürfe. Hieraus erflärt fih nicht blos die allge 
meine Anordnung des $. 42, die das dermalige Geſetz aus dem früheren 


*) Sich oben auf Seite 23 die Abjäge 10 und 11 des K. M. P. 
zum früheren St. ©. B. vom 3. Scptember 1803, aus deren Zufammenftel- 
lung ſich ergibt, daß der höchſte Geſetzgeber felbft die Aufhebung der Ber 
mögend-Gonfigcation [bon damals aus dem oben angedeuteten Grunde auf 
gefaßt habe. — Vergleihe auch noch das oben auf Seite 361 in der Aumer- 
fung unter Zahl I Gejagte. — 


[Strafgef. I. hi. II. Hauptf. $. 19.] — 39 — [Von Verbrechen überhaupt. ] 


Geſetze herübergenommen bat, fondern auch jene bejondere Beftim- 
mung, welche das jetzige Geſetz dießfalls gerade bei demjenigen 
Verbrechen (dem Hochverrathe) neu hinzugefügt hat (Schluß-Zufaß zum 
8. 59 und $. 7 der faiferlihen Berordnung vom 27. Mai 1852, Nr. 119 
des R. G. B.), bei welchem die Geltendmachung von Entſchädigun— 
gen für den aus dem Verbrechen hervorgegangenen Schaden auch im 
Großen am praktiſcheſten iſt. — 

Anders aber iſt es hinſichtlich der körperlichen Züchtigung 
mit Stock- oder Ruthenſtreichen. — Die Stimme der Er— 
fabrung brad den Stab über die ernften Bedenken und jene gewiß 
ſchwer in die Wagfchale fallenden Gründe, welhe gegen die Beibehaltung 
gerade diefer Strafe das Wort führen, und weiche aus den in den Ans 
merfungen auf Seite 362, 3.4 und auf Seite 390 angedeuteten Erwägungen 
entnommen werden mögen. — Aus allen Kronländern des Reiches gin- 
gen Befhwerden ein, daß ohne körperliche Züchtigung die Dieciplin im 
den Strafanftalten nimmermehr erhalten, und daß gewiſſe Claſſen von 
toben, unbändigen Menfchen nur dur den Stock gezähmt und zu Paa— 
ven getrieben werden fönnen. Die Stimmen der gewiegteften Praktiker 
äußerten fih dahin, daß Feine noch fo Lange Freiheitsſtrafe, feine 
der übrigen Nebenftrafen, auch nicht der bie und da in Strafanftalten 
praftifch bereits eingeführte Einzeln- und Dunfelarreft, das Feſſeln oder 
Anketten u. dal. und daß chen jo wenig andere, an deren Stelle vor- 
gefchlagene Surrogate, als z. B. das Krummſchließen, der eiferne Hofen- 
träger, die Lattenftrafe, der (badische) Zwangsſtuhl u. dgl. — follen fie nicht 
bis zur gefundheitzerftörenden Beinigung gefteigert werden — fo zuverläffig 
den trogenden Hohn gegen alle Autorität und Drdnung, die rohe Ent: 
fittlihung, Unfläthigkeit und Schamlofigfeit, Zankſucht, Stanrfinn, und 
den, fi im lärmenden Toben, in Erceffen und graufamen Zufhlagen ge: 
fallenden Uebermuth zu bändigen vermöge, al& gerade die körperliche 
Züchtigung, durch ihr fo rafches, fo augenblickliches und fo eindringliches 
Einwirken auf die phyſiſche Empfindlichkeit; — daß eben deßhalb 
ſelbſt bei den abgehärtetſten Wildlingen keine Strafe ſo gefürchtet, 
und eben darum ſo allgemein abſchreckend ſei, als eben nur der Stock 
oder die Ruthe; — daß ferner felbft ans Humanitäté-Rückſichten 
für die fhuldlofen Angehörigen und fir die Dienftgeber und Arbeits: 
geber gewiffer Perfonen ſich die Beibehaltung der Förperliben Züch— 
tigung empfehle, weil durch die an deren Stelle tretende längere Frei— 
beitsjtrafe von Leuten, die vom Tag- oder Wochenlohne leben, oder 
die oft umentbehrlihe Hilfsarbeiter bei gewiſſen Zweigen der Land— 


[Strafgef.1. Epl. 11. Hanpit.$.1.] — 395 — (Don Verbredyen überhaupt.) 


wirtbfchaft, bei Rabrifsunternehmungen, bei Bauführungen, bei den 
zur Abfahrt beftimmten Schiffen und dergleichen find, weit mehr noch 
andere Berfonen, als die unmittelbar Schuldigen felbit geftraft wür- 
den; — daß man fih überdies der einmal vorhandenen, und wenigftend 
nicht augenblicklich zu befeitigenden Thatſache fügen müßte, wornad 
die beſtehenden Strafanftalten bei weitem zu wenig Räumlichkeiten dar— 
bieten, um auch alle kleineren Uebertretungen mit Kreiheitsftrafen ahnden 
zu können, und daß daher fhleunig vollziehbbare Surrogat- 
Strafen an deren Stelle treten müßten, wenn man anders nicht hun— 
derte im Alltagsleben vorkommenden Erceffe gänzlih unbeftraft laſſen 
wolle; — daß überdies gerade derlei tägliche Erceffe auch ſchleunigſt 
und in einer fiir die roberen Volksclaſſen draftifch wirkfamen Weife 
geahndet werden müſſen, um zugleich eremplarifh, warnend und abjchre- 
end auch auf alle Anderen einzuwirken; — daß endlich in einem großen 
Theile des Reiches, nemlich in Ungarn, Groatien, Slavonien, der Woi- 
wodina, dem Temefer Banate und in Siebenbürgen diefe Strafe gefeb: 
lich nie abgefchafft war, fondern fort und fort allgemein üblich, und nad 
der übereinftimmenden Anerkennung aller erfahrenen Praktiker dort ge: 
radezu unentbehrlich fei, daher bei der angeftrebten und nunmehr 
zum Theile auch fhon verwirklihten Rechts-Einheit für das ganze Reich, 
dod wohl eine Scheidung der Kronländer in foldhe, wo die Förperliche 
Züdhtigung abgeſchafft, und in andere, wo fie beibehalten werde, nicht 
ohne Verlegung höherer Rückſichten ausführbar fer u. ſ. w u. ſ. w. 

Diefe und ähnliche überwiegende Erwägungen der Erfahrung 
mögen unfere vaterländifche Strafgefeßgebung veranlaßt haben, die we: 
nigftens für den Umfang jener Kronländer, wo bisher das St. G. B. 
vom 3. September 1893 galt, im Jahre 1848 aufgegebene Förperliche 
Zühtigung vorerft wieder durch die (auf eine kaiſerliche Entjchlie- 
Bung geftüßte) Verordnung vom 6. Mai 1852, Nr. 102 des R. G. 2. 
„al® Disciplinarftrafe in den Strafbäufern und Gefan- 
genanftalten wider Sträflinge und Unterfuhunge- Ge: 
fangene” *) umter gewiffen Bedingungen einzuführen, und nunmehr 


*) Nicht unbemerft mag bleiben, daß vermöge der 88. 363, 364 
und 365 des 1. Theild des St. ©. B. vom 3. September 1803 die körperliche 
Züchtigung als Dieciplinarftrafe auch gegen Beichuldigte eines Verbrchens 
angeivendet werden durfte, wenn fie fih in dem Inquijitiong-Berhöre 
einer jimulirten Sinnenverwirrung, der hbartnädigen Verwei— 
gerung aller Antwort, oder offenbar lügenbhafter Antworten 
Ihuldig machten, daß jedoh für dieje Fälle jede Art von Dieciplınar- 


Baften. 


Sartes Paper, 
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auch für den ganzen Umfang des Reiches wieder unter die Verſchärfungs— 
arten der Kerkerftrafe für Verbrechen (58. 19 lit. e und 24), fo wie 
theild als Hauptftrafe, theils als Verfhärfung der Arreftftrafe für Ver: 
gehen und Uebertretungen ($$. 240 lit. e, 248, 253, lit. f, 258 und 
260) in das neue Strafgefeß aufzunehmen. 

Nah diefer allgemeinen Beleuhtung der Geneſis und Natur der 
in unferem Strafgefeße als Berfchärfungsarten der Freiheitsftrafe angenom- 
menen Nebenftrafen bedürfen die in den folgenden 88. 18— 25 enthaltenen 
Beftimmungen über die Anwendung derfelben nur weniger Bemerkungen. 


8. 20. 6. 21.) 

Der erfte und zweite Grad der Kerkerftrafe kann durch 
Faſten dergeftalt verfchärft werden, daß der Sträfling an einigen 
Tagen nur bei Waſſer und Brot gehalten werde. Doc foll diefes 
wöchentlich nicht über drei Mal, und nur in unterbrochenen 
Tagen gefchehen. 

8. 21. 


Die Verfhärfung durch Anweiſung eines harten Lagers 
befteht in der Beſchränkung des Sträflings auf bloße Bret— 
ter, diefelbe darf jedoch nur an unterbrochenen Tagen und 
nicht öfter als drei Mal in der Woche flattfinden. 

Bon den beiden vorftehenden Berfhärfungsarten der Kreibeitsftrafe 
wird der Strafrichter vorzugsmweife bei folden Ind Muen zweckmäßi— 


ftrafe, und inöbefondere auch die körperlihe Züchtigung ebenfalls durd das 
mehrerwähnte Gefep vom 22. Mai 1848 (Art. III und VII) ſchlechterdings 
aufgehoben worden ift, und aud jegt aufgeboben blieb, da die 
oben angeführte Verordnung vom 6. Mai 1852 die körperliche Züchtigung 
keineswegs auh in diefer Beziehung reftituirte.e — In jenen Ländern, 
wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, kann von der Anwendung 
einer ſolchen Disciplinar- (Gorrectiond oder Ungehorfamd-) Strafe gegen 
Inquiſiten im Berböre ihon an und für fich feine Rede fein, da im 
Geifte derjelsen die Special» Vernehmung des Belchuldigten nur einen inte 
grirenden Bertandtheil der nah den PVorfchriften der accufatorifhen 
Prozeh » Form vorzunehmenden Hauptverhandlung bilden kann, bei welder 
alle Eoörcitiv: Mittel des Inquiſitions⸗-Prozeſſes von felbit entfallen. — Dagegen 
wurde „die oben erwähnte Vorfchrift vom 6. Mai 1852 wegen Einführung der 
förperlihen Zühtigung als Disciplinarftrafe in den Strafhäufern und Gefan- 
genanftalten wider Sträflinge und Unterfuhungs:Gefangene“ in neuefter Zeit, 
nemlich durch die Verordnung vom 27. September 1852, Nr. 193 R. G. B., 
auch in Ungarn, Groatien, Slavonien, Siebenbürgen, der Woimodfchaft und 
dem Temeſer-Banate zur Darnahadıtung fundgemaht, mwornad fie nunmehr 
im ganzen Umfange des Reiches Wirkfamkeit hat. — 
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gen Gebraud machen, bei denen fih, insbefondere durch fogenannte Ge— 
ſchlechts-Verbrechen, eine grobsfinnlihe Natur ansprägt, oder deren finn- 
liche Weichlichkeit gerade durch GEntbehrungen von gewohnten Sinnen: 
Benüffen empfindlich getroffen wird. Gebenfo wird die Strafe des 
Faſtens, nah allbefannter Erfahrung , mit großem Grfolge bei jun 
gen, zumal fehr efgierigen Leuten angewendet werden ; während ent- 
gegen die Beigabe des harten Lagers bei manden Perſonen, welche 
z. B. faft regelmäßig oder doch ſehe häufig gewohnt find, ihre Lagerftätte 
auf der lieben Mutter-Erde zu finden, ale Straf-Berfhärfung ge: 
rade unpraftifch fein würde, 


8. 22. 


Die Anhaltung der Einzelnhaft darf ununterbrochen Simeibait. 
nicht länger als einen Monat dauern, und dann erft wieder 
nach einem Zwifchenraume von einem Monate in Anwendung 
gebracht werden. Uebrigens hat der Sträfling aud) während 
derjelben täglich mindeftens zwei Befuche durch eine der Auf: 
fihtöperfonen der Strafanftalt zu empfangen, und es ift ihm 
angemeflene Befchäftigung zuzuweiſen. 


8. 23. 


Die einſame Abſperrung in dunkler Zelle darf ununter— Siniome Khfne- 
brochen nicht länger als drei Tage, dann erft wieder nah et. 
einem Zwifchenraume von einer Woche und im Gauzen höch— 
ftens dreißig Tage in einem Jahre ftattfinden. 

Noch immer find die ernften Bedenken, welche gegen die länger 
dauernde und ununterbrohene Anhaltung von Straflingen — zus 
mal von jugendlichen, fanguinifchen, füdländifchen, oder zur Schwermuth 
neigenden, entgegen aber auch wieder von bisher lebensfrohen, oder inglüd: 
lihen focialen Berhältniffen lebenden, ferner von Krauens-Perfonen über: 
haupt u.dgl.— in Einzeln-Haft und insbefondere im Dunfel-Arreft 
aus fo vielfahen Standpuntten erhoben werden, nicht völlig widerlegt. Noch 
find die Erfahrungen zu kurz und zu wenig allfeitig, um darüber bereite 
volltommen beruhigende Refultate zu liefern, ob die abſo— 

Iute Iſolirung der Sträflinge (man unterfcheide aber davon wohl die 
Abfchneidung der Communication der Sträflinge unter einander! *) 


*) Bergleihe hierüber das oben Seite 362, in der Anmerkung unter 
Zahl 4 Geſagte! — 
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von jedem menfhlichen Umgange wirklih jene Zwecke erreiche, welche 
man dadurch anftrebt, ohne zugleich größere Nachtheile herbeizuführen ; 
und in wie weit insbefondere die bisherigen Strafdauer- 
Säße in den europäifhen Strafgefeßen gänzlih umge 
arbeitet werden müffen, um das von einem geredhten Strafen: 
Syiteme geforderte Ebenmaß berzuftellen, und die in der Sfolirung 
liegende Steigerumg der Intenfität der Strafen wieder durch ſehr be— 
deutende Abkürzungen der Dauer cuszugleichen. — 

Bei diefer Sachlage konnte daher wohl die bifonnene öfterreichifche 
Strafgefeßgebung wenigftens vor der Hand noch nicht daran denfen, 
jest ſchon, wo fie doh im Wefentlihen nur das längft beftehende 
und lange bewährte Strafgefeß und Strafenſyſtem beibe: 
halten wollte, Daher auch die bisherigen Straffäße von vieljähriger 
und haufig fogar lebenswieriger Dauer der reiheitsjtrafe wieder 
aufnahm, im Grundfaße die Einzelnbaft ale Hauptitrafe 
zu adoptiren, und dermal fchon jenen Gedanken in Ausführung zu 
bringen, der allerdingg von dem höchſten Gefeßgeber in der faiferlichen 
Berfügung vom 24. Auguft 1849 (Nr. 375 des R. ©. 2.) für die 
fernere Zukunft als Regel für alle Strafanftalten des Reiches in Aus— 
ficht geftellt worden war. — 

Allein wenn gleich diefe große Frage unferer heutigen foctalen 
Zuſtände vorläufig auch für die öſterreichiſche Geſetzgebung noch in 
Schwebe belaſſen wurde, ſo wird doch Niemand die überwiegenden 
Vortheile verkennen, welche eine mäßige Anwendung der Einzelnhaft 
und des Dunkel-Arreſtes als Verſchärfung der Freiheitsſtrafe, ſowohl 
für die Beſſerung des abzuſtrafenden Individuums, ald in weiterer wohl— 
thätiger Rückwirkung auf die ganze Gefellfchaft nach fich ziehen fann ”), 
und die Stimme der Erfahrung fpricht laut dafür, daß von diefen 
beiden Berfhärfungen auch ald Disciplinar-Mitteln in den Straf: 
anftalten haufig fhon der wohlthätigfte Gebrauch gemacht worden ift ). 


*) Berzleihe dad oben auf Seite 362 und 363 unter Zabl 4 Gefagte. 

“) Auch Frühwald (aa. D. zum $. 23 auf Zeite 47) beftätiget: 
„daR fich die einfame Abſperrung in dunkler Zelle in lepterer Zeit bei dem 
f. f. Landesgerichte zu Wien ald Disciplinarftrafe bei Zträflingen ale be 
ſonders wirffam und gefürdtet bewährt babe.“ — Jay felbft babe bei 
häufigen Befuchen in den verfchiedenften Strafanftalten, und bei oftmaliyen 
Unterredungen mit Sträflingen,, die zur Dieciplinar » Abftrafung in Einzeln: 
oder Dunfel-Arreften abgefperrt waren, nocd immer die Erfahrung gemacht, 
dag diefe Verihärfung ganz außergewöhnlich gefürchtet ift, aber auch ſehr 
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Dieje Betrahtungen rechtfertigen num die Aufnahme der voriteben- 
den zwei Verfchärfungsarten auch in unfer Geſetz, und zugleich die 
zwedmäßigen Beſchränkungen, die bei Anwendung derjelben be- 
obachtet werden müffen, um gerade jenen Bedenklichkeiten und Gefahren 
vorzubeugen, die bei maß- und rückſichtsloſem Gebrauche derfelben hieraus 
refultiven konnen. 


$. 24. (s. 20.) 


Die Züchtigung befteht bei Iünglingen unter achtzehn 
Sahren und bei Franensperfonen in Ruthenftreichen, bei er: 
wachfenen Perfonen des männlihen Geſchlechtes in Stod: 
ftreichen, und kann höchftens dreifig Streihe betragen. Sie 
darf nur gegen Rüdfällige, erft nach vorausgegangener Er: 
Flärung des Arztes, daß fie dem Gefundheitszuftande des 
Sträflings unnadhtheilig fei, während der Strafdaner nicht 
öfter als Ginmal, und nie öffentlich vollzogen werden, 


g Au, 


Pit Stogitreichen werden erwachſene Mannäöyerienen, mit Murbeiitreichen aber Ang 
linge, Die Das achtzehnte Jahr mod mic aurüdgelegt baben , und Weiböverionen , gezuchtiget. 
Dieie Züchttgung kann während der Strafzeit ofter wiederbolt werden. 
Die Beitimmung der Sapı der Streiche, und ihrer Wiederholung bängt von der Beurtbeilung 
Des Micbters ab, welcher Dabei auf die Schwere des Verbrechens, Die Bosheit des Thäterd. und 
deſſen körperliche Beſchaffenheit zu ſehen hat. Auf ein Mal Fönnuen niht mebr als 
fün (io Streiche gegeben werden. Der Bollaug geſchieht innerbatb den Mauern Dei 
Straforted. 


beilſam wirft, und die unbändigſten Ruheſtörer und Meuterer zu Paaren 
treibt, d. b. wenipftens legal beffsrt, oder von Rüdfällen in äbnliche Exceſſe 
abhält, wegen welder fie diefe Dieciplinaritrafe zu erleiden haben. Nicht 
wenige jolcher Individuen, zumal jugendliche Perfonen baben mir unter 
Schludzen und Thranen, und in flebentlichfter Weiſe betheuert, daß acht Tage 
Einzelnbaft oder gar Duntelarreft um Vieles fürchterlider ſei, als eben fo 
viele Wochen, ja Monate von sFreibeitäftrafe in Gommunität mit den 
Uebrigen. — Sollte nidıt für gewiffenhafte Strafbaud » Verwaltungen darin 
der Fingerzeig liegen, daß vielleicht gerade in diefen beiden Verſchärfungs— 
arten auch die ausreihenden Gurrogate gefunden werden fönnten, um, 
wenn don ihnen zweckmäßiger und pſychologiſch mwohlberechneter Gebrauch ge: 
macht wird, allmälig die körperlibe Zühtigung — gegen welde 
denn doch noch immer ſehr ernfte Bedenken übrig bleiben — aud aus den 
öfterreichifchen Strafanftalten, und fofort endlih auch aus unjeren Ge» 
fegen zu entfernen? — Iſt doch diefes ſociale Räthfel in manchem an: 
deren deutichen und fremden Lande gelöfet worden: warum jollte dieß ges 
rade in Defterreich unmsalich fein? — — Die oft gebörte Einwendung 
wegen Mangel an Gefängnik » Localitäten kann wohl momentan; aber 
ernfilih unmöglihd für alle Zukunft ein wirkflihee Hinderniß bleiben. 


Zuchtigung mu 
Streichen. 


Zuchtigung 
mit Streichen 
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Die mannigfahen Befchränfungen, unter welchen nad der vor» 
ftebenden Beftimmung des nunmehrigen Gefekes die Strafe der för- 
perlihen Züchtigung angewendet werden darf, mögen Zeugniß dafür 
geben, daß unfere vaterländifhe Gefeßgebung ihr Ohr keineswegs den 
ernften Bedenken verfhloß, welche gegen die Anwendung diefer Strafe 
überhaupt, und daher um fo mehr gegen die maßlofe Anwendung 
derfelben erhoben werden. 


Außer der allgemeinen, ſchon im früheren Geſetze enthaltenen Be: 
ſchränkung, daß 

a) der Stock nur gegen Perſonen des männlichen Geſchlechts, 
und nur wenn fie erwach ſen find, angewendet werden dürfe, d. b. wenn 
fie mindeftene 18 Jahre alt — und in foferne fie überdieß (wie ſich 
aus der nachfolgenden lit. e ergibt), jelbft wenn fie diefed Alter erreicht 
haben, zugleich vermöge ihrer individuellen körperlichen Beſchaffen— 
heit Prüftig genug find, um die Züchtigung mit dem Stode ohne Ge— 
fährde für ihre Geſundheit ertragen zu fönnen ; und daß daher gegen jüngere 
oder ſchwächere, fo wie überhaupt gegen alle Perfonen des weiblichen Ge: 
ſchlechts immernur die Ruthe Plak greifen dürfe; — hat das Gefep ferner 

b) die Zahl der Streihe in jedem Falle nur auf dreißig einge: 
ſchränkt, und beigefügt, daß fie 

c) nicht öfter als Einmal während der Strafdauer ftatt- 
finden dürfe. Diefe Ermäßigung ſchließt aber nicht blos eine doppelte 
Milderung des früheren Geſetzes (vom 3. September 1803) ein, fon- 
dern wird insbefondere einen ungebeueren Kortichritt in dem Strafen- 
ſyſteme, und hiermit gewiß aud in der allgemeinen Gipvilifation 
der ehemals f. g. ungarifchen Länder herbeiführen, indem dort bekanntlich 
diefe Strafe (— das Gefek hatte nemlich in diefen Ländern keine Be- 
ſchränkung binfichtlich der Zahl der Streihe und Hinfichtlih der Wieder: 
holung diefer Strafe firirt, jondern dieß, wie fo Vieles, dem liberum 
oder prudens arbitrium judieis anheimgeftellt! —) nicht nur beinahe 
maßlos in Beziehung auf die Zahl der Streiche, Telbft bis auf hundert 
angewendet wurde, fondern überdieß nicht blog beim Antritt (ale f. g. 
„Willkomm“) und beim Austritt (als ſ. g. „Abſchied“) aus der Frei— 
heitäftrafe, fondern felbft periodifh — z. B. häufig alle halben Jahre 


Defterieih’8 Staatöverwaltung ift zu gewiffenhaft, um fi einen ſol— 
hen, nur von der Indolenz oder von such unlaut'reren Motiven 
untergeordneter Bollziehungs »Organe vorgefhügten Einwand in die Schuhe 
ſchieben zu laffen! — 


[Btrafgef. 1. Chi.ll. Hauptl.$.21.7 — 401 — Von Verbrechen überhaupt.) 


während der Strafdauer auch fogar bei der lebenswierigen Freiheits— 
ftrafe — üblich gewefen war. — 
Sie darf 

d) nur gegen Rüdfällige, d. b. gegen foldhe Verbrecher, welhe 
fhon einmal wegen des nemlihen Verbrechens geftraft worden find 
($. 44 lit. e); ferner 

e) erft nad vorausgegangener Erklärung des Arztes, daß fie dem 
Gefundheitszuftande des Sträflingg — fowohl überhaupt, als auch 
insbefondere in der beftimmten Voll;iehungsart (vergleiche lit. a), fo 
wie nach der Zahl der zuerfannten Streihe, und nach Maßgabe der viel« 
leicht nur vorübergehenden körperlihen Dispofition unnactheilig fet, 
daher 3. B. bei Frauensperſonen nicht während der Periode angewendet 
werden *); und 

N nie öffentlich vollzogen werden **). 

Endlich wird 

g) der Richter, wie bereits oben (S. 110 und 111) ausführlich 
nachgewieſen wurde, gewiß nur im Geifte des Geſetzes handeln, 
wenn er diefe Verſchärfungsart der Freiheitsſtrafe nur bei ſolchen 
Perfonen und in Beziehung auf die aus ſolchen Triebfedern ber 
vorgegangenen Verbrechen in Anwendung bringen wird, auf welde fie 


*) Eine fogar noch vor Kundmahung des früheren Et. G. B. vom 
3. September 1803 erlaffene Adminiſtrativ-Vorſchrift für alle Strafan- 
ftalten und Imquifiten » Gefängniffe, nemlid das Hofderret vom 4. Februar 
1803, Nr. 591 der J. ©. ©. hatte das obige Verbot, wegen „Nichtanwendung 
der förperlihen Züchtigung bei Fraueneperfonen während ihrer monatlichen 
Reinigung“ ausdrüdlic verfügt. — Es bedarf feines Nachweiſes, daß diefe 
für einen verftandigen Menfhen faum noch einer ausdrücklichen Feſtſetzung 
bedürfende Vorfchrift, weder durch das frühere und noch weniger dur das 
dermalige Strafgefeg — eben vermöge des unter lit. e erörterten Beiſatzes — 
aufgehoben worden ift. 

») Durch diefed categorifche Verbot: „nie“ ift für jene Länder, in 
melden das Strafverfahren nad dem St. ©. B. vom 3. September 1803 zu 
pflegen ift, der Vorſchrift des $. 508 1. Th. deffelben, wornah in Stand- 
rechtsfällen eine öffentlihe Züchtigung ftattfinden konnte, derogirt worden. 
— Dieß darf um fo gewiffer behauptet werden, da biefer $., in foferne er 
überbaupt eine förperliche Züchtigung ftatuirt hatte, ſchon durd die mehr 
erwähnte A. h. €. vom 22. Mai 1848 gänzlich aufer Wirkſamkeit gefept war. 
Wenn daher dermal im Falle des bezeichneten $. 508 die körperliche Züch— 
tigung wieder zur Anwendung fommen fol, fo kann dieß nur auf Grundlage 
des vorftehenden $. 24 des dermaligen Etrafgefepes geſchehen: — bier. 
nad aber darf fie nie öffentlich vollzogen werden. 

Hure, Gommentar. 26 
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die analoge Vorſchriſt der 88. 248 und 258 des zweiten Theile unferes 
Strafgefepes beſchränkt hat, 

Außer den vorftehenden Befchränkungen bat auch unfer dermali- 
ges Geſetz die übrigen Modalitäten der Vollziehung der körperlichen 
Zühtigung, z. B. in Beziehung auf den Theil des Körpers, an dem 
fie vollzogen werden foll, ferner binfichtlih der Die und Größe des 
Stodes und der Ruthen, womit, und in Anſehung der Berfonen, von 
welchen fie volljogen werden foll, — theils der beftehenden Uebung, der 
Humanität und dem natürlichen Schicklichkeits-Gefühle, theils der Rege- 
lung durch Inſtructionen überlaffen, weil derlei Vorſchriften, und 
fei es zuleßt auch nur aus Rückſichten Des öffentlichen Anjtandes, wohl 
faum in einem Geſetzbuche ihren Platz finden follen. Diefe ftillfehmweigende 
Beziehung auf die dießfalls bie und da wenigftens theilweife beftehenden 
Borfhriften und Inftructionen*) ift um fo natürlicher, als ſich diefelben 
zunachit auf Die Art des Vollzuges von Sirafen beziehen, welche 
unfer Strafgefeß regelmäßig nicht näher normirt, fondern, da dieß den 
Strafrichter als folhen gar nicht, fundern nur die mit der Leitung der 
Strafanftalten betrauten Behörden angeht, den dafür ſchon gegebenen 
oder noch zu gebenden befonderen Borfchriften überlaffen hat (vergl. 
den $. 15 und oben die Erörterung auf Seite 373— 375). 


$. 25. (8. 22.) 


ar Die Landesverweifung kann nur gegen Verbrecher, die 
Ausländer find, Statt haben und muß allezeit auf fänmt: 
liche Kronländer des öfterreichifchen Kaiferftantes fich erftreden. 


$. 22, 
Sandesver: Die Pandesverweifung fann nur gegen Verbrecher , die Ausländer find, Etatt baben, 
weifung. und muß aflezeit auf ſammtliche Länder, für welche Diefes Geſetzbuch geſchrieben int, ſich erfmeden. 


Bei beionderer Gefährlichkeit des Berbrechere fall ibr die Brandmar 
tung beigefitget werden. Diele ackbiebt. Daß an der linken Zelte det boblen Leibes der 
Buchſtabe R famımt dem Anfangebuchliaben der Provinz, im weicher Das Urtbeil ergangen ift, 
auf eine kenntliche und umvertilgbare Weile eingeihrörfet werden. 


Die öſterreichiſche Gefebgebung ging bei Feftftellung der vor: 
ftehenden Strafverfchärfung von der Erwägung aus, daß die Strafe der 
Landes-Berweifung (Eril oder Berbannung) gerechter Weife nie 





*) Vergleiche mehrere folder Vorfcriften in den Handbühen Maus 
her’ zu dem 8. 20 des I. Theild und in Kudler's Erläuterung des Ge— 
fege® über fchwere Polizei- Uebertretungen zum $. 16 des 11. Theils des St. 
G. B. vom 3. September 1808, 


[Btrafgef. 1. Chl. U. Yauptl.4.35.] — 403 — {Yon verbrechen Äberhaupt.] 


gegen Inländer verhängt werden fönne, weil es — fo lehrte es wenigftend 
das ältere allgemeine Staatsreht! — ebenfo wenig aus dem Stand» 
punkte des Rechtes des Einzelnen den Grundfäßen der Gerechtigkeit 
entipreche, einem Staatsongehörigen den Schuß und die Eriftenz in dem- 
jenigen Staatdgebiete, dem er nach Recht und Pflicht angehört, wider feinen 
Willen zu entziehen; als es fich mit den internationalen Rechtebezier 
hungen vereinbaren laffe, dag man anderen Bölkern oder Staaten die un- 
willfommenen Erilirten eines dritten Staates au;nöthige, oder daß man 
derlei Erilirte, wenn fie vielleiht nirgends aufgenommen werden follten, 
elwa gar als ſchutz- und rechtlofe Welen in der Schwebe des ewigen Hin» und 
Hergefhobenwerdend von einem Staatögebiete zum anderen erhalten wollte. 


Es möge daher, anderen Staaten gegenüber, von dem Defter- 
reicher mit gerechtem Stolze hervorgehoben werden, daß die öfter 
reihifche Geſetzgebung und Staateverwaltung von jeher, fobald fie 
die Abfchiebung (Deportation) von Inländern, d. h. von öfter 
reihifhen Staatsangehörigen aus dem Baterlande ausführen wollte, 
dieß immer nur mit freier Zuftimmung der zu Deportirenden und des 
fremden Staates, wohin fie gebracht werden follten, gethan bat *), und 
daß fie auh jegt wieder im vorftehenden Paragraphe (gleihmwie analog 
im $. 249) ſchlechthin feftgefeßt hat, daß eine Verweifung oder Abfhaf- 
fung aus dem Staategebiete des Kaiſerthums Defterreihd nur gegen 
Ausländer ftattfinden fönne, und felbft gegen diefe im Wege der 
Straf-Berfhärfung nur Fönne, aber regelmäßig nicht müffe, indem 
ein ſolches Verweifen-Müffen, aus offenliegender politifcher Nothwen- 
digkeit, nah $. 40 in dem einzigen falle ftatt zu finden hat, wenn 
ein Ausländer in Defterreih wegen eines im Auslande begangenen 
Verbrechens zur Strafe gezogen werden muß, weil fogar derjenige Staat, 
in deffen Gebiete er das Verbrehen begangen hat, nicht einmal zur Straf: 
Bollziehung an demjelben die ihm angebotene Auslieferung ennehmen 
will, fomit deutlih conftatirt ift, daß ein foldhes Individuum höchſt be- 


*) Bergleihe 3. B. die denkwürdige Amneftie » Entfhliefung vom 4. 
März 1635 (erflärt in ihren merkwürdigen Einzelnbeiten und in ihren Bezie— 
bungen zum öfterreihifhen Strafgefege in Hye's mehrgedachter Zufammen- 
ftellung unter Ar. 16), wodurch mehreren wegen Hochverrath theild Schon abgeur— 
tbeilten, tbeild neh in Griminal-Unterfuhung geftandenen Individuen die freie 
Wahl gegeben wurde, ob fie fih der im Wege der U. h. Begnadigung an bie 
Stelle der Todesſtrafe aetretenen Kerkerftrafe unterzieben, oder lebenslänglich 
nad Amerifa deportiren laſſen wollen. j 

26” 
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denflih, und deffen fortdauernder Anfentbalt in Defterreih nach auége— 
ftandener Strafe in keiner Beziehung wünfchenswerth wöre. 

Wer aber nad den dermaligen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen in 
Defterreich Inländer und wer Ausländer fei, wird feit der fegenbringen- 
den Epoche, daß Defterreih’s Länder zu Einem (Gefammt:) Staate 
erflärt worden find (vergl. auf Seite 1 die drei Anmerkungen) wohl nur 
in den feltenften Fällen einer Schwierigkeit unterliegen, weil nunmehr 
ftaatsrechtlich der Ungar, der Groate, der Siebenbürger eben fowohl ale 
Inländer in Beziehung auf den Staatsverband des Reichee (des Kai- 
ſerthums Defterreich’E) anzufehen ift, wie etwa der Nieder: und Ober: 
öfterreicher, der Steiermärfer, der Böhme, Galizier, Bukowiner, Trieftiner, 
Lombarde, Benetianern. f.f. — Es bedarf daher, damit Jemand nicht mehr 
als Ausländer, fondern allerdings fhon ala Inländer oder öfterrei di- 
cher Reiche: (Staate-) Angehöriger erfcheine, nur der Nachweiſung, daß 
er nach Maßgabe der Geſetze des — entweder bereitd für das gefammte Reich, 
oder auch nur für ein einzelnes Kronland geltenden — öffentlichen oder Civil- 
rechts mwenigftend von diefem einzelnen Kronlande ein Staatsange— 
höriger fei; mag er es num urfprünglich dur feine Geburt, oder erft 
durch fpätere Erwerbung geworden fein: dadurch ift er nunmehr 
auch ſchon Reichsbürger des Kaifertbums Defterreih, wenn gleich 
die fpeciellen Gefeße, welche das Reihsbürgerrecht des Geſammt-Reiches 
regeln werden, erft nod) zu erwarten find. — 


8. 26. 


Gefegtihe Wir Mit jeder Verurtheilung wegen eines Verbrechens find 


kungen jeder 


Berutaun kraft des Gefepes folgende Wirkungen verbunden : 
Berprebens. a) die Abnahme aller in- und ausländiſchen Orden, Eivil- 
und Militär-Ehrenzeichen; 

b) der Berluft aller öffentlichen Titel, afademifchen Grade 
und Würden, und die Entziehung des Rechtes, foldhe 
ohne Bewilligung des Kaifers neu oder wieder zu er: 
langen ; 

c) die Ausfhließfung von der verantwortlichen Redaction 
periodifcher Drudfchriften ; 

d) der Verluſt jedes öffentlichen Amtes oder Dienftes, mit 
Einfhluß des Lehramtes, und die Unfähigkeit, ohne 
ausdrückliche Erlaubniß des — ſolche neu oder 
wieder zu erlangen; 


(Strfg. 1. Chl. 1. Hpt.59.8u7.) — 405 — [Von Verbrechen Äberhanpt.] 


e) bei Geiftlihen die Entfegung von der Pfründe und die 
Unfähigkeit, ohne ausdrüdliche Bewilligung des Kaifers 
je wieder eine ſolche zu erlangen; 

f) der Berluft der Richteramts:, Advoraturs: und Notariats- 
Befähigung, der öffentlihen Agentien, und jeder Par: 
teienvertretung vor den Öffentlichen Behörden; 

g) Entziehung aller auf die Penfionsvorfchriften gegründe: 
ten Penfionen, Provifionen, Grziehungsbeiträge oder 
fonftigen Bezüge, fowie aller Gnadengaben. 

Außerdem bleiben diejenigen Beſtimmungen der bürger: 
lichen, politifhen und kirchlichen VBorfchriften aufrecht, welche 
mit der Verurtheilung wegen eines Berbrehens noch ander: 
weitige nachtheilige Folgen verfnüpfen. 

Die Regelung der Borfchriften über die Stellung ab— 
geftrafter Verbrecher unter Polizei-Auffiht, und die Beſtim— 
mung, in wieferne die Gerichte dabei Einfluß zu nehmen ha— 
ben, bleibt befonderen Anordnungen vorbehalten. 


8. 27. (8. 23.) 


Außerdem find aber insbefondere mit den Strafurthei: ——— 
len, wodurch ein Verbrecher zur Todesſtrafe oder ſchweren bed « und fine: 
Kerkerftrafe verurtheilt wird, fraft des Gefeges noch folgende | 
Wirkungen verbunden: 

a) Ift der Verbrecher von Adel, fo muß dem Straf-Ur— 

theile beigefügt werden, daß er des Adels verluftig 

wird. Doc trifft diefer Berluft nur ihn allein, folglich 

weder feine Chegattin, noch die vor dem Strafurth eile 

erzeugten Kinder; 

b) der Verbrecher kann, fo lange feine Strafzeit danert, 

weder unter Lebenden ein für ihn verbindliches Gefchäft 

fließen, noch einen legten Willen verrichten. Seine 

vorigen Handlungen oder Anordnungen aber verlieren 

wegen der Strafe ihre Giltigkeit nicht. 

$. 2. 


. Mit den Strafurtheiten, modurd ein Verbrecher zur Todesitrafe, zur ſchweren, oder Geſetzliche Kol. 

ſchwereſten Kerkerſtrafe verurtbeilet wird, find kraft dieſes Geſetzes noch folgende Wirkungen zen der Todes 

verbunden :__ — „der ſchwereſten 
a) Jit der Verbrecher ein Landmann and dem Herrn. oder Ritterſtande, ein oper ſchweren 

immatrifwiirtes Mitglied einer infändiihen Univeritat, oder eines inländischen Piciums, ein mit gerferftrafe, 

beibebaltenem milrtäriihen &@hrenrange in Civildienſte übergetretener 

Mana, ro kit mit einem ſolchen Urtbeile zugleich die Tilgung aus der Aindliche n, aus 

der Universitäts“ oder Loceäums-Watrikel, und der Berluft des kbrem 

rangedverbuuden. 


[Stefg. 1. ht. II. Hptä.55.30u.7.] — 406 — [Bon Verbrechen überhaupt.) 


b) Aft der Berbreher von Adel, fo muß dem Strafurtbeile beigefligt werden, daß er 
des Adels verluftig wird, umb ibm für feine Berfon alle Rechte benommen fimD, 
Diefer Berluf nur ihm alekn, Teigli Meder‘ fehte Gheganiin, mod DIE vor den Gtrufuriheie 
erzeugten Kinder. . 
und io a Biel Base ee de u 4 ————— — 
ſchließen, noch einen lehten Willen errichten. Seine vorigen Handlungen oder Anordrrungen 
aber verlieren wegen der Strafe ihre Gültigkeit nicht. 

Unfere Gefeggehung ging auch bei Löfung der vielerörterten 
legislativen Frage: „melde anderweitige Folgen oder Wirkungen 
außer der eigentlichen, und jedenfalls eintretenden gefeglihen Strafe 
mit der Berurtheilung eines Verbrechens verbunden werden follen ? * 
von eimer fehr einfachen und nüchternen Betrahtung aus. — Ferne 
davon, das mit Recht fo allgemein getadelte franzöfifhe Inftitut des 
fogenannten bürgerlihen Todes (la mort civile) einführen zu wol: 
len, hielt es dennoch and’rerfeits die Anficht feit, daß Derjenige, welcher 
durch die Schuld eines Verbrechens, worunter ja doch nur vorfäß- 
lihe und unmittelbare Rechtverlegungen von vergleihungsmeife 
gefährliherer Befchaffenheit und einer gewiffen objectiven Größe 
aufgenommen worden find (vergl. oben Seite 59—64), das allgeineine 
Birtrauen feiner Mitbürger, und regelmäßig auch die gemeine bür« 
gerlihe Ehre oder Achtung verloren hat, auch feinen Anfpruch auf die 
Neu-Erlangung oder Fortdauer einer ſolchen äußeren Stellung, welde 
ein relativ höheres Vertrauen feiner Mitbürger bedinge, oder auf ver: 
gleihungsmeife höhere Auszeichnungen, Würden oder Prärogative in 
der äußeren Ehrung feiner Mitbürger oder überhaupt auf relativ höhere 
Ehren-Rehte Anfpruch machen könne. — — Hierbei unterfchied das 
Gefeß ferner die Folgen, die mit jeder PVerurtheilung wegen eines 
Verbrechens ($. 26), von jenen gefeglichen Wirkungen, die nur mit ge 
wiffen größeren Strafen, alfo mit den vergleihungsweife wichtig: 
ften Verbrechen verbunden fein follen ($. 27). Bei den letzteren trat 
zu der obigen Betrachtung auch noch die Erwägung, daß man dem zu 
ſolch' einer ſchwereren Eriminal-Strafe Verurtheilten folgerichtig für die 
Zukunft auch nicht die Fortdauer der Genoffenfhaft jenes politifshen 
Ehren» Standes belaffen konnte, den in unferem Baterlande verfaffungs- 
mäßig der Erb-Adel bildet ($. 27 lit. a), ohne daß alfo dadurch die ſchon 
oft gehörte gehäffige Deutung unterftügt werden follte, ale ob man 
durch Die Derurtheilung zu einer ſchweren Griminalftrafe unter die Bür— 
gerlichen verftoßen, oder Diefen gleich und ebenbürtig gemacht würde u. dgl.*) 


*) Die oben erwähnte, wenn gleich in deutihen Geſetzgebungs-Kam- 
mern oft gehörte Deutung: „dr durch die Ausſtoßung des Adelihen aus 


[Strfg. 1.@yl. 11. HptR. 98.260.207.) — 407 — 1 don Verbrechen überhaupt. ] 


— Endlich theilte unfer Geſetz mit den meiften europäiſchen Geſetzgebun— 
gen auch noch die Anfiht, daß Derjenige, welcher fo geringe Achtung 
für fremde Rechte oder die rechtliche Drdnung befundet habe, um fogar 
ein, ſchwere Griminaljtrafe nad ſich ziehendes Verbrechen zu begeben, 
wenigftend während der Strafdauer für diefe Rechtverlegung nicht ver- 
diene, als eigenberechtigt (sui juris) thätig fein zu können ($. 27 lit. b).*) 


dem Adelftande dem Bürgerflande die beleidigende Zumuthung gemacht werde, 
diefen Entehrten nunmehr in feine Mitte aufzunehmen, und ihn alfo durd 
die Entehrung gewilfermaßen aus einem Adelihen erft zu einem Bürgerlichen 
zu machen“ — ift eine zu auffallend irrige Auffaffung der Dinge, ald daß 
man glauben könnte, fie werde in der Regel mit Redlichkeit vorgebracht. — 
Fällt doch Riemandemn bei, ven Bürgerjtand dadurch beleidiget zu feben, daß man 
wegen eined entehrenden Verbrechens einen Officier, einen Staatebeamten, oder 
einen anderen Titels oder Würdenträger, feiner Officierd-Eharge, feined Staatdam- 
tes, feines Tites oder feiner Würde entfept (caffirt), obgleich der Entiegte dadurch 
ebenfalls in den gewöhnlichen Rürgerftand zurückkehrt. Der Adel ift, gleichwie 
die Officiers-Charge und dad Staatsamt u. f. f. ein Plus von Ebrenvorzügen, 
Rechten, Prärogativen u. ſ. f., deren fih der Adelihe, Offizier u. f. f. über 
das Maf der ihm ald Staatdangebörigen jüberbaupt gebührenden Rechte 
erfreut: durh das Wegfallen der erfteren tritt er daher in den Kreis bed 
gewöhnlihen Staatdangebörigea zurüd, weil 'er ja nie aufbörte, bieh 
überhaupt zu fein, und nah der Annahme unferes Gefeged (vergleiche 
oben Seite 403) felbft zur Strafe nicht aufbören kann, dieß zu bleiben. — 
Dadurh wird alfe nicht behauptet, daß er — was allein den Bürgerfland 
verlegen könnte — dur die Entadelung dem Bürger erft gleichgeftellt werde, 
und nod weniger, daß er dadurch dem unbeicholtenen Bürger gleidhge- 
ftellt werde. 

*) Die obigen Betrachtungen follen nur den Standpunft aufflären, 
auf welchen die dermalige öfterreihiiche Strafgefepgebung die Gegenftände 
der Frage auffahte; denn de lege ferenda dürften allerdings mehrfache be 
jcheidene Zweifel aufgeisorfen werden können, ob denn die Art, in welder 
fowohl das öfterreihifche, als überhaupt die mebreften europäiichen Geſetze 
diefe Frage biöher gelöft haben, ſich indbefondere aus dem Standpunkte der 
Humanität und Geſetzgebungs-Klugheit gutheißen laſſe? — So weit das pofitive 
Geſetz hierbei in dad Gebiet der Ehre und in dasjenige eingreift, was in der 
Meinung der Menihen, was von den jeweilig berrfihenden Volfdanfichten, 
oder felbft von den feftwurzelnden Borurtbeilen gewiſſer Standesgenoffen oder 
in beftimmten focialen 2ebensverhältniffen für ebrenbaft oder unehrenhaft ge- 
balten wird: möge fih keine Gefepgebung der Welt der unpraktiihen Täu- 
fhung bingeben, daß fie hierbei Etwas zu erzwingen vermöge, wenn fie ſich 
mit der allgemeinen Volks-Ueberzeugung in Wideriprud jest, da es in Allem, 
was die Ehre betrifft, nicht darauf ankommt, was objectiv ift, fondern nur 
darauf, was fubjectin dafürgebalten wird. Mag auch z. B. unfer bisheri- 
sed Strafgefep vom 3. September 1803 in feinen $$. 141, 142, 145 und 


(Btrfg. 1. Eyl.11. Hin...) — 408 — [Yon Verbredien kberhaupt.] 


Dadurch aber, daß das Gefek fowohl in diefem ald im folgenden 
Paragraphe beigefügt bat, daß die dafelbft feſtgeſetzten Wirkungen oder 
Folgen „Eraft des Geſetzzes“ eintreten, ift zugleih ausgefprochen, 
daß jedes der bezeichneten StrafeUrtheile diefe gefeglihen Wirkungen 
ipso facto felbft dann nad ſich ziehe, wenn auch in dem Urtheile felbft 
davon ausdrüdlih gar feine Erwähnung gefchehen, oder dem Berurtheil: 
ten überhaupt das Eintreten diefer Folgen nicht insbefondere fund ge- 
macht, oder zur Zeit der Urtheild-Rundmahung etwa dem Strafgerichte 
gar nicht bekannt gewefen war, daß bei dem Berurtheilten irgend eines 
der in den $$. 26 und 27 vorausgefegten Berhältniffe vorhanden ge- 
wefen fei. 

Das dermalige Geſeß hat zugleich in den $. 26 eine Reihe von 
fpäteren Barticular-Borfchriften aufgenommen, und in diefem Paragraphe 
fowohl, als auch in dem nächftfolgenden durch fhärfere Tertirung mehrer: 
lei praftifch beftandene Zweifel abgefhnitten, aber auch einige Zufäße 
und Abänderungen beigefügt. 

Im Einzelnen bedürfen diefe Beftimmungen nur weniger Er- 


flärungen : 


146 (vergleiche damit die 88. 159, 160, 163 und 164 unjered bermaligen 
Geſetzes) ſchlechtin jeden Ducllanten, Gartelträger und Sefundanten zur 
Strafe des ſchweren Kerkers verurtheilt, und ibm dadurch auch feinen 
Adel entzogen haben: jo wird dennoch die öffentlihe Meinung und die An- 
fiht feiner Standesgenojfen ihn deßhalb noch keineswegs als feiner bürs 
gerlihen oder vorzugsweifen Standes» Ehre beraubt, und noch weniger als 
unehrenhaft erkennen. — — — ft e8 ferner wohl angemeffen, Jedermann, 
der vielleicht in früher Jugend aus Uebereilung, PBerirrung, Verblendung, 
Fanatismus, oder gar verführt von Anderen, irgend ein Verbrechen begangen 
bat, das vielleicht nicht einmal auf einem niedrigen Motive berubte (mentis 
non abjeetie) war, für feine ganze Lebendzeit unfähig zu jeder öffent: 
lihen Anftellung, zur Führung einer Vormundſchaft, Euratel u. f. f. zu er 
fären? — Wäre ed nicht vorzuziehen, nah dem Borgange einiger neueren 
Geſetzgebungen — was doch in Beziehung auf die allgemeine bürgerliche Rechte: 
fähigkeit auch ſchon vorlängft in unferem alten Gefege ($. 23 lit. c), gleich. 
wie im jegigen ($. 27 lit. b) angenommen war — hierbei lebendwierige von 
nur zeitlichen Folgen zu unterjcheiden, oder mit entiprechenden Berbeijeruns 
gen das frangöfiihe Inſtitut der Nebabilitation einzuführen? — — In 
Defterreich half fich übrigens die Praris zur Abftreifung der angedeuteten, im 
dem Geſetze liegenden Härten bisher dadurch, daß im einzelnen beſonders rück— 
ſichtswürdigen Fällen die Nachſicht auch der einen und anderen dieſer Folgen 
im Wege der landesfürftliden Begnadigung angefuht und aus 
nahmemweife auch wirklich erlangt worden ift. 


[Btrfg. 1. Epl.1i. Hpin.$.26, ia] — 409 — (Bon Verbrechen überhaupt. ] 


Zum $. 26, lit. a. 

Das Geſetz hat mit ſcharfer Bezeichnung binfichtlich der bier ange: 
führten Decorationen nur die „Abnahme,“ keineswegs aber au, 
wie bei allen folgenden Abfägen diefes $. — den wirklichen Verluft, 
oder die Unfähigkeit, fie wieder zu tragen, mit der Griminalftrafe ver: 
fnüpft. Das Gefeß hat alfo nur dafür geforgt, daß diefe Ehrenzeichen 
dem zu einer Eriminalftrafe Berurtheilten abgenommen werden, damit 
fie niht etwa während der Strafzeit getragen werden können, 
aber es hat keineswegs erklärt, daß das Recht, dieſe Ehrenzeichen 
nach audgeftandener Strafe wieder zu tragen, ſchon Fraft des Straf- 
gefekes durch eine ſolche Verurtheilung verwirkt fei. — Die Ent- 
ſcheidung hierüber bleibt alfo den anderweitig beftehenden Vorſchrif— 
ten, welche durch den vorlegten Abſatz diefes $. im Allgemeinen beftätiget 
werden, auch künftighin überlaffen. Nah Maßgabe derfelben ift für 
diefen Fall theild durch beftehende allgemeine Verfügungen , theils durch 
die befonderen Statuten oder Directiven für die einen und anderen diefer 
Ehrenzeihen bereit# vorgeforgt. — Daffelbe gilt folgerichtig von den 
materiellen Bezügen oder fonftigen Bortheilen, die mit einem derlei 
Ehrenzeichen etwa verknüpft find"). — Das dermalige Strafgefek hat nemlich 


*) Ich muß daher fhon nah dem Flaren Wortlaute des obigen $. 26 
lit. a des Ztrafgefeges die von Frühwald (a.a.D. Seite 48, Nr. I) gemachte 
Behauptung: „daß bei einem öfterreihiichen Unterthban, der einen aus— 
fändifhen Drden befigt, dur die Verurtheilung wegen eines Berbrechene 
die Erlaubniß, ihn zu tragen, verwirft jei,“ ald unrichtig bezeichnen. Diefe 
Unrichtigkeit tritt aber um fo greller beraus, da gerade das von ihm dafür 
bezogene Gefeg, nemlich das Juftizbofdecret vom 6. October 1835, Nr. 86 
der 3. ©. ©. die obige Verfügung nit nur nicht enthält, fondern im dia- 
metralen Gegenſatze davon die Beftimmung enthält: „daß Se. Majeftät 
über den Berluft der Orden wegen Bergebungen eine allgemeine gefegliche 
Regel auszufprehen Sich nicht beftimmt finden,“ — und weiterhin nur an« 
ordnet: „daß den Berurtbeilten die Ordenszeihen abgenommen, wegen des 
Rechtes, fie fünftigbin nah ausgeftandener Strafe wieder zu tragen, bei in- 
ländifhen Orden die Entichliegung des Monarchen eingeholt, bei ausländifchen 
aber an die fremde Regierung die geeignete Mittbeilung gemacht werden ſoll, 
und zwar ohne Unterjchied, ob es einem öfterreihifchen oder frem: 
den Staatsangebörigen betrifft.” — Ebenſo unrihtig und praftifch irre: 
führend ift aber auch die weitere, von eben diejem Schriftiteller bei diefer 
Gelegenheit (5. 49, Ar. II) geäußerte Anfiht: „daß in dem obigen Falle die 
mit einem folchen Ehrenzeichen 3. B. mit der Tapferkeits-Medaille verbundenen 
Geldbezüge ſchlechthin verloren geben,“ denn gerade binjichtlih der 
Zapferkeitö-Medaitle (gleichwie auh der Eivil-Ehren-Medaille und ded 
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ganz im Einklange mit der von St. Majeftät fihon mit einer A. b. €. 
vom 20. Juli 1835 (Juftizhofdecret vom 29. Juli 1835, Nr. 63 der 
3. 6. ©.) ausgefprochenen Willens Abfiht: „daß ber den (wirklichen) 
Berluft von Orden wegen Bergehungen (ftrafbarer Handlungen über: 
haupt) eine allgemeine gefeßliche Regel nicht ausgeſprochen werden foll;“ 
— fo wie in fernerer Beachtung des politifch zarten Umftandes, daß über 
die wirkliche Berluftig-Erflärung von Ehrenzeihen, die von auswärti— 
gen Souveränen, zumal au Ausländer, verliehen wurden, wenn diefe in 
der Folge auch hier wegen eines Verbrechens verurtheilt werden, wohl 
faum das öfterreihifhe Geſetz fo jchlehthin verfügen könnte; — fo 
wie auch mit Rückſicht darauf, daß je nach Berfchiedenheit der Ordens— 
Statute und Directiven für verfchiedene Ehrenzeichen in diefer Rich: 
tung bisher auch ſehr Berfchiedenartiges angeordnet oder üblich war; — fo 
wie endlich in der Erwägung, daß es überhaupt nicht fhiclich fei, eine 
Angelegenheit, Die doch zunächſt nur die Gnade des verleihenden Sou— 
veräns angeht, im Gefeße von Rechtswegen zu normiren, — — 
die dießfalls beſtehenden fpeciellen Borfhriften, die ihrer Natur nad 
auch öfterem Wechfel unterworfen find, ganz und gar unbeirrt gelaffen *). 





Invaliden-Beneficiums) ift das frühere Gefeg (Juftishefdecret vom 24. Jänner 
1816, Nr. 1204 der 3. ©. S.), welches den Verluſt diefer Decorationen und 
der damit verbundenen Bezüge mit jeder Criminal» Beftrafung verknüpft 
hatte, durch eine Spätere Berfügung des höchſten Geſetzgebers, nemlich durch 
das Juſtizhofdeeret vom 29. Juli 1835, Nr. 63 der 3. ©. ©. (in ausführ— 
liherer Tertirung, nemlih mit ausdrüdlicher Hervorhebung des Berbält- 
niffeg zu den früheren Gefepen, ald Hoffanzleidecret wom 7. October 1835 — 
in der politifhen ©. S. Band 63, Seite 424) wieder aufgehoben, "und 
erflärt worden: „dag der wirkliche Verluſt diefer Ehrenzeichen (und for 
fort auch der damit verbundenen Bezüge) bei dın unter der Givilgerichte: 
barkeit ftehenden (ebemaligen Militär) Individuen, keineswegs ſchon mit 
jeder Griminal-Beitrafung, fondern nur mit der Berurtbeilung zur ſch we— 
ren Kerferftrafe verbunden fein fol, bei der Berurtbeilung zur 
einfachen Kerkerftrafe aber nur die Ablegung der Ehrenzeichen 
während der Strafdauer einzutreten habe.“ 

) Man findet diefe Vorſchriften fo ziemlich vollftändig zufammengeftellt 
in Maucher's mehrgenannten Sammelwerken bei $. 23 — zu denfelben find 
in neuerer Zeit noch die Bellimmungen in Anſehung des Franz-Joſefs-Ordens 
und des Civil-Verdienſt-Kreuzes (Patent vom 2. December 1849, Nr. 26 des 
R. ©. B. Abfap XVI. — Pat. vom 25. December 1850, Nr. 24 des Jahr- 
gangs 1851 des R. ©. 2. $. 16 und faiferlihe PBerordnung vom demfelben 
Zage, Nr. 25, 8. 6) hinzugefommen, welche aber, gerade durch ihre nur ganı 
alloemein au, die binfichtlih anderer Orden und Ehrenzeichen bereits beſtehen— 
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Die konnte um fo leichter geſchehen, da deren Bollziehbung wie natürlid 
zunächft den Strafrichter gar nicht angeht, fondern theils denjeni— 
gen Behörden (Ordens: Kanzleien u. dgl.) obliegt, die mit der Gontrole 
rücfichtlich folder Ehrenzeichen betraut find, theil® unbedingt der Gnade 
des Souveräns anheim faht. 


Zur lit. b. 


Der Berluft „aller öffentlihen Titel“ bezieht fih fowohl auf Hof: 
ale auch auf Staats - Titel, und indbefondere auf den Fall, wenn der 
Träger derfelben Fein öffentliches Amt bekleidet, — oder ald Beamter 
bereits in Rubeftand getreten it, Da die mit einem noch wirklich beklei— 
deten öffentlichen Amte verbundenen Titel ohnehin ſchon vermöge des in 
der lit. d) fejtgefeßten Amts = Berluftes verloren gehen. — Als ſolche Ti— 
tel erfcheinen 53. B. die Hof-Titel (Winde und Charakter) eines gehei— 
men Rathes, Kämmerers, Truchjeffes, Edellnaben, — und (die zum 
Theile nicht mehr üblichen) Titel eines Minifters (Staatd- und Confe— 
renz-Miniſters oder blos Staatdminifters) Präfidenten, Hof: oder Mi: 
niſterial-Rathes, Hof-Commiſſions-, Sections-, Regierungs-, Gubernial— 
Appellations-, Oberlandesgerichts-Rathes, königlichen Rathes, kaiſer— 
lichen Rathes, Landrathes, Secretärs, u. ſ. f. u. ſ. f. Selbſt chemals ſtän— 
diſche und magiſtratiſche Titel müßten darunter gerechnet werden, 
da unſere Geſetze auch ſonſt überall die ſtändiſchen und magiſtratiſchen 
Aemter den öffentlichen Aemtern gleich ſtellen (vergl. unten die Erör— 
terung zur lit. d dieſes Paragraphes). 

Als „akademiſche Grad e“*können nach der heutigen Ver— 

ſſung der öſterreichiſchen Univerſitäten nur mehr das Doctorat und 
Magiſterium angeſehen werden, da das Baccalaureat und Licentiat 
in Oeſterreich längſt ſchon aufgehoben find, und das ſ. g. Patronat der 
Chirurgie, gleichwie die Diplomirung als Ceburtshelfer, Zahnarzt u. T. f., 
in ſoferne dabei nicht das Magiſterium ertheilt wird, nie einen akademi— 
ſchen Grad bildete. Als akademiſche Würden ſind nach den Statuten der 
Univerſitaͤten nicht blos die höheren akademiſchen Grade, nemlich eben 
wieder das Doctorat (die Docturd- Würde), fondern auch alle afade- 
miſchen Ehrenämter und Titel anzufehen, die einem der Akademie (Uni: 
verjität) Angehörigen oder Einverleibten, urfprünglich blos vermöge eines 





den Vorſchriften geſchehene Hinweifung, wieder dartbun, daß der höchſte Ges 
jepgeber in dieſen Beziehungen feine principielle Neuerung vorfehren wollte. 


re mn 
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ihm bereits eigenen afademifchen Grades verliehen wurden, als z. B. ur— 
ſprünglich allerdings die Lehrer - (Docentene) Würde, nunmehr aber 
in&befondere das Nectorat, Prorectorat, Decanat, dermal in Wien und 
Prag in das Profefjoren= und Doctoren» Decanat getheilt, Pro» Deca- 
nat, Seniorat u. f. f. *) 





*) Dadurh, dag dad dermalige Geſet ſchlechtweg an jede Berur- 
theilung wegen eines Verbrechens den Berluft der „alademiihen Grade 
und Würden“ gefmüpft hat, ift es nicht nur ftrenger, ald das frühere Geſetz, 
nach welchem der analoge Berluft erjt bei der Berurtbeilung zur ſchweren 
Kerkerftrafe eintrat ($. 23 lit. a), fondern es bat insbefondere auch jene mans 
nigfahen praftifhen Zweifel abgeichnitten, welche früberbin aus dem 
Wortlaute: „Tilgung aus der Univerfitäts« oder Lyceal-Matrikel“ theils 
deßhalb abgeleitet werden fonnten, weil an vielen Univerfitäten feine Univerfitäte- 
Matriteln (3. B. bis zum Jahre 1839 nicht einmal au der Wiener-Univerſität 
eine eigentlihe Univerfitätd-Matrikel), fondern nur Facultäts-Matrikeln der 
einzelnen Facultäten beftanden, theil® weil nicht notbwendig jeder Doctor auch 
ſchon diefer Matrifel einverleibt fein mußte, jondern dieß noch von gewilfen Ein: 
zablungen, fehr häufig fogar innerhalb eines Präclufivs-Termined vom Zeitpunkte 
des erlangten akademiſchen Grades angefangen abbing; theils endlich, weil durch 
die bloße Tilgung aus diejer Matrifel — keineswegs ſchon der. Derluft ded 
alademifchen Grades (der Doctord: Würde) ausgeiprocdhen war, daber man 
denn auch in früherer Zeit einen derlei zur jchweren Kerferftrafe verurtheils 
ten Doctor wohl aus der Matrifel tilgte, im foferne er in einer ſolchen ge 
ftanden war, allein außerdem fein Doctord- Diplom, und damit feinen akade— 
mifhen Grad (feine Doctord- Würde) belief. — Die fpätere, aud 
durh Präjudicate des oberften Gerichtähofes beftätigte Prarid batte freilich 
auf Grundlage ded 8. 446 1. Th. des St. ©. B. und des Hefdecrets vom 
9. Februar 1827, Nr. 2253 der 3.%. S., wo allenthalben von „Entfegung 
von der Würde folder immarriculirter, und eine bleibende akademiſche 
Würde befleidender Univerfitäts » Mitglieder“ die Rede war, derlei Doctoren 
aub dad Doctord-Diplom abgenommen, und fie dei Rechtes, fich 
weiterhin dieſes Titel und akademifchen Grades (der Doctord-Würde) zu 
prävaliren, verluftig erklärt. — Doch blieb es immerbin zweifelhaft, ob diefe 
Prarid aud gejepangemeffen war, da das materielle Strafgefep diefe ſehr 
bedeutiame Straf-Derfhärfung (Berluftig: Erklärung der Doctorde 
Würde felbit) aunsdrüdlich micht verfügt hatte (vgl. Art. VI der Einleitung 
des früheren Ztrafgefeged und oben Zeite 109, 103 und 104). — Nah 
dem Wortlaute des dermaligen Geſetzes aber ift der Verluſt der Doc 
tore-Würde jelbit in dem voraudgelegten Falle außer allem Zweifel. — 
Doch knüpft fih hieran noch eine andere praftiich fehr wichtige Frage, deren 
Löſung aber außer dem Gebiete des Strafgefepes liegt. Mit den einzelnen 
Univerfitätd» Gorporationen (Facultäten — Doctoren »Gollegien) find nemlich 
fehr häufig privatrehtlihe Societäten, Witwen: und Waifen-Benfiond:, oder 
Selbftverforgungs-Bereine in folder Wetfe verbunden, daß die meiften Mitglieder 
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Der Nachſatz der obigen lit. b zeigt endlich, daß in Zukunft derlei 
Titel, Grade oder Würden einem ſchon einmal wegen eines Verbrechens 
verurtheilt gewefenen Individuum ohne fpecielle Bewilligung der Bandes: 
fürften nie mehr verliehen werden dürfen, während diesfalls früher mur 
die Promotion zur Doctore- Würde, und dies erft durch die a. h. E. 
vom 14. Dectober 1845 (Studien: Hof: Commiffionsdecret vom 10. 
Jänner 1846, in der polit. ©. ©., 74. Band, Seite 6) geſetzlich ein- 
geftellt war. 


Zur lit. e. 


Der Auediud: „Ausfhliegung“ umfaßt nad unbeftrittenem 
Sprachgebrauche ſowohl die Nihtzulaffung zu einer neu zu übernehmen: 


der Facultät zugleih Mitglieder dieſes Vereines, jedeh in der Art find, daß 
man nah Mafgabe der Statuten de& legteren nur fo lange Mitglied dieſer 
Privat:Gefellihaft fein fann, ald man immatriculirted Mitglied der 
reipectiven Facultät ift, dieſes felbft aber nach den Univerfitätd-Statuten 
wieder nur fo lange fein fann, ald man Doctor ift, oder den afademifchen 
Grad innebat. — Soll nun ein zu einer Griminal-Etrafe vernripeilter Doctor, 
der als folder zugleich immatricnlirtes Mitglied einer Facultät und überdich 
Mirglied einer folchen mit diefer Facultät vereinigten Berforgung®- Geſellſchaf! 
war, durch den Verluſt des Doctorates zugleich feiner Mitgliedſchaft am dieſer 
Perforgungs» Gefellfchaft vwerluftig werden, d. b. feine privatrechtlichen 
Anfprüche für die eigene Berforgung, oder gar auf die eventuelle Penfion für 
feine (ſchuldloſe) Witwe und Waiſen verlieren? — — Aus dem Wortlaut? 
nicht erft des dermaligen Geſetzes, jondern au ſchon aus dem früheren 
Gefege würde die Bejabung der frage folgen, denn wenn aud nah dem 
früheren Belege dieſe Folge etwa nur auf die Tilgung aus der Matrifel be 
fhränft wurde, fo ergab ſich diefer Verluft doch eben auch daraus, weil ein 
nicht mebr in der Facultät immatriculirted Mitglied aud nicht weiter Mit: 
glied der damit vereinigten Verjorgungd-Eocietät fein fonnte — 
Allein dem Geifte unfered, fo wie überhaupt eines gerechten und humanen 
Geſeßes, dag ja die Kolgen der Etrafe fo viel ald möglid von den ſchuld— 
lofen Angehörigen des Echuldigen ferne halten will (vergleiche oben Eeite 44 
und 45 und Seite 361 in der Anmerfung unter Zabl 1), würde eine ſolche 
Interpretation nimmermebr entiprehen. — Möchten daber jene Univerfitäte- 
Gorporationen, die mit ihren Statuten fih in einer ſolchen Gollifiond« Lage 
befinden, eine angemeffene Abänderung derfelben, die gewiß von der höchſten 
Staatöverwaltung gerne beftätiget werden würde, erwirken, um in derlei trau— 
rigen Fällen die relativ unglüdlichften ihrer Gollegen, und gar ihre hinter: 
laffenen Witwen und Waifen vor der, wenn gleich nicht ungerechten, weil 
wortgenauen, aber jedenfalls inbumanen Beraubung einer Berforgung zu bes 
wahren, die doch titulo oneroso erworben, ja nicht felten mit dem fauer 
erfparten Notbpfennig der ganzen Familie, und mit nicht gewöhnlichen Opfern 
— erfauft werden war! — 
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den, als auch die Entfernung von einer bisher ſchon geführten verant- 
wortlihen Redaction einer periodifhen Drudfchrift, womit aud der 8. 12 
der dermaligen Prekordnung übereinftimmt, welcher hierzu ſchlechthin 
„eine tadellofe Moralität” fordert, alfo um fo gemiffer denjeni- 
gen, der ſchon einmal megen eines Verbrechens zu einer Strafe 
verurtbeilt worden war, von der Zulaffung und Fortführung einer 
ſolchen Redaction ausschließt. 


Zur lit. d. 


Daß unter dem Verlufte und der Unfähigkeit zu jedem öffentliden 
Amte und Dienfte auch die Ausichliefung von jedem öffentlichen Fonds-, 
magiftratifhen, und ebemals ftändiihen Amte verftanden werden müffe, 
leuchtet daraus cin, weil diefelben in ftrafgefeßglicher Beziehung allent: 
halben den unmittelbaren Staats - Beamten gleichgefteilt find (88. 68, 
S1, 101, 279, 311 und 331), und weil die unten, bei der Erörterung 
des vorlehten Abſatzes dieſes 8. angedeuteten gefeglihen Vorſchriften, 
deren Kortbefteben feitgefeßt wird, nicht nur im Allgemeinen den Grund- 
ſatz ausſprechen, daß alle ähnlichen das Disciplinare der öffentlichen 
Beamten betreffenden Vorfhriften auch anf die erwähnten Categorien von 
Beamten Anwendung zu finden haben, fundern nob insbefondere 
verfügt haben, daß mit jeder Berurtheilung (wirklichen Schuldigerflä- 
rung) wegen eines Verbrechens (zu was immer für einer Griminalftrafe) 
der Verluft auch dieſer Memter oder Dienfte und, die Unfähigfeit zur 
erften oder Wieveranftellung in derlei Nemtern oder Dienften ohne a. h. 
Bewilligung des Landesfürften, ipso facto verfnüpft ſei. — 

Das Lehramt hat endlih das Geſetz noh ausdrüdlic her— 
vorgehoben, unverkennbar in der Abfiht, um dadurch auszufprechen, daß 
die Unfähigkeit zur Führung eines ſolchen auch in dem Falle eintrete, 
wenn ed nur im weiteften Sinne des Wortes ein öffentliches ift, 
wenn z. B. daffelbe von einer Gemeinde aus ihren eigenen Mitteln, oder 
von einem Privat» Wohlthäter, jedoch unter öffentliher Beglaubiaung, 
oder zur Grtheilung eines öffentlichen, d. i. unter gewiffen Bedingungen 
für Jedermann zugänglichen Unterrichtes, errichtet und erhalten wird. — 


Zur Hit. e. 


Entfeßung eines Geiftlichen von einer Pfründe (Amotio a bene- 
ficio, seu privalio benefieii) ift die Berluftigerflärung derfelben zur Strafe, 
und wohl zu unterfcheiden von Depofition d, i. ven der fir immer 
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erfolgenden Beraubung der geiftliben Gewalt und der befonderen Eleris 
cals Rechte, und gar von Degradation, wodurch ein Geiftlicher zus 
aleih von dem geiftlihen Stande ausgefchloffen wird. — Die beiden 
legteren Berfügungen flehen ihrer Natur nah nur der Kirchen» Gewalt 
zu (wgl. unten die Erörterung zum vorlegten Abfaße dieſes Paragraphes), 
gleichwie felbft die weitere Beftimmung, welche pofitive Eigenſchaften 
Jemand an ſich haben müffe, um von Eeite der Kirche als befähigt zu 
einer Pfrümde zu erfcheinen, der Gefeggebung der kirchlichen Gewalt 
überlaffen bleiben muß. Allein die frage, ob Jemand fih nicht etwa 
bürgerlih rechte unfähig zum Verbieiben im Befite und Genuffe 
einer Pfründe, oder zur Erlangung einer folhen, und fofort unwürdig 
des hierzu erforderlichen Staatsſchutzes gemacht habe, fallt dem Gebiete 
der Staats: Gefekgebung anheim, und in foweit hat unfer derma— 
tiges Strafgejek diefe Frage — welche ehedem nur theilweiſe und 
blos für vereinzelte Fälle oder Beziehungen durch Particular» Verfügun- 
gen entichteden, und zum Theile auch in diefen Entfcheidungen durch an— 
dere grundfägliche Auffaffung motivirt war”) — nunmehr mit einer all- 
gemeinen Ennofur geregelt. 


Die Vollziehung diefer Entſetzung von einer Pfründe ift natürlich 
der hierfür berufenen Behörde zu überlaffen. 


Zur lit. f. 


Dadurd, dab das Geſetz in den bier aufgezählten Beziehungen den 
Berluft der Befähigung feftfebt, ift ausgeſprochen, daß nicht blos Die 
ſchon befeifene Berechtigung hierzu verloren gehe, fondern daß ein 


*) Die Hoflanzleiderrete vom 22. April 1836, 3. 10347 an das füften- 
(ändifhe Gubernium, und vom 12. Auauft 1841 an das galizifhe Gu- 
bernium, Nr. 553 der J. ©. ©. hatten verfügt: „Kür Seelſorger gibt es 
über die Frage, ob jede Griminal»Unterfuhung, wenn der Unterſuchte blog 
ab instantia loögefprochen wird, auh die Entfernung von der Pfründe 
nad fich ziebe, feine befondere Vorfchrift; fie find dießfalld nad der 
allgemeinen Borfhrift für in gleihe Lage geratbene Staat 
Beamte — was Seelſorger zum Theile aub find — zu be 
handeln x.” Durh eine A. b. E. vom 13. Juni 1847, welche durch das 
Juftizhofdeeret vom 17. Juni 1847, 3. 4438 dem galizifchen Apellationdge- 
rihte zut Darnahadtung mitgetbeilt wurde, ift ferner verfügt worden: 
„daR jeder Priefter, welcher wegen Hocverratbe beftraft wird, mac 
audgeftandener Etrafe ohne U. b. Bewillinung weder in der Seel 
forge, noch im Lehramte verwendet werden dürfe,“ 
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ſolcher Verurtheilter auch zur Erlangung einer ſolchen Berechtigung, 
fei es nun eine erfte oder Wieder-Erlangung, nicht befähigt fei. Dies gilt 
auch von den öffentlichen Agentien, d. b. denjenigen Gefdhäfts » Be- 
forgungen für dritte Berfonen, welde unter Beglaubigung des Staates, 
daher in Folge der Autorifation einer öffentlichen Behörde zur Führung 
oder Vermittlung von fremden Gefchäften bei dritten Berfonen, oder gar 
bei Behörden vor fich gehen, wie dies z. B. bei den wenigen aus früherer 
Zeit etwa noch vorhandenen k. k. Hof-, Hofkriegs-⸗, k. ungariſchen Hof⸗ 
agenten, bei den öffentlihen Civil- und Militär-Agenten, bei den ſpäter— 
hin an deren Stelle getretenen fogenannten Privat» Agenten, welche aber 
hierzu einer öffentlichen Autorifation, einer förmlichen Befugniß-Verlei— 
hung durd eine Staatsbehörde bedürfen, bei Wechfel = (Börfe-) und 
Waaren- Senfalen, der Fall if. — Dagegen geht nah dem Wortlaute 
des Gefeßes durch eine ſolche Verurtheilung das Befugniß, für einen 
Anderen als deffen Privat: Agent, z. B. ald Handeld-Agent oder Privat: 
Bevollmächtigter, Procuraführer, Factor, Spediteur, reifender Handlungs: 
diener (Commis voyageur), u. dgl. aufzutreten, nicht verloren, meil 
diefe Berfonen zu den erwähnten Gefhäfts-Beforgungen einer öffent: 
lihen Beglaubigung nicht bedürfen, und weil hiernach von dem Geſetze 
die Ermächtigung zu derlei Geſchäfts-Beſorgungen für Dritte Perfo- 
nen ausfchließend dem freien Brivatverfehre überlaffen worden ift. — Nur 
die Befchränfung fügte das Geſetz folgerichtig aus der hier feftgehaltenen 
grundfäglihen Anfiht noch bei, daß fih cine derlei Bevollmächtigung 
nie „auf eine Parteien: Vertretung vor öffentlichen Behörden“ 
erſtrecken dürfe, weil hierzu eben wieder ein Vertrauen auch von Seite 
der Staatd-Autorität nothwendig wäre, um nemlic den Vertreter 
eines Anderen auch beförderlich als ſolchen anzuerkennen. 


Zur lit. g. 


Dadurch, daß das Geſetz den Berluft der aufgezähblten Bezüge nur 
in fomweit augfpricht, als diefelben auf die — wie fi von felbft verfteht, 
öffentlichen oder durch die Staatsgefeßgebung erlaffenen — Penſions— 
Borfhriften gegründet find, ift auch wieder die Anwendbarkeit dieſer 
Berfügung auf alle einem ſolchen Berurtheilten etwa aus I. f. Fonds-, 
(ehemals) ftändifchen und magiftratifchen Kaſſen zukommenden derlei Be- 
züge erklärt worden, weil für diefelben ebenfalls die für die unmittel— 
baren landesfürftlichen oder f. f. Staats » Beamten beftehenden Penftons- 
Vorſchriften gelten. Dasfelbe gilt aus gleihem Grunde auch binfichtlich 
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der Önadengaben, die ein derlei Verurtheilter aus einer der oben» 
erwähnten Kaffen zu beziehen hatte *). 





) Eine aus Anlaß der oben erörterten Gefegeöftellen gemachte Be 
bauptung Frühwald's (a. a. O. Eeite 50, 3. ID glaube ih nicht unberührt 
laffen zu dürfen, da fie mir ebenfo irrig, als praftifch höchſt bedenkt: 
lich erjcheint. Er ſagt wörtlih: „Die in (den) Abſätzen e, fmdg 
aufgeführten nabtbeiligen Folgen können nicht wieder zu— 
rüdgenommen werden.“ — Wenn ic diefe Worte anders recht vwerftehe — 
und fie find zu Mar, um einen anderen Sinn zuzulaffen — fo wäre ed nad 
Frühwald's Anficht bei diefen Folgen unmöglich, fie irgendwie zurüdnehmen 
zu Sehen, alfo auch dem Landesfürften unmöglich, fie nachzuſehen! Allein 
eine ſolhche Deutung des Gefeges ift wohl unzweifelbaft falſch und praktiſch 
irreführend. Wie hätte fih etwa der Kaifer durch. diefe Stellen des Strafge- 
jeged feine Souveränetätd : Rechte fehmälern wollen? Soll nidt auch in 
diefen Beziehungen die Gnade des Landesfürften nachſehend, verzeibend, 
dispenfirend wirffam werden können? Läge zu einer ſolchen, gewiß micht 
entfernt im Einne des höchften Geſetzgebers gelegenen, Beſchränkung der Maje- 
ftät auch nur der aeringfte Grund, etwa aus dem Standpunfte der Huma- 
nität oder der Staatsklugheit vor? Gollte ed etwa paffend fein, einem fonft 
durd und durd ebrenhaften Manne, der vielleicht durch ein wumüberlegtes 
Wort einen Anderen beleidiget, von ihm zum Zweifampfe gefordert, fich hierzu 
ftellt (weil er nach feinen Standesverbältniffen und bekannten focialen Bor: 
urtbeilen der Audforderung zu widerftehen nicht Kraft und Muth genug fühlte), 
aber dann wegen dieſes Verbrechens zu einer Griminalftrafe verurtheilt wurde, 
auh im Wege der faiferliben Gmade nie mehr die Redaction einer 
Zeitfhrift, eine Advocatur oder ein Notariat anzuvertrauen? — Würde ferner 
irgend eine Behörde Anftand nehmen follen, bei dem Monarchen einen Alt 
der Gnade zu bevorworten, um 3. B. einem fonft durdy und durd unbeſchol— 
tenen und verdienſtvollen penftonirten Staatd-Beamten, der von einem Anderen 
beleidiget, oder gar durdh eine Schmährede deffelben auf öffentlihe Zuftände, 
gegen die Regierung, gegen feinen Kaifer, zu einer gerechten Zornes⸗Entrü— 
ftung gereizt, fich zu einer fträflihen Selbft-Ahndung binreigen läßt, nad 
ibm fchlägt, ihm aber unabfichtlicher Weife jo unglüdlic trifft, daß diefer eine 
ſchwere förperlihe Beihädigung oder gar den Tod davon trägt ($$. 152 
und 140): um — frage ich — einem ſolchen Verbrecher nad ausgeftandener 
Strafe feine Staats» PBenfion im Wege der faiferlihen Gnade wieder zuzu- 
geftehen ? — 

Wahrſcheinlich ließ fich der genannte Schriftfteller zu diefer Behaup— 
tung dur den Umftand induciren, daß bei den genannten Abfägen c, fund g 
der bei den übrigen Punkten diefed Paragraphes vorfommende Zufag: „der 
Nidstwicdererlangung ohne ausdrüdlihe Bewilligung des Kaiſers“ wegge 
blieben ift. — Allein folgt denn hieraus logisch Shen, daß dieſe Nachſicht 
des Kaifers in diefen anderen Fällen gar nicht ertbeilt werden fönne oder 
nie ertheilt werden foll®? — Iſt ferner dem Herrn Berfaffer hierbei entgan- 

Soe, Kommentar, 27 
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Zum vorlegten Abfape. 


Die gefeplihen Vorfehriften, welche diefer Abſatz des Geſetzes als 
fortbeftehend erklärt, haben zunächſt für den Strafrichter kein 
praftifches Intereſſe, da nicht er, fondern andere Behörden für deren 
Handhabung zu forgen haben, daher deren Aufzählung auch nicht in 
einen Commentar des Strafgefeßes gehört. — Sie find übri- 
gend, wie auch ſchon der Wortlaut der vorftehenden Gefegesftelle an- 
deutet, von dDreierlei verfchiedenen Kategorien: 

aa) bürgerliche, 

bb) politifhe und 

ce) kirchliche. 

Die beiden erfteren Arten diefer Vorfchriften (aa und bb) find 
wenigftens für jene Kronländer, wo bisher das St. G. B. vom 3. Sep- 
tember 1803 in Geltung ftand, fo viel mir bekannt ift, bis zum Jahre 
1847 erihöpfend zufammengeftellt in Mauch er's oftgenannten zwei 
Sammelwerten, und ergänzt duch Hye’s Zufammenftellung zu den 
88. 23, 446 und 447 des I. Theiles des genannten St. ©. B. *). 





— 


gen, daß die Beftimmungen der genannten Abſätze c, f und g durchaus 
nihtö Neues, fondern nur die Aufnahme ſchon beftandener geiep- 
lihen Vorſchriften einfließen, für welche daher der angedeutete Zufap gar 
nicht notbwendig war, da derjelbe ohnehin in den hierfür beftebenden ad mi» 
niftrativen Dorfchriften, die durch den vorlegten Abjag des obigen Paragrapbes 
ausdrücklich als fortbeftebend erklärt werden (vergleiche oben die Erörte— 
rung bierzu), und zwar regelmäßig al? fih von jelbft verftehbend, angeordnet 
ift. — Anders verhält ſich dieß binfichtlich der Abſätze b, d und e, wo menig- 
ſtens theilweiſe ganz neue Berlufte und Unfähigkeitserflärungen feftgefegt 
wurden, wobei es daher nothwendig war, einerfeitd zu erflären, daß bie 
Nahficht hiervon nur durch Bewilligung ded Kaiſers ertheilt werden könne, 
wenn auch dad verloren gegangene Moment, wiez. B. ein Lehramt an einer von 
einer Gemeinde oder gar von einem Privatwohltbäter erhaltenen Volksſchule, 
oder einer Privatpatronatd » Pfründe fonft nicht von der Verleihung des Lan- 
desfürften, ja nicht einmal von der Verleihung irgend einer landesfürftlichen 
Behörde überhaupt abhängt, — und amd’rerfeitd darauf hinzudeuten, daß 
diefe Befähigung denn doch im Wege der landesfürftlihen Gnade und Nadı- 
fiht wieder erlangt werden könne. 

+) Auf Frühwald hal (a. a. D. Zeite 50 und 51) in feiner aus— 
zugsweiſen Darftellung der erwähnten Folgen zunächſt blos diefe drei Samm- 
lungen benügt, dagegen diejenigen Borfchriften, welche fich auf den Berluft von Or- 
den und anderen Decorationen beziehen (vgl. das oben zur lil,a des 8. 26 Sefagte), 
fo wie ferner diejenigen, welche die GEntlafjung von Beamten und Dienern 
von ibrem Dienfte, und den Berluft von Penfionen und Provifionen u. dal. 
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Unter den diesfälligen politifchen (adminiftrativen) Vorſchriften 
fommen auch mehrere vor, welche fih auf die den verfchiedenen Verwal— 


wegen eines Verbrechens betreffen, gänzlich weagelaffen, obgleih darunter 
viele wichtige, nach der obigen Norm in ungeſchwächter Gefegesfraft fortbe- 
ftchende Anordnungen vorfommen, welde fib theils anf die Art, wie Diele 
gefeglihen Folgen von Eeite der Adminiftrativ-Debörden in Boll- 
zug geſetzt werden follen, theils auf verichiedene Detailfragen bezieben, in 
wie weit 3. DB. nah Mafigabe der Adminiftrativ- und Benfiond- Bor 
Ichriften der wegen Berbrechen eintretende Verluſt der Penſton eined Staats— 
beamten auch auf deiten künftige Witwe und Maifen, oder der Verluft der 
PBenfion einer Witwe auch auf die Kinder reagire u. ſ. f. 

Zur Bervollftändigung der mehrgenannten zwei Maucher'ſchen und 
meiner eigenen Ergänzungd: Sammlung fei mir erlaubt, zu den in Frage 
ftehenden Momenten bier noch folgende Citate nadhzutragen: 


a) Zu den von Maucher (und zunächſt nah ihm auch von Früh— 
wald unvollftändig) citirten Paragraphen dei a. b. ©. B. vom 1. Juni 1811 
find noch folgende Paragraphe aus eben dieſem Gefepbuche beizufügen : 
S$. 61, 116, 254, 279, 281, 541, 542, 574, 575 und 1324—1331. 


b) Zu den ebenda (und aud in Frühwald wieder unvolljtändig) vor— 
fommenden Gitaten der einfchlägigen Paragraphen aus der allgemeinen, und 
aus der weftgalizifhen G. O. aud nod den 8. 191 der erfteren, und $. 263 
der legteren; dann aber auch die entſprechenden $$. aus der italienijchen 
($$. 205, 207 n. 8. 208, 253) und der füdtirolifchen ($$. 214, 216 n. 8, 
217, 262) Civil⸗Gerichts-Ordnung; — ferner 


c) die correlaten $$. 155 lit. a, 156 lit. e, 211, 235 e und 236 h 
der neueſten fiebenbürgiihen Civilprozeß-Orduung vom 3. Mai 1852 und 
die gleihbezifferten Paragrapbe der Givilprozeh- Ordnung für Ungarn, die 
Woiwodihaft und das Temefer-Banat, Groatien und Slavonien vom 16. 
Zeptember 1852. 


d) Das mir erft aus der nadhftehend citırten Gefekfammlung befannt 
gewordene, auf eine U. b. E. vom 23. September 1845 fi ftügende Hof: 
fammerdecret vom 7. October 1845, #3. 38999 din der politifchen G. ©. 
Band 71, ©. 161) über die Belaffung der Erziehungsbeiträge von Kindern, 
wenn auch ihre Mutter wegen Verbrechen oder ſchweren Polizei-llebertretungen 
die wittiblihe (Ztaatd-) Penfion oder Proviſion verliert. 


e) Der $. 35, Zabl 4 des proviforifchen Gemeindegejekes vom 17. 
März 1849 (Nr. 170 des R. G. DB.) wornah „diejenigen, melde einer ent 
ebrenden Handlung fchuldig erfannt worden find, von der Wählbarkeit zum 
Gemeinde-Auséſchuſſe ausgeichloifen find“ und die darüber erjchienene Er- 
lauterunge-Berordnung vom 7. März 1850 (Nr. 116 des R. G. B.), wornach 
darunter „jede Nerurtbeilung wegen eines Verbrechens fjubjumirt werden 
müſſe;“ fo wie die Gemeinde-Ordnungen (Städte-Statute) aller jener Ztädte, 
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tungsbehbörden obliegende Bollziehung, theil® won den eben erſt hier- 
durch feftgefeßten Folgen, tbeild auch von mehreren der vorftehend unter litt. 
a—g aufgezahlten Rechtswirkungen beziehen. — Damit aber diefe Rechts— 
wirkungen fiher zur Vollziehung kommen, haben unfere Gejeße auch dem 
Strafrihternod eine Verbindlichkeit auferlegt, nemlich die Verpflich— 
tung, von dem erfolgten Straf» Urtheile derjenigen Verwaltungs-Be— 
hörde oder demjenigen Amts » Borgefeßten, weldhem die Evidenthaltung 
der diesfälligen Bormerkungen, und fofort die Vollziehung jener geſetzli— 
hen Wirkungen eines folhen Strafurtheil® obliegt, alfogleih nad rechte— 
fraftigen Urtheile die Anzeige zu machen. Diefe den Strafridter 
angehende Anordnung wird, da fie ſich zunächſt auf einen Borgang bei 
Kundmahung und Bollftrefung der Straferkenntniffe bezicht, ſachgemäß 
in den Borfihriften für das Strafe Verfahren verfügt, und zwar hin- 
fichtlich jener Kronländer, wo diesfalld noch das St. ©. B. vom 3. Sep: 
tember 1803 maßgebend ift, durch die $$. 446 und 447 des I. Theils 


melde eine eigene Gemeinde-Ordnung erbalten baben, und in.denen überein- 
ſtimmend feitgefegt ift, daß die Berurtheilung wegen (mad immer für) eines 
Verbrechens den Berluft des activen und paffiven Wahlrechtes zum Gemeinde— 
Ausichuffe (Gemeinderathe), ded Gemeinde» Bürgerrechtes u. ſ. f. nach fi 
ziehe. — 

ſ) Die 88. 104, 120 178 litt. b und ec, und 443 der St. P. D. vom 17. 
Jänner 1850 über die Ausſchließung von beſcholtenen Berfonen von Zu: 
ziebung ald Gerichts: Zeugen, und über die Nichtverwendung als Sachver— 
ftändige, und Nichtbeeidigung als Zeugen, von ſolchen Berfonen, welche wegen 
eines Verbrechens in Strafe fteben, oder fchon einmal wegen eines falfchen 
Fides oder Zeugniffes geftraft worden find. 

g) Die Verordnung ded Handeld -Minifteriumd vom 26. März 1850 
(Mr. 122 des R. ©. B.) mit der proviforifhen Organifation der Gewerbe- 
und Handelöfammern, $$. 13 und 16, wornach „Berfonen, die eines Ver— 
brechens ſchuldig erflärt worden find, von der activen und paſſiven Wablbe- 
rechtigung zu Mitgliedern und Erfagmännern der Handel& und Gewerbe— 
kammern ausgefchloffen find.“ 


Endlich 


h) der $. 13 der nunmehrigen Prefordnung vom 27. Mai 1852, 
wornach „periodische Drudichriften,, welche fonft nicht cautionspflichtia find, 
der Gautionepflicht verfallen, fobald wegen ihres Inhalts oder wegen 
Uebertretung der Preß-Ordnung eine gerichtliche Berurtbeilung erfolgt.” — 
Hieraus folgt alſo, daß diefe nachtbeilige Rechtswirkung für eine periodifche 
Drudicrift um fo gewiffer dann eintritt, wenn über einen in ihr enthaltenen 
Artifel eine Schuldig- Berurtheilung wegen eines dadurch begangenen Ver: 
brechens erfolgt if. — 
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desfelben, und die dazu nachträglich erfchienenen (in Maucher's Samm- 
lungen bei diefen zwei Paragraphen vollftändig angeführten) Novellen ; — 
für diejenigen Aronlander aber, in welchen die St. P. D. vom 17. Jan- 
ner 1850 gilt, durch die Minifterial» Berordnung vom 3. September 
1850 (Nr. 342 R. ©. B.) vom 6. November 1851 (Mr. 23IR. ©. 2.) 
und vom 10. September 1852 (Nr. 179 R. ©. B.). — Die letztgedachte 
diefer Verordnungen, wodurd vorgefchrieben wurde: „daß (Straf-) Er- 
fenntnifie, womit Perfonen, die eine Handels- oder Gewerbe - Unter: 
nehmung beſitzen, jelbitftändig und gewerbsmäßig betreiben, oder felbitftän- 
Dig leiten, eines Verbrechens fchuldig erflärt werden, von den Gerichte: 
bebörden erfter Inftanz von Amtäwegen den Handels» und Gewerbe: 
fammern, in deren Bezirk das bezügliche Individuum wohnhaft ift, mit: 
zutheilen find” (wergl. in der vorjtehbenden Anmerkung die lit. 8), hat 
übrigene mit Ausnahme der Militärgrenze für den ganzen Umfang 
des Reihes Wirkſamkeit, und muß daher and als Füllftüc zu den eben 
erft erwähnten Nachtrags-Vorſchriften hinfichtlich der $$. 416 und 447 
des St. ©. B. vom 3. September 1803 angefehen werden. 

Die unter litt, ce erwähnten firhlihen Vorſchriften beziehen 
fich theil® darauf, daß nach den beftehenden Kirchengefeßen, zumal der 
Fatbolifchen Kirche, für gewilfe, von den Mitgliedern diefer Kirche, 
auch wenn fie Laien find, begangene Verbrechen nebft der vom Straf: 
gerichte des Staates über fie nach dem vorliegenden Strafgefeße ausge: 
iprochenen Strafe, auch noch von der Kirchengewalt befondere kirchliche 
Strafen (Censure) 5. B. Excommuniealio (major oder minor), Inter— 
dikt, Entziehung des firhlichen Begräbniſſes, Verluft kirchlicher Nechte, 
Irregularität, kirchliche Bußen u. f. w. verhängt werden fönnen, zumal 
wenn fih in einem ſolchen Verbrechen zugleich ein fpeciell kirchliches 
Verbrechen (delietum ecelesiastieum) 5. B. Apostasia, Schisma, Haere- 
sis, Simonia, Saerilegium darftellt; — — theils und insbefondere auf 
die von einem Kleriker begangenen Verbrechen, in foferne dafür außer 
den weltlihen Strafen — welchen nah Maßgabe der Verordnung vom 
15. Juli 1850, Nr. 320 R. ©. B. Zahl 1. lit. a, allerdings auch die ka— 
thelifchen Geiftlihen fiir die von ihmen begangenen Verbrehen oder der 
gerichtlichen Amtshandlung unterliegenden Bergeben, und zwar vor der 
competenten Gerichtsbehörde unterliegen — noch befondere Elerical- 
Strafen, als da die Suspenfion, Depofition oder Degradation (vergl. 
oben die Erläuterung zur lit. e diefes $.) verhängt werden können. 

Allen aud diefe Beitimmungen gehen den Wirkungsfreis des 
Strafrichterd nicht weiter an, und derzeit um fo weniger, feit die kaiſer— 
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liche Verordnung vom 19. April 1850, Nr. 156 R. ©. B. im $. 3 „die 
Verordnungen, Durch weldye die Kirchengewalt bisher gehindert war, Kir: 
henftrafen, die auf bürgerliche Rechte keine Rückwirkung üben, zu vers 
hängen, außer Kraft gefeßt bat." — In Rolge diefer felbftftändigen 
Stellung der Fatholifchen Kirchengewalt haben daher, in Gemäßbeit einer 
weiteren Berordnung vom 3. September 1850, Nr. 342 R. G. B. „die 
Behörden, wenn ein katholiſcher Geiftlicher wegen Verbrechen oder Ber: 
gehen rechtskräftig verurtheilt worden ift, dem Bifchofe auf fein Berlan: 
gen die Berhandlungsacten mitzutheilen.“ 


Zum legten Abſatze des $. 26. 


Diefer Schlußſatz unferes vorftchenden Paragrapbes ift vor der 
Hand noch rein theoretifchen Inhalts, indem er uns für die Zukunft die 
Einjührung eines für die öffentliche Sicherheit fehr nothwendigen Prä: 
ventiv: Inftitutes in Ausficht ftellt, welches eine in der Praris oft em— 
pfundene Lüde in dem Syſteme der vaterländifhen Strafgefehgebung 
ausfüllen ſoll, obgleih dasjelbe wenigitens in feinem leitenden Grund: 
gedanken, dem bisherigen Strafgefeße vom 3. Sept. 1803 — Zeuge 
dafür ift fein $. 455 des erften Theils! — nicht fremd war. Allein in 
den neueren deutfchen Strafgefeßen bat man dasfelbe viel genauer nor: 
mirt, und mit Vermeidung jener mannigfachen Nadıtheile, welche cs nad 
der Erfahrung in Frankreich mach fich gezogen bat, nur auf gewiſſe Ver: 
brechen und vorzüglich gefährliche Individuen befchränft. Im Wefentlihen 
beftcht es faft überall darin, daß derjenige Verbrecher, der nah ausge— 
jtandener Strafe unter polizeitihe Aufficht geftellt wird, durch eine Reibe 
von Jahren (I—10) mit feinem Aufenthalte an einen beftimmten Ort 
angewiefen (confinirt) ift, denfelben nicht einmal über Nacht ohne behörd— 
liche Erlanbniß verlaffen darf, dag in jedem Augenblicke bei ihm ohne 
Weiteres Hausdurhfuchung vorgenommen werden kann u. dal. 

Danfenswerth ift es, daß der höchſte Gefeßgeber jet ſchon erflärte, 
daß auf die Berhängung und Handhabung diefer polizeilichen Aufſicht auch 
die Gerichte einen Einfluß haben werden, indem gerade dadınd am 
zuverläffigiten jene mannigfahen Gefahren für die bürgerlihe Freiheit 
hindangehalten werden, welche die einfeitige Verhängung und Vollzie— 
hung derfelben durch die Polizei - Gewalt nach ſich ziehen könnte. 


Zum $. 27, lit. a, 


Das Gefeß hat zwar ausgefprochen, daß die in diefer Stelle feſt— 
gefeßte Folge, nemlich der Verluft des Adels, dem Strafurtheile 
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beigefügt werden müffe, und für jene Länder, für welche das Straf: 
verfahren nad dem St. G.B. vom 3. Septmbr. 1803 zu pflegen ift, hat der 
8.429 deffelben diefe Anordnung ausdrüdlich wiederholt. — Allein daraus 
folgt keineswegs, daß wenn diefe Beifügung im Urtheile, jo wie über- 
haupt die Kundmachung des Eintrittes diefes Verluftes nicht erfolgt fein 
würde, derfelbe nicht dennoch einzutreten hätte, weil ſchon oben (Seite 
408) darauf bingedeutet wurde, daß das Gefek auch im $. 27 aus: 
drücklich den DBeifaß wiederholt habe, daß alle dafelbft bezeichneten 
Folgen fhon „Eraft des Geſetzes“, alſo ipso jure, als Folgen 
des daſelbſt bezeichneten, nur überhaupt erfolgenden Straf Urtheile 
einzutreten haben. Diefe Bemerkung ift vorzüglih wichtig für den Kal, 
wenn etwa bei der Urtheild-Kundmahung noch gar nicht befannt gewefen 
war, daß der Verurtheilte von Adel war. 

Das Gefeß unterfcheidet nicht weiter, ob der Adel ein inländı- 
[her oder ausländifher war. Daraus folgt alfo, daß aud der 
aus ländiſche Adel in dem vorausgefegten alle in foweit verloren 
gebe, als überhaupt der öfterreichifche Gefepgeber über einen aus— 
ländifhen Adel zu verfügen befugt ift, nemlih in fomweit, daß ein 
folder Berurtheilter, mag er num ein Inländer oder Ausländer fein, ſich 
fünftighin im Kaiſerthume Defterreich nie mehr diefes ausländi— 
fhen Adels, oder irgend eines der aus dem Befige des Adelſtandes in 
Deſterreich fließenden Prärogative oder Rechte prävaliren dürfe. 

Nicht felten kommt der Fall vor, daß fich theild wegen. der Unbe— 
ftimmtheit oder Umerweisbarkeit der gefeßmäßigen Filiation, theils aus 
anderen Gründen nicht mit voller Zuverfiht darüber abſprechen laffe, o b 
dem zu Berurtheilenden der Adel, worunter nad den beftehenden öfter» 
veihifhen Gefeges-Vorfhriften nur der Erbadel verflanden werden 
kann, wirklich zukomme oder nicht, und daß dieß ſelbſt nad denjenigen 
Auskünften zweifelhaft bleibt, welche hierüber von derjenigen Behörde 
(dermal von dem f. k. Minifterium des Innern) einzuholen find, welde 
die Mdels- Matrifeln für den ganzen Umfang des Reiches in Evidenz zu 
erhalten hat. — In diefem Falle dürfte ed angemeffen fein, in dem 
Straf-Urtheile den Berluft des Adels wenigitend eventuell, d. h. 
mit dem Beifaße auszufprechen, wenn dem Berurtheilten der Adel wirk- 
lich zugeftanden fein follte *). 


*) Eine an das Lemberger Apellationd » Bericht erlaffene Weifung ber 
oberften Juftizftelle vom 19. Juli 1805 (in Maucherd Sammlungen bei 
$. 23) hatte die obige Entſcheidung wenigſtens für den Fall, wenn ein zur 
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Dadurch, daß ein Adelicher des Adels verluftig wird, verliert ex 
eo ipso nicht blos das Befugniß, fi ala Adelicher zu ſchteiben, fondern 
auch alle übrigen mit dem Adel nach Maßgabe der beftehenden Geſetze 
verbundenen Vorrechte; denn eben in dem Berlufte diefer im Adel inent: 
haltenen Rechte befteht ja die eigentlihe Rechts-Wirkung eines 
folden Berluftes; daher hat auch das dermalige Gefeß diefen — im 
früheren Gefeße noch ausdrüdlih vorfommenden — Zufaß nit mehr 
wiederholt. Welche übrigens diefe dem Erbadel in Defterreih eigen: 
thümlihen Borzüge und Rechte feien, ift hiernach für den Straf: 
rihter ohne praftifhen Belang, da nicht er felbft, fondern die zur 
Führung der Adels Matrifel berufene Behörde die Tilgung aus diefer 
Matrikel und die Entziehung der damit verknüpft gewefenen Rechte zu 
vollziehen hat (vgl. oben Seite 420). *) 

Bon hoher praftifher Wichtigkeit ift der Zufaß: „daß diefer 
Adels» Berluft weder die «mie fih von ſelbſt verftcht, ihm bereits zur Beit der Kund— 
mahung des rehtöfräftigen Urteils angetrante) Ghegattin, nod die vor dem 
Strafurtheile (d. b. vor dem Zeitpunkte der Kundmachung des rechtsfräftigen Strafuribeifes 
— vergleihe $. 17 und oben die Grörterungen auf Eeite 377-936) erzeugten Kinder 
treffe.“ Frägt es fih nun darum, welche Kinder denn als vor diefem 
Zeitpunfte erzeugt anzufehen feien, jo wird hierüber nad) der Natur 
der Sache wohl nur in den feltenften Fällen ein eigentlich juridiſcher 
Beweis geführt werden fönnen, fondern es müſſen die Stelle deffelben 
die von den Eivilgefegen über die eheliche und uneheliche Geburt, fo wie 
über die Abftammung von diefem oder jenem Vater (Paternität) aufge 
ftellten Rechts: VBermuthbungen (Presumtiones juris) vertreten. 
Für jene Kronländer, wo das a. b. ©. B. in Geltung ſteht, haben wir 


ſchweren Kerkerftrafe zu verurtheilender Ausländer fih als adelig aud 
nur angibt, ausdrüdlich verfügt. 


*) Eine erfhörfende Zufammenftellung der Rechte, die dem Adel der: 
zeit verfaffungsmäßig in Oeſterreich zuſtehen, iſt enthalten in dem Hoffanz- 
leidecrete vom 12. Juni 1838, in der politifchen ©. ©. Band 66, Seite 
330. — Uebrigens ift die Stellung des Adels durch die erfolgte Aufhebung 
der landftändifchen PVerfaffungen theilmeife verändert worden, und dürfte 
auch dur die von dem Monarchen im 34. Abſatze der A. h. Beſchlüſſe und 
„Brundfäge für die künftigen organischen Einrichtungen des Kaiferftaates“ 
vom 31. December 1851 (Nr. 4 des R. G. B. von 1852) in Ausficht geſtell— 
ten „eigenen Statute über den ftändifchen oder den mit einem zu beftimmen- 
den Grumdbefige verbundenen Erbadel, feine Vorzüge und Pflichten“ wieder 
eine andere Geſtaltung befommen. 
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ein Flares Analogen ($. 7 deffelben) in derjenigen Beftimmung: „wor 
nah für alle Kinder, weldhe von einer Ehegattin nicht fpäter, als im 
zehnten Monate nach dem Tode des Mannes, oder nach gänzlicher Auf: 
löfung des ebelihen Bandes geboren werden, die Vermuthung der ehe: 
lihen Geburt ſtreitet“ ($. 138), fo wie in der weiteren (im $. 163 feſt— 
gefegten) Rechtsvermuthung, „daß von demjenigen, von dem erwieſen 
wird, daß er der Mutter eines Kindes innerhalb eines Zeitraumes bei: 
gewohnt habe, von welchem bis zu ihrer Entbindung nicht mehr als zehn 
Monate verftrichen find, vermuthet werde, daß er das Kind erzeugt 
habe.” — Hieraus ergibt ſich nemlih, daß unfer Gefeß folgerichtig die 
Anfiht durchgeführt ‚babe, daß derjenige noch immer al& Erzeuger eines 
Kindes anzufeben fer, rücfichtlich defjen erwiefen wird, daß von dem 
legten Momente feiner noch beftandenen Ehe, oder beziehungsweife von 
feinem Beiwohnungs» Alte an bis zur Geburt eines Kindes von diefer 
Frauensperfon, ein Zeitraum felbit von vollen zehn Monaten (wenn nur 
fein längerer Zeitraum) verftrichen ift. Dieß angewendet auf den Fall 
der Frage wird man alfo nah offenliegender Analogie (vergleiche oben 
Seite LOS— 111) behaupten müffen, daß dasjenige Kind, welches von der 
Ehegattin eines zu der erwähnten fhweren Criminal-Strafe Verurtbeilten 
noch innerhalb zehn Monaten vom Zeitpunkte des kundgemachten rechte- 
kräftigen Straf-Urtheil® an geboren wurde, noch immer ald von dem 
Ehegatten vor dem erwähnten Zeitpunfte erzeugt rechtlich vermuthet 
werden fünne, in foferne nicht, da die nur eine presumlio juris el non 
simul de jure ift, das Gegentheil hiervon von den zu ſolcher Beftreitung 
und Beweisführung berufenen Perfonen rechtébeſtändig erwieſen wird. 
— Diefe den Kindern eines foldhen Berurtheilten möglihft zu Guten 
fommende Rechts-Vermuthung muß um fo mehr als im Geifte des Ge: 
fees liegend erfannt werden, da hierdurch im der größten, gefeßlich zu: 
läffigen Ausdehnung die Abficht des Geſetzgebers erreicht wird, daß fih 
die Folgen der Strafe fo wenig als möglich auf die fhuldlofen Ange 
hörigen des Verurtheilten erſtrecken (vgl. oben Seite 44—-45 und 361,3. 1). 

Daß der, eine verurtheilte adelihe Krauensperfon treffende 
Adeld-Berluft fih nie auf ihre, wenn gleich erft mach der Berurtheilung 
erzeugte Kinder erſtrecken könne, bedarf kaum einer Erwähnung. Denn 
entweder erfreute fie ſich 

aa) des Adels vermöge ihrer ehelihen Abftammung von einem 
adelihen Vater, oder 

bb) (was wohl hödhft felten eintritt) vermöge der Verleihung des 
Adels für ihre eigene Berfon, oder fie erlangte 
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ce) den Adel erft durch ihre Verehelihung mit einem adelichen 
Manne. — 

In den beiden erfteren Fallen (ad aa und bb) könnte fie ſchon 
an fi nie ihren Adel an ihre, weder ehelichen, und noch weniger 
an ihre unehelichen Kinder übertragen, da nah den Givilgefegen aller 
Welt die Vorzüge des Standes nur von dem Bater, aber nie von 
der Mutter, auf die ehelihen Kinder übergehen, uncheliche Kinder 
aber fi nicht einmal der Standesvorzüge des Vaters, gefchweige der 
Mutter erfreuen (vergl. $$. 146 und 165 des a. b. G. B.). Wenn 
alfo eine Frauensperfon den ihr für ihre Perfon eigenthiümlich geweſe— 
nen Adel fhon.überhaupt nicht auf ihre Kinder übertragen kann, fo kann 
auch von einem Wiederverlorengehen diejes Adels für die Kinder in 
dem Falle feine Rede fein, wen die Mutter denfelben verliert, 

Tritt aber der dritte Fall (ad cc) ein, fo erlangen die ehelichen 
Kinder einer folhen Mutter den Adel nicht vermöge der Abftammung 
von der Mutter, fondern von dem Bater ($. 146 des a. b. ©. B.), und 
es haben daher diejenigen Kinder, welde von ihrem adeligen Bater 
mit einer durch ein derlei Straf: Urtheil des (angeheiratheten Adels) für 
ihre Perfon verluftig gewordenen Gattin, wenn gleich erft mac der 
Kundmahung diefes Urtheils erzeugt worden find, allerdings den un- 
verfümmerten Anſpruch auf den Adel ihres Baters. 


Zur lit. b. 


Aus der Vergleihung des dermaligen Wortlautes diefer Ge- 
feßesftelle mit dem früheren Geſetze ergibt fi, daß das nunmehrige Gefeß 
eine Streitfrage des früheren Geſetzes dadurch abgefhnitten hat, daß 
der Beftimmung: „ein foliher Verbrecher kann Fein verbindliches Geſchäft 
ſchließen;“ die Worte: „für ihn“ eingefchaltet wurden. Dadurd wurde 
alfo feſtgeſetzt, daß ein folder Verbrecher in eigener Perſon zwar ſich 
nicht (durch ein Gefchäft) rechtlich verpflichten, d. i. Feine Verbindlichkei— 
ten auf fih nehmen, allerdings aber ſolche Gefhäfte auch in eigener Ber 
fon eingehen könne, wodurh andere Perfonen rechtlich verpflichtet wer- 
den, er felbft alfo nur Rechte und Bortheile erwirbt, fo daß er alfo z. B. in 
eigener Perfon allerdings Gefchenfe (mit derden Gefchenfgeber rechtlich ver- 
bindenden Kraft) annehmen könne. Dadurch hat fi unfer dermaliges 
Geſetz zugleih mit den Beflimmungen unfere® a. b. ©. B. in vollen 
Einklang geſetzt. Diefes erklärt nemlich einen zur ſchweren Kerkerftrafe 
verurtheilten Verbrecher im $. 279 als einen Euranden, und hat 
eben dadurch, in Entgegenhaltung der $$. 292, 152, 244, 310 und 
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865 mit den $$. 355, 356 und 868 eben dieſes Geſetzbuches, ausge: 
ſprochen, daß ein folcher Verbrecher (Eurand) zwar berechtiget fei, durch 
erlaubte Handlungen ohne Mitwirkung feines gefeglihen Vertreters 
(Euratord) etwas für ſich zu erwerben, und ein blos zu feinem Vortheile 
gemachtes Berfprehen anzunehmen, daß er jedoeh ohne Genehmigung 
der geſetzlichen Vertretung weder etwas von dem Seinigen zu veräußern, 
noch eine Verpflichtung auf fih zu nehmen, berechtiget ſei“ — daß 
ferner, nah Maßgabe des $. 868 in Entgegenhaltung mit den 88. 17, 
228, 244, 279, 282 und 356 diefes Gefekbuches die für einen ſolchen 
Verbrecher verbindlich fein follenden Rechts: Gefchäfte in deffen Namen 
während der Strafdauer nur von dem für ihn beftellten Gurator einge: 
gangen werden können, und daß auch die Verwaltung feines etwaigen 
Vermögens in diefer Zeit nur von eben dieſem Curator zu beforgen ift. 

Das Geſetz verfügt weiter: „daß ein folcher Verbrecher vom Tage 
des kundgemachten rechtöfräftigen Urtheils (vgl. $. 17 und die Erklärung 
dazu) und fo lange die Strafzeit dauert, Feine giltige legte Willens- 
Erklärung, daher — weil das Geſetz nicht unterfheidet — weder eine 
einfeitige, noch eine zweifeitige folde Erklärung (Teftament — Godicill 
— Legats:- Anordnungen — Erbvertrag — Schenfung auf den Todesfall) 
errichten könne.” — Diefe Anordnung ift in dem $. 574 des a. 6.9. 2. 
wiederholt worden, gleichiwie auch die in dem Schluß-Abfage diefes $. 27 
ausgefprohene Berfügung: „daß feine vorigen Handlungen oder 
Anordnungen wegen der Sirafe ihre Giltigkeit nicht verlieren" — ob» 
gleih fie mit logifcher Notbwendigkeit hen aus dem Vorderfaße des 
$. 27, gleihwie auch aus natürlihen Rechtsgrundſätzen felbftverftändlich 
it, dennoch eine weitere ausdrückliche Beftätigung in den 88. 575 
und 576 des a. 6. ©. B. erhalten hat. — 

Dagegen hat es damit feineswegs den Berluft der „Erbfähig— 
keit” eines ſolchen Verbrechers verknüpft. Es bleibt Daher dießfalls bei 
den Beftimmungen der Civil-Geſetze, wornach in denjenigen Kron- 
Ländern, im welchen das mehrgenannte a. b. G. B. gilt, vermöge des 
F. 538 deffelben in Entgegenaltung mit dem $. 355, ein folder Ver 
brecher im Allgemeinen als erbfähig erfcheint, in ſoferne er ſich nicht 
eines folhen Berbrehens ſchuldig gemaht hat, wodurch ausnahms— 
weife durch die FF. 540 — 543 und 768— 770 dieſes Geſetzbuches 
deſſen Erbfähigkeit wenigftens in gewiffen Beziehungen beſchränkt wird. — 

Aus der Bergleihung des dermaligen $. 27 mit dem $. 23 
des früheren Geſetzes ergibt ſich endlich auch noch die Verſchiedenheit 
daß das dermalige Gefeß die früher angeordnete „Tilgung eines folden 
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Berbrehers, wenn er ein Sandmann aus dem Herrn: oder Nitterftande 
war, aus der (land:) ftändifchen Matrifel,“ fo wie „bei einem mit beibe- 
haltenem militäriſchen Ehrenrange in Eivildienfte übergetretenen Manne 
auch noch den Berluft diefes Ehrenranges“ nicht mehr angeordnet 
bat. — Dieß erklärt fih daraus, weil die bisherigen landſtändiſchen 
Verfaffungen der einzelnen Kronländer fhon durch die in den Jahren 
1848 und 1849 vor fih gegangenen Beränderungen der allgemeinen 
Staats- (Reichs-) und particulären Landes-Berfaffungen außer Geltung 
getreten, amd durch die U. h. Beichlüffe des Monarhen vom 31. Decem: 
ber 1851 (Mr. 2—5 des Jahrgangs 1852 des R. G. B.) nicht wieder 
hergeftellt worden find. Die Tilgung aus der landftändiihen Matrikel 
it daher gegenwärtig ohne praftifche Bedeutung ; abgefehen davon, daß ein 
derlei Verbrecher auch ohne ausdrüdliche Anordinung des Geſetzes nach der 
altzbeftandenen landſtändiſchen Verfaffung aus der (ftändifchen) Herren- 
oder Nitterftande - Matrifel ipso facto deßhalb gelöfcht werden müßte, 
weil er Durch Die in Frage ftehende Verurtheilung den Adel verliert, in 
der Herren» und Nitterftande-Matrifel aber blos ein Adeliher, und 
fogar nur ein MAdelicher der höheren Adelsftufen einverleibt fein 
fonnte, — 


Auch die Weglaffung der zweiten eben erft erwähnten Be: 
ftimmung aus dem gegenwärtigen Gefeße erklärt fih daraus, weil fie 
dermal ebenfalls ganz unpraftifch gewefen wäre, indem alsbald nad) 
der Kundmachung ſchon des früheren Strafgefeßes, nemlich in Folge 
A. h. Befehle des Kaifers durch das Hoffammerdecret vom 31. Jufi 
1804 (polit. G. ©. Band 22, Seite 52) und das Hoffanzieidecret vom 
22. December 1504 (ebenda, Band 23, Seite 169) angeordnet worden 
war: „daß künftighin Dfficiere, welche in cine Civil» Anftellung 
übertreten, den Militärs Charakter fammt der Uniform abzulegen haben.“ 


F. 28. 
Beiondere Se⸗ Wenn ein Verbrechen durch eine periodiſche Druckſchrift, 


wofür eine Caution beſtellt iſt, begangen wurde, fo iſt nebſt 
FT der geſetzlichen Strafe der gänzliche oder theilweiſe Verfall 
der Caution zu Gunften des Armenfondes des Ortes, wo 

die ftrafbare Handlung begangen wurde, nnd zwar bei Ber: 

breden, gegen welche nach dem Geſetze auf eine mehr als 
fünfjährige Kerkerftrafe erkannt werden Fann, vom halben bis 


zum vollen Betrage der Caution; bei folchen Verbrechen, 
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wider welche das Geſetz höchſtens eine fünfjährige Kerkerſtrafe 
verhängt, im Betrage von eintanfend Gulden bis zur halben 
Gantion; und bei noc geringer beftraften Berbrechen im Be: 
trage von fünfhundert Gulden bis eintaufend Gulden auszu: 
fprechen. Hinfichtlich diefes Cautions-Verfalles Fann der Ge: 
richtshof nie unter das geringfte gefegliche Ausmaß herabgehen. 


($. 12 des prov. Preßgeſezes vom 13. März 1840.) 


Die Kaution fann wegen Uebertretungen Der Borichriften Diefes Batentes gang oder 
sum Theile verfallen Auch haftet dieſelbe für alle Seidbußen. Dieie Haftung , und in 
ten in dieſen Patente beftimmten Fällen au Der Berfallder Gantion findet jelbit 
daun Statt, wennDer Erleger der Gantion für feine Berfon niht ſtraſbar 
beiunden wurde, 


($. 37 des prov. Prekgefched vom 13, März 18149.) 


_ , Die nad dieſem Patente ansgeſprochenen Weldbeträge und verfallenen Gantionsbeträge 
find für die Armen indie Gemeindekaſſedes Ortes, wo die Strafe erfannt 
wurde, abjufübren. 


8. 29. 


Ferner kann in dem Falle, wenn ein Verbrechen durch 
eine periodifche Drudichrift begangen wird, auf die Einftel- 
lung des weiteren Erſcheinens derfelben bis auf die Dauer 
von drei Monaten, und bei befonders erfchwerenden Umſtän— 
den derfelben auf gänzlihe Unterdrüfung erfannt werden, 

Ueberdieß kann in allen Fällen, wo ein Berbrechen 
durch eine Drudichrift begangen wurde, auch auf die Ber: 
nichtung der für ftrafbar erflärten Drudfchrift im Ganzen 
oder eines Theiles derfelben, fo wie auf die Zerftörung der 
zu deren Bervielfältigung geeigneten Zurihtung, des Satzes, 
der Platten, Formen, Steine u. dgl. erkannt werden. 


($. 39 des prov, Preßgeſetzes vom 13. Mir; 1849.) 


Hat gegen eine periodiſche Drudichrift eine Abftrafung wegen einer der in den $$. 22 
bis 35 genannten Webertretungen bereizs ftattgefumden, To kann bei einer abermaligen Verürthei— 
Nıng wenen einer dieſer Lebertretungen bei befonders erfihwerenden Umitänden auch Die zeit 
weilige Zuspeniien der periodiihen Drudidhrift bisauf die Dauervon 
drei Monaten verbängt werden. 


($. 40 des prov. Prefgeiches vom 13. März 1849.) 


Jedem Etrafurtbeile über die ebengenannten Geſetzesüöbertretungen ($$. 22 bis 35) 
kann das Erkenntniß der Unterdrüdung oder Bernichtung der für ſtrafbar erflärten Drudihrift 
img Ganzen oder eines Theils derſelben, jene Der Zerſtörung der zu deren Bervieifältigung 
geeigneten Zurichtung, des Satzes, der Platten, Kormen, Eteine u. Dal. beigefügt werden. 

Dieie Berfügungen können fid aber nicht auf jene Eremplare be 
sieben, die ſchon in den Befig von dritten Perfonen zu eigenem Gebraude 
übergegangen find. 


Schon die aufere Stellung diefer beiden Paragraphe deutet darauf 
bin, daß das Gefeg die darın enthaltenen Beftimmungen nicht als eigent- 
lihe Strafen angefchen habe, weil es diefelden weder unter den Hauptz, 
noch unter den Neben-Strafen aufgezählt, fondern in der äußeren An— 
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reihung den Normen über die Strafen, und überdieß den anderweitigen 
gefeglihen Wirkungen von Strafurtheilen nach gefeßt hat; und weil es 
ferner eben diefe Beftimmungen durch den im $. 28 vorfommenden Aus- 
drucd: „nebſt der gefeplihen Strafe” nur als den Strafen neben- 
geordnete Kolgen eines Verbreihens bezeichnet hat. — 

Es bejteht denn auch wirklich der innere und reale Charakter der 
in diefen beiden Paragraphen feitgefeßten Folgen weniger in einem Straf: 
Uebel, weil diefelben nicht nothwendig einen Schuldigen treffen, als 
vielmehr in der Verwirklichung der von der Gefeßgebung unabhängig 
von jeder Berfon für den Fall angedrohten objectiven nadtheiligen 
Intereffen in Beziehung auf ein Journal-Unternehmen, wenn die von ihr 
für nöthig befundene Präventiv-Mafregel des Cautions-Syſtems fi in 
dem einzelnen Falle unzureichend gezeigt hat. Diefe Beftimmungen müffen 
nemlih im Zufammenbange mit den 88. 10 und 13 der Prefordnung 
aufgefaßt werden. Nach Maßgabe des letzteren diefer beiden Paragraphe 
bat auch das dermalige Preßgefeß gegen die Gefahren der periodifchen 
(Drucder-) Preffe das |. g. Cautions-Siſtem für nöthig erfannt. Die 
Gründe, welche unfere vaterländifche Preß-Geſetzgebung zur Annahme 
diefes bereits in dem prov. Preßgefeße vom 13. März 1849 adoptirten 
Siftems beftimmten, fo wie der Zweck, den fie damit anftrebte, find von 
der Regierung ſelbſt Kar und rückhaltlos in dem officiell kundgemachten 
a. u. Vortrage des Minifterrathes vom 12. März 1849 ausgefprohen 
worden, womit jenes Gefeß dem Monarchen zur U. h. Sanction vorge: 
legt worden war. Es heißt dafelbit wörtlich: „Bei denjenigen Journa— 
len, welche vermöge ihrer auf die Erörterung der Tagesgefchichte und 
politifher Greigniffe gerichteten Tendenz, und ihres zugleich häufigen 
periodifhen Erfheinens der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, oder 
der Ehre und Ruhe der Privaten vorzüglich gefährlih werden können, 
und fi der Ahndung des Geſetzes, fo wie der Wiederberftellung des 
verlegten Privatrechted, zumal der Genugthuung für beleidigte Ehre nur 
zu leicht entziehen würden, wenn dabei nicht das eigene ma 
terielle Jutereffe des Journal-Unternehmens betheiliget 
ift, muß eine reale Bürgfhaft vorhanden fein, wodurd oder woran 
die Vollziehbarkfeit des Repreſſiv-Geſetzes garantirt, 
d. b. diefes zu einer Wahrheit werden kann und fol. — — Aus reif: 
liher Erwägung aller dur die Erfahrung gebotenen Verhältniffe ſtellt 
fid) dem Minifterrathe die unabweisbare Nothwendigfeit heraus, für die 
Unternehmungen von politifhen Zeitungen das Syſtem der Cau- 
tionen zur Geltung zu bringen. — Bei folgerichtiger Fefthaltung des 
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leitenden Principes, wornah die Gaution eines politifwen 
Sournals als reale Sicherftellung und materielle Ge: 
währleiftung gegen die etwa dabei vorfommenden Gefep- 
Uebertretungen anzufeben ift, mußte im $. 12 (des prov. Prep- 
gefehes vom 13. März 1849 *) grumdfäglich feftgeftellt werden, daß das 
Zeitungd-Unternebmen als foldhes, daher die Gaution 
für fi, binfihtlih aller Durh das Journal gefhehenen 
Sefeß-Uebertretungen mit dem gänzlihen oder theil- 
weiſen VBerfalle, fo wie für Geldbußen hafte.“ — 

Die legislative Begründung der im $. 29 des dermaligen 
Gefeßes vorkommenden Beftimmungen aber ſprach die Negierung eben- 
daſelbſt, mit Beziehung auf die in den 88. 39 und 40 des proviforifchen 
Prepgefehes vom 13. März 1849 enthaltenen analogen Vorfchriften, in 
folgenden Worten aus: „Die im $. 39 zur Strafe verfügte zeitweilige 
Suspenfion eined Journals wegen öfterer Nücdfälle in ſchwere 
Preß-Uebertretungen, fo wie die im $. 40 vorgefehene Vernichtung aller 
Borräthe einer firafbaren Druckſchrift und der zu ihrer Vervielfältigung 
dienenden Vorrichtungen find unvermeidlich, wenn das Anfehen und die 
Wirkfamkeit des Gefeges, fo wie der richterlihen Erkenntniffe nicht 
fortan der Verhöhnung und Elufion Preis gegeben werden wollen.“ 

Nunmehr aber ftellt fih die im $. 29 eventuel verfügte felbit 
gänzlihe Unterdrüdung einer periodifhen Druckſchrift als eine um fo 
confequentere zugleich präventive Repreffiv-Maßregel heraus, als die derma- 
lige Preßordnung im $. 10 die Herausgabe von periodifhen Drudfchriften 
überhaupt an das fogenannte Conceſſions-Syſtem gefmüpft, d. b. 
von einer befonderen Bewilligung der Adminiftrativ-Behörden 
abhängig gemacht hat: daher es nur folgerichtig war, diefe Bewilligung 
im Falle eined Mißbrauches theilweife oder gänzlich wieder zurückzuneh— 
men. Damit ſtimmt auch der $. 22 der Preßordnung überein. 

Die vorftchenden officiel ausgefprodhenen Anfichten über die 
eigentliche Wefenbeit von f. g. Sournal-Gautionen, wornach diefelben ala 
Pfand oder reale Sicherftellung für die das Journal» Unternehmen aus 
öffentlihen Rücdfichten treffenden materiellen nadhtheiligen Folgen zu 
dienen haben, liegen unverkennbar auch dem vorftehenden 8.28 zu Grunde, 
und es ergibt fi hieraus folgerichtig von ſelbſt, daß der hier feſtgeſetzte 
gänzlihe oder theilweife Gautions-Verfall die periodifhe Druckſchrift 
als folde, d.h. das Journal-Unternehmen objectiv trifft, ohne 


— — nn 


Sieb' denſelben oben unter dem 8. 28 angemerkt. 
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weitere Nücficht darauf, ob der Eigenthümer oder Erleger der Caution 
für fih felbft an dem mittelft der periodifhen Druckſchtift begangenen 
Berbrehen mitfhuldig fei, oder nicht, ohne daß dieß von dem Geſetze 
ausdrücklich beigefeßt zu werden brauchte. Allerdings aber mußte im 
$. 16 der Preß-Ordnung insbefondere feftgefegt werden, daß die 
Gaution außerdem auch für Geld-Strafen und Unterfuhung®- 
foften, ohne Rückſicht auf die Perfon des Verurtheilten, zu haften habe, 
eben weil fich dieß in Beziehung auf eigentlihe Strafen und Straf 
verfahrens-Koſten, die regelmäßig nur den unmittelbaren Schul- 
digen treffen, nicht von felbft verftanden hatte. — 


Die Anwendung der im $. 28 enthaltenen Vorfehrift unterliegt 
fonft feinem Zweifel. Es ift vorerft fhon aus dem Wortlaute des Geſetzes 
(„e8 iſt auszufprehen") klar, daß der in dieſem Paragraph feitgefegte 
Cautions-Verfall bei dem vorausgefegten Falle, wenn nemlich ein Ver— 
brechen durch eine periodifche Drudfchrift begangen wird, von dem Richter 
nebft der Strafe immer (obligatorifh) ausgefprochen werden 
müffe, und zwar ohne weitere Unterfheidung, ob für diefe periodifche 
Druckſchrift eine Caution nah Mafgabe der im erften Abfabe des $. 13 
der Preßordnung feftgefeßten Regel, oder vermöge des im zweiten Abfake 
daſelbſt vorausgefegten Ausnahmsfalles erlegt worden war. 


Unfer Gefeß kennt nach Maßgabe des $. 14 der Preß-Ordnung der: 
mal fechserlei verfihiedene Größen der Cautions-Beträge, 10,000 fl. 
7000 fl., 5000 fl., oder nur die halben Beträge mit 5000 fl., 3500 fl. 
und 2500 fl. — Halten wir nun damit die dreierlei Grade (Mindeſt— 
und Höchft- Anfäge — Minimum und Marimum) der Größe des Cau— 
tionsverfalles zufammen, in welchen vermöge $. 28, je nach der Größe 
der (Kerker-) Strafe nebft derfelben der Cautionen-Verfall auszuſpre— 
hen ift: fo ergibt fich, daß 

a) bei der erften diefer drei Abftufungen (nemlich vom halben bis 
zum vollen Betrage der Gaution) das Minimum nie weniger ale 1250 fl., 
übrigens möglicher Weife allerdings auch 5000 fl.; hingegen das Mari- 
mum wohl 10,000 fl., aber möglicher Weife auch nur 2500 fl.; — 


b) bei der zweiten (von eintaufend Gulden bie zur halben 
Caution) das Minimum jederzeit 1000 fl., das Marimum allerdings 
auch 5000 fl., allein je nad den übrigen Beträgen auch nur 3500 fl., 
2500 fl., 1750 fl. oder felbit blos 1250 fl. betragen kann, fo daß 
alfo in dem Falle, wenn der ganze für die periodifche Druckſchrift 
erlegte Betrag nur 2500 fl. beträgt, der Zwifchenraum für das richter: 
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lihe Ermeffen bei diefer zweiten Gradation fih zwifhen 1000 fl. und 
1250 fl. eingrängt; endlich ift 

c) bei der dritten Gradation das numerische Ausmaß des Cau— 
tiond-Berfalles ohne alle Beziehung auf deren Größe an fich, jederzeit 
zwifchen 500 fl. bis 1000 fl. auszuſprechen. 

Die vaterländifhe Rechtspflege hat nah Zeugniß vieljähriger Er- 
fahrungen von dem in den $$. 48 und 49 des früheren Gefekes (nun— 
mebr $$. 54 und 55) feſtgeſetzten außerordentlihben Milderungs: und 
Strafverwandlungs-Rechte, aus übelverftandenem Mitleid, in Beziehung 
auf die Herabfegung der Kerkeritrafe weit unter das Minimum der geſetz— 
lichen Dauer der Kerferftrafe, häufig einen ganz maplofen Gebrauch gemacht 
(vgl. oben Seite 42 und 43). Diek mag nun die dermalige Gefekgebung 
veranlaßt haben, dieſer überihwanglihen Milderung und Herabfeßung 
felbft der von dem Gefege feftgeftellten Min dejt-Anfäße, je nach dem ſub— 
jectiven Ermeifen des Richters, durch die Schlupfolgerung dieſes Para— 
graphes ein Ziel zu ſetzen, um fofort jenen Endzweck in der Wirkung 
nicht ganz vereiteln zu laffen, den die Befeßgebung nach dem Dbigen 
durch die Feſtſetzung folder Sautionsbeträge überhaupt erreichen wollte. 

Eine Schwierigkeit mag in der Anwendung, jedoch blos in 
Beziehung auf Die thatſächliche Beilimmbarkeit noch die Entſcheidung 
machen, an welchem Drte das durd eine periodifche Druckſchrift ge- 
fchehene Verbrechen als begangen angefeben werden könne, und zu wel«- 
chem (Drtd:) Armenfonde daher nah Maßgabe des $. 28 der verfollene 
Cautionsbetrag zu erlegen it?!) — 


— — — — — 


) Die Vergleichung des dermaligen Geſetzes-Tertes (88. 28, 241 
und 251 des Strafgeſetzes, und $. 41 der Preßordnung) mit dem oben an— 
gemerkten $. 37 des früberen proviforischen Preßgeieges vom 13. März 
1549 zeigt, daß unfere Gefepgebung nunmebr wieder zu dem alt-öſter— 
reichiichen Principe zurückgekehrt ıft, dag nemlich „Geldſtrafen und ähn— 
licher Verfall von Gautionen, Waaren, Gerätbichaften u. dgl.” wieder zu 
Gunjten des Ortes der begangenen That zu verfallen haben, während 
nach der eben bezogenen Etelle des Gefeges vom 13. März 1849 dieß zu 
Gunften desjenigen Ortes zu geicheben hatte, wo die Strafe erfannt 
wurde — In der Regel fallen num freilich diefe beite Orte wenigſtens bin« 
fichtlich jener Kronländer, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 1850 gilt, in 
Einen zufammen, da nach Mafgabe der 88. 61 und 62 derjelben der Ort 
der begangenen ftrafbaren Handlung regelmäßig zugleich derjenige Ort 
fein wird, wo die Straf-Berhandlung ftatt findet, und ſofort die Strafe er- 
faunt wird. — Anders ift es in jenen Aronländern, wo nicht der Gerichts— 
ftand des Ortes der begangenen That (forum Joci delicti), fondern wie z. V. 

Sye, Gommentar, 28 
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Wenn die verbrecherifche Thätigkeit, welche durch den Inhalt einer 
periodifhen Drudfchrift begangen wird, vollendet, d. h. wenn der 
ftrafbare Inhalt derfelben wirklich in gedrudter Form Anderen bereits 
mitgetheilt worden ift (wgl. oben Seite 344 und 345), fo ftellt 
fih wohl für alle Perfonen, welche nah Maßgabe des $. 7 dafür ftraf- 
bar erfcheinen, als Ort der begangenen That derjenige da, wo diefe Mit: 
theilung an andere Berfonen (die Verbreitung) wirklich geſchehen ift, 
und es find daher in dem Falle, wenn dieß gleichzeitig oder naheinander 
an mehreren Drten gefchehen ift, allerdings diefe mehreren Drte 
fimultan als Orte der begangenen That anzufehen. Dieß ſcheint aller- 
dings auch für den Fall behauptet werden zu müffen, wenn diefe perio- 
difhe Drucdichrift etwa an einem anderen Orte von dem Verfaſſer (oder 
Ueberfeßer) gefchrieben, und von ihm, oder von dem Heraudgeher, Nedac- 
teur oder Verleger zur Drudlegung übergeben, — an einem anderen Orte 
aber gedrudt, und etwa wieder an einem anderen, alfo dritten Orte im 
Drude herausgegeben, d. i. an andere Perſonen mitgetheilt und ver- 
breitet worden ift. In all’ diefen Fällen erfcheinen nemlic die fümmt- 
lihen Mitwirkenden desjenigen Verbrechens mit-[huldig, das der 
Hauptthäter begangen hat (vgl. 8. 7 in Verbindung mit der oben auf 
Seite 241 — 243 gegebenen Nachweifung). Die verbreerifhe Haupt: 
thätigkeit, nemlich der Kern eines durch den Inhalt einer Druckſchrift 
begangenen Verbrechens liegt doch offenbar in der Mittheilung (Ver: 
breitung) der verbrecherifchen Druckſchrift an Andere (vgl. Seite 344 und 
345) ; diefe aber wird ihrer Natur nad an demjenigen Orte vollendet, 





nad dem Strafverfahrend: Gefege vom 3. September 1803 der Gerichtsſtand 
der Ergreifung des Thäters (forum loci deprehensionis) ald Regel gilt. — 
Allein bei unbefangener Würdigung wird man gewiß "die wichtigen legisla⸗ 
tiven Rüdjichten gutheißen, welche die Geſetzgebung veranlaft haben, den 
erwähnten Verfall wieder zu Gunften desjenigen Ortes einzuführen, wo die 
firafbare Handlung begangen wurde, indem diefer Ort ja aud) dad ummittel- 
bare Berleptwerden ſeines Rechts-Friedens, den Skandal der flrafbaren 
Handlung, die Nichtbeachtung des durch den Ort felbjt feinen Bewohnern 
gewährten Schupes, häufig ſelbſt einen materiellen Schaden u. dal. zu be 
ſtehen hatte. — Diele Rüdfihten fprechen übrigens wohl nur für die Zu- 
wendung derjenigen Geldftrafen u. dgl. für den Ort der begangenen That, 
welche aus den PBerlegungen ded materiellen Strafgeſetzes entfpringen, 
indem Geld-Ztrafen wegen Dieciplinarslebertretungen während einer Straf 
Berhbandlung, d. b. die f. g. Orbnungs » Strafen im Strafverfahren mit 
vollem Grunde demjenigen Orte zugewendet werden, wo die Strafe erfannt 
wird (vgl. 8. 7 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850). 
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wo die Verbreitung geſchieht, daher müſſen folgenothwendig auch alle 
dieſes Verbrechens mit-ſchuldigen Perſonen als ihre verbrecheriſche 
Mitwirkung an jenem Orte ſetzend erkannt werden, wo die Verbrei— 
tung geſchehen iſt ). — 


Auch darin verdient das neue Geſetz den Vorzug von dem früheren, 
daß es nunmehr ſchlechtweg den Verfall zu Gunſten des Armenfondes, 
ohne den im prov. Preßgeſetze vom 13. März 1849 enthaltenen Beiſatz ange— 
ordnet hat, daß die Abfuhr „an die Gemeindecaſſe“ zu geſchehen habe: 
denn die Berwaltung des Armenfondes ſteht nicht nothwendig, ja fogar ſelten 
unter der unmittelbaren Leitung der Gemeinde, und hat daher auch mit der 
Gemeindecaffe feinen unmittelbaren Zufammenhang. Jener Beijag führte 
daher nicht blod Umwege und Gefchäfts-Berzögerungen, fondern gar leicht 
auch Gonflicte herbei. 


*) Unverfennbar bat unfere vwaterländiiche Geſetzgebung die oben aus 
der Natur der Sache entwidelte Anfiht auch poſitiv als die richtige er 
kannt umd zu der ihrigen erhoben durch den &. 500 der St. P. D. vom 17. 
Jänner 1850, welcher durch den Art. VI. der faiferlihen Strafgerihtd-Gom- 
petenz-Berordnung vom 27. Mai 1850, Nr. 120 des R. ©. B. ausdrüdlicd 
als in voller Rechtöfraft fortbeftehend erflärt wurde, — 


Man muß diefen $. 500 in Verbindung bringen mit den $$. 61 und 
62 derfelben Et. P. O. — Durch dieje beiden legteren Gefegesftellen bat be» 
kanntlich diefe Etrafprocefordnung fowohl für den objectiven Theil des ſtraf— 
gerichtlichen Unterfuhungsprogeffed (die f. g. objective Ihatbeftandserhebung), 
als auch für dad Verfahren mit der Perfon des Beſchuldigten ale Regel 
den Gerichtäftand der begangenen That (forum loci delicti), d. h. das Gericht 
dedjenigen Ortes feitgefegt, „in deſſen Bezirke die ftrafbare Hand» 
lung begangen worden if.” — Dieſe Beftimmung bat nun daffelbe 
Geſetz in dem $. 500 näher dahin modicifleirt: „daß in dem Kalle von durch 
den Inhalt von Drudichriften begangenen ftrafbaren Handlungen, dann, wenn 
diefelben durch eine periodiſche Drudichrift begangen wurden, dasjenige Ge— 
richt, in deſſen Bezirke dieſelbe herausgegeben wurde; bei anderen Drud: 
fchriften aber jenes, in deffen Bezirke fie verbreitet wurde, zuftändig fein 
ſoll.“ — Das Gefep bat alfo im Grundſatze anerkannt, daß in dem walle, 
wenn eine ftrafbare Drudjchrift bereits wirklich herausgegeben oder ver 
breitet worden ift, ald „Drt der begangenen ftrafbaren Hand— 
una“ der Ort der mwirklihen Herausgabe oder Verbreitung anzu— 
feben fe. — Diefer Grundfaß findet felbft in dem Nachfage jenes 8. 500 
feine Beftätigung. Er lautet wörtlih: „Geſchah dieß (die Herausgabe oder 
Verbreitung) in verfchiedenen Bezirken, uud iſt die Schrift in einem derſelben 
gedrudt worden, jo ift das Bezirks-Collegial-Gericht dieſes Bezirkes als 
das allein zuftändige anzufehen. Außer diefem Falle gibt die Zuworfommung 
unter den verfchiedenen Bezirkd-Gollegial-Gerichten den Anschlag, in deren 
Bezirke die Drudfhrift. verbreitet wurde” — Das Geſetz bat 

25” 
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Anders aber fheint diefe Entfeheidung in dem Kalle gefällt wer 
den zu müffen, wenn eine ſolche Herausgabe, Berbreitung oder Mitthei— 
lung an Andere noch nicht Statt gefunden hat, wenn daher das durch 
den Inhalt der Druckſchrift begangene Verbrechen erfit nur im Stadio 
des Verſuches fteht (vgl. oben Seite 346— 350). Dieß wäre der 
Fall, wenn z. B. die Druckſchrift zwar ſchon gedruckt, aber noch nicht 
ausgegeben, oder gar erft nur im Manuſcripte zur Druclegung übergeben 
worden war. Im erfteren diefer Fälle muß nad) der Natur der Sache, 
als Drt der begangenen That der Ort der Drudlegung, im zweiten 
aber derjenige Ort, wo das Manufeript zur Drudlegung abge- 
geben worden ift, angefehen werden, mweil in jedem dieſer Fälle 
bloße Berfuhs- Handlungen vorliegen, eine Berfuch &- Handlung 
aber als ſolche, in ihrer bier vorausgefegten Jfolirtheit und Trennung 
von der nicht gefhehenen Vollendung, nicht an demjenigen Orte, wo 
etwa künftighin die Vollendung gefchehen follte, fondern an jenem 
Drte als begangen erfcheint, wo die nach der gefeglichen Vorſchrift ($. 10) 
den eigentlihen Charakter des ftrafbaren Verſuchs-Momentes aus— 
machende Thätigkeit gefeßt worden ift ). 

Der Bollzug diefed Cautions-Verfalles liegt übrigens nicht dem 
Strafgerichte, fondern nach Borfchrift des $. 17 der Pregordnung, ohne 
Einfhreiten des Gerihtes, anderen Behörden ob, in foferne 
die betheiligten Parteien nicht etwa felbft, und freiwillig dieſen Bollzug 
in Ausführung bringen. — 
nemlih für den Fall, wenn nad) der vworausgefchidten Regel eigentlich meh. 
rere Gerichts-Bezirke als Orte der begangenen That, und fofort mehrere 
Gerichte fimultan ale zuftändig anzufchen wären, wie natürlich mit einer po» 
jitiven Vorfchrift die Gonflifte abſchneiden, und nur Eines derfelben ald com« 
petent erklären müſſen: allein es hat bei Feftftellung der beiden von ihm 
gewählten Auskunftsmittel implicite wieder den Grundſatz anerfaunt, daß nad 
der Regel eigentlich alle jene Gerichte, in deren Bezirfe die Herausgabe oder 
Verbreitung ftatt gefunden hatte, als zuftändig, und bezichungsweife alle 
diefe Gerichts-Bezirke als Orte der begangenen Ihat anzuſehen feien. 

*) Aus dem angegebenen Grunde fann man daber nie behaupten, daß 
derjenige Drt, wo der Berfaffer (Meberfeger) etwa die ftrafbare Druckſchrift 
verfaßt (geichricben) bat, als ſolcher für den Ort der von ibm begangenen 
ftrafbaren Handlung angefehen werden fünne Denn das Berfaffen für 
fih allein bildet noch nicht einmal den Anfang der ftrafbaren Verſuchs— 
Handlung. Diefe beginnt erft mit der Uebergabe der Schrift zur Drud: 
legung (8. 10): alles Vorhergegangene kann daber für fich allein nicht 
ald Beſtandtheil einer firafbaren Handlung gelten! — 
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Die in dem $. 29 feftgefehten zweierlei Wirkungen eines 
Strafurtheiles über ein duch eine Druckſchrift begangened Berbrechen 
unterfheiden fih von der im $. 28 angeordneten Folge wefentlih da- 
dur, Daß die letere, wie oben (Seite 432) bemerkt wurde, obliga- 
torifch erkannt werden muß, während auf das Eintreten der im $. 29 
vorausgefehten Folgen von dem Richter nur facultativ erfannt werden 
fann, wie eben der in beiden Abſätzen diefes Paragraphes vorkom— 
mende bezeihnende Ausdrud: „Tann“ deutlich ausfpriht. Die Beſtim— 
mung Darüber, in welchen Fällen der Richter von diefer Facultative 
Gebrauch machen möge, ift feinem vernünftigen Ermeſſen anheim geftellt. 
Es leuchtet übrigens aus der Natur der Sache, aus dem Inhalte der 
für die analoge Vorſchrift des früheren Prefgefehes vom 13. März 1849 
($-. 39) von dem Minifterrathe felbft amtlich geltend gemachten Motive 
(j. oben Seite 431), und aus dem Geifte der analogen Borfchrift der 
Preßordnung ($. 22) ein, daß die im erften Abſatze diefed $. angeord- 
nete Berfügung (der zeitweiligen Einftellung oder gänzlichen Unter 
drückung einer periodifhen Drudichrift) wohl erft dann am Plake fei, 
wenn eine derlei periodifhe Drudihrift fih ſchon mehrerer Rück— 
fälle fchuldig gemacht hat, oder beharrlich eine ftrafbere Richtung 
verfolgt. — Bon der im zweiten Abfage vorgefehenen Mapregel aber, 
welche fih übrigens nicht blos, wie die im erjten Abfage angeordnete 
Berfügung, auf periodifche, fondern auf alle Arten von Druckſchriften 
bezieht, — wird das Strafgericht vorzugsweiſe in jenen Fällen zweckmäßigen 
Gebrauch mahen, wenn eine Schrift abfolut verderblich oder gemeingefähr: 
lihen Inhalts ift, wo daher die Wieder- Vervielfältigung unter allen 
Umftänden hindangehalten werden muß. Uebrigens darf hierbei nicht aus 
dem Auge gelaffen werden, daß das Geſetz wohl in Beziehung auf den 
fträflihen Inhalt der Drudfchriften felbft die Vernichtung, d. h. 
die Berfegung aus dem Sein in das abſolute Nicht-Sein; — hinfichtlich der: 
jenigen Werkzeuge, Mittel und Einrichtungen aber, womit die Vervielfältis 
gung gefhah,nur „die Zerftörung der hierzu geeigneten Zurichtun— 
gen“ angeordnet hat, wornach alfo auch in Beziehung auf diefe Gegenftände 
nicht etwa eine gänzliche Bernichtung, fondern nur eine Aufhebung derjenis 
gen Berbindung ihrer Theile zu einem Ganzen verfügt und ausgeführt wer 
den darf, wodurch fie eben erft zur Vervielfältigung geeignet waren. — 


$. 30. 8.24.) 
Der Berluft des Gewerbes ift Feine ſchon durch das vcrinmugn 


gen Des Ver 


Gefeg mit dem Verbrechen verfnüpfte Folge, Fann daher nicht fuites eines Or: 


werbed, eined 
Schiffs ⸗Patentes 


und der Bertech⸗ 
tigung zur ar. 
rung eines G 
briage » * 
zeuges. 
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durch das Straf-Urtheil ansgefprochen werden. Jedoch hat 
das Strafgericht, wenn der wegen eines Verbrechens Verur⸗ 
theilte ein Gewerbe befist, nad kundgemachtem Urtheile die 
Acten an diejenige Behörde mitzutheilen, weldher die Ber: 
leihung eines ſolchen Gewerbes zufteht. In dem Falle, wenn 
ed diefer Behörde bedenklih ſchiene, dem Verbrecher nad 
ausgeftandener Strafe die Ausübung feines Gewerbes zu 
geftatten, hat fie die Entziehung des Gewerbes unter Beob: 
achtung der beftehenden Vorſchriften zu verfügen. 

Eben diefes Verfahren hat auch dann flattzufinden, 
wenn der Verurtheilte ein Schiffs-Patent oder die Berech— 
tigung zur Führung eines Cabotage-Fahrzeuges befeflen hat. 
Sn diefem Falle fteht das Erkenntniß über den Berluft einer 
folhen Berechtigung der Gentral:Seebehörde zu. 

Der Berluft des Gewerbes ift feine — das Geſetz mit dem Verbrechen verfniwfte 
Go6 Sirafuribeli Ahr Dem Drrkeeker und 
ausgeltandener Strafe Die Fortſetzung feines vorigen Gewerbes zu geftatten, jo muß nah fund» 


nemadtem Urtbeile bierüber an Die Behörde, der die Berletbung eines jeichen Gewerbes anficht, 
Die Anzeige gemacht werden. 


Die Nechtfertigung diefer eben fo humanen als Eugen Borfhrift 
liegt einerfeits in dem von unferem Geſetze überhaupt feftgehaltenen 
Grundfaße: „daß fih die Folgen der Strafe fo wenig als möglich auf 
die fhuldlofen Angehörigen ausdehnen follen” (vgl. oben Seite 44 und 
45, und Seite 361, 3. 1), und and’rerfeitd in der Sorgfalt und Rück— 
ſicht für die öffentliche Sicherheit, daß nicht etwa die Gefellfchaft durch 
die Gewerbs-Ausübung von Individuen gefährdet werde, welde ſich 
durch ein Berbrechen, vermöge deſſen fpecieller Befchaffenheit, des zur Aus- 
übung eines foldhen Gewerbes insbefondere erforderlichen Vertrauens 
unwürdig gemacht haben. — Das Gefek hat jedod die ausnahmsweiſe 
ftattfindende Entziehung eines Gewerbes überhaupt, gleichwie auch 
der zwei befonderen, im zweiten Abſatze diefes Paragraphes bezeichneten 
Befugniffe, nemlih des Schiffs » Batentes und der Berechtigung zur 
Führung eines Gabotage » Fahrzeuges, mit klarem umd unzweifelbaftem 
Wortlante auf die Vorausſetzung befhränft, daß dem VBerurtheilten ein 
derlei Befugniß durch befondere „Berleihbung" zugeflanden war. Es 
kann daher eine ſolche „Entziehung“ auch nur dort und in foferne 
ftattfinden, ala fih das zu entziehende Gewerbe oder Befugnig wirklich 
auf eine förmliche Verleihung (Conceſſion) fußt, alfo nur in fo weit, als 
hinfichtlich deffelben von den gefeklichen Vorſchriften das Gewerbs— 
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Conceſſions⸗Syſtem feftgefegt erſcheint. — Hieraus ergibt fih von felbft, 
daß eine folhe Entziehung des Rechtes zur Ausübung einer fogenannten 
„Freien Befhäftigung,” in fo weit deren Betrieb nach den beftehen- 
den gefeßlihen VBorfhriften Jedermann ohne Verleihung von Seite einer 
Behörde, blos gegen Löſung eines Erwerbfteuerfcheines geftattet ift, als 
Folge eines derlei Straf:Urtheiled nicht verfügt werden fann ). Dief 
ift vorzüglich für ſolche Kronländer des Reiches, wie z. B. das Iombar- 
diſch-venetianiſche Königreih und Trieſt von praftifher Wichtigkeit, in 
welchen nad Maßgabe der dort beftehenden gejeklihen Vorſchriften das 
Gewerböwefen und das Befugniß, Handel zu treiben, in der Negel 
nad den Grundfägen einer vollfommenen Gewerbd» und Handels: 
Breiheit geleitet wird, und wo daher von einer obrigkeitlihen Berech— 
tigung zur Ausübung der verfhiedenen Manufacturs-Befchäftigungen, 
fo wie des Handels, d. h. von einer Bewerbs-Gonceffion, mit Ausnahme 
einiger weniger Gewerbezjweige, Feine Rede ift. 


Unfer dermaliges Geſetz hat überdieß in dem vorftehenden 
Paragraphe von der „Entziehung des (Gemeinde) Bürgerrehtes" 
gar Feine Erwähnung mehr gethan, während in dem (oben angemerften) 
analogen $. 24 des früheren Gefeges darauf hingedeutet war, daß auch 
diefe Folge in dem Strafurtheile nicht verhängt werden dürfe; übrigens 
unbeftimmt gelaffen wurde, ob nicht dennoch ausnahmsweiſe eine Entziehung 
deffelben dur andere Behörden aus Anlaß der Berurtheilung wegen 
eines Verbrechens Statt finden könne. — Diefes gänzlihe Schweigen 
des jetzigen Geſetzes über den Gegenftand der Frage rechtfertiget fich 
aber nicht blos durch die Nüdfiht auf die eben gemachte Bemerkung, 
daß im Grunde au das frühere Strafgefep feine unmittelbare poſi— 


*) Anderer Meinung ſcheint bierüber Frühwald (a. a. o. Eeite 54) 
zu fein, wenn er, obgleich die Frage eigentlich nur mit Umf&hreibung beantwortend, 
fih bierüber fo äußert: „Eine gleiche Anzeige müßte (!) nach dem Ermeſſen 
des Gerichted an die, die Gewerbe (?) beauffichtigende Behörde in dem alle 
geicheben, wenn ed fih um die Einjtellumg des Fortbetriches einer fogenannten 
freien Beſchäftigung handelt.“ — Einen Grund für diefe ganz catego— 
riſch bingeftellte Behauptung bat der genannte Schriftjteller nicht angegeben; 
daß fie feinen Stügpunft im Wortlaute des $. 30 finde, iſt bereitd ange 
deutet; mir ift aber auch fonft keine gefepliche Vorfhrift befannt, wodurd ſie 
gerechtfertiget werden könnte, und ebenfo wenig ſcheint fie in der Natur einer 
„freien Beſchäftigung,“ fo wie in deren weſentlichen Verſchiedenheit 
von einer auf förmlicher Verleihung beruhenden Gewerbs-Berchtigung irgend 
einen Anhaltäpunft zu finden. — 
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tive Vorfchrift darüber gegeben hatte, und daß diefelbe ſchon an fich 
faum in den Umfang des GStrafgefehes gehört; fondern vor Allem da— 
durch, daß die dermalige Gefekgebung überhaupt den Gemeinden eine 
größere Selbftftändigkeit und theilmeife Autonomie zugeftanden hat, und 
daß daher folgerichtig auch darüber, ob eine Gemeinde einen wegen eines 
Verbrechens Berurtheilten vom Gemeinde-Bürgerrechte ausfchliegen wolle 
oder nit, der Gemeinde (Genoffenfhaft) felbft mehr oder weniger die 
freiseigene Beurtheilung überlaffen bleiben follte. Dazu fommt, daß für jene 
Drte, welde eigene Gemeinde-Drdnungen (Städte-Statute) erhalten 
haben, ohnehin regelmäßig bereits in diefen feftgefeßt wurde, daß eine 
derlei Berurtheilung wegen eines Verbrechens den Berluft des Bürger: 
echtes nad fi ziehe (vergl. oben auf Seite 419 und 420 in der 
Anmerkung die lit. e). 


8. 31. (8. 25.) 
Ginihräufung Wie die Strafwürdigfeit, fo kann auch die wirkliche 


der Straſe auf 


den Verbrecher. Strafe Niemand als den Verbrecher treffen. 


Die Aufnahme diefer fih aus den ewigen Gefeken der (natürlichen) 
Gerechtigkeit von felbft verftehenden Beitimmung, welhe neuere Straf: 
gefepe eben wegen ihrer Selbftverftändlichkeit ausdrüdlich feftzuftellen 
für unnöthig erkennen, läßt fih nur rehtshiftorifch, nemlich dadurd 
erflären, daß früher nicht blos die Strafe der Gonfiscation (Güter: 
einziehung) im Grunde die fhuldlofen Familien» Angehörigen des zu 
gewiffen ſchweren Strafen verurtheilten Verbrechers traf, fondern daß 
man ehedem häufig auch andere nachtheilige Folgen, Ehrloserflärung, 
Präventivs Mafregeln, vechtlihe Beanzeigung des Verdachtes der Mit: 
fhuld u. dgl. für Weib und Kinder eines Verbrechers, namentlich ver: 
minderte Nechtsfähigkeit, gänzlihe Erbunfähigkeit und Infamie der 
Söhne von Hochverräthern u. ſ. f., eintreten Tieß *). — 


— 





) Um micht zu tief im die Rechts-Geſchichte der Völker des Alterthumö 
zurückzugehen, bei welchen vielfach (wie z. B. bei den Juden, orientaliſchen 
Völkern, den Perſern, den Griechen und Römern u. ſ. w.) der Gebrauch 
berrfchte, die fhuldlofen Ainder mit ihren fchuldigen Eltern, und fogar für 
diefelben zu beftrafen, oder gegen Weib und Kinder die Tödtung oder Aus— 
weiſung wenigſtens als Präventiv:Mafregel in Anwendung zu bringen: fei 
ed erlaubt, wenigſtens an die berüchtigte Stelle der lex: „quisquis“ ad legem 
Juliam Majestatis (Codieis lib. IX, tit. 8, c. 5, $. 1) zu erinnern, welche 
wörtlih auch in das canoniſche Recht (c. 22, C. 6. qu. I. — dist,: 1, cap. 9 
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Diefer Ungerechtigkeit ſetzte in Defterreich bereits Marien The 
refiens peinlihe Gerihtsordnung (vgl. oben Seite 27) ein Ziel, indem 


de poenit.), und leider felbft in die goldene Bulle (Kaifer Carl's IV. von 
1356) cap. XXIV., $. 4 übergegangen ift, und in dem vielgerühmten Decreta- 
len-Redte durh Innocenz Ill. (anno 1212) und Bonifaz VII. (anno 1298) 
noch überdieh eine Ausdehnung auf die Söhne und Enkel der Ketzer und fo» 
gar derjenigen erhalten bat, welche einem Gardinal eine körperlihe Unbill zu: 
fügten (X de haeretieis, i. e. Deeretalium Gregor. IX, lib. V, tit. VII, cap. 
10, und in Vlto Jib. V, til. IX, cap. 5). 

Die oben bezogene Hauptftelle jener vielerörterten Conftitution der 
Imperatoren Arcadiud und Honorius lautet wörtlih: „Filii vero ejus, 
quibus vitam Imperatoria specialiter lenitate concedimus 
(paterno enim deberent perire supplieio, in quibus paterni, hoc est hae- 
reditarii eriminis exempla meiuuntur), a materna, vel avita, omnium 
eiam proximorum haereditate, ac successione habeantur alieni, lestamen- 
lis extraneorum nihil capiant, sint perpetuo egentes et pauperes, in- 
famia eos paterna semper comitetur, ad nullos prorsus honores, 
ad nulla sacramenta perveniant: sint postremo tales, ut his per- 
petua egestale sordentibus, sit et mors solatium, et vita 
supplicium!“ — 

Mag auch der terroriftiihe Dejpotiöimus des römiſchen Imperatoren- 
thums zur Befhönigung den Grund geltend machen: „quia in filiis exempla 
metuuntur eriminis paterni, hoc est (!?) haeredilarii !* — — mag aud der 
Uebermuth niedriger Echmeichler den Geſetzgebern den Rath ertbeilt haben, 
der bimmelfchreienden Verfügung durch den dünfelhaften Zuſatz: „daß den 
unfchuldigen Söhnen eined Hochverräthers aus faiferlicher Gnade das durch die 
Schuld ded Vaters eigentlich auch für fie verwirfte Leben geſchenkt werde,“ 
überdieß den Stachel des Hohmes beizufügen: — mag felbft ein Innocenz IM. 
es wagen, für ſolches, heidnifches, vor: und antischriftliches Menfchenwerf die 
göttliche Gerechtigkeit anzurufen: „Cum in multis easibus (etiam secundum 
divinumjudicium)filiipro patribustemporaliter puniantur, 
et juxta canonicas sanctiones quandoque feratur ultio non 
solum in auctores scelerum, sedetiaminprogeniemdamnatorum“: 
— möge endlih durch Riebuhr's und Abegg's Ausführungen noch fo über: 
zeugend dargethan worden fein, daß die bezogene Anordnung des römifchen 
Amperatoren » Gefeges in dem fchon vorbin längft in Uebung geftandenen 
Rechte, in den politifchen Anfichten jener Zeiten, im Nationalgeifte und in 
dem herrfchenden Borurtheile begründet geweſen fei, daß fich nicht blos kör— 
perliche Aehnlichkeiten und Familien-Züge, fondern auch Grundfäge und Ges 
finnungen, Tugenden und Pafter, Ehrenbaftigfeit und Berbreden in Familien 
fort vererben, und daß fofort auch die unfhuldigen Söhne gefährliher Staats— 
Verbrecher wegen ihrer eigenen gefäbrlihen Geſinnung beftraft 
werden follen, um fie unfhädlid zu machen: fo wird doch Niemand 
es frevelnd wagen, derlei Ausgeburten menschlicher Schredend » Willlühr je 


— —— 


— ln no nn 
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- fie im Artikel IV., $. 4 wörtlich anordnete: „Die Strafen werden ine- 
gemein nur gegen die Miffethäter und deren Mitgefpäne verhängt. Das 
hingegen die Strafmäßigkeit eines Ihäters feinem Weib, Kindern, An: 
verwandten, feinen Erben, oder anderen dritten Perfonen, wenn fie an 
dem Verbrechen nicht Antheil haben, feinerdings zu Schaden, Rachtheil 
und eigener Schmach gereihen kann.“ — 


Mit derfelben Ausführlichkeit ging diefe Anordnung fpäter in das 
Strafgeſetz Joſephs 11. vom 2. April 1787 (vgl. oben Geite 28) 
über, welches im $. 16 des erften Theil wörtlich wiederholt: „Die 
Strafe kann nur denjenigen treffen, der entweder die Miſſethat felbft 
begangen, oder ſich derfelben durch Antheilnehmung fhuldig gemadt hat. 
Weder die Strafwürdigfeit, noch die wirkliche Beftrafung des Verbrechers 
aber kann feinem Weibe, feinen Kindern, Anverwandten, Erben oder 
einem Dritten, der an der Miffethat feinen Antheil genommen hat, zum 
Nachtheile gereichen.“ — 

Das, was in dieſen älteren vaterländiſchen Geſetzen in fo aus— 
führlicher Weiſe und mit unmittelbarer Beziehung auf die dadurch auf— 
gehobenen Ueberbleibſel ehemaliger Barbarei ausgeſprochen wurde, wurde 
ſpäter nur im Auszuge in das weſtgaliziſche Strafgeſetzbuch vom 17. 


— — 


aus dem Standpunkte der ewigen Gerechtigkeit rechtfertigen zu wollen. 
Defto erhabener ftrablen Oeſterreich's Regenten, ftrablt Therefiend und Io» 
ſef's hoher Gerechtigkeitsſinn, indem fie trog römifcher Imperatoren- und 
päpftliber Satzung, ſowie troß der Aurea Bulla fchon vorlängft in unfer 
vaterländifches Geſetz dad — Recht zurüdführten, und fomit das ſchwere 
Verdammungs-Urtheil, das doch auch ſchon vor Jabrtaufenden Cicero und 
Seneca über jened dur den Gebrauch zum Recht geftempelte Unrecht ibrer 
Zeitgenoffen geäußert hatten, mit der Weihe des pofitiven Gefeped fanc- 
tionirten! — 

Möchte aber zugleich ftatt fo vieler, doch dieſes Eine, fo laut zeugende 
tehtöhiftorifhe Monument in gedoppelter Beziehung gerade in unferem 
Baterlande zur Warnungstafel dienen! — Oeſterreich's Gefepe haben ſeit 
Therefia, Joſef IL und Franz 1. wahrhaftig nicht Urfache, die Sagungen 
des Rechtes in irgend einer Beziehung aus den römifchen Imperatoren-, 
oder den canonifchen Gefegen, oder überhaupt aus fremdländifchen Inſtitu— 
tionen zu erholen! — — Möge man ferner an diefer Einen Frucht jene 
Doctrin erkennen, welche, in unferen Tagen wieder auftauchend, mit fo vielem 
Feuereifer gegen die Wiflenfchaft des ewigen Rechtes, gegen dad — Vernunft: 
recht zu Feld ziebt. Zu melden Gonfequenzen diefe wunderliche Lehre führt, 
melde Alles, was fi biftorifch als Recht berausgebildet, und vielleicht jo: 
gar mit innerer Notbwendigkeit in diefer oder jener Ausgeburt frevelnden Un— 
rechts geftaltet hat, zum Rechte ftempeln will, möge man doch an der eben 
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Juni 1796 ($. 39) und fofort wörtlich übereinftimmend mit diefem in 
das St. ©. B. vom 3. September 1803 ($. 25) und in das dermalige 
Strafgefeß aufgenommen, obne daß alfo damit zunächſt etwas Anderes 
ausgefprodhen worden wäre, als eben nur die Verwahrung gegen die 
Wiederkehr eined eben fo umgerechten als inhumanen Gefeßes oder 
Borurtheils. 

Eine unmittelbar praftifche Bedeutung mag der vorftehen- 
den Gefeped-Stelle nur in der Einen Beziehung beigelegt werden, daf 
bierdurd nemlih auch poſitiv diejenige Anficht beftätiget erfcheint, 
welche bereits oben (Seite 257— 260) ausgeführt worden ift, daß nem— 
lich eine juriftifhe Gefellfchaft (Corporation, Gemeinde) nie ald Subjekt 
von ftrafbaren Handlungen und von Strafe erfcheinen könne, weil fie ala 
ſolche feine flrafbare Handlung begehen, fofort auch nicht „ein Ver— 
brecher“ fein kann, und dapfiedaher nach dem Wortlaute des vorftehenden 
Paragraphes „aud nie eine wirkliche Strafe treffen dürfe.“ 


$. 32. (8. 26.) 


Die Strafe mnf genau nach dem Gefehe beftimmt, und *3. 
darf weder ſchärfer noch gelinder ausgemeffen werden, als —ã—e,s— 


meſſung ter 


das Geſes nach der vorliegenden Beſchaffenheit des Verbre-⸗ <iöre. 
chens und des Thäters vorſchreibt. 


$. 33. 6. 27) 


Auch kaun in der Regel ($$. 52, 54 und 55) feine 
andere Strafart über den Verbrecher verhängt werden, als 
welche in dem gegenwärtigen Geſetze beftimmt ift. Noch kann 
die verwirfte Strafe gegen eine Ausgleihung zwifchen dem 
Verbrecher und dem Befchädigten aufgehoben werden ($$- 187 
und 188). 


erflärten Satzung von Jahrtauſenden erfhauen! — Möchten doch wenigſtens 
jene Stimmen, die in redlihem Glauben in den Chor einftimmen — denn 
für die Gleißner und Uebelmollenden, welche mitfchreien, hat wenigftend die 
Wiffenfhaft keine Gründe! — an diefer Einen Frucht erkennen, daß das— 
jenige, was ſich biftorifch ganz natürlich erklären läßt, deßhalb nicht auch 
fhon gerehtfertiget fei, und daf nicht Alles, was zu irgend einer Zeit, 
wenn gleich durch Jahrtauſende fort und (nad der oftgehörten Phrafe) aus 
fogenannter innerer weltgeſchichtlicher Nothwendigkeit (durch Mebung oder 
Menfhen-Sagung) Rechtens geivefen ift, darum auch ſchon — Recht fei! — 
„Un’y a pas de droit contre le droit“ war doch ber Ausſpruch eines gott- 
gefalbten Kirhenfürften! — 
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$. 97. 
Auch kann nie eine andere Etrafart über den Verbrecher verhängt werden, ald melde in 


dem gegenwärtigen Belege beſtimmt iſt Noch Fann die verwirfte Strafe gegen eine Ausgleichuug 
jnifden dem Berbrecder und dem Befchädigten aufgeboben werben. 

Auch die in den vorftehenden zwei Paragraphen enthaltenen drei 
Beſtimmungen find im Grunde nur Abftractionen, welche das Gefeg ſelbſt 
theild aus den befonderen Strafordnungen für einzelne Verbrechen, 
theild aus den über die Ausmeffung der Strafen je nad dem Dafein 
von Erfhwerungs- und Milderungs:Umftänden gegebenen Borfhriften 
(88. 48—54), theild aus der ſchon im zweiten Abſatze des $. 17 auf- 
geftellten allgemeinen Richtſchnur in Form von allgemeinen Grundfäßen 
zufammengefaßt hat, fo daß dadurch eigentlich feine neue oder ſolche 
Beftimmung ausgefprochen wird, welche nicht ſchon in den eben ange 
deuteten befonderen Anordnungen des Geſetzes enthalten wäre. Dennod 
ift diefe von dem Gefeßgeber felbit gegebene Darlegung der hoͤchſten 
Principien, welche ihm rückſichtlich der dem Richter zu ertheilenden Ge— 
walt, oder, wie ſich bezeichnend die Randgloſſe ausdrückt, „hinſichtlich der 
Beſchränkung der richterlichen Willkühr in Ausmeſſung der 
Strafe“ geleitet haben, nicht ohne praktiſche Bedeutung, da hierdurch 
dem Richter die Auslegungsregeln an die Hand gegeben werden, welche 
er bei Anwendung der bei den einzelnen Verbrechen angeordneten Strafen 
insbefondere zu beachten hat, und fohin die Richtung und die Schranken 
angezeigt werden, welche von ihm binfichtlich der feinem fubjectiven 
Ermefjen anbeimgeftellten Straf-Ausmeffung zu beobachten find. 

Will man hiernach den I. diefer drei Grundfäge, welcher nemlich 
im $. 33 ausgeſprochen ift, nicht als eine Tautologie mit dem fogleich 
nachfolgenden zweiten anfehen, fo fann die Beftimmung: „daß Die 
Strafe weder [härfer, noch gelinder ausgemeſſen werden könne, als 
es das Geſetz vorfchreibt,“ nur auf die Ausmeffung der Strafe hinficht- 
lih der Straf-Dauer (vgl. oben Seite 369) bezogen werden, indem 
von der Beſchränkung hinfichtlich der Straf» Art ohnehin noch insbe— 
fondere im $. 33 gehandelt wird. — 

Wird aber der $. 32 in dem eben angedeuteten Sinne aufgefaßt, 
fo enthalt er im Grunde nur denjenigen allgemeinen Grundfaß, der in 
den $$. 49, 50, 51 und 53 wieder in befonderen Anordnungen er: 
ſcheint, daß nemlich der Richter bei Ausmeſſung der Strafe wegen Er- 
ſchwerungs- oder Milderungs-Umftänden in der Regel weder über das 
Marimum der gefeglichen Strafdauer hinaus, noch unter das Mini- 
mum derfelben herab gehen dürfe. — Bon dem erften Theile diefer 
Regel kennt das Gefeß gar feine Ausnahmez; dagegen läßt es vom 
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zweiten Theile derfelben mehrere Ausnahmen zu, wornach es nemlich 
dem Richter geftattet ift, die gefeglihe Strafdauer felbft unter das 
Minimum berabjufeßen. Diefelben find angeordnet : 

a) im $. 52, wornach der Richter wegen des jugendlichen Alters 
des Verbrechers fogar ftatt der lebenslangen nur auf eine zeitlide 
Kerkerftrafe erkennen muß; — 

b) im $. 54; — 

c) im &. 55; — 

d) im den je nach Berfchiedenheit der Kronländer auch verſchiede— 
nen Anordnungen der Strafſ-Verfahrens-Geſetze, welche bald ſchon 
dem Richter erjter Inftanz, bald nur den höheren Gerichten ein außer— 
ordentliches (Straf-Milderungs:) Recht zur Herabfeßung der Strafe 
auch unter dad Minimum der gefeglihen Straf- Dauer einräumen, 
und die ſchon oben (Seite 7I—83) auseinandergefegt worden find. — 


Die II. der erwähnten drei Auslegungs Regeln, welche im Ein- 
gangsfage des $. 33 vorkommt, weifet darauf hin, daß wegen Erſchwe— 
runge= oder Milderungs:Umftänden in der Regel aud Feine andere 
Straf- Art, alfo weder eine andere Qualität von Strafübeln (eine 
andere Hauptart der Strafen nad $. 12), nod ein anderer Grad der 
Kerkerftrafe (vgl. oben Seite 369), als unmittelbar im Geſetze felbft an- 
geordnet ift, von dem Richter verhängt werden dürfe, Diefe Negel wieder: 
holt dann das Gefek in Anwendung auf die hierbei möglichen befonderen 
Falle in den 88. 49 und 53, deutet aber zugleich durch das Citat der 
$$. 52, 54 und 55 bereits hier die drei Ausnahmsfälle an, welche es 
von diefer Regel zuläßt. — 


Auch der IT. im Nachſatze des $. 33 feftgeftellte Grundfaß verfteht 
fih im Grunde von felbft, fobald das Gefek einerfeits unter den Er- 
löfhungsarten der Verbrechen nicht auch die Entfhädigung des durch ein 
Verbrechen Befchädigten, oder die mit demfelben ftattgefundene Ausgleichung 
aufführt, und wenn es and’rerfeits unter den Borfchriften für das Straf- 
Verfahren den Grundfaß zur Geltung bringt: „daß die ftrafgericht- 
lihe Verfolgung der Berbrehen von Amtswegen flatizufinden habe, 
und nicht von dem Begehren des Verletzten (Befhädigten) abhänge *). — 





— 


) Der obige Grundſatz: „daß alle Verbrechen von Amtswegen 
(ex oflicio) verfolgt werden müſſen,“ iſt für jene Kronländer, für welche 
in Beziehung auf das Griminal»Berfahren der II. Abfchnitt des 1. Theile 
des St. ©. B. vom 3. September 1803 gilt, im $. 215 deffelben; für bie 
Kronländer, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 1850 in Wirkſamkeit ift, in 
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Unter diefer Vorausſetzung ift daher der Umftand, daß zwiſchen dem Ber- 
brecher und dem durch deffen Verbrechen Befhädigten eine Ausglei- 
hung, d. h. ein gütliches Uebereinfommen darüber, wie der materielle 
(privatrehtlidhe) Schade wieder gutgemacht, oder ald aufgehoben ange: 
fehen werden fol, für das hiervon ganz verfhiedene Recht des Staates 
(zur Handhabung feines Stra f-Gefekes) etwas ganz Gleichgiltiged, und ed 
konnte hiernach au folgerichtig audgefprochen werden: „daß die Murh 
das Verbrehen) verwirkte @. b. die in Folge des Verbrechens verdiente, oder eigentlich 
als materielle gefehlihe Wirkung alfogleih nah dem begangenen Verbrechen eintretende, wenn 
auch noch nicht formal vom Richter zuerfannte) Strafe durch eine derlei Ausgleihung 
nicht aufgehoben werde." — Hiermit übereinftimmend erflärt auch unfer 
a. b. G. B. im $. 1384: „Vergleiche über Gefeßes-Uebertretigigen find 
nur in Hinfiht auf Privat-Genugthuung giltig; die gefeßmäßige Unter: 
fuhung und Beftrafung kann dadurch blos dann abgewendet werden, 
wenn die Uebertretungen von der Art find, daß die Behörde nur auf 
Berlangen der Parteien ihr Amt zu handeln angewiefen if." — — 
Das Lebtere findet übrigens, wie eben vorher in der Anmerkung bemerkt 
wurde, bei Verbreden gar nie Statt. — 


Dagegen hat das Strafgefeß felbft von der ebenerwähnten Regel 
in einer anderen Richtung eine förmliche Ausnahme Hinfichtlich der 
Berbrechen des Diebſtahls und der Beruntreuung in den 88. 187 und 
188 feftgefeßt, in foferne es nemlich bei diefen beiden Verbrechen aller: 
dings unter gewiffen Bedingungen durch eine derlei Ausgleihung eine 
gänzlihe Tilgung der „verwirkten" Strafe eintreten läßt. — 
Eine weitere Ermäßigung, wenn auch nicht fürmliche Ausnahme von 
diefem Grundſatze, gefteht das Geſetz auch noch im $. 47, lit. e in foferne 
zu, als es den Umftand, daß „der (durch das Verbrechen) Befchädigte 
volltommenen Erfaß oder Genugthuung (alfo z.B. auch im Wege der 
Ausgleihung mit dem Verbredher) erhält,“ als einen Milderungs-Um— 
ftand in Rechnung bringt, daher mit Rückſicht auf die $$. 52—54 wegen 
diefer Ausgleihung eine Milderung oder theilweife Aufbebung 
der verwirkten Strafe zugeitebt. 





—— 


den 88. 2, 57, 90, 91 und 94 derſelben wortdeutlich: für Ungarn, die ſer— 
biſche Woiwodfhaft und das Temeſer-Banat, fo wie für Groatien und Sla— 
vonien Wenigftend dem Weſen nad im $. 8 der oftgedachten Etrafverfahrend- 
Vorſchriften für diefe Kronländer vom 28. December 1849 und vom 24. Juli 
1850 ausgefprochen, und erleidet in al’ diefen Befepen gar feine Aus— 
nahme. — 
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8. 34. 6. 28) 


Hat ein Verbrecher mehrere Verbrechen begangen, welche Yon Iuianme- 
Gegenftand der nemlihen Unterfuhung und Aburtheilung Verbrechen, 
find, fo ift er nach jenem, auf welches die fchärfere Strafe 
gefegt ift, jedoch mit Bedacht auf die übrigen Verbrechen, 


zu beftrafen. 


$. 35. 6. 20.) 
Diefe Vorſchrift muß auch in dem Falle beobachtet rer von Ber- 


brechen mit Ber« 


werden, wenn Verbrechen mit Vergehen oder Uebertretungen ah te, 
zufammentreffen. 

Die in den 88. 28 und 29 feftgefesten befonderen Be— 
flimmungen find jedoch im Falle eines Znfammentreffens von 
mehreren Verbrechen oder von Verbrechen mit Vergehen oder 
Uebertretungen nebft der fonftigen gefeglihen Strafe auch 
dann in Anwendung zu bringen, wenn aud nur eine ber zu: 
fammentreffenden ftrafbaren Handlungen durch den Inhalt 
einer Drudfchrift begangen wurde. — Ebenſo ift in dem 
Falle, wenn and nur auf eine diefer zufammentreffenden 
ftrafbaren Handlungen in diefem, oder einem anderen Gefege 
eine Geldftrafe oder eine der im $. 240, lit. b) und c), be: 
ftimmten Strafen feftgefegt ift, nebft der fonftigen gefeplichen 
jedenfalld auch diefe befondere Strafe gegen den Schuldigen 
zu verhängen. 

$.%. 2 nd 

Hat ein Verhrecher mehrere Verbrechen von verfhiedener Gattung begangen, fo Bom Zuſam— 

it er nad jenem, auf welches die jhärfere Strafe geieget ift, jedoch mit Bedacht auf Die übrigen menstiufie 


Berbrechen, gu beitrafen. —— Ker · 
$. 20. — 


Dieſe Vorſchrift mug auch in dem Falle, daß eine ſchwere Polizei » Uchertretung mit oder eines Ber 
einem Verbrechen zuſammentrifft, beobachtet werden. Daferu gegen die ſchwere Boltizei- brebensmit einer 
Uebertertung eine Arreititrafe, oder förperlidbe Aüudtigung beftimme iſt ſchweren Polizei 
Ware aber eine andere Urtder Strafe feſtgeſezt, fo muß dieſe indbe Uebertretung. 
fondere von der politifhben Obrigkeinnach Vorihrift Des zweiten Theiles 
dieſes Geſetßes verbänget werden, 

($. 38 des prov. Prehgefeges vom 13. März 1849.) 

Wird Iemand in Folge derſelben Anklage wegen mehrerer, in den $8.22 bis 35 ber 
zeichneten Mebertretimgen fhuldig befunden, fo iſt die Freibeitsitrafe und der Gautionaverfall 
nach jener Uebertretung, auf melde die firengere Etrafe geicpt üt, jedoch mit Bedacht auf die 
anderen Uebertretungen, au bemeiien. j 

Fit nur für Eint Mebertrerung ein Gautiondverfal ausgefproden, fo muß nebſt der 
Breibeitöftrafe andy anf dieſen erfannt werden, 


Es wurde bereitö oben (Seite 358) darauf hingedeutet, daß in 
den vorftehenden zwei Paragraphen die Beſtimmungen über die Con 
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currenz (das Zufammentreffen) mehrerer Berbrehen untereinander, 
oder von Verbrechen mit Vergehen und Uebertretungen enthalten feien. 

Im Sprachgebraucde der heutigen Wiffenfchaft bezeichnet man mit 
dem Ausdrude Concurrenz oder Zufammentreffen oder Zu- 
fammenfluß mehrerer ftrafbaren Handlungen (Concursus plurium 
delictorum*) gewöhnlich dasjenige That» Berhältnig, wornach Jemand 
mehrerer noch umbeftrafter Gefeßes - Uebertretungen (ſtrafbarer Handlun- 
gen) fhuldig erfcheint, welche Gegenftand des nemlichen Strafprozeffes (der 
nemlihen ftrafgerichtlihen Unterfuhung und des nemlichen Urtheile) 
find. — Allein damit ift die Concurrenz nur nominal, in Beziehung 
auf ihre äußere, zufällige Geftaltung bezeichnet. Ihr reales Weſen 
befteht darin, daß fih Jemand mehrerer Nechtverlekungen in der Weife 
ſchuldig gemacht hat, daß diefelben mit Rückſicht auf die Begriffsbeltim- 
mung eines beftimmten Gefeßes zugleih als mehrere, von einander 
wenigftens der Zahl (Quantität) nad gefchiedene, wenn auch nicht im- 
mer der Art (Qualität) nad verfihiedene ftrafbare Handlungen *") er: 
ſcheinen. — Dadurch unterfheiden ih zufammentreffende Verbrechen 
voneinem zufammengefeßten Verbrechen (delictum compositum), daß 
zwar in beiden fih eme Mehrfachheit von Rechtverletzungen erkennen 
läßt, daß jedoch bei den erſteren ſich nach Maßgabe der vorausgeſetzten 
geſetzlichen Begriffs-Beſtimmung zugleich auch eine Mehrheit von 
Verbrechen, bei dem zuſammengeſetzten Verbrechen hingegen nur ein ein— 
ziges Verbrechen herausſtellt, was auch durch die dafür üblichen Aus— 
drücke in ſoferne bezeichnend ausgeſprochen wird, daß man das Object 
der Concurrenz mehrerer Verbrechen fortan mit dem Plural („zuſam— 
mentreffende Verbrechen“) nennt, während das zuſammengeſetzte Ver— 
brechen immer nur in Singulari genannt wird. 


*) Die Eoncurrenz mehrerer ftrafbaren Handlungen (Concursus plurium 
delictorum) ift hiernach wohl zu unterfcheiden von dem Zuſammenwirken 
oder Zufammentreffen mehrerer Perſonen in Beziehung auf ein (und daffelbe) 
Berbrehen — Concursus plurium ad idem delietum — zu unterjcheiden. 
Bon dem lepteren wurde bereits oben Seite 240 u. flg. gehandelt. 

*) Da es in Beziehung auf Die Beurtbeilung, ob überhaupt eine 
Goncurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen vorhanden ſei, gleichgültig it, ob 
die zufammentreffenden Handlungen mehrere Verbrechen, Vergeben oder Ueber— 
tretungen feien, oder ob ſich darin ein Zufammentreffen von Verbrechen mit 
Bergeben oder mit Webertretungen oder mit beiden, oder ein Zufammenfluß 
von Vergeben mit Ueberiretungen erkennen laffe, jo wird zur Vereinfachung 
in der folgenden Darftellung immer nur von der Goncurrenz von mehreren 
Verbrechen geiproden. 
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Wenn hiernach der A mit Einem Schuſſe zwei Berfonen abſichtlich iöttet, 
oder eine Hütte in Brand ftedt, in der Abfiht, um einen darin fchlafen- 
den Menfhen zu erftiden oder zu verbrennen, und er hat diefe Doppels 
Abſicht wirklich ausgeführt ; — oder wenn Jemand dafür in Unterfuhung 
gezogen wird, weil er vor einem Jahre eine Bramdlegung, dann nad 
fehs Monaten wieder eine zweite, und eiwa geflern eine dritte Brand- 
legung ; — oder weil er geflern einen Diebftahl begangen bat, ſich aber 
aus der Unterfuhung ergibt, daß er fehs Monate früher einen Betrug, 
und noch früher einmal eine ebenfall® noch unbeftrafte boshafte Befchä- 
digung an fremdem Eigenihum aufgeführt hat: fo ift der Thäter in all’ 
diefen Fällen mehrerer zufammentreffender flrafbarer Handlun- 
gen (Berbrechen) ſchuldig, da er in jedem diefer Fälle nicht nur fich einer 
Mehrfahheit von Rechiverlegungen, der Tödtung mehrerer Menfchen, 
— der Zerftörung fremden Eigenthums und zugleich der Tödtung eines 
Menfhen, — und in den zwei legten Fallen ſich fogar dreifacher Recht: 
verlegungen fhuldig gemacht hat; fondern da man nach dem herrichenden 
Sprahgebrauhe in jedem diefer Falle nit von Einem, fondern von 
mehreren Berbredben reden wird, indem man nad den Begriffebeftim- 
mungen unferes Gefeges behaupten muß, daß er im erften diefer Fälle 
zwei Mordihaten begangen, oder fih des zweimaligen Verbrechens 
des Mordes, alfo zweier (zufammentreffenden) Verbrechen oder Morde 
($. 134); im zweiten des Verbrechens des Mordes ($. 134) und der 
Brandlegung ($. 166); im dritten dreier Verbrechen der Brandlegung 
($. 166) und im legten Kalle fih ebenfalls dreier Gefegübertretungen, 
des Diebſtahls, des Betruges umd der öffentlichen Gemwaltthätigkeit 
ſchuldig gemadt hat. 

Ganz verfchieden davon find die Falle: wenn 3. B. Jemand einer 


Franensperfon Gewalt anthut und fie in ihrer perfönlichen Freiheit be- 
ſchränkt, um fie zu außerehelihem Beifchlafe zu mißbrauchen; oder wenn - 


Jemand einen Anderen mordet, um ihm dadurch eine fremde bewegliche 
Sache zu entreißen, und an fih zu bringen. Auch in diefen beiden Fällen 
ift dann, wenn der Thäter feine fhändlichen Abfichten ausgeführt hat, 
eine Mebrfahheit der Rechtverlegung vorhanden, indem nemlich im 
erfteren Falle die perfönliche Freiheit, die Geſchlechtsehre und die Inte: 
grität des Körpers; — im zweiten aber das Reben und das Bermögen 
verlegt wurden ; allein nach dem Sprachgebraude unferes Gefekes wird 
man in feinem diefer beiden Fälle von zufammentreffenden mehreren, 
jondern in jedem derfelben nur von Einem (zuſammengeſetzten) Ber- 
brechen; im erfteren nemlich von Nothzucht ($. 125) und im zweiten 
Hoe, Kommentar, 29 
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Falle von Raubmord ($. 135, 3.2) reden, weil das Geſetz bei Feſt— 
baltung jeder diefer beiden Begriffebeftinmungen bereits die Mehrfach: 
heit der durch die erwähnten ftrafbaren Handlungen verlegten Rechts— 
Objecte umd die darin liegende Gomplieirtbeit von mehreren Rechts— 
verlegungen berüdfichtiget, fie aber dennodh zufammen in jedem diefer 
Fälle nur mit Einem beftimmten Namen bezeichnet hat. 

Bon al’ den mannigfachen Eintheilungen der Concurrenz, welche 
von der älteren und neueren Doctrin aufgeftellt werden, laffen fich logiſch 
nur zweierlei Eintheilungsarten rechtfertigen, welche aber auf ganz ver= 
fhiedenen Eintheilangsgründen beruhen, und eben deßhalb nebeneinander 
(coordinirt), aber nicht im Verhältniſſe der Ueber⸗ und Unterordnung zu 
einander beftehben. Die Eoncurrenz ift nemlih nad Maßgabe der Qua— 
lität der zufammentreffenden Verbrechen entweder eine gleidhartige 
oder ungleihartige; und nach der Zahl der Handlungen, wodurd 
die zufammentreffenden Verbrechen begangen werden, entweder eine eins 
thätliche oder mehrthätliche Soncurrenz. — Man verfteht unter 
der gleihartigen (oder einartigen) Concurrenz (concursus delicto- 
rum homogeneus seu subjectivus, seu reiteralio vel repelitio delietorum, 
oder Wiederholung von Berbreden) das Zufammentreffen mehrerer Ber: 
brechen, welche fih allefammt als Berlegungen des nemlich en Strafge: 
feßes, d. 5. als Verbrechen derfelben Art darftellen, fo daß fie zwar aller- 
dings nach der Zahl als von einander getrennt oder ald mehrere; nad) der 
Qualität oder geſetzlichen Begriffebeftimmung von Verbrechen aber immer 
nur ald das mehrmals eingetretene Eine und nemliche Berbrecdhen 
erfcheinen. Diefe gleichartige Concurrenz trifft alfo dann ein, wenn 
3. B. Jemand entweder nacheinander durch mehrere einander gefolgte 
Handlüngen oder zugleih durch Gine und diefelbe Handlung mehrere 
Menſchen abfichtlich getödtet, oder wenn er nacheinander an verfchiedenen 
Drten Brand gelegt hat u. f. f. — Bei der ungleihartigen (oder 
mebrartigen) Goncurren; (Concursus delictorum heterogeneus, vel 
objectivus, sive cumulalio delietorum — Anhäufung von Ber: 
brechen) aber zeigt fih in den zufammentreffenden mehreren Verbrechen 
zugleich auch eine Berfchiedenartigkeit in Beziehung auf die Qualität 
derfelben, alfo nicht blos cine Mehrheit von Verbrechen, fondern zugleich 
die Verletzung verfhiedener Strafgefeße, oder die Subfumirbarfeit 
diefer mehreren Verbrechen unter verfchiedene gefeßlihe Begriffebeftim- 
mungen, wobei es übrigeng wieder gleichgiltig ift, ob dieß nacheinander 
dur mehrere Handlungen, oder gleichzeitig dur Eine Handlung ges 
ſchieht. Dahin gehören alſo diejenigen der obigen Fälle, wo Jemand 
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naheinanver einen Diebftahl, Betrug und eine boshafte Beihädigung 
fremden Eigenthums, oder dur diefelbe Handlung eine Brandlegung 
und einen Mord begangen hat. 

Aus den eben auseinander gefehten Begriffsbeftimmungen der 
gleihartigen und ungleichartigen Eoncurrenz folgt zugleih, daß ſowohl 
auf die eine, als aud auf die andere derfelben die zweite Eintheilungsart 
der Eoncurrenz in die einthätliche und mehrthätliche anwendbar ift, oder 
dag mit anderen Worten die gleichartige und die ungleichartige Con— 
currenz ebenfowohl eine einthätliche, als eine mehrthätliche fein kann. — 
Man verfteht umter der einthätlichen (oder gleichzeitigen) Goncurrenz 
(coneursus delietorum idealis, seu formalis sive simultaneus) dies 
jenige, wo die mehreren zufammentreffenden Verbrechen durch eine ein- 
zige (ein umd diefelbe) Handlung begangen wurden, wie z. B. in den 
obigen Fällen, wo Jemand durch Einen Schuß mehrere Berfonen oder 
durch die Anzündung eines fremden Haufes die darin fchlafende Berfon 
abfihtlid tödtet; während bei der mehrthätlichen (oder fucceffiven) 
Goncurrenz (Concursus delietorum realis, materialis oder successivus) 
die zufammentreffenden mehreren Handlungen durch mehrere nicht gleidh- 
zeitig, fondern nabeinander folgende Handlungen begangen werden, was 
in allen übrigen oben aufgeführten Beifpielen der Fall ift. — 

In Beziehung auf die Beftrafung von concurrirenden Verbrechen 
taffen fih für die Geſetzgebung im Wefentlichen dreierlei verfchiedene 
Syſteme unterfcheiden: 

A. Das Eumulationd:- (oder Adcumulir:), 

B. das Abſorptions-, und 

C. ein Vermittlungs-Syſtem zwifchen beiden. 

Das erfte (A) gebt von dem Grundfaße aus: „Singula delieta 
merentur singulas poenas“ oder „quot delicta, lot poenae,“ und 
will daher die durch jedes der zufammentreffenden Berbrechen verdienten 
Strafen allefammt zuſammenrechnen und zuerkennen, fo weit dieß nur 
überhaupt phyſiſch möglich ift, d. h. fo weit dieſelben mit einander ad- 
dirbar oder compatibel find, und fir die hiernach nicht ausführbaren 
Strafen durch verfehärfende Zufäge ein Aequivalent feftfeßen. — Allein 
alle Welt ift darüber einig, daß dieſes Syſtem eine Ungerechtigkeit, nem: 
lich eine über das Maß des Verfhuldens hinausgehende Verſchärfung 
der Strafen, und eine Graufamfeit einfohliehe; indem mit der Dauer 
der Strafe aud ihre Intenfität fteigt. und fofort durch die Sum— 
mirung der mehreren Strafen über den Schuldigen ein härteres Straf- 
übel verhängt würde, ala im der Abficht des Gefehgebers gelegen war, 

29 * 
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weldher die Strafe des einzelnen Verbrechens ald einzelne in’d Auge 
faßte. Man fann nemlih annehmen, daß auch in der geiftigen Welt, 
gleihwie in der phufifchen die Negel gelte, daß eine Kraft auf Einen 
Punkt concentrirt ungleih mehr wirkt, ald wenn fie auf mehrere Punkte 
verteilt wird. — So würde denn auch z. B. eine zehnjährige Freiheits- 
ftrafe ununterbrochen fortgefeßt, empfindlicher fein, ald wenn fie mit 
einer Unterbrechung ausgeftanden würde, und noch mehr eine körperliche 
Züchtigung von 30 Stodftreihen weit härter fein, wenn fie auf Einmal 
zugefügt wird, ald wenn fie etwa in drei Abtheilungen von jedesmal 
zehn Streichen ausgeführt wird. — Eben deßhalb wurde denn aud noch 
von gar feinem Geſetze diefes auf unverhältnigmäßige Strenge führende 
(erfte) Syftem wörtlich geltend gemadt. — 
Das zweite Syſtem aber (ad B), geht nad dem Grundſatze: 
„Poena major absorbet minorem“ vor, bringt daher in dem vorausge— 
ſetzten Falle nur die Strafe für das unter den mehreren zufammentreffen- 
den Berbrehen höchſt beftrafte in Anwendung, und läßt die Strafe 
für alle übrigen (geringeren) Verbrechen in jener aufgehen. — Allein 
diefes Syſtem würde in feiner Rüdwirkung einem Verbrecher, der fhon 
einmal durd ein größeres Verbrechen eine gewiffe höhere Strafe verwirkt 
hat, für alle folgenden geringer ftrafbaren Handlungen geradezu einen 
Breibrief geben, und überdieß eine relative Ungerechtigkeit gegen 
alle diejenigen einfchliegen, welde für das nemliche Verbrechen, das fie 
ohne Goncurrenz mit anderen ganz allein begeben, d. h. für ein weit 
geringeres Berfhulden ebenfo ſtrenge beftraft werden würden, wie 
jener, der eben diefes Verbrechen in Concurrenz mit fo vielen anderen 
ftrafwürdigen Handlungen begangen hätte. 
Hieraus ergibt fih ſchon, daß fih aus dem Standpunkte der Gerech— 
tigkeit und Gefepgebungs-Klugheit nur ein Vermittlungd-Spitem _ 


— — — — — — —— 


(0) zwiſchen den beiden bisher genannten Ertremen gutheißen laffe, wor⸗ 
nah nemlich bei einem ſolchen Zufammentreffen mehrerer ſtrafbarer 
Handlungen zunächft die Strafe für die darımter nach dem Gefeke relativ 
ftrafbarfte verhängt, und wegen der übrigen damit concurrirenden ftrafs 
baren Handlungen eine Berfhärfung jener Hauptftrafe, entweder nad 
ihrer Intenfität, oder durch Erweiterung in Bezichung auf das quantita- 
tive Ausmaß (d. h. in Beziehung auf ihre Ertenfion oder Dauer), oder 
durch Beigabe von Berfhärfungsarten (Zufaß- oder Nebenftrafen) in 
Anwendung gebracht werden foll. — 

Diefem (dritten) Syſteme huldiget num offenbar auch unfer vor: 
liegendes Gefeg. Es ftellt daffelbe im $.34 und im erften Abfae des 
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8. 35, fo wie im erften Abfape des $. 267 als Regel für das Zufam- 
mentreffen aller Arten von ftrafbaren Handlumgen auf, führt diefe Regel 
in der Anwendung auf die verfchiedenen Arten von Concurrenz confes 
quent umd zugleich mit großer Einfachheit *) in den $$. 44 litt. a und b 
und 263 litt. a, b und I dur, und fügt derfelben in dem zweiten Abſatze 
des $. 35, fo wie in dem zweiten Abfape des $. 267 eine eben fo 
wichtige ald gerechte Beſchränkung bei. 

Was nun insbefondere die hier zu erläuternden obigen zwei 
Baragraphe 34 und 35 betrifft, fo normirt das Geſetz vorerft im $. 34 
den Fall des Zufammmentreffend mehrerer Verbrechen, und zwar, da es 
nunmehr ganz allgemein, und mit Weglaffung der in dem früheren 
Geſetze enthaltenen Unterfcheidung („mehrere Berbrechen verfhiedener 
Gattung“) fpriht, fowohl die gleichartige als die ungleidartige, 
gleihwie auch ferner die einthätliche und mehrthätlihe Concurrenz. 
Die Bergleihung mit dein $. 44 litt. a und bezeigt Far, daß dem Gefech- 
geber die Eintheilung und das Wefen der Eoncurrenz in die gleiche 
artige oder einartige („wen eben daſſelbe Verbrechen wiederholt worden" — 8. 44 
ir. a—), und in die ungleihartige oder mehrartige („wenn mehrere 
Berbrechen verſchſedener Art *) begangen worden ſind — $. 4 die.b —) Concurrenʒ 





— — 


*) Bei Vergleichung der oben bezogenen Vorſchriften unſeres vater— 
ländifchen Ztrafgejeged mit den analogen Beitimmungen fo mander aus— 
wärtigen neueren Strafgefege dürfte eine unbefangene Beurtbeilung dem un— 
ferigen den Borzug zuerfennen. Während in diefen häufig cafuiftifche Be— 
fiimmungen vorkommen, in wie ferne nebft der für das ſtrafwürdigſte der 
concurrirenden Verbrechen felbftftändig zu verbängenden Hauptitrafe von den 
Straſen für die übrigen zuſammentreffenden ftrafbaren Handlungen die Hälfte, 
ein Drittbeil, Viertheil w. ſ. f. beigefügt werden foll, hat unfer Gefeg die 
Frage mit einem fehr einfachen Grundfage durchfchnitten, und bei der An— 
wendung derfelben auf die einzelnen Fälle dem vernünftigen Ermeifen des 
Richterd einen angemeffenen Spielraum augeftanden. 

”) Wem die Gontroverfen der Doctrin und Prarid befannt find, bie 
ehemals über den in den analogen Stellen des früberen Geſetzes vom 3. 
Scptember 1803 ($. 28 und $. 37 lit a) vorfommenden Ausdrud: „mehrere 
Berbrechen verfchiedener Battung” erhoben worden find: Der wird ed gewiß 
gutheißen, dak das dermalige Geſetz alle aus diefem vieldeutigen und nicht 
glüdlih gewählten Ausdrude refultirenden Streitfragen im $. 44 lit. b durd 
die Subftitution des richtigeren Ausdruded: „Art“ abgefchnitien, und damit 
zugleich feftgeftellt babe, daß die ungleichartige oder mehrartige Cencurrenz in 
allen Fällen vorhanden fei, wo ſich die mehreren ftrafbaren Handlungen 
unter verſchiedene geſezliche Begriffäbeftimmungen von ftrafbaren Hand» 
lungen fubfumiren faffen, obne weitere Rudjicht darauf, ob dieſe verfhie 
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wohl befannt war, und daß er dDieje beiden Arten von Goncurrenz ganz 
gleihförmig nah dem nemlihen Grundfake beurtheilt, memlich in 
beiden Faller binfihtlih der Rechtswitkung nur „als einen allgemeinen 
Erſchwerungs-Umſtand“ behandelt wiffen wollte. — 

Allein auch die andere Eintheilungsart der Eoncurrenz in eins 
thätlihe und mehrthätliche ift ſowohl in den 88. 34 und 35, “als 
aud in den litteris a und b des $. 44 (gleidhwie in den $$. 263 litt. a, 
b und I und 267) eingefchloffen, da eben der Gefehgeber nicht weiter 
zwifchen den verfchiedenen Arten von Concurrenz unterfchieden bat, und 
es daher auch dem Richter nicht geftattet ift, eine weitere Diftinction, oder 
Ausſcheidung der einen over anderen Unterart in das Geſetz bineinzus 
tragen, indem die obige Auseininderfeßung nachgemwiefen hat, daß nad 
der Naturder Sache eben fowohl die gleichartige Goncurrenz („wein 
eben diefelbe ftrafbare Handlung wiederhoit wurde“), ald auch 
die ungleihartige („wenn mehrere ftrafbare Handlungen von verſchie— 
dener Art begangen worden find“), entweder durch mehrere nadı- 
einander folgende, oder auch nur duch eine einzige Thathandlung 
vollführt werden können. — 

Dur den — hinfihtlid des früheren Geſetzes erft ın einer nach— 
träglihen Erläuterung enthaltenen *) — Zuſatz, daß zur Anwendbarkeit 

der Beitimmungen über Concurrenz nothwendig fei: „daß die mehreren 
Berbregen Gegenftand der nemliden Unterfuhung und 
Akurtheilung feien,“ hat der $. 34 zugleih das fihon oben darge: 
iegte Wefen der Eonenrrenz, im Gegenfaße des Rückfalles, und der 
wegen was immer für einer jtrafbaren Handlung vorausgegangenen Be: 





denartigen firafbaren Handlungen zufammen zur nemlichen oder zu ver 
ſchiedenen Gattungen gehören (verg!. übrigens unten die Erläuterung des 
$. 57). Eben jo zweckmäßig dürfte die gänzliche Weglaffung des im früberen 
$. 28 vorkommenden Ausdrudes: „verfchiedener Gattung“ in dem 
jegigen $. 34 befunden werden, nicht nur deßhalb, weil diefer Ausdruch nad 
dem eben Bejagten jchleht bezeichnend war, fondern wohl auch darum, weil 
dur die Deifügung diejes oder eines ähnlichen Zufages, der $. 34 des jegigen 
Geſetzes, gleihwie dieß von dem früheren $. 28 behauptet werden mußte, 
wieder einfeitig geworden wäre, indem er dann wieder nur die Beſtim— 
mung für die ungleihartige Goncurrenz enthalten hätte, während doch 
aus der Bergleihung mit $ 44 litt. a und b ($. 37 litt, a und b ded alten 
Geſetzes) die Abſicht ded Gefepgeberd bervorleuchtet, daß beide Arten von 
Goncurrenz, die ungleihartige ſowohl, ald die gleichartige, nad der nem» 
lihen Regel beandelt werden follten. — 


*) Bat. die nachfolgende Aumertung am Schluffe. 
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ftrafung überhaupt ausgedrückt. Hieraus ergibt fih als unmittelbares 
praftifch wichtiges Gorollar von felbit, daß die Beftimmungen über Zuſam⸗ 
mentreffen von mehreren ftrafbaren Handlungen nicht anwendbar find auf 
denjenigen Fall, wenn wider Jemanden wegen einer jtrafbaren Handlung 
bereits ein ftrafgerichtliches Urtheil, ob gleih nur in erfter Inftanz, und 
noch nicht rechtskräftig ergangen iſt, und wenn fich nachträglich noch eine 
andere von demfelben Thäter, wenn gleich vor Schöpfung des in Frage 
ftehenden Urtheils, begangene, aber zur Zeit der ftrafgerichtlihen Unter— 
fuhung und Aburtheilung über erftere dem Berichte nicht bekannt gewefene 
ftrafbare Handlung offenbart; — und um fo weniger auf den Fall, 
wenn Jemand erfi nach erfolgtem Urtheil über eine ftrafbare Handlung, 
fei es auch während der Strafdauer für diefelbe, eine neue ftrafbare 
Handlung begeht, denn in beiden Fällen ift die neu hervorfommende 
ftrafbare Handlung nicht mehr „Begenftand derjelben Unterfuhung 
und Aburtheilung.“ Wolgerichtig wird daher in diefen beiden Fällen die 
Strafe für diefe neu bervorgefommenen ftrafbaren Handlungen. ganz uns 
abhängig ven dem früheren Strafurtheile, und felbititändig für ſich allein 
zugefügt, im foferne nicht etwa in einzelnen Fällen etwas Abweichendes 
verfügt wird, oder die Gnade des Randesfürften vermittelnd inzwiſchen 
tritt, um bei der Ausmeffung oder Nahfiht der zweiten Strafe einige 
Rüdfiht auf die früher erlittene Strafe zu nehmen *). 


*) Die obige Enticheidung, welche aus dem erwähnten Zufape des 
8. 34 des dermaligen Geſezes nunmehr unmittelbar hervorgeht, hatte 
der Gaffationdhof vermöge ded Weſens der Koncurrenz, wie baffelbe über 
einftimmend von Doctrin und Prarid aufgefaßt wird, auch aus dem Geifte 
des früheren Gejepes ($. 28 des I. Th.) gefolgert, indem er laut Ge 
richtszeitung vom 6. März 1852, Nr. 29 am 8. Jänner 1852 die Nich- 
tigkeitöbejhwerde gegen ein Strafurtheil verwarf, wodurd Jemand, der wegen 
Diebſtahl bereitd zu einer vierjährigen Kerkerftrafe verurtheili worden war, 
und in Strafe jaß, wegen eines nach diefem Strafurtbeile begangenen Dieb» 
Rablö neuerlich zu vierjähriger Kerferftrafe mit der Beflimmung verurtheilt 
wurde, daß diefe zweite Strafe erſt nad Beendigung der erſten zu laufen 
beginnen, und daß daher eine Einrehnung der beiderjeitigen Strafdauer 
nicht Statt finden foll. — Der Caſſationshof begründete diefe Entfheidung 
unter anderen auch mit der Hinweiſung, „da” der erwähnte $. 23 (nunmehr 
$. 34) nur auf die vor dem Strafurtheile begangenen firafbaren Handlun«. 
gen, dagegen auf ein erft nach demielben begangened neues Berbrechen 
feine, und zwar nicht einmal analoge Anwendung finde, und daß dieſes 
vielmehr nah dem Gefege einer felbjtftändigen Beltrafung unterliege.” 
Allerdings lag dieſe Enticheidung auch im Gzeiſte einer zu dem früheren 
Geſetze kundgemachten Special Erläuterung des höchſten Geſetzgebers jelbft, 
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Die eigentlih disponirende Beftimmung diefed Paragraphes 
aber, fo wie des erften Abſatzes des 8.35 liegt nah dem Vorausgeſchick— 
ten in der Anordnung: „daß im jedem Falle des Zufammentreffens 
mehrerer Verbrechen, oder von Verbrechen mit Vergehen und Uebertretun— 
gen der Schuldige nah derjenigen diefer mehreren ftrafbaren Hand- 
lungen, worauf die [härfere Strafe gefept ift, jedoch mit Bedacht 
auf die übrigen ftrafbaren Handlungen, beftraft werden foll.“ 

Es find daher für die Anwendung diefer Berfügungen zwei Mor 


mente zu beflimmen, nemlich 

a) welche von den für die verfihiedenen ſtrafbaren Handlung en 
feftgefegten verfhiedenen Strafen ift im Sinne des Gefepes ald die 
fhärfere anzufehen? und | 

b) in welder Beife ift denn der von dem Gefepe angeordnete 
Bedacht auf die übrigen ftrafbaren Handlungen in Ausführung zu 
bringen? 

In der erfteren Beziehung (ad a) ſcheint es 

aa) vorerft außer allem Zweifel zu ftehen, daß die relative Schärfe 
oder größere Schwere der Strafen fih zunächſt nah Maßgabe der von 
dem Gefepe felbft in Verbrechen einerfeits, und Vergehen oder Uebertre- 
tungen and’rerfeits abgeftuften Eategorien von ftrafbaren Handlungen 
beftimme, fo daß die für ein Verbrechen feſtgeſetzte Strafe jedenfalls 


für eine ſ härfere als die für ein Vergehen oder eine Uebertretung ve ver⸗ 


— — — 


hängte Strafe anzufehen ift. Denn nah diefer Abftufung einerfeits in 
Berbrehen, und and’rerfeits in Vergehen und Uebertretungen hat ja das 


indem laut des Juftishofderreted vom 22. Februar 1822, Nr. 1843 der J. G. 5. 
über die Frage: „ob ein zu einer Arreftftrafe verurtbheilter Poligeisllcber: 
treter, wenn er während feines wider dad ergangene Urtbeil ergriffenen 
Recurjes, mit weldem er abgewieien wurde, wegen einer zweiten 
ſchweren Polizei-Hebertretung wieder zu einer Arreftitrafe verurtbeilt 
wurde, beide Arreſte abgeiondert auszuſtehen babe, oder ob in einem 
ſolchen Falle nad) dem $. 393 des II. Theils (5 267 des jepigen Geſetzes) 
und rüffichtlih mac dem $. 29 des I. Theild (8. 34 des gegenwärtigen 
Befeped) nur Eine, und zwar die höchſte Strafe zu verbängen wäre ?*" — 
Se. Majeftät, mit A. h. E. vom 15. Jänner 1822 die Auslegung der 
(ebenerwähnten) $$. 393 I. und 28 Il. Theil in der Art zu genehmigen 
gerubt haben: „daß ein ſolcher lebertreter die auf jede der begangenen Webers 
tretungen feftgejegte Straſe befonderd auszufteben babe, wiil nemlich diefe 
Paragraphe fih nur auf jene Uebertretungen der Geſetze beziehen, die einen 
Gegenfland derjelben Unterfuhung bilden; weil das eime Urtbeil 
bereits gejhöpft und dem Inquiſiten kündgemacht war,” 
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Geſetz felbit ein ganz anderes Strafen-Syſtem und verſchiedenartige 
Strafen, ſowohl in Beziehung auf die Hauptarten der Strafen ($. 12 
verglichen mit $. 240 und oben Seite 359), als auch in Beziehung auf 
die Berfhärfungsarten der Nebenftrafen ($. 19 verglichen mit $$. 250 
und 253), und bei beiden wieder ſowohl binfichtlih der Qualität der 
Strafübel, ala auch hinfihtlid der Ertenfion der nemlichen Strafübel 
(88. 14— 17 und 20—25 verglichen mit $$.241—249 und 254— 258), 
fo wie verfchiedenartige anderweite Wirkungen der Strafurtheile ($$.26 — 
29 verglichen mit $$. 251, 252, 262 und 268 angeordnet, und fofort 
nad der gedachten Abftufung der ftrafbaren Handlungen auch die 
Strafen in jeder Beziehung in ſchwerere (fhärfere) für die Ver- 
breden, und minder ſchwere (für die Vergehen und Uebertretungen) 
abgeftuft, folglich muß im Geifte des Geſetzes die Strafe für ein Ber 
brechen immer ald eine fhärfere, als jene für ein Vergehen oder eine 
Ueberiretung angefehen werden "). — Diefe Anficht kann aber keineswegs 


*) Die oben verfohtene Anfiht wurde von dem Caſſationshofe auch 
aus den früher beftandenen Straf-⸗Geſetzen ($. 28 des I. Ih. des St. G. 2. 
vom 3. September 1803 und Art. XI ded Einführungs-Geſetzes zur St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850) abgeleitet, uud bei Berwerfung einer gegen diefe An» 
fiht erhobenen Nichtigkeits-Beſchwerde (der Staatsanwaltjchaft) in einem Er— 
kenntniffe vom 16. October 1851 (Mr. 271 der Gerichtözeitung) zur Geltung 
gebradht. — 


Nah den ebenerwähnten früberen Gefegen ergab ih freilich für 
jene Länder, wo die St. P. DO. vom 17. Jänner 1850 gilt, aus der obigen 
Anfiht für den Fall des Zufammentreffens eines Verbrechens mit einem Ber- 
geben oder mit einer Uebertretung mauchmal die praktische Inconvenienz, daß 
der Schuldige, über welchen in diefem Kalle zunächſt die Kerkerftrafe für 
das Verbrechen zu verbangen, und daber von der für das Bergeben oder bie 
Vebertretung vorgefchriebenen Gewerbsverluft:, Held» oder Waarenverfalld-Strafe 
zu abftrabiren war, von diefer zweiten Strafe, die für ibn vielleiht um 
Bieles empfindlicher und fchwerer geweien wäre, als eine entfprechende Ber 
längerung der Kerkerjtrafe, gänzlih entbunden wurde, und dag ihm daher ge 
wilfermaßen der Umftand, dag er nebft einem Verbrechen noch ein Vergeben 
oder eine Mebertretung begangen hatte, zum Vortheile geieihte. — Eben 
diefe Unzufömmlichkeit trat gerade auch bei dem vorerwähnten, der Entſchei— 
dung des Caſſationshofes unterzogenen Rechtäfalle ein: dennoch erkannte diefer 
böchfte Gerichtshof, trog der bemerkten praktiſchen Inconvenienz, nah Maß» 
gabe der nbigen im Geiſte des Geſetzes liegenden Anſicht. — Um wie viel 
mehr wird fih cbeu diefe Anficht als vie geieglich richtige nah dem nun 
mebrigen Gefege darftellen, da daſſelbe durch den Schlußſatz des 8. 34 
und ebenfo des $. 267 bereits vorgebaut bat, daß die erwähnte praßtiiche 


— — — — — — — — — — — — 
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auf das Wechſelverhältniß der Strafen für Vergehen einerfeit® und 
Uebertretungen and’rerfeits ausgedehnt werden, da in unſerem Gejeße 
zwifchen diefen beiden Gategorien von ftrafbaren Handlungen ſchon an 
und für fih fein innerer Unterfchied (Seite 67— 71) angenommen ift, 
und da namentlich für beide Gategorien fowohl im Grundfaße, als in 
den Einzeln: Beftimmungen diefelben Strafbeftimmungen gege 
ben find ($$. 240— 268 und oben Seite 70 am Ende). — 

Ebenſo zweifellos und kaum einer Erwähnung bedürftig ift es 
fernerhin, daß 

bb) in dem Ralle, wenn es fih nur um das Zufammentreffen 
mehrerer Verbrechen handelt, dann, wenn das eine derfelben mit der 
Todesftrafe, das andere oder die anderen aber mit Kırkeritrafe verpönt 
find, im Geifte unferes Geſetzes dasjenige ald das mit der relativ 
fhärferen Strafe belegte Verbrechen anzuſehen ift, worauf die Todesftrafe 
ſteht; und daß 

ce) in dem Falle, wenn auf eines der concurrirenden Verbrechen 
ihwere Kerkerftrafe, auf die anderen aber nur einfacher Kerker, jedoch 


beiderfeitig in gleiher geſetzlich er Dauer feftgefegt iſt, die 
gleichlange ſchwere Kerkerſtrafe als die relativ ſcharfere anzufehen it. — 

Auch für den Fall fheint keine befondere Erörterung nothwen- 
dig, wenn 


dd) auf jedes der concurrirenden Verbrechen nah Art und Dauer 
dieſelbe Strafe feftgefegt ift. Im diefem Falle iſt freilich die wörtliche 
Anwendung der vorftehenden gefeglihen Vorſchrift nicht möglich; allen 
es leuchtet ein, daß auch in dieſem Falle, wenn anders das oben (Seite 
451) dargelegte von dem Geſetze gewählte Bermittlungs-Spitem C nicht 
gänzlich eludirt werden foll, nicht etwa eine bloße Zufammenrehnung 
der mehreren gleihen Strafjüße Statt finden dürfe, fondern daß 
auch hier felbititändig nur der Eine von diefen gleihen Straffägen, und 
zwar im Geiſte des Gefeges ungezweifelt zunächft für dasjenige der 
mehreren concurrirenden Berbrehen in Anwendung zu kommen babe, 
welches dem Richter in concreto unter denfelben das relativ ſtraf— 
würdigfte erfcheint, Hinfichtlih der übrigen Berbrehen aber nur derjenige 
Bedacht auf die Berfcharfung diefer Einen Strafe genommen werden zu 
müffen, wovon unten ad lit. b näher die Nede if. 


SInconvenienz nah dem neuen Gefsge nicht mehr eintreten fann (vgl. unten 
auf Seite 461 und 462 dic Erläuterung des zweiten Abfapes des $. 35). 
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Zweifelbaft ſcheint daher wohl nur der Fall zu fein, wenn 
ee) ein Berbrehen mit ſchwerer Kerkeritrafe von kürzerer 


Daner mit einem oder mehreren Verbrechen mit einfacher Kerferftrafe | 
von längerer Dauer comeurrirt. Dieß ift freilich nur in jenem Falle | 


möglih, wenn ein mit fchwerer KHerkerftrafe in der Dauer von ſechs 
Monaten bis zu einem Jahre mit einem oder mehreren Verbrechen con: 
eurrirt, worauf einfacher Kerfer von einem bis zu fünf Jahren fteyt ; 
denn für alle anderen Concurrenz-Fälle von mehreren Verbrechen, worauf 
theils einfacher, theils ſchwerer Kerker fteht, it der Fall unpraftifch, weil 
das Gefeg für den einfachen Kerker nie einen höheren Straffaß ale 
höchſtens bis zu fünf Jahren angeordnet hat, und weil daher die Voraus » 
fegung einer für den Straffag mit einfacher Kerkerftrafe längeren 
Dauer, als für einen Straffag mit ſchwerer Kerkerftrafe, nur in dem 
ebenerwähnten Falle eintreten kann. Dieſer Kal aber fann fh fehr 
bäufig begeben, wenn man die 88. 79, 82, 86, 89, 97, 100, 178 und 


204, in denen überall der Strafſatz des ſchweren Kerkers von ſeche 


Monaten bis zu einem Jahre vorfommt, mit den $$. 64, 66, 72, 80, 
151, 154, 160, 163, 164, 186, 202% und 208 zufammenhält, da die 
letzteren allenthalben den Straffaß des einfachen Kerkers von einem bie 
zu fünf Jahren einfließen. — 

Es fiheint aber wohl ebenfalld außer Zweifel zu fein, daß im 
Sinne unferes Geſetzes die bisher meines Willens übereinftimmend 
auch von der Praris feftgehaltene Anficht die richtige ift, wornad 
nemlih die ſchwere Kerkeritrafe, wenn gleich in der fürzeren Dauer 
von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, im Vergleiche zum einfahen 
Kerker in der Dauer von einem Jahre bis zu fünf Jahren, als die 
ſchaärfere angefehen werden müffe, nicht nur deßhalb, werl das Gefeg 
felbft ($. 14 und vgl. oben Seite 369) erklärt, dag dir Abjtufung der 
Kerkerftrafe in zwei Grade, nemlich in den ſchweren umd einfachen 
Kerker auf dem „Unterfihiede der Strenge" (i. e. Intenfität, innere 
Stärke, Schwere oder Schärfe) berube, und daß daher der ſchwere 
Kerker felbft bei kürzerer Dauer für eine relativ [härfere Strafe ale 
der einfache Kerker anzufehen fer; fondern insbefondere au aus dem 
Grunde, weil mit der ſchweren Kerferftrafe noh mehrere Nachtheile 
und fehr empfindliche Geſetzes-Wirkungen verfnüpft find, welche der 
Berurtheilung zur einfachen Kerkeritrafe noch keineswegs ankleben ($. 27), 
und weil endlich unfere Geſetze diefen viel frengeren Charakter der 
ſchweren Kerferftrafe, jo wie überhaupt die Anjicht, daß die Eintheilung der 
Kerkerjtrafe nah dem Grade der Strenge ein viel wichtigeres Moment ein— 
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Schließe, ala die Dauer derfelben ift, aud dadurch ausfprehen, daß fie 
dem Richter theild der erften, theils der höheren Inſtanz einen größeren 
Spielraum in Beziehung auf die Herabfegung der Strafe in der Dauer, 
als Hinfichtlih der Verwandlung des Grades derfelben eingeräumt 
haben (Sieh’ $. 55 des dermaligen Strafgefeßes, $. 441 der Straf 
verfahrend-Rorfchrift wom I. Theile des St. ©. B. vom 3. September 
1803, und $. 346 der St. P. D. von 17. Jänner 1850 *). — 


In Beziehung auf die en ‚oben adb erwähnten Frage find die 


* — dieſer —* hat das Geſetz ſowohl die Anhäufung 
von verfhiedenartigen, ald aud die Wiederholung der nemlichen Ver: 
reden fhlehthin für einen Erfhwerungs:-Umftand erklärt, und 
ebendadurch bereits ausgeſprochen, daß der nad) $. 34, nebft der für die 
ftrafwürdigfte der concurrirenden ftrafbaren Handlungen felbftftändig zu 
verhängenden fchärfeften Strafe, noch zu erwägende Bedacht auf die 
übrigen ftrafbaren Handlungen in jener Art in Ausführung zu bringen 
fei, welche nad der Meberfchrift des fünften Hauptftücdes für die „An— 
wendung von Erfhwerungs:Umftänden“ überhaupt, und indbefondere 
durch die 88. A9— 51 deffelben vorgezeichnet ift. Hieraus folgt ale, 
daß nach Maßgabe des $. 50, wegen dieſes „Bedachts auf die übrigen 
concurrivenden ftrafbaren Handlungen“, die für die ftrafwürdigite Hand- 
lung darunter, etwa zu verhängende Todes- oder lebenslange Kerkerftrafe 
gar nicht verfehärft, aber auch die für diefelbe beftimmte zeitliche 


*) Ein fehfter Fall, welcher in Beziehung auf die relative Schärfe 
zwiſchen verfchiedenartigen Strafen etwa noch in (Frage geftellt werden könnte, 
bezöge fi darauf: „weile von den verfchiedenen für Verbrechen ſeſtgeſeßten 
Berfhärfungsarten (Nedenftrafen) einer gefeglihen Hauptitrafe im Falle 
ihred für conceurrirende Verbrechen eintretenden Zufammentreffens ale die 
relativ »fchärfere anzujeben wäre? — Allein der Fall ift gänzlih unpraftifch, 
da dad dermalige Gefeg nirgends mehr eine beftimmte Verihärfungsart 
bei den einzelnen Verbrechen fpeciell anerdnet, fondern nur im Allaemeinen 
von PBerfchärfung der gefeplihen Strafe wegen Erjhwerungs » Umſtänden 
ſpricht, daber nad der Haren Vorſchrift der 88. 19 und 51 dem Richter 
ganz freie Wahl zwiſchen den verichiedenen Verfhärfungsarten der Kerferftrafe 
für Verbrechen eingeräumt bat. 

Auch der 8. 40 macht hiervon feine Ausnahme, da in dent bafelbft 
vorausgefegten Falle die Verſchärfung der Landesverweifung ohne ale Rüds 
fiht auf die Beihaffenbeit des Verbrechens, und auf die fonflige deß— 
halb ftattfindende Betrafung, blod wegen der Eigenfchaft der Perfon 
angeordnet ift. 
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Kerkerftrafe weder in dem Grade erfchwert, no in der Dauer über dad 
Marimum des gefeglihen Straffaßes in concreto hinaus verlängert 
($$. 49 und 51), fondern höchſtens bis gusfchließlich zu diefem 
Marimum ausgedehnt (vergl. oben Seite 375—377), und außerdem 
nad $. 51 durch eine oder mehrere der im 8. 19 aufgezählten Verfchär- 
fungsarten verfchärft werden darf, — 

Bon großer praftifcher Bedeutung ift zudem die in dem zweiten Abſatze 
des $. 35 ausgeſprochene, und auch für den analogen Fall des zweiten 
Theild des Strafgefepes im zweiten Abfabe des $. 267 angeordnete 
Berfügung. Sie läßt fi in folgende, die dießfälligen Anordnungen beider 
Theile des Strafgefeßes umfchließende, Beftimmung zufammenfaffen : 


„Wenn Berbreben mit Berbrehen; — oder Verbrechen mit Ver— 
geben; — oder Berbredhen mit Uebertretungen; — oder Berbreshen mit 
Verbrechen, und zugleich mit Vergehen und etwa auch mit Uebertretungen; 
— oder Bergehen mit Bergeben; — oder Vergeben mit Uebertretungen; 
— oder Vergehen mit Bergehen und lWebertretungen; — oder endlich 
Uebertretungen mit Uebertretungen zufammentreffen: und wenn auch nur 
wegen einer diefer zufammentreffeuden ftrafbaren Handlungen entweder 


a) der im $. 28 (obligatorisch) angeordnete gänzliche oder theil- 
weife Berfall einer Caution zu verfügen ift; oder 

P) rad dem Ermeffen des Richters die im 8. 29 (facultativ) vor- 
geſehene Suspenfion oder gänzlihe Einftellung des Erſcheinens einer 
periodifhen Drudfchrift; oder 

y) die eben da (gleichfalls facultativ) vorausgefeßte gänzliche oder 
theilweife Vernichtung von Drudfchriften, fo wie die Zerftörung der zu 
ihrer Vervielfältigung dienenden Zurichtungen zu verfügen wäre; oder 
wenn auch nur anf eine diefer concurrirenden ftrafbaren Handlungen 

5) im irgend einem Geſetze eine Geldftrafe; oder 

e) der im $. 240 lit. b und im $. 241 bezeichnete Verfall von 
Waaren, Feilfchaften oder Geräthe; oder 

&) der im $. 240 lit. e und 8. 242 vorgefehene Berluft von 
Rechten und Befugniſſen feftgefeßt ift; jo müſſen nebft der ſonſtigen ge: 
feglihen Strafe jedenfalls auch fammtliche fo eben (unter litt. «—£&) 
aufgezählten Strafen und gefegliche Wirkungen in Vollzug gejegt werden. * 

Der legielative Rechtfertigungs » Grund diefer gefegiihen Anord- 
nung, weldhe in dem früheren Strafgefeße gar nicht, und in dem prov. 
Preßgeſetze hinfihtlih der f. g. Preß⸗Uebertretungen nur theilweife ent: 


Arryw 
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halten war *), liegt in eben jenen Betrachtungen, welche oben (Seite 452) 
gegen das f. g. Abſorptions-Syſtem (B) geltend gemacht wurden, und 
welche zugleih in der nad dem bisherigen Geſetze geſchehenden Straf: 
Ausmeflung für den Fall einer Concurrenz eine praftifhe Inconvenien; 
aufzeigten (vergleiche auf Seite 457 und 458 die Anmerkung). Ohne 
eine folde Beftimmung würde es nemlich in einzelnen Fällen wieder ge: 
ſchehen Fönnen, daß die in derlei Concurrenz-Fällen zu verhängende 
Ichärffte Freiheit: Strafe zugleich die angeführten anderen Strafen und 
gefeßlihen Wirkungen, welche etwa für die übrigen zufammentreffenden 
frafbaren Handlungen feftgefeßt wären, und welche für den Schuldigen 
vielleicht um Vieles empfindlicher als die Freiheitäftrafe felbft fein wür- 
den, gänzlih abforbiren, und daß fofort dem Schuldigen der Umftand, 
daß er außer der Hauptfchuld ſich noch anderer concurrirender ftrafbarer 
Handlungen fhuldig gemacht hat, wieder zum Vortheile gereichen würde. 
Dabei liegt am Tage, daß durch die Ausführung der in den 88. 35 und 
267 enthaltenen Anordnung Niemandem ein Unrecht gethan wird, denn der 
Schuldige hat ja die mehreren flrafbaren Handlungen, worauf die vor: 
auggefeßten heterogenen Strafen verhängt find, wirflih begangen, 
und kann Daher nicht über Unrecht Klagen, wenn alle von ihm für dieſe 
einzelnen Handlungen verwirften Strafen ihm wirklich zugefügt werden. 
Gegen diefe ausnabmeamweife Cumulirung mehrerer Strafen für die 
mehreren zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen können daher auch 
nicht jene Gründe geltend gemacht werden, welche oben (Seite 451 und 452) 
gegen das f. g. Cumulations-Syſtem überhaupt angeführt wurden, eben 
weil es fich hier nicht mehr um Zufammenrehnung gleihartiger Straf- 
übel zu einer dadurch zugleich am Imtenfität fteigenden Summe handelt *”). 


— — — 


*) Die Vergleichung mit dem oben (Seite 447) angeführten 8. 38 des 
prov. Preßgeſetzes vom 13. März 1849 zeigt nemlich, daß das leptere eine 
der obigen ähnliche Beftimmung nur für den Kal des Zufammentreffene 
mehrerer Pref-Uebertretungen, und felbft da nur hinfichtlich des Gautione: 
Berfalled angeordnet hatte. 

*) Ganz unbegreiflic ift mir daher nach dem flaren und ganz allge 
mein lautenden Worte des $. 35, fo wie nach Mafgabe der offenliegenden 
Gründe, welche der im zweiten Abfage deffelben ausgeſprochenen Anordnung 
dad Wort führen, die, wenn gleich nicht ohne Scharſſinn beraufgedeutelte 
Beihränfung, welche Harum in feiner bereits bezogenen Monographie über 
die nene Prefordnung (Zeite 44 und 45) dem $. 35 zu geben vermeint. 
Dieſer achtbare Schriftfteller meint nemlich, daß im Falle dee $. 35 die in 
den 88. 28 und 29 vorgefebenen Kolgen nur in dem falle einzutreffen bät- 
ten, wenn dad mit anderen ftrafbaren Handlungen zufammentreffende Ber 
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Sehr verfchieden aber von dem Zujammentreffen mehrerer ftraf- 
barer HandInngen ift derjenige Ball, wenn Jemand fid einer ftrafbaren 


brechen durch Drudichrift begangen fei: „weil ja die eben bezogenen $$. 28 
und 29 überhaupt nur dann Anwendung zu finden haben, wenn ein Ber: 
breden durch die Drudichrift begangen wurde,“ und „weil ed allen Grund: 
fügen über Berantwortlichfeit und dem Geifte des Geſetzes felbft ($. 31) zu: 
wider wäre, die Gautionserleger und fonftigen Intereffenten einer Druckſchrift, 
durch welche nur eine minder firafbare Handlung, aber fein Verbrechen be: 
gangen wurde, mit den nur auf legteres gefepten Straffolgen zu treffen, blos 
weil der in Anfehung der Drudihrift Echuldige, ganz unabhängig davon, 
aud ein Verbrechen begangen hat.” — 

Allein diefer fonderbaren Interpretation ftebt vorerft der beftimmtefte 
Wortlaut des $. 35 geradezu entgegen, der ja fchlechtweg erklärt, daß die 
beionderen Beftimmungen der $$. 28 und 29 in Anmendung zu bringen feien, 
wenn auch nur eine, alfo was immer für eine der zujfammentreffenden 
ftrafbaren Handlungen, und nicht gerade das darunter befindliche Verbrechen 
durd; den Inhalt einer Drudichrift begangen wurde. — Es iſt allerdings 
richtig, daß durch dicfen Paragraph die 88. 28 und 29 bezogen werden: 
aber im welcher Beziebung? — Diefe lepteren zwei Paragraphe entyalten 
nemlih einige dispoſitive Bellimmungen über Cautions-Verfall, Einftellung 
einer perrodifhen Drudichrift, Vernichtung von Drudichriften, Zerftörung von 
Borrihtungen u. dal., und fügen ald Bedingung des Eintrittes diefer Dispo: 
fitionen den Umftand bei: „wenn ein Verbrechen durd eine Drudichrift be 
gangen wird.“ Nun verfügt aber, wie fo eben erwähnt wurde, der $. 3% ebenſo 
einfach ald Mar nichts Anderes, ald dap die Beftimmungen, alſo blog, daß 
die Dispofitionen der genannten zwei $$. 28 und 29 jedenfalls in An- 
wendung zu bringen fein: „wenn aud nur eine (d. h. was immer für 
eine) der zufammentreffenden ftrafbaren Handlungen durch den Inhalt einer 
Drudihrift begangen wurde.“ Dad Gefeg bat alfo nicht nur die Bedingung, 
welche in den $$. 28 und 29 für dad Eintreten der mehrerwähnten Diepoji- 
tionen beigerüdt worden ift (daß nemlih dieß nur dann Statt finden foll, 
wenn ein Berbrechen durd die Druckſchrift begangen worden if), nmicht 
wiederholt, jontern fogar ausdrücklich eine andere Bedingung an deren 
Stelle gelegt. Wahrhaftig, id wäre um den Ausdrud verlegen, durch mel: 
hen dasjenige, was der Gefepgeber fo deutlich ausgeſprochen hat: „Die 
Didpofitionen der 88. 28 und 29 follen ausnahmsweiſe auch dann 
Anwendung finden, wenn auch nicht gerade die in diejen beiden 58. vorge 
ſehene Bedingung, fondern nur ein anderer Fall eintritt, wenn nemlich nicht 
gerade dad Verbrehen, jondern wad immer für eine der zujfammentreffen: 
den ftrafbaren Handlungen durh die Drudicrift begangen worden ift:” 
wie, fage ich, diefe Anordnung noch fchärfer und fürzer hätte audgedrüdt 
werden können. — Noch weniger bin ih im Stande, den zweiten obigen von 
dem Herrn Berfaffer für feine Interpretation geltend acmachten Grund auch 
nur zu begreifen; denn die in den 88. 25 und 29 feſtgeſetzten und eben 
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Handlung fhuldig macht, der Thon einmal wegen einer gleichartigen, 
oder wegen einer anderen frafbaren Handlung in ftrafgerihtlicher Un- 
terſuchung geftanden, und ſchuldig erklärt worden war. — 


erft aufgezählten Folgen können ja im Hinblide auf die 88. 251, 252 und 
267 auch bei der vorauänefegten Goncurrenz doch nur in dem Falle verhängt 
werden, wenn die im $. 35 feftgefegte Bedingung eintrifft, d. b. wenn wenig: 
ftend Eine der comcurrirenden frafbaren Handlungen durch den Inhalt 
einer Drudfchrijt begangen wurde, wenn alfo diefe Folgen nah Bor: 
fhrift der 88. 28 und 29 oder der $8. 251 und 252 fih ala wirflid 
verfhuldet darftellen, und werben daher auch nur in jo weit zugefügt, 
ald der Schuldige durd eben dieſe, wenn gleih nebjt anderen, begangene 
ftrafbare Handlung doch auch jene befonderen Straf-Felgen verdient, oder 
für die Drudfhrift, durch melde er verfchuldete, vwerwirft hat. — Es ift 
daber, wenn man einmal die oben (Zeite 430—432) andeinander geſetzten 
Gefichtäpunfte über die reale Haftung der Journal» Gautionen für alle 
durch das Journal berbeigeführte Schuld aelten läßt, nicht abzufeben, mie 
gerade in dem vorausgefegten Kalle den Gautiong- Erlegen und fonftigen 
Intereſſenten einer Drudihrift dadurd; ein Unrecht zugefügt werden jollte, 
daf der durch den Inhalt der Drudichrift verfchuldete und geſetzlich ver- 
wirkte Gautiond-Perfall wirflih volljogen wird. — Der Umſtand, daß der 
Schuldige nebftbei auch no ein Verbrechen auf eine andere Art als durd 
Drudichrift begangen bat, bleibt ja für diefe anderen Intereffenten ohne alle 
Wirkung. — Merfwürdig genug erkennt aber derjelbe Herr Verfaffer ſelbſt an, daß 
das Gefep bei feiner Auffaffung eine fehr wunderliche Lücke darbieten würde, 
indem dann in jenem falle, wenn ein Verbreden mit einem Vergeben 
concurrirt, wobei aber die vielerwähnten Folgen eben nur wegen dei Ver: 
gehend einzutreten hätten, diefelben dennch nicht eintreten fünnten, da für 
diefen Fall weder durch den $. 35, noch durd den $. 267 vorgefergt fein 
würde Da nun dieß offenbar der Conſequenz des gefeklihen Grundes 
zuwider wäre, fo meint Harum, daß man diefen Fall ergänzen, und 
daher auch für diejen Fall, wenn gleih nah feiner Anfiht wider den 
Wortlaut ded Geſetzes () gewilfermaßen mit ausdehnender Auslegung 
defjelben diefelbe na chtheilige Folge in das Gefep bineinlegen müffe. — 

Wozu aber diefer lange Apparat ?! Erft fünftelt man dem Gefege durch eine 
höchft gezwungene Interpretation eine Rüde binauf, die man dana durch cine 
zweite Künfielei wieder zu edcamotiren ſucht; — durch eine ziweite Künftelei aber, 
welche nicht blos dem Geſetze überhaupt Zwang antbun, fondern noch überdieß 
mit dem mwichtigften Auslegungs-Grundſatze in diametralen Widerfprud treten 
würde (vgl. oben Seite 9°—105). 

Man bleibe bei dem einfahen Wortlaute ded Geſetzes ftehen, und 
e8 kann weder ein Zmeifel, noch die bineingefchraubte Lücke entitehen ! 
Möchten doch überhaupt unfere jüngeren wäterländifchen Echriftfteller, möchte 
insbefondere ein fo talentvoller und fcharfjinnbegabter Autor, wie Herr 
Profeffor Harum ift, fih vor jeder Haarfpalterei hüten, und den öfterreichi- 
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Man nennt dieß Rüdfall im weiteren Sinne; dann aber, 
wenn der Schuldige diefelbe oder doch eine gleichartige ftrafbare Hand- 
lung begeht, al& wegen welcher er bereits früher einmal abgeurtheilt wor- 
den ift, und wirklich ganz oder theilweife eine Strafe audgeftanden hat, 
Nüdfallimengeren oder eigentlihen Sinne — 

Der Sprachgebrauch der Wiffenfchaft und unferes pofitiven Ge- 
jeges flimmen darin überein, daß man den Rüdfall im weiteren und 
im engeren Sinne nicht unter die Begriffebeftimmung der Concurrenz 
fhieben dürfe, da diefe ald wefentlihes Merkmal vorausfegt, daß 
die concurrirenden ftrafbaren Handlungen den Gegenftand des nemli- 
hen Strafprozeffes, und daher das Subftrat eines und deffelben 
Straf-Urtheiles bilden (vergleiche $. 34). Hieraus folgt, daß der Rück— 
fall in beiden erwähnten Bedeutungen feineswegs nah den fo eben 
erklärten gefeglihen Beftimmungen über das Zufammentreffen be 
bandelt werden dürfe; und die um fo weniger, da unſer Gefek für 
den Rückfall im engeren Sinne ohnehin fowohl hinſichtlich der Ber- 
brechen ($. 44 lit. ec), als auch hinſichtlich der Vergeben und Uebertre- 
tungen ($. 263 lit. b) eine befondere Vorſchrift gegeben bat. — 
Durch diefe Gefegesftellen ſcheint zwar der Rüdfall im engeren Sinne 
der Concurrenz umd insbefondere der Wiederholung *) einer ftraf- 


ſchen Geſetzen, die indbefondere durh ihre Ungefhminftheit, und natürliche 
Einfachheit in der Diction fih auszeichnen, nicht überall Subtilitäten un« 
terfchieben, an die bei der Gefeped-Redaction fein Menſch dachte! — Dadurd) 
macht ſich die Doctrin der Praris unzugänglih und unpraftifh! Darin liegt 
einer der Erflärungdgründe, warum in unferem Baterlande die Doctrin nicht 
praftifch, und die Praris nicht wiffenfchaftlih werden will! — 

*) Das Gefep hat im $. 44 lit. b verglichen mit lit. e die „Wieder 
bolung” eben beffelben Berbrehend dem Rüdfalle im cigentlihen Sinne 
des MWorted, nemlih dem Falle „wenn der Verbrecher fhon wegen eined 
gleihen Verbrechens geftraft worden iſt“ geradezu entgegengeſetzt, 
und auch dur die Ausdrucksweiſe im $. 263 lit. b angezeigt, daß man unter 
der Wiederholung einer ftrafbaren Handlung, wenn das Geſetz dieß (mie 
eben im $. 263 lit. b) nicht insbeſondere beifügt, keineswegs auch ben 
Rüdfall mit zu verftehen habe. Dadurch hat fi unfer Gejep auch mit dem 
gemeinen Sprachgebraude in Mebereinftimmung gefeht, indem auch dieſer un« 
befritten nur „die mehrmalige Begebung der nemlichen ftrafbaren Handlung 
(gleichartige Goncurrenz)“ verfteht, obne daß der Schuldige bidher 
für eine derfelben bereits beftraft worden ifl. — Diefe Ausfcei- 
dung ded Nüdfalled aus dem Umfange des Ausdrudes: „Wiederholung“ oder 
„mebrmalige Begehung derfelben ftrafbaren Handlung” ift von praktiſcher 
Wichtigkeit in jenen Fällen, wo das Gejeg wie z. D. im $. 167 litt, b und d 
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baren Handlung (Zufammentreffen von gleihartigen ftrafbaren Hand- 
lungen) in der Rechtswirkung gleich geftellt zu fein, da das Geſetz da- 
felbft den Rüdfall, gleihwie dieß Hinfichtlich der Wiederholung geſchieht 
($. 44 lit, b und $. 263 lit. b), ſchlechthin als Erſchwerungs-Um— 
ftand aufführt. Allein daraus folgt nur, daß auf den Rücdfall im 
engeren Sinne allerdings diejenigen Gefepes-Beftimmungen Ans 
wendung zu finden haben, welde von Erfhwerungs-Umftänden 
überhaupt gelten ($$. 48—51 und 365, und vergleiche das oben 
Seite 460 und A61 Gefagte) ; keineswegs aber ift darauf auch ſchon die 
nur für die Concurrenz feftgejekte Regel des $. 34 und des erften 
Abfapes des $. 267, umd ebenfo wenig find auf den NRüdfall die im 
im zweiten Abfaße des $. 35 und im zweiten Abfabe des $. 267 ange: 
ordnieten (und eben erft Seite 461 und 462 erörterten) Ausnahmebe- 
fimmungen in Anwendung zu bringen *). — 

Noch weniger findet eine Analogie zwifhen dem Rüdfalle in dem 
erwähnten weiteren Sinne und der eigentlichen Concurrenz Statt; 
denn der erftere ift im Gefeße nicht einmal insbefondere als ein Erſchwe— 
rungd-Umftand aufgeführt, und darf daher nach der Vorſchrift des Art. IV 
DE K. M. P. (vgl. oben Seite 98— 104) um fo weniger aud nur ale 
ein eigentliher Erfhwerungs-Umftand in Rechnung kommen, da unfer 
Geſetz in den $$. 223 lit. b, 225, 526 und 528 ſchlechtweg anordnet: 
„daß die für eine (früher begangene) ftrafbare Handlung bereits ausge: 
ftandene Strafe diefelbe tilge. — Höchſtens mag eine folde ſchon ein: 
mal erfolgte Abftrafung wegen anderer erfolgter ftrafbarer Handlungen 
als ein hie und da fogenannter negativer Milderungs-Umftand, d. b. als 
Mangel des im Geſetze ($. 46 lit. b und $. 264 lit. b bezeichneten Mil- 


auf die Teptere eine befondere fhärfere Strafbeftimmung verhängt bat, 
welche daher auf den Rüdfall um fo weniger angeiwendet werden darf, als 
hinfichtlich der früher begangenen ftrafbaren Handlungen, wofür der Schuldige 
bereitd abgeftraft worden ift, nach der Vorfchrift der $$. 223 lit. b, 
225, 526 und 528 im Allgemeinen, fo weit nemlich das Geſetz nit beſon— 
dere Ausnahmen feftfept, die Erlöfhung eingetreten ift, und als daher 
auch diefe bereits erlofchenen ftrafbaren Handlungen nicht nochmal in An: 
rehnung gebracht werden dürfen, wenn die Beltrafung einer neuen gleich 
artigen ftrafbaren Handlung in Frage kommt. 

*) Dagegen bat das Gefep an mehreren Stellen wieder bejondere 
Deftimmungen angeordnet, die nach dem deutlichen Wortlaute nur auf Rück— 
fällige, daher keineswegs auch fihon auf den Fall einer bloßen Wieder 
bolung derſelben ftrafbaren Handlung angewendet werden dürfen, fo 3. B. 
in den $$. 24 und 258, 8. 176, Zahl I, lit. b. 
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derungs » Umftandes „eines früher unbefholtenen Lebenswandels“ in 
Anſchlag gebradht werden. — 


Das ebengedachte Verhältnig findet au dann Statt, wenn der 
Schuldige für eine früher begangene ftrafbare Handlung zwar feine 
Strafe ausgeftanden hat, aber diefelbe auf eine der übrigen von dem 
Gefeße (XXVII. Hauptftück des erften und XIV. Hauptftüc des zweiten 
Theile) anerkannten Erlöfhungsarten erlofhen if. Durch diefes Er- 
löfhen der ftrafbaren Handlung ift nemlich auch in diefen Fällen in der 
Regel jede ftrafrechtlihe Wirkung derfelben entfallen; fie darf daher bei 
einer fpäterhin in Unterfuhung kommenden ftrafbaren Handlung deffelben 
Thäters auch unter dem Titel der „Concurrenz“ nicht weiter in Anrech— 
nung gebracht werden, fondern kann höchſtens wieder nur nah Maßgabe 
der $$. 46 lit. b und 246 lit. b ald Abgang des Milderungs-Umftandes 
eines bisher unbefcholtenen Rebenswandels in Anfchlag fommen. — 


Bon der Concurrenz müffen aber weiterhin auch noch jene mannig- 
fachen Berhältniffe ausgefhieden werden, wenn entweder Jemand durch eine 
Handlung allerdings mehrere, — von einander wenigftens der Zahl nach 
ald mehrere — ausfheidbare Rechtverlegungen derfelben oder ver- | 
Ichiedener Art begangen hat, von welden jede einzeln für ſich betrachtet, 
eine eigene ftrafbare Handlung bilden würde; oder wenn eine und dies | 
felbe Handlung, obgleich fie an und für fih nur eine einzige Recht— 
verlegung ift, dennod die Merkmale verfhiedener ftrafbarer Hand» | 
lungen an fih trägt, daher unter verſchiedene gefepliche Begriffäbe- ' 
ftimmungen fubfumirbar wäre, wo aber dennoch weder in dem einen, 
noch in dem anderen Falle eine Concurrenz mehrerer (zufammentreffen- 
der) ftrafbarer Handlungen angenommen werden kann, weil das Gefek 
diefe Mehrfachheit von Rechtverlegungen oder die Beziehbarkeit der 
Handlung unter verfhiedene gefegliche Begriffsbeftimmungen bereits in 
anderer Weiſe berücfichtiget hat. — Man fönnte fie nicht unſchicklich 
„Berhältniffe einer bloßen Schein-Goneurrenz“ nennen. | 


Dahin gehören nun folgende Fälle: 





1. 

„Alle zufammengefegten Berbreden.“ 

Aus der oben (Seite 448— 450) gegebenen Erklärung eines zufam- 
mengefeßten Verbrechens im Gegenfage von (mehreren) zufammentreffenden 
Verbrechen, und aus den dafelbft angeführten Beifpielen der Nothzucht und 
des Raubmordes ergibt fih, daß man bei Zergliederung der Handlunge> 

30* 
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weife der ebengenannten zwei Verbrechen in ihre einzelnen Beſtandtheile, 
allerdings in diefen einzelnen Beftandtbeilen eben fo viele verſchie— 
dene ftrafbare Handlungen, fo z. B. bei der Nothzucht eine Einſchränkung 
‚der perfönlichen Freiheit ($. 93), eine Verlegung der Geſchlechtsehre, fehr 
häufig auch noch eine ſchwere oder leichte körperliche Verlegung ($$. 152 
und 411 oder 335 und 431), einen Betrug ($. 197) u. ſ. f.; bei dem Raub» 
morde aber einen Mord ($. 134), einen Raub ($. 190) und im Grunde in 
diefem felbft wieder einen Diebftahl ($. 171) und eine Erpreffung, ge 
fährlihe Drohung oder Einfhränfung der perfönlihen Freiheit ($$. 93, 
98, 99) u. ſ. w. ausfcheiden könnte. Allein es wäre ebenfo ungeſetzlich 
ald ungerecht, die erwähnten Fälle als eine Concurrenz von all’ den 
aufgeführten einzelnen Handlungen zu behandeln; denn gerade wegen der 
Mehrfahheit der in jener Handlungsmweife vereinigten Rechtverlegun- 
gen hat ja eben das Gefeß eine eigene Begriffsbeftimmung für diefe beiden 
zufammengefegten Verbrechen erft gefchaffen ($$. 125 und 135, Zahl 2), 
und wegen der darin liegenden Complicirtheit von ftrafbaren Handlungen 
auch für dieſe zufammengefegten Berbrehen weit höhere Strafen 
feftgefeßt. Würde man nun ftatt der Subfumtion diefer Fälle unter die 
ebenerwähnten Begriffsbeftimmungen des zufammengefeßten Verbrechens 
eine Concurrenz der einzelnen darin liegenden ftrafbaren Handlungen 
annehmen wollen: fo würden die gefeglichen Begriffsbeftimmungen aller 
zufammengefeßten Berbrechen geradezu unanwendbar werden, alfo im 
Geſetze völlig überflüffig erfcheinen, was doch der unmittelbaren Abficht 
des Gefehgebers entgegen wäre. Würde man aber nebft der Anwendung 
der Begriffebeftimmung des zufanımengefegten Verbrechens auch noch eine 
Concurrenz mit den einzelnen darin Tiegenden ftrafbaren Handlungen 
annehmen: fo würde Ein und derfelbe Ihatumftand, die nemliche 
Rechtverletzung mehrmals in Anrechnung gebracht werden, was gegen 
den Urlaut aller ftrafenden Gerechtigkeit wäre. 


Beifpiele folder zufammengefegten Verbrechen laſſen fich 
außer den eben erwähnten zwei Fällen noch fehr viele in unferem Straf- 
gefeße finden, ald da in den 88. 58, 68, 83, 96, 98, 101, 128, 135, 
190 u. ſ. fu. f. f. Bei der Erklärung diefer Paragraphen wird Gele: 
genheit fein, von dem vorftehenden Grundfage reihlihen Gebrauch zu 
machen, um die Auslegung unferes Strafgefeßes allenthalben mit den 
Grundfäßen der natürlichen Gerechtigkeit im Einklang zu halten. 


In engfter Verwandtſchaft mit dem Falle eines zufammengefehten 
Verbrechens fteht 
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2. 


der weitere Fall: „wenn das Gefeg bei einzelnen Ver: 
brehenbefondere Erfhwerungs- Umftände hervorhebt, in 
welden man, einzeln für fih betradtet, eine abgefon- 
derte oder zweite flrafbare Handlung erfennen könnte.“ — 
Dieß ift z. B. der Fall in den 88. 82, 91, 94, 103, 105, 123, 160, 
161, 167, 174, Zahl I, 175, Zahl Ilit. a, 195, 208, 210 lit. e. 
218 u. ſ.f. — Wenn nemlid in dem Falle des erften der eben bezogenen 
Beifpiele ($. 82) derjenige, welcher fich einer obrigkeitlihen Perfon in 
der dort bezeichneten Weife widerfegt, diefen Widerftand zugleich mit 
einer Förperlihen Befhädigung oder Verwundung ausführt, fo darf dem 
Schuldigen diefer Umftand nicht ald Concurrenz mit der Uebertretung 
einer (vorſätzlichen oder culpofen) leichten körperlichen Befhädigung ($$. 4 11 
und 431), oder mit der Uebertretung oder dem Bergeben der ſchweren körper: 
lichen Beihädigung ($. 335), oder gar mit dem Verbrechen der fhweren 
förperlihen Beihädigung ($$- 152 und 153) in Anrechnung gebracht 
werden; denn dieſen Umftand hat ja das Gefeg bereits als befonderen 
Grfchwerungs + Umftand des gedachten Verbrechens in Anſchlag gebracht, 
und wegen deffelben, ja nur wegen defjelben, für das mit diefem 
Umftande begleitete Verbrechen im $. 82 den Straffaß des ſchweren 
Kerkers von ſechs Monaten bis zu einem Jahre auf jenen von einem 
Jahre bis zu fünf Jahren, d. h. auf denjenigen Gtraffaß erhöht, der 
für das Verbrechen der ſchweren körperlichen Beſchädigung fogar erft bei 
ſeht erfchwerenden Umftänden fejtgefegt ift ($. 155). Man kann daher 
gerade fo, wie dieß in den eben erft unter Zahl 1 erörterten Fallen eines 
zufammengefegten Verbrechens eintrifft, den erwähnten von dem Geſetze 
fhon bei der Straf-Ausmeffung berüdfihtigten Erfhwerungs: 
Umftand niht auch noch zu einem zweiten Male in Anſchlag 
bringen, ohne nicht wieder entweder die geſetzliche Beifügung dieſes Er— 
ſchwerungs-Umſtandes praktiſch unanwendbar zu machen, oder ungerecht 
zu werden. — 


Allein eben darin, daß das Geſetz für den Fall des Mit-Eintreffeng 
des gedachten Erſchwerungs-Umſtandes im $. 82 höchſtens einen 
Straffak von ſchwerem Kerker von einem Jahre bis zu fünf Jahren 
anordnet, liegt zugleich eine Beſchränkung der eben erörterten Schluß: 
folgerung. Vergleicht man nemlich damit den Straffag des $. 156, jo 
zeigt ſich, daß unſer dermaliges Geſetz für den Fall des Vorhanden— 
feind ganz befonderer Erfhwerungs:Umftände bei dem Verbrechen der 
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ſchweren förperlihen Beſchädigung einen noch höheren Straffak, nemlich 
ſchweren Kerker von 5 bis zu 10 Jahren vorgefhrieben hat. Würde nun 
Jemand das im $. 81 vorgefehene Verbrechen der öffentlihen Gewalt: 
thätigkeit, begleitet mit einer verbrecherifchen ſchweren förperlihen Be: 
ſchädigung ($. 152) begehen, bei welcher einer der Erſchwerungs-Um— 
ftände des $. 156 eintritt, fo müßte er allerdings als fchuldig einer 
Eoncurrenz von zwei Verbrechen, nemlich der ſchweren körperlichen Be- 
ſchädigung unter den Umftänden des $. 156 und der öffentlihen Gewalt: 
thätigfeit behandelt werden, denn die ſen Fall — einer im fo hohen Grade 
ftrafbaren förperlihen Befhädigung — hat das Geſetz im $. 82 nimmer: 
mehr im Auge gehakt, fonft hätte es ja dafelbft im Einklange mit $. 156 
auch einen Straffaß von 5 bis 10 Jahren beifügen müffen. Man fann 
daher nicht fagen, daß durch die Annahme von Goncurrenz zweier 
Verbrehen auch in dieſem Kalle Ein und derjelbe Thatumftand dem 
Schuldigen zweimal in Straf-Zurehnung gebracht würde, und es ift 
daher der Schuldige in dDiefem Falle um fo mehr nach der Regel des 
$. 34, daher zunächft nah dem höheren Straffake des $. 156 zu 
behandeln, als fonft dem Geſetze die Ungereimtheit unterlegt werden 
würde, daß nicht blos die fo fehr erfchwerenden Umftände des $. 156 
ftraflos bleiben, fondern daß Derjenige, der das Verbrechen der ſchweren 
förperlihen Beihädigung umter den erfchwerenden Umftänden des $. 156 
allein begeht, nach dieſem $., aljo mit ſchwerem Kerker von 5 bie 10 
Jahren: derjenige hingegen, der nebſt diefer fchweren Förperlichen Be— 
ſchädigung mit den eben gedachten erfchwerenden Umftänden, fi auch 
noch des im $. 81 bezeichneten Verbrechens der öffentlihen Gewalt- 
thätigkeit ſchuldig macht, nur nach dem 8. 82, alfo höchſtens mit ſchwerem 
Kerker von 1 bis 5 Jahren zu beftrafen wäre. — Diefe mit der natür: 
lihen Gerechtigkeit nimmermehr zu vereinbarende Ungereimtheit würde 
aber auch den Grundfägen unferes poſitiven Geſetzes geradezu wider: 
ftreiten, welches ja durchweg von dem leitenden Gedanken erfüllt ift, daß 
in jedem Falle, wo fi Jemand einer unter verfhiedene Geſetzes— 
beftimmungen fubfumirbaren ftrafbaren Handlungsweife ſchuldig gemach— 
hat, derfelbe jedenfalls nah der ftrengiten diefer Beitimmungen 
behandelt werden foll ($$. 34, 35 und 267, dann aber auch 88. 64, 66, 
76, 98 lit. a, 213, 215, 300, 302, 303, 305, 309, 311, 312, 460. 
461, 463, 464, 468, 486, 487 und 496, und vergleiche hierzu die 
unten bei lit. b von Zahl 5 vorfommende Erörterung). 

Aehnlihe Erwägungen müffen bei allen oben (Seite 468) bezoge- 
nen Geſeßesſtellen erhoben werden, um das Gefeß in einzelnen Fällen 


[Strafgef, I. Chl. I. Haupt. 95. 39 u.35.] 471 [Von Beftrafung der Verbrechen Äberhanpt.] 


in der Anwendung nicht auf eine Ungerechtigkeit zu führen. Hiervon 
wird aber bei der Erläuterung diefer Paragraphe felbft die Rede fein. 


3. 


„Die Fortfehung eines Verbrechens duch längere 
Zeit oder Durdh mehrere Theilbandlungen“. 

Der Sprachgebraud der Wiffenfchaft verfteht unter einem fort: | 
gefegten Berbrechen (delietum continuatum) ein ſolches Verbrechen, | 
welches durch mehrere auf einander folgende ftrafbare Handlungen dere 
felben Art begangen wird, von demen zwar jede für fih allein ſchon ftraf- | 
bar fein würde, welche aber nad dem Plane oder Vorſatze des Thäters 
alle zufammen nur ale die fortfchreitende Ausführung eines und deffelben 


verbredherifchen Entfchluffes, oder als integrirende Beſtandtheile der beab⸗ 


fihtigten Einen Gefammtthat, oder ald Einzeln- (Theil-) Akte Eines und. 
des nemlichen fortdauernden Berhältniffes anzufehen find. — 

Das Wefen diefer Fortſetzung eines Verbrechens im Gegenfaße 
von Wiederholung ift bereits oben (Seite 150 — 152) angedeutet 
worden. — 

Die Fortfegung Tann hiernach ſowohl bei ſolchen Berbreden 
eintreten, welche ihrer Natur nach durch eine einzige Handlung vollführt 
werden fönuen (delicta facti discontinui), wie z. B. bei Mord, Brand» 
legung oder Diebftahl u. |. w.; — als indbefondere aud bei denjenigen, 
bei welchen der Handelnde ſchon urfprünglich feinen fträflihen Vorſatz 
auf ein fortdauerndes gefegwidriges Berhältnig, und auf ein mehr: 
maliges Begehen der dadurh thatſächlich gleihfam bedingten gleich- 
artigen ftrafbaren Theil-Handlungen gerichtet hatte (delicta facti con- 
tinui), z. B. bei einem blutfhänderifhen Berhältniffe eines Vaters mit _ 
feiner Tochter, bei zweifacher Ehe u. f. f. 

Der Unterfchied zwifchen diefen beiderlei Gategorien von Verbrechen 
befteht nur darin, daß bei der erfteren Gattung diefer Verbrechen die 
Fortfegung eines Berbrehens nur in concreto und ausnahms- 
weife eintritt, wenn nemlich der Handelnde feinen Einen Entfchluß, 
z. B. den A zu morden, oder ein beftimmtes Haus in Brand zu fteden, 
oder Alles, was ſich in einem beftimmten Zimmer befindet, zu ftehlen, 
ſchon nah dem Plane, mit welchem er zur Ausführung der Einen 
Gefammtthat fchreitet, durch eine Reihenfolge von mehreren That« 
handlungen, jedoch ohne Unterbrechung durch inzwifchen liegende 
andere Akte, und ohne jededmalige Faſſung eines neuen Entſchluſſes 
zwifchen den einzelnen Theilbandlungen, vollführt, indem er z. B. in den 
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obigen Fällen den A mittelft mehrerer Mefjerftiche oder Schläge zu tödten 
ſucht, oder auf das beftimmte Haus, nachdem der erfte dahin geworfene 
Brander erlofchen ift, einen zweiten, dritten u. f. f. wirft, oder mehrere 
Male aus dem beftimmten Zimmer aus: und eingeht, um die fammtlichen 
darin befindlihen Sachen nad) und nah wegzutragen und zu fehlen. — 
Bei den delielis facti continui tritt hingegen die Kortfegung der 
ftrafbaren Handlung regelmäßig und überhaupt ſchon nad der 
Natur des urfprünglich beabfichtigten Verhältniffes ein, da der Handelnde 
bei den erwähnten Beifpielen der Blutfchande oder Bigamie es nicht auf 
einen einzelnen Alt des unzüchtigen Verfehrs, fondern auf die unbe- 
ftimmt längere Fortdauer eines beftimmten unerlaubten Berhältniffes 
abgesehen hat, und die Eröfterung jener einzelnen Alte in diefem Ber: 
hältniffe gewiffermaßen nur als Theilpunfte oder Gonfequenzen derjeni= 
gen ftrafbaren Geſammtthat anfieht, in deren Begehung er gleichfam 
ununterbrochen begriffen ift *). 





— — 


) Aus der obigen Erklärung erhellt, daß das Weſen der Fort— 
ſetzung eines Verbrechens im Gegenſahe von Wiederholung bei Beiden 
erwähnten Categorien ſtrafbarer Handlungen eigentlich auf zwei Momenten 
beruht, die vereiniget vorhanden fein müſſen, damit man von einem fort— 
gejegten Verbrechen reden könne. — Es find dieß nemlih a) Einheit 
(Einzigkeit) des Entſchluſſes für alle einzelnen Theilhandlungen; und b) 
Zufammengehörigkeit dieſer Theilhandlungen zu Einer Geſammtthat 
auch durch die Ununterbrochenheit des Handelns oder Verbältniffes, 
fo daß die einzelnen Xheilhandlungen von einander nicht durch einen in— 
zwwifchen liegenden neuerlich zu faffenden Entſchluß, daher bei den deliclis 
facti discontinui nicht durch inzwifchen liegende einzelne andere Handlungen, 
bei den delictis facli continui aber nicht durch ein fürmliched Wieder » Auf: 
gehörthaben des erwähnten gefegmwidrigen Verhältniffes unterbrodhen worden 
fein durften. — 


Alle übrigen Merkmale, welche von einzelnen Schriftftellern bei diejer 
vielerörterten wiffenfchaftlichen Gontroverfe für eine Continuatio delieti bie 
und da noch gefordert werden, fcheinen hiernach unweſentlich zu fein. 
Dabin gehört 3. B. die Behauptung, daß es bei der Fortjegung eines Ber: 
brechens wefentlich jei, daß feine der einzelnen Theilbandlungen deſſelben für 
fih das vollftändige Verbrechen ausmache. — Allein jedes der oben erörterten 
Beifpiele zeigt die Unrichtigkeit diefer Behauptung; denn man kann ſich recht 
wohl denken, daß jeder der voraudgefepten Stiche oder Schläge an fi tödt: 
li, daher den vollftändigen Thatbeitand des Berbrechend des Mordes ($.134); 
— daß jeder der oben voraudgefepten Würfe eined Branders für fi allein 
das vollendete Verbrechen der Brandlegung ($. 166); — jeder Iheilaft des 
erwähnten Gefammtdiebftahld für fih ein Verbrechen des Diebſtahls; — jeder 
einzelne Akt des unzüchtigen Verkehrs das Verbrechen der Blutfhande u. f. f. 
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Unfer pofitives Geſetz enthält nun zwar feine allgemeine Normal: 


| Vorſchrift darüber: „daß ein fortgefehtes Verbrechen nur als ein 
einziges Verbrechen, und nicht ald Concurrenz (Wiederholung) mehrerer | 


Verbrechen zu behandeln fei, und daß daher auf die Fortfeßung cines 


Berbrehens die Beftimmungen der 88. 34 und 35 unferes Gefekes | 


nicht Anwendung finden ſollen“. Allen man darf unferem Gefeke die 
ebenerwähnte Beftimmung als in deffen Geifte enthalten unterlegen, weil 


die eben gemachte Auseinanderfeßung des Weſens eines fortgefeßten | 
Berbrechens darthut, daß diefelbe in der Naturder Sade, und im | 


der Gerechtigkeit gegrümdet ift, indem es Unrecht wäre, Jeınanden, 
der (fubjectiv) Doh nur Ein Berbrehen begehen wollte, und aud in | 


Wirklichkeit (objectiv) nur Ein Berbrehen begangen bat, wegen jeder 
integrirenden Theile Handlung deffelben insbefondere, und daher 
etwa wegen eben fo vielmaliger ftrafbarer Handlungen zu beftrafen, 
als er einzelne Theil» Akte begangen hat. — Wir können aber den 


conftatiren würde, ohne daß darum die ganze Reihenfolge der gedachten zu: 
fammengehörigen Theilbandlungen aufhört, zufammen nur Ein (einziges) 
fort geſetztes Verbrechen zu bilden. — Damit fteht im Zufammenbange 
eine weitere, aus dem Ebengefagten fich ale glei irrig darftellende Behaup— 
tung, daß bei dem fortgefegten Verbrechen, die Geftaltung der Gefammt: 
handlung zu einem einzigen Verbrechen erjt durch die gejeklihe Be: 
ariffebeftimmung diefed Verbrehend vermittelt werde. — 

Eben jo unrichtig ift ferner auch die oft vorfommende Induction, 





daß fih fortgefepte von wiederholten Verbrechen dadurd unterfcheiden, | 


daß die erfteren fih auf das nemlihe; — wiederholte Verbredien aber auf 
verfhiedene Objeete beziehen. — Diefe Behauptung ift nah beiden 
Seiten bin falih: denn es leuchtet Schon aus dem obigen Beifpiele des 
Gefammt»Diebftahld ein, daß bier noch immer Fortſetzung Eined und 


deffelben Diebftabld vorbanden fei, obgleih die Abſicht des Diebed auf | 


einen Gompler von mehreren, von einander fehr verfchiedenen, und viel 
leicht auch ganz verſchiedenen Eigentbümern gehörigen Objecten gerichtet war. 
— Ebenfo wird aber auch Niemand zweifeln, daß derjenige, der 3. B. heute 
einen miflungenen Mordanfall auf den A machte, oder ein beftimmtes Haus 
vergeblih in Brand zu fteden ſuchte, und dann nach einiger Zeit, in folge 
eined neuen Entfchluffes diefed Attentat auf den nemlichen A, oder dad 
nemliche Haus wiederholt; oder daß derjenige Ehegatte, der etwa heute mit 
einer öffentlihen Dirne einen Ehebruch begeht, und ohne mit ihr ein dauern: 
ded Goncubinatd-Berhältniß eingegangen zu haben, fpäterhin wieder einmal 
mit derfelben Dirme fid vergeht, in all’ diefen Fällen fih einer Wieder: 
holung ded Mordverfuches, der Brandlegung, des Ehebruches ſchuldig mache, 
obgleih diefe wiederholten ftrafbaren Handlungen in jedem biefer Fälle an 
dem nemlichen Objecte vorlommen. — 


Wr, 
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angeführten Grundfaß um fo zuverläffiger aud in unfer poſitives Gefeg 
bineinlegen, ala einerfeits nach der eben dargelegten Natur eines fortgefeß- 
ten Verbrechens die gefeplihe Borbedingung zur Anwendbarkeit der 
88. 34, 35, 44 lit. a, 263 lit. b, und 267: „daß nemlih Jemand 
mehrere ftrafbare Handlungen begangen, oder diefelbe wiederholt 
babe“ — auf die fortgefeßte Eine ftrafbare Handlung nie eintreffen 
würde; und ala and’rerfeits mehrere einzelne Stellen unferes Gefehes 
in fehr prägnanter Weife darthun, daß demfelben die doctrinelle Unter: 
fheidung der Fortſetzung einer ftrafbaren Handlung im Gegenfake 
einer eigentlihen Wiederholung derfelben fehr wohl befannt war, und 
dag beide Begriffe auch in unferem Gefeße fharf auseinander gehalten 
werden. — Dieß bemweifet und vorerft der $. 70, wo das längere „Ber 
harren“ in aufftändifhen Widerfeplichkeits - Alten, alfo der Sade 
nach denn doch nur eine längere Fortſetzung deffelben Verbrechens 
durch mehrere Theilakte nur ale Ein Verbrechen erklärt wird; — ebenfo 
der $. 94, wo die längere Fortdauer eines gewiffen gefeßmwidrigen 
Thatverhältniffes, das alfo feiner Natur nach wieder einen Inbegriff 
mehrerer fträfliher Theilbandlungen einfchließt, ebenfalls nur ale Ein 
Berbrehen bezeichnet wird; — noch mehr der $. 95, wo fogar mit dem 
in der Wiffenfhaft üblihen Namen das Treiben eines fortgefegten 

„Verkehrs mit Sklaven“, d. h. die oftmalige Eröfterung von gleich— 
artigen Theilaften deffelben dauernden verbrecheriſchen VBerhältniffes doch 
nur ald Ein PVerbrehen, und keineswegs ald Wiederholung deffelben 
Verbrechens erklärt wird. — Dieß bekundet ferner wortdeutlich und in 
einer allgemeinen Borfhrift der $. 263 Hit. a, wo „die Fort: 
feßung einer ftrafbaren Handlung durd längere Zeit”, der in der 
lit. b deffelben Paragraphes normirten Wiederholung derfelben ftraf: 
baren Handlung mit deutlichen Worten geradezu entgegengefeßt wird. 
— Dief findet endlich auch eine Betätigung im 8.297, wo die Fortf egung 
der Wirkfamkeit eined von der Behörde aufgelöften Bereines, daher alle 
Theilhandlungen einer ſolchen fortgefegten Wirkſamkeit zufammen doch 
nur als Ein Vergeben, und ebenfo durch den$. 509, wo die längere Fort- 
feßung des unzüctigen Gewerbes unter den dort bezeichneten erſchwe⸗ 
renden Umftanden in all’ ihren Theilakten zufammen wieder nur ale Eine 
Uebertretung bezeichnet wird *). — 


) So viel mir befannt ift, haben Entfcheidungen unferer Griminal« 
Dbergerichte und des oberften Gerichtähofes den obigen Unterfchied zwiſchen 
Bortjegung und Wiederholung einer ftrafkaren Handlung auch immer 
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Es bedarf nah dem Gefagten kaum noch einer Erwähnung, daß 
die Entfheidung, ob man im einzelnen Fällen einen Complex von 
einzelnen gleichartigen Theilhandlungen ala Fortſetzung deffelben 
(Einen) Berbrehens, oder ald mehrmalige Begehung (Wiederholung) 
mehrerer gleichartiger ftrafbarer Handlungen anfehe, von großer 
praftifher Wichtigkeit fei, da fo eben erwähnt wurde, daß wohl 
im leßteren, Feineswegs aber auch im erfteren Falle die gefeglichen Be- 
flimmungen über Concurrenz in Anwendung fommen dürfen. Dieß wird 
indbefondere wichtig in jenen Fällen, wo das Gefeß, wie 3. B. im $. 164 
litt. b und d, auf die Wiederholung der Brandlegung einen weit 
höheren Straffak angeordnet hat, als auf die einmalige Begehung 
derjelben. Hiernah würde z. B. das Berbrehen der Brandlegung in 
dem vorerwähnten Beifpiele des zwei- oder dreimaligen Werfens eines 
Branders, wenn man darin nur eine Kortfeßung Einer Handlungs 
weife erfennt, dann wenn das Feuer auch beim legten Wurfe nicht ausge: 
brochen, oder zwar ausgebrochen, aber ohne Schaden gelöfcht worden, 
unter den Straffaß des ſchweren Kerkers von einem bis zu fünf Jahren 
fallen ($. 167 it, g); während eben diefe Handlungsmweife unter eben 
diefen Thatumftänden, dann, wenn man darin eine Wiederholung von 
zwei⸗ oder dreimaliger Brandlegung erkennen follte, nad lit, d diefes 
Paragraphes mit lebenslangem Kerker zu ahnden wäre. — 


Aehnlich mit der Fortfeßung einer ftrafbaren Handlung, und eben- 
falls ftrenge von der Subfumtion unter die Concurrenz auszuſcheiden ift 


4, 


„der Fall der Zufammenrehnung aller von dem- 
felben Thäter begangenen gleihartigenHandlungen beim 
Diebftahle, und analog hiernach auch bei Beruntreuung, 
Betrug und boshafter Befhädigung fremden Eigenthums 
in Eine Geſammtthat“. 

Unfer Geſetz hat nemlich für die ftrafbare Handlung des Dieb: 
ſtahl s im $. 173 eine ganz eigenthümliche und rein pofitive Verfügung 
angeordnet, wornach auch „die mehreren gleichzeitigen oder wieder- 
holten Diebftahls-Angriffe in Beziehung auf den Betrag oder Werth 


anerfannt. — Deſto unbegreifliher ift e8, daß Frühwald (a a. D. 
Seite 55, Zahl 3) die beiden Begriffe ganz mit einander wermengt, und dad- 
jenige, was die Wiffenfhaft feit einem halben Jahrhundert mit fo wielem 
Nachdrud hervorhebt, völlig ignorirt. 
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der geftohlenen Sache zufammen in einen einzigen Betrag, daher in letzter 
Auflöfung in Eine (einzige Geſammt-) That zufammenzurehnen 
find.” Daraus folgt alfo, daß nach der Vorſchrift unferes Gefekes 
die Begriffsbeftimmung der Fortfegung einer firafbaren Handlung in 
Beziehung auf den Diebftahl künftlih dahin erweitert wurde, daf 
hierbei fogar mehrere von einander durch inzwiſchen liegende andere Akte 
unterbrochene und gefonderte Diebftahld-Handlungen, bei welchen nad 
dem. deutlichen Ausdrucke des Geſetzes ſelbſt („wiederholte An- 
griffe“) eine eigentlihe Goncurrenz („Wiederholung“) mehrerer 
Diebftähle Statt findet, zufammen als eine einzige Gefammtthat, 
gleihfam als Fortſetzung der erſten Diebftahle-Handlung fingirt, und in 
Anrechnung gebracht werden, natürlich immer mit der felbftverftändlichen 
Beihränkung, daß die Strafbarkeit diefer einzelnen ftrafbaren Hands 
lungen nicht etwa ſchon auf irgend eine der geſetzlichen Erlöfhungsarten 
erlofchen ift (vgl. Das XXVU. Hauptſtück des erften, und XIV. Hauptftück 
des zweiten Theiles diefes Strafgefeßes). — 

Da jedoh das Geſetz diefe Borfhrift mit klarem Worte nur auf 
die Zufammenrechnung der „Beträge” oder „Werthe“ der mehreren 
Diebſtahls-Handlungen befchräntt hat, und da man dem Gefege nicht 
jene widernatürlihe Deutung unterlegen kann, als ob ed auch das 
Zufammen:Addiren von ungleihartigen (heterogenen) Beftandtbeilen 
in Eine (gleichartige) Summe habe anordnen wollen: fo folgt von felbft, 
dap man dieſe Fünftlihe Gomputation von mehreren Diebftahle: 
Handlungen in Eine Diebftahle-Gefammtthat nur bei einfachen und 
folhen qualificirten Diebjtählen in Anwendung bringen dürfe, 
welche unter einander gleihartig find *). Diefe Einfhränkung 
der im 8. 173 ausgeſprochenen Beſtimmung auf ihr vernünftiges Maß 
liegt um ſo gewiſſer im Geiſte unſeres Geſetzes, als dieſelbe ſich einerſeits 
nur als eine AUsnahms-Verfügung von der eben ſo natürlichen, 
als allgemein anerkannten Regel darſtellt, welche unfer Geſetz in den 
vorſtehend erörterten $$. 34, 35, 44 litt. a und b, 263 litt. b und | 
und 267 aufftellt; und als and'rerſeits nur duch eine ſolche ſchon aus 
der Natur der Sape fließende Beſchränkung jenen ernjten Bedenken 





) Die Ausführung ded obigen Grumdfaßes, wornach daher insbe— 

| fondere von einer JZufammenrchnung der qualificirten Diebftäble der $$. 174, 

165 und 176 untereinander zu Einer Gefammtibat auch im Geifle 

ı unseres Geſetzes feine Rede fein kann, muß der Erklärung diefer Para: 
graphe felbjt vorbehalten werden. 

I 


en 07 
Pu; e * 
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begegnet wird, welche and dem Standpunkte der Gefeßgebung gegen die 
Feſtſtellung einer ſolchen Ausnahme überhaupt geltend gemacht werden 
fönnen ). — 

Da nun bei einer folhen Zufammenrehnung die einzelnen in der 
hieraus entftebenden Gefammtthat enthaltenen ftrafbaren Handlungen 
bereits in Anfchlag gebracht, und ebendadurch auch mit der Wirkung der 
Straf-Erhöhung zugerechnet werden: fo verftebt es fih von felbft, daß 
eben diefelben Handlungen nicht auch noch zu einem zweitenmale 
in Anwendung gebracht werden, d. h. daß auf diefelben nicht auch noch 
die Beftimmungen über Goncurrenz mehrerer flrafbarer Handlungen 
in Anwendung fommen dürfen. — 

Daffelbe, was vom Diebftahle gilt, muß nad unverfennbarer 
Rechts- und Geſetzes-Analogie — wie bereits oben (Seite 109 und 110) 





) Es leuchtet ein, daß die Weftftellung einer folhen befonderen Be: 
jlimmung über die Zufammenrechnung mehrerer Diebftablshandlungen in Eine 
Geſammtthat auf der Betrachtung berube, um dadurd die Anwendung der Be- 
flimmungen über Zufammentreffen mebrerer ftrafbarer Handlungen und über 
Ausmeſſung der Strafe bei den fo häufig vorfommenden angehäuften Diebereien 
zu vereinfachen und zu erleichtern. Allein dieß muß fein Maß und Ziel fchon 
an umd für fi in der Natur der Sache, und zugleich in jenen Rüdfichten 
haben, damit dadurch nicht etwa eine Ungerechtigkeit gegen den Thäter 
geübt werde, wenn man ihm 3. B. den Diebftahl eined Aderwerkjeuges vom 
Felde im Werthe von drei Gulden ($. 175 lit. ec) in Berbindung mit einem 
zweiten Diebſtahle von ebenfalls drei Gulden, den er an feinem Dienfigeber 
vollführt bat ($. 176 lit. b), zufammen ald ein Berbrehen in Anrehnung 
bräcte, da er doch weder in dem einen noch in dem anderen Falle einen 
Diebftahl von mehr ald fünf Gulden begangen hat: das Geſetz bat aber 
einmal den Diebftabl unter den erwähnten qualificirenden Umftänden aud« 
dbrüdlih nur dann ald Verbrechen erflärt (vgl. Art. IV des K. M. B.), 
wenn diefelben abgefondert von einander, fo wie fie im Gefege in ihrer 
verfchiedenartigen Wefenbeit auch nad ihrer Gattung von einander geſchie— 
den aufgeführt werden, einzelnweiſe fi mit einem Betrage von mehr 
als fünf Gulden vereiniget darftellen. — Darum haben auch denn jene 
wenigen neueren Geſetze, welche eine unferem $. 173 analoge Beftimmung 
aufftellen, wie 3. B. das darmſtädtiſche (Art. 375), dad würtem- 
bergifche (Art. 333) und dad badiſche ($$. 478 und 479), und cben 
fo die fchmweizerifchen Strafgefepbücher von St. Gallen (Art. 184), Zürich 
($. 217) und Luzern ($. 241) eine derlei Zufammenrechung in der Regel 
nur binfichtlih der einfachen Diebftähle zugelaffen, binfichtlih der quali: 
ficirten aber die allgemeinen Regeln über Zufammenfluß mehrerer ftraf- 
baren Handlungen in Anwendung gebracht, oder höchſtens noch die Computa— 
tion gleichartiger ausgezeichneter Diebftähle, oder der Diebftahle-Beträge 
für ſich allein gelten laſſen. 
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auseinandergefeßt wurde — aud auf alle jene ftrafbaren Handlungen 
ausgedehnt werden, bei weldhen das Gefek von einer gewiffen numme- 
rifhen Höhe des Betrages oder Werthes des verlekten Objectes die 
Eriminalität der Handlung abhängig macht. Dieß gilt insbefondere von 
Beruntreuung, Betrug und boshafter Befhädigung fremden Eigenthums. 
Es hat daher im Geifte unferes Geſetzes auch bei diefen ftrafbaren Hand» 
lungen die Zufammenrehnung der Beträge oder Werthe des Schadens 
von allen gleihartigen ftrafbaren Handlungen, die der nemliche 
Thäter nad einander begangen hat, und wegen welcher er zuglei in 
ftrafgerichtliher Unterfuchung fteht, in der fo eben über den Diebftahl 
erörterten Weiſe Statt zu finden. 

Schwieriger für die Entfheidung ſcheint im erften Anblicke der- 
jenige Fall einer bloßen Schein-Concurrenz, wo 


5, 

„eine und diefelbe Handlung fih immer blos als 
eine einzige Rechtverletzung darftellt, dennoch aber die 
Merkmale verfhiedener ftrafbarer Handlungen an fid 
trägt, und daher unter verfhiedene gefeglihe Begriffe- 
Beftimmungen fubfumirt werden kann“, 


ALS Beifpiele der prägnanteften Art, wobei meines Wiffens die 
Entfheidung in der vaterländifhen Praris unbeftritten von allen Ge: 
rihtshöfen übereinftimmend angenommen ift, mögen die Fälle emer 
öffentlihen Credits-Papierverfälſchung; — eines Mordes durch mehrere 
einzelne körperliche Verletzungen, — und etwa noch eines Aufruhres in 
Folge einer voraus im der Abfiht, um der Obrigkeit Miderftand zu 
leiſten, verabredeten BZufammenrottung dienen. — Niemandem fällt 
es bei, im erjten diefer drei Fälle denjenigen, der z. B. Reichsſchatz— 
ſcheine oder öffentliche Obligationen nachmacht oder verfälfcht hat, einer 
Eoncurrenz zweier Verbredhen, nemlich der Nachmachung öffentlicher 
Creditspapiere und des Betruges ſchuldig zu erklären, obgleich auf feine 
Handlungsweife ganz zweifellos und wortklar die Begriffe-Beftimmungen 
der beiden eben genannten Verbrechen ($$. 106, 197 und 199 lit. d) 
anwendbar fein würden, indem ein öffentliches Creditspapier doch gewiß 
auch eine öffentliche Urkunde ift. — Dennoch find Theorie und Praris 
darüber einig, daß in diefem Falle die Begriffs: e Beftimmung nur des 
erfteren diefer Verbrechen anzuwenden fei, und nıan macht hierfür die 
vollfommen richtigen Gründe geltend, daß es einerfeits durch Die Gerech⸗ 
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tigkeit gefordert ift, hier nur Eines der beiden Verbrechen, nicht aber 
eine Goncurrenz zweier Verbrechen, in Anwendung zu bringen, weil es 
ja immer nur Ein Recht, und eine und diefelbe Rehtbeziehung ift, _ 
welche ier verleßt erſcheint, nemlich eben die Fälſchung eines unter 
öffentlicher Autorität ausgeſtellten Documentes, und daß daher dieſelbe 
Eine Verletzung ohne Ungerechtigkeit nicht doppelt in Anrechnung 
fommen dürfe. In der Wahl zwifchen dem Verbrechen der Nachmachung 
eines oͤffentlichen Creditspapiers und dem Verbrechen des Betruges durch 
Fälſchung einer öffentlichen Urkunde müſſe aber zweifellos das erſtere 
zur Anwendung kommen, weil es ſpecieller ſei, als das zweite, und 
weil ſofort der Geſetzgeber in der Betrachtung, um jene beſondere 
Art von öffentlichen Urkunden, die ſich auf den (Finanz-) Credit des 
Staates beziehen, vergleichungsweiſe noch beſſer durch einen höheren 
Strafſatz zu ſchützen, dieſelben aus der allgemeinen Gattung aus— 
geſchieden, und deren Verfälſchung eben darum auch als ein eige— 
nes, ſchwerer verpöntes Verbrechen, als eine beſondere Art jenes 
Verbrechens erklärt hat. — In ähnlicher Weiſe wird gewiß kein Ge— 
richt darauf eingehen, in dem zweiten obigen Falle etwa eine Con— 
currenz von Mord und fehwerer körperlicher Beſchädigung zu erkennen, 
obgleich die Definitionen beider Verbrechen ($$. 134 und 152) darauf 
anwendbar wären; denn es ift ja auch nur die Eine Rechtverletzung 
(Zeritörung des Lebens), welche vorausfeglih von dem Thäter beabfich- 
tiget war, und immer nur Eine und dieſelbe Rehtsbeziehung, 
in welcher von dem Thäter gehandelt wurde, daher darf fie nit ale 
zweifaches Verbrechen in Anrechnung fommen; hierbei muß ferner — 
feßt Doctrin und Praris bei — das Verbrechen des Mordes vor der 
fhweren förperlihen Befhädigung den Borzug haben, weil jenes das 
weiter fortgefhrittene Verbrechen fei, im welchem die ſchwere 
körperliche Befhädigung im concreten Falle nur als ein Beftandtheil 
oder Anfang, gewiffermagen ald Mittel zum Endzwede des Mordes”) 





— —— — 


) Uebrigens wird die unter der nächſten Zahl 6 vorkemmende Erörte— 
rung darthun, dag damit im Allgemeinen der Fall: „wenn ein Verbrechen 
als Mittel zum Zwede eines zweiten Verbrechend begangen wird“ keineswegs 
identifh if. — Di:fer Iegtere Fall bietet in der Entfcheidung freilich noch 
größere Schwierigkeiten, und wird in unteren Regionen der Prarid hie und 
da ſchlechtweg mit der allgemeinen formel abgefertiget: „daß man in derlei 
Fällen nur die Strafe für das ald Zweck gefepte, keineswegs aber auch für 
die ald Mittel gewählten Verbrechen verhängen dürfe“. — Allein fo unter 
Iheidungdfog, mie fie in neuefter Zeit leider auch Frühwald (aa. D, 
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inenthalten if. — Analoge Betrachtungen werden gemacht, um im 
dritten der erwähnten Beifpiele nur das Verbrechen des Aufruhres, 
und keineswegs das Verbrechen des Aufftandes, oder die Concurrenz mit 
dem lepteren in Anwendung zu bringen, obgleich ebenfalld beide gefeß- 
lihe Definitionen darauf anwendbar wären ($$. 68 und 73), weil auch hier 
wieder nur die Eine Rechtöbeziehung (drohender oder wirklicher gewalt- 
famer Widerftand gegen die Obrigkeit durch mehrere vereinigte Berfonen) 
verlegt erfheint, und fib nur duch den Aufruhr bereits zu einem 
Stadium weiteren Fortfhritts entwickelt darftellt, ald bei dem Auf: 
ftande, u. f. f. — 

Die ebenerwähnten Entfcheidungen und die dafür geltend gemachten 
Gründe find vollkommen richtig, da fie wirklich nur der Natur der Sache 
entnommen find. Sie laffen fih aber in zwei allgemeine Regeln 
zufammenfaffen,, welche für alle diejenigen Fälle, bei denen die eben 
erörterte VBorausfeßung, wenn auch minder in die Augen fallend, einge: 
hloffen ift, maßgebend fein mögen. — Man forfhe nemlih in allen 
diefen Fällen darnach: „ob nit 

a) zwifhen den verfchiedenen geſetzlichen Begriffs- 
beftimmungen, unter welde die in Frage ftebende ftraf- 
bare Handlung fubfumirbar ift, das Verhältnif von Art 
(Species) zur Gattung (Genus) Gtatt finde, und gebe 
dann immer der fpecielleren Definition den Vorzug vor 
der generelleren"”. 

Sit aber ein ſolches logiſch-genetiſches Verhältniß zwiſchen den 
mehreren Begrifföbeftimmungen nicht vorhanden, fo ift 

b) „die That unter diejenige von den mehreren dar: 
auf anwendbarengefeklihen Begriffsbeftimmungen oder 
ftrafbaren Handlungen zu fubfumiren, worauf im Gefeße 
die fhärfere Strafe gefekt ift”. 

Beide Grumdfäge liegen im Geifte unferes Strafgefeges; — denn 
es ift vorerft fhon aus dem über die vorerwähnten drei einzelnen Bei— 
fpiele Gefagten klar, daß bei feinem Falle der gedachten Vorausſetzung 
eine Eoncurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen angenommen werden 
dürfe, weil hier vorausfeglich immer nur Eine und diefelbe Recht— 
beziehung verlegt erfcheint, und weil daher in all’ diefen Fällen das 
Wefen der Goncurrenz, nemlich die Mehrſachheit von Rehtver 
letzungen, gänzlich mangelt, und weil fofort auch gerechter Weife jene 





Seite 55, 3. II) wieder anwendet, führt diefe Marime zu den monftröfeften 
Conſequenzen! Doch davon unten bei Zahl 6 ein Mehreres! 
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einfache Rechtverletzung nicht als eine Mehrheit von ftrafbaren Handlungen 
in Anſchlag gebracht werden darf, und dieß um fo weniger, als auch bier 
wieder die pofitiv ($$. 34, 35 und 267) für die Anwendbarkeit der 
GEoncurrenz-Beftimmungen feftgefegte Vorbedingumg, nemlich die Prämiſſe 
fehlt: „daß Jemand mehrere ftrafbare Handlungen begangen habe”. 

Mas nun aber in&befondere die erjtere diefer zwei Regeln (ad a) 
betrifit, fo ift diefelbe blos ein Corollar der natürlihen Denkgeſetze, deren 
Feſthaltung doch wohl aud bei der höchſten Gefehgebung vorausgeſetzt 
werden darf. Wenn nemlich der Gefeßgeber nebft einem beftimmten Gat: 
tungs-Verbrechen einzelne Fälle deſſelben, in denen fi die Merkmale der 
Gattung vereinigen, dann, wenn noch einige befondere Merkmale hinzu 
treten, als eine befondere Abart (Species) deffelben erklärt hat, jo muß 
man wohl immer der Anwendung des fpecielleren Verbrechens vor dem 
generellen den Vorzug geben, weil ja fonft der Gefehgeber die Beſtim— 
mungen über das fpecielle Verbrechen ganz umfonft angeordnet hätte, 
und diefelben gar nie in Anwendung kommen würden. 

So wurde 5. B. ein fhon oft vorgefommener Fall, wobei das 
Wechſelverhältniß zwifhen dem $. 101 (8. 85 des früheren Geſetzes) und 
den $. 181 (ehemals $. 161) in Frage fommt, von unteren Gerichten 
haufig unrichtig, dagegen meines Wiffens vom oberften Gerichtshofe nad) 
Mafgabe des vorftehenden Grundſatzes, daher meines Erachtens ganz 
richtig entichieden. Wenn nemlid ein öffentlicher Beamter, deffen Amte- 
Berrihtung unter anderen darin befteht, gerichtlihe Sperren und 
Inventuren bei Berlaffenihaften von Verftorbenen, Crida-Maſſen u. dgl. 
vorzunehmen, und die vorgefundenen Vermögenfchaften unter gerichtliche 
Obhut zu ftellen, oder unmittelbar zu Gerihtsbänden zu deponiren, einen 
Theil der vorgefundenen und von ihm inftructionsgemäß zur Hintere 
legung bei Gericht mitgenommenen Effekten (z. B. öffentliche Obligationen, 
Juwelen, Gefchmeide, Silber und Gold) unterfchlägt, und fich zueignet, 
jo kann diefer Fall unter die gefeplichen Begriffebeftimmungen ſowohl 
des Mipbrauches der Amtsgewalt ($. 101), als auch der Veruntreuung 
von amtlich anvertrautem Gute ($. 181), und felbit des Betruges ($. 197) 
fubfumirt werden. — Die Anwendung der Gefegesftelle vom Betruge 
it in dem erwähnten Falle meines Willens noch von feinem Gerichte 
behauptet worden, denn in diefer Beziehung laßt die Praris allgemein 
den oben erörterten Grundfag gelten, dag man den Betrug als das 
generellfte Berbrehen fo lange nicht zur Anwendung bringen fönne, 
ald noch immer, wie es bier der Fall jet, ſpeciellere Verbrechen ans 
wendbar fein. — Allein in der Alternative zwifchen den beiden anderen 

Sye, Kommentar, 31 
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fpeciellen Verbrechen find mir praftifche Entfcheidungen bekannt gewor: 
den, wornah man in dem geſetzten Falle bald Concurrenz beider 
Berbrehen, bald nur das Dafein des Mißbrauches der Amtsgewalt, 
bald blos die Verumtreuung von ämtlich anvertrautem Gelde angenommen 
batte. — Richtig ſcheint mir nur die letzte Entſcheidung; denn gegen die 
Annahme einer Concurrenz zweier Verbrechen in diefem Falle ſträubt ſich 
die oben ſo nachdrücklich hervorgehobene Betrachtung, daß hier ja doch 
immer nur Eine und dieſelbe Rechtbeziehung (Mißbrauch des einem 
Menſchen geſchenkten amtlichen Vertrauens, um dad urch irgend Je— 
mandem einen Schaden zuzufügen) verlegt erſcheint, welche der Geſetz— 
geber ſowohl bei dem einen als bei dem anderen dieſer beiden Verbrechen 
als das Weſen erklärte, und welche man daher nicht doppelt in An— 
ſchlag bringen darf. Zwiſchen den geſetzlichen Begriffsbeſtimmungen dieſer 
beiden Verbrechen findet aber das Verhaltniß von Gattung zur Art ftatt. 
Denn es leuchtetein, daß fich in der Deruntreuung ämtlich anvertrauten Gutes 
von Seite eines öffentlihen Beamten ($. 181) alle Gattungsmerfmale des 
Mißbrauches der Amtsgewalt ($. 101) finden, indem ja ein foldher Beamter 
begriffsnothwendig von der ihm durch fein Amt anvertrauten Gewalt den ſei— 
ner Amts Pflicht und dem Zwecke, zu weldhen ihm fremdes Gut anvertraut 
wurde, geradezu entgegengefekten Gebrauch macht, um Jemandem, 
nemlich entweder dem Eigenthümer diefes Gutes oder dem dafür haften- 
den Staate zu ſchaden. — Nun bat aber das Gefek diefe Species von 
Mißbrauch der Amtögewalt, wobei ein öffentlicher Beamter die ihm Fraft 
feines Amtes anvertrauten Güter vorenthält oder ſich zueignet, als ein 
befonderes (fpecielles) Verbrechen erflärt, daher muß es denn auch in 
der Anwendung um fo mehr den Borzug vor dem generellen haben, als 
der Geſetzgeber auch ſchon bei der Feſtſetzung der beiderfeitigen Straffäße 
($. 103 verglichen mit $. 182) für das fpeciellere Verbrechen eine 
fhärfere Strafe, nemlich eventuell auch den Straffak von 10 bie zu 
20 Jahren zugelaffen bat, der alfo eben für jenen Fall in Anwendung 
fommen mag, wenn zu der die Gattungsmerfmale des Mißbrauches der 
Amtsgewalt Barbietenden Handlungsweife eines öffentlichen Beamten 
noch jene fpeciellen Merkmale hinzugetreten find, daß er feine Amtsgewalt 
gerade dazu mißbrauchte, um unter befonders erſchwerenden Umftänden 
ihm ämtlich anvertraute Güter zu veruntreuen. — 

Aehnliche Beziehungen von Gattung zur Art finden nad Maß» 
gabe der gefeplihen Begriffsbeftimmungen unferes Geſetzes insbe— 
fondere häufig im Berhältniffe der jehr weit gefaßten Definition des 
Betruges ($. 197) zu jenen mancherlei ftrafbaren Handlungen ftatt, 
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deren Mefen ebenfalls in Anwendung von Lift beſtehen kann, wodurd 
Jemand an feinem Eigenthum oder anderen Rechten Schaden leiden foll, 
wobei alfo ebenfalls den fpecielleren Berbrehen, wenn fi glei in 
denfelben alle allgemeinen Gattungsmerfmale eined Betruges erkennen 
laffen, vor diefem aus dem angegebenen Grunde der Vorzug gegeben 
werden muß. Hiernach wird man den $$. 58, 85, 87, S9, 90, 93, 95, 
96, 101, 106, 114, 118, 125, 134, 140, 144, 147, 149, 152, 166, 
206 (in Berbindung mit dem Schlußfage des $. 208), 214, 217 und 
220 — in der Alternative mit den Betrug ($. 197) vor diefem den Vorzug 
geben müſſen. — Nah Maßgabe dieſes unferem Geſetze mehr oder 
weniger eigenthümlichen Berhältnifjes des Betruges zu anderen ftrafbaren 
Handlungen, dürfte ferner eine Handlung, in der man zwar alle Gat- 
tungsmerfmale des Betruges findet, die aber dahin gerichtet war, im 
liftiger Weiſe ein anvertrauted Gut fi zuzueignen oder vorzuenthalten, 
nicht mehr als Betrug, fondern müßte alde Beruntreuung ($$. 181 
und 183), und dann, wenn Lift angewendet wurde, um feines Bortheiles 


willen eine fremde bewegliche Sache aus eines Anderen Beſitz, ohne deſſen 


Ginwilligung zu entziehen, als Diebftabl ($. 171) behandelt werden, | 


weil fih aus der Bergleihung der gefeglihen Begriffsbeftimmungen er 


gibt, daß Handlungen, die fih fehr wohl unter die generifche Begriffe- 
bejtimmung des Betruges ſubſumiren laffen, durch Hinzutritt eines ges 


wiffen jpeciellen Merkmales (Unterfhlagung einer anvertrauten. 


Sache) zur Species „Veruntreuung“ werden, und daß der Diebftahl 


wenigftens in jenen Fällen, wo die Entziehung der fremden Sade zus 


gleih ohne Wiffen des Beftohlenen (fraudulose) gefchieht, nebit den 


ſpeciellen Merkmalen des Diebftahle auch alle Gattungsmerfmale des 
Betruges an ſich bat. Die Anſicht, day die beiden Species, „Perums | 


trenung“ und „Diebjtabl” in der Anwendung nicht nur nad der eben 
dargelegten Natur der Sache, fondern insbefondere auch im Geifte 
unferes Gefeßed immer den Vorzug vor dem Genus „Betrug“ finden 
müffen, findet ihre Beftätigung auch darin, daß der Geſetzgeber im All 
gemeinen ſowohl auf die Veruntreuung ($$. 182 und 184), ald auf den 
Diebftahl (58. 178 und 179) Thmwerere Strafen feftgefegt hat, als 
auf den Betrug ($$- 202 und 203%), daher allerdings der erniten 


) Ich fage: „im Allgemeinen“, indem dad Gefep auf den Dich- 
jftabl und auf die Eine Art der verbreberiichen Veruntremumg (88. 178 und 
182) immer „Schweren Kerfer“, auf den Betrug bingegen in der Regel nur 
„einfachen Kerfer“ ($. 202) verhängt, und überdieß auf dieſelbe Art von 
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Forderung der ftrafenden Gerechtigkeit Genüge gethan hat, daß derjenige, 
der in feiner Handlungsweife nebft den allgemeinen Gattungsmerkmalen 
eines Betruges fih no der befonderen Arten defjelben fhuldig 
madte, welche in concreten Fällen den Betrug zur Beruntreuung oder 
zum Diebftahle geftalten, allerdings auch die durch diefe fpecieller 
geftaltete Schuld verwirkte höhere Strafe erleive. — 

Aus diefem eigenthümlihen Wechſelverhältniſſe zwifhen Betrug 
und anderen ftrafbaren Handlungen ergibt ſich ferner auch noch eine ſehr 
eigenthümlihe Beziehung zwiſchen dem Verbrechen der Berläumdung 


($. 209) und dem Betruge überhaupt, und infonderheit zu jener Species 





Beruntreuung nah Umftänden ſogar cın Strafauẽmaß bie zu zwanzig 
Jahren beftimmt bat ($. 182), während es auf den Betrug, wenn nicht der ſo— 
gleih zu erwährende noch fpeciellere Audnabmefall eintritt, ſelbſt bei 
erihwerenden Umftänden die fchwere Kerferftrafe nur bis zu zehn Jahren 
audgemefien bat ($. 203). Die bezogenen Gefegesftellen zeigen nemlih, daß 
erft bei dem Daſein ſehr erfchwerender Umftände die Straffäge für alle drei 
genannten Berbredhen einander in der Regel gleichgebalten find, nemlich für 
alle drei gleihmäßig ſchwerer Kerker von 5—10 Jahren feftgefeßt ift (55. 179, 
1854 und 203). Hiervon macht nur der Fall eine Ausnahme, wenn der Be: 
trug durch einen falichen Eid begangen wird, für welchen das Geſetz immer 
eine ſchwerere Strafe feſtgeſetzt, und diefelbe ſogar bis zu zwanzigjäbrem, ja 
nah Umftänden bis zu lebenslangen Kerfer gejteigert hat. Dieß iſt nad 
der eigenthümlichen Stellung unferes Gefepbuches, in welchem der faliche 
Eid (Meineid) nicht ald ein eigenes Verbrechen erklärt, fondern unter dem 
Betruge fubfumirt iſt (58. 197 und 199 Jit. a), ſehr wohl erflärbar. Das 
Gefep wollte nemlih den Fall ded Meineideg, in dem man eigentlich ein zu— 
fammengefegtes Berbrehen, nemlich eine Mehrfachheit von Rechtver— 
legungen in einer einzigen ftrafbaren Handlung erkennen kann, mit befon- 
ders ſchweren Strafen treffen, und ibn fofort aus der Gattung (Betrug), 
unter welche er fubjumirt erfcheint, wenigftens in Beziehung auf die Straf: 
fanction befondere herausheben. Daraus folgt aber zugleih, daß auch 
nah der Beftimmung unseres Gefeped in dem Petruge „durch Meineid“ 
eine befondere Species des Betruges erfannt werden muß, deren 
böhere Strafſätze jedenfalld im Anwendung zu bringen find, wenn ſich 
aud diefe Unterart des Betruges etwa mit einem anderen Verbrechen ver 
fnüpft, das fonft ale Zpecied von dem Genus „Betrug“ jedenfalld den Bor 
zug verdiente, indem fonft die von dem Gefeke beabfichtigte größere Strenge 
der Ztrafe für den falfchen Eid in einzelnen Fällen eludirt, und noch überdich 
gerade in ſolchen Fällen vereitelt werden würde, wo dieſe Species des Ber 
truges mit einem zweiten Verbrechen zufammentrifft. — Diele Bemerkung ift 
praftifh wichtig vorzüglich in jenem Falle, wenn eine Berläumdung durch 
einen falſchen gerichtlichen Fid erbärtet wird, wovon oben im Terte ſogleich 
näher Die Rede fein wird. 
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des Betruges, welche das Geſetz durd die Subjumtion des falſchen Eides 
unter das Genus „Betrug” feftgefeßt hat ($. 199 It. a). Wer möchte 
wohl daran zweifeln, daß eine Handlung, welche alle im $. 209 bezeich- 
neten Merkmale des PVerbrehens der Verläumdung in fich vereiniget, 
zunächſt als dieſes (fpeciellere) Verbrehen behandelt werden müſſe, 


obgleich man darin aud die allgemeinen Gattungsmerfmale eines Be , 
truges ($. 197) erkennen kann? — Diefer Bevorzugung der Species vor | 


dem Genus entipriht im Falle der frage auch das von dem Gefeke 
dafür feftgefehte Strafen-Syftem, indem ebendadurh der Schuldige in 
der Negel jener [härferen Strafe unterzogen wird, welche auf die 
Berläumdung gefegt iſt ), und welche er alfo dadurd verwirft hat, 
daß er fih jener relativ ftrafmürdigeren Unterart des Betruges ſchaldig 
gemacht, welche das Gefeg als PVerläumdung erklärt bat. Allein dieß 
kaun wieder nur fo lange als Regel gelten, als nicht etwa die Verläum— 
dung durch einen falfchen gerihtlihen Eid erhärtet, und eben Dadurch zu 
einer noch fpecielleren Unterart des Betruges ($. 199 lit. a) umgewandelt 
wird, worauf dag Gefeß wenigftens unter gewiifen Umftänden ($. 204) 
eine noch fehärfere Strafe verhängt hat, als fonft auf das Verbrechen der 
Verläumdung feftgefegt ift. Es bedarf nemlich nach dem bisher Gefagten 
faum noch einer Erwähnung, daß in diefem Ausnahmsfalle, wenn nemlich 
Jemand durch feine, mittelft eines falfchen gerichtlichen Eides erhärtete 
Berläumdung einen fehr wichtigen Schaden verurfaht hat, derfelbe 
nah Maßgabe des $. 204 bis zu zwanzigjährigem, nad Umftänden bis 
zu lebenslangem ſchweren Kerker verurtheilt werden könne, weil er doc 
die Schuld aller jener fpeciellen erfhmwerenden Umftände auf ſich geladen, 
fomit jene relativ fchärfefte Strafe wirklich verdient hat, welche das 
Geſetz für den Fall des Zufammentreffens derfelben feitgefeßt hat *"). 


— 





*) Die Bergleichung des $. 210 mit den $$. 203 und 204 zeigt nem— 
ih, daß dad Geſetz auf dad Verbrechen der Berläumdung ald Regel den 
ſchweren Kerfer und überdieß in der Dauer von 1 bid 5 Jahren feſtgeſetzt 
bat, während bei Betrug dieſes böbere Audgmaß in der Dauer erjt bei 
erijhmwerenden Umftänden, und der höhere Grad des ſchweren Kerferd 
gar erſt bei befonderd qualificirenden Umftänden eintritt. — 

*) Mir ift nicht unbefannt, daß in dem oben voraudgefegten alle von 
der Prarid bie und da eine Concurrenz zweier Verbrechen (Berläumdung 
und Betrug durch falihen Eid) behauptet wird. Allein dieß fcheint mir 
zweifelle& irtig, weil dadurh Eine und dieselbe Rechtsbeziehung, nemlich 
die Abjicht des Thäters, durd feine falfche (liftige) gerichtliche Leidlich erhärtete) 
Ausfage Jemandem (dem Verläumdeten) an feinen Rechten (zunächſt ax Liner 
Fhre) zu Schaden, oder eigentlih die Bedingung (Condilio sine qua non) 
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Zum Theile ſchon aus dem chen über die erfte der obigen zwei Negeln 
Geſagten ergibt fih auch die Begründung der zweiten angeführten 
Regel (ad b auf Seite 480). Tritt nemlich einer der dafelbft voraus- 
gefeßten Fälle ein, daß eine That ſich unter die Begriffsbeftimmungen 
verfhiedener ftrafbarer Handlungen fubfumiren läßt, worauf das 
Geſetz theils ſchärfere, theils geringere Strafen verhängt bat: fo ift dieß 
wohl nur dadurd erflärbar, daß das Gefeß in der ſchwerer verpönten 
Handlung ein weiter vorgejchrittenes Stadium derfelben ftrafbaren That, 
als in der mit geringerer Strafe belegten anderen Gefegesübertretung, 
gleihfam eine weitere Fortſetzung diefer legteren zu einer größeren 
Vollendung oder zu einem mehreren üblen Erfolge*), oder das Hinzus 
treten noch anderweitiger gravirender That-Umſtände oder Merkmale zu 
derfelben erkenne, und daß fofort die mit geringerer Strafe belegte Ge: 
fegegübertretung gewiffermaßen nur den Anfang oder einen integrirenden 
Beftandtheil der ſchwerer verpönten That bilde. Wer ſich daher der 
leßteren ſchuldig gemacht, d. h. wer in feiner Schuld auch noch alle weiter 
fortgefchrittenen Stadien, Umftände oder Erfolge der That, und fofert 
auch noch die Merkmale der von den gefeglichen Begriffsbeflimmungen 
für relativ frafbarer erklärten Handlung vereiniget hat, wird ohne 
Unrecht derjenigen fhärferen Strafe unterworfen werden fönnen, 
und nach der firengen Justitia distribuliva auch unterworfen werden 
müſſen, welche das Geſetz eben wegen diefer vorausgefeßten weiteren 


zweimal zugerechnet werden würde, welche nach der gefeplihen Begriffébe— 
ftimmung vorhanden fein muß, damit das eine und andere dieſer beiden Ber: 
brechen (vgl. insbefondere den Eingang vom $. 199) überhaupt vorbanden 
fein fünne. — 

Man mag fich übrigens hinfichtlich diefes Falles was immer für einer 
Anfiht anfchliegen, und hiernach entweder das Dafein des Verbrechend der 
Berläumdung unter den erfchwerenden Umſtänden des 8. 204, oder des Be: 
truges unter eben diefen Umftänden, oder der Concurrenz dieſer beiden Ber: 
brechen behaupten, fo werden am Ende dod alle drei Anfichten darin überein: 
flimmen, daß unter den voraudgefegten erfchwerenden Umftänden zunächſt der 
Strafſatz aus der Schluß» Anordnung des 8. 204 zur Anwendung gebradt 
werden müffe, und daß daher die Streitfrage wenigſtens binfihtlich der wich: 
tigften praftifchen Folge blos tbeoretiih iſt. — 

*) Die Vergleichung diefer Fälle mit dem Zeite 471 — 475 Gefagten 
bewährt zugleich, daß mehr oder weniger in all’ diefen Fällen diejenigen Be: 
ziebungen, zumal in dem Plane und der Tendenz des Handelnden eintreten, 
melche dafelbft hinfichtlih der Kortjegung von ftrafbaren Handlungen ans 
geführt worden find. — 


(Strafgef. 1. Chi. 11. Hanptfl. SS. 330.35.) 187 [Von Befrafung der Verbrechen überhaupt. ] 


ven ihm ebenfalle mitzverfhuldeten Ihatumftände auf die hiernach 
von ihm begangene ftrafbarere Handlung verhängt hat; indem fonft, 
wenn man feine Handlung nur unter die geringer verpönte Gefehes- 
übertretung fubfumiren, und über ihn nur die Strafe diefer legteren ver: 
hängen wollte, der eine oder andere von ihm ebenfall® mit verfchuldete 
gravirende Moment ungeahndet bleiben und er überdieg im Vergleiche 
zu einem Anderen, der etwa die geringere Gefeßesübertretung, ohne 
die vorausgefegten gravirenden Momente begangen hätte, zu gering bes 
ftraft werden würde. 


Dasjenige, was hiernach ſchon aus der Ratur der Sache und aus 
den Elementars Anforderungen der ftrafenden Gerechtigkeit hervorgeht, 
entfpricht auch dem Geifte unferes pofitiven Geſetzes. Dieß ergibt 
fih nicht blos daraus, daß unfer Gefeß für die analogeften Fälle, nemlich 
bei dem Zufammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen immer der 
fhärfer verpönten vor allen übrigen den Borzug gibt ($$. 34, 35 
und 267), fondern es wird dieß indbefondere durch eine Reihe von in 
unferem dermaligen Gefege neu hinzugelommenen Stellen, nemlich 


durch die ſchon oben (Seite 470) in anderer Beziehung citirten $$.64, —2 


66, 76, 98 lit. a, 213, 215, 300, 302, 303, 305, 309, 311, 312, 
460, 461, 463, 464, 468, 486, 487 und 496 beftätiget, welche alles 
famt übereinftimmend geradezu und mit klarem Worte den Grundfak 
ausſprechen, daß jede von den in diefen Baragraphen bezeichneten Be: 
griffsbeftimmungen ftrafbarer Handlungen auf eine die Merkmale der 
felben in fich vereinigende That nur dann anwendbar fei: „in foferne 
fih darin niht eine fhwerer verpönte andere ftrafbare 
Handlung darftellt*. — Unfer Gefeß hat alfo bei allen einzelnen 
neu binzugefommenen ftrafbaren Handlungen, d. 5. überall, wo fid 
hierzu nur immer ein Anlaß bot, den oben verfochtenen Grundfaß der 
natürlichen Gerechtigkeit mit voller Beftimmtheit in Geltung gefeßt. Wir 
ftehen daher mit der Einhaltung der bisher auseinandergefegten Regel 
volltommen aud auf dem Boden unferes vaterländifhen pofitiven 
Strafgefepes*), und wir dürfen fofort diefelbe nicht blos bei den fo eben 


*) Unter den fremden Geſetzen bat meines Wiſſens den obigen Grundfag 
mit voller Beftimmtheit nur das preußiſche Strafgeſetz vom 14. April 
1851 im $. 55 mit folgenden Worten aufgenommen: „Wenn eine und diefelbe 
Handlung die Merkmale mehrerer Verbrechen oder Vergeben in ſich vereiniget, 
fo kommt dad Strafgefepg zur Anwendung, welded die ſchwerſte Strafe 
andıoht.” — 


f 
Wis . 
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citirten Paragraphen, wo fie ohnehin von Dem Geſetzgeber fpeciell und 
mit ausdrüdflihen Worten vorgefchrieben ift, fo wie in den auf Seite 
479 und 480 beifpielsmweife erwähnten zwei prägnanten Fallen eines 
Mordes durch mehrere körperliche Verletzungen, oder eines bis zum 
Aufruhr fortgefchrittenen Aufftandes, fondern im Geiſte unferes Geſetzes 
auch in allen Fallen in Anwendung bringen, wo die ihr zur Kolie 
dienende thatſächliche Vorausſetzung eintrifft. In diefer Weife wird man 
daher 3. B. den Begriffd- und Straf: Beftimmungen der Berbrechen des 
Mordes und des Todtſchlages (SS. 134, 136—139, 140 und 142) in 
der Anwendung den Vorzug geben vor dem Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit durch Einſchränkung der perfönlihen Freiheit eines 
Menfhen oder durch gefährlihe Drohung ($$. 93, 94, 99 und 100), 
wenn eine der letzterwähnten zwei Handlungen in der Abficht, dadurch 
einen Menfhen zu tödten, gefeßt wurde, oder wenn auch ohne Diele 
Abſicht dadurch ein Menfh um das Leben gefommen ift. — Aus gleichem 
Grunde wird, wenn auf eine und diefelbe Handlung fowohl die Begriffs- 
beftimmung der Entführung (88. 96 und 97), als auch jene des Menſchen— 
raubes ($$. 90 und 91) anwendbar wäre, diefe vor jener den Vorzug 
haben, auch abgefehen davon, daß bei diefem Kalle die gleiche Ent: 
fheidung auch dadurch bevorwortet wird, dag fih im Menfchenraube 
offenbar ein fpecielleres Berbrehen erkennen läßt, als in der Ent: 
führung (vergl. die Erörterung der vorjtehenden erften Negel ad a). — 
Ebenfo müßte man aus beiden fo eben angeführten Gründen den 
Mißbrauch der Amtsgewalt eines öffentlihen Beamten, welcher durch 
die gefliffentlihe Außerachtlaffung der ihm bei dem Betriebe von Fifen- 
bahnen oder von den im $. 85 lit. e bezeichneten Werken oder Unter: 
nehmungen obliegenden Verpflichtung eine der im $.85 lit. b bezeichneten 
Gefahren berbeiführt, zunächſt nicht nach den $$. 101 und 103, fondern 
vielmehr nah. Maßgabe der 88. 87 und 88 beurtheilen u. f. f. — 

Mit den thatfählichen Borausfeßungen des eben erwähnten Falles 
fällt, wie bereits oben (Seite 479 in der Anmerkung) angedeutet wurde, 
öfters, aber keineswegs nothwendig der weitere Fall zufammen, „wenn 


6. 
„eine ſtrafbare Handlung als Mittel zur Berübung 
einer anderen frafbaren Handlung begangen 
wird.” — 


Nach dem fubjectiven Plane des Handelnden hat derfelbe in einem 
folden Falle feine Willens-Rihtung auf ein gewiffes Verbrechen, 3. 2. 
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anf den Mord eines Menfchen, oder auf einen Diebflahl als feinen eigent- 
lichen Zweck abgezielt, erfennt aber in feiner fubjectiven Auffaffung nad) 
der concreten Lage des Falles eine andere ftrafbare Handlung, 3. 2. die 
Brandftiftung eines Haufes, in welchem der zu Tödtende ſchläft, oder die 
durch den Feuerlärm entftehende Berwirrung als ein nothwendiges 
Mittel, um das ald Zweck angeftrebte Berbrechen realifiren zu fönnen, 
Gr legt fofort Brand, um dadurch fein auserfornes Opfer zn erſticken 
oder zu verbrennen, oder um unter Benügung der angedeuteten Bermirrung 
den beabfichtigten Diebftahl auszuführen. — 

Wer möchte wohl nach demjenigen, was über ähnliche Fälle bereits 
früher (Seite 142 u. flg. unter Zahl 3, und Seite 156 in der Anmerkung) 
aus anderem Anlaffe gefagt worden ift, daran zweifeln, daß in diefen beiden 
Fällen der Thäter zweier (comenrrirender) Berbrechen, nemlich im erften der 
Branolegung und des Mordes, und im zweiten der Brandlegung und eines 
Diebſtahls ſchuldig ſei? — In beiden Fällen nemlich tritt eine wirkliche 
und zwar einthätlihe Eoncurrenz ein, indem in beiden Fällen eine wahr: 
baftige Mehrfachheit von Rechtverlekungen nach Abficht des Handeln: 
den und nad dem Erfolge der That, wenn gleich jedesmal durh Eine 
und diefelbe Handlung ausgefchieden werden fanır, und diefe mehreren 
Rechtverlegungen nah Maßgabe des Geſetzes zugleih mehrere, und 
zwar verfhiedenartige Geſetzes-Uebertretungen (Verbrechen) bilden 
(vgl. Seite 448— 451). Es ift daher diefe einthätlihe und ungleich— 
artige, aber wirkliche Concurrenz keineswegs unter die Fälle einer 
bloßen Schein » Concurrenz einzureihen, fondern fowohl nad der Natur 
der Sache, ald auch nah dem Flaren Wortlaute und Geifte unferes 
gofitiven Gefeßes als ein wirkliches Zufammentreffen mehrerer ftraf- 
barer Handlungen in Gemäßheit der oben (Seite 452—462) erläuterten 
S$. 34, 35, 44 hitt. a und b, 263 litt. b und I und 267 zu behandeln. 

Allein nicht blos diefe allgemeinen Beftimmungen unferes 
Geſetzes, fondern auch fpecielle von der höchſten Gefekgebung felbit 
ausgegangene Entfheidungen über befondere ihr vorgefommene Falle 
diefer Art liefern ung den Beweis, daß auch unfere vaterländifche Legis— 
lation den bier verfochtenen Grundfag als zweifellos fchon in den all: 
gemeinen Anordnungen unſeres Gefeges über Goncurrenz enthalten 
anerfannt habe, wornach nemlih in der Negel aud der Fall als 
wirflihe Goncurrenz mehrerer Berbrehen angefehen werden müffe, 
wenn Jemand irgend ein Verbrechen ald Mittel zur Verübung eines anderen 
Berbrehens unternommen hat. Dieß erklärte fie wortſcharf ſchon mit 


dem Hoffanzleidecrete vom 29. Auguſt 1822, Nr. 1889 der J. ©. S., 
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womit ein neues Verbrechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit durch Ver— 
legung gerichtlicher Siegel eingeführt, und im $. 3 erklärt wurde: 
„Werden aber (derlei) Verlegungen gerichtliher Siegel ald ein Mittel 
zur Verübung eines größeren Verbrechens unternommen: jo 
ift der Thäter mit Anwendung des $. 28 1. Th. des St. ©. 2. 
($. 34 des dermaligen Geſetzes), d. h. alfo mit Anwendung der 
allgemeinen Vorſchrift über das Zufammentreffen mehrerer 
Verbrechen zu beitrafen.“ — Noch beftimmter und über allen Zweifel 
deutlih hat unfere Geſetzgebung aus Anlaß eines anderen einzelnen 
Falles eben diefe Abſicht im der Faiferlichen Verordnung vom 8. Februar 
1852, Nr. 40 des R. G. B. ausgeſprochen. Durch diefes Gefeß wurden 
ftrafgefegliche Beftimmungen gegen Befchädigungen und andere ftrafbare 
Handlungen in Beziehung auf Eifenbahnen und Staats = Telegraphen 
angeordnet, und im $. 12 wörtli hinzugefügt: „Wenn eine der in 
diefem Geſetze als ftrafbar erklärten Handlungen oder Unterlaffungen 
als Mittel zur Ausübung einer anderen ftrafbaren Hand» 
lungverübt wird, fo find die Vorfihriften über das Zufam: 
mentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen in Anwendung zu 
bringen, gleihwie auch jede damit etwa verbundene Entwendung ins: 
befondere zu betrafen tft.“ — — Da alfo, wo binjihtlih einzelner 
Fälle hierzu ein befonderer Anlaß war, hat unfere Gefeßgebung die 
erwähnte Entfcheidung auh ausdrücklich aufgenommen, jedoch unver: 
fennbar in folder Faffung, daß dadurch nicht etwas Neues oder von 
den allgemeinen Grundfägen Abweihendes, fondern vielmehr nur 
eine fich aus diefen von felbft verftehende Folgerung aufgeftellt wurde, 
die eben deshalb in dem neuen Gefeße, wo man nicht mehr blos jene 
einzelnen Fälle zu normiren, fondern allgemeine Vorfchriften zu geben 
hatte, weggelaffen wurde, eben darum, weil fie fhon aus den generellen 
Borfhriften der $$. 24 und 267 jelbftverftändlich iſt). — Denfelben 





— 


) Nur im $. 318 behielt dad neue Geſetz aus dem früheren ($. 76 
des II. Th. des Et. ©. B. vom 3. September 1803) die auädrüdlide 
Erwähnung der Bellimmung bei, daß in dem falle, wo fih Jemand nebft 
der muthwilligen Beſchädigung der dort bezeichneten Gegenftände auch einer 
GEntwendung fchuldig macht, dafür insbeſondere beftraft, alſo einer 
Goncurrenz zweier ftrafbaren Handlungen fhuldig erfannt wird. — Auch 
dieſe Beftimmung ift im alten, fo wie im neuen Gefege unverkennbar ald 
eine fih aus den übrigen Anordnungen von felbft verftebende Folgerung 
bingeftellt, und man kam fobin daraus, daß dad neue Geſetz, dad ja regel« 
mäßig im Wefentlihen an dem früheren feine Nenderung vornehmen wolle, 
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Grundfaß fpricht ferner ein meneites, noch fortan neben dem allge 
meinen Strafgefege in Rechtskraft beſtehendes vaterländifhes Particular— 
Strafgefeß; nemlich das faiferlihe Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 
des R. G. B. im $. 5 ans, indem es erflärt: „daß im jenen Fällen, wo 
das dort bezeichnete Verbrechen der Verleitung von Militär « Perfonen 
zum Treubruche oder zur Verletzung ihrer fonftigen Dienftpflicht, oder 
die Berbrehen der Spionerie oder Falfihwerbung ala Mittel zur 
Ausübung eined noch größeren Verbrechens, z. B. des Hod- 
verrathes oder Aufftandes begangen werden, ſich die Strafgerichte- 
barkeit auch auf diefe ftrafbaren Handlungen (alfo ftrafbare 
Handlungen in Plurali!) auszudehnen babe.” — Darin ift alfo offenbar 
wieder die Anficht unferes Geſetzes eingefhloffen, daß im jenen Fallen, 
wo Jemand ein Verbrechen zum Zwede eined anderen begeht, er fi 
dadurch allerdings mehrerer ftrafbarer Handlungen fchuldig made. — 

Diefe Anficht ift meines Wiſſens auch von der öfterreichifchen Praris 
wenigftend der höheren Gerichtshöfe — von jeher als die richtige anerkannt, 
und inihren Ansfprüchen feftgehalten worden. So wurde, um aus der jüngften 
Zeit nur auf zwei Präjudicate hinzuweifen, laut Gerichtgzeitung Nr. 14 
und 15 vom Sabre 1851, bei der erften in Wien am 15. Janner 1851 
ftattgefundenen fehwurgerichtlichen Verhandlung fogar von der Ge» 
ſchwornenbank und zwar einhellig, gleihwie auh vom Schwur: 
gerihtshofe die Angeklagte der Brandlegung fhuldig erkannt, ob- 
gleih fie erwiefen und aflfeitig zugeftanden den Brand im Dachboden 
des von ihrem Dienftgeber bewohnten Hauſes nur deßhalb gelegt hatte, 
um dadurch in dem Haufe eine große Verwirrung zu erzeugen, und 
während derfelben unbeobachtet das zur Heimreife nöthige Geld ftehlen 
zu können, obwohl alfo die Brandlegung nur ala Mittel zum Zwede des 
Diebftahle verübt, und diefer Umftand auch mit Nachdruck aber vergeblich, 
von ihrem PVertheidiger zur Entfhuldigung der Brandlegung geltend 
gemacht worden war’). — So wurde ferner, wieung ebenfalls die Gerichte: 





diefe ſpecielle Beſtimmung beibehalten hat, für die oben verfochtene Anficht 
nur eine Deftätigung ableiten, aber keineswegs etwa eine vereinzelte Aus: 
nahme darin finden. — 

) Nadı der obigen tbatfächlihen Vorausſetzung war die Angeklagte 
allerdings der Brandlegung und des Diebſtahls fchuldig, und der Inhalt der 
diekfälligen Verhandlungen zeigt auch, daß fie der Concurrenz diefer beiden 
firafbaren Handlungen ſchuldig erklärt worden fein würde, wenn micht die 
Strafbarkeit ihres Diebitabld durch die freiwillig vor der gerihtlihen Ent: 
dedung ihrer Schuld geleiftete Vergütung bereitd erlofchen geweſen wäre. 
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zeitung in Nr. 114 und 115 vom Jahre 1852 mittheilt, jenes verruchte 
Ungeheuer, welches die Wohnhütte anzindete, in der feine Gattin und 
Tochter von Außen eingefperrt fchliefen, zunächſt nur, um feine, ihm 
in Beziehung auf die beabfichtigte Verehelichung mit einer amderen 
Frauensperfon im Wege ftehende, Gattin zu tödten, dennoch nicht 
blos des als Zweck beabfichtigten, fondern auch des ala Mittel hierzu 
geſetzten Verbrechens, nemlich des Verbrehend der Brandlegung und 
des Meuchelmordes vom Landesgerichte in Trient fhuldig erklärt, und 
dieſes Erkenntniß von den höheren Juftizbehörden, weldye es wegen der 
dadurch zugleich ausgeſprochenen Berurtheilung des Schuldigen zur 
Todesftrafe zu durchlaufen hatte, nit nur nicht gerügt, fondern befräf: 
tiget und in Bollzug gelegt. — 

Wie follte aber in all’ diefen Fällen auch anders als auf wirkliche 
Concurrenz mehrerer Verbrechen erfannt werden können? Hat nicht 
überall der Schuldige in Wirklichkeit feinen Vorfaß auf mehrere von 
einander nad Zahl und Qualität verfhiedene Nechtverlegungen ge: 
richtet, und diefelben vorausſetzlich auch vollführt? Warum follten ihm 
daher gerechter Weife diefelben nicht allefammt zugerechnet werden ? 
Aus diefen Gründen feheint e8 mir daher außer Zweifel zu fein, daß die 
fhon oben (Anmerkung auf Seite 479 und 480) gerügte Anficht 
Frühwald's, wornad in derlei Fällen nur das als Zweck gefekte, 
keineswegs aber das als Mittel gewählte Verbrechen beftraft werden 
dürfe, nicht nur gegen die Natur der Sahe und gegen den Ausſpruch 
der natürlihen Gerechtigkeit, fondern auch gegen Wortlaut und Geift 
unferes pofitiven Gefeßes, fo wie gegen die herrfchende Praris verftoße. 
— Diefe bie und da mit nichts fagenden Gemein-Phrafen begründete 
Anfiht *) würde zu den bedenklichften, und der natürlichen Gerechtigkeit 





Dennoch aber, obgleidh das eigentlihe Zweck-Verbrechen im concreten Falle 
ganz binwegfiel, hatten Geſchwornenbank und Gerichtähof die Angeflagte des 
ald Mittel gefegten Verbrechens ſchuldig erfannt. — 

*) Am beten ftellt die Schein » Gründe für die obige Anſicht allerdings 
Frübmald (a. a. D.) in dem kurzen Cape zufammen: „ed gebt nit an, 
wenn man Jemanden für den erreichten Zweck ftraft, ibn noch befonders dafür 
zu ftrafen, daß er die nothwendigen Mittel, um dieſen Zwed zu erreichen, 
angewendet habe.” — Allein diefer Schriftfteller Gewährt zu viele Erfahrung 
im Gebiete der Strafrechtäpflege.. ald daß er — ich bin deffen überzeugt — 
nicht felbit erichreden follte vor den oben im Terte angedeuteten praktiſchen 
Gonfequenzgen, die aus feiner jo unterfheidungslog bingeftellten Be: 
bauptung fließen würden, und die gewiß nicht in dem Zinne eines nüchternen 


[Strafgef. 1. Thl. IT. Hauptk.$$. 33 m. 35.) 493 [don Dehrafung der Verbrechen überhaupt.] 


geradezu in's Antliß fchlagenden Gonfequenzen führen! — Würde nicht 
biernad Derjenige, der zum Zwede eines Aufruhres, oder einer Empö- 
rung verfhiedene andere Berbrehen, ald z. B. Berleitung von Soldaten 
zum Treubruche, oder Mord, Brandlegung, Zerftörung von Eifenbahnen 
u. dgl. ald Mittel wählt und in's Leben fegt, für alle diefe Mittel- 
Berbrehen ftraflos bleiben müſſen? Sollen alfo jene Hochverräther, 
die mit der Brand-Fackel des Umfturzes aller ftaatlihen und focialen 
Ordnung vor Allem den politifhen Meucelmord einzelner Organe und 
gefürchteter Widerfacher ihrer verruchten Pläne, oder gar den Mord all’ 
ihrer Feinde en masse predigen und auszuführen ftreben, dafür ftraflos 
bleiben, weil und in foferne diefe letzteren Berbrehen nad ihrem Plane 
nur notbwendige Mittel zu anderen verbrecherifchen Zwecken fein follten ? 
— Oder würde — in minder grellen Fällen — etwa derjenige, der 3.2. 
ald Mittel zum Zwecke der Todtung feines Feindes deffen Derläumdung 
bei Gericht, mittelft Andichtung eines mit Todesitrafe verpönten Ber: 
brechens ($. 209) und die Ueberredung zweier Zeugen zur falfchen ge- 


— nn in — — 


Praftiters gelegen find. — Liegt fermer nicht in dem obigen Grunde eine 
umgefehrte Anwendung der berüchtigten Marime: „der Zweck beiliget das 
Mittel,“ wenn nemlich dadurch behauptet werden foll, daß die Beſtrafung des 
Zwedes die Strafbarkeit der wenn auch jelbftitändig an und für fih noch 
jo ftrafwürdigen Mittel in ſich abſorbire und gleichſam erlofchen mache? — 
Frühwald, ohne Zweifel mit praftifchem Takte das Gefährliche dieſes 
Satzes durhfühlend, bemerkt freilih: „dap in ſolchen Fällen die Berurtheilung 
und Strafe nur wegen des Hauptverbrechens erfolgen, und die ald Mittel 
benügte ſtrafbare Handlung nur ald erfchwerender Umftand ($. 43) berüd: 
fichtiget werden könne.” — Allein durch diefe verfuchte Einſchränkung des obigen 
Hauptjages wird diefem nicht blos die Spige gebrochen, und derſelbe eigent- 
lich wieder ganz zerftört, jo daß die beiden Sätze unter einander in Wider: 
ipruch fteben : fondern ed wird dadurch nur eine neue Inconvenienz der 
anderen hinzugefügt. Wie foll denn in jenen Fällen, wo die ald Zweck geſetzte 
ftrafbare Handlung weit geringer ift, als das ale Mittel hierzu gebrauchte 
Verbrechen, dieſes ald ein Erſchwerungs-Umſtand von jener in Anwendung 
gebracht werden können? Wie joll 3. B. im obigen jchwurgerichtliden Falle 
dad von der Ihäterin ale Mittel gebrauchte Verbrechen der Brandlegung, 
werauf im Gefepe etwa lebenslange, oder zehn: bis zwanzigjährige Kerker— 
jtrafe verhängt it, einen Erſchwerungs-Umſtand der von ihr als eigentlicher 
Zweck beabfichtigten bloßen Webertretung des Diebſtahls, worauf im 
Geſetze höchſtens Arreftiftrafe von 6 Monaten ſteht, bilden Fönnen? — 
Man bleibe auch bier bei dem Einfachſten, beim Natürlichſten, bei 
der Forderung des gefunden Menichenverftandes ftchen! Wer mebrerlei 
Rechtverlegungen und ftrafbare Handlungen begangen bat, der werde auch für 
jede derſelben beſtraft! — 


— ⸗ 
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richtlichen und beſchwornen Ausſage wider denſelben ($. 199 lit. a) 
gewählt und in der Weiſe ausgeführt hat, daß hiernach ſein Feind unge— 
gründeter Weiſe vom Strafgerichte zum Tode verurtheilt werden ſollte, 
etwa nur des Mordes, und nicht auch der Verläumdung und des Betruges 
fhuldig fein, da er doh mehrere und ganz verſchiedenartige 
Rechte und Rechtbeziehungen, memlih das Recht des Verletzten auf 
Leben und Ehre, das Recht des Gerichtes auf Wahrhaftigkeit der Zeugen 
u. ſ. f. verlegt hat? — Oder follte Derjenige, der in Ausführung eines 
Mord: oder Raub-Attentates an dem A begriffen, hieran durch einen, 
dem A zu Hilfe eilenden Gen&d’armen gehindert, fih auch an dieſem ver- 
greift, und fi ihm mit gewaltfamer Handanlegung der Ausübung feiner 
Dienftespflicht widerfeßt, dann aber den A wirklich beraubt oder tödtet, 
alles Einftes nur des Naubes oder Mordes, und nicht auch des hierzu 
als Mittelgewählten Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit gegen den 
Gensd’armen (8.81) fhuldig fein? — Oder würde man einen Schmuggler, 
der einen ala Zweck beabfichtigten großartigen Schmuggel (Schleihhandel) 
anders nicht, ala durch Beſtechung des einen und anderen, oder gar durch 
Zödtung eines Dritten und vierten Zollwächters auszuführen vermag, 
und Daher zur Realifirung feiner als Zweck angeftrebten ſchweren 
Gefälls-Uebertretung die Verleitung öffentlicher Beamten zur Verlegung 
ihrer Amtspfliht (SS. 105 und 311) und den Mord ($. 134), wenn 
auch nach der Rage der Dinge ald notbwendige Mittel wählen muß, 
nicht auch wegen der Berleitung von Beamten zur Verlegung der Amte- 
prlichten und des Mordes, fondern blos der fchweren Gefälls-Ueber— 
tretung des Schleihhandels verurtheilen müſſen u. ſ. f. u. ſ. f.?% 
Worin follte denn nur überhaupt der Grund liegen, Jemandem die 
eine oder andere der mehreren von ihm wirklich gewollten und 
wirklich begangenen Nectverlekungen nicht als ftrafbar zuzurechnen, 
blos deßhalb, weil er fie gleichzeitig und vermengt mit anderen Recht: 
verlegungen, weil er fie nebſt diefen, wenn gleich zumächft nur ale Mittel 
zu diefen verübt hat? Aus welchem Grunde follte denn derjenige, der 
vorausjeglih mehrfach e Rechtverlegungen verübt hat, auf gleicher Stufe 
der Strafbarfeit mit jenem Anderen gehalten werden, der blo& die eine, 
nemlih die in den obigen Füllen ald Zwed angenommene Rectver- 
legung begangen bat? Oder wie foll gar Derjenige, der in mehreren 
der obigen Fälle eine geringere ftrafbare Handlung, z. B. die Uebertre— 
tung des Diebftahls ale Zweck, und die fchwerere, 3. B. das Verbrechen 
der Brandlegung ale Mittel verübt, daher im Grunde denn doch nebft 
einem ſchweren Verbrechen noch eine zweite Webertretung begangen hat, 
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milder, ja mit der vergleichungsweife fo geringen Uebertretungsftrafe 
des Diebftabld geahndet werden, während derjenige, der die Brand- 
legung allein begangen hat, dafür 10—20 jährige oder lebenslange 
Kerkerftrafe zu erleiden haben würde ?? — 

Allein fo zweifellos unrihtig auch nah allen Seiten und Rich— 
tungen bin die hier zu widerlegen verfuchte Marime ift, menn fie 
unterfheidungslos aufgeftellt wird, und fo praktiſch gefährlich 
diefer Irtthum fein würde, wenn er je in der vaterländifchen Strafrechte: 
pflege Wurzel faffen follte: fo muß dennoch anerkannt werden, daß ſich 
ein Ausnahmsafall denken läßt, wo die gerügte Marime wenigftens 
fheinbar ihre volle Anwendung findet. Dieß trifft nemlich dann ein, 
wenn ein Berbrechen, fei es fchon überhaupt nach deffen Natur, oder nad 
dem fubjectinen Plane des Thäters fih allmälig als die fortfchrei- 
tende Ausführung Einer und derfelben Haupthandlung darſtellt, 
daber fih von einem gewiffen Anfangs » Stadium zu immer größerer 
Ausdehnung entwidelt, oder wenn die verbredherifhe Handlung aus 


— 
er — 


mehreren Theilacten beftebt, weldhe zufammen nur ald eine Fort— 
feßung der nemlihen Geſammtthat erfcheinen. In diefem Falle find 


nicht felten die erften Anfänge oder Stadien der Gefammthandlung, oder die 
einzelnen Acte der Gefammtthat allerdings nur Mittel zum Zwede diefer 
Geſammtthat, und dürfen auch zufammen nur als Ein Berbrechen, 
nemlich als das zum Zwecke angeitrebte Verbrechen zugerechnet werden, 
in foferne darauf die fhon oben (Seite 471—475 und Seite 479, fo 
wie 486— 488) erörterten Vorausſetzungen eintreffen, daß ſich nemlich darin 
wirklich nur eine Kortfegung eines und defjelben Verbrechens, oder eine 
einzige Rechtverletzung darftellt, und dag daher in Wahrheit in jedem 
diefer Stadien oder Theilacte immer nur Eine und diefelbe Redt- 
beziehung verlegt erfcheint. — So wird z. B. in den zum Theile 
ſchon oben Seite 479 und 480 erörterten Beifpielen gewiß Niemand 
denjenigen, der mehrere Stihe, Schläge oder allmälig beigebradte 
Gift-Doſen als Mittel wählt, um feinen Zwed, einen Andern zu tödten, 
auszuführen, des Verbrechens des Mordes und der einzelnen körper: 
lichen Verlegungen fehuldig erfennen, eben darıım, weil es ja immer nur 
Eine und diefelbe Rechtbeziehung iſt, die hierdurch verlegt 
wurde, alfo der Qualität nah nur Eine (einzige) Rechtverlegung 
vorliegt. Dieß gilt in gleicher Weife auch dann, wenn etwa Jemand 
einen Anderen durch einen Dolchſtich tödten wollte, es aber nur bei 
einer ſchweren körperlichen Beihädigung als Verſuch des Mordes geblie- 
ben ift, wo ihm ebenfalls nur der Verfuch des Verbrechens des Mordes, 
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keineswegs aber etwa auch das Veibrechen der ſchweren körperlichen 
Beihädigung zugerechnet werden kann. — Ebenfo wenig wird derjenige, 
der fich z. B. zuerft gegen eine Wade in Vollziehung ihres Dienftes eine 
wörtliche oder thätliche Beleidigung erlaubt ($. 312), dann andere Per: 
fonen zur Widerfeßung gegen diefelbe auffordert ($. 279), fofort fi ihr 
in der Abficht, um diefen Dienft zu vereiteln, zuerft einzeln, aber mit 
gewaltfamer Handanlegung widerfegt ($. 81), im weiteren Fortjchreiten 
aber fih mit Anderen zufammenrottet, um ihr mit Gewalt Widerftand zu 
leiften ($. 68), endlich aber feine gewaltfame Widerftands- Vereinigung 
mit Anderen bis zum Aufruhr ($. 73) fteigert, keineswegs der ganzen 
Reihefolge der in den oben citirten Paragraphen bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen, ſondern nur des Aufruhrs fhuldig erflärt werden können, 
weil in al’ diefen Stadien doh immer nur Eine und diefelbe 
Rehtbeziehung (Achtung und Unverleklichkeit der Organe der Staats: 
gewalt in ihren Dienftes =» Bunctionen) in immer weiterem Fortfchreiten 
verlegt erfcheint, daher wieder nicht von einer Mehrfachheit der Nechtver- 
legungen gefprochen werden könnte. — Ebenfo dürfte aus gleichem Grunde 
derjenige, der z. B. zum Behufe der Ausführung eines großartigen Dieb» 
ftahl& in einem von mehreren Menſchen bewonnten Haufe diefe Bewohner 
mittelft eines ihnen Liftiger Weife beigebradhten Schlaftrunfes betäubt, 
um ungehindert feinen beabfichtigten Diebſtahl ausführen zu können, 
keineswegs des Diebſtahls und des Betruges, fondern, wenn anders 
diefe betäubende Einfchläferung Feine körperlichen Verletzungen für die 
Betäubten herbeigeführt hatte, nur des Diebſtahls fehuldig geziehen 
werden können, wenn man auch in feiner zum Zwede des Diebftahls ala 
vorbereitendes Mittel gewählten Handlung einen ftrafbaren Beirug 
($. 197) zu erkennen vermag. Denn unfer Gefeß ftraft den Betrug (die 
widerrechtliche und liftige Itreſührung eines Anderen) nur in foferne, als 
er in der Abficht gefchieht, um Jemandem zu ſchaden. Im vorftehen- 
den Falle beftand jedoch die Beihädigungs - Abficht der Liftigen Irrefüh— 
rung oder Bewußtjeins-Beraubung eben nur in der Abfiht, um dadurd 
einen Dieb ftahl ausführen, um alfo einem Anderen an feinem Eigen: 
thume durch den Diebftahl ſchaden zu können: diefe (diebifche) 
Abſicht wird aber dem Thäter ohnehin Shen durch die Veruriheilung 
wegen Diebſtahls zugerechnet, fie darf ihm alfo nicht zum zweiten 
Male aud noch ald Betrug zugerechnet werden. — 

Aus der Erörterung diefer legteren Fälle ergibt fih nun allerdings 
die Schlußfolgerung, daß ausnahmsmeife unter gewiffen VBorausfegungen 
eine flrafbare Handlung, oder richtiger irgend ein Merkmal oder Theil 
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des Thatbeftandes einer firafbaren Gefammttbat feheinbar aus dem 
Grunde nicht insbefondere ala eine eigene (zweite) frafbare Handlung 
zugerechnet werden dürfe, weil fie ala Mittel zum Zwede eben jener 
Geſammtthat gewählt und verübt worden ift. Allein der eigentliche 
Grund dieſer Abforption liegt nah dem Gefagten darin, dag in al’ 
diefen Fällen eben jene Mittel-Handlung als Merkmal oder Be— 
ftandtheil in der Qualification und Begriffsbeftimmung der ald Zwed 
beabfihtigten Gefammt- oder Haupthandlung bereits inenthalten ift, 
und ebendeghalb durch die Zurechnung und Beftrafung diefer ebenfalls 
ſchon mitebeftraft wird, daher nicht zum zweiten Male, auch noch ale eine 
eigene ftrafbare Handlung in Anfchlag kommen darf; — oder daß mit 
anderen Worten alle diefe Ausnabmsfälle fih immer entweder auf den 
oben (Seite 471— 475) unter Zahl 3 erörterten Fall der „Korte 
feßung einer ftrafbaren Handlung durch mehrere Theilhandlungen,“ 
oder auf eine der unter Zahl 5 lit. b (Seite 480 und 486 — 488) 
auseinandergefekten Vorausfeßungen der Identification verfchiedener 
Merkmale einer und derfelben ftrafbaren Handlung in einer einzigen 
Rechtverlegung und geſetzlichen Begriffsbeftimmung zurüdführen laffen. — 

Aus diefen Erörterungen läßt fih zugleih eine allgemeine 
Regel abftrahiren, die als fidher leitendes Kriterium dienen kann, um 
zu erkennen, ob in den Fällen, wo irgend eine ftrafbare Handlung von 
dem Thäter nur ale Mittel zum Zwecke einer anderen ftrafbaren Hand» 
lung gejeßt worden ift, eine wirkliche Concurrenz zweier ftrafbaren Hand- 
lungen anzunehmen fei, oder ob nur eine Schein» Goncurrenz eintrete, 
d. h. ausnahmsweiſe nur die eine (ald Zweck gewollte) firafbare Hand: 


fung zugerechnet werden dürfe. — Sie liegt nemlih in folgendem, 
bh aus allen obigen Nachweiſungen ald Sclußfolgerung ergebendem 
Brundfake: 


„Wenn duch die als Zwed angeftrebte Handlung 
ein anderes Rechtsobject, oder eine andere, nach ihrer 
Qualität verfhiedene Rechtbeziehung verlegt erfheint, 
als durch die als Mittel hierzu geſetzte Handlung, und 
wenn fohin Durch die zwei Handlungen eine Mehrfachheit 
von Rechtverletzungen verübt wurde, Die von dem Ger 
fege nicht ſchon im der Begriffebeftimmung eines zuſam— 
mengefegten Verbrechens oder in der Strafnorm durd 
Hervorhebung eines befonderen Erfhwerungd-Umftandes 
berüdfihtiget worden ift (vergl. oben auf Seite 467 — 471 die 
Zahlen und 2): fo ift eine wahrhaftige Concurrenz mehrerer 

Hye, Kommentar, 32 


[Strafgef. 1. &ht. 11. Hauptft. $5. 310.35.) 498 [Von Beftrafung der Verbrechen überhanpt.] 


firafbaren Handlungen vorhanden. — Benn hingegen 
durch beide Handlungen immer nur das nemlihe Redts- 
object, oder der Qualität nach eine und diefelbe Recht— 
beziehung verlegt worden ift: fo ift nur eine Schein— 
Soncurrenz vorhanden, und daher nur die Eine diefer 
Handlungen, allein niht gerade nothwendig die als 
Zwed gefehte, fondern vielmehr diejenige der ſcheinbar 
mehreren ftrafbaren Handlungen zujurehnen, welde 
fih als die weiter gediehene Fortfekung, oder als das 
in dem beabfihtigten Erfolge weiter vorgefhrittene 
Stadium, als die quantitativ oder ertenfiv größere 
Vollendung der angeftrebten Einen Rechtverletzung dar- 
ftellt” (vergl. oben Seite 471 — 475 und Seite 478 — 480, Zahl 3 
und 5 lit. b) — — 

Die vorftehende Regel, gleichwie die binfichtlich der früheren 
Borausfegung (Zahl 5) aufgeftellten Regeln (Seite 480 unter litt. a 
und b), von denen nachgewiefen wurde, daß fie eben fo gewiß im der 
Natur der Sache liegen, als fie dem Geifte unſeres pofitiven Geſetzes 
entfprechen, find denn auch, der einzige Compaß, der und endlich auf 
jenem vaften Gebiete die rechte Fährte zu zeigen vermag, das im der 
Vorausſetzung des lebten Falles einer bloßen Schein » Concurrenz ein- 
geichloffen erfcheint. Es ift dieß der Ball, wenn 


7. 


„eine und diefelbe That fih nicht bloß als eine 
beftimmte firafbare Handlung nah dem allgemeinen 


Strafgefege, fondern zugleih als eine Ue ebertretung 


irgend eines 8 anderen n außer dem allgemeinen Strafge: 


ſetze fiegenden 9 Barticular- Strafgefepes darftellt“. 


— — — 








— N — 





Faͤlle dieſer Art treten fehr häufig ein; die Praxis der vaterländi— 
hen Rechtspflege hat fih darüber noch keineswegs ‚zu einem beftimmten 
Grundfaße geeiniget, und die Präjndicate felbft von höheren Gerichte: 
höfen ſchwanken hier zwiſchen verſchiedenen Grundſätzen. Am häufigſten 
treten derlei Falle in Beziehung auf Betrug,“ Veruntreuung und Miß— 
braud der Amtögewalt ein, indem fih eine und diefelbe Handlung, ind 
befondere gewiffe betrügerifche Handlungen, liſtige Täufhungen, Irre: 
führungen, Beeinträhtigungen, Gefeßumfhiffungen, unwahre Angaben, 
gefeßwidrige Vorenthaltung oder Verſchweigung der Wahrheit, ſchlaues 
Benügen der Unwiſſenheit oder irrigen Vorſtellung Anderer u. dgl. eben 
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fowohl nah dem allgemeinen Strafgefeße als eines der eben genannten 
Berbrehen, zumal als Betrug ($. 197), gleihwie als eine Gefepes- 
Uebertretung gegen irgend ein Particular- Strafgefeß,, 3. B. in Steuer⸗, 
Befällen-, Gerähten. und Tar-Angelegenbeiten, zumal bei Verzehrungs-, 
Grund⸗, Gebäudes, Erwerb: , Einfommen: Steuer-Prävaricationen, Zoll: 
Defraudationen*), Stempel-, Lottor, Bunzirungds, Zimentirungs:Saden, 
aber auch in Beziehung auf Dienftes» und Disciplinar- Vorfhriften für 
öffentlihe Beamte und Diener, gegen Eonferiptiond- und Recrutirunge- 
Geſehze, Dienftboten » Ordnungen, polizeilihe Vorſchriften u. ſ. f. u. f. f. 
darftellen. 

In all’ diefen Fällen entfteht, analog wie bei den unter Zahl 5 
und 6 aufgeführten VBorausfegungen die Frage: „Soll eine ſolche Hand- 
lung doppelt, nad; dem allgemeinen Strafgefeße und nah dem Parti— 
cular« Strafgefepe zugerechnet und geftraft werden, oder foll nur Eines 
der beiden Ötrafgefege darauf Anwendung finden?" — Im leßteren 
Falle aber fragt es fich weiter: „Soll eine folde Handlung nad dem 
allgemeinen Strafgefeße, oder nad den vorausgefegten Particular: 


Strafgefegen beurteilt und beftraft werden?" — — Es fcheint mir nad) | 


allen bieherigen Erörterungen feines Beweifes mehr zu bedürfen, daß 
diefe Fragen an der Hand unferer obigen Regeln beantwortet werden 
fönnen, ja beantwortet werden müffen, da ja der Unterfchied der hier 
unter Zahl 7 im Frage ftehenden Fälle von den unter Zahl 5 und 6 
erörterten Borausfeßungen fein wefentlicher oder grundfäßlicer, fondern 
ein ganz unmwefentlicher oder äußerer if. Es ift nemlich überafl dieſelbe 
Wefenheit der Vorausfegung vorhanden, daß fi eine und diefelbe 
Handlung zugleih nah verfhiedenen Strafgefegen als ftrafbar dar: 
ftelle: nur find es in den bisher erklärten Fällen 5 und 6 verfhiedene 
Befeßes- Stellen eines und des nemlichen (allgemeinen) Strafgefeß- 
buches, während in dem nunmehr zu erörternden Falle es von einander 
auch aäußerlich oder räumlich verfhiedene Gefege find, unter welche 
die Handlung fubfumirbar if. — 

Es ift hiernach auch bei diefer VBorausfegung vorerft in Erwägung 
zu ziehen, ob 


*) So lange der Gutd-Unterthänigfeits «Verband (nexus subditelae), 
zwifchen Grund: Herrfhaften und Guts-Untertbanen befand, kamen derlei 
Fälle auch häufig in Beziehung auf betrügerifche Laudemial-, Mortuar:, 
Urbariale, Zebent- und Robot-Berkürzungen don Zeite der Unterthanen, und 
binfichtlih der Untertband-Bedrüdungen von Seite der Herrfhaften vor. — 

32° 


— 
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a) durch eine ſolche ftrafbare Handlung nicht wirklich eine mehrfache 
Rechtverletzung begangen, d. h. verſchiedene, und zwar auch nad ihrer 
Qualität von einander verfchiedene Rechtsobjecte oder Nechtsbeziehun: 
gen verlegt worden find. In diefem falle tritt eine wirkliche (umd 


ftrafbarer Handlungen ein, wobei alfo aud die Strafe für jede der- 
felben insbefondere nad den dafür geltenden Strafgefeßen, und zwar 
nah Maßgabe der oben (Seit 488 — 495) gegebenen Ausführung aller- 
dings auch Dann zu verhängen ift, wenn der eine Theil diefer Handlung 
nur ala Mittel zum Zwede eines anderen Beftandtheiles oder Momentes 
derjelben gefegt worden ift ”). Dieß wäre der Fall, wenn z. B. Jemand die 


— —— — —— — 


*) Wenn derlei mehrfache und verſchiedenartige Rechtverletzungen, 
wovon fih die eine als eine ſtrafbare Handlung nach dem allgemeinen 
<trafgefege, die andere aber ald eine Geſetzes-Uebertretung eined außer dem 
Umfreife des allgemeinen Strafcoderes liegenden Particular-Strafgefepes dar- 
ftellt, von demfelben Thäter durdh mehrere Handlungen verübt worden 
find, jo daß fich eine ungleichartige und zugleich mehrthätlidhe Goncurrenz 
verfchiedener ftrafbarer Handlungen herausftellt, fo ift die cumulative An— 
wendbarfeit der beiderfeitigen Strafgeſetze, nemlich des allgemeinen 
Ztrafcodered und der particulären Strafnerm zweifellos, weil der Art. V 
des K. M. P. des dermaligen Strafgefeped ganz allgemein angeordnet 
hatte: „daß die Beftrafung aller anderen in dem Strafgefepbuche nicht 
vorgefehenen Geſetzes Uebertretungen den dazu beftimmten Behörden 
nach den darüber beftebenden Vorſchriften überlaffen bleibe,“ und 
weil überdieß unſere pofitiven Gefepe in allen einzelnen Fällen, wo die 
Vorausfepung des Zufammentreffens einer nad dem allgemeinen Strafgefep- 
buche zu ahndenden ftrafbaren Handlung mit einer Gefekesübertretung irgend 
eined particulären Strafgefeped zur GEnticheidung der Gefepgebung gebracht 
wurde, fortan dem Grundfage folgten, daß in einem foldyen Goncurrenz- 


— Falle die beiderſeitigen Geſetze, d. bh. die Strafen für beide Categorien 
ver \ von firafbaren Handlungen nebeneinander oder cumulativ in Anwendung 

ä ) ‚gebracht werden müffen. Dief mar nemlid) 
‚ — * A 1. ſchon urfprünglich vorgefchrieben dur das Et. G. B. vom 3. 


September 1803 in dem alle, wenn mit einem Verbrechen eine foldye ſchwere 
Polizeis-ebertretung concurrirte, worauf eine andere Strafe ald Arreft oder 
körperliche Züchtigung (ſei es nun cumulativ mit einer der legteren zwei 
Strafen, oder allein für fich) verhängt war. In dieſem Falle mußte vermöge 
des Schlußfapes des $. 29 1. Theil jenes St. ©. B. die Strafe für die 
ſchwere Polizeislebertretung abgefondert und nebft der Strafe für das Ber: 
brechen verhängt werden. — Diefelbe Verfügung wurde 

2. durh das noch immer in voller Rechtskraft beftehende Juſtizhof— 
deiret vom 2. Auguft 1815, Nr. 1164 der 3. ©. ©. audgefproden, wenn es 
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Verleitung eines Beamten zur Berlegung feiner Amtepflicht (Beſtechung 
88. 105 und 311), oder gewaltfamen Widerftand gegen die Zollwächter 


anorbnet: „daß Verbrecher, welche zugleich wegen einer Gefälldüber«- 
tretung beinzichtiget find, nah ausgeftandener (Eriminal-) Strafe den 
Gefällsbehörden zur Unterfuhung und Beftrafung zu übergeben feien.“ — 
Hiermit ftimmen auch die Vorfhriften des fpäteren Strafgefeßes über Gefülls« 
Uebertretungen (58. 649 — 651) überein, wornah in dem falle „wenn aus 
der Berbhandlung (über eine Gefälld » Uebertretung) Umftände bervorfommen, 
welche ald rechtliche Anzeigungen zur Einleitung des Berfahrend nad den 
allgemeinen Strafgefegken angefeben werden können, vor Allem das 
Strafverfahren, fo wie die abgefondert und neben der Beftrafung der 
Gefälld»Ueberiretung in Anwendung zu bringende Beftrafung für diefe nad) 
den allgemeinen Strafgefegen zu ahnende ftrafbare Handlung Platz zu greifen 
bat.“ — Mit Beziehung auf die eben erwähnte Vorſchrift hat ferner 

3 eine U. b. E. dei Geſetzgebers vom 24. November 1820 (melde 
übrigend nur im lombardifch » venetianifchen Königreihe durch Kundmachung 
des Mailänder-Guberniumd vom 27. Jänner 1821, in der Raccolta degli 
Attizz. vol. I, pag. 4 und des Benediger-Gub. vom 17. November 1821, in 
der Collezione di leggi etc. vol. IX, parte 2, pag. 304 veröffentlicht wurde) 
ausdrüdlich vorgefhrieben: „daß in allen Fällen, wo Jemand nebft einem 
Verbrechen oder einer ſchweren Polizei » Uebertretung einer Uebertretung 
einer politifhen Vorſchrift ericeint, er nebft der nach dein allgemeinen 
Strafgefeße zu vollziehenden Beſtrafung und abaefondert von derfelben durch die 
competente Behörde auch für diefe jpecielle Geſetzes-Uebertretung 
zu beftrafen, und daß hierbei nach der Analogie mit dem obigen Juſtiz— 
bofdecrete vom 2. Auguft 1815, Nr. 1164 zu verfahren ſei.“ — Die gar; 
gleiche Anordnung wurde weiterhin 

4. für den Fall vorgefchrieben: „wenn mit einem Verbrechen zugleich 
die Uebertretung des Geſetzes verbotener Waffen concurrirt;” 
denn auch für diefen Fall haben die Hofderrete vom 2. September 1825, 
Nr. 2128 der I. ©. ©.; vom 11. October 1825, Nr. 2134 der J. G. S. und 
vom 11. April 1834, Nr. 2651 der J. G. S. 3. 2 beftimmt, „daß der Schul: 
dige nebjt der Griminalftrafe auch noch der für dieſe Lebertretung compe— 
tenten Behörde zur Unterfuhung und abaefonderten Beftrafung zu 
übergeben fei.” — — Ebenfo murde 

5. durch das Auswanderungs: Patent vom 24. März 1832, Nr. 2657 
der 3. ©. ©. $. 38 und dur Hofkanzleidecret vom 12. November 1836 (in 
der Raccolta delle leggi per la Dalmazia, pag. 359) im Einvernehmen 
mit der oberften Juſtizſtelle und der Hofcommiffion in Juſtizgeſetzſachen ent: 
fchieden: „daß wenn Jemand fid nebſt einem Verbrechen zugleih der unbe 
fugten Abwefenheit oder der unbefugten Auswanderung ſchuldig gemacht bat, 
er wegen dieſer beiden Iehteren Webertretungen in&befondere und nebſt der 
für dad Verbrechen zu erleidenden Griminal: Beitrafung von der competenten 
Behörde zu unterfuchen und zu beftrafen jei.” — Endlich verfügte 
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(88.68, 81,279) oder gar Tödtung derfelben ($. 134) anwendet, um dadurch 
die Einfhmugglung verbotener Waaren, oder die Umgehung der Ent— 
rihtung der für einzuführende Waaren zu leiftenden Zölle und Verzeh— 
rungsftener zu ermöglichen; oder wenn Jemand eine öffentliche oder 
Privat» Urkunde nachmacht oder verfälfht ($$. 199 lit. d und $. 201 
lit, a), oder während der Dauer der Gataftral= Bermeffung die zur Be: 
fimmung der Grenzen gefehten Markungen verfeßt ($. 199 lit. e), um 
damit die Steuerbehörde zu täufhen, und ſonach die Ausmeſſung einer 
geringeren Steuer oder Gebühr zu erwirken, als ihn nach dem Gejeke 
und nah Maßgabe feines wahren Bermögensftandes oder Grundbefiß- 
Umfanges treffen würde. In al’ diefen Fällen wird nemlih durd die 
begangene ftrafbare Handlung nicht blos eine Verkürzung | des Steuer: 
Zoll-Gefälls u. dgl., fondern noch ein anderes Nechtsobject und eine von 
dem Steuergefälle davon ganz verfchiedene Rechtbeziehung, nemlich das 
Recht des Staates auf getreue Pflichterfüllung feiner Beamten, und 
beziehungsmeife auf Unverleglifeit der Organe der öffentlihen Autori- 
tät, das Necht der getödteten Zollwächter auf ihr Leben, Treue und 
Glaube in Beziehung auf Urkunden, die Verläffigkeit der öffentlichen 
Grenz» Markungen u. ſ. f. verlegt. Daffelbe Verhältniß fände Statt, 
wenn Jemand einen Anderen mittelft einer Waffe körperlich verlegen 
würde, deren Befik oder Tragung überhaupt oder dod für den Thäter 
verboten wäre. Auch in diefem Kalle verlegt der Thätet mehrere (ver: 
ſchiedene) Nechtbeziehungen, indem er fih nicht blos der körperlichen 
Beihädigung oder Tödtung gegen den Befchuidigten, fondern aud der 
Uebertretung eines Polizei-Berboted wegen Waffentragen 
ſchuldig macht. — In all’ diefen Fällen ift daher in Wahrheit eine 
Mehrfahheit von Redtverlegungen vorhanden, und es geſchieht 
fofort dem Thäter nicht Unrecht, wenn er für jede derfelben auch 
insbefondere beftraft wird, wenn er alfo binfichtlih der nad dem 
allgemeinen Ötrafgefeße auf fih geladenen Schuld mit der dafür 


6. im neuefter Zeit der $. 87 der Ffaiferlihen Verordnung vom 16. 
November 1851 (Nr. 1 des Jahrgangs 1852 des R. G. B.), womit eine 
neue Eifenbahn: Betriebs » Ordnung vorgefchrieben wurde, wörtlih Folgen— 
des: „Sollte ein Ungeftellter der Bahn in Beziehung auf den Babnbetrich 
fih irgend einer in den allgemeinen Strafgefegen für ftrafbar erfannten 
Handlung oder Unterlaffung fchuldig machen, fo trifft denjelben auch (memlich 
nebft der in den vorhergehenden Paragraphen beftimmten Dieliplinar- Strafe 
für die von ıhm begangene Disciplinar»Webertretung) die in den Straf— 
gefegen verhängte Strafe. 
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feftaefegten Strafe, nnd noch überdieg auch hinſichtlich der in feiner 
Handlung liegenden Berlegung der particulären (Steuer-) Strafnormen 
mit der in die ſen ausgeſprochenen Strafe belegt wird, indem im Grunde 
in all’ diefen Fällen diefelbe mehrfache Verfhuldung oder Goncurrenz 
mehrerer ftrafbarer Handlungen in der einthätlihen Form eintritt, 
welche eben erft in der Anmerkung (Seite 500 — 502) von denjenigen 
Fallen auseinandergefeßt wurde, wo Jemand fi dieſer mehreren ftrafs 
baren Handlungen (Gefepetübertretungen) in der Form der mehrthät: 
lichen Concurrenz, d. h. duch mehrere nacheinander erfolgte Hand: 
lungen fhuldig gemadt hat. — 

In diefem Sinne, daß man nemlich in derlei Fallen eine wahr: 
baftige Concurrenz mehrerer und nad den verfhiedenartigen 
Strafgefeßen zu ahndenden flrafmürdigen Handlungen anzunehmen babe, 
hat fih unfere Gefeßgebung auch jederzeit ausgeſprochen, fo oft fi 
ihr in einzelnen Fallen ein Anlaß darbot. Dieß zeigen vorerft alle in 


— — 


der ebenerwihnten Anmerkung angeführten Particular-Verfügungen, da 


diefelben nad ihrem Wortlaute und Sinne cbenfowohl die einthätliche 
als die mebrthätlihe Concurrenz einfließen. — Dieß wird aber weiter: 
hin auch noch bejtätiget durch den $. 103 des St. G. B. über Gefälls-Ueber: 
tretungen vom 11. Juli 1835, der wörtlich feitfeßt : „Unterliegen Hand: 
lungen oder Unterlaffungen, welche als eine Gefälls-Ueber— 
tretung zu betrachten find, oder welche eine Gefälls » Uebertretung 
begleiteten, einer durch die allgemeinen Strafgefeße, oder 
die Polizei - Borfhriften feftgefepten Strafe, fo hat neben der 
legteren auch die durd das Gefeß für die Gefälld-Uebertretung 
vorgezeichnete Strafe Platz zu greifen, foferne nicht das gegen— 
wärtige Gefeß eine andere Anordnung trifft.“ — In gleiher Weife 
wurde im $. 354 Des zur Vollziehung der Zoll: und Staatsmonopols— 
Drdnung vom 11. Juli 1835 ausgegebenen gedrudten Amts - Unter: 
richtes für die ausübenden Aemter beftimmt: „daß wenn gegen einen Be— 
amten, Angeftellten oder Diener rechtlihe Anzeigungen einer Hand> 
lung oder Unterlaffung vorliegen. die nicht blos als ein Dienſt— 
vergeben, fondern auch nah den allgemeinen Strafge— 
feßen, oder nad dem Strafgefege über Gefälld-Uebertretungen, unter 
eine Strafbeftimmung fallt, fo find diefe Anzeigungen den zur 
Anwendung der gedahten Strafgeſetze berufenen Behörden 
ohne Verzug mitzutheilen, die Entfheidung über das Dienjtver- 
gehen insbefondere dann, wenn das Dienftvergehen die Strafe 
der Dienftentlaffung trifft, (alfo die nebſt der Beſtrafung nad 


— 
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dem allgemeinen Strafgefege zu vollziehende Ahndung des Dienftvergehene) 
wicht aufzufchieben.” — Mebereinftimmend hiermit hat das Hofkammer— 
decret vom 26. März 1846 (polit. ©. S., Band 74, Seite 73) in einer 
an alle Gameralbehörden erlaffenen Belehrung entfchieden: „daß Beamte 
der ausübenden Aemter, welche Aerarial« Gelder in Verwahrung haben, 
fih des [hwerjten Dienftvergebens des 8. 337, Zahl 1, ti. a 
des (eben berufenen) Amtsunterrichtes auch in dem Falle fhuldig 
machen, wenn diefelben an fi felbft, oder an andere Staatsbeamte oder 
Diener ohne höhere Anordnung die fuftemmäßigen Bezüge vor dem Tage, 
an welchem diefe Bezüge fällig find, auszahlen, und zwar ohne Unter- 
fhied, ob der diepfällige vorfchriftwidrige Vorgang zugleich ale ein 
Verbrechen oder als eine Schwere Polizei» Uebertretung nah den Be: 
ffimmungen desallgemeinen Strafgeſetzbuches behandelt 
werden muß oder nit." — — In gleihem Geifte erklärte die 
mit dem Hoffammerdecrete vom 8. Februar 1846 an ſämmtliche poli— 
tifhe und Cameralbebörden kundgemachte A. b. €. des Geſetzgebers 
vom 24. Jänner 1846 (polit. ©. S., Band 74, Seite 21 u. flg.) im 
8. 6: „daß der vorfchriftwidrige Gebrauch der Waffen von Seite der An- 
geftellten der Binanzmahe ein Dienftvergeben ift, und als foldhes 
feloft dann, wenn wegen einer dabei vorgefallenen Berwundung oder 
Todtung die Strafgerichte nad den Beſtimmungen des Strafgefekbuches 
einfchreiten, einer befonderen Abndung unterliege.“ — Bon 
denfelben Grumdjägen gingen auch alle neueften Dieciplinar-Strafgefeße 
für Öffentlihe Beamte und Diener aus, wenn fie nemlich in einer von 
einem öffentlichen Beamten begangenen ftrafbaren Handlung, welde 
nah dem allgemeinen Strafgefege als Verbrechen, oder unter 
gewiffen Umftänden auch nur als Vergehen oder ala Uebertretung zu ahnden 
ift, zugleich ein Disciplinar =» Vergeben erkennen, und dafür mebft der 
allgemeinen dur die Strafgerichte zu verhängenden Strafe auch noch die 
befondere Dieciplinar- Strafe der Dienftes » Entlaffung in Anwendung 
zu bringen vorfhreiben. Die gefchieht dur die $$. 60 und 70 des 
organischen Geſetzes für die Gerichtsftellen vom 28. Juni 1850, Nr. 258 
des R. ©. B. und die 88. 52 und 58 des organifhen Geſetzes für die 
Staatsanwaltfchaften vom 10. Juli 1850, Nr. 266 des R. G. B. für die 
neu organifirten Kronländer, und durch die 88. 78 und 79 der provi- 
forifhen Inftruction über die innere Einrichtung und die Geſchäftsord— 
nung der ®erichtöbehörden für Siebenbürgen vom 28. Juli 1852, Nr. 156 
des R. G. B. In all’ diefen Gefegen wird nemlich der Grundfaß zur Gel— 
tung gebradt: „daß fih im einer und derfelben Handlung eines 
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öffentlichen Beamten, in foferne fie fih ala ftrafbar nach dem allgemeinen 
Strafgefehe, und zugleih in einer davon verfhiedenen (zweiten) 
Rechtbeziehung als eine disciplinäre Gefekesübertretung (Dienftesver- 
gehen) darftellt, auch eine gedoppelte flrafbare Handlung und mehr: 
fache Strafbarkeit, d. h. eine wirkliche Concurrenz mehrerer und 
nah verfhiedenen Strafgefeßen zu ahndenden Gefeßesübertretungen 
erfannt werden müſſe.“ — 

Wenn fih hingegen in einer unter mehrfeitige Strafgefege fub- 


fumirbaren That nur eine Schein-Concurrenz in jener Richtung | 


darftellt, dag diefelbe zwar die Merkmale einer nach dem allgemeinen 
Strafgefege zu ahndenden ftrafbaren Handlung im fich ſchließt, und fich zu— 
gleich ala Gefeßesübertretung irgend eines Barticular-Strafgefeges, jedoch 
in folder Weiſe erkennen läßt, daß hierdurch immer nur Ein und das— 
ſelbe Rechtsobject, Ein und diefelbe Rechtébeziehung verlegt erſcheint, 
ſei es nun, daß dieſe ſcheinbar verſchiedenen Momente derſelben Handlung 
zu einander im Verhältniſſe der Fortſetzung einer und derſelben Ges 
fammtthat, oder wie Mittel zum Zwede ftehen (vergl. das oben auf Seite 
495 — 498 Gefagte); To darf dieſe einfache Rechtverletzung an dem 
Thäter ohne Ungerechtigkeit nicht zweimal, etwa als Verbrechen, Vergehen 
oder Uebertretung nach dem allgemeinen Strafgefeße, und dann nebſtbei 
noch insbefondere als Gefeßes » Uebertretung mit den in dem voraus— 
jeglihen Barticular = Etrafgefeße beftimmten Strafen beftraft werden. 
Fälle diefer Art wären, wenn z. B. Jemand fi einer liftigen Handlung 
bedient, um ohne Entrihtung des vorgefchriebenen Zolls irgend eine 
zollpflichtige Waare über die Grenze einzufhmuggeln, oder um verzeh- 
rungsſteuerpflichtige Gonfumtions » Gegenftände ohne Leiftung der Ver: 
zehrungsfteuer bei einer Stadtlinie einzufhwärzen, oder um die in feiner 
Erzeugungsftätte von verzehrungefteuerpflichtigen Gegenftänden zur Be: 
meſſung der Steuer erfheinenden behördlichen Organe zu täufchen, und 
um durch diefe Täufhung die Ausmeffung einer viel geringeren Steuer 
herbeizuführen, als ihn nah dem wahren Stande der Dinge treffen 
würde; — — oder wenn Jemand bei directen Steuern unrichtige Faſ— 
fionen feines Vermögens oder Einkommens überreiht, und darin das 
fteuerpflichtige Object unter dem wahren Betrage angibt; — oder wenn der 
Käufer eines unbeweglihen Gutes in dem fchriftlihen Kaufvertrage 
einverftändlich mit dem Verkäufer einen geringeren Kaufſchilling angibt, 
als insgeheim wirklich gezahlt wurde, um auf ſolche Weile im erften Falle 
die Bemeffung einer geringeren Steuer, und im zweiten alle einer 
kleineren Gebühr zu veranlaffen, ald er nach dem wahren Stande der 


en — 


— — — — 
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Sache zu entrichten hätte; — — oder wenn ein öffentlicher Beamter fein 
Amt dazu mißbraucht, um von Parteien ungefegliche oder zu hohe Taren, 
Gebühren oder Steuern abzunehmen, indem er fie durch falfche Angaben 
glauben macht, daß fie zu deren Entrihtung verpflichtet feien; — oder 
wenn ein mit dem Einkaufe von Waaren, z. B. von Montursftüden, 
Lebensmitteln u. dgl. betrauter öffentlicher Beamter in die darüber zu 
führenden Rechnungen ganz fingirte oder höhere Beträge febt, als welde 
er wirklich dafür ausgelegt hat, und fich diefe Rechnungen von den zur 
Empfangnahme der Waaren berufenen Betheiligten in der Meinung, daß 
die Rechnungen richtig feien, betätigen läßt, und fich auf diefe Art den 
unrichtig angefegten Mehrbetrag zueignet u. ſ. f. u. ſ. f. 

In all’ diefen Fallen läßt fih die ftrafbare Handlung ebenſowohl 
unter das allgemeine Strafgefeß, zumeift al& Betrug ($. 176) oder als 
Mipbrauch der Amtsgewalt ($. 101) fubjumiren, aber zugleih auch ala 
Gefegesübertretung gegen particuläre Strafgefeße erkennen, indem das Straf: 
geſetzbuch tiber Gefälls-Uebertretungen in den erfteren diefer Handlungen 
einen ftrafbaren Schleihhandel, in den anderen Fällen aber die Steuergeſetze 
eine mit befonderen Geldftrafen verpönte Steuer-Prävarication, die be 
ftehenden Verordnungen und Dienftes: VBorfchriften über Erhebung von 
Taren und Gebühren, fowie über die Gebahrung und Verrechnung von ge: 
wiſſen Aerarial-Gegenſtänden oder Geldern in all’ dieſen Handlungen eine 
bejondere, größtentheild mit SGeldftrafen zu ahndende Geſetzes— 
Uebertretung auszeichnen. — Da jchiene es denn wirklich nicht gerecht zu 
fein, dem Ihäter eine gedoppelte Gefehesübertretung zuzurechnen und 
über ihn die Strafe des allgemeinen Strafgefekes, und nebftbei aud 
nod die Geldſtrafe des Particular- Strafgefeßes zuzurechnen, weil denn 
doh in all’ diefen Fallen der Thäter immer nur Eine und diefelbe 
Rechtbeziehung verlekt hat. — 

Dieß ift denn wirklich auch die Anſicht unferer pofitiven Geſetz— 
gebung, die fich freilich auch hierüber wieder nicht in einer allgemeinen 
Norm, wohlaber mit vollfter Beſtimmtheit über einzelne darunter 
gehörige Vorausfehungen ausgefprochen bat. — Die bewähren nemlich 
vorerft die $$. 225, 227, 230, 231, 232, 237, 238, 239, 250, 273, 452 
und 462 des Strafgefeßes über Gefällsübertretungen, welche allefammt 
die ausdrüdlihe Entiheidung einfchliegen, daß jeder bei einer Gefälle: 
Uebertretung mit unterlaufende erfhwerende Umftand, der ohnehin nad 
dem allgemeinen Strafgefeße als eine beſondere ftrafbare Handlung ge: 
ahndet wird, nicht zum zweiten Male aud nod als Erſchwerung der 
Gefälls» Uebertretung in Anfchlag gebraht werden darf. — Diefelbe 
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GEntiheidung wurde auh von dem Geſetzgeber aus Anlaß einer 
jpectellem Anfrage angeordnet mit U. h. E. vom 3. April 1838 in 
dem Juftizbofdeerete vom 11. Jumi 1838, Nr. 278 der J. G. ©. in 
folgender Berfügung: „Durch jene Berfügungen, welche auf die Abnahme 
ungefeglicher oder zu hoher Taren ımd Gebühren Geldftrafen verhängen, 
werde die Beurtheilung und Beftrafung des Factums als Verbrechen, in 
ſoferne daſſelbe ſich nach dem Strafgeſetze als ſolches darſtellt, nicht 
ausgeſchloſſen, jedoch babe die Geldftrafe inden Fällen 
niht einzutreten, in welden gegen denfelben 
Beihuldigtenauf eine Griminalftrafe erfannt 
wird". — 

Es fann daher in derlei Fällen gerechter Weife nicht eine wirkliche 
Concurrenz mehrerer ftrafbarer Handlungen, fondern nur eine Schein: 
Concurrenz, und daher wegen Einfachheit der Rechtverletzung auch nur 
Eine (einzige) ftrafbare Handlung, und auch nur die Anmendung der 
Einen von den begrifflich anmwendbaren mehreren Straf: Normen ange 


nommen werden. — Bei der Entjcheidung der Frage aber, weldhes von ı 


den beiden in alternativer Anwendbarkeit jtehbenden Strafgefebe, ob das 
allgemeine oder particnläre auf derlei Fälle angewendet werden foll, ſchei— 


nen wieder jene beiden, für den analogen Fall der Schein « Goncurrenz | 
mehrerer Gefeßes - Stellen des nemlichen (allgemeinen) Strafgefehes | 


fhen oben (Seite 480 litt. a und b) angeführten Regeln das Richtmaß 
geben zu müffen, da von ihnen nachgewieſen wurde, daß fie cbenfo tief in 
der Natur der Sache als in dem Geifte unferer vaterlandifchen pofitiven 
Geſetzgebung, gleichwie in den Grundfäßen der natürlichen Gerechtigkeit 
wurzeln. — 

Es muß hiernach zuwörderft 

b) ermittelt werden, ob nicht etwa zwifchen dem allgemeinen Straf. 
gefeße und der Barticular- Strafnorm das logifhe Wechſel-Ver— 
hältniß von Gattung (Genus) und Art (Species) Plak greife, 
und von dem Gefchgeber unverkennbar im Auge gehalten war, als er nebſt 
der generifhen Anordnung des allgemeinen Strafgefebes nod eine 


*) Minder fharf audgefprochen, allein in dem leitenden Gedanken an: 
gedeutet, findet fih die obige Entfcheidung auch in mehreren anderen Par: 
ticular» Verordnungen vor, fo 5. B. in dem Gegenjage der zwei Abſätze ded 
8. 33 der n. ö. Waldordnung vom 1. Juli 1813 (polit. ©. ©., Band 41, 
Seite 19) gegeneinander; — in dem Hoffanzleidecrete vom 1. Dctober 1828 
(polit. ©. S., Band 56, Seite 273); — in dem Hoffanzleideerete vom 26. 
März 1833, Nr. 2605 der J. G. S. u.m. a. — 
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fpecielle Strafbeftimmung in dem Barticular » Gefeße angeordnet hat. 
Dieß ift nun wirklich der Fall im Verhältniffe des Betruges zu den 
meiften auf Taufhung (Irreführung, Ueberliftung, Irrthums-Benützung) 
beruhenden Gefälle», Steuer- und Gebühren » Brävicarationen und Ber: 
fürzungen diefer Staatseinfommend Zweige von Seite der pflichtigen 
Eontribuenten. Es wird faum einen Ball diefer Art geben, in welchem 
fih nicht die Merkmale eines ftrafbaren Betruges nah dem allgemeinen 
Strafgefege finden ($. 197): und dennoch hat die pofitive Gefeßgebung 
jun ſeres Vaterlandes *) fih veranlaßt gefehen, derlei liftige Irrefüh— 
zungen, in foweit fie nur die Verkürzung des Gefälle, der Stener u. dgl. 
beabfichtigen, aus dem allgemeinen Genus von ftrafbarem Betrug oder be- 
trügerifchen Verkürzungen auszufcheiden, und als eine befondere Art von 


*) Dabei mag ed de lege lerenda in Frage geftellt bleiben, ob ſich 
das biäher von der öfterreihifhen Legislation feftgehaltene Syſtem als 
dad zweckmäßigere empfehle, wornach man nemlich derlei betrügerifhe Hand» 
lungen, die durchaus feine andere Rechtverlegung,, ald nur die Verfürzung 
eines Steuer: oder fonftigen Etaate » Einfommend » Gefälld beabfichtigen, nicht 
ald gemeinen Betrug, fondern mit Eremtion von dem allgemeinen Strafgefeße 
ald ganz befonderen Strafnormen unterliegende Gejeß » Uebertretungen be— 
handelt. Es mag in Frage bleiben, ob es nicht vielleicht fachrichtiger, und 
dem angeftrebten Zwede der Hindanhaltung von derlei Prüvaricationen zu: 
fagender wäre, wenn man auch den Schleihhändlerr (Schmuggler oder 
Schwärzer) ſowie denjenigen, welcher gemein, niedrig und unpatriotifh genug 
handelt, um das Steuergefäll durch unrichtige Faſſionen oder durch raffinirte 
Ueberliftungen der Perceptiond» Organe zu verkürzen u. dal., fchlehtweg als 
gemeinen Betrüger, was er doch im Grunde der Sade wirklich ift, 
nach dem allgemeinen Strafgefege behandeln, und auf ihm mebft den ent» 
chrenden Strafen des Kerferd (vulgo Zuchthauſes) auh jene allgemeine 
Berahtung laden würde, die mit Grund jeden Betrüger, Dieb u. ſ. f. 
trifft ? — Iſt wohl diefe Privilegirung ded Schmuggeld und aller Steuer: 
Prävaricationen, wornach hierauf regelmäßig nur Geld» und keine entehrenden 
Strafen verhängt werden, geeignet, um das allgemein herrfchende Vorurtheil, 
dag man durch derlei Handlungen nit nur nichts Entehrendes begebe, ſondern 
daß im Gegentheile felbft folhe Perfonen, die fih fonft zu den Ehrenhaften 
gezählt wiffen wollen, es ald eine Art von Triumph erzählen, wenn fie den 
Zoll» und Finanzwächtern dur irgend eine Schleihhandel» Pfiffigfeit, d. b. 
duch ein Gauner-Stückchen ein Schnippchen fchlagen, auszjurotten, und um 
den für die Induftrie im Ganzen fo verderblihen Cchleihhandel, um die un» 
berehenbaren Nachtheile, welche Dadurch der Geſellſchaft in focialer und more» 
liſcher Beziehung zugemendet werden, und die ganz unverhältnißmäßige De 
laftung und eben darum rechtswidrige Dedrüdung der ehrlihen Steuer— 
Sontribuenten und Steuer-Fatenten bindanzubalten ? — 
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Geſetzes- Uebertretungen zu erflären, wofür eigenthümliche Strafen feft: 
gelegt wurden”). Dadurch aber ſprach fie zugleich ihren Willen aus, daB auf 
dieſe Species von Betrugs- Handlungen das allgemeine Strafgefeß nicht 
weiter in Anwendung fommen foll, denn es könnte jede ähnliche Handlung 
ale Betrug nad dem allgemeinen Strafgefeße eben nur in foferne 
beftraft werden, als darin die Abficht eingefchloifen liegt, durch die Täu— 
ſchung Jemandem an feinen Rechten zu fchaden, nemlich hier das Steuer- 
Gefäll zu verkürzen. Diefe und nur diefe (einzige) Nechtbeziehung aber, 
und deren Verlegung wird ja eben durch das Barticular » Strafgefeß 
beftraft, und kann daher nicht auch noch nad dem allgemeinen Strafgefeße 
ald Betrug geahndet werden, wenn man nicht wieder entweder die Ber- 
legung ein und derfelben Rechtbeziehung zweimal ftrafen, oder das 
Particular » Strafgefeß feiner Anwendbarkeit überhaupt, d. h. jeder Mög- 
lichkeit feiner praftifchen Geltung berauben wollte. — 


Tritt jedoch in den Fällen der erwähnten Schein» Goncurrenz nicht 
das eben erörterte Wechfelverbälmiß von Gattung und Art ein, fo 
findet 


*) Vergleiche außer den ſchon mehrbejogenen Paragraphen des Gtraf- 
geieged über Gefälls-Uebertretungen beiſpielsweiſe noch die Haus: 
zindfteuer-Berordnung für Wien vom 8. April 1812, 88. 10 und 11 
(volit. G. S. Band 38, Zeite 197); — das Erwerbfteuerpatent vom 
31. December 1812, $. 19 (polit. ©. S., Band 39, ©. 146)5 — den $. 11 
der Gircular » Verordnung vom 1. März 1820 (polit. G. S., Band 47, 
Zeite TOL) über die Einführung der Gebäude» Steuer; — Juſtizhof— 
decret vom 24. März 1521, Nr. 1751 der 3. ©. ©. im Beziehung auf die 
ftrafbare Beifchliefung von Privatfahen zu Poftwagend » Sendungen; — 
die Weg: und Brüdenmautb» Verordnung vom 17. October 1821 
(rolit. ©. S., Band 49, Zeite 316), Abfag IX; — Verzehrungs— 
ſteuer-Geſetz vom 15. Juni 1829, 88. 33—44 (polit. ©. ©., Band 57, 
Seite 376 u. flg.); — das Poftgefep vom 5. November 1837, Nr. 240 der 
J. ©. S., 8.28; — die Fahrpoſtordnung vom 12. Jımi 1838, Nr. 280 
der J. ©. ©., $. 13; — die Briefpoftordnung vom 6. November (20. 
December) 1838, Nr. 302 der 3. ©. ©, 8.4; — die Poſtordnung für 
Reifende vom 1. (28.) December 1838, Nr. 312 der I. G. ©., 8. 62, — 
das Gintommenfteuer-Gefeg vom 29. October 1849, $. 33, Nr. 439 
MER G DB; — die Stempel- und Gebühren-Geſetze vom 9. Fe— 
bruar und vom 12. Auguſt 1850, Nr.50 und 329 des R. G. B. $$. 79—97); 
— die Berzehrungs-Steuer-Geſetze vom 19. October 1850, Nr. 436 des 
R. G. B., 88. 16— 22 und 24—26 und vom 23. November 1850, Nr. 460 
ER. G. B., 88.5155 und vom 13. Februar 1851, Nr. 40 des R. G. B., 
88. 43 — 46 u. ſ. v. a. — 





| 
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c) die andere oben (Seite 480 lit. b) angegebene Negel Anwen: 
dung, wornach eine folhe That zunächſt nad demjenigen der voraus 
feglih darauf anmwendbaren mehrerlei Strafgefeße zu behandeln fein wird, 
welches die [härfere Strafe beftimmt, d. b. in der Regelnad dem 
allgemeinen Strafgefeke — 

Dieß ergibt fih nicht blos aus allen jenen Betradhtungen und 
Gründen, welche bereits oben (Seite 486 — 488) zur Stüßung diefer 
Negel angeführt wurden, umd welche auch hier, theils unmittelbar, theils 
analog eintreffen: fondern es iſt dieſe Anficht auch in zahllofen pofitiven 
Gefegen und Particular- Verordnungen unferes Baterlandes niedergelegt. 
— 68 haben nemlih von jeher faft alle unfere vaterländifchen Gefeße 
und Verordnungen, welche derlei Barticular-Strafnormen für die erwähn— 
ten befonderen Verhältniſſe aufftellen, bald ausdrüdlih mit deutlichen 
Worten, bald nur andeutungsweife durch Hinzeigung auf das allgemeine 
Strafgefeß in einer Zufaß » Beftimmung den Grundfaß ausgefproden : 
„Sobald eine nah Maßgabe diefer Barticular-Strafgefeße 
als verboten erflärte und mit fpeciellen (regelmäßig Geld:) 
Strafen verpönte Handlung oder Unterlafjung fo weit 
gebt, dag fie die Merkmale einer nah dem allgemeinen 
Strafgefeße ftrafbaren Handlung (eined Verbrechens oder einer 
ſchweren Polizei» Webertretung, an deren Stelle jeßt Bergeben oder Ueber- 
tretung getreten find) an fich trägt, fo ift dDiefe Handlung zu— 
nächſt nach dem allgemeinen Strafgefeße zu beurtheilen.“ — 

Es ſei erlaubt, aus der langen Reihe von Geſetzen und Verordnun— 
gen, welche dieſen Grundſatz einſchließen, hier unr einige, zumal aus der 
neueren und neueſten Zeit, aufzuführen. Es ſind dieß die bereits oben 
(Seite 506) in anderer Beziehung bezogenen 88. 225, 227, 230, 231,232, 
237, 238, 239, 250, 273, 452, 462 und 649 — 651 des Strafgejeßes 
über Gefällö-Uebertretungen vom 11. Juli 1835, fo wie insbefondere das 
ebenda nad feinem ganzen Inhalte aufgeführte Gefeg vom 11. Juni 
1838, Nr. 278 der J. ©. ©., welches diefen Grundfaß mit den beftimm- 
teften Worten als unmittelbare Eynofur ausfpricht. Dazu kommen ferner 
folgende PBarticular = Verordnungen, in welchen eben dieje Norm deutlich 
enthalten ift, nemlich: das Juftizbofdecret vom 21. October 1815, Nr. 1183 
der I. ©. ©. ; — das Juftishofdecret vom 12. Februar 1820, Nr. 1647 
der 3. ©. ©., $$.5 und 7; — das Hofkanzleidecret vom 23. Auguft 1820 
(polit.G.©., Bd. 48, ©. 192); — das Hoffammerdecret vom 12. 
Juni 1824 (polit. G. ©., Bd. 52, ©. 288); — $. 35 des Verzehrungss 
fteuer= Gefeßes vom 15. Juni 1829 (polit. ©. S., Bd. 57, ©. 378); — 
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das Hoffammerdecret vom 29. Jänner 1833 (polit. G. S., BP. 61, 
Seite 14); — die tirolifhe Waldordnung vom 19. October (24. De- 
cember) 1839, $. 3, Nr. 400 der I. ©. ©.; — das Hoffammer- 
deeret vom 1. April 1846 (polit. ©. ©., Br. 74, ©. 80); — 
das See - Sanitäts » Reglement vom 13. December 1851, Nr. 41 des 
Jahrgangs 15852 des R. G. B. in den $$. 159— 162; — das Waffen- 
Patent vom 24. October 1852, Nr. 223 ER. G. B. in den 88. 28, 
33 und 40; — das neuefte Forftgefeß vom 3. December 1852, Nr. 250 
des R. G. B. in den $$. 59, 60, 62, 67 und 68, u. v. a. — 

Wir können demnach diefen wohl fchon in der Natur des darge- 
legten Verhältniffes liegenden Grundfaß mit um fo größerer Beruhigung 
in Anwendung bringen, ala die höchſte Geſetzgebung felbft denfelben überall 
da, wo fich hierzu ein ſpecieller Anlaß bot, als den ihrigen aud pofitiv 
anerkannte, umd als eben diefer Grundfag in jüngfter Zeit aud in einem 
Erkenntniſſe unferes Caſſationshofes feine Befräftigung gefunden bat. Die- 
fer höchſte Gerichtshof hat nemlich laut Nr. 113 der Gerichtäzeitung vom 
18. September 1852 in feinem Erkenntniſſe vom 17. Juni 1852, 3.6005 


über eine Nichtigkeitsbefchwerde folgendes Ariom zur Anwendung gebraht: 


„Dur die Beſtimmung der Berfaffung -und Dienftvorfhrift für die 
Finanzwache, dag die ungebührlihe Rückhaltung der der Mannfchaft 
gehörigen Gelder im Disciplinarwege behandelt und beftraft werden fol, 
ift das Verfahren nad dem allgemeinen Strafgefeße nicht ausgefchloffen, 
wenn ſich eine ſolche Handlung nah den Beftimmungen diefes Geſetzes 
und der Strafprocefordnung zu einem Verbrechen, Bergehen oder zu einer 
Uebertretung eignet“ *). 


*) Ih alaube, bei meinen Lefern, und zumal bei erfahrenen Griminal- 
Praftitern unſeres Baterlandes darüber keiner Entſchulbigung zu bedürfen, 
daß ich die Lehre don der Concurrenz fo ansführlih behandelte, weil 
zahlloſe Acten ihnen fowohl, wie mir, den Beweis liefern, wie überaus wichtig 
und folgenreich das Feftbalten an klaren und gerechten Grundfagen in dieſem 
Theile der Strafrechtäpflege it, aber auch mie überaus ſchwierig die Entſchei— 
dung der eben fo mannigfaltigen als verwicelten Fälle, jowohl der wahren 
als der von mir fo genannten Schein » Goncurrenz nad unferen Geſetzen oft 
fällt, und wie ſchwankend diekfalld die Praris wenigſtens der unteren Gerichte 
noch iſt. — Die ſcheinbar mehrfahen Wiederholungen, welche in der vor: 
ſtehenden Auseinanderſetzung vorkommen, mögen ihre Rechtfertigung in der 
Notbwendigkeit finden, denjelben Grundſatz, der bei analogen Beziehungen 
immer wiederkehrt, auch jedesmal wieder deutlich hervorzuheben, und auf die 
Eigenthümlichkeit der mit einer früheren zwar analogen aber nicht ganz gleichen 
Beziehung anzuwenden. — 
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$. 36. 6. 30.) 
Bon Berbrehen Wegen Verbrechen, die ein Unterthan des öfterreidhi- 


"in Ausland fchen Kaiferthums im Auslande begangen hat, ift er bei 
feiner Betretung im Inlande nie an das Ausland auszus 
liefern, fondern ohne Rüdfiht auf die Gefebe des Landes, 
wo das Verbrechen begangen worden, nad dieſem Strafge— 


fege zu behandeln. 


Iſt er jedoch für diefe Handlung bereits im Auslande 
geftraft worden, fo ift die erlittene Strafe in die nad) diefem 
Strafgefege zu verhängende einzurechnen. 


In keinem Falle find Urtheile ausländifcher Strafbe⸗ 
hörden im Inlande zu vollziehen. 


8. 30. 


Bon Verbrechen Ueber Verbrechen, die ein Untertban die ſer LAuder im Auslande begangen bat, ift bei 
der Untertbanen feiner Betreung, ohne Rückſicht auf die Beige Des Landes, we das Verbreden begangen wor 
im Nudlande. den, die Strafe nach dieſem Strafgeſetze auszumeſſen. 


Bereits oben (Seite 358 „drittens“) bei der Einleitung in das 
zweite Hauptſtück unferes Gefeßes wurde darauf hingewiefen, daß in den 
88. 36—41 die Beftimmungen über die Subjecte der Verbrechen, oder 
über „die dem Strafgefebe (. h. dem erften Theile defjelben 
über Berbrehen) unterworfenen Perſonen“ enthalten fein. Da 
nun aber ein Theil diefer Beftimmungen, welcher fich nemlich auf eine 
gewiſſe Standes: Gigenfchaft, fo wie auf eine eigenthümliche Territorial: 
Beziehung unferes Staates bezieht, nemlich die Gremtion des f. k. Mili— 
täre und des Militär » Grenz « Gebietes fhon im Artikel 1 des K. M. P. 
(vgl. oben Seite 76—78) geregelt wurde, fo waren in dieſer Beziehung 
nur noch darüber Normen zu geben, in wie ferne eine Beſtrafung für 
Berbrechen auf die Schuldigen ohne weitere Rückſicht auf deren ſtaatsbür— 
gerliches Verhältniß, je nachdem fie nemlich Inländer oder Ausländer find, 


Aber aud die Männer der firengen Wiffenfchaft werden es erflärbar 
finden, wenn ich bemüht war, in einem Xheile der Etrafrehtöwiffenihaft, 
in welchem felbft die audgezeichnetftien Werke fo manche wichtige Frage 
auch doctrinell ungelöft Taffen, meine eigene Anficht über die Gegenftände 
der Frage tiefer und audführlicher zu begründen, als ich dieß rüdfichtlid jo 
vieler anderer, in der Wiffenfhaft für abgemacht anzufebender Fragen gethan 
babe. — 
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und ob ferner das Geſetz gleihmäßig auf die im Inlande, fo wie auf die 
im Auslande begangenen Verbrechen *) Anwendung finden dürfe. — 

Man kann in diefer Rüdfiht nad der Natur der Sache viererlei 
Wechſelfälle unterfcheiden : 

I. Verbrechen der Inländer im Inlande; 

U. Berbrehen der Inländer im Auslande; 

II. Berbrehen der Ausländer im Inlande; 

IV. Berbrechen der Ausländer im Auslande. — 

Den I. diefer vier Wechfelfälle hat unfer Gefeß ausdrücklich gar 
nicht erwähnt ; er ift nemlich der gewöhnliche oder derjenige Fall, für 
welchen das Geſetz zunächſt und vorzugsmeife erlaffen wurde, umd 
welcher eben deßhalb unmittelbar durch die Einführung des Geſetzes 
überhaupt, fo wie insbefondere duch den Artikel I des K. M. P. ge 
troffen ift, indem durch diefen Artikel der Länder» Umfang umd wenigftend 
indirect auch der Kreis derjenigen Berfonen feſtgeſetzt wurde, für welche 
diefes Geſetz zu gelten hat (vgl. oben Seite 78). — 

Die II. der erwähnten Vorausſetzungen wird durch den vorftehenden 
8. 36 geregelt. — 

Die Doctrin und die europäifhe Straf - Codification flreiten ſich 
noch immer darüber, ob man binfihtlih der von einem Inländer in 
fremdem Lande begangenen Verbrehen dem Berfonal- Principe 
(„quilibet subdilus est legibus patriae suae, el extra ejus terrilorium“) 
oder dem Territorial-Principe („leges non obligant extra terri- 
torrum“) den Borzug geben foll. — Unfere vaterländifche Geſetzgebung 
hat den erfteren diefer Grundfäße aus dem früheren Strafcoder (vergl. 
den obigen $. 30 des Gefeßes vom 3. September 1803) wieder aufge 
nommen, und fi dabei unverkennbar von der Betrahtung leiten laſſen, 
daß durch den zeitlihen Aufenthalt eines Inländers im Auslande fein 
Unterthand = Berhältnig zum Staateverbande feines Paterlandes nicht 
aufgelöft werde, und daß er daher ebenfo, wie er im Auslande und 
gegenüber demfelben nöthigenfalld den Rechts » Schuß der Staatshoheit 





) Aus dem Inhalte der $$. 234 und 235 ergibt fi, daß unfer Gefeg 
über die oben in Frage geftellten Beziehungen bei Vergehen und Leber: 
tretungen zum Theile abweichende Beftimmungen, nemlich einen Nachlaß 
von jenen firengen Rechts » Grundfägen verfügt hat, welche es dießfalls bei 
Berbrehen in Geltung ſetzte. — Es find daher die oben folgenden Aus- 
einanderfegungen nur mit einigen Modificationen auf den zweiten Theil unfered 
Strafgefepes zu übertragen. 

Hye, Bommentar. 33 
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feines Baterlandes, und deffen Wohlthaten ale Angehöriger deffelben 
und zwar ald Rechte für fih in Anfpruch nimmt, auch den Gefeken dei: 
felben verpflichtet bleibt, mag er wo immer fein. Er kann daher 
auch mit Fug und Recht nad den Strafgefeßen eben diefes feines Vater 
landes beftraft werden, wenn er im Auslande irgend eine nad den Ge- 
jeßen auch feines Paterlandes ftrafbare Handlung verübt, und gar ein 
Verbrechen begeht. Unſere Gefekgebung konnte die ſen, von der Gerech— 
tigkeit und Alugbeit gleichmäßig empfohlenen Grumdfaß um fo beruhigter 
gutheißen, da er fich bei uns in halbhundertjähriger Ausübung fehr heil- 
jam bewährt bat, umd allein einer conſequenten Durdführung fähig 
ift, während jene Gefeßgebungen, welche, wie z. B. felbft das neueſte 
preußifhe Strafgefeß vom 14. April 1851 ($. 4), nad dem Vorgange 
der franzöfifhen Legislation — wenigftens als Regel das entgegengefeßte 
Princip aufftellen („daß nemlich der Inländer für die im Auslande begans 
genen ftrafbaren Handlungen in der Regel im Jnlande nicht zur Ber- 
antwortung und Strafe gezogen werden fol“) ſich genöthiget fehen, diefer 
Regel — zum Schuße der eigenen Staatsordnung und der eigenen Unter: 
thanen gegen Angriffe ven Seite ihrer übrigen Staatsangehörigen im 
Auslande — wieder vielfahe Beſchränkungen und Ausnahmen beizufügen, 
wodurch die Regel faft bedeutungslos wird. — 


Dabei tritt Defterreich’8 Gefeßgebung dem Einen, in dem fogenann- 
ten Territorial= Principe inenthaltenen Gedanken, daß jeder Staat das Recht 
babe, die in feinem Gebiete (Territorium) von wem immer, daher aller: 
dings auch die von den fich dafelbft nur zeitlich aufhaltenden Inländern 
begangenen ftrafbaren Handlungen nady feinen eigenen Gefeken zur Ahn- 
dung zu bringen, in feiner Weife zu nabe, indem es nicht nur chen diejes 
Recht auch für fih in Anspruch nimmt ($. 37), daher nad) richtigen inter- 
nationalen Rechts: Grundfüßen daffelbe auch allen andern Staaten zuer- 
fennen muß, fondern überdieß auf die von einem Inländer im Auslande 
für Die dort begangenen Verbrechen erlittene Strafe gerechte und billige 
Rüdfiht nimmt, da es im vorftehenden Paragraphe ausdrüdlih anordnet: 
„daß in dem eben voransgefegten Falle die im Auslande erliitene Strafe 
in Die nach dieſem Geſetze zu verhängende einzurechnen fei." *) — Dadurd 


) Die Vergleihung mit dem $. 235 zeigt, daß unfer Geſez bei Ver—⸗ 
gehen und Nebertretungen, welde ein Inländer im Auslande begangen 
hat, die dafür bereits dert erlittene Strafe, oder felbft die Nachſicht derfelben 
als eine gänzliche Tilgung (Erlöfhung) der ftrafbaren Handlung erflärt 
bat, während cs bei Verbreden nur eine Einrehnung der im Auslande 
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eben unterfcheidet fi das gegenwärtige Gefeß vortheilhaft vor der oben 
eitirten analogen Anordnung des $. 30 des früheren Strafcoder, indem 
es die in dieſem offen gebliebene practifhe Streitfrage: „was in diefem 
Falle die für das im Auslande begangene Verbrechen erlittene Strafe für 
eine Rechtswirkung habe?“ *) klar und beftimmt über allen Zweifel in einer 


erlittenen Strafe in die nad dem hiefigen Gefegen zu verbängende Strafe 
zugeſteht, und von einer Rechtswirkung der im Auslande erlangten Nachſicht 
der Strafe gänzlih ſchweigt. — Es liegt auf offener Hand, daß fih die Ge: 
feggebung zu diefem Unterſchiede zwifchen Verbrechen einerfeitd, und Vergeben 
fo wie Uebertretungen andererfeitö durch die Betrachtung beftimmen ließ, daß 
die Strafen für die beiden Iepteren Gategorien von ftrafbaren Handlungen 
regelmäßig fhon an fi geringfügig, und in allen ciwilifirten Staaten fo 
ziemlich gleihartig gehalten find, daher es faum der Mühe werth erfcheinen 
würde, einen bereits im Nuslande geftraften Inländer wegen einer ſolchen 
Gejeged-Hebertretung im Inlande nadhträglih auch noch ergänzend zu be 
trafen. Anderd aber ift ed beiBerbrehen, wo, zumal bei den fogenannten 
politifhen Berbrehen gegen unferen Staatöverband, bei Hochnerrath 
oder Majeftätsbeleidigung gegen die Perfon unferes Landesfürften u. ſ. f. 
die dafür im Auslande erlittene geringe Strafe nur zu häufig außer allem 
Derbältniß zu der von dem Inländer nad den Geſetzen jeined Baterlandes 
dafür verwirften weit größeren Strafe flehen, und wo daher gar eine dafür 
im Auslande erhaltene Nahficht (Amneſtie) die Strenge unfered Gefepes 
gänzlid paralufiren würde. — 

*) Belauntlih berrfchten in der Doctrin und Prarid über die obige 
Frage hinſichtlich unſeres bisherigen Strafgefepes dreierlei von ein- 
ander wohl fehr verfchiedene Anfihten. Die meined Wiffend in der Praris 
vorherrfhende Anfiht wollte auf derlei im Auslande für die von 
einem Inländer bereitd dort erlittene Strafe gar feine Nüdficht nehmen, 
und klammerte fih dabei an den Wortlaut ded früheren $. 30: „ohne 
Rüdfiht auf die Gefege des Landes, wo das Berbrehen be- 
gangen,” indem fie behauptete, daß dadurch and die Rüdfiht auf die nadı 
dem fremden Gefege erlittene Strafe ausgeſchloſſen fei. — Eine zweite ihr 
diametral entgegengefepte Anfiht wollte nah Maßgabe ded ganz allgemein 
und ohne Diftinction von In- oder Ausland Tautenden $. 204 I. Theild des 
alten Geſetzes ($. 225 des dermaligen Gefeped) aud im der im Auslande 
ausgeftandenen Strafe eine gänzliche Tilgung des Verbrechend erfennen, fo 
das alfo der inländifhe Richter unter dieſer Boraudfegung gegen dad im 
Auslande begangene Berbrehen eines Inländers gar nicht mehr follte ein: 
fchreiten fönnen. — Eine dritte zwifchen beiden vorftehenden Ertremen ver- 
mittelnde Meinung wollte nach Analogie des $. 225 des 1. Theild des alten 
Geſetzes vorgehen, umd es fofort dem Ermeſſen des Criminal» Obergerichtes 
anbeimftellen, zu beftimmen, in wie ferne die im Auslande erlittene Straf 
au im Inlande von Rehtämwirfung ſei. — Die eben angedeutete Lücke in 


33° 
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Weiſe gelöfet hat, welche nad) der fo eben gegebenen Auseinanderfegung 
eben fo ſehr den Grundfäßen der Gerechtigkeit, ald der Humanität, aber 
auch den Anforderungen der Öefehgebungs- Klugheit und der pflichtmäßigen 
Sorgfalt für die Bewahrung des Ernftes und der Wirkfamkeit der Straf- 
gefeße des eigenen Staates entfpriht. — Die hier vorgefehriebene „Ein: 
rechnung“ der im Auslande für das dort begangene Verbrechen erlittenen 
Strafe in die nach diefem Geſetze zu verhängende Strafe” mag übrigens 
in der Anwendung in einzelnen Fällen allerdings ihre Schwierigkeit ha- 
ben, da von einer ſolchen im firengen Sinne des Wortes eigentlih nur 
bei gleihartigen Straffällen die Rede fein fann, eine folde voll: 
ftändige Gleichartigkeit in Beziehung auf die Qualität der Strafen 
. aber wohl nur in feltenen Fallen zwifchen dem auswärtigen und unferem 
Strafgefeße ftattfinden wird ). Es kann daher regelmäßig nur von 
einer annäberungsmweifen Einrehnung der im Auslande erlittenen 
Strafe in jener Richtung die Rede fein, daß der öfterreichifche Richter 
diefelbe mit der ihr nach dem öfterreichifchen Strafgefege analogeften Straf 


unferem Strafgefepbuhe vom 3. September 1803 war übrigend um fo ums 
begreiflicher, ald doch ſchon zum Joſephiniſchen Strafgefege eine nachträgliche 
Berordnung, nemlih das Hofdecret vom 22. December 1788, Nr. 943 der 
3. G. ©. die aufgeworfene Frage ausdrüdlih und zwar im Sinne un« 
fered dermaligen Geſetzes (vom 27. Mai 1852) mit folgenden Worten 
entfchieden hatte: „Es fann zwar nie bie Frage fein, ob Strafurtheile frem- 
der Ränder. bierlands in Bollzug zu bringen find; dennoch gebören auch die 
wider den Inquiſiten, obſchon in fremden Ländern verhängt gewefenen, aber 
von demfelben bereit? audgeftandenen Strafen in die dem Richter durch den 
8. 14 des Joſephiniſchen St. ©. B. zugemwiefene Beurtheilung der eigentlichen 
Bränzen der audzumeffenden Strafe.” — Mit Beziehung auf das fpätere 
Gefeg dom 3. September 1803 ward eine gleihe Anordnung durh das 
Hofdecret vom 4. September 1819, Nr. 1601 der 3. ©. ©., wenigftend hin- 
fihtlih jenes fpeciellen Falles erlaffen: „wenn Jemand hier Landes und im 
Auslande Verbrechen begangen bat.” Für diefen Fall hatte nun das eben- 
erwähnte Nachtragd-Gefeg ebenfall® verfügt: „daß der inländifhe Richter bei 
Audmeffung der Strafe für die im Inlande begangenen und noch nicht 
beftraften Verbrechen allerdings auf die im Auslande (scil. für die 
dort begangenen Berbrechen) erlittene Strafe gehörige Rüdfiht zu 
nehmen habe.“ — 5 

*) So dürfte e8 3. B. ſchwer fallen, eine Gleichartigkeit oder auch nur 
eine Acquiparirung etwa zwiſchen den in den $$. 19 und 21 des faiferlicherufftichen 
Strafgeſetzbuches vom 15. Auguft 1845 feftgefepten Strafen der „Verbannung 
zu Zwangsarbeiten nebſt Brandmarkung und 30—100 Peitſchenhieben“ und 
der „Arbeit in den Bergwerken ohne Zeitbeftimmung nebft 100 Peitfchenhieben ;* 
oder zwijchen der in den Art. 15— 16, 18, 19, 20, 22, 23, 28, 29, 30, 31 
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Qualität äquipariren, dieſe dann vwergleihend mit der für das in Frage 
ſtehende Verbrechen nad; unferem Gefege zu verbängenden Strafe zufammen- 
halten, und jofort zwifchen beiden „nad; feinem vernünftigen und bilkigen 
Ermeffen“ eine Ausgleihung vornehmen wird. Auf diefe Weife wird daher 
der öfterreihifche Strafrichter die im Auslande erlittene Strafe vor Allem 
mit der nad dem öfterreihifchen Gefege zu verhängenden Kerker— 
Strafe zu vergleihen haben. War nun die im Auslande erlittene 
Strafe ebenfalld eine Freiheits-Strafe, fo wird bei diefer Ber- 
gleihung nicht blos auf die Dauer derfelben, jondern insbefondere auch 
auf deren Intensität, auf die Art der Freiheits-Beſchränkung, auf die 
fonftigen damit verbundenen Uebel, Beſchränkungen und geſeßlichen 
Folgen um fo mehr gerechte und billige Rüdfiht genommen werden 
müffen, als in den auswärtigen, und namentlich in den neueren deutfchen 
Strafgefeßen von den Freibeitäftrafen fo überaus mannigfaltige Arten 
und Abftufungen vorfommen (vergl. oben Seite 359 und 369— 375). 
— Bar aber die im Auslande erlittene Strafe eine Bermögens: oder 
Beld-Strafe, fo wird deren Einrechnung infoferne feiner Schwierig: 
keit unterliegen, al® auf das Verbrehen ausnahmsweiſe auch nad dem 
inländifhen Strafgefege ($. 28) auf einen Vermögensd-Berfall zu erkennen 
fein würde. — Handelt es fih aber hierbei blos um Aequiparirung der 
im Auslande erlittenen Geldftrafe mit der nach dem biefigen Gefege zu 
verhängenden Freiheits-(Kerker-) Strafe, fo mag die im $. 260 unferes 
Befepes ausgeſprochene Regel: „daß bei der Stellvertretung der Geld» 
ftrafe durch Die Arreftftrafe für je fünf Gulden Geldftrafe ein Tag Frei— 
heitäftrafe ald Erfaß zu gelten habe,“ wenigftens einigen Anhaltspunkt 
gewähren *). — Beſtand aber die im Auslande erlittene Strafe in foldhen 
Uebeln oder Recht-Entziehungen, von welchen unfer Gefeß faum ein Analo— 
gon erkennt, wie z.B. die in der eben vorher (auf Seite 516) gegebenen Aus 





— — 


und 36 des viel gerühmten „Code pénal français“ feſtgeſetzten Strafe der „Ira- 
vaux foreds“ oder zwifchen der berüchtigten Straf: Zutbat des fogenannten 
bürgerlihen Todes („la mort eivile“), wie fie der Art. IS chen dieſes Geſetzes 
in Verbindung mit dem Art. 25 ded code civil feſtſetzt, und irgend einer 
Straf-Qualität unfere® humanen Strafgefeges darzuthun. 

*) Ich ſage mit PVorbedaht: „nur einigen Anhaltspuntt;“ theild 
weil das Geſetz felbit, wie ed wohl auch ſchon im $. 260 andeutet, den 
obigen Aequiparirungs-Mafftab nicht ausnahmslos durdführt, und zumal bei 
größeren Ausmaßen, wie 5. B. im $. 467 nicht ziffergenau, fondern nur in 
ungefähren runden Pauſchal-Feſtſetzungen beibehält; — theild weil jene Aequi« 
parirung im Geſetze nur zwifchen der Arreft« und Geldftrafe angeordnet er» 
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merkung erwähnten Strafen, oder die Eivildegradation des franzöſiſchen 
Geſetzes und dgl. find, fo wird das Ermeſſen des Richters bei Erwägung der 
gegenfeitigen Ausgleihung um fo freieren Spielraum haben ’). — — 

Würde aber hier die angeordnete Einrehnung auf das Ergebnif 
führen, daß nach der eben auseinandergefegten gegenfeitigen Ausgleichung 
die nah dem inländifhen Geſetze für das in Frage ftehende Verbrechen 
zu verhängende Strafe durch die von dem Verbrecher im Auslande dafür 
bereits erlittene Strafe bereits vollftändig erfhöpft oder gar überboten 
ift, fo darf dem Schuldigen im Geifte der vorftehenden Borfchrift des 
$. 36 für eben dieſes Verbrechen Feine weitere Strafe mehr zugefügt 
werden, fondern es hätte in diefem Falle das von dem inländifchen 
Richter zu fällende Urtheil zwar dad „Schuldig“ und „die Beflimmung 
der nach dem inländifchen Gefege dafür zu verhängenden Strafe,“ aber 
auch die weitere Berfügung auszufprehen: „daß die Strafe nah Maf- 
gabe des $. 36 ald vollftändig abgebüßt durch die im Auslande dafür er: 
littene Strafe anzufehen fei“ **). — 


— —·— — — 


ſcheint, die bei Verbrechen ſtattfindende Kerfer- Strafe aber in feiner Weiſe 
der Arreft-Strafe gleihgehalten werden kann (vergl. bie 8$. 15, 16 und 18 
mit den 85. 244— 246); daher ed auch dem Geifte unſeres Geſetzes nicht 
mwiderfprechen würde, einen Tag Kerfer-, zumal ſchwere Kerker-Strafe mit 
einem größeren Betrage ald mit je fünf Gulden zu äquipariren. — 


) Wir finden in unferer früheren Gefepgebung ein Analogon einer 
jolhen Entgegenhaltung einer Strafe unferes vaterländifchen Strafgefeges mit 
einer unferen Gefepen ganz heterogenen Straf-Qualität. Es wurde nemlich 
nah der in den Jahren 1814— 1817 erfolgten Wicdereinführung des öfter: 
reihifchen Strafgeſetzbuches in jenen reacquirirten Theilen unſeres Kaiſerſtaates, 
wo während der fremd» Herrfchaft die franzöſiſch-italieniſchen Geſetze 
eingeführt worden Maren, bie frage erhoben: „mie jene Fälle zu behandeln 
feien, welche zur Zeit der Wirffamkeit jener fremden Gefege begangen wurden, 
und worauf nad denfelben die Civil-Degradation gefept war, wenn bie 
That nach dem öfterreihifhen Strafgefepe fih zu dem Griminal- Verfahren 
eignet?” Durch Juftizhofdecret vom 14. November 1817, Nr. 1386 der J. G. ©. 
wurde entfchieden: „daß in folhen Fällen nad Verhältniſſen einfacher oder 
ſchwerer Kerker von ſechs Monaten bis zu einem Jahre zu ber 
hängen fei." — — 

*) Es ſteht Nichtd im Wege, die obige Entfheidung mit Frühwald 
(a. a. D. Seite 56) auch auf den $. 225 unfered Gefeged zu flügen, wornach 
nemlih in dem erwähnten falle das Verbrechen durd die im Auslande er 
littene Strafe als getilgt angefehen merden kann. — Allein die weitere Be: 
merfung de? ebengedachten Schriftftellerd: „daß dieſe Beurtheilung zunächſt 
dem Ztaatsanwalte zuftehe, der in einem ſolchen Falle keine Anklage erheben 
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Im Geifte eben diefer Vorfhrift, wornach die im Auslande er, 
littene Strafe in die nad dem inländifchen Strafgefepe zu verhängende 
Strafe eingerehnet, mit anderen Worten alfo die Iegtere um die 
erftere abgekürzt oder gemildert werden foll, muß ferner behauptet 
werden, daß in dem Kalle, wenn auf das von einem Inländer im Aus: 
lande begangene Verbrechen nad dem inländifchen Strafgefege die Todes- 
firafe verhängt wäre, der Schuldige aber für eben diefes Verbrechen im 
Auslande bereits eine andere (Freiheits-⸗, Geld: oder irgend welche andere) 
Strafe erlitten hätte, die Todesftrafe nicht mehr an ihm vollzogen wer- 
den dürfe, weil ja fonft die geſetzliche Vorſchrift, daß die nach dem inlän- 
difchen Geſetze zu verhängende Strafe nur in dem um die bereits erlittene 


werde. Würde aber diefe dennoch erhoben, fo dürfte es am zweckmäßigſten 
fein, wenn der Richter erfter Inftanz nah Analogie des 8. 78 der St. P. O. 
die vorläufige Enticheidung des Obergerichted einholt, wie weit die Wir: 
kung des audländifhen Urtheiles fich erftrede (vergl. dad Hofderret vom 
20. Zänner 1823, Nr. 1920 der 3. ©. S.)“ — fcheint mir eben fo viele Un— 
rihtigkeiten einzuichließen, ald fie Behauptungen enthält. — Abgeſehen davon, 
daß diefe Bemerkung ſchon überhaupt nur für jene Kronländer gelten fönnte, 
in welchen die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 maßgebend ift, hat ja doch der $. 36 
unferes dermaligen Strafgefepes grundfäßlich angeordnet, daß ein folcher In: 
länder nad dem inländifchen Strafgefege behandelt, alfo doch jedenfalle unter: 
fuht werden muß. Nur ſoll eine Einrehnung der im Auslande erlittenen 
Strafe ftattfinden, alfo mit anderen Worten bei der Nudmeifung der Strafe 
hierauf Rüdfiht genommen werden. Die Ausmeſſung der Strafe aber iſt 
zunächſt der Beurtheilung des Straf-Gerichtes, und nicht des Staate- 
anwalts überlaffen ($$. 289, 292, 344 — 346 der gedachten St. P. D. und 
faif. Berorduungen vom 16. März und 23. Mai 1851, Nr. 66 und 141 des 
R G. B.). — Wie foll ferner eine Analogie zwifhen dem Falle der Frage, 
wo bad Gefep doch auddrüdlih bie im Auslande verhängte Strafe ald eine 
rechtmäßig und gerihtdzuftändig audgefprodene anerfaunt, und dem 
$. 78 der gedadhten St. P. D., fo wie mit dem citirten Hofdecrete vom 
20. Jänner 1823 beftehen, da doch in diefen beiden Geſetzen die gerade ent: 
gegengefepte Vorausſetzung gemacht wird, daß von einer nicht zuftäu: 
digen Behörde ein ftrafgerichtliher Act vorgenommen, und beziehungsweise 
eine Strafe verhängt worden ift? — Doch wenn fogar nadı Analogie mit 
diefem $. 78 vorgegangen würde: wo enthält denn diejer $. die ihm nur von 
Frühwald bineingefhmuggelte Beftimmung; „daß im einem folden Kalte 
das Strafgeriht erfter Inftanz vorläufig die Entfcheidung de Oberge— 
richtes einzuholen hätte?“ — Wie Toll denn ferner neben dem $. 78 der 
Et. P. D. vom 17. Jänner 1850 aud nod das Hofderret vom 20. Jänner 
1823 maßgebend fein, da diefes legtere ja gerade durch die ebenerwähnte St. P. O. 
(Art. II. des GEinführungd-Gefepes derfelben) aufgehoben worden ift? — 
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Strafe verminderten Maße zugefügt werden dürfe, für diefen Fall 
unerfüllt bfeiben würde. Diefe Beſchränkung muß um fo zuverläffiger 
als im Geifte unferes Gefeges Tiegend behauptet werden, ald nad dem 
8. 50 unferes Geſetzes „eine Berfehärfung der Todesſtrafe“ nie ftatt- 
finden fann. Würde aber in dem vorausgefepten Falle an dem Schul- 
digen über die von ihm für daffelbe Verbrechen bereits im Auslande er- 
littene Strafe auch nod) die Todesftrafe vollzogen werden, fo würde er 
ja im Grunde dafür eine noch mit einer anderen Strafe verfhärfte 
ZTodesftrafe zu erleiden haben, was der höchſte Gefehgeber in dem ge- 
dachten 8. 50 doh unbedingt verboten hat’). Da jedod das Recht, 
die im Gefepe verhängte Todesftrafe in eine andere Art von Strafe um: 
zuwandeln, nad unferen Gefegen feinem, und auch nicht einmal dem 
oberften Gerichts- und Gaffationshofe aus eigener Macht, fondern nur 
dem Landesfürften zufteht,"*) fo hätte ſich der öfterreihifhe Strafrichter 
in dem vorausgefegten Balle nach der klaren Analogie des $. 52 zu bes 


— — — — — 


*) Nicht fo unbedingt kann dieß in Anſehung der lebenslangen 
Kerkerſtrafe behauptet werben, obgleich auch in Beziehung auf dieſe der 
5. 50 unſeres Geſetzes jede Verſchäärfung verbietei. Hätte nemlich der Schuldige 
in dem vorausgeſetzten Falle für das im Auslande begangene Verbrechen dort 
nur eine zeitliche und ſolche Freibeitsftrafe ausgeſtanden, welche in feiner 
Beziehung fhärfer erfcheint, als die (einfache oder ſchwere) Kerferftrafe nad 
unferem Gefege, fo würde durch die nachträgliche Verhängung der lebend: 
langen Kerferftrafe noh über die für diefes Verbrechen bereitd im Auslande 
erlittene zeitliche Freiheitsſtrafe keines wegs eine Verſchärfung der von 
dem Schuldigen im Grunde doch Durch das Verbrechen verwirften, daher 
ihm objectiv ſchon vom dem Zeitpunfte ded begangenen Verbrechens an durch 
feine ganze Lebensdauer fort gebührenden Kerkerftrafe realifirt, und eben def: 
halb in diefem Falle durch die nachträgliche Zuerkennung der lebens: 
fangen Kerkerſtrafe weder der Vorfchrift des $. 36, noch dem Geifte bes 
8.50 zuwider gehandelt werden (vergl. dagegen Frühwald a.a. D. Seite 57). 
Allerdings aber würde aud den oben im Texte angegebenen Gründen eine 
Berbängung der lebenslangen Kerkerftrafe nicht mehr ftattfinden dürfen, wenn 
der Schuldige dur die im Auslande für eben dieſes Verbrechen erlittene 
Freiheit: Strafe bereits eine die Intenfität unferer (einfachen oder ſchweren) 
Kerkerftrafe überjchreitende Härte, oder außer der Freibeitäftrafe noch irgend 
ein andered Strafübel zu erleiden gehabt hätte. — 

*) Sich’ den $. 444 des I. Theild ded St. G. B. vom 3. September 
18035 — den $. 349 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 und den $. 31 
der Strafverfahrend-Borfhriften für Ungarn und die ferbifche Woiwodſchaft mit 
dem Temefer-Banate vom 28. December 1849 und für Rroatien und Slawonien 
vom 24. Juli 1856, — 
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nehmen, d. 5. das Urtheil zwar auf Todesftrafe zu fhöpfen, jedoch fofort 
die Acten an die höheren Behörden zum Behufe der Geltendmachung des 
landesfürftlihen Begnadigungsredhtes zu leiten (vergl. unten die Er- 
läuterung des $. 52). — Wenn übrigens das Geſetz vorſchreibt, daß 
binfigtlih der von einem Inländer im Auslande begangenen Verbrechen 
das im $.36 vorgezeichnete Verfahren „bei feiner Betretung im In— 
lande,“ alfo ohne weitere Unterfcheidung ftatt zu finden habe, mag man des» 
felben im Inlande wie immer habhaft werden: fo ift Mar, daß diefes 
Verfahren ebenfowohl dann Anwendung finde, wenn ein folder Inländer 
freiwillig aus dem Auslande in das Inland zurückkehrt, als wenn er 
etwa unfreiwillig, 3. B. in Folge der dur den öfterreichifchen 
Staat von einem ausländifhen Staate in Anfpruh genommenen Aus: 
lieferung eines ſolches Verbrechers, oder etwa als öfterreicdhifcher 
Kriegsgefangener u. dal. nach Defterreih zurücfommt. — 


Das dermalige Gefeh hat außerdem hinfihtld der von Inlän- 
dern im Auslande begangenen Verbrechen noch zwei in flaatsrechtlicher 
und internationaler Beziehung gleih wichtige Grundfäße beigefügt, daß 
nemlich: 


a. ein Unterthan des öſterreichiſchen Kaiſerthums“) nie an das Aus— 
land ausgeliefert ; und daß 


b. Urtheile audländifher Strafbehörden im Kaifertbum Defterreich 
(im Inlande) in feinem Falle vollzogen werden dürfen. — 


Es muß von jedem öfterreichifchen Staatsbürger mit Dank aufge: 
nommen werden, daß die öfterreichifche Legislation den erfterem diefer 


— — — — — 


) Auch in der Richtung erfreut ſich das dermalige Strafgefek eines 
beſtimmteren Ausdruckes, daß ed nnnmehr an die Stelle der minder ſcharfen 
Bezeihmung ded früheren Gefeped („ein Untertban diefer Länder“) das alle 
Zweifel abfihneidende Wort: „ein Unterthan des öfterreihifhen Kaiſer— 
thums“ gefept hat, wodurd alfo abfolut audgefprohen wird, dag nunmehr, 
wo das Strafgefeg ein Gemeingut ded ganzen Reiches ift, auch die hier in Frage 
ftehenden Beftimmungen fich gleihmäßig auf die Staatdangehörigen aller 
Kronländer beziehen, und daß nunmehr zweifellos im gefeplihen Sinne ale 
„Ausland“ mur ein nicht zum öfterreichifchen Kaifertbum gehöriged Rand 
angefehen werden könne; — während nad dem früheren Gefepe unter „ben 
Untertbanen diefer Länder“ in der Prarid regelmäßig nur die Staats— 
angebörigen derjenigen Länder des Kaiferftanted verftanden murden, für 
welche das Strafaefep Geltung hatte, fo daß der Ungar, Kroate, Sieben. 
bürger u. dal., die do Alle — Staats » Angehörige deffelben Gefammt » Staates 
waren (oder dod fein follten), in firafgefeplicher Beziehung als Ausländer, 
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Grundfäße (ad a) nunmehr Mar und allgemein auch in dem Strafgefeße aus: 
gefprochen bat, nachdem er bisher blos in einem längft in Vergeffenheit ge- 
fommenen, und ausdrüdlih in feinem der früheren Strafcodere aufge 
nommenen Hofdecrete der Kaiferin Maria Therefia vom 7. November 1772, 
Abfak 2 (in der Kropatfchedifhen Sammlung der Therefianifhen Gefepe, 
bter Theil, Seite 541) ausgeſprochen,) und außerdem nur in einzelnen 
Fällen, in den zwifchen Defterreich mit verfchiedenen anderen Regierungen ab⸗ 
gefhloffenen Staaten-Berträgen wegen gegenfeitiger Auslieferung von Ber: 
brechern in Geltung gefeht worden war.“) — Es bedarf wohl Feiner 


oder ald Fremde (!), und die ebengenannten Kronländer felbft im Berbältniffe 
zur Rechtspflege in öfterreihifhen Ländern als Ausland (!) behandelt 
murben. — 

Wer übrigend ald Unterthan des öfterreihifhen Kaiferthumes anzu: 
fehen ift, muß, wenn darüber in einzelnen Fällen fi Zweifel ergeben follten, 
nod immer nad) den derzeit in verfchiedenen Kronländern hierüber noch jehr 
ſehr verfhiedenartigen Gefegen über die Ertwerbung, den Beftand und den 
Berluft der Staatöbürgerfhaft (Staatdangebörigkeit, Staatdzuftändigkeit, 
Zandeseingeborenheit, Indigenat, Incolat u. f. f.) beftimmt werden, da wir 
derzeit noch fein allgemeines Gefeg über dad Reichsbürger-Recht befigen, und 
da die dieffälligen Vorfchriften des a. b. G. B. (55. 28-32 fammt den dazu 
gehörigen nachträglichen Gefegen und Verordnungen) in Ungarn, Groatien, Sla— 
vonien, der ferbifhen Woimodfhaft und dem Temefer -Banate erft am 1. Mai 
1853 in Wirkſamkeit treten werden (Kaiferlihed Patent vom 29. November 
1852, No. 246 ded R. ©. 2. Urt. I. und inöbefondere aub die Num: 
mern 5— 13 des zum a. b. ©. B. für Diefe Kronländer fundgemadhten 
Berordnungen » Anhbanged); — für dad Großherzogthum Krafau aber ber 
Anfangspunft ihrer Wirkfamfeit noch unbeftimmt ift (Kaiferlihes Patent vom 
23. März 1852, Nr. 77 des R. ©. B.) und für das Großfürſtenthum Sieben- 
bürgen bad bürgerlihe Geſeßzbuch erft noch überhaupt feiner Einführung ent- 
gegenfieht. — 

*) Daffelbe lautet wörtlih: „So viel die eingebornen, in einem 
anderen Zerritorium verbrechenden Defterreiher, und nah begangenen 
Verbrechen fi wieder in die f. k. Erbländer begebenden Unterthanen betrifft, 
da find ſolche in keinem Falle, ed mag das Verbrechen beftehen, in 
was 28 immer wolle, mehr ausdzuliefern, fondern derlei Verbrechen von 
den betreffenden Randgerichten in Subsidium Justitie vindicalivae felbften 
abzuurtheilen und zu beftrafen.“ — 

“) Es geſchah dieß ausdrücklich durd den dritten Abfap ded Art. | der 
Uebereinfunft mit Parma vom 3. Juli 1818, Nr. 1470 des J. G. ©; — 
duch den Art. III des Bertraged mit 16 Gantonen der Schweiz vom 14. Juli 
1828, Nr. 2364 der J. ©. ©.; — Art. I. ded Bertraged mit TZodlana vom 
12. October 1829 (ratificirt erft unterm 6. Auguft 1834) Nr. 2668 der 
3. G. S.; — Art. I. des Vertrages mit Sardinien vom 6. Jumi 1838, 
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Auseinanderfegung, daß diefer dem geläuterten europäifhen Staatsrechte 
entnommene Grundſatz, — der feit mehreren Jahrzehenten auch in allen 
zwifchen civilifirten Staaten abgefchloffenen Verträgen wegen gegenfeitiger 
Auslieferung von Verbrechern vorkommt — der Ausflug einer richtigeren 
Anfhauung der Natur des Rechtsftaates ift, und fowohl dem Staate feine 
ftaatlihe und völferrechtlihe Souveränität, ald auch jedem Staatsanges" 
hörigen den ihm fhen nah der Idee des Staates durch den Staat: 
verband des Paterlandes zugefiherten Rechtsſchutz bewahrt. — 

Ebenſo wichtig ift aber auch der zweite (ad b erwähnte) Grundfag. 
Auch er ward bisher bei uns wohl ſchon vorlängft, nemlih in dem 
oben (Seite 516 in der Anmerkung) nad feinem ganzen Inhalte auf 
geführten Hofdecrete vom 22. December 1788, Nr. 943 der J. @. S., 
und auch ſpäterhin über befondere Anfragen, nemlih durch das Hof: 
fanzleidecret vom 8. Juli 1835 (abgedrudt in der I. G. ©. vom Jahre 
1840, auf Seite 537 ale Anmerkung), ferner durch das Juftizhofdecret 
vom 10.November 1840, Nr. 476 der 3. G. ©., und das Hoffanzleidecret 
vom 24. Mai 1841, Rr. 542 der J.G.©., ausgeſprochen, von dem höchſten 
Geſetzgeber ſelbſt zur allgemeinen Norm aber erft durch den vorftehen- 
den $.36 erhoben. Uebrigens wird auch diefer Grundfaß von dem practifchen 


Nr. 286 der J. G. S.; — Art. IV. des Vertrageö mit dem Aönigreiche beider 
Sicilien vom 24. December 1845 (polit.®. S., Band 71, Seite 85 u. fgg.); 
und endlich in neuefter Zeit durch den nach Kundmachung bed neuen Straf 
geſetzes abgeſchloſſenen Staatevertrag mit dem Königreih der Niederlande 
vom 28. Auguft 1852, Nr. 207 des R. G. B. Art. I. — 

Diefem Geifte der öfterreichifchen Gefepgebung und des vaterländifchen 
Staatdrehted, fowie dem Wortlaute des oben bezogenen Hofdecreted vom 
7. Rovember 1772, welches doch nie außer Geltung gefegt worden war, gerade 
zumider hatten die £. f. Commerzbofcommifion und der Hoffriegdrath laut der 
in der officiellen Militär-Gefegfammlung (Jahrg. 1819, Seite 37) erfcheinendben 
Decrete vom 23. März 1818, 3.6004, 7. Jänner 1819, 3. 19888 und 20. Jänner 
1819, H.43, verfügt: „daß E. f. Untertbanen, melde im Auslande ein Ber: 
brechen begeben, und fich dießfalld an Bord eincs öfterreichifchen Echiffes, daffelbe 
möge bewaffnet oder unbemwaffnet fein, flüchten, den fremden Behörden, 
wenn fie ein Gleiches gegen Defterreih beobachten, auf ihr Begehren zur Abſtra— 
fung ausgeliefert werden müffen.“ — Allein da feine Hofftelle be— 
rechtiget war, irgend ein Geſetz zu geben, oder ein beftehendes auf eine all» 
gemein verbindliche Weiſe zu erläutern, oder ganz oder theilmeife aufzuheben 
(88. 8 u. 9 ded a. 6. G. B.): fo konnte wohl auch diefe Derfügung zweier 
ehemaliger Hofftellen, meil fie dem beftandenen Geſetze diametral zumider lief, 
und überdieß einen fo hochwichtigen ftaatsrechtlihen Grundſatz umzuſtürzen 
unternahm, wenigſtens in diefer Allgemeinheit nie ald zu Recht beftehend 
erfannt werden. — Bergl. übrigend unten auf Seite 528 u. 529 bie Anmerf. *- 
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internationalen Rechte allfeitig beobachtet, da fih Fein Staat Europa's 
dazu hergibt, die Strafr-Urtheile eines andern Staates in feinem Gebiete 
in Vollzug zu feßen. So bereitwillig nemlich auch fonft in der Regel die 
europäiſchen Staaten überhaupt, und mit ihnen auch Defterreich *) ift, ein— 


— — —— — — 


*) Die dießfälligen Vorſchriften hinſichtlich der Execution von ausländifchen 
Givilredhtd» Erkenntniffen in Deſterreich find enthalten in dem Juſtizhofdecrete 
vom 18. Mai 1792, Rr. 16 der. ©. &. ;— vom 18. Jänn. 1799, Nr. 452 der J. G. S. 
und vom 15. Febr. 1805, Nr. TIL der J. G. ©., und neueftens in den $$. 550552 
der Givil-Procef-Drdnungen für Siebenbürgen vom 3. Mai 1852 und für Ungarn, 
Groatien, Slavonien, die ferbifhe Woiwodfhaft und das Temefer-Danat vom 
16. September 1852. Außerdem hat auch Defterreih mit mebreren audwärtigen 
Staaten, nemlih mit Baden, Baiern, Franfreih, dem Kirchenftaate, Preußen, 
Rußland, Sahfen, Sardinien und Teſſin befondere Uchbereinfünfte wegen 
gegenfeitiger Eyecution der in dem anderen Staate gefällten Givilrechte: 
Erkenntniſſe abgefhloffen, durch welche verfchiedene Beftimmungen über die 
Bedingungen und Modalitäten bdiefer Erecution, jedoch durchweg auf 
der Grundlage vollftändigfter Gegenseitigkeit feitgefept worden find. Dieſe 
Reciprocität hat die öfterreihifhe Gejepgebung gegenüber den auswärtigen 
Regierungen überall mit Gonfequenz durdgeführt, und daher z. B. felbft in 
neuerer Zeit durdy ein an ſämmtliche Appellationd » Gerichte erlaffenes Juſtiz— 
hofdecret vom 30. October 1846, 3. 7066 audgefprocdhen: „daß bei dem Um— 
ftande, ald nah einer Erklärung des föniglih ſchwediſchen Minifteriums die 
ſchwediſchen Geſetze auf audländifche Urtheile keine Erecution geftatten, 
auch bei Anfuchen königlich ſchwediſcher Gerichte um Vollziehung ihrer Ur: 
theile bierlandes die ftrengfte Reciprocität zu beobachten fei.” — — Aus der 
näberen Erwägung der Bedingungen, unter welchen Defterreidh’& Ge: 
fepgebung, und im Wefentlihen Abereinftimmend auch faft alle anderen Regie: 
lationen, welche überhaupt eine Erecution audwärtiger Civi!-Urtheile zu— 
nefteben, dieſe zulaffen, wird man ſich auch bald überzeugen, daß ganz andere 
thatſächliche Berhältniffe rüdjihtlih der Erecution ausmwärtiger civilrcht: 
licher Urtheile vorwalten, ald bei fremden Straf. Erfenntniffen vorhanden 
find, und daß daher wohl die erftere, nicht aber auch die leptere zugeftanden 
werden fönne, ohne daß dadurch der Staat feiner eigenen Territorial» und 
Tuftiz» Hoheit präjubdicirt. Handelt es ſich nemlih um die Execution eines 
im Nuslande gefällten Eivil=Urtheiles in einem anderen Staate, fo hat nadı 
den bezogenen Gefegen die erequirende Partei felbft bei dem Erpecu— 
tionsrihter des legteren Staates um die Erecution angufuchen, und 
daſelbſt nah Mafgabe der Befege chen dieſes legteren Staates 
einen förmlihen Erecutiond-Procef durchzuführen, wodurd alſo 
thatfählih eine Anerfennung der Territorial- und Juftiz» Hoheit des um 
die Erecntion angefuchten Staates audgefprochen, und überdieß nur Privat: 
Rechte nah dem Berlangen des Berechtigten realifirt werden. Bei Straf: 
Urtheilen aber würde von dem fremden Staate ſchlechtweg eine Bollftredung 
eined Actes auswärtiger Staatöhnheit, alje gewilfermaßen die Ausübung 
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ander gegenfeitig ihre (ausländischen) civilrihterlihen Entfheidungen 
unter gewifjen Bedingungen in Bollzug zu feßen: fo hat man es doch von 
jeher für unvereinbar mit der Selbitftändigfeit und Souveränität, und 
zumal mit der fogenannten Territorials Hoheit jedes Staates erfannt, fi 
zum (Straf-) Bollftreder eines von einer ausländifhen Behörde gefällten 
Straf: Erkenntniffes im eigenen Staatsgebiete gebrauchen zu laſſen. — 

Aus der Allgemeinheit des Wortlautes diefer Geſetzesſtelle 
(„in feinem Kalle“) ergibt es fih von felbft, daß diefe Nicht » Bollzieh- 
barkeit ausländifher Straf-Urtheile ſich nicht bloß auf den im $. 36 zu- 
nächſt vorausgefeßten Fall („wenn ein Inlander im Auslande eim 
Berbrehen begangen bat“), fondern auch auf jeden anderen, alfo nament- 
lich auch auf jene Fälle beziehe, wenn ein Ausländer, fei ed im Ins 
oder im Auslande, ein Verbrechen verübt, und wenn deßhalb wider ihn im 
Auslande ein Straf- Urtheil gefällt werden würde. Auch ein foldes 
ausländifches Straf-Erkenntniß dürfte nah der wortdeutlihen Vorſchrift 
diefes Paragraphes „in feinem Falle" im Inlande in Bollzug gefekt 
werden. ”) 


$. 37. @.31.) 


Auch über einen Fremden, der im öfterreichifchen Stants: Bon on Berbreien 
gebiete ein Verbrechen begeht, ift nur nad gegenwärtigem a) im Sulande; 
Geſetze das Urtheil zu fällen ($. 41). 


$. 31. 
Auch über einen Fremden, ber in diefen Ländern eim Verbrechen begeht, iſt mur 
nach gegenwärtiaem Gejepe das Urtheil zu fällen. 9 —— 


a) im Inlaude; 
Der vorſtehende Paragraph regelt die III. der oben (Seite 513) 
gegliederten Vorausſetzungen. — 





von Majeſtäts-Rechten im fremden Territorium in Anſpruch genommen, 
ohne daß dieß nach der Natur einer Poenal⸗-Sentenz von einer vorläufigen 
Durdführung eines Erecutiond-Proceffed abhängig gemacht werden Fünnte. — 

*) Dabei mag nit in Abrede geftellt werden, daß die oben erörterte 
Echluß-Anordnung des $ 36, eben weil fie fih auf alle, auch erft noch in 
den folgenden $$. 37—4l geregelten Borausfegungen bezieht, vielleicht zwei 
mäßiger am Schluffe aller diefer Paragraphen bätte gefept werden Fönnen. — 
Allein das Geſetz mochte bei der Anreihung diefer Berfügnng gerade an den $. 36 
von der Doppel» Betradhtung ausgeben, daß das Begehren um Erecution eines im 
Auslande gefällten Straf-Erkenntniffes regelmäßig wohl nur in Anfehung des 
im $&. 36 voraudgefegten Falles, nemlih wegen eined von einem Inländer 
im Ausdlande begangenen Verbrechens vorfommen wird; während eben dieſe 
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Sämmtlihe europäiſche Gefeßgebungen find über den hier aufge- 
ſtellten Grundfaß einig. Es liegt ſchon in der Idee des Staates, daß ſich 
deffen Rechtsſchutz und Juftizgewalt über das ganze ihm eigenthümliche 
Staatögebiet (Territorium), über alle dafelbft, wenn auch nur zeitlich be— 
findlihe Subjecte und Objecte auszudehnen habe, und daß fremde, welde 
ſich in ein anderes Staatsgebiet begeben, und fi dafelbft auch nur zeit- 
weilig aufhalten, fi eben dadurch den Gefeken deffelben unterwerfen, weil 
diefe Selbft- Unterwerfung die Bedingung (Conditio sine qua non) ift, 
unter welcher ihnen nad den hierin übereinftimmenden Gefeßen aller civi- 
firten Staaten nur überhaupt der Eintritt und der Aufenthalt in fremdem 
Staatsgebiete von Seite der Staatshoheit des Ichteren geftattet ift. — 

In practifcher Beziehung bedarf ein einziger Moment der vor: 
ftehenden Gefeßesftelle einer befonderen Erörterung. — Im Gegenfaße zum 
$. 36, wo von „Unterthanen des öfterreihifchen Kaiſerthums“ die Rede ift, 
unterliegt es feinem Zweifel, daß man im Sinne unferes heutigen Gefeßes*) 
unter den im 8.37 vorfommenden „Fremden“ alle, aber auch nur folde 
Perfonen verftehen könne, welche nicht dem öfterreihifchen Kaiſerthume ala 
Staatsbürger (Staats Unterthanen) angehören, gleihwie ferner aus der 
Bergleichung des Tertes diefes Baragraphes mit feiner Randgloffe, wornach 
die Bezeihnung „Öfterreihifhes Staatsgebiet“ identificirt er- 
fheint mit „Inland," fowie mit dem Terte und den Randgloſſen der 
88. 36 und 38 mit Beftimmtheit zu entnehmen ift, daß im Sinne unferes 
Gefeßes nunmehr der Ausdrud: „Ausland“ immer nur ald Gegenfak 
von „oflerreihifhem Staatsgebiete" zu verftehen fei. — 

Allein zweifelhaft ift, ob aud ein öfterreihifches Schiff ald Ber 
ftandtheil „des öfterreihifhen Staatsgebietes" angefehen, und ob 
demnad ein von einem Fremden auf einem außerhalb des öfterreichi- 
[hen Staatsgebietes gelegenen öfterreihifhen Schiffe begangenes Ber- 


Frage Hinfihtlih der gegen Ausländer im Auslande gefällten Straf 
erfenntniffe wohl faum practifch werden wird, weil unter diefer Boraud- 
fegung, wenn fih etwa ein derlei verurtheilter Ausländer nah Oeſterreich 
flüchtet, die betheiligte auswärtige Regierung wohl faum den Vollzug ihres 
Urtheild in Defterreih, fondern vielmehr die Auslieferung ded Schuldigen 
in Anfpruch nehmen und diefem Begehren nad Maßgabe des $. 39 in ber 
Regel auch entiprochen werben wird, — und weil ed daher angezeigt ſchien, 
die in Frage ſtehende Beftimmung gerade dort, d. i. bei dem $.36, aufzu— 
nehmen, wo ſich diefelbe regelmäßig und am natürlichften, und zugleich in der 
Reihenfolge der Gefepes- Paragraphe zuerft ergibt. — 
*) Vergleiche die Anmerkung * auf Seite 521 umd 522, 
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brechen als im Inlande, oder im Auslande begangen anzufehen fei, oder 
ob mit anderen Worten ein ſolches Verbrechen nah dDiefem $. 37, oder 
vielmehr nad den folgenden $$. 38 — 40 zu behandeln fei? Frühwald 
erklärt mit bloßer Berufung auf den 8. 95 unferes Strafgefeßes ganz 
fategorifh: „Zu dem (secil, öfterreihifchen) Staatögebiete werden 
auch öfterreihifhe Schiffe gerechnet.“ — Allein der Rückblick auf den 
8. 95 wird Jedermann überzeugen, daß die eben erwähnte fo ganz all- 
gemein bingeftellte Behauptung keineswegs in dem citirten $. 95 ent« 
halten iſt. Derfelbe entfheidet nemlih nur einen ganz fpeciellen 
Fall mit der Erklärung, daß ein Sklave in dem Augenblide, wo er ein 
öfterreihifhes Schiff betritt, frei wird, und daß die auf einem öfterreichi- 
Shen Schiffe vorkommende Behandlung eines Menfhen als Sklaven das 
Dort bezeichnete Verbrechen der öffentlihen Gemwaltthätigkeit bilde. — In 
diefer ganz particulären, und nur in diefer hat daher unfer Gefek ein 
Öfterreihifches Schiff dem öfterreihifchen Staatsgebiete gleichgeftellt”), 
keineswegs aber diefe Gleihftellung allgemein ausgefprochen, und 
ed muß daher die Löfung diefer Frage aus anderen öfterreidifchen Ge— 
fegen, und aus dem internationalen Rechte erholt werden. — 

Hiernach fheint zwiſchen öfterreihifhen Schiffen auf offener 
See einerfeits, und andererfeitd den in Häfen oder eigenthümlichen 
Gewäffern (Rheden, Meerbufen, Buchten, Baien, Meerengen, Küften- 
gebiet oder mare proximum u. f. f) eines fremden Staates") 
befindlichen öfterreihifhen Schiffen unterfchieden werden zu müſſen. — 
Die erfteren ſcheinen zweifellos als ein Beftandtheil des äfterreichifchen 
Staatögebieted erfannt und daher ein auf einem ſolchen Schiffe began- 
genes Berbrehen als auf öfterreihifhem Staatögebiete begangen 


"Mit Rückſicht auf die abfolute Rechtwidrigkeit der Sklaverei, und 
auf die unter allen civilifirten und rechtliebenden Völkern der Welt anerfannte 
Schändfichkeit und Rechtlofigkeit der Sklaverei mochte fi die öfterreihifhe 
Regierung für berechtiget erkennen, fhon im Jahre 1826 (Hofderret vom 19. Aug. 
1826, Nr. 2215 der J. G. ©.) und jept wieder in dem gedachten $. 95 unfered 
dermaligen EStrafgefeped zu erflären, daß jeder Eflave feine Freiheit Thon 
dur das Betreten eines öfterreihifhen Echiffed erlange, ohne zu beforgen, 
dadurch der ZerritorialsHoheit desjenigen Staates zu nahe zu treten, in deſſen 
Seegebiete fh etwa zufällig ein derlei öſterreichiſches Schiff befindet. — 

*) Der weitere mögliche Fall, daß ein öfterreihifhed Schiff ih auf 
öfterreichifchzeigenthümlichem Scegebiete befindet, und zu diefer Zeit auf einem 
folhen Schiffe ein Berbrehen begangen werde, bedarf keiner befonderen Er« 
wägung, da es in diejem Falle wohl außer allem Zweifel fteht, daß das 
Berbrechen auf öfterreihiihem Stantägebiete begangen worden if. — 
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angefehen werden zu müffen, weil das practifche internationale Recht fo 
ziemlich darüber einig ift, daß die in's freie Meer entfendeten (Kriegs- 
und Kauffartei-) Schiffe eined Staates oder Volkes gewiffermaßen ala 
wandelnde Gebietötheile deffelben („comme la continuation ou la pro- 
rogation du territoire“) anzufehen find, — indem ja fonft, nemlih ohne 
Annahme diefes Grundfaßes, derlei Schiffe gang recht-, ſchuß⸗ und 
ftaatshoheitlos fein würden; und weil das in unferem VBaterlande noch 
immer giltige See- Gefeß („Editto politico di navigazione Mercantile 
Austriaca in data di Vienna il di 25. Aprile 1774“) Art. 11. $. 30 — 
diefe Jurisdiction der öfterreihifhen Gerichte hinfihtlih der auf 
diefen Schiffen begangenen Verbrehen ausdrücdlich feftgefeßt hat ). — 
Die entgegengefekte Entfheidung ſcheint aber rückſichtlich derjenigen 
Verbrechen behauptet werden zu müffen, welche auf öfterreihifhen Schiffen 
während ihres Aufenthaltes in fremdem Geegebiete begangen werden, 
nicht nur deßhalb, weil nad der Angabe fait aller angefehenen älteren 
und neueren Bölferrehtslchrer von dem practifchen internationalen 
Rechte ziemlich unbeftritten zugegeben wird, daß jedes fremde Schiff wäh- 
rend feines Aufenthaltes im eigenthümlichen Seegebiete eines anderen 
Staates der Territorial-Hoheit und namentlih der Straf-Gerihtsbarkeit 
dieſes legteren unterworfen wird, indem dieß die von felbft verftandene 
Conditio sine qua non fei, unter welder jeder Staat fremden Schiffen 
nur überhaupt die Einfahrt in fein Seegebiet geftatte; — fondern aud 
darum, weil eben diefen Grundfag das fhon früher genannte öfter: 
reihifhe See-Gefeg mit Haren Worten anerkannt hat, wenn es fih 
im Art. II. 8.21 dahin ausſpricht: E suprema nostra volontä, e serio 
comando, che i capitani o padroni de’ bastimenli mercantili esistenti 
in porti alieni, si sotlomettano ugualmente alle leggi, 
consuetudini, ed ordinanze di quel porto e prineipe, con 
tenersi lontani da ogni occasione e falso impegno che 
poterse comprometiere il reciproco diritto delle 
genli“ etc. ete.“) — 


*) Es heißt bafelbft wörtlih: „Rispetto a quelli, che fossero rei di 
omicidio, assassinio, bestemmia, o di altri delitti capilali commessi in 
mare, il capilano deve portarne la denunzia e le prove al console 
o vice-console imperial-regio, che saprä istruire il pro- 
cesso. — In mancanza di console o vice-console, il capitano stesso, 
con l’intervento de’ suo ufficiali, ne compilerä il processo som- 
mario“ etc, etc. 


") Nur allein mit Einfchränfung auf den Fall der zulegt erwähnten 
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Endlih bedarf es faum einer Erwähnung, daß der vortchende 
$. 37 feine Anwendung finde auf diejenigen fih in unferem Staate 
anfhaltenden Fremden, welche fich dajelbft der Erterritorialität er 
freuen, d. b. auf fremde Souveräne, fremde Gefandte, deren Kamilien-Mit- 
glieder und deren Gefaudtfchafts » Berfonale, fo wie auf deren Haus- und 
Dienftleute, wenn diefe lepteren zugleich Unterthanen des Staates find 
welchem der Souverän oder Gefandte angehört, weil all! diefe Berfonen 
nad unbeftrittenem Voͤlkerrechte überhaupt nicht der Straf⸗-Gerichtsbarkeit 
Desjenigen Staates unterftehen, in welchem fie fih in den erwähnten Eigen— 
{haften aufhalten, und weil diefe Eremtion in Defterreich auch noch insbe— 
fondere durch das pofitive Geſetz erflärt ift; nemlich für jene Länder, wo 
das Strafverfahren noch nad) den Borfchriften vom 3. September 1803 fi 
regelt, durch die $$.221 3. 4 des 1. und 283 des II. Theils jenes Straf: 
gejeßes, fo wie durch die Juftizhofdecrete vom 10. April 1829, Nr. 2392 
der 3. G. ©., und vom 7. Februar 1834, Nr. 2641 der 3. G. S. — 
Für die Länder aber, wo die St. P. D. vom 17. Februar gilt, durch den 
$. 73 derfelben. — In Ungarn, Kroatien und Slawonien, der ferbifhen 
Wojwodſchaft und dem Temefer Banate endlih muß diefe Beſchränkung 
aus dem allgemeinen internationalen Rechte fupplirt werden. — 


thatfählihen Vorausſetzung: „daß ſich nemlih ein öſterreichiſches Schiff auf 
fremdeigentbümlihem Seegebiete befinde,“ könnte hiernach der oben 
(Seite 523 am Schluffe der Anmerkung) erwähnten behördlichen Weiſung: 
„dag ein öfterreihifher Staatd-Untertban, der im Auslande ein Ber: 
bredyen begangen bat, und fih an Bord eines öfterreihifhen Schiffes 
flüchtet, von dem öfterreihifhen Sciffe-Gapitän an das feine Auslieferung 
begehrende Ausland, unter Borausfegung der Reciprocität, ausgeliefert 
werden müſſe“ — wenigſtens noch ein gefeglih möglider Sinn unter 
legt werden, obgleich der höchſte Gefeggeber die in Frage ftchende Vor 
ſchrift, feleft für diefen Einen, mit unferen Gefegen wenigſtens noch verein. 
baren Kal nirgends audgefprohen bat. In diefem, aber auch nur in die 
fem einzigen Falle, we nemlich das öfterreihiihe Schiff felbft während 
reines Aufenthaltes in fremdem Seegebiete der Zerritorialbobeit diefes frem— 
den Staates unterliegt, fönnte behauptet werden, daß auch der, nad Begehung 
eined Verbrechens in eben diefem fremden Staate, auf ein ſolches öfterreichi- 
ſches Schiff geflüchtete Defterreiher ebenfalls fortan der Zerritorialhoheit die» 
les fremden Staates unterworfen bleibe, und daher auch auf Begehren an fie 
auszuliefern fei. — Keineswegs konnte dieß aber, nach unbeftrittenen Grund» 
fägen des öfterreichiichen Staats-, gleihiwie des internationalen Rechtes von 
jenen Fällen behauptet werden, wenn jich das öfterreihiihe Schiff, auf welches 
ſich ein folder Defterreicher geflüchtet bat, auf offener See, oder etwa gar 
auf öfterreihifhem Seegebiete befindet, — 
Hye, Gommentar. 34 
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8. 38. ($. 32.) 


b) fm Auslande. Hat ein Fremder im Auslande dad Verbrechen des 
Hocpverrathes in Beziehung auf den öfterreihifchen Staat 
oder auf den deutfhen Bund ($. 58), oder das Verbrechen 
der Berfälfchung öfterreihifcher öffentlicher Greditspapiere 
oder Münzen begangen ($$. 106—121), fo ift derfelde gleich 
einem Gingebornen nad diefem Gefepe zu behandeln. 


$. 32. 


b) im Nuslande. Sat ein Freinder im Auslande ein Verbrechen begangen, das auf die Berfaifung, 
auf Die öffentlichen Greditspapiere, oder anf Das Münzweſen Dieies Staates Ginfluß bat; 
fo iſt derſelbe gleich einem Gingebornen nadı dieſem Geſetze zu behandeln. 


8. 39. (6 33.) 


Hat aber ein Fremder im Auslande ein anderes. als 
die im vorftehenden Paragraphe bezeichneten Verbrechen be: 
gangen, fo ift er bei feiner Betretung im Inlande zwar im: 
mer in Berhaft zu nehmen; man bat fi) aber fogleich mit 
demjenigen Staate, wo er das Verbrechen begangen hat, 
über die Auslieferung desfelben in Vernehmen zu fegen. 


$. 40. (8.34) 


Sollte der auswärtige Staat die Uebernehmung ver: 
weigern, fo ift gegen die ausländifchen Verbrecher in der 
Regel nad Vorfchrift des gegenwärtigen Strafgefeges vor: 
zugehen. Wenn aber nad) dem Strafgefege des Drtes, mo 
er die That begangen hat, die Behandlung gelinder ausfiele, 
ift er nach diefem gelinderen Gefege zu behandeln. Dem 
Strafurtheile muß noch die Verweiſung nad vollendeter 
Strafzeit angehängt werben. 


In den vorftchenden drei Paragraphen finden ſich die Negeln für 
den IV, oben (Seite 513) vorausgefebten. Ball, wie nemlid die von Aus- 
ländern im Auslande begangenen Berbrehen zu behandeln feien. — 

Auch hierbei ging die öſterreichiſche Strafgefeßgebung ihren eigenen 
Gang, und mag dabei, unbefümmert um die fühnen Hypotheſen und über 
ſchwänglichen Theorien, welche über den Fall der frage bie und- da aus dem 
Standpunkte eines fogenannten Weltbürgerrehtes (jus cosmopoliti- 
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eum) aufgeftellt worden find, von folgenden nüchternen Betrachtungen ge: 
leitet worden fein: 

Das öfterreihifche Strafgefeß hat durchweg nur ſolche Hand- 
lungen als Berbrehen erflärt, deren Unrecht und Strafwürdigkeit jeder 
Menfh auch ohne alle pofitive Geſetzes-Kenutniß ſchon mit ſchlichtem Men« 
chen» Berftande und umverfälfhtem Rechtsſinne aus dem natürlichen 
Rechte, ex lege cordi hominum inseripta, einzufehen vermag (vergleiche 
Seite 59 bis 64, 214 und 215), deren Strafbarkeit eben darum auch im 
den Gefepen- aller civilifirten Staaten feftgefeßt if. Wer daher wo 
immer eine diefer firafbaren Handlungen begeht, hat dadurh an und 
für fich rechtlich eine Strafe verdient, und erleidet fofort Fein Unrecht, 
wenn er dafür überhaupt (irgendwo) beftraft wird. Erflärt nun irgend 
ein Staat in feinem Gefeße, wie es der öfterreichifche in den vorftehenden 
Baragraphen gethan hat, daß er jede von wem immer und wo immer 
begangene ftrafbare Handlung fo großer Potenz, daß fie nach unferem 
Geſetze als Verbrechen erfcheint, auch zuverläfftg zur gerechten Verantwor- 
tung umd Strafe ziehe, fo ift dieß zugleich wieder die Conditio sine qua 
non, unter welcher er dem Ausländer den Eintritt in unfer Staatsgebiet 
nur überhaupt gewährt, und es wird fofort bei dem Beftande eines folchen 
Gefeges in Defterreih von jedem Ausländer durch feinen Eintritt auf 
öfterreichifches Staatsgebiet die Selbſt-Unterwerfung unter die Strafjuftiz« ° 
Hoheit unferes Staates auch rückſichtlich der von ihm früher, wenn glei 
im Auslande begangenen Verbrechen thatfählih eingegangen. — Daraus 
folgt, daß die öfterreihifche Strafjuftizgewalt überhaupt berechtiget ift, 
die von Ausländern im Auslande begangenen Verbrechen zur gerechten 
Beftrafung zu bringen ). Diefe Vorausfeßung liegt im Grundfaße 
auch allen in den 88. 33—40 enthaltenen Anordnungen zu Grunde. — 


— — — — 


*) Anders verhält ſich dieß rückſichtlich der bloßen Vergehen und 
Uebertretungen, da unter dieſe beiden Kategorien von Geſetzes-Ueber— 
tretungen ſehr häufig auch ſolche Handlungen und Unterlaffungen eingereiht 
find, welde nicht fhon ex jure naturali als ftrafkar einleuchtend, fondern als 
folhe nur dur das pofitive Gefeg eined beftimmten Staates erflärt find, 
daher auch regelmäßig nur von der Strafgewalt desjenigen Staates geahndet 
werden dürfen, in deffen Gebiete fie begangen worden find, deſſen Strafgefeg 
alfo unmittelbar durd fie. verlegt erſcheint. Hieraus erklärt fih, daß auch 
unfer Gefcg den obigen Grundfag feineswegs auf Bergeben und Leber. 
tretungen audgedehnt, fondern im zweiten Abjape des $. 234 erklärt bat, 
daß die von Ausländern im Auslande begangenen Verbrechen und Ueber 
tretungen der Strafgewalt des öfterreihifchen Staated nicht unterliegen, 


34° 
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Allein bei der weiteren Erwägung, nach welchem Strafgefeße und nad 
welhen Modalitäten dieß gefcheben foll, Tieß fih unfere Gefeßgebung 
von denjenigen Betrachtungen leiten, welche dießfalls übereinftimmend fait 
allen neueren europäischen Strafgefeßen vorgefhwebt haben. Man muß 
hier vor Allem diejenigen Verbrechen ausfcheiden, welche zunächft unjeren 
Staat in feinen Grundfeften oder feinem Finanz-Eredite angreifen, welche 
aber nach den fremden Gefeken, nemlich nad den Geſetzen desjenigen 
Staates, wo derlei Berbrechen begangen wurden, wohl faum die der Größe 
der durch fie begründeten Nehtsverlekung oder Gefahr adäquate 
und verdiente Strafe erfabren würden, eben weil die objective Größe und 
hohe Strafwürdigfeit diefer Verbrechen vorausjeglih nur für Defterreih 
befteht, und daber in den fremden Gefeßen regelmäßig mur mit fehr ge: 
ringer, bie und da felbft garnicht mit Strafe bedroht find‘). Bei die 
fen Verbrechen fordert es daber die Geſetzgebungs-Klugheit und die pflicht- 
mäßige Fürforge für das eigene Staats-Wohl, diefelben nach der ganzen 
Strenge des einheimiſchen Strafgefeßes zur Ahndung zu bringen, 
wie es der vorftehende $. 38 thut. — 





*) Diefe Beforgniß wird fo lange begründet bleiben, bis die europäi« 
ſchen Straf-Gefepgebungen auch in diefer Richtung ſich zu größerer Ueberein- 
ftimmung unter fid), und zu einer im wohlverftandenen Intereffe Aller liegen: 
den internationalen vollen Reciprocität vereinbart haben werden. Allein fo 
lange hoch- und landesverrätherifche Unternehmungen gegen einen fremden 
Staat im Gebiete eines anderen Staates nur mit geringer Strafe bedroht 
find, oder ganz ungeabndet bleiben, oder bie und da fogar ftatt Beftrafung 
vielmehr Aufmunterung finden: wird jeder Staat genöthigt fein, die gegen fei- 
nen Feitbeftand von Außen ber umd durch Ausländer erfolgenden Angriffe mit 
eigener Strafgewalt zu abnden, und fofort die Geltung des einheimiſchen 
Strafgefeges auch auf derlei im Auslande von Ausländern begangene Ber: 
breden auszudehnen. — 

Daffelbe gilt ven den Münz-Verbrechen. Wenn nicht alle ciilifirten 
Staaten übereinfommen werden — nad dem hochherzigen Borgange Defterreiche, 
womit unfere Gefekgebung ſchon feit dem Strafgefeße Joſef's II. vom 2. April 
1787 (1. Theil, 8. 63) allen anderen Pegislationen vorleuchtet — jede Fälfbung 
von ausländifcher Münze und ausländiichen öffentlihen Ereditöpapieren 
der Fälſchung der gleichartigen inländifchen Objecte ganz gleich zu ftellen, 
fondern fih theilweife noeh immer damit begnügen, diefelbe entweder gar 
nicht, oder nur-mit geringen Strafen, oder nur infoferne zu ahnden, als biefe 
ausländischen Münzen und Greditepapiere auch im Inlande im Gourje oder 
wenigjtens im Verkehre ftehen: jo lange muß jeder Staat gegen die im Aus— 
lande von Ausländern vorkommenden Falfificate feiner Credits-Objecte mit 
dem eigenen Ztrafgefege einſchreiten. — 
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Anders ift e8 bei allen übrigen Verbrechen, rückſichtlich welcher vor— 
ausgefegt werden kann, daß fie von den Strafgefegen aller civilifirten 
Staaten, in deren Gebiete fie begangen worden find, zur gerechten Be- 
ftrafung gezogen werden, ſelbſt dann, wenn fie gegen dort ſich zeitweilig 
aufbaltende Fremde verübt werden, weil alle fogenannten Privat: Ber: 
bredhen, z. B. Mord, körperliche Berlegungen aller Art, Injurien, Eigen: 
thums » Befhädigungen u. f. f. regelmäßig in allen europäifhen Straf 
gefeßen ohne weitere Rückſicht darauf mit ganz gleihen Strafen geahndet 
werden, ob fie gegen eigene Unterthanen (Inländer) oder Fremde (Aus— 
länder) begangen werden. Eben deßhalb fchien es dem öfterreichifchen 
Geſetze nicht nothwendig, die in fo vielen anderen europäifchen Straf 
gefeßen vorfommende Beitimmung zu adoptiren, daß auch die von einem 
Ausländer im Auslande gegen einen Angehörigen unferes Staates ber 
gangenen (Privat:) Verbrechen für den Fall der Betretung eines ſolchen 
Ausländers in unferem Imlande gleich den im $. 38 ausgezeichneten 
Ööffentlihen Verbrechen nah unſerem Strafgefeße und von unferem 
Richter geahndet werden follen; fondern der Geſetzgeber konnte deren 
Ahndung mit voller Beruhigung zunächſt der Strafjuftisgewalt jenes 
Staates überlaffen, in deren Gebiete fie verübt worden find ($. 39), und 
fih nur für den Ball, wenn diefer fremde Staat die Uebernahme eines 
folhen Verbrechers zur Strafvolliiehung verweigern follte, die Beftrafung 
deffelben vorbehalten ($. 40). Dadurch aber, daß unfer Gefeß in derlei 
Fällen zumnächft das Strafreht desjenigen Staates walten läßt, in 
deffen Gebiete das Verbrechen verübt wurde, und daß es felbft dann, wenn 
es ein ſolches Verbrechen ausnahmsweife im Inlande durch den inläns 
difhen Richter ftrafen läßt ($. 40), auf diefes anderen Staates Straf: 
geſetze gebührende Rüdfiht nimmt, bat es zugleich eine neuerliche Aner- 
kennung des fhon oben (Seite 514) angedeuteten in dem fogenannten 
Territorial Brincipe liegenden ganz richtigen Gedankens ausgeſprochen, 
daß durch jedes PVerbrechen allerdings die Rechtsordnung desjenigen 
Staates verlekt wird, in deſſen Gebiete daffelbe verübt wurde, und daß es 
daher auch vollfommen im Rechte begründet fei, daß die im Gebiete eines 
jeden Staates begangenen frafbaren Handlungen nah deſſen eigenen 
Strafgefeßen geahndet werden. —- 

Nach diefer Darlegung der allgemeinften Natur der $$. 38—40 uns 
terliegt die Erklärung der einzelnen Beftimmungen derfelben feiner 
Schwierigkeit. Der $. 38 des dermaligen Geſetzes unterſcheidet ſich 
von dem $. 32 des früheren Geſetzes vor Allem dadurd, daß das 
dermalige Geſetz an die Stelle des zweifelhaften Ausdrudes: „Der: 
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brechen, welche auf die Berfaffung diefes Staates Einfluß haben, “ 
die viel beftimmtere Bezeichnung: „das Verbrechen des Hocverrathes in 
Beziehung auf den öfterreihifchen Staat oder auf den deutfhen Bund 
(8. 58)" gefeßt hat. — 

Dadurh find mehrere practifch fehr wichtige Zweifel befeitiget 
worden. Es ift nemlich Dadurch vorerft außer Zweifel geſetzt, daß 


a. nunmehr nicht blos jene Arten des Verbrechens des Hochver—⸗ 
rathed darunter zu fubfumiren feien, deren Object die öfterreichifche 
Staatd-Berfaffung ift, fondern Hochverrath überhaupt, und daber 
insbefondere auch die unter lit. a des $. 58 ($. 52 des alten Gefekes) 
bezeichnete Art dieſes Verbrechens gegen die Berfon des Kaifers dahin 
gehöre, was nach dem Wortlaute des früheren Gefepes höchſt problema— 
tifh war. *) 


— — — 


*) Es bedarf kaum einer Erwähnung, daß die unbeſtimmtere Aus— 
drudämweife des früheren Geſetzes gerade in der oben angegebenen Be 
ziehung auch legislativ höchſt bedenklih war. Hielt man fih nemlich ftrenge 
an den Wortlaut deö $. 32 (und dieß war in dieſem Falle wohl duch 
den Art. VI. der Einleitung des alten Geſetzes — Art. IV. des nunmehrigen 
KM. P. — geboten), fo konnten Angriffe, die fih ein Ausländer im Aus: 
lande auf die Perſon unferes Monarchen erlaubte, nit nah Maßgabe 
ded 8. 32 bebandelt werden, da man dieß nah dem allgemeinen Sprad. 
gebrauhe und indbefondere im Sinne des alten Gefeged, welches im $. 52 
litt. a und b das Berbrehen des Hochverratbd in Beziehung auf die Perfon 
bed Landesfürften jenem in Anfehbung der Staatdverfaffung geradezu ent» 
gegenfepte, doch nicht ald ein ſolches Verbrechen bezeichnen konnte, welches auf 
die Derfaifung des Staates Einfluß hatte. — Es hätte daher ein folher Ausds 
länder nah $. 33 (ded alten Geſetzes) dem Auslande zur Auslieferung an: 
geboten werben müffen, und würde, wenn diefes die Auslieferung annimmt, 
dort, natürlih nah den dortigen Gefegen, dafür beftraft worden fein. — 
Da hätte ed denn bei der dermaligen Ginridtung vieler europäifcher 
Strafgefepe, melde einen perfönlihen Angriff auf fremde Souveräne eben 
nicht anders, mie Beleidigungen gegen gewöhnliche Private behandeln und be 
ftrafen, fehr leicht gefcheben können, daß felbft die frevelhafteften Beleidigungen 
oder felbft grobe förperliche Verlegungen unfered Kaiferd, begangen von einem 
Ausländer im Auslande, auch dann, wenn man des Frevlers in Defterreih 
habhaft würde, hier gar nicht, ım Auslande aber ald ein geringfügiged Ber: 
geben mit fehr unbedeutender Strafe geahndet werden würden! — Darf wohl 
die Straf» Gefepgebung eined monarhifhen Staates auf ſolche Weife die 
perfönliche Unverlegbarfeit ded Landesfürften den Ausländern Preid geben? 
Hat fofort nicht unfer dermaliges Gefeg hierin dad monarchiſche Princip 
richtiger gewürdiget ? — 
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Dagegen wird man 

b. nad der ganz beftimmten Vorfchrift des dermalig en Geſetzes 
andere Verbrechen, welche fich zwar ebenfalld auf die Berfaffung des 
Staates beziehen, aber nicht unter die Bezeichnung „Hochverrath“ und 
unter das Citat des $. 58 fallen, wie 5. B. die im $. 65 lit. a ($. 57 
des früheren Befehes) vorkommende Aufreizung wider die Regierungs- 
form (Staattverfaffung) nicht unter den $. 38 fubfumiren dürfen, was 
nah dem vagen Ausdrude des früheren Geſetzes allerdings mög: 
lih war. — 

Eben fo wenig darf man 

e. nunmehr denjenigen Ausländer, dem im Auslande nur die 
in den 88. 60 und 61 bezeichnete Mitfhuld am Hochverrath gegen Defter- 
reich „dur Unterlaffung der Berhinderung oder der Anzeige,” zur 
Laſt fiel, nach dem 8. 38 behandeln, da das Gefek ausdrüdlih nur den 
8. 58 citirt, umd eben Dadurch ausgeſprochen bat, daß es auch nur die in 
diefem $. 58 bezeichnete Handlungsweife, nicht aber auch die im den 
fpäteren 88. 60 und 61 feftgefeßten erceptionellen Mitfchulde-Arten 
an dem Verbrechen des Hochverrathes durch bloße Unterlaffungen, 
begangen von einem Ausländer im Auslande, nah Maßgabe des $. 35 
behandelt wiffen wollte”). Diefe Ausscheidung der 88. 60 und 61 aus 
dem 8.38 liegt um fo gewiffer auch im Geifte unferes Geſetzes, da das— 
felbe die in den 88. 60 und 61 vorausgeſetzte Verpflichtung zur poſi— 
tiven Thätigfeit der Verhinderung umd Anzeige eines Hocverrathes 
wohl den eigenen Staatsangehörigen, und etwa noch den ſich zeit 
weilig in unferem Staatögebiete aufhaltenden Fremden während der Dauer 
ihres hiefigen Aufenthaltes, nimmermehr aber den Ausländern im 
Auslande auferlegen, daher auch gerechterweife einen Ausländer für die 
Unterlaffung einer folden Verhinderung oder Anzeige im Auslande nim« 
mermehr beftrafen kann. — 

Endlih wurde 

d. in dem obigen Wortlaute des neuen Geſetzes ausdrücklich aud 
der Hochverrath „in Beziehung auf den deutfhen Bund,“ d. t. 
die in dem $. 58 bezeichneten Handlungen, infoferne fie „gegen die 
Griftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfaffung des deutfchen 
Bundes gerichtet werden,“ eingefhloffen. Hiermit hat Deſterreich's ders 


— — * 





Auch in dieſem Punkte läßt ſich die Textirung des dermaligen Ge— 
ſetzes als eine Verbeſſerung des ſo vag gefaßten Wortlautes des früheren 
Geſetßes erkennen. — 
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maliged Strafgefeß wortgetreu nur feine Bundespflict in Erfüllung ge: 
bracht, melde es ald Mitglied des deutfchen Staatenbundes dur den in 
der Sitzung der deutfhen Bundes -Berfammlung vom 18. Auguft 1836 
gefaßten Bundesbefhluß*) auf fi genommen bat, wornach nemlich „jedes 
Unternehmen gegen die Eriftenz, Integrität, die Sicherheit oder die Ber- 
faffung des deutfhen Bundes, in den einzelnen Bundesftaaten, nad 
Mapgabe der in den leßteren beftehenden oder künftighin in Wirkfamfeit 
tretenden Geſetze, nach welchen reine gleiche gegen den einzelnen Bundes» 
ftaat begangene Handlung als Hocverrath, Landesverrath oder unter 
einer anderen Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und zu be 
ftrafen if." — 

Auh im Beziehung auf die beiden anderen Kategorien der im 
$. 38 genannten Verbrechen ift der Text des dermaligen Geſetzes 
beftimmter, als der $. 32 des früheren Gefeges, indem dieſelben 
nunmehr unmittelbar mit dem Namen bezeichnet werden, der ihnen nad 
der gefehlichen Begriffs » Beftimmung zukommt, und zugleich durch Bei- 
fügung der Citate der einfhlägigen Paragraphe (88. 106 — 121) ganz 
genau nach ihrem hierher gehörigen Umfange beftimmt werden. Hierbei 
ift aber wohl in's Auge zu faffen, daß das Gefek zwar in allen übrigen 
Beziehungen die Berfälfehung der ausländifhen öffentlihen Credits— 
papiere und Münzen der Verfälfhung inländifcher völlig gleichgeftellt, 
und die erjtere ganz genau als das nemliche und völlig gleihmäßig 
ftrafbare Verbrechen erklärt bat, wie die legtere (SS. 106, 114 und 
118), jedoh an dieſer Stelle, wo es fih um die Beftrafung eines fol: 
den von einem Ausländer im Auslande begangenen Verbrechen handelt, 
die Einſchränkung hinzugefügt hat, daß Diefe ohne Weiteres eins 
tretende Beftrafung im Inlande nach inländifchen Geſetzen nur in foferne 
Pla greifen dürfe, als fi der Ausländer eines diefer Verbrechens in Bes 
ziehung auf „öſterreichiſche“ öffentliche Ereditspapiere oder Münzen 
fhuldig gemacht hat. Diefe Einfchränkung fteht volllommen im Ein- 
lange mit den eben erft auseinandergefegten legislativen Erwägun- 
gen, welche den Beftimmungen des vorftehenden $. 38 überhaupt zur 
Folie dienen: denn hat ein Ausländer im Auslande nicht-öſter— 
reichifche öffentlihe Ereditspapiere oder Münzen nachgemacht oder ver- 
fälfcht, fo hat er dadurd die Nechte des öfterreihifhen Staates in 


) In den öfterreihifchen zum beutfchen Bunde gehörigen Staaten 
wurde der obige Bundesbeſchluß durch dad Faiferliche Patent vom 24. October 
1837, Rr. 136 der 3. ©. ©. in Vollzug geſetzt. 
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feiner Weife verlegt, und es ift daher auch kein Grund vorhanden, hier 
unmittelbar das Strafreht unferes Staates walten zu laffen, fons 
dern es find dieſe Arten von Fälfchungen unter diejenigen Kategorien von 
Berbrechen einzureihen, rüdfichtlich welher das Geſetz in den 88. 39 und 
40 verfügt bat. 


Wenn das Gefeß ferner erklärt, daß ein Ausländer im Kalle als 
er eines der im $. 38 bezeichneten Berbrehen im Auslande begangen 
bat, „gleih einem Eingebornen *) nad diefem Geſetze“ zu behan- 
deln fei, fo ift eben dadurch auch ſchon ausgeſprochen, daß auf einen 
ſolchen Ausländer auch die im $. 36 über den Inländer Hinfichtlich 
der von ihm im Auslande begangenen Verbrechen enthaltenen Beftim- 
mungen anzuwenden find, daß alfo einerfeits der Ausländer wegen 
folder im Auslande begangener Verbrechen in der Regel, wenn nemlich 
nicht beftehende Staatsverträge insbefondere dazu verpflichten (8.41), 
an das Ausland nicht ausgeliefert werden dürfe, und daß andererfeits 
die von dem Ausländer für ein foldhes Verbrechen etwa bereits im Aus: 


— — — no 


) Es bedarf kaum einer Erwähnung, daß der von dem Geſetze in dem 
$. 38 gewählte, oder eigentlih aus dem früheren Geſetze ($. 32 des I. Theile 
des St. ©. B. vom 3. September 1803) beibebaltene Ausdrud: „Einges 
borner“ ſynonym mit „Untertban des öfterreihiichen Kaiſerthums ($. 36)“ 
zu nehmen ſei; wenngleich ſprachgenan dad Wort: „Eingeborner“ theild einen 
größeren, theild einen Pleineren Umfang einjchließt, ald der im eben citirten 
$. 36 gebrauchte Ausdrud, indem einerfeit3 Jemand im öſterreichiſchen Kaifer- 
thume eingeboren fein fann, obne darum ſchon urfprünglich ein öfterreichifcher 
Staatdangehöriger geworden zu fein, oder ed zwar ald Eingeborner geweien war, 
allein fpäterbin, 3. B durch Auswanderung wieder aufgehört hat, ein folder 
zu fein. Andererfeitd aber kann Jemand allerdings ein öfterreichifcher Stante- 
angehöriger (Staatöbürger oder Untertban ded öfterreichifchen Kaiferthbume) 5. B. 
durch feine Abftammung von einem öfterreichifchen Staatöbürger ſchon urſprüng— 
lich fein, oder durch fpätere Erwerbung geworden fein, obne bier „einge 
boren” zu fein. — Das Gefeg bediente ſich zur Abwechslung des ſehr popu- 
lären Ausdrudes: „Eingeborne“ (an deffen Stelle im gemeinen Sprad- 
gebrauche und in früheren, mehr patriarhalifh fiylifirten Gefegen häufig auch 
das Wort: „Landeskinder“ gebraucht wird) offenbar in der Borausfegung, 
daß er allgemein verftändlich fei, und daß erin dem gemeinen Sprachgebrauche 
mit dem ſtaatsrechtlich fchärferen Worte: „Staatd» Angehöriger“ als identifch 
gelte, um fo mehr, da er nad) feinem Inhalte in der Regel aud mit dem» 
felben zufammenfällt, daher auf ihm die befannte Regel anwendbar iſt: „de- 
noninatio ft a poliori“. — — 
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lande erlittene Strafe in die nach dem inländifhen Geſetze zu verhängende 
Strafe einzurechnen fei *). — 

Der $. 38 lautet endlih in Beziehung auf feine Anwendbarkeit 
auf die Fälle, wenn die dort bezeichneten Berbredhen von einem Fremden 
im Auslande begangen worden find, ganz allgemein, d. h. ohne 
weitere Unterfheidung, ob ein folder Fremder in der Folge etwa frei— 
willig fih in das öfterreihifche Staatsgebiet begibt und hier betreten 
wird, oder ob er etwa in Folge eines von Defterreich an einen fremden 
Staat geftellten Auslieferungs » Begehrend unfreiwillig nah unferem 
Staatögebiete gebracht wird. Der Richter hat daher ebenfall® die beiden 
Fälle nicht weiter zu unterfheiden, fondern die Beftimmung diefes Para: 
graphes, gleih wie die früher (Seite 521) vom $. 36 nachgewieſen 
wurde, in jedem alle in Anwendung zu bringen, mag man des Aus- 
länders von Seite unferes Strafgerichtes aus was immer für einem Ans 
laffe habhaft werden. — Schon aus diefem klaren Wortlaute des 8. 38 
muß ich die von Frühwald (a. a. D. ©. 57) aufgeftellte Anfiht: „daß 
diefe Vorfhrift nur dann in Anwendung trete, wenn ein folcher Aus: 
länder im Inlande betreten werde: feine Einlieferung aus dem 
Auslande aber niht verlangt werden könne“ — — geradezu, 
und um fo gewiffer als irrig erflären,**) als in mehreren von Defter 
reich mit auswärtigen Staaten abgefhloffenen Staats » Verträgen wegen 
gegenfeitiger Auslieferung von Verbrechern (fiehe diefelben unten bei 
8.41) fogar namentlih davon die Rede ift, daß Defterreih von 
diefen fremden Staaten au die Auslieferung folder ausländiſcher 


— 


) Daß auch die Schluß-Anordnung des $. 36 auf den Fall der 
Frage anwendbar ſei, d. h. daß ein etwa im Auslande gefälltes Straf— 
Urtheil über einen der im $. 38 vorausgeſetzten Fälle im Inlande nicht voll⸗ 
zogen werben dürfe, ift aus dem ganz allgemeinen Wortlaute der dieh- 
fälligen Gefeped » Beflimmung fhon oben (Seite 525) ausdeinandergefegt 
worden. — s 

) Da ber genannte Schriftfteller für feine ganz kategoriſch und zweifel⸗ 
108 hingeftellte Behauptung gar feinen Grund angibt, fo bin ich nicht im 
Stande, mir auch nur beiläufig einen Grund ausfindig zu machen, der ihn 
zu biefer wunderlihen Behauptung inbucirt haben mag. — Dabei brauche ich 
wohl niit erft aufmerkffam zu madyen, wie bedenklich es wäre, wenn je irgendwo 
bei öfterreichifchen Strafgerichten die Prarid fid) geltend machen würde, daf 
man wegen der für dem öfterreichifchen Staat fo gefährlihen Verbrechen 
des $. 38 an einen ausländifchen Staat fein Auslieferungs - Begehren in Be 
ziehung auf die fich dort aufhaltenden, diefer Verbrechen ſchuldigen Ausländer 
ftellen dürfe! 
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Verbrecher in Anſpruch nehmen kann (entweder ſchlechtweg, oder doch be- 
Dingnigmweife), welche dort oder in irgend einem dritten fremden Staate 
eines der im $. 32 des alten ($. 38 des jetzigen) Geſetzes bezeichneten 
Berbrechen begangen haben. Dieß ift z. B. der Fall in dem Bertrage 
mit Parma im zweiten Abfake des I. Artikeld; — im jenem mit 
Toscana im legten Abfage des I. Artifele; — mit Sardinien 
im Artikel V.; — mit dem Königreiche beider Sicilien im Art. IIL; 
und felbft in dem neueften Bertrage mit den Niederlanden im Schluß« 
abfage des Art. II. — 

Handelt ed fih aber um ein anderes von einem Ausländer 
im Auslande begangenes Verbrechen, als diejenigen find, welche im 
$. 38 aufgezählt werden, fo hat das in den $$. 39 und 40 vor 
gefhriebene Verfahren einzutreten. Dabei ift nicht außer Augen zu 
laffen, daß der $. 39 mit beftimmten Worten vorfchreibt: „daß die Aus- 
lieferung eines ſolchen Verbrechers zunähft demjenigen Staate anzu« 
bieten it, im deffen Gebiete das Verbrechen begangen worden ift,“ 
und keineswegs (wie wohl ſchon behauptet worden ift) demjenigen, 
gegen deffen Rechte das Verbrechen vorzugsmeife gerichtet war, *) außer, 
es wäre eine folde Ausnahme gegenüber dem einen oder andern Staate 
durch einen Staatsvertrag etwa insbefondere fetgefeht worden ($. 41), 
wie dieß 3. B. theilweife Durch die eben erft bezogenen Stipulationspunkte 
einzelner diefer Bertrige wirklich gefchehen if. Nimmt hiernach der aus— 
wärtige Staat die ihm angebotene Auslieferung an, fo ift diefelbe in 
Bollzjug zu feßen, was zwar das Geſetz nicht ausdrüdlih aus: 
ſpricht, was fi aber fowohl aus dem Gonterte diefes Paragraphes, ala 
auch aus der Vergleihung deffelben mit dem Gegenfage des nachfolgenden 


*) Allerdings würde es vielleicht de lege ferenda zmwedmäßiger fein, 
einen Preußen, der 5. B. in Sahfen bairiſche öffentlihe Credits— 
fapiere nachgemacht hat, ftatt an Sachen, vielmehr an Baiern audzuliefern, 
oder beziehungsweiſe zunächſt dem letzteren Staate die Auslieferung anzu— 
bieten, weil bier offenbar Baiern an der Habhaftwerdung und Beſtrafung 
dieſes Verbrechers mehr gelegen ift, ald dem Staate Sachſen: allein de 
lege lata würde diefed Berfahren doch ganz zuverläffig wider den klaren 
Buchſtaben des $. 39 (mie früher des 8. 33 des alten Geſetzes) anftoßen, 
der einmal fchlechtiweg das Auslieferungs » Anerbieten an denjenigen Staat 
vorgefchrieben hat: „wo das Verbrehen begangen wurde“, infoferne 
nicht, wie ſchon oben im Terte erwähnt wurde, die derogirende fpeciellere 
Vorfhrift ded 8. 41 dazwiſchen tritt, d. h. imfoferne nicht ein fpecieller 
Staatövertrag eine befondere Ausnahme anorbnet. — 
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von felbft verfteht. — — Das Verfahren, welches wegen Realifirung 
einer folhen Auslieferung ftattzufinden hat, ift für jene Kronländer, wo 
noch das Strafverfahren vom 3. September 1803 gilt, dur das Hof: 
decret vom 10. December 1808, Nr. 874 der 3. ©. ©., und für jene 
Kronländer, wo die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 gilt, durch die 
88. 68 und 69 derfelben geregelt. — 


Verweigert aber der auswärtige Staat die Uebernahme des zur 
Auslieferung angebotenen Individuums, fo hat nah Vorſchrift des 8. 40 
der inländifche Richter felbft das Strafrichteramt, und „zwar in der 
Negel nah dem inländifhen Straf» Gefebe" zu handeln. Diefe 
Borfchrift würde allerdings fchwer zu rechtfertigen fein, wenn ihr nicht die 
von dem Gefege beigefügte Ausnahme die Spige bräche, und ebendadurd 
alle Einwürfe entfräften würde, welche man gegen diefelbe erheben könnte. 
— Der Ausländer, der im Auslande ein Verbrechen begangen, welches 
nicht unter die Kategorie des $. 38 fällt, hat dadurch zunächſt doch wohl 
die Strafgefege desjenigen Staates verlegt, in deffen Gebiete er 
die ftrafbare Handlung beging, und foll daher gerechter Weife au feine 
firengere Beftrafung erleiden, ala ihn nad den Strafgefepen eben 
dieſes Staates dafür getroffen hätte. — Diefer Forderung der Ge— 
rechtigkeit kommt aber unfer Gefeß auch wirklich nah, indem es die an: 
geführte Regel durch den Beiſatz befhränft: „daß wenn nad den Straf- 
gefepen des Drtes, wo die That begangen wurde, *) die Behandlung 
gelinder augdftele, der Thäter nah diefem gelinderen Gefege 
zu behandeln ſei.“ — Aus dem ganz allgemein gehaltenen Wort: 
laute diefer Geſetzesſtelle erhellt einmal klar, daß der inländifhe Richter 
einem folden Verbrecher nicht blog jene mildere Hauptitrafe zuerfennen 
müßte, welche für den Fall der Frage etwa in dem vorausgefekten fremd» 
ftaatlihen Strafgefege feftgefeßt wäre, fondern, daß er auch feine von 
den anderweitigen durh unfer Geſetz ausgeſprochenen Nebenftrafen 
(Strafverfhärfungen) und fonftigen üblen Folgen eines Criminal: 
Urtheilde (3. B. 88. 26 — 29) über einen folden Verbrecher ver: 
hängen dürfte, wenn diefelben nicht auch in dem anzumendenden frem: 


*) Es ift alfo aud bier, wie bei dem im der vorhergehenden Anmer« 
fung erörterten Falle, nad dem ganz beftimmten Wortlaute ded Gefepes das 
Strafgefeg dedjenigen Staated, „wo die That begangen wurde,“ 
und nicht etwa desjenigen zu berüdfichtigen, deffen Rechte etwa (wie 3. B. 
bei der Fälſchung von öffentlichen Ereditäpapieren eined dritten Staates) 
dadurch verlegt worden find. — 
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den Geſetze feitgejept fein würden. — Zweifelbaft könnte hierbei nur 
die Frage fein, ob fi die ebenerwähnte „gelindere Behandlung * blos 
auf das eigentliche (materielle) Strafgefek zu beziehen, oder auch auf 
das Straf-Verfahrens-Geſetz auszudehnen habe, d. h. ob ein folder 
Verbrecher in dem alle, wenn das auswärtige Gefek desjenigen Staates, 
wo das Verbrechen begangen wurde, in Beziehung auf den Straf— 
procep eine gelindere Behandlung des zu Unterfuchenden einfchlöffe, als 
das öfterreichifche Gefek ebenfalls auch binfihtlih des Verfahrens 
nach diefem gelinderen auswärtigen Geſetze behandelt werden müßte? *) — 
Es fann nicht geläugnet werden, daß die Bejahung diefer Frage man- 
nigfahe practifhe Schwierigkeiten umd Inconvenienzen herbeiführen 
möchte, indem hiernach der öfterreihifche Strafrichter leicht in den Fall 
kommen könnte, im ftrafgerichtlichen Unterfuhungs-, Entſcheidungs- oder 
Bollftrefungs-Berfahren theilmeife nah dem öfterreichifchen, theil- 
weife nach fremden Proceh - Gefegen vorzugehen, und vielleicht hie umd 
da in eine öfterreihifhe Straf-Procedur ein ganz heterogened, un— 
feren Berfahrens » Gefegen völlig fremdes Moment einzupropfen. Allein 
fo, wie einmal das pofitive Geſetz in feinem klaren Wortlaute vor 
ung liegt, fcheint die obige Frage wirklich im bejahenden Sinne ent: 
fhieden werden zu müffen. Es ift nemlih fchon früher bei der analogen 
Gefepesftelle des Artikels IX. des 8. M. P. (Seite 130 unter lit. b) 
daranf bingewiefen worden, daß unfer Gefek die Rückſichtnahme auf das 
fremde Geſetz nicht blos auf den Fall befchräntt bat, wenn nad dem 
felben eine gelindere „Beftrafung“ entfallen würde, fondern audy bier 
wieder den viel umfaffenderen Ausdruck „Behandlung“ gewählt, ihn 
nochmal wiederholt hat („er ift nach dem gelinderen Gefege zu beban- 
deln“), und daß derfelbe ſprachgenau doch ungezweifelt die gelindere Be: 
handlung auch in Beziehung auf das Straf-Berfahren in fich fihliepe. 


— nn —— — 


*) Ald Beispiele der practiihen Anwendbarfeit der obigen Frage können 
die Boraudfegungen dienen, daß z. V. in dem Falle der frage nach dem aus: 
wärtigen Gefege die ftrafgerichtlihe Unterfuhung gegen den Beſchuldigten 
auf freiem Fuße ftattzufinden hätte, während etwa nach dem öfterreichiichen 
Geſetze in diefem Falle der Verhaft deſſelben vorgefchrieben wäre; — oder 
daß nach dem auswärtigen Geſetze bindende Beweisregeln beftünden und 3. 2. 
der Richter auf Grundlage der Ausfage nur Eines Zeugen, oder der Aus: 
fage mehrerer Mitichuldigen nie ein Echuldigellrtheil fällen dürfte, während 
etwa nah dem öfterreihifchen Gefepe der Richter von jeder ſolchen Beweis- 
regel frei wäre, oder auch auf der Unterlage der ebenerwähnten Deweisarten 
feinen Schuld-Ausſpruch ftügen könnten. ſ. f. u. ſ. f. 
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— Dazu fommt, daß unfere Geſetzgebung felbft in einem ganz aua— 
logen Falle den Ausdrud: „gelindere Behandlung” in dem eben- 
erwähnten weiteren Sinne erklärt hat. Es hatte nämlich der 20fte 
Abſatz des K. M. P. zum früheren St. ©. 2. (vom 3. September 
1803),*) ähnlich dem Art. IX. unferes dermaligen 8. M. P. die An- 
ordnung enthalten: „daß fich die Wirkung des neuen Geſetzes jedesmal 
aud auf frühere Fälle erftredden foll, wenn nach demfelben auf eine ge— 
lindere Behandlung, ald nad den vormaligen Gefeßen zu erfennen 
fein wird.“ — Nun war alsbald die Frage entjtanden, ob gegen einen Ins 
quifiten wegen eines vor Einführung des neuen Strafgefeßes begangenen 
Verbrechens die Ueberweifung durch Mitfchuldige angewendet werden dürfe, 
welche allerdings nad) dem neuen Gefebe (vom 3. September 1803) für 
zuläffig erklärt, in dem früheren (Foſephiniſchen) Gefeße aber, d. h. in 
der Griminal» Gerichts - Ordnung vom Jahre 1788 ald Beweisart der 
Schuld gegen einen läugnenden Inquijiten geradezu ausgeſchloſſen war? 
— Diefe Frage wurde dur Das Hofdecret vom 3. December 1806, 
Nr. 792 der 3. G. S. verneinend entſchieden, und diefe Entfcheidung 
von dem Geſetzgeber felbft in diefer Novelle ausdrüdlih dadurch 
begründet: „daß dur das K. M. P. des neuen Strafgefehes die ger 
linderen Beftimmungen Deffelben fowohl in Ausmeffung 
der Strafe, ala aud in der BDerfahbrungsart auf frühere Falle 
ausgedehnt werden follten.“ — — Der höchſte Gefeßgeber hat alfo da- 
durch klar autgefprochen, daß der von ihm gebrauchte Ausdrud: „gelins 
dere Behandlung“ nit ohne Vorbedacht gewählt worden fei, umd 
dag derfelbe „nicht blos den Fall einer gelinderen Beftrafung, fondern 
allerdings auch die Vorausſetzung einer gelinderen Strafverfahrungs— 
art in ſich ſchließe.“ 

Wenn es ſich ferner im Kalle der Frage darum handelt, wie fi 
der öfterreihifhe Strafrichter die Kenntnif des anzumwendenden fremden 
Strafgefeges verfhaffen fol, fo hört man im der Praris nicht felten die 
Anfiht äußern, daß es auch im ftrafgeridhtliden Verfahren Sade 
der Barteien, hier alfo des Befhuldigten fei, dem Richter den 
Beweis zu liefern, welches Gefek am Orte des begangenen Verbrechens 
gelte, und daß daffelbe gelinder fei, ala das öfterreichifche ; einerfeits deß⸗ 
halb, weil ja der Befhuldigte in diefem Falle eine Ausnahme von dem 
Gefege zu feinen Gunften in Anſpruch nehme, und weil andererfeits 





*) Eiche denfelben wörtlich abgedrudt oben auf Seite 129. — 
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der öſterreichiſche Richter niht von Amtswegen verpflicter fein könne, 
fämmtlihe ausländifche Gefege zu kennen, und in Anwendung zu brin- 
gen.) — Allein ih halte diefe Anficht für irrig. Wenn einmal, wie 
es doch im $. 40 wortklar gefhieht, das Geſetz den Richter ver- 
pflichtet, auf ausländifhe Geſetze überhaupt, und auf das fpecielle 
Geſetz eines beftimmten auswärtigen Geſetzes Bedacht zu nehmen, fo ift 
eben dadurh auch ſchon ausgeſprochen, daß er hierzu fraft feines 
Rihteramtes verpflichtet fei. Einen Theil feiner Amtopflicht 
zu fuppliren fann aber nie der Partei, und um fo weniger im Straf: 
Berfahren obliegen, wo e# fich zunächſt nicht um veräußerliche Privat- 
redhte und bloß formales Recht wie im Eivilverfahren handelt, fondern 
vielmehr die materielle (objective) Wahrheit erforfäht, und eben darum 
auch das dem concreten alle vollflommen conforme Recht gefproden 
werden muß. Daher ift ed im Strafverfahren des Richters Pflicht, 
alled Dasjenige von Amtswegen zu erheben, was zur Nechtferti- 
gung, oder zur Milderung der Schuld des Beihuldigten, oder zur Ber: 
tingerung feiner Strafe dienen Fann, **) und es muß fich daher diefe Amtes 
pfliht um fo gewiſſer auch auf die von ihm felbit vorzunehmende Eruirung 
desjenigen Geſetzes beziehen, welches ihm der Gefeßgeber ale un: 
mittelbare Entfheidungsquelle, ala Cynoſur für fein eigent: 
liches Richten oder Urtheilen vorgezeichnet hat. Aus eben diefem Grunde 
kann fih auch zur Unterftüägung der obigen Anficht nicht auf die Analogie 
der für das Civil» Verfahren (mit dem an das weftgalizifche Appella- 
tiong » Geriht vom 23. Jänner 1794, und beziehungsweife vom 23. 
October 1801, Nr. 542 der 3. ©. S.) erlaffenen Vorſchrift berufen 
werden, womit allerdings angeordnet worden war: „daß demjenigen 
Theile, der fih auf auswärtige Geſetze beziehen will, obliege, Diefelben zu 
beweifen, da fie der inländifche Richter zu wiffen nicht ſchuldig iſt.“ — 
Die Zweckmäßigkeit der von dem Gefeßgeber im Schlußſatze des 
$. 40 getroffenen Anordnung: „daß ein derlei ausländifcher Verbrecher, 
deffen angebotene Auslieferung der ausländifhe Staat nicht einmal an- 
genommen hat, nad vollendeter Strafzeit jedenfalls aus dem öfter: 
reichifchen Kaiferftaate ($. 25) verwiefen werden müſſe“ iſt bereits oben 
(Seite 403) dargelegt worden. — Dadurch, daß der Geſetzgeber in den 


) Auh Frühwald vertheidigt (a. a. D. Seite 58, Abjag I.) aus 
den angeführten Gründen die obige Anjicht. — 

“) Bergleiche die $$. 215, 335 und 337 des I. Iheild bed St. G. B. 
vom 3. September 1803, und $.3 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, 
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vorftehenden 88. 36—40 für alle möglichen oben (Seite 513) erwähnten 
Wechfelfälle erfhöpfende Normen vorgezeichnet hat, erſcheint wohl auch 
jeder aus mehreren einzelnen diefer vier Wechfelfälle zufammengefegte 
Fall von dem Gefege ſchon geregelt, wenn nemlich ein In- oder Aus— 
länder fowohl im Ins, als auch im Auslande Verbrechen begangen bat. 
Es leuchtet ein, daß ein folder Schuldiger, eben weil das Gefeß über 
diefen complieirten Fall nichts Befonderes verfügt hat, rüdfihtlih der 
im Inlande begangenen Verbrechen, je nachdem er ein Inländer oder Aus» 
länder ift, nach den für die I. und III. der obigen Vorausſetzungen gege- 
benen Borfchriften; binfichtlih der im Au slande begangenen Ber: 
brechen aber nach demfelben Unterfchiede nad) Maßgabe der für den IT. 
und IV. der aufgeführten Wechfelfälle auseinandergefegten Normen zu 
behandeln fei, ohne daß dermal noch weiterhin die nach der früheren 
Gefeßgebung durch das Hofdeeret vom 5. Dctober 1804, Nr. 690 der 
I. ©. ©., eingeführte Befchräntung als fortbeftehend erkannt werden 
fönnte.*) 

Allein alle vorftehenden in den $$. 36 — 40 enthaltenen Beftim- 
mungen erhalten ihre Vervollftändigung, und zwar theilweife eine Bes 
ſchräänkung, theilweife eine Erweiterung, gegenüber einzelnen fremden 
Staaten und in Beziehung auf gewiffe Gattungen von Verbrechen, erft 
durch die zwijchen Defterreih und verfhiedenen fremden Staaten be- 
ſtehenden Staatsverträge über gegenfeitige Auslieferung von Verbrechern, 
deren in dieſer Richtung theilweife derogirende Wirkſamkeit durch die 
im nädftfolgenden Baragraphe geſchehende Berufung ausdrüdlich aner: 
kannt iſt. — 


— — nor 


*) Durch diefe Novelle wurde nemlich beftimmt: „daß wenn ein Fremder 
im In» und Auslande Berbrechen begangen hatte, und leptere folhe waren, 
welche nicht unter den 8. 32 (des alten, jept 8. 38 deö neuen Gefepes) 
fielen, der inländische Richter fi) wegen der von dem Ausländer im Auslande 
begangenen Verbrechen mit dem auswärtigen Staate wegen Auslieferung des 
Zhäterd nur dann in's Einvernehmen zu fegen babe, wenn diefe im Aus— 
lande begangenen Berbrechen zu den ſchweren gehören. Wenn hingegen 
die im Auslande verübten Verbrechen geringer find, ald dad 
im Inlande verübte, fo babe der inländifche Richter die PVorfchriften 
über das Zufammentreffen mehrerer Verbrechen zu beobachten.“ — Durch diefe 
Novelle wurde daher die urſprüngliche Anordnung der $$. 33 und 34 
des alten Gefepes, womit die 88. 39 und 40 des gegenwärtigen Straf 
geſetzes wörtlich übereinftimmen, bedeutend eingefhränft. Da jedoch dad der» 
malige Gefeg eben nur den Wortlaut des urfprünglichen Gefeped vom 
3. September 1803 wicderherftellte, und von dem Inhalte jener fpäteren Nos 
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$. 41. 


Beftehen über die gegenfeitige Auslieferung von Ber: 
brechern mit auswärtigen Staaten befondere Berträge, fo ift 
in Gemößheit derfelben vorzugehen. 


Derlei Auslieferung» Verträge hat Defterreih in der Zeitordnung 
bisher mit folgenden Staaten abgefchloffen: 

1. Mit dem Herzogtbume Parma, Piacenza und Guaftalla 
unter'm 3. Juli 1818, Nr. 1470 der 3. G. ©., welche Uebereinfunft im 
Jahre 1829 laut Hoflanzleidecret vom 20. November 1829, Nr. 2441 
der 3. G. ©., bis Ende des Jahres 1839, und dann neuerlich vermöge 
Hofkanzleidecretes vom 20. December 1839, Nr. 398 der 3. ©. ©., 
auf fünf Jahre, und fo fort von 5 zu 5 Jahren erftredt wurde, wenn 
nicht fechd Monate vor dem Ablaufstermine von dem einen oder anderen 
der contrahirenden Theile eine Aufkündigung erfolgt. 

2. Mit Rußland laut des Juftizhofdecreted vom 10. März 1826 
(in Mauchers älterem Handbuhe, Iiter Dand, unter Nr. 235 abger 
drudt). — 

3. Mit ſechszehn Gantonen der Schweiz (Zürih, Bern, 
Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, 
St. Gallen, Argau, Thurgau, Zeffin, Waadt, Wallis und Neuenburg) 
unterm 14. Juli 1828, Nr. 2364 der I. G. ©., wozu nachträglich durch 
venetianifhed Gubernial- Circular vom 17. November 1829 (in der 
venetianifhen Provincial-G. ©. vol. XX. seen. I, pag. 288) 
kundgemacht wurde, daf die Cantone Bafel, Genf, Zug, Graubündten, 
Appenzell und Glarus diefer Vebereinfunft zwar nicht beigetreten feien, 
daß jedoch auch inrerfeits dem Auslieferungs-Begehren öfterreichifcher Ge- 
richte in Beziehung auf derlei Verbrecher feine Schwierigkeit entgegen- 
geftellt werden würde, wenn nur ein ſolches Auslieferungs- Begehren immer 
das Verfprechen der Gegenfeitigkeit enthalten wird. — 

4. Mit Toscana, wohl fhon unter'm 12. Dctober 1829 abges 
ſchloſſen, in Defterreih aber erft dur Hoffanzleidecret vom 28. Auguft 
1834, Nr. 2668 der 3.6. ©., kundgemacht. — Auf diefen Auslieferungs- 
vertrag mit Toscana bezieht ſich auch eine Uebereinkunft zwifchen Oeſter— 
teih und Modena, kundgemacht dur Hoffanzleidecret vom 28. Februar 





velle gänzlich abftrabirte, fo leuchtet ein, daß dieſe leptere nunmehr völlig 
außer Wirkſamkeit getreten ift (Art. 1. des K. M. P.). — 
Sye, Gemmentar, 35 
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1835 (in der lombardifhen Provincial-G. ©. 1835, vol. I. pag. 15) 
„wegen der durch den leßtgenannten Staat zu gefchehenden Uebertragung 
oder des Durchzuges der zwiſchen Defterreih und Toscana auszuliefern- 
den Verbrecher.“ — 


5. Mit den fämmtlihen Staaten des deutfhen Bundes, 
im Grunde ſchon nad Mafgabe des achten Abfabes des 8. 3 des Bundes- 
befchluffes vom 5. Juli 1832 (kundgemacht in Defterreih durch Hof- 
fanzleidecret vom 8. Auguft 1832, polit. ©. ©., B. 60, Seite 213) und 
fofort durch Bundesbeſchluß vom 18. Auguft 1836, der in Defterreich 
durh das Faiferlihe Patent vom 24. October 1837, Nr. 236 der 
3. ©. ©., kundgemacht, und durch die Hofdecrete vom 30. October 1837, 
Mr. 239 der I. ©. ©. und vom 25. Febr. 1839, Nr. 346 der 3. G. ©,, 
in Beziehung auf die Ausführung näher beftimmt, und auch auf die nicht 
zum deutjchen Bunde gehörigen Provinzen der öfterreihifhen Monarchie, 
in welchen das St. G. B. vom Jahre 1803 in Anwendung war, aud- 
gedehnt wurde. — 


6. Mit Preußen und Rußland vermöge des Patented vom 
4. Jänner 1834, Nr. 2637 der J. G. S. weldyes durch einen Hofkanzlei— 
Präfidial- Erlaß vom 1. März 1834 an das galizifhe Landes » Prafidium 
(in der n. ö. Provincial-G. ©:, Band 16, Seite 163) eine nähere 
Grläuterung erhalten hatte. — 


7. Mit Sardinien vom 6. Juni 1838, Nr. 286 der 3. ©. S., 
nachdem früherhin vermöge Hoflanzleidecretes vom 17. April 1834 
(polit. ©. ©., B. 62. Seite 111) beide Staaten in der Zufage über: 
eingefommen waren, daß Fünftighin gegenfeitig nicht blos gemeine, 
fondern auch politifhe Verbrecher auf Reclamation des anderen Staates 
gegen Zuficherung des Reciprocumd ohne Anftand ausgeliefert werden 
follen. — 


8. Mit dem Königreihe beider Sicilien unter'm 24. December 
1845 (polit. ©. ©., 3. 71, Seite 85 u. fgg.) und endlich 


9. Mit dem Königreich der Niederlande vom 28. Anguft 1852, 
(Rr. 207 des R. G. B.“) — 


*) Ich glaube meinen Leſern einen Dienft zu thun, indem ich biefe Ber- 
träge bier weder im vollen Zerte, noch aud nur im Auszuge abdruden laſſe. 
Nicht das Erftere, weil der Wiederabdrud derfelben mehrere Drudbogen füllen 
würde; dad Zweite aber vorzüglich deßhalb nicht, weil diefe, zum Theile unter 
einander jehr verfchiedenartigen Staatöverträge faum einen folden 
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Mittelbar wenigften® können hierher auch noch einige andere, 
die Beftrafung von Verbrechen in Beziehung auf fremde Staaten be: 
treffende gefeßlihe Beitimmungen oder Webereinfünfte mit fremden 
Staaten, wenn fie fih nemlich aud nicht unmittelbar auf eigentliche 
Auslieferung von Verbrechern beziehen, gerechnet werden, als da z. B. 
die durch Juftizhofdecret vom 29. Juli 1820 (in Hye's o. a. Supple- 
ment, Nr. 27) in Folge einer Uebereimkunft mit Preußen gegebene 
Borfhrift: „daß von allen in den öfterreihifhen Staaten begangenen 
Verbrechen, welche auf die öffentlihe Sicherheit des Fönigl. preußifchen 
Staates eine Beziehung haben, die unverweilte Anzeige an die höheren 
Suftizbehörden zur weiteren Eröffnung an Preußen gemacht werden 
müſſe;“ — ferner eine bereits unter'm 21. März 1824 ausgewechfelte, 
aber in Defterreich erſt mit Hoffanzleidecret vom 28. April 1842 (polit. 
G. S. 2.70, ©. 157) kundgemachte Uebereintunft mit Preußen wegen 
Beftrafung von Forft-, Jagde, Fifchereis und Keldfreveln an den gegen- 
feitigen Landesgrenzen, und eine faft wörtlich gleichlautende Uebereinkunft 
auch mit Baiern vom Jahre 1844 (in der polit. ©. ©., 3. 70, 
Seite 110); — eine Uebereinkunft mit dem Königreich Sahfen wegen 
Berfolgung flüchtiger Verbrecher auf das andere Staatsgebiet durch die 
gegenfeitige Gen&d’armerie vermöge Minifterialerflärung vom 20. Juli 
1852, Nr. 171 des R. G. B., und ein faft wörtlich mit derfelben gleich— 
lautendes Uebereinfommen auch mit Baiern vermöge Minifterial» Ers 
klaͤrung vom 29. September 1852, Nr. 204 des R.G. B.) — — 


— — 





Auszug zulaffen, der nicht zu leicht zu Irrungen Anlaß geben könnte. Um zu— 
verläjitg vorzugehen, muß der Nichter, jo oft es fih um cinen Untertdan der 
oben genannten Staaten, oder um ein in deren Gebiet begangence, oder auf 
deren Rechte Bezug babendes Berbrehen, oder entgegen um analoge Beziehungen 
zu einem diejer Staaten handelt, den vollftändigen Tert des hierauf Be- 
zug habenden Staatövertrages zur Hand nehmen. Nur fo viel bemerfe ich, 
dab unter diefen Staatäverträgen jener mit dem Königreihe Sardinien 
(oben unter der Zahl 7) — der, im Borbeigehen gejagt, neben mehreren anderen 
minder wichtigen in Frühwald's o. a. W., Seite 58 und 59, gar nicht 
aufgezählt wurde — bereit vollftändiger ald irgend einer der früheren 
abgefaßt ift, aber dennoch von der in mehreren Punkten noch genaueren Tex— 
tirung ded Vertrages mit beiden Sicilien (unter Zahl 8) übertroffen 
wird. — 

) Dagegen fcheinen mir diejenigen gefeplihen Vorſchriften, welche den 
Schriften-Wechſel zwifhen den inländifchen und verjchiedenen ausländi- 
ſchen Behörden, wenn gleich theilmeife mit Beziehung auf derlci gegenfeitige 
Auslicferungs-Degebren regeln, in feiner Weife zu dem materiellen Straf 


35" 
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$. 42. (6. 35.) 
Reit der Guns Die Strafe des Verbrechers ändert nichts an dem Rechte 


ven Werbteher, derjenigen, welche dur das Verbrechen beleidiget, oder be- 
fehädiget worden find, und welchen dafür Genugthuung, oder 
Entfhädigung von dem Verbrecher, feinen Erben, oder ans 


feinem Vermögen gebührt. 


Die vorftehende Beftimmung ift eine Bervollftandigung der von 
dem Geſetze ausdrüdlich aufgenommenen Grundfäße über die Anwendung 
von Strafen (vergl. oben Seite 358), und verfteht fich aus der offen- 
liegenden Berfchiedenbeit des Privatrechtes eines jeden durch eine 
Rechtverletzung Befhädigten, von dem Rechte des Staates auf Geltend- 
mahung des Strafgefehes im Grunde eben fo wohl von felbft, 
als dieß von dem analogen Grundfaße behauptet worden ift, welcher von 
unferem Geſetze ausdrüdlich im zweiten Abſatze des $. 33 ausgeſprochen 
wurde (vergl. oben Seite 445 und 446). Eben dephalb haben es die 
wenigften neueren Strafgefege*) angemeffen gefunden, einer folden Beſtim— 
mung ausdrüdlich Erwähnung zu thun, obgleih fih nicht läugnen 
läßt, daß diefe ausdrüdliche Feftfekung zur großen Beruhigung für 
alle dur eine ftrafbare Handlung Befchädigten, zumal in jenen Fallen 


— 


rechte, und eben deßhalb nicht in eine Erläuterung oder Ergänzung des vor: 
liegenden Strafgefeged zu gehören, eben weil fie ja nur Verfabrends», 
oder beffer gar nur Manipulafiond»Borfhriften enthalten. — 

Ebenfo wenig kann ich die von einem fleißigen ungenannten Novellen: 
Sammler in der öfterreihifchen Zeitfchrift für Rechts- und Staatswiſſenſchaft 
(3. 1849, 1. Band, Seite 387 u. fag.) ausgeſprochene, und, wie es fcheint, 
auch von Frühwald (a. a. D. Seite 59, Zubl IT.) adoptirte Anficht tbeilen, 
daß die zwifchen Defterreih und verfchiedenen fremden Staaten abgefchloffenen 
Staatöverträge über gegenfeitige Auslieferung von Deferteuren bierber 
gehören, weil ja mit der Vollziebung diefer Berträge der öfterreichiiche 
Strafrichter des Civil: Standes gar Nichts zu thun bat, indem die Defertion 
ald ein rein militärifches Berbrehen nur die Militärs Gerichte angebt. 
Darum babe ih auch nicht weiter nöthig, die an dem zuerft angeführten Orte 
vorfommende und von Frühwald nur hiernach auszugsweiſe angedeutete, 
doch nicht ganz vollfiändige Aufzählung diefer zwiſchen Defterreih und anderen 
Staaten beſtehenden f g. Deferteurd : Gartels bier zu vervollſtändigen. — 

*) Nur dad württembergiiche (Art. 7) und in neueſter Zeit das 
preufifhe Strafgeſetz (5. 6) geben dießfalls eine ausdrückhiche Beſtim— 
mung; letzteres mit den ſehr präciſen Worten: „das Recht des Beſchädigten 
auf Schadenserſatz iſt von der Beſtrafung unabbängig.“ — 


[Strafgel. 1. Chl. 11. Haupt. $. 92) 349 [Bon Denrafang der Verbrechen überhanpt.] 


dienen wird, wo den Schuldigen ihre Strafen durch Amneftieen nachge— 
fehen werden, oder die Strafbarkeit derfelben auf irgend andere Art 
erlofhen ift, oder wo die frafgerichtliche Verfolgung eines Verbrechers 
zwar nicht mit dem Beweife der Schuld oder Strafbarkeit einer 
That aufgefommen ift, diefe That aber als einfaches Befhädigungs-Factum 
im Givilrehtöwege conftatirt werden kann. — Hierauf beziehen ſich 
nun insbefondere jene Beitimmungen der Strafverfahrend: Por 
fhriften, welche einerfeit# vorfchreiben, dag anch die Erhebung und 
genane (qualitative und quantitative) Ausmittlung des dur ein Ver— 
brechen dem Berlegten zugefügten Schadens, fo wie die Erwirkung der 
Entfhädigung für den Beſchädigten einen wefentlihen Beftandtheil des 
Straf-Unterfuchungs« Verfahrens zu bilden habe; nemlich hinſichtlich 
jener Kronländer, wo für dad Strafverfahren noch immer das Gefek 
vom 3. September 1803 gilt, die 88. 234 lit, f, 252, 253, 338 
lit. b, 353 lit. i, 476, 477 lit. e, 489 und 522 des I. Theiles dieſes Geſetz— 
buches; für jene Länder aber, wo die St. P. D. vom 17. Jämter 1850 
in Wirkſamkeit ftebt, die $$. 4, 142, 143, 207, 285, und 401 — 403 
derfelben ; — und welche andererfeits feftfegen, daß das Strafgericht in der 
Regel au über die Entfhädigungsanfprüche des durch ein Verbrechen 
Beihädigten entſcheiden foll, und zugleich diefem (civilrechtlichen) Er— 
fenntniffe des Strafgerichtes, wenigftend gegenüber dem Beſchädiger (d. i. 
dem fhuldig erfannten Verbrecher), volle Rechtskraft einräumen, ohne dem 
Befhädigten felbft den Weg abzufchneiden, fich eine vermeintliche höhere 
Entfhädigung auch noch im ordentlichen Civiltechtswege zu fuchen. Dieß ges 
fhicht Durd den $. 426, 3. IV.,. umd durch die Borfchriften des XVII. 
Hauptſtückes des I. Iheils des St. ©. B. vom 3. September 1803, und 
insbefondere durch die $$. 522 und 523 deffelben, fo wie durch das XVII. 
Hauptftüd der St. P. DO. vom 17. Jänner 1850, vorzugsweife Durch die 
88. 405, 408 und 411 derfelben.’) Wenn endlih der vorftchende 


— 


) Für Ungarn, Kroatien, Siawonien, die ferbifhe Woj- 
wodſchaft und das Temefer Banat beftebt in allen oben angegebenen 
Beziehungen gar keine ausdrüdlihe Vorfhrift, da meines Wiffend weder die 
alt-ungarifchen Geſetze, noh auch die ofterwähnten previforifchen Strafver- 
fahrens-Vorſchriften für diefe Kronländer vom 28. December 1849 und vom 
24. Juli 1850 irgend eine befondere Beſtimmung darüber enthalten.  &s 
icheint daber vor der Hand — bis nemlich in den ebengenannten Kronländern 
die begonnene Segnung einer geficherten und geordneten Rechtspflege 
auch noch durch eine wohlgeregelte Strafprocehordmung vollendet fein 
wird — einem durch ein Berbrechen Beſchädigten in jenen Kronländern Nichte 
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Paragraph von der „dem Beleidigten oder Beihädigten gebübrenden 
Genugthuung oder Entfhädigung“ fpricht, fo ſcheint dadurch ein 
Unterfhied zwifchen diefen beiden Arten von Wiedergutmachung oder Erfak 
eines erlittenen Schadens angedeutet zu werden, wie denn ein ſolcher Unter: 
ſchied ſowohl hinfihtlid der Rechtswirkung, ald auch in Beziehung auf die 
äußere Bezeichnung, durch den Sprachgebrauch unferes a. b. G. B. feftgefept 
wurde, deffen $. 1323 wörtlich erflärt: „Betrifft der Erfaß (eines ver- 
urfahten Schadens) nur den erlittenen Schaden, fo wird er eigentlich eine 
Schadloshaltung; wofern er fih aber auch auf den entgangenen 
Gewinn und die Tilgung der verurſachten Beleidigung erflredt, volle 
Genugthuung genannt.” — Allein bei näherer Würdigung der vor: 
ftehenden Gefegesftellen wird man fi bald überzeugen, daß die obigen 
Ausdrücke: „Entfhädigung (Schadloshaltung)“ und „Genugthuung “ 
von unferem Strafgefeße nicht in den Bedeutungen des Eivilgefeßes 
gebraucht worden feien. Dieß leuchtet ſchon einmal daraus ein, daß das 
dermalige Strafgefeg die obigen Ausdrüde aus dem früheren 
Strafgefeße (vom 3. September 1503) übernommen hat, das leßtere 
aber wohl den bei Abfaffung des a. 6. G. B. erft im Jahre 1811 an: 
genommenen Sprachgebrauch nicht berüdfichtiget haben Fonnte. Zudem 
find in diefem älteren Strafgefege die beiden Ausdrüde offenbar in 
einer anderen Bedeutung gebraucht, indem dort der Ausdrud: „Genug: 
thuung“ immer ald Gorrelat von „Beleidigung“, daher in dem vul— 
gären Sinne („Satisfaction") ald Wiedergutmahung einer erlittenen 
Ehren»Beleidigung; — die „Entfhädigung” hingegen immer als cor- 
refpondirend der „Beſchädigung“, daher ald Gutmachung eines erlittenen 
materiellen (vorzugsweife Vermögens) Schadens angewendet wird. 


— — — — 


übrig, als ſich, inſoweit nicht etwa der Usus die Strafgerichte hie und da 
veranlaßt, dem Beſchädigten via facti eine Entſchädigung zuzumitteln, feine 
Entſchädigung — mit langer Hand bei dem Givilrichter zu fuchen. Diejer für 
jeden Beſchädigten fehr langwierige und foftfpielige Weg, fich eine derlei Indemni— 
fation zu verfhaffen, ift in diefen Kronländern dermal ohne Zweifel faft das 
einzige Zufluchtsmittel, da jetzt auch der, dem Bernehmen uach früherhin 
öfters ftattgefundene Borgang nicht mehr ausführbar ift, wornach dem Befchädigten 
wenigftend in jenen Fällen, wo nad den früheren ungarischen Gefeken die 
Einziehung ded Vermögens fchuldig erflärter Verbrecher ftattgefunden hatte, 
aus dieſem configcirten Vermögen eine Entfhädigung via facti verfchafft wurde; 
indem durch das neue Strafgefeg die Strafe der Bermögend- Gonfiscation 
ſchlechterdings auch in diefen Kronländern entfallen ift (vergl. oben Seite 44, 
und 440 — 443). 
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Dieß zeigt nicht nur der $. 35 jenes älteren Gefeges felbft, fondern ins- 
befondere auch der $. 353 lit. i, und vor Allem die Vergleihung des 
$. 525 mit den $$. 522 — 524. In diefer Bedeutung find die beiden 
Ausdrücde nun offenbar auch in das neue Gefeß übergegangen, wie ung 
der Hinblic® auf die $$. 42 und 47 e zeigt. — Endlich ergibt ſich die Un- 
anmwendbarkeit des Sprachgebrauches des bürgerlihen Gefegbuches 
zur Erklärung der obigen Ausdrüde des Strafgefeßes auch daraus, daß 
der dem obigen $.1323 des a.6.G.B. unmittelbar nachfolgende $. 1324 
feftgefeßt hat: „daß im dem Kalle eines aus böfer Abficht oder aus 
einer auffallenden Sorglofigkeit verurfahten Schadens der Be 
fhädigte volle Genugthuung zu fordern berechtiget ſei.“ — Da 
nun Berbrehen immer „mit böfer Abſicht“ begangen werden ($. 1 un: 
feres Strafgefeßes), und da fofort jeder durh ein Verbrechen Jeman— 
dem zugefügte Schade ein „aus böfer Abfiht verurfahter Schade“ ift: 
fo fann der im $. 42 des Strafgeſetzes vorausgefegte alternative 
Fall: „daß dem dur ein Verbrechen Beſchädigten“ entweder (nur) 
„Schadloshaltung oder (auch) Genugthuung“ gebühre, im Sinne des 
bürgerlichen Geſetzbuches gar nie eintreten, da ihm nach diefem immer 
volle Genugthuung“ gebührt. — Uebrigend ift die ganze Unter: 
fuhung in practifher Beziehung wenig erheblih, da denn doch auch 
der Strafrihter, wenn er einmal nah Maßgabe der angeführten 
Strafverfahrend-Vorfchriften über den civilrehtlihen Schadenerfaß- 
Punkt zu erkennen bat, Diefe, weil eben rein civilrehtlidhe, Frage nur 
nach den Beftimmungen der bürgerlichen Gefege zu entfcheiden, daher 
in allen Kronländern, wo einmal das a. b. &. B. vom 1. Juni 1811 
gilt, zunähft nah dem XXX. Hauptftüd des U. Theiles deflelben 
(88. 1293— 1341) vorzugehen haben wird. — 


Drittes Haupfflüd. 


Bon erfhwerenden Umftänden. 


So fehr auch die verfchiedenen f. g. Strafrehtd-Theorien 
fowohl in ihren Ausgangspuntten, ald auch in ihrer weiteren Entwidlung 
(Begründung, Mbleitung oder Aufzeigung) des Rechtsgrundes, 
Zwedes und Mafftabes der Strafe von einander abweichen: fo 
haben ſich dennoch, troß diefes noch immer nicht abgefchloffenen Streites 
der Wiffenfhaft, vorlängft ſchon die Gefeßgebungen der neueren 
Zeit, wenn gleich felbft wieder aus den mannigfaltigften Gründen 
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und Anfhauungsweifen, fo ziemlid allgemein in dem practifchen 
Ergebniffe geeiniget, daß jede Strafe, um gerecht zu fein, ſowohl 
der Größe der objectiven Schuld der That, ald auch dem Grade des 
fubjectiven Berfchuldens des Thäters adäquat fein müſſe (vergl. 
oben Seite 361, Anmerkung, unter Zahl 1), oder daß mit anderen 
Worten eine gerechte Srtafgefeßgebung aus dem Standpunfte der Codi— 
fication zwei Maßſtäbe für die relativ größere oder mindere Beftrafung 
fefthalten foll, nemlich 

1. die objective Größe der durch die That in's Leben ge: 
rufenen oder gedroht habenden Rehtverlegung oder Gefährdung 
(vergl. oben Seite 48— 50); und 

2. den größeren oder minderen Grad des fubjectiven Ver: 
ſchuldens, d.h. die größere oder mindere Antheilnahme der Willens: 
befhaffenheit des Handelnden an der Herbeiführung der ftrafbaren That 
(vergl. oben Seite 136— 138). *) 


— — — — 


*) Die tiefere wiſſenſchaftliche Begründung, ſowie insbeſondere die Nach: 
weifung diefer beiden Maßſtäbe aus dem Weſen der verfehiedenen Strafrechte- 
theorien, muß, nad der dem vorliegenden Werke geftedten begränzten Auf: 
gabe, hier — übergangen werden. Nur fo viel fei felbft bier bemerft, daß 
eine confequente Auffaflung des Weſens einer frafbaren Handlung und 
bed Rechtsgrundes aller Strafe, wie fie in den oben citirten Stellen die— 
fed Werkes (Seite 48 — 50 und 136 — 138) dargelegt wurden, ſchon mit 
logiſcher Nothwendigfeit auch auf die cbenerwähnten zwei Mafftäbe der 
relativ (oder quantilativ) größeren oder minderen Beftrafung führe. Liegt 
nemlih nah dem Gefagten der objective Grund der Gtrafbarfeit einer 
Handlung überhaupt in dem Dafein einer an fih (in abstracto) rechtver— 
legenden Handlung, fe ift eben dadurch auch fhon dad Mehr oder Weniger 
der objectiven Strafbarkeit audgefprochen, da ja alle Nechtverlegungen an 
einem ftofflihen Subftrate des Rechtes (an materiellen Gütern) ge 
ſchehen, diefe Materie des verlegten Rechtes aber nicht nur felbft cine mehr oder 
weniger wichtige (werthvolle), fondern überdieß mebr oder weniger verlegt 
oder gefährdet worden fein fann. Daber es auch nad der Wertbfhägung 
der Menfhen im Intereffe der Gerechtigkeit und der rechtlihen Ordnung des 
Staates liegt, daß wenn fhon micht alle, doch mindeftend die materiell 
größeren Rectverlegungen und Rechtgefährdungen hindangehalten werden. 
Hieraud wird alfo klar, daß man beim Borbandenfein einer objectiv größeren 
Rehtverlepung, ohne Unrecht zu thun, auch eine größere Strafe verhängen 
dürfe, und der rechtlichen Ordnung des Staates willen auch verbängen 
müffe — 

Achnliched gilt von dem fubjechiven Mafftabe. Wenn die Strafbarfeit 
einer Perſon für eine von ihr begangene an ſich (objectiv) ftrafbare Hand: 
(ung überhaupt nur dann eintritt, wann und infoferne diefelbe von ihrem 
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Diefe beiden Mahftäbe haben mun unverkennbar auch unferem 
pofitiven Geſetze vorgefhwebt, wie man Mar aus dem $. 43, wo 
die objectiven und fubjectiven Erhöhungs- Momente der Straf: 
barkeit deutlich auseinandergehalten find, und noch deutlicher aus der 
mit klarem Wortlaute gefhehenen Bezeichnung dieſes Gegenſatzes ent- 
nehmen fann, welche in den beiderfeitigen Eingangeworten der 88. 46 
und 47 vorkommt, indem dafelbft die „Milderungs» Umftände, welde 
auf Die Berfon des Thäters Bezug haben“ — ſcharf von jenen 
„in Rüdfiht auf Die Befhaffenheit der That“ gefhieden und 
gefondert nebeneinander durchgeführt werden. *) — 


Bewußtſein und Willen ausgegangen (Imputabilität vorkanden) ift (Seite 136— 
138): fo wird je nach dem relativ ftärferen oder fhwächeren Mitwirken diefer 
Willensbeihaffenheit des Handelnden, ald der wirkenden Urfadhe des fub- 
jectiven Verſchuldens, auch diefes felbft ein relativ größeres oder geringeres 
fein fünnen. — 

Da nun aber nah dem oben Gefagten juridifche Strafbarkeit 
überhaupt nur dann eintritt, wann und infoferne das Recht objectiv 
verlegt oder gefährdet wurde (Seite 48— 50 und 289), und da hiernach dad 
Recht oder die äußere Gerechtigkeit, welche nur dad geordnete fociale Zu: 
fammenleben der Menfchen zu erhalten bejtimmt ift, nad der fubjectiven 
Willensbefchaffenbeit eined Menfchen, der fih gegen diefe äußere rechtliche 
Ordnung objectiv gar nicht verfündiget hat, nicht weiter zu fragen hat, 
fo folge hieraus von felbft, daß bei der juridifhen Straf- Imputation der 
fubjective Mafftab dem objectiven untergeordnet fei, und daß fofort der 
Juſtiz-Mann zunächſt die objective That, und ihre Beziehung zur Außen: 
welt, und erft folgerungsmweife aud derfelben auch das fubjective Berfhulden 
in’d Auge zu faſſen babe, während die ethiſche Beurtheilung menſchlichen 
Handelns, der Richterftuhl Gottes, der in's Innerſte des Menfhen zu fchauen 
vermag, und nach feinem Vorbilde der Beichtvater, der Sittlichkeitsrichter, der 
Grzieber u. f. f. den Mafftab für die Strafwürdigkeit menſchlichen Handelnd 
zunächſt aus dem Grade der Unfittlichfeit oder fubjectiven Willensbefchaffenbeit 
des Handelnden entnimmt, unmittelbar die Gefinnung oder Triebfeder, 
und erft folgeweife bieraus die äußere That würdıget und beftrafet. — 

*) Wenn fofort unfer Geſetz nach dem Maren Inhalte der oben be: 
jogenen Stellen felbft anerfannt bat, dap man einen doppelten, nemlic einen 
objectiven und fubjectiven Maßſtab für die relative Strafimputation, 
d. b. für die quantitativ größere oder geringere Strafbarkeit annehmen und 
feſthalten müffe, und wenn es denfelben auch wirklich bei allen einzelnen Ver— 
brechen, wo es befondere Straf-Erhöhungs-, oder Minderungs Gründe in 
Würdigung bringt, confequent durchgeführt hat; fo müffen wir, nicht blos 
aus rein theoretifchem, fondern allerdings auch aus practiihem Stand» 
punfte, mit um fo größerer Befriedigung anerkennen, daß es fehr confequent 
war, daß das dermalige Strafgefep den im 10. Abjage des 8. M. P. dee 
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Man hat in Schule und Praris jeden diefer beiden Maßſtäbe wie- 
der auf mannigfaltige Weifen in ihrem Inhalte zergitedert, und nad ver: 
fhiedenen untergeordneten Gefichtspunften in Betracht gezogen. Zulekt 
flimmen aber auch bei diefer Controverfe die in Beziehung auf ihre Be— 
gründung und Entwidlung noch fo divergirenden Anfichten wenigſtens 
in folgendem practifchen Ergebniffe zufammen, daß fi nemlih der 
erfte der angedeuteten zwei Maßftäbe für die relativ höhere oder ge- 
ringere Strafbarfeit, d. i. bie objective Größe der Verletzung wie 
der nad) folgenden drei untergeordneten Geſichtspunkten betrachten laffe: 

a. Nach der Befhaffenheit (Qualität) des Gegenftandes 
der Rechtverlekung. — Es erjheine daher eine flrafbare Handlung ob— 
jectiv um fo ftrafwürdiger, je wichtiger oder werthooller, je weniger oder 
gar nicht erfeblih für den Verletzten das verlegte Object, Recht oder Gut, 


oder je heiliger das übertretene Verbot, oder in je größerer Ausdehnung 
daffelbe die Grundlage anderer Güter oder des ungeftörten Genuffes der- 


felben ift; je mehrere Dbjecte, oder je mehrerer Berfonen Rechte verlegt 
worden find u. f. f. (vergl. auch die $$. 43, 44 litt. a und b, 47 litt. b 
und c, 263 litt. c, d, g, h, |, n, und 264 litt. h—k). — 

b, Nach dem Erfolge der frafbaren Handlung, d. b. nad 
dem Verhältniffe derfelben zu der von ihr herbeigeführten Wirkung, je 
nachdem fie nemlich die erzielte Rechtverlegung intenfiv und ertenfiv mehr 
oder weniger nach fid) gezogen, oder mit anderen Worten diefelbe voll: 
bracht oder nur verfucht, und im legteren alle in größerer oder min— 
derer Annäherung zum vollen Erfolge verfucht hat (verel. auch die $$. 43, 
47 litt, a und 264 litt g und I). — 

c. Nah der Urfahlihkeit der objectiven That zum Da- 
fein der ftrafbaren Handlung, je mehr fih nemlich in der That die wirkende 
Urſache oder der zureichende Grund des Dafeins der Rechtverlegung dar: 
ftellt, wornad der unmittelbare oder Hauptthäter, der Anftifter 
(Urheber) ftrafbarer find als bloße Gehilfen, Begünftiger eines 
Verbrechens u. dgl. (vergl. oben Seite 226 u, fag. und $$. 44 litt. d 
und e, 46 litt. c. 263 litt. T, g, h, k, und 264 litt. ce und d). — 


früheren Strafgefeßed (vom 3. September 1803) enthaltenen Grundfag: 
„der Schuldige foll Fein größeres Uebel erleiden, als zur Hindanhaltung 
der Verbrechen angedroht und volljogen werden muß“ weggelaffen bat. 
Es ift nemlich bereits in der Einleitung (Seite 43 und 44) darauf hinge— 
wiefen worden, wie diefed — der Feuerbachifchen Abfchredungs » Theorie entnom« 
mene — Axiom nur zu leicht zu einer einfeitigen Hervorhebung nur des fub» 
jectiven Momentes oder Mafftabes der Strafbarkeit induciren könnte. — 
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In ähnlicher Weife läßt ſich denn auch der zweite der erwähnten 
Mapftäbe, nemlich der Grad des fubjectiven Verſchuldens oder die 
fubjective Gefährlichkeit des Thäterd nach mehreren darunter enthaltenen 
Momenten noch näher beftimmen. Es wird hier vorerft der fhon oben 
(Seite 137 und 138) bervorgehobene Unterfhied zwifhen Borfak 
(dolus) und Bahrläffigkeit (eulpa) maßgebend fein, weil bei vor: 
fäglihen ftrafbaren Handlungen zu den allgemeinen Bedingungen der 
Zurehnungsfähigkeit noch das Merkmal einer pofitiv ſchlechten Willens: 
richtung, das unmittelbare Wollen der als ftrafbar erfannten Hand: 
lung hinjugetreten ift. — 

Die Strafbarkeit fowohl des Vorſatzes als der Fahrläffigkeit er- 
höht fi aber wieder je nad) der 

a. Stärke (Feftigkeit — Intenfität), 

b. Dauer (Protenfion) und 

ce. dem Umfange (Ertenfion) des dolos oder culpos fhlehten 
Willens (der fubjectiven Triebfeder). 

Zu a. Der Wille des Handelnden wird als relativ deito ſtärker 
fich darftellen, je entjhiedener, beftimmter und ausschließlicher der durch die 
ftrafbare Handlung erzielte Zweck angeftrebt wurde; oder je mehrere und 
ftärfere, feien e3 nun innere oder äußere, moralifhe, pſychologiſche oder 
mechaniſche Hinderniffe, fich dem ftrafbaren Handeln des Schuldigen ent- 
gegenftellten, und je intenfiver er ſich daher troß diefer Hinderniffe umd 
durch die Heberwindung derfelben befundete. Hiernach wird man z.B. bei 
vorfäßliden ftrafbaren Handlungen dem dolus determinatus 
größere Intenfitivität ald dem indelerminalus, zumal ald dem eventualen 
zuerfennen (vergl. oben Seite 144 und 145); — ebenfo Denjenigen, 
der zur Ausführung feiner That mannigfache Hinderniffe befeitigen, Ge— 
walt anwenden mußte, oder der von derfelben durch Bitten, Warnungen, 
Borftellungen abgemahnt wurde und fie dennoch vollführte, ferner Dens 
jenigen, der ein Verbrehen mit ruhiger Kälte, mit befonnener Ueber- 
legung, mit längerer Vorbereitung ausführte, oder der eine Verlegung 
an feinem Wohlthäter, feinem Vater und dgl. beging, und ebenfo den Eins 
fihtsvollen und Gebildeten ftrafbarer erklären, als diejenigen Perſonen, 
bei weldhen derlei Momente nicht eintreffen, als den in heftiger Gemüthe- 
aufregung oder Zornesaufwallung Handelnden, als den in feiner Erziehung 
und Bildung ganz verwahrloften Menſchen u. f. f. Im gleicher Art ers 
fheint der f. g. dolus antecedens ftrafbarer ald der subsequens (ſieh' 
hierüber Seite 149 und 150 lit. d), weil der erftere einen ſchon vor 
der Unternehmung der ftrafbaren Handlung vorhandenen feiten Willens- 
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Entſchluß vorausfegte, während bei dem letzteren diefer Entſchluß erſt 
während der Seßung einer an fi erlaubten Handlung mehr oder weniger 
von Außen ber angeregt wird (vergl. auch die $$. 43, 44, 46 lit. a—f, 
47 lit. b, 263 litt. e — k und n, und 264 litt. a—k). — | 

Ebenfo wird man bei culpofen Handlungen *) mit Fug und Recht 
defto größere fubjective Strafbarkeit eintreten laffen, je größer für den Han- 
delnden entweder ſchon nach der allgemeinen Lage der Dinge oder vermöge 
feiner befonderen Stellung die Berpflihtung zur Aufmerkfamkeit, oder 
je geringfügiger oder gar gefegwidriger die Veranlaffung ſelbſt war, bei 
welcher die fahrläffige Handlung vorfam,**) je mehr Bildung, Einficht, 
fpecielle Fach» und Sachkenntniß, Ruhe, Ueberlegung bei dem Handelnden 
vorhanden war u. |. f. — — — 

Zub. Man wird die gefegmwidrige Willensbefchaffenheit des Han- 
delnden defto dauerhafter (oder protenfiver) nennen, je länger 
in der Zeit fie ihre Wirkfamkeit bewährte (Fortſetzung), je öfter fie 
wiederfehrte (Wiederholung und Anhäufung), oder fih gar bis zur 
Gewohnheit erftarkte, oder troß einer fchon erlittenen Strafe wieder 
thätig zeigte (Rückfall), oder je weniger es äußerer Reize bedurfte, 
um fie in Thätigkeit zu feßen, u. f. f. Dieß gilt eben ſowohl 


) Obgleich Berbreben nad unferem Geſetze nur dolofe Hand— 
lungen fein fönnen, und die Culpa (Fabrläffigkeit) nur mittelbar oder in 
Beziehung auf einzelne Merkmale einer verbrecherifchen Handlung von Be 
deutung fein kann (vergl. oben Seite 155— 159): fo ift ed dennoch des Zu: 
jammenbanges wegen unerläßlid, die obigen Erörterungen auch auf culpoje 
Handlungen auszudehnen. — Die obige Darftellung mag dadurch zugleich 
ſchon als eine theilweife Erläuterung der analogen Beflimmungen der 88. 233, 
238, 263 und 264 des zweiten Theild unferes Strafgefeges gelten, da ſich 
diefe Tepteren eben fomwohl auf dolofe wie auf culpofe Handlungen beziehen. 

») So wird man 3. B. die aus übereiltem Pflichteifer, aus über: 
bigiger Amtshandhabung, oder bei Ausführung einer an fich erlaubten, oder 
gar löblihen Handlung, oder aus einem vorfchnell gefaßten Entichluffe, zumal 
in allen jenen Fällen, wo ein fchneller Entihluß überhaupt gefaßt werden 
mußte, veranlaßte fahrläffige Verlegung eines Auderen weniger ftrafbar er: 
Haren, ala wenn diejelbe bie Gelegenheit einer ſchon an ſich gefegwidrigen 
oder unerlaubten Handlung, oder bei einer Gelegenheit vorfiel, wo der Hans 
deinde zu einer vorzüglichen Aufmerkfamkeit oder Verhütung von Unglüd ine: 
befondere verpflichtet war. Hiernach erfcheint denn auch die bereitd oben 
(Seite 159) erörterte f. g. „Culpa dolo determinata“ fhon megen 
ibred (zunächft in einem verbreherifchen Willens » Entfchluffe liegenden) 
Deranlaffungsgrundes ald eine der vorzüglich ftrafbaren Arten der Wahr: 
fäffigfeit. — 
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binfihtlich der vorfäglihen als der fahrläffigen Handlungen, und man 
wird daber z. B. beide Arten von Handlungen, wenn fie langer dauerten, 
oder durch mehrere Theilacte Fortgefegt wurden (vergl. Seite 471 — 
474), oder wenn fie öfters wiederkehren, und troß fchon öfter gemachter 
analoger Erfahrungen wiederkehren, ftrafbarer erfennen, ald wenn fie zum 
erftenmale, unvorbereitet vorfemmen, aus Uebereilung, heftiger Gemüthe- 
bewegung entftehen u. dgl. Aus dem eben angeführten Grunde erfcheint der 
dolus praemeditalus ftrafbarer, al& der dolus repentinus (vergk. Seite 143 
litt. a); ferner der dolus generalis in der zweiten der oben (Seite 150 
und 151 ad. litt. bb) angegebenen Bedeutungen gefährlicher, als der 
dolns speeialis u. f. f. (vergl. aud die $$. 43, 44 litt. b und e, 45, 46 
litt. b, d, e, g und h, 47 lit. b, 263 litt. a und b, und 264 litt. b, 
e, 1 —1}), — 

Endlih wird 

ad c. eine ſolche Beihaffenheit des Willens, vermöge welcher fie 
als Quelle und Anlaß von vergleihungsweife mehreren und felbft 
verfhiedenartigen ftrafbaren Handlungen erfcheint, wornach alfo der 
gefegwidrige Wille einen relativ größeren Umfang (Ertenfion) von pſycho— 
logiſch daraus erflärbaren ftrafbaren Handlungen einfchließt, auch relativ ger 
fährlicher erfannt werden fönnen. — Hiernad wird man den dolus generalis 
in der oben (Seite 152 unter lit. cc) erörterten dritten Bedeutung 
ftrafbarer erfennen, ald den dolus specialis; ferner Verbrechen aus Ehr— 
ſucht, aus politifhem, religiöfem oder nationalem Fanatismus für relativ 
höchſt gefährlich erflären, weil die Spannung des menſchlichen Gemüthes 
durch derlei Leidenfhaften eine unbeftimmbare Menge von Verbrechen 
und die vielartigften Rechtverlegungen gegen die vermeintlichen Wider: 
facher einſchließt; ed wird ferner hiernach die Triebfeder des Neides um- 
faffender fein, als jene des bloßen Eigennußes; ebenfo werden Eiferfucht 
und Rachſucht minder gefährlich erfcheinen, als allgemeiner Menfchenhaß, 
und in gleicher Weife wird jene Art von Kahrläffigkeit, woraus zugleich für 
verfchiedenartige Nechte oder Güter der Menfchen, z.B. für Leben, körper: 
liche Sicherheit und Eigenthum Verletzungen oder Gefahren hervorgehen 
fönnen, gefährlicher fein, als diejenige, woraus nur für eine beftinmte 
Art von Rechten eine Gefahr droht u. ſ. f. u. f. f.*) 


) Mit Rüdfiht auf diefe verfchiedenen Gradmeſſer der relativ größeren 
oder geringeren objectiven oder fubjectiven Strafbarkeit hat die Schule — wenig- 
ſtens in früherer Zeit — in ähnlicher Weife, wie man verfchiedene Eintheilungen des 
Dolus angenommen hat (vergl. oben Seite 143— 153), auch mehrerer Arten 
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Man bezeichnet nun jeden einzelnen der angeführten, objectiven 
oder ſubjectiven, Momente einer concreten ſtrafbaren Handlung, welcher 
bewirkt, daß dieſelbe ſich relativ ftrafwürdiger oder minder fteafwürdig 
darftellt, als der damit verglihene gewöhnliche Mitteldurhfähnitt 
diefer Art von ftrafbaren Handlungen, oder als diefe Art von flrafbaren 
Handlungen überhaupt ohne den vorausgefegten Umftand, jedoch mit 
der Beihränktung, dag durch diefen Umftand die vorausgefegte ftrafbare 
Handlung nicht etwa in eine andere Art (Gattung oder Kategorie) von 


von Culpa unterſchieden. Man ſpricht vorerfi von „Culpa dolo proxima“ 
(ebemal® auch „luxuria“, in der deutjchen Doctrin gewöhnlih „frevel— 
bafter Leihtfinn” genannt), im Gegenfage der „Culpa (dolo) re- 
motior*, und verfteht unter erfterer diejenige Art von Fahrläſſigkeit, wobei 
der Handelnde fogar das wirkliche Bemwußtfein der möglichen üblichen 
Folgen feiner Handlung hatte, und fie dennoch, obgleih noch immer ohne 
den Willen, fie auch wirffich herbeizuführen, vornahm (vergl. oben ©. 138); 
während bei der Culpa remotior die Erfenntniß dieſes Gaufalzufammenbanges 
in Wirklichkeit im concreten Falle nicht vorhanden, wohl aber bei Anwendung 
der pflihtmäßigen Aufmerfjamkeit möglich gewefen wäre. Es leuchtet ein, 
daß die erftere Art von Culpa, die jo nabe au den ſ. g. dolus indirectus 
und indeterminatus ftreift, daß die Scheidelinie von ihm oft faum erweisbar 
ift, wegen der ihr zu Grund liegenden größeren Intenſität der negativ böjen 
MWillensbefhaffenheit (vergl. die Anmerkung auf Seite 138), ftrafbarer fei, 
ald die Culpa remotior, — 

Man theilte ferner einftmald au die ftrafbare Culpa in die Culpa 
lata, levis und levissima cin, je nachdem der Gintritt der aud 
der Handlung des Unaufmerkffamen vorberfehbaren üblen Folgen wahrſchein— 
licher, oder gleich wahrfcheinlih, oder unwahrſcheinlicher war, als das Nicht: 
eintreten derfelben. — 

Doch die neuere Wiffenfhaft hat diefe Eintheilungen größtentheild auf 
gegeben , vorzugeweife darum, weil man bei der Fahrläffigfeit ſchon ihrer 
Natur nad keine abfoluten, auf Jedermann und auf jedes culpofe Berfhulden 
anwendbare Grade unterfcheiden fann, indem ja felbft Die Frage, ob Fahr— 
läffigkeit vorhanden fei, nur nah Maßgabe der Subjectivität des Handelnden 
und der ganz individuellen Umftände des concreten Falles entjchieden werden 
fann, und demnach um ſo gewiſſer die Beurtheilung des relativ höheren oder 
geringeren Grades der Berfchuldung nicht nach abſoluten Grabmeffern be 
flimmt werden kann. — Dazu fommt, daß felbft die objective Gradation 
des in der zulegt erwähnten Eintheilung angedeuteten größeren oder minderen 
Wahrſcheinlichkeits- Zufammenhanges in concreten Fällen ſchwer erweisbar ift, 
und ſich nur felten fo theoretifch ſcharf abzirkeln läßt, wie es die obige Schul- 
Eintheilung vorfhreibt, und daß endlich nah den Grundfägen der Gercchtig- 
keit die fogenannte Culpa levissima wohl faum Jemandem zur firafbaren 
Schuld zugerechnet werden kann. — 
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ftrafbaren Handlungen umgewandelt wird, *) — in Doctrin und Praxis 
mit dem Namen: „Erfhwerungs- (oder Strafverfhärfungs-) und be- 
zjiebungsweife Milderungs: (oder Strafverminderungs +) Grund,” und 
zwar gemeinhin, fo wie nad dem Spracdhgebraude des öfterreihifhen 
Strafgefeßes ($. 48) ohne weiteren Unterfhied, ob die angedentete Rechte: 
wirkung einer fhwereren, beziehungsweife geringeren Beftrafung von dem 
Geſetze in der Art feftgefeßt ift, daß wegen des Vorhandenſeins folder 
Umftände ein ganz anderer Straffaß oder eine gang andere Straf: 
Qualität feftgefegt erfheint, oder daß zwar troß ihres Dafeins noch 
immer die nemliche Qualität der Strafe und der nemliche Straffaß (vergl. 
Seite 375 und 376) verbleiben, aber innerhalb deffelben die Strafe 
wegen Erſchwerungs-Umſtänden näher dem Höchſt-Anſatze (Marimum), 
und wegen Milderungs-Uimftänden näher dem Mindeft-Anfage (Minimum) 
ausgemeſſen werden ſoll.“) — 


— — 





*) In der etymologiſchen Bedeutung des Wortes würde allerdings 
3. DB. auch der Umftand, daß Jemand einen Diebftahl mit Gewaltanwendung 
gegen eine Perſon ausführt, oder die Zutbat, daß der Thäter eines Diebftabld 
wenn auch nur von einigen Kreuzern Werthes fi das Stehlen zur Gewohnheit ge- 
macht hat, als ein Erfhwerungs-Umftand; gleichwie z. B. der Umftand, daß etwa 
ein Schn feinen Bater, mit dem er in gemeinfamer Haushaltung lebt, um einen 
noch fo hohen Betrag beftichlt, als ein Milderungsd-Umftand angefehen werden 
können, weil die beiden erftangeführten Umftände die Schuld des Thäterd mwirf- 
lid erſchweren, und deffen Strafbarfeit Sofort erhöhen oder verfhärfen ($. 190 
vergl. mit $. 171, dann $. 176, Zahl I.); der zuletzt erwähnte Umftand 
aber die Schuld und Strafbarkeit bedeutjam mindert ($$. 189 und 463). — 
Allein gegen die Bezeichnung der ebenerwähnten Umftände mit dem Namen: 
„Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtände“ firäubt fih der hergebrachte 
und unbeftrittene Sprachgebrauch, weil dieß zugleich folhe Umftände find, 
wodurch nach den eben citirten Gefegeöftellen die ganze Qualification 
der firafbaren Handlung umgeändert, nemlich im erften Falle der Diebftahl 
in Raub umgewandelt, im zweiten aus einer Uebertretung zum Berbredben 
des Diebftahld, im dritten aber von Verbrechen zu einer bloßen Ueber: 
tretung, und felbft dieß nur auf Anfuchen des Familienbauptes, umgeftaltet 
wird, — Man bezeichnet daher derlei, obſchon zugleih die Schuld und 
Strafbarkeit einer Handlung erhöbende oder vermindernde Umftände, wenn 
dadurch eine ganz andere Qualification der That herbeigeführt wird, richtiger 
mit dem, wenigftend in der Prarid hie und da angenommenen Namen: „Quali 
ficationd-Umftände”“ — — 

») Die neuere Doctrin, und mit ihr auch manches neuere Strafgefck 
unterſcheidet diefe zweierlei Kategorien von Erſchwerungs- und Milderungs— 
Umftänden auch in den Namen von einander, und bezeichnet die erftere 
Battung regelmäßig mit dem Namen: „Straffbärfungd- und Straf- 
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Die in der Schule gangbaren Unterabtheilungen der Er— 
ſchwerungs- und Milderungs« Umftände haben den practifhen Nutzen, 
daß fie einerjeitö die Ueberficht derfelben nah Maßgabe der obigen Sy— 
ftematit, fowic die Subfumtion unter die aufgeführten Gefihtspunfte er: 
leichtern, und eben dadurch das Verſtändniß ihrer Wefenheit, fo wie ihrer 
inneren Begründung fördern; und daß fie andererfeits die im $. 48 un- 
feres Gefeßes vorgefchriebene gegenfeitige Abwägung ihres Gehaltes und 
relativen Uebergewichtes vermitteln, wie dieß insbefondere die Erklärung 
des eben citirten $. 48 zeigen wird. Endlich haben dieſe Eintheilungen 
auch noch practifchen Werth, fobald es ſich um die Würdigung der ver- 
fhiedenen practifhen Folgen von derlei Umftänden handelt, insbefondere 
wen es darauf anfommt, zu entfcheiden, ob die einen oder anderen Mil- 
derungs-Umftände auf fonftige fubjective Rückſichtswürdigkeit des 
Thäters ſchließen, oder eine Befferung deffelben erwarten Taffen, 3. B. 
in den fällen der $$. 54, 261, 262 und 266. — 

Man theilt nun die Erfhwerungs- und Milderungs-Umftände vor: 
erft ein in objective und fubjective, deren Erklärung ſich aus der 
obigen Darftellung (Seite 552 — 557) von felbft ergibt. — 

Man fpricht ferner, je nach dem Zeit» Berbältniffe, in welchem fie zur 
firafbaren Handlung felbft ftehen, von vorhergehenden, begleiten: 
den und nachfolgenden. Die beiden erfteren diefer Theilungs— 
Glieder haben feine weitere Erflärung nöthig. Die 88. 44 litt. en. d, 
46 litt. a und b, 263 Hit. i, und 264 litt. a—f geben ums Beifpiele 
von vorhergehenden; — der $. 44 Hill. e, $. 46 litt. c—T, $. 47 
litt. a und b, $. 263 litt. a und k, und $. 264 litt. g, h und i.bingegen 
Beifpiele von begleitenden derlei Umftänden. — Nur das lepte diefer 
drei Theilungsglieder bedarf noch der Aufklärung. Strenge genommen 
fann man nemlich wohl von einem der Thathandlung nahfolgenden 
Umftande, die er ala unter erfhmwerenden oder mildernden Berhältniffen 
begangen darftellen foll, fo wenig, als überhaupt von einer erſt nad 
der Wirkung eingetretenen wirkenden Urſache ſprechen; allein man ver— 


— — — — 


milderungés«⸗“, die andere Kategorie aber als „Straferböbungd- und 
Strafminderungd-“, und leptere beide Arten zufammen noch überdich 
ald „Strafausmeſſungs-Gründe“. — Die oben weiter folgende Er 
drterung wird zeigen, daß mit diefer Eintbeilung und Nomenclatur auswär— 
tiger Gefepe, zum Theile wenigfteng, die Eintheilung der Erſchwerungs- und 
Milderungd-Umftände in allgemeine und befondere nah unferem 
Geſetze zufammenfällt, — 
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fteht unter den f. g. nahfolgenden Erfhwerungs- und Milderungs: 
Umftänden auch nur folhe Thatumſtände, welche zwar erft nach Be— 
gehung der flrafbaren Handlung zum Vorſchein kommen, allein zurück— 
bezogen auf diefelbe den Beweis liefern, oder ſchließen laffen, daß die 
ftrafbare Handlung felbft unter objectiv oder fubjectiv ftrafbareren oder 
minder ftrafbaren VBerhältniffen begangen worden fei. Der $. 45 und der 
8. 46 unter den Buchftaben g und h, fo wie der 8.263 lit. m und 8.264 
litt. k und I liefern und Belege von ſolchen nachfolgenden Erfhwerungs- 
und Milderungs- Umftänden. 

Man fcheidet bei derlei Umftänden ferner rechtliche (juridifce ) 
von politifhen aus, und bezeichnet die erfteren als foldhe, bei 
denen fih die relativ größere oder. mindere Strafbarkeit aus den 
bisher in Betracht gezogenen Gründen der juridifhen Strafzurehnung 
rechtfertiget, während eine Gefeßgebung ſ. g. politifche Erſchwerungs— 
und Milderungs-Umftände nur aus Staatsklugheits-Rüdfihten als ſolche 
feftgefeßt hat. Allein es bedarf feiner Nachweifung, daß es Unrecht 
wäre, irgendwie einen Umftand aus bloßen Klugheits-Rückſichten 
unter die Erfehwerungs-Umftände mit der diefen eigenthümlichen Wirkung 
einznreiben, daß dadurch die Strafbarkeit derfelben erhöht, und fofort 
über das rechtlich verdiente Ausmaß hinaus erhöht werden foll, weil 
deun überhaupt die Staatsgewalt des Nechtsftaates nie aus bloßen Klug: 
heits-Rüdfihten, oder vermöge der f.g. Staateraifon, gegen das hemmende 
Beto der Gerechtigkeit Etwas fatuiren darf. Die Durchſicht aller in den 
$$.43— 47, 263 und 264 aufgezäblten Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände belehrt ung aber au, daß unfere Gejeßgebung die Feititellung 
von politifhen Strafbemeffungsgründen wirklid nur auf die Mil: 
derungs-Umſtände (z. B. $.46 litt.h, iund k, $. 47 litt. e und 8.264 
lit. 1) beſchränkt hat, *) rückjichtlic welcher das Recht der Gefekgebung 
wohl nicht im Mindeiten bezweifelt werden kann, da derlei politifche Mil- 
derungsgründe wohl ganz Die Natur von Begnadigungs-» Rüdfihten an 
fi tragen, der Staatshoheit aber zweifellos, fo wie überhaupt das Recht 


— — — 


*) Der einzige Fall, wo es ſcheinen könnte, als ob ſich die Geſetz— 
gebung durch Klugheits-Rückſichten hätte beflimmen laſſen, einen That, 
moment ald Erſchwerungs-Umſtand feftzujepen, liegt in den $$. 45 und 
263 litt. m. — Allein die unten folgende Erklärung dei $. 45 möge dartbuı, 
dap auch dieſer Umftand, fo wenig fih auch, gerade aud Klugbeits : Rüd: 
fihten, aus dem Standpunkte der Codification die Aufnahme von derlei Be— 
ſtimmungen in ein pofitived Strafgefeß rechtfertigen läßt, ‚dennoch auch eine 
juridifche Seite der höheren Strafbarkeit einſchließe. — 
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der Begnadigung, namentlich aud das Befugniß zukommt, in jenen 
Fällen, wo die Borauszufiherung einer gänzlichen oder theilmeifen 
Strafnahfiht oder Strafmilderung dem höchſten Intereffe des Staates, 
nämlich dem Intereffe der Gerechtigkeit felbft, d. i. dem Schutze 
der rehtlihen Ordnung im Staate, oder der thunlichiten Wieder: 
berftellung des geftörten einzelnen Rechtes mehr zufagt, als bie 
firenge Durchführung des Strafrehtes, auch wirflih von diefer Vor— 
aus» Herabminderung der Strafe Gebrauh zu machen. Daſſelbe 
gilt auch von denjenigen ähnlichen Vorausfeßungen, wo der Staat 
durch eine in Ausficht geftellte mindere Beftrafung hoffen kann, zur 
Kenntnig von anderen gefährlihen Subjecten oder fhadendrohenden 
Umftänden zu gelangen ($. 46 litt. i und $. 264 lit. I), oder eben 
dadurd vielleicht dritte Berfonen, jo etwa nahe Angehörige eines 
Shuldigen zur Wiedergutmahung wenigftend des materiellen durch die 
ftrafbare Handlung angerichteten Schadens anzuregen ($. 47 litt. e), 
oder wenn ein dem Gtrafbaren unverfhuldet zugemendetes Uebel 
durch eine derlei Strafmilderung wieder ausgeglichen werden foll ($. 46 
lilt. k) u. ſ. f. u. ſ. f. — 

Eine andere, wenigſtens der ältern Doctrin bekannte Eintheilung 
der Etſchwerungs- und Milderungs-Umſtände iſt jene in pofitive und 
negative. Unter einem pofitiven Erfchwerungs- oder Milderungs:- 
Umftande verfteht man einen folhen, an weldhem man ein die höbere 
oder geringere GStrafbarkeit einer beftimmten Handlung oder eines ge: 
wiffen Thäters unmittelbar, durch fich felbft und für fih allein, oder 
in concreto bewirfendes Moment zu erfennen vermag. So wird man 3.2. 
die befondere Dreiftigkeit, Berwegenheit, Tollkühnheit oder Arglift, womit 
ein Verbrechen verübt wurde, ald einen pofitiven Erſchwerungs-Umſtand, 
und eben fo die im $. 46 litt. g und h, und im $. 47 lit. b bezeichneten 
Umftände als pofitive Milderungs- Gründe erflären können, weil im 
erfteren alle ein unmittelbare Moment vorliegt, welches auf größere 
Stärke und Dauerhaftigfeit des rechtswidrigen Willens (vergl. Seite 
555 —557 unter litt. a und b); in den entgegengefegten Fällen aber auf 
Reumüthigkeit oder Befferung des Thäters ſchließen läßt. — Als nega— 
tive Erfhwerungs- und Milderungs » Umftände hingegen bezeichnet man 
ſolche, bei weldhen der die Strafwürdigfeit erhöhende oder vermindernde 
Grund in dem Mangel eines folhen Momentes Liegt, welcher, wenn er 
vorhanden wäre, hinfichtlich des einzelnen in Frage ſtehenden Verbrechens 
die entgegengefegte Wirkung erzeugen würde. — So könnte man 
z. B. das Nihtdafein eines bisher unbefcholtenen Lebenswandels oder 
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die vorausgegangene Abftrafung wegen eines ganz anderen, auf durchaus 
hbeterogener Triebfeder beruhenden Verbrechens, woraus man alfo 
noch nicht ſchließen kanu, daß das fpäter ganz ungleichartige Verbrechen 
auf einer in conereto pofitiv fhlechteren Triebfeder oder reiativ gefähr- 
liheren Willensbefhaffenheit beruhe, eigentlih nur als Abgang eines 
Milderungs »Umftandes, oder als negativen Erfhwerungs- Umftand be- 
zeichnen (vergl. Seite 466); — eben fo können die $$. 46 a und 47 
litt. a und c als Beifpiele negativer Milderungs -Umftände gelten, 
weil bei denfelben das die Strafminderung bedingende Moment eigentlich 
in dem Nihtdafein eines Erfhwerungsd - Umftandes liegt. — Diefe Ein: 
theilnng hat practifchen Werth bei der im $. 48 unferes Geſetzes angeord- 
neten gegenfeitigen Abwägung des inneren Gebaltes und Gewichtes der 
einander gegenüberftehenden Erſchwerungs- und Milderungs-Um— 
ftände, und außerdem auch noch für alle jene Fälle, wo das Gefek im All: 
gemeinen von dem Erſchwerungs-Umſtande „befonderer oder großer Bos— 
beit“, d. h. relativ ftärferer Abfichtlichfeit, oder größerer pofitiver In: 
tenfität der böfen Willensbeihaffenheit (vergl. Seite 141) ſpricht, unter 
welche man nemlich blos negative Erſchwerungs-Umſtände nie fubfumiren 
darf, z. B. in den $$. 75, 85 — 89, 103, 123, 212, 271, 306, 319, 
462; — und ebenfo in denjenigen Fällen, wo das Gefek ſolche Mil: 
derungs= Umftände vorausfegt, aus welchen fih eine Befferung des 
Schuldigen erwarten läßt, 3. B. in den $$. 54, 266, 271, indem man 
unter diefelben ebenfalls blos negative Milderungs » Umftände nicht 
rechnen kann. — 

Man tHeilt endlich fowohl die Erſchwerungs- als die Milderungs- 
Umftäande in allgemeine und befondere ein, je nachdem fie ihrer 
Natur nah bei allen Arten von ftrafbaren Handlungen und Subjecten 
vorkommen können; oder fo geartet find, daß fie nur ſich aus der ganz ſpe— 
ciellen Natur gemiffer jtrafbarer Handlungen oder vermöge der indivi- 
duellen Stellung gewiſſer Thäter erklären laffen, oder, obgleich fie im 
Grunde auch bei anderen ftrafbaren Handlungen eintreten können, wenig— 
ſtens von dem Geſetze indbefondere nur bei einzelnen ftrafbaren Hand- 
lungen ala ſolche Umftände geltend gemacht worden find. — Als Beis 
jpiele allgemeiner Erſchwerungs- und Milderungs: Umftände können alle 
in den $$. 43 — 47, 263 und 264 aufgezählten Umftände gelten. Zu 
den befonderen Erfchwerungs: oder Milderungs-Umftänden bei Verbrechen 
gehören die in den SS. 70— 72, 82, 86, 88, 91, 94, 97, 100, 108, 
110, 111, 113, 117, 119, 123, 126, 128, 130, 137, 138, 142, 
148, 150, 151, 155, 156, 159 — 162, 16 ', 179, 184, 191 — 195, 
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203, 204, 208, 210, 213, 215, 218 und 221 aufgezählten Um— 
ftände. — 

In der Regel befteht nah unſerem Gefepe zwifchen allge 
meinen und befonderen Erſchwerungs- und Milderungs- Umftänden ein 
ſehr großer practifher Unterfhied, indem die Rechtsfolge des Daſeins 
von derlei allgemeinen Umftänden nah Maßgabe der 88. 49 — 53 
blos darin befteht, daß für das mit derlei allgemeinen Umftänden ber 
gleitete Verbrechen grundfäßlich zwar Diefelbe Qualität der Strafe und 
derfelbe Straffag verbleibt, und die Erfchwerung oder Milderung der 
Strafe nur dadurd geltend gemacht wird, daß die Strafe innerhalb 
diefes Straffaßes größer oder geringer ausgemeffen wird; während nad 
Inhalt aller oben aufgeführten Baragraphe die Rechtswirkung der befon- 
deren Erſchwerungs- und Milderungs- Umftände darin befteht, daß um 
derfelben willen von dem Gefege ein anderer Straf-Sap, hie und da ſo— 
gar eine andere Qualität des Strafübeld (Allernation zwifchen Todes- 
und Kerkerftrafe, ſchwerem und einfachem, lebenslangem und zeitlichen 
Kerker) feftgeftellt wird. *) — — 

Allein auch dieß findet nur in der Regel Statt, da ausnahms— 
weise das Gefeß an mehreren Stellen einen allgemeinen Erfhwerungs- 
oder Milderungs-Umftand bei einzelnen Verbrechen mit der Rechts— 
wirfung eines befonderen Umftandes in der Art hervorhebt, daß es 
degwillen nemlih auch die eigenthümliche Rechtswirkung eines befon- 
deren Umſtandes, d. i. eine andere Straf» Qualität, oder einen anderen 
Straffaß feſtſtellt. Dieß gefchieht 5. B. in den $$. 59, 70, 71, 72, 75, 
1717, 79, 84, 88, 95, 103, 105, 108, 110, 111, 113, 115, 119, 121, 
123, 136, 138, 145 u. m. a. — 

Zudem bat das Beleg hie und da den allgemeinen Eı- 
fhwerungs = Umftand der (relativ mehreren) objectiven Größe der 
Verlegung, fobald er in einer gewiffen quantitafiven oder gar num- 
merifch beftimmten Größe eintritt, entweder für fi allein, wie z. 2: 


*) Aus der obigen Auseinanderfegung ergibt ſich die Nichtigkeit der 
jhon oben (in der Anmerfung auf Seite 559 und 560) geſchehenen Andeutung, 
daß nah unferem Gefege in der Regel die allgemeinen Erſchwerungs— 
und Milderungd-Umftände Dasjenige find, was nad mehreren auswärtigen 
Geſetzen die Straf: Erhöhungs- und Straf- Minderungs» Gründe (Straf: Aut: 
meffungd» Gründe) bedeuten; und daß hingegen die bDefonderen Erſchwe— 
rungs- und Milderungs- Umftände unſeres Geſetzes regelmäßig die Bedeu— 
tung der anderwärts fogenannten Schärfungs- und Milderungs » Gründe 
baben. — 
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in den $$. 85 lit. a, 152, 173, 183, 186 lit. b, und 200, oder in Ber: 
bindung mit irgend einem anderen die Strafwürdigkeit erhöhenden Um— 
ftande, wie z. B. in den Abfägen II der 88. 174—177, fo wie in den 88. 181 
u. 186 lit.a, ald einen f.g. Qualificationd-Umftand, d.h. als einen 
ſolchen Umftand erklärt, durch welchen die Handlung, die ohne diefen Um— 
ftand nur eine Uebertretung fein würde, erft zum Verbrechen wird. — 
Endlih kommt in unferem Gefege auch der Fall vor, daß ed einen 
Qualificationg:Umftand, durch welchen alfo die ftrafbare Hand- 
lung eben erft zum Verbrechen conftatirt wird, zugleich als einen ſolchen 
befonderen Erfhwerungs-Umftand erklärt, um defwillen es zugleich 
einen relativ höheren Straffag eintreten läßt. Dieß gefchieht namentlich in 
den $$. 174, Zahl I und 176 Zahl I verglichen mit $. 179. Die Gründe 
hierfür liegen auf offener Hand. Das Geſetz hat nemlich die dort be: 
zeichneten zwei Umftände für fo überwiegend gefährlih erfannt, dag es 
bei dem Dafein derfelben nicht nur den Diebftahl ohne alle Rückſicht auf 
den Betrag ald Verbrechen annehmen, fondern für diefen Fall aus: 
nahms weiſe aud zugleich den höchſten bei dem Diebfiahle vorkom— 
menden Straffag in Anwendung bringen wollte, weil es fi fagen mußte, 
daß ein Dieb, der bei feiner Betretung auf dem Diebftahle gegen eine 
Perſon wirklide Gewalt oder gefährlihe Drohung angewendet hat, um 
fih in dem Befiße der aeftohlenen Sache zu erhalten, fehr hart an der 
Grenze des Raubes ($, 190) ftehe, oder doch eine mit dem Raube fehr 
analoge, und in Beziehung auf Gefährlichkeit und Strafbarkeit ihm fehr 
nahe kommende Handlungsweife begangen habe. Auf den Raub aber 
hat das Geſetz felbft in dem relativ geringften Strafbarkeitsgrade ($. 191) 
fhon denjenigen Straffaß angeordnet, den es bei dem Diebftahle eben erft 
bei der höchſten Straf- Bradation ftatuirt hat; daher es nur confequent 
war, auf diefe höchſtgefährliche Art des Diebſtahls ohne alle Rückſicht des 
Betrages zugleich auch die höchſte Strafbarkeitsftufe des Diebftahls zu 
verhängen. — Eben fo mußte die Gefellfhaft von einem Gewohn: 
heits-Diebe, wenn er gleich in dem einzelnen Falle, auf dem er neuerlich 
ergriffen wurde, noch fo wenig geftohlen hat, durch eine möglichft lange 
Dauer der Rreiheitäftrafe, daher dur die längftdauernde Kerker— 
ftrafe gefichert werden, die dad Gefeß bei dem Diebftahle nur überhaupt 
kennt, daher es auch bei diefem Falle angezeigt war, auf den Gewohn— 
heits-Diebſtahl nebft dem, daß er ipso facto als Berbrechen erklärt wird, 
zugleich die höchſte bei dem Diebftahle nur überhaupt vorkommende 
Strafabftufung zu verhängen. In diefer Teßteren Beziehung, was näm— 
lih den Gewohnheitsdiebſtahl betrifft, bat aber im Grunde das 
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dermalige Gefeß mur dasjenige unmittelbar und ausdrücklich 
angeordnet, was mittelbar (der Wirkung nah) urſprünglich aud 
ſchon in dem Gefeße vom 3. September 1803 enthalten war. Dur den 
$. 156 3. I diefes leßteren wurde nämlich erflärt: „daß der Diebftahl 
ohne alle Rüdfiht auf den Betrag ein Verbrechen fei, wenn 
der Thäter ſchon zweimal Diebftahls wegen beftraft worden war.” Diefe 
Borausfeßung wird nun wohl regelmäßig, ja faft ausnahmslos bei 
jedem Gewohnbeitsdiebe eintreten, da man fi gewiß nur unter 
den feltfamften Gonjimeturen eiuen Gewohnheitsdieb wird denken fönnen, 
der nicht auch ſchon früherin wenigftens zweimal Diebftahle wegen 
beftraft worden ift. So oft alfo ein Gewohnbheitsdieb nah altem 
Geſetze vorfam, war er regelmäßig ebenfalle obne alle Rück— 
fiht auf den Betrag fhon vermöge $. 156, 3. I. ein Verbre— 
her, umd es traf ibn fofort nah $. 159, wenn er zugleih ein 
Gewohnheitsdieb war, auch alfogleih der höchſte Straffak von 
5—10 Jahren, fo daß alſo auch nah dem früheren Gefeke ein Diebftahl 
von nur wenigen Kreuzern, wenn der Thäter ein Gewohnheitsdieb 
war, zugleih die höchfte für den criminellen Diebftahl nur überhaupt 
beftehbende Strafe zu erleiden hatte. — Un diefen Vorſchriften des früheren 
Geſetzes hatte num freilich das fogenannte Milderungs- Patent vom 17. 
Jänner 1850, Nr. 24 des R. G. B. eine wefentlihe Abänderung 
getroffen, indem es im Art. VIII verfügte: „daß der Diebftahl desjenigen 
Thäters, der ſchon zweimal Diebftahls wegen beftraft worden ift, nur 
dann als Verbrechen beftraft werden foll, wenn derfelbe zugleih den 
Betrag oder Werth von 5 Gulden überfteigt.* — Allein der eine Theil 
diefer humanen Verfügung ftellte ih in der Erfahrung alsbald ale 
eine zu große, und für die Gejellihaft fogar bedenflihe Milde 
heraus, indem hiernach Gewohnheitsdiebe, wenn fie auch früherhin 
noch jo oftmal wegen Diebftahl abgeftraft worden waren, dann, wenn fie 
nur bei ihrer Wiederbetretung auf einem neuerlihen Diebftahle noch nicht 
mehr ald 5 Gulden gejtohlen hatten, nicht nur nicht mehr mit dem höch— 
ften criminellen Straffage von 5—10 Jahren, fondern gar nicht mebr 
criminel beftraft werden durften, da ja ihr fo gearteter Diebftahl nun— 
mehr überhaupt fein Berbrechen mehr war. Ein folder Gewohn- 
heitsdieb konnte daher feit dem Patente vom 17. Jänner 1850 gar nur 
als Uebertreter (mach dem geringen Straffage des $. 210 des II. Theils 
des früheren Gefeßes) geahndet werden. — Diefen Theil des obenermähn- 
ten Milderungs-Patentes mußte num das neue Geſetz, wenn es andere 
die über die frühere Gefeßgebung ihm befannt gewordenen Erfahrungen 
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gewiſſenhaft benügen wollte, wieder aufheben und in der pflichtgetreuen 
Sorgfalt, die Gefellfhaft gegen das fo gefährliche Gelichter eigentlicher 
Gewohnheitsdiebe zu fhügen, gegen dDiefe, aber auch nur gegen dieſe 
die urfprünglie Strenge des früheren Geſetzes wieder berftellen, was 
nun eben durch den $. 176, 3.1, welcher jeden Gewohnheitsdiebftahl 
ſchon ipso facto, ohne alle Rüdfiht auf den Betrag ala Verbrechen 
erflärt, jo wie durch den 8. 179 gefchehen ift, welcher zugleich dafür auch 
immer den höchſten criminellen Straffaß von5— 10 Jahren ftatuirt bat. 
— Dabei aber hat das neue Gefeß den andern Theil der obigen, durch 
den Art. VIII des Milderungs-Patentes vom 17. Jänner 1850 eingeführ- 
ten Milderung: „wornad der Diebitahl eines ſolchen Thäters, der 
zwar ſchon zweimal Diebftahls wegen beftraft worden ift, aber ſich den- 
noh das Stehlen noch nicht zur Gewohnheit gemacht bat, 
erft dann als Verbrechen behandelt werden foll, wenn er mehr als 
5 Gulden beträgt" — vollftändig in den $. 176, 3. II lit. a herüberge- 
nommen, und hat hierdurch auch das Gewicht der von dem damaligen 
Juftigminifter (Schmerling) im feinem a. u. Bortrage vom 18. December 
1849 (Beilageheft zum R. ©. B. vom 3. 1850, Seite 16) für die ſen 
Theil der Milderung geltend gemachten Motive: „daß die Diebftähle von 
diefen Thätern (zumal von jugendlichen Perſonen) ſich häufig nur auf Die: 
bereien von Eßwaaren in unbedentendem Werthe, oder aus bloßer Lü- 
fternheit, oder gar aus Hunger zum unmittelbaren Genuffe befchränfen 
und demnach die Beftrafung als Berbrechen ohne Rüdfiht auf den Betrag 
nicht motiviren“ — auch vollftändig, nur mit der Beſchränkung gewürdigt: 
daß derlei, wenn gleich noch fo geringfügige Diebereien, „niht etwa 
fhon bis zur Gefährlichkeit eines Gemwohnheits- Dieb» 
tables gefteigert erfcheinen.” *) 








*) Aus der obigen Auseinanderfegung ergibt fich zugleih die Unrichtig- 
feit ded Borwurfes, den ich bereits äußern hörte, daß unfer dermaliges 
Gefep eine dem früheren Gefege fremd gewejene, angeblih ganz erorbitante 
Strenge gegen Gewohnbeitödiebe neu eingeführt habe. — Ebenſo entkräftet 
ſich hiedurch auch der, wie ich höre, über das neue Geſeß ebenfalls ſchon vor- 
gefommene Zweifel, ob nicht der $. 179 in feinen zwei legten Abfägen im Wider: 
fpruche mit dem $. 178 ſtehe, indem das Gefep im $. 178 erflärt habe, daß der Dieb: 
ſtahl dann, wenn er außer demjenigen, was in den 88. 173— 176 zum Verbrechen 
erfordert werde, nicht weiter beſchwert ſei, nur mit ſchwerem Kerker von 
ſechs Monaten bis zu einem Jahre zu beſtrafen fei, in den zwei legten Ab— 
fägen des $. 179 aber zwei ſolche Umftände ausgezeichnet habe, welche ben 
Diebftapl erft zum Verbrechen machen ($. 174 3.1 und 8.176 3.1), und 
dennod erklärt habe, daß jeder Diebftahl ber dem Dafein des einen ober 
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In der vorftehenden allgemeinen Characteriftit des Weſens der 
“ fogenannten relativen Straf-Smputation ift denn auch ſchon die Erklärung 





anderen dieferzwei Umftände, obgleich er außer diefenzum Berbreden 
felbft erforderten Merfmalen nicht weiter beichwert erfcheine, 
fogleih nah dem höchſten Straffape des $. 179 mit ſchwerem Kerker von 
fünf bie zu zehn Jahren geahndet werden fell. — 

Der Vorwurf Scheint mir ganz und gar unbegründet, und verfchtwindet, 
jobald man den $. 178 als Regel, den $. 179 hingegen gerade rückſichtlich 
der zwei eben erwähnten Fälle ald Ausnahme in Erwägung ziebt. Dieſes 
Wechſelverhältniß des Gegenfaged (von Ausnahmen zur Regel) zwischen den 
zwei aufeinander folgenden Paragraphen, welches auch fhen Frühwald (a. 
a.D., 2. Heft, S. 143, Nr. I) ganz richtig und Flar herausgehoben hat, wurde 
von unferem Geſetze doch wortdeutlich durh dad MWörtchen: „doch“ im 
Eingange des 8. 179 angezeigt, und der Geſetzgeber hatte chen darum nicht 
nötbig, im $. 178 den hiernach jelbftverftändlichen Zufag: „in der Regel“ 
auch noch ausdrücklich beizufügen. 

Die dreigliedrige Strafen» Abftufung diefer zwei Paragraphe ſtellt fich 
hiernach als eine eben ſo natürliche, wie klar angeordnete im nachſtehender 
Gedankenfolge heraus: 

a. Iſt der Diebftabl außer dem, was zur Griminalität des Diebftahls 
überhaupt erfordert wird, nicht weiter befchwert, fo foll in der Regel nur 
die ſchwere Kerkerftrafe von ſechs Monaten bis zu einem Jahre darauf ver: 
hängt werden. — 

b. Zeigen fi) aber bei einem foldhen, wenn gleich hiernach criminel 
nur einfach qualificirten Diebftable (irgend weldhe) erfhwerende 
Umftände, fo ſoll die fchwere Kerkerftrafe zwifdken einem und fünf Jahren 
ausgemeſſen werden. Das Geſetz bat nemlich bierbei von erfhmwerenden 
Umftänden ganz allgemein, ohne alle Unterſcheidung geſprochen, da- 
ber wir darunter ebenfowohl die allgemeinen Erſchwerungs-Umſtände, welche 
in den $$.43— 45 bezeichnet find, twie auch diejenigen befonderen Erſchwerungs— 
Umftände zu verftehen haben, welde das Geſetz fpeciell bei dem Diebftahle 
(58. 174— 177) nicht nur als befondere Erſchwerungs-Umſtände, fondern — 
mit einziger Ausnahme des $. 177 — fogar in der erhöhten Potenz von 
Qualificationd» Umftänden anerkennt. Daß man unter den er: 
ihwerenden Umftänden des $. 178 namentlich auch die allgemeinen Er: 
ſchwerungs-Umſtände der 88. 43 — 45 eingefchloffen denfen müſſe, acht noch 
überdieg aus dem klaren Wortlaute des $. 43 felbft hervor, da memlich durch 
denselben nicht bios in der Randgloffe („Allgemeiner Mafftab der Er- 
fhwerungs-Umftände”), fondern auch im Terte („Im Allgemeinen 
ift das — alio wohl jedes — Verbrehen deſto größer”) die An: 
wendbarfeit der in dem $. 43 bezeichneten Erfchwerungs » Umftände auf alle 
Verbrehen ganz zweifellos ausgeſprochen iſt. Ebenfo leuchtet dieß aus der 
Bergleihung mit dem $. 158 ded früheren Geſetzes ein. Im diefem nem— 
lich hatte der Gefepgeber zur Anwendbarkeit der höheren (zweiten) Straf 
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des Inhalts der nächiten (des 3., 4. und 5.) drei Hauptftücde (88. 43 — 
55), fo wie der $$. 261 — 266 umferes Geſetzes, und insbefondere die 





gradation wirflih und mit dürrem Worte nur ſolche Umftände erfordert, 
welche in den unmittelbar vorbergebenden Paragraphen ald Qualificationd: 
Umftände des Diebſtahls bezeichnet find. Das dermalige Geſetz bat aber 
diefe limitirende Bezeichnung verlaffen, und an deſſen Stelle den ganz all: 
gemeinen Ausdrud: „bei erfhwerenden Umſtänden“ gelegt. Was 
fonnte denn nun wohl verftändiger Weife das Geſetz mit diefer Tert- Abän- 
derung Anderes beabfichtigen, als daß dur dieſe allgemeinere Aus— 
drucksweiſe cben auch diejenige umfasfendere Bedeutung in die erwähnte 
Geſetzesſtelle hineingelegt werden follte, welche dem Worte: „erfhwerende 
Umftände” doch ebenfo zweifellos nach dem allgemeinen Sprachgebraude, 
ald nah dem befonderen Spradgebraudhe unfered pofitiven Geſetzes 
(Ueberfchrift des TIL. und V. Hauptftüdes und 88. 43—45, 48 und 263), 
gleichwie auch in wielen anderen ſchlagenden BParallel-Stellen (3. B. 88. 77, 
79, 86, 95, 100, 154, 184, 202, 221, 294, 432) eigenthümlich ift, d. b. daß 
man nunmehr in dem neuen Geſetze ($. 178) unter den bie höhere oder 
zweite Strafgradation bedingenden Umftänden nicht mehr blod, mie früherbin, 
die fpeciell den Diebftabl zum Verbrechen aualificirenden Umftände, fondern 
„erihwerende Umftände überhaupt“, alfo alle Arten von Umftänden zu 
verfichen babe, welche von dem Geſetze nur überhaupt oder irgendwo 
als „erfhwerende Umftände” bezeichnet find. — Die Richtigkeit des zweiten 
Theiles der obigen Behauptung aber, daß nemlich dad Geſetz unter den Er: 
ſchwerungs-Umſtänden des 8. 178 allerdingd auch alle ſpeciellen Umftände 
der $$. 174— 177 einfließen wollte, ergibt fih indbefondere auch daraus, 
daß fich diefe fpeciellen, den Diebftahl zum Verbrechen qualificirenden Umftände 
allefammt ohne die geringfte Schwierigkeit unter den ebenerwähnten „all: 
gemeinen Mafftab von Erſchwerungs-Umſtänden“ fubfumiren laſſen, da— 
ber nad der pofitiven Anordnung unferes Geſetzes allerdings auch ald 
Erfhwerungd-Umftände überhaupt angefeben werden fönnen und müffen 
(vergl. überdieß die unten im Abfape: „2tend” folgende Erörterung). Das 
dermalige Geſetz hat hiernach folgerichtig feſtgeſetzt, daß gegen Diebe, deren 
Diebftabl irgendiwie dur einen oder mehrere der in den 88. 43—45 vor: 
fommenden allgemeinen Erſchwerungs-, oder durch einen oder mehrere 
der in den $$. 174—177 aufgezäblten fpeciellen Umftände befchwert erfcheint, 
auch alfogleih der höhere Straffag von 1—5 Jahren in Unmwendung 
gebracht werden foll, vorausgeſetzt, daß derlei erſchwerende Um» 
fände niht etwa durch entgegenftehende Milderungs:-Umftände 
überwogen werden, weil ja in dieſem Walle nad der allgemeinen, 
für alle einzelnen Verbrehen und Straf: Anordnungen geltenden Vorſchrift 
des 8. 48, auf die erfchwerenden Umſtände „gar niht mehr Rückſicht 
zunehmen iſt“, oder mit anderen Worten diefelben als jeder Rechtswirkung 
entkräftet, ald juridifh non existent angejchen werden müßten. Daraus 
folgt alfo, daß die wirkliche Anwendung diefes höheren Straffages beim Dieb- 
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Aufzeigung der inneren Gründe enthalten, auf welchen dieje pofitiven 
Gefeges - Anordnungen beruhen, fo wie des Geiſtes, im welchem fie in 


ſtahle „wegen erſchwerender Umſtände“ in lepter Auflöfung denn doch vor: 
zugsmeife dem vernünftigen Ermejien des Richters anheim ge- 
ſtellt ift, indem cd ja in den bier vorausgefegten Fällen, nach den $$. 48 und 54 
doch von feiner Beurtheilung abhängt, ob er derlei „erfchwerende Umftände“ 
noch ald überwiegend, d. b. überhaupt noch ald vorhanden anzunehmen 
habe oder nit. — Ich bin es übrigend der Wahrheit fhuldig, beizufügen, 
daß die vorfiehende Erflärung des Ausdruckes „erfhwerende Umftände“ 
im $. 179 vor mir auch fchon von Frühwald (a. a. D. Seite 143, Abfag II) 
in beiden in Frage geftellten Beziehungen ald ganz zweifellos im Wort: 
laute des Geſetzes gelegen anerkannt worden ift, und daß auch diefer Com— 
mentator, wenn gleich ohne nähere Begründung, im wenigen Worten den 
88.178 und 179 ganz denfelben Sinn unterlegt bat, welcher hier ausführlich 
audeinandergefegt wird. — 

Wenn „aber“, verfügt ſofort 

e. der $. 179, — einer der bier bezeichneten viererlei Umftände ein- 
tritt, d. h. wenn ein, fei ed einfach oder mehrfach, zum Verbrechen qualificirter 
Diebftahl noch über die im $. 178 angedeuteten „erfhmwerenden Um: 
ftände“ hinaus, nemlich bid zu einer der in den zwei erfleren diefer Abſätze 
angedeuteten Gefährlichfeit potenzirt erfcheint; — oder wenn die verbreche— 
rifhe Qualification ſelbſt in einem derjenigen zwei — ſchon oben im 
Terte audeinandergefepten — Momente gelegen ift, fo ift der höchſte Straf: 
jag von 5—10 Jahren anzuwenden. In den legten zwei Fällen alfo, 
welde die Ausnahmen von der im erften Sage des $. 178 enthaltenen 
Regel bilden, ift diefer höchſte Straffag ohne weitere Unterfheidung in An: 
wendung zu bringen, ob der auf eine dieſer beiden Arten zum Verbrechen 
qualificirte Diebſtahl noh anderweitig mit erfehwerenden Umftänden belaftet 
fei oder nicht, jo dag alfo in diefen beiden Audnahmöfällen immer nur 
der höchſte Straffag des 8. 179, und die Regel des $. 178 nie zur An- 
wendung kommen darf. — 

Bei unbefangener Würdigung wird Niemand verkennen, daß die 
Zertirung der $$. 178 und 179 des dermaligen Geſetzes in Vergleihung 
mit den analogen 88. 157—159 des früheren Gefepes (vom 3. September 
1803) mehrere wefentlihe Berbefjerungen einfhlieft. Sie ftellen fih in 
folgenden Punkten dar: 

Iftend. Man kann die erhöhte Strenge des dermaligen Geſetzes, 
wornah cd auf Diebe, weldhe zur Schügung ihrer geftohlenen Beute jogar 
Gewalt gegen eine Perſon gebrauchen, fo wie auf Gewohnheitädiebe ohne 
alle Rüdficht auf die Größe des Betrages fogleich den höchſten Strafiag 
anwendet, und womit es fofort die Strenge ded urfprünglihen Straf 
gefepes vom Jahre 1803 gegen den eigentlihen Gewohnheitsdiebſtahl 
wieder hergeftellt hat, aus dem Standpunkte der Gerechtigkeit und des Schupes 
der Geſellſchaft nur gutbeißen. 
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practifhe Anwendung gebracht werden müffen. — Deren Erläuterung im 
Einzelnen bedarf hiernach nur fehr weniger Bemerkungen. — 


2tend. Das dermalige Gefep bat die in Beziehung auf die Sade 
eben fo unzureihende, ald im Auddrude zweifelbafte Beflimmung 
des früheren $. 158 gänzlih verlaffer. — Sachlich unzureihend war fie, 
weil fih ım Leben fo häufig ſehr gefährliche und mit mannigfachen (allgemeinen) 
Erihwerunge »Umftänden ausgeftattete Diebftablöfälle ergeben, die man doch 
nur mit dem für die Strafwiirdigfeit des Diebed bei weitem zu geringen 
fleinften Strafausmaße des $. 157 belegen fonnte, weil es micht gerade 
ſolche Erfhwerungs » Umftände waren, welche — wie ed der $. 158 forderte — 
fpeciell in den vorbergebenden Diebftabld » Paragraphen aufgeführt 
waren. — Im Ausdrude unbeftimmt aber war der $. 158, weil er den Zweifel 
ungelöft lieh, ob zur Anwendbarkeit des $. 158 zwei ſolche Umftände erfor: 
derlih waren, deren jeder Shen für fih allein (oder ifolirt won einander 
betrachtet) den Diebftahl zum Berbrehen machen würde, oder ob ed genüge, 
daß der Diebftahl ein Verbrechen fei, und daß dabei zwei Umftände vorfamen, 
die nur überhaupt in den vorhergegangenen Paragraphen vorfamen. Bei den 
einen Gerichten entfchied man nach der erfteren, anderswo nach der zweiten An: 
fiht, und erflärte hiernach z. B. den Fall, wenn Jemand zweimal geftohlen, und 
das erftemal 30 Gulden, das zweitemal aber 6 Gulden an verfperrtem Gute 
geftoblen, für zipeifellod eingefhloffen im $. 158; hingegen den Fall, wenn 
er das erftemal wohl 30 Gulden, das zmweitemal aber zwar an verfperrtem 
Bute, jedoh nur 4 Gulden geftohlen hatte, in der einen Provinz (mach der 
erfteren der erwähnten zwei Anfichten) ald vom $. 158 nicht getroffen, 
fondern noch in den $. 157 fallend, während man bei den meiften Griminals 
Gerihten (nah der zweiten obigen Auficht) auch diefen Fall in dem 
$. 158 eingefchloffen fab. — Die Berwirrung in der practifchen Löſung dieſer 
Frage wurde noch größer, feit durh Wafer's und Maucher's Samm— 
lungen das (von ihnen ſchon beim $. 156 angeführte) Juſtizhoſdekret vom 
23. Auguft 1815 auch in weiteren Kreifen befannt worden war. Daffelbe 
war nemlih nur an das inmersöfterreichifche (micht aber nieder-öfter: 
reihifhe — wie es in Maucher's Sammlung durch einen Drudfehler irrig 
beißt) Appellations-Gericht erlaffen, und auch nicht in die J. G. ©. auf: 
genommen worden. Es hatte die eben aufgeworfene Frage nicht grundfäglich, 
jondern nur beifpieldweife, und auch dieß nicht mit einer ſehr fcharfen Tertirung 
gelöft. In einigen Provinzen hielt fid) die Praris daran, und wendete hiernach 
z. B in den dort sub litt. d und e erwähnten Fällen nad) Vorſchrift diefed Hof: 
decretes den $. 158 nicht an, während in anderen Provinzen die firengere, 
d. i. die zweite der oben fragemweife angebeuteten Auslegungen des $. 158 in 
Uebung war, und daher der $. 158 auch in diefen beiden Fällen angewendet 
wurde, zum Theile gerade deghalb, weil man aus der Nicht» Aufnahme diefer 
Erläuterung in die 3. ©. ©. den Schluß abftrabirte, daß man ‚diefe nur 
einem einzelnen Gerichte zugefommene Belehrung zur allgemeinen Norm 
nicht paffend gefunden haben mochte. — Diefem Chaos ber divergirendften 
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Das Geſetz handelt zuerft (im 3. Hauptftüde) von den erſchwe— 
renden; fofort im 4. Hauptftücte von den Milderungs-Umſtänden, umd 
endlih im 5. Hauptflücde von deren Anwendung, d. h. von den 
Rechtswirkungen, weldhe das Dafein diefer beiderfeitigen Umftände 


practifchen Anfichten, wornach unter der Herrfhaft Eines und deffelben 
Strafgeſetzes in der einen Provinz diefelben Fälle mur mit ſchwerer Kerker— 
ftrafe von 6 Monaten bid zu einem Jahre geahndet werden durften, während 
fie in anderen Theilen der Monarchie nah dem nemlichen Gefepe practiſch 
mit ſchwerem Kerfer von 1—5 Jahren geftraft wurden, hat num unſer der— 
maliges Gefep für immer ein Ziel gefept, indem es im zweiten Abfage bes 
8.178 an die Stelle des dunkel tertirten früheren $. 158 eine eben jo fadh- 
gemäße, ald far tertirte Anordnung fegte, und dem rihterlihen Ermefien 
jenen freieren Spielraum einräumte, welder eben erft am Schluffe der 
lit. b auseinandergefegt worden ift. Aus diefer rechtshiſtoriſchen Aufklärung 
ergibt ſich zugleich ein weiterer Beleg der Unrichtigfeit derjenigen Anficht, 
welche felbft dem neuen Geſetze ($. 178) noch immer die in demfelben doch 
oftenliegend abfihtlih befeitigte Ausdrucksweiſe des früheren $. 158 
auflaften, d. b. unter den „erfhwerenden Umftänden” des 8. 178 aud 
jegt noch blos die fpeciellen, in den unmittelbar worbergebenden Diebftahle- 
Paragraphen uaufgezählten Qualificationg»-Umftände, und nit überhaupt 
alle Arten von „Erfhwerungd - Umftänden ” verftehen will (vergl. vorne die 
Auseinanderfegung unter lit, b). — Endli hat 

3tend dad gegenwärtige Gefeg aus dem $. 179 diejenige Beftim: 
mung bes früheren $. 159 weggelaſſen, wornach der ofterwähnte höchſte 
Strafſatz aub in dem Falle Anwendung finden follte: „wenn durd den Dich- 
ftahl dem Beftohlenen ein nah feinen Umftänden empfindliher Schade 
zugefügt worden iſt.“ — Auch diefe Abänderung ift ald eine wirklihe Ber: 
bejferung im Intereffe der Gerechtigkeit zu begrüßen; nicht blos defhalt, 
weil durch jene frühere Gefepesbeftimmung der Eintritt der höchſten Straf: 
barkeit von ſeht zufälligen, wandelbaren und überdieh einer höchſt 
fubjectiven Beurtheilung unterliegenden Umftänden abhängig gemacht war, 
jondern in&befondere auch deßhalb, weil ed nicht gerecht, und im Widerſpruche 
mit dem $. 1 war, diefen Umjtand (tie ed in der Prarid mehrentheild ge: 
ſchah) dem Diebe mit der Rechtswirkung einer jo bedeutenden Erhöhung der 
Strafe aud dann zur Laft zu legen, wenn er diefes zufällige Verhältniß gar 
nicht fannte, ja fehr häufig gar nicht mußte, wem die geftohlenen Sachen 
gehörten. Zudem führte jene Gefegeäftelle zu dem wunderlichen Ergebniſſe, 
daß ein Diebſtahl von 25 Gulden mit einem für den Beſtohlenen empfindlichen 
Schaden nur ald Uebertretung (beziehungsmweife ehemals ſchwere Polizei 
Uebertretung ), daher früher (nah $. 210 des II. Th. des alten Gefepes) blos 
mit Arreft von höchſtens 3 Monaten geftraft werben Fonnte; der Diebftahl von 
etwas mehr als 25 fl., begleitet von dieſem Umftande, aber nicht blos ald Verbrechen, 
fondern mit Ueberfpringung zweier Straf-Abftufungen fogleich mit dem höchſten 
Straffage von ſchwerem Kerker zwiſchen 5—10 Jahren geahndet werden mußte! — — 
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nad der pofitiven Borfchrift des Gefeßes in der Anwendung der 
Strafbeftimmungen auf die von derlei Umftänden begleiteten Rechts- 
fälle, d. 5. in Beziehung auf die Ausmeſſung der Strafe 
haben follen. — 


$. 43. 6. 36.) 


Im Allgemeinen ift dad Verbrechen defto größer, je 
reifer die Ueberlegung, je gefliffentlicher die Vorbereitung, 
womit dad Verbrechen unternommen wird, je größer der da— 
durch verurfachte Schade, oder die damit verbundene Gefahr 
ift, je weniger Borficht dawider gebraucht werden kann, oder 
je mehr Pflichten dadurch verleget werden. 


Der Sinn diefer Gefepes: Anordnung in al’ ihren Einzelnheiten 
ergibt fih aus Demjenigen, was bisher über die Geneſis und den Cha- 
racter von Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtänden überhaupt gefagt 
wurde. — 

Ebenfo wurde bereits in der vorftehenden Anmerkung (Seite 568 ad 
lit.b)daraufbingewiefen, daß in dieſem $. der allgemeine, die ganze Lehre 
von Erfhwerungd- und Milderungs -Umftänden beherrfchende, Grund- 
fa unferes pofitiven Gefeßes aufgeftellt wurde, fo daß nicht nur alle in 
den 88. 44 und 45 folgenden einzelnen Erfhmwerungd- Umftände, 
fondern auch die in den 88. 46 und 47 aufgezählten Milderungs- 
Umftände fih als eine bloße Beifpiel- Sammlung, oder als eine 
Reihe von einzelnen exemplificative (oder demonstralive und nicht 


Es ſcheint mir daher das gegenwärtige Gefeg rüdfichtlich der in 
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dem früheren zu verdienen. — 

Meine Leſer wollen es mir zu Gute halten, daß ich dieſe Digreſſion 
ihen bier, wo ſich gerade ein ſchicklicher Anlaß dazu bot, anticipirte 
und daß ich fie in jo ungewöhnliher Ausführlichkeit darlegte. — 
Allein bei dem Umftande, daß meine Erklärung der erwähnten Paragraphe doch 
erft im einiger Zeit erfcheinen wird, ſchien es mir wichtig, die vorftehende 
Ausführung fhon jept anzubringen, da diefe Gefepesjtellen faſt täglich 
in Anwendung kommen, und da die darin angeregten Vorwürfe und Zweifel 
binfichtlih des neuen Gefeged bereits mehrfah, und dem Bernehmen nad 
jelbft von höchſt anfehnlihen Autoritäten der Criminal-Practik geäußert, und 
Ale — ausführlichen als ſcharſſinnigen Gründen unterſtütht worden fein 
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laxative) aufgeführten Gorollarien darftellen, indem aus den im $. 43 
angeführten Grundlinien fih zugleich mit logiſcher Nothwendigkeit ergibt, 
daß a contrario die denfelben geradezu entgegengefepten (logiſch contra- 
dictorifhen) Beziehungen als eben fo viele Milderungs-Umftände in 
Rechnung kommen müffen. — 

Nur die Eine diefer Beziehungen: „je größer der (durh ein 
Berbrehen) verurfahte Schade oder die damit verbundene Gefahr 
if,“ bedarf noch einer kurzen Bemerkung binfichtlich jener Fälle, wo das 
Geſetz zur Eriminalität einer Handlung eine gewiffe quantitative oder 
numerifhe Größe der wirklichen oder verfuchten ($. 8) Nechtverlekung 
fordert (58. 85 lit. a, 173— 176, 181, 183 und 200). — In all’ die- 
fen Fällen kann nemlih auf dem Standpunkte unferes pofitiven Ge 
feßes der Schade objectiv groß nur dann genannt werden, wenn er das— 
jenige Ausmaß, das von dem Geſetze zum Dafein des Verbrechens über: 
baupt erfordert wird, und das alfo eben dadurd zugleih als das 
Minimum der verbreherifhen Qualification erfheint, in einem be— 
deutenden, dah in einem eben diefe quantitative Grenzlinie wie 
der in ihr entfprechender Quantität, z. B. um dad Doppelte über 
fihreitet, weil denn der relative Begriff der Größe eines Verbrechens, 
oder des dadurch verurfachten Schadens doch immer eine Vervielfahung 
Desjenigen einfhließt, was von dem Geſetze felbft noch ald Minimum 
oder Anfangs: Moment des Verbrechens erklärt wird. — 


8. 44. (8. 37.) 


Befondere Erfhwerungsumftände find: 

a) wenn mehrere Verbrechen verfchiedener Art begangen ; 

b) wenn eben dasfelbe Verbrechen wiederholt; 

c) wenn der Verbrecher ſchon wegen eines gleichen Ber: 
brechens geftraft worden; 

d) wenn er Andere zum Verbrechen verführt hat; 

e) wenn er der Urheber, Anftifter, Rädelsführer eines 
von mehreren Perfonen begangenen Verbrechens ge: 
weſen ift. 

$. 37. 
Belondere Erihmerung®-Umftände find: 

a) wenn mehrere Berbredien von verfhiedener Gattung begangen; 

b) wenn eben dasſelbe Verbrehen mehrere Mal wiederbolt 

ec) wenn der Verbrecher ſchon wegen eines gleichen Berbrechens geftraft worden; 

d) wenn er Andere zum Berbrechen verführt bat; 


e) wenn er Urbeber, Anſtifter, Mädelsführer eines von mebreren Berfonen begangenen 
Berbrechens geweien ift 
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Wenn das Geſetz im Eingange, fo wie in der Randgloſſe diefes 
Paragraphes die in demfelben aufgezählten Umftände ald befondere 
Erfhwerungs-Umftände bezeichnet, fo kann diefer Ausdruck nicht in jener 
Bedeutung verftanden werden, in welcher oben (Seite 563 und 564) die 
Erfhwerungs- (und die Milderungs =) Umftände überhaupt in allgemeine 
und befondere eingetheilt worden find, umd welche Gintheilung und Be 
deutung in Gemäßheit der dort enthaltenen Nachweiſung allerdings aud 
unferem pofitiven Gefege unterliegt; fondern es ift von dem Geſetze 
diefer Ausdruck Hier offenbar in jener uneigentlihen Bedeutung gebraucht, 
wornah bei dem Worte: „befondere* das Mdjectiv ftatt des 
Adverbe verwendet wurde, und wornach es mit Rüdfiht darauf, daß 
ja im Inhalte des Paragraphes felbft blos Beifpiele von allge: 
meinen Erſchwerungs-Umſtänden vorkommen, eigentlih fo heißen 
fol: „Insbefondere find ald GErfchwerungs » Umftände anzu— 
ſehen“ oder: „In Anwendung des im $. 43 erwähnten allgemeinen 
Mapftabes auf einzelne Fälle (Beifpiele oder Borausfeßungen) find 
daher Erfhwerungs » Umftände“ u. f. f. Wie nun die bier unter 
fünf Abfagen aufgezählten Umftände wirklich unter dem allgemeinen 
Grundfage und Maßſtabe des $. 43, fo wie überhaupt im realen Character 
von Erſchwerungs-Umſtänden eingeſchloſſen feien, ift bereits unftändlich 
in der diefes Hauptſtück einleitenden Darftellung auseinandergefeßt. — 

Ebenfo ift die Wort-Erflärung auch der einzelnen Stellen 
diefes Paragraphes ſchon aus früheren Anläffen mitgenommen worden. — 

Die litt. a und b enthalten die Fälle der ungleihartigen und 
gleihartigen Concurrenz (Anhäufung und Wiederholung) von Ber: 
brechen, wovon ausführlih fhon bei Erklärung der 88 34 und 35, und 
zwar Seite 450 und 453 mit namentliher Hinweifung auf die gegen 
wärtigen Geſetzes-Stellen die Rede war. Eben hieraus, und insbefondere 
aus der Seite 465 und 466 vorfommenden Auseinanderfegung erhellt 
auch, dag man weder unter die erfte, in der lit. a des $. 44 vorkom— 
mende, Vorausjeßung einer ungleichartigen Concurrenz (Anhäufung), 
noh unter die in der lit. b bezeichnete Wiederholung auch den Fall 
fubfumiren dürfe, wenn der Thäter für eine der darunter begriffenen ftraf- 
baren Handlungen bereits beftraft worden ift (vergl. die ad lit. c nach— 
folgenden Hinweifungen). — Ebenfo ergibt fih ferner aus den Seite 
471 — 478 vorkommenden Auseinanderfeßungen, daß man von der 
Wiederholung von mehreren Verbrechen fehr wohl die Kalle einer 
bloßen Fortſetzung eines und des nemlichen Verbrechens ausſcheiden 
müfje; und daß daher inabefondere bei jenen ftrafbaren Handlungen (bos— 
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hafte Beihädigungen fremden Eigenthums, Diebftahl, Veruntreuung und 
Betrug), wo nad der Borfihrift unferes pofitiven Geſetzes mehrere, 
wenn glei von einander gänzlich getrennte, und im eigentlihen Sinne 
des Wortes wiederholte ftrafbare Handlungen in Beziehung auf den 
Betrag oder Werth der erfolgten Berlegung in eine einzige Geſammt— 
that zufammengerechnet werden müſſen, nicht etwa diefe einzelnen Hand: 
lungen zum zweitenmale auch noch als Wiederholung in Rechnung ge: 
bracht werden dürfen. — 

Die lit. e dieſes Paragraphes enthalt die Beftimmung über 
den Rüdfall im eigentlihen oder engeren Sinne, wenn nemlich 
der Thäter fhon einmal wegen eines gleichen (d. b. doch wohl nichts 
Anderes als: „gleichartigen“) Verbrechens geftraft worden ift (vergl. 
©. 463 — 466), wovon aber wohl der Nüdfall im weiteren Sinne 
unterſchieden werden muß, wenn der Thäter früher einmal wegen 
einer anderen, nicht gleihartigen Handlung geftraft worden war. 
Diefer Fall kann nemlih nah Maßgabe der bereits auf Seite 466 und 
467 gegebenen Auseinanderfeßung feineswegs unter den Wortlaut des 
$. 44 it. ce, noch auch unter die allgemeine Borfchrift des 8. 43 
jubfumirt, fo wie überhaupt nit als ein pofitiver, fondern höchſtens 
als ein fogenannter negativer Erfchwerungs -Umftand (vergl. oben Seite 
562 und 563), d. h. nur ald Mangel des im $. 46 lit. b erwähnten Mil: 
derungs = Umftandes „eines früher unbefholtenen Lchenswandels“ in An: 
ſchlag gebracht werden.*) — 

Die Beftimmung der lit. d diefes $.: „wenn er Andere zum Ber: 
breden verführt hat“, d. h. durch Beibringung gewiffer Vorftellungen, 
oder Anregung von Wünſchen oder Begierden den Willen eines Anderen 
zur Begehung des Verbrehens beftimmt hat — — wird in der Regel 
unter die Thätigkeit des fogenannten intellectuellen Urheberd oder An- 
ftifterö des Verbrechens, daher zugleih unter eine der in der legten 
lit. (d) dieſes Paragraphes bezeichneten Wirkfamkeits-Arten fallen, deren 
Characteriftit und Unterfchiede von einander ebenfalls früher ſchon (Seite 
227 und 228) auseinandergefegt worden find. 





*) Bei diefer Gelegenheit muß id auf einen in der oben citirten Stelle 
dieſes Werkes, Zeite 466, unterlaufenen Drudfebler auſmerkſam machen. 
Es ſoll nemlich dafelbft in der vorlegten Zeile des Tertes ftatt: „negativer 
Milderungs-Umftand“ vielmehr: „negativer Erfhwerungs« Umjtand 
heißen. — 


Proſpeetus. 





Von 1853 an erſcheint in meinem Verlage: 


Magazin 


Kechts- und Staatsmifufhuf 


befonderer Rückſicht auf das öfterreichifche Kaiferreich. 





In Berbindung mit Mehreren 
herausgegeben 


von 


Dr. $r. Haimert, 
t. l. ordenti. Öffentl. Brofefior der Rechte an der Univerfität in Wien. 


— — — 








Durch die Berufung des Herrn Herausgebers an die k. k. Wiener 
Univerfität und in Folge mehrfeitiger wiederholter Aufforderungen, hat 
fich derfelbe entfchloffen, diefe biäher bei J. ©. Calve in Prag in drei 
Jahrgängen erfchienene Zeitichrift auch für 1853 und zwar in meinem 
Verlage fortzufegen. 

Das „Magazin für Rechts: und Staatswiffenfhaft” hat fich 
bei feinem Erfcheinen zum Zwede gefept: einen geregelten Fortſchritt in 
allen Theilen der Rechtspflege und der Verwaltung auf wiflenfchaft: 
lihem Wege anzuftreben, durch den Austaufh der Meinungen und 
Anfihten die fo nothwendige Verbindung der Theorie mit der Praris 
zu vermitteln und zugleih den rechts- und ftaatswiffenfchaftlichen 
Facultäten der Univerfitäten ein Organ für weitere Kreife außerhalb des 
Lehrfaaled zu gewähren. Die Neugeftaltung hochwichtiger flaatlich er 
und focialer Einrichtungen in unferem Baterlande gab dazu hinreichenden 
Anlaß und Stoff. 

Das „Magazin’ bringt zu diefem Ende unterftügt durch gediegene Bei > 
träge nicht nur theoretifche Arbeiten aus allen Theilen der Rechts- und 
Staatswiffenfihaften, fondern auch Eritifche Beurtheilungen von Redt 8: 
fällen, Entfcheidungen der Behörden mit ihren Gründen und Kritifen 


über legislative Cperate und organifche Einrichtungen fowohl, ala über die 
Erzeugniffe im Gebiete der Literatur ded In = und Anslandes. — Die gün- 
ftige Aufnahme, welche dem Unternehmen gleich Anfangs zu Theil wurde, fo 
wie der Umftand, daß dad Magazin mit h. Erlafle des k. f. Minifte: 
riums der Iuftiz vom 31. Mai 1851 den Juſtizbeamten befonders 
anempfohlen wurde, fprechen für das Bebürfniß eines ſolchen Organs, 
und diefed Bedürfniß dürfte fih in jünafter Zeit noch gefteigert haben, 
da einerfeitd die neue, und allmälig im ganzen Reiche fich gleich— 
förmig geftaltende Iuftizorganifation und Gefeggebung, namentlich die 
neue Wechfelordnung, das neue Strafgefegbud, dann die Eivilpro- 
zeßordnung für Siebenbürgen und Ungarn u. a. m. den literarifchen 
Forfchungen ein noch ausgedehnteres Feld eröffnet hat, andererfeitd aber 
die definitive Geftaltung der erwähnten Berhältniffe den diepfälligen 
Arbeiten einen nicht blos ephemeren, fondern bleibenderen Werth geben. 

Die Redaktion wird auch bemüht fein, Erfenntniffe von Gerichts: 
höfen aller Inftanzen fammt Entfcheidungsgründen über vorgefommene 
wichtige Eivilrechtöftreite und Etrafprozeffe, fowie Normativen und 
Delehrungen mitzutheilen, welche an Juſtizbehörden ergehen, ohne im 
Wege der Gefepblätter Fundgemacht zu werden. 

Das Magazin wird, wie bisher, jährlich in ſechs Heften, jedes 
von ungefähr 10 Drudbogen erfcheinen; drei Hefte bilden einen Band 
mit befonderem Zitel und Anbaltöverzeichniß. Das erfte Heft wird im 
Dezember 1852 und dann immer binnen 2 Monaten ein Heft au&gegeben. 

Beiträge fo mie zu beiprechende oder amzuzeigende Werke find 
portofrei an die Verlagshandlung einzufenden. 

Bürgt der Name des Herrn Herausgebers für die zweckentſprechende 
und umfichtige Leitung und die Redaction, fo wird auch die Verlags: 
handlung ihrerfeitd nichts verabfäumen, um die diepfälligen Wünfche der 
Abnehmer zu befriedigen und insbefondere auf die prumpte Berfendung 
der Hefte ihr Augenmerk werden. Man pränumerirt mit 6 fl. für den 
ganzen Jahrgang, entweder bei der nächitgelegenen Buchhandlung oder 
unmittelbar bei der Verlagshandlung. 


Wien, den 20. November 1852. 


Friedrich Manz 


Berlagsbudhhandlung 
Kohlmarkt 1148, III. Stiege, I. Stod. 
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8. 45. (.38.) 


Auch ift es ein erfchwerender Umftand, wenn der Be: 
fhuldigte in der Unterfuhung den Richter durch Erdichtung 
falfeher Umftände zu hintergehen fucht. 


Es wurde bereit? oben (Seite 561 Anmerkung *) darauf bins 
gedeutet, daB fih die Aufnahme der vorftchenden Beftimmung in ein 
pofitived Geſetz aus dem Standpunkte der Kodification ſchwerlich 
empfehlen laſſe, weil diefelbe nur zu fehr einer indirecten pfychologifchen 
Erzwingung eines Geftändniffes gleichfieht, oder von einem übergreifenden 
Inquirenten wenigftens leicht dazu mißbraucht werden fann, wenn gleich das 
Geſetz bier nicht etwa das Läugnen, d. b. das bloße Jnabredeftellen der 
Schuld und der dem Thäter zur Laft fallenden Thatfahen, fondern nur 
das Lügen, d. h. das Vorbringen von pofitiven Unmwahrbeiten, ja 
fogar nur das Erdihten (d. b. das Sichzufammenfeken dur die Ein: 
bildungsfraft von Dingen, die man nicht empfunden oder wahrgenommen 
bat) von falſchen, d. i. objectiv gar nicht eriftirenden oder in der Wirk: 
lichkeit fih ganz anders verhaltenden Umftänden — als einen erfehweren: 
den Umftand erklärt hat. — 


Die Anordnung diefes Geſetzes ftand in unferem früheren Straf: 
gefege vom 3. September 1803 in innerem BZufammenhange mit 
mehreren in eben dieſem Gefeße (im II. Abfchnitte) für das Straf: 
verfahren vorkommenden Borfchriften. Der $. 289 deffelben verfügt 
nemlih: „daß dem eines Verbrechens Befchuldigten beim Beginne des 
Verhörs zu eröffnen fei: „daß er die reine Wahrheit auszufagen habe, 
indem er hierzu verpflichtet fer; dag lügenhafte Vorfpieglungen 
ibm Beftrafung zuziehen, und wegen der daraus hervor: 
leuchtenden Bosheit au die künftige Beftrafung des Ver— 
brebens vergrößern würden.“ Im vollen Einflange hiermit 
hatte der 8. 365 deffelben Geſetzes eine f. g. Ungeborfamg- 
(Disciplinär- oder Correctiond») Strafe gegen denjenigen Befhuldigten 
verfügt, „welcher durd die Angabe eines offenbar ala falſch bewie— 
fenen Umftandes (alfo wieder nur für eigentlihes Lügen, und nicht 
etwa für bloßes Läugnen) die Unterfuchung zu verzögern, oder dad 
Gericht irre zu führen gefucht hat, und des ihm dagegen vorgehaltenen 
klaren Beweiſes ungeachtet, bei dem Lügen beharrt." — — 


Allein diefe Vorfchrift des $. 365 des I. Theild des St. ©. 2. 


vom 3. September 1803 wurde dur die ſchon mehrfach erörterte 
Sye, Kommentar. 37 
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N. H. E. vom 22. Mai 1848 (vergl. oben Eeite 373, die Anmerkung *) 
Abſatz VII mit den Worten aufgehoben: „Die Beftimmungen der 88. 363, 
364, und des zweiten Abſatzes des $. 365 des I. Theils des St. ©. 2. 
werden dahin abgeändert, daß in den drei dort angegebenen Fällen, 
wenn nemlich der eined Verbrechens Beichuldigte fih bei dem Berböre 
finnenverwirrt‘ ftellt, oder auf die an ihn geftellten Fragen feine Antwort 
gibt, oder lügt, durchaus feine Disciplinarftrafe mehr in 
Unwendung fommen darf. Der Unterfuhungerichter hat in diefen 
Fällen nah der Schlußanordnung des 8. 363 die Belehrung des Ober— 
gerichtes anzufuchen.“ Der damalige Minifter der Zufliz (Sommaruga) 
hatte den Antrag auf die vorftehende Aufhebung aller fogenannten Un: 
gehorfams » Strafen im Etrafverfahren bei dem A. H. Gefeßgeber mit 
folgenden Motiven bevorwortet: „Diejenigen Beftimmungen des St. ©. 
B. über Berbrehen (88. 363 — 365), welche den Unterfuchten wegen 
fimulirten Wahnfinn, Verweigerung der Antwort oder Lügen eine Die- 
ciplinarftrafe zuzufügen erlauben, und eben Dadurh nur zu leicht zu 
einer mittelbaren Tortur führen, und unfreiwillige Ge: 
ftändniffe dem Verhörten mit Gewalt entreißen, find nicht nur 
an ſich mit der Gerechtigkeit unvereinbar, fondern im Widerfprude mit 
dem edlen Beifte des Geſetzes felbf, das an fo vielen anderen 
Stellen (88.278, 300, 353 lit. c, 362, 368,401 u.a.) jede Spur einer 
directen oder indirecten, geiftigen oder phyſiſchen Fol» 
ter ferne zu halten ſucht.“ — Die fogenannte Lügen- Strafe 
ift daher derzeit felbft in jenen Kronländern, wo das Strafverfahren 
noch nad Maßgabe des Strafgefeßed vom 3. September 1803 zu pflegen 
ift, ganzlih aufgehoben. — 


Eben fo wenig ift eine derlei Zügen = oder überhaupt eine f. g. Uns 
gehorfamd-Strafe gegen Inculpaten in die neue Strafprocegordnung vom 
17. Jänner 1850 übergegangen, indem vielmehr auch in diefer (88. 215 
und 272) die Entfernthaltung aller terroriftifchen oder anlodenden Ein- 
flüffe auf den Befhuldigten, um von ihm ein Geftändniß zu erlangen, 
ftrenge vorgezeichnet ift. — 


Im Geiſte diefer neueren Vorſchriften unferer vaterländifchen Ges 
feßgebung dürfte es daher angemeffener fein, lügnerifhen Ausflücten 
eines Beſchuldigten auch nicht weiter die Rechtswirkung einer Erhöhung 
der Strafe für deffen Hauptfhuld einzuräumen, oder mit anderen Worten, 
den im $. 45 bezeichneten Erſchwerungs-Umſtand gänzlich aus der Reihe 
derfelben wegzulaflen. — 
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Nichts defto weniger fiheint die Meinumg derjenigen zu weit zu 
gehen, welche in die ſem Umftande eine ausfhliegend aus politifhen 
Gründen feitgefegte Erhöhung der Strafe erfennen wollen. Der Gefep- 
geber hat fich hierüber felbft in den oben hervorgehobenen Worten des 
8.365 („wegen der daraus bervorleudtenden Bosheit“) 
ausgefprochen, und bei unbefangener Würdigung des pfuchologifchen 
Momentes diefes Umftandes kann wohl Niemand verfennen, daß durch 
diefes beharrlihe Lügen des Thäters, womit er den Richter zu hinter: 
geben, d. h. abfihtlih irre zu führen verfucht, zugleich das 
Beharren deffelben in einer gefeßwidrigen Willensrihlung, und wenn 
nicht immer gerade eine Art von Verhöhnung der richterlihen Autorität 
oder eine fortdanernde Berftocdtheit, doc mindeftens ein Mangel an 
Reumütbigkeit manifeftirt werde, daß alfo darin allerdings ſolche Mo- 
mente liegen, welde den Thäter nah Maßgabe feiner dem Verbrechen 
zu Grunde gelegenen (fubjectiver) Willens: Befhaffenheit auch juri— 
diſch ftrafbarer erfcheinen laffen. — 


Viertes Hauptftüc. 
Von Milderungd-Umftänden. 


$. 46. (6. 39) 


Milderungs:Iimftände, welche auf die Perfon des Thäs Minerunge. 
ters Beziehung haben, find: a — der Be 

a) wenn der Thäter in einem Alter unter zwanzig Jahren, Zbites; 
wenn er fhwah an Berftand, oder feine Erziehung 
fehr vernadhläfliget worden ift; 

b) wenn er vor dem Berbrechen eines untadelhaften Wan: 
dels gewefen; 

c) wenn er auf Antrieb eines Dritten, aus Furcht oder 
Gehorfam das Verbrechen begangen hat; 

d) wenn er in einer ans dem gewöhnlichen Menfchenge: 
fühle entitandenen heftigen Gemüthsbewegung fi zu 
dem Verbrechen hat hinreißen laflen; 

e) wenn er mehr durch die ihm ans fremder Nachläſſigkeit 
aufgeftoßene Gelegenheit zum Berbrechen angelodet wor: 
den ift, als fi mit vorausgefaßter Abficht dazu be: 
ftimmet hat; 

37* 
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f) wenn er von drüdender Armuth fi zu dem Verbrechen 
hat verleiten laflen; 

g) wenn er den verurfachten Schaden gut zu machen, oder 
die weiteren üblen Folgen zu verhindern, mit thätigem 
Eifer ſich beftrebet hat; 

h) wenn er, da er leicht entfliehen, oder unentbedt hätte 
bleiben können, fich felbft angegeben und das Verbrechen 
befannt; 

i) wenn er andere, verborgen gewefene Verbrecher ent: 
decket, und zu ihrer Einbringung Gelegenheit und 
Mittel an die Hand gegeben hat; 

k) wenn er wegen der ohne fein Berfohulden verlängerten 
Unterfuhung durch längere Zeit verhaftet war. 


Sowohl die im Eingange und in der Randgloffe dieſes Para— 
graphes gewählte Ausdrucksweiſe, wornach diefelben ganz allgemein und 
unbeftimmt, ohne Beifügung des Artikels angeführt werden, ald aud 
die Vergleihung mit demjenigen, was über den $. 43 gefagt wurde, 
bewährt, daß es fih hier nur um eine dDemonftrative Aufzählung 
von mehreren Beifpielen folher Milderungs -» Umftände handelt, 
deren innere Begründung aus dem Standpunkte der relativen Straf: 
zurehnung aus den einleitungsweife zum III. Hauptftüd entwicdelten 
Grundfägen (Seite 551 — 571) erhellt. — Hiernach bedürfen felbft die 
einzelnen Beftimmungen des vorflehenden Paragraphed nur weniger 
erläuternden Bemerkungen. 

Zur lit. a. Bei der Würdigung des hier aufgeführten Mil- 
derungs »Umftandes eines minderen Alters des Thäters, nemlich von 
weniger als 20 Jahren, find indbefondere diejenigen Rüdkfichten im 
Erwägung zu bringen, welche oben (Seite 174— 183) bei der Er: 
örterung des analogen Aufhebungsgrundes aller Zurehnung eines Ber, 
brechens wegen des Alters der Unmindigfeit geltend gemacht worden find. — 

Uchnliches gilt von dem Milderungs» Umftande: „wenn der Thä- 
ter ſchwach am Verſtande“, welder wohl von den Entſchuldi— 
gungsgründen des gänzlihen Blödfinnd (Seite 168, litt. ee) und der 
Einfalt (Seite 190) zu unterfheiden ift, indem bei den beiden 
legteren die Einfiht, daß die Handlung überhaupt ein Verbrechen fei, 
gar nicht möglich war (vergl. Seite 166— 168 und Seite 183— 190). — 

Ebenfo bedarf aub der Umftand: „wenn die Erziehung des Thä- 
ters fehr vernachläſſigt worden ift“ einer genauen Unterfeidung von 
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dem analogen Aufbebungsgrunde aller Zurehnung, welcher in dem Zur 
ande der Wildheit läge, wobei ein Menſch ohne alle Entwidlung fei- 
ner Bernünftigkeit, ausſchließend dem thierifhen Inftinkte überlaffen 
blieb (vergl. Seite 167 und 168 litt. aa). — 

Zur lit.b. Als ein „untadelhbafter Wandel“, oder wie 
ſich unfer Gefeß in dem analogen $. 264 lit. b ausdrüdt: „ein unbe 
fholtener Wandel” kann nah dem Haren Wortlaute des Geſetzes 
mit Rüdficht auf den allgemein herrſchenden Spradhgebraud wohl 
unzweifelhaft das Borleben einer Berfon dann nicht mehr genannt wer: 
den, wenn diefelbe fhon einmal durch ein richterlihes Erfenntniß einer 
ſolchen frafbaren Handlung ſchuldig erklärt worden ift, welde in 
der öffentlihen Meinung ald entehrend gilt. — Allein nicht blos eine 
Schuldig-Erflärung, fondern auch ſchon eine ftrafgerichtliche oder behörd— 
lihe Unterfuhung wegen einer folhen entehrenden Handlung wird 
zureichen, den Ruf eines Menfhen ald befholten darzuftellen, wenn 
die Unterfuhung wegen einer folhen (entehrenden) Handlung nicht 
mit gänzliher Schuldlofigkeits- Erflärung oder Freifprehung endigte, 
indem ja felbft eine Entbindung von der Inftanz, d. h. die Senten;, 
daß wider den Beihuldigten die Unterfuhung wegen Abgang (oder 
Unzulänglichkeit) rechtlicher Beweife aufgehoben werde, da, wo fie 
nah dem Gefege überhaupt zuläffig ift,*) den von der Inſtanz 
Entbundenen noch immer ald verdächtig diefer ftrafbaren Handlung 
darftellt (vergl. die $$. 428 des 1. und 384 des 11, Theild des St. G. 2. 
vom 3. Sept. 1803). — Daß man aber bei der Erwägung, ob eine derlei 
ſtrafgerichtliche Unterfuhung den Schuldigerklärten oder von der Injtanz 
Entbundenen der Unbefholtenheit feines Lebenswandeld und Leu: 
mundes beraube, auf die Qualität der firafbaren Handlung Rüdficht 
nehmen müſſe, und daß hiernach auch nur Derjenige als beſcholten ſich 
darftelle, welcher einer ſolchen Handlung ſchuldig oder verdächtig er- 
Teint, die ihn auch in der Meinung der Mitmenfhen entehrt: ergibt 
fi eben fo Har aus dem gemeinen Sprahgebraude, wie aus dem 
Beifte unferes Geſetzes im Allgemeinen, und insbefondere aus jener 
fpeciellen Ratio legis, welche der Gefeßgeber bei Feftitellung diefes Mil 
derungs-Umftandes vor Augen hatte (vergl. oben Seite 555 und 556 


*) Dieß gilt insbeſondere binfihtlih aller ftrafgerichtlihen Unter 
fuhungen, bei denen das Strafverfahren nah dem Gefege vom 3. September 
1803 ftattfand, oder noch flattfindet, vermöge $. 428 des I., und $. 386 des 
I. Theils deifelben. 
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litt. a und b). — Ich könnte es daher nur als ein engherziges, und gegen 
den belebenden Geift unferes humanen Gefeßes zeugendes, Bebarren auf 
dem tödtenden Buchſtaben defjelben bezeichnen, wenn man behaupten 
wollte — mie es fhon gefchehen ift — daß jede Verurtheilung wegen 
was immer für einer von dem Gefeke nur überhaupt als 
ftrafbar erklärten Handlung den Auf eines Menihen ſchon be- 
holten made, und ihn der Wohlthat diefes Milderungs - Umftandes 
beraube. — Wer möchte z. B. eine Perſon deßhalb, weil fie ſchon einmal 
der UHebertretung der unterlaffenen Meldung ($. 320), oder einer ähn— 
(ihen, zunähft nur auf Nichtbeobahtung einer Polizei » Vorfchrift be: 
rubenden Uebertretung, wir foldhe 3. B. in den 88. 321, 322, 330, 338, 
376, 424, 426, 427, 430 u. v. a. vorfommen, wenn auch fogar ſchuldig 
erklärt und dafür geftraft worden ift, felbft dann eines tadelhaften, 
oder beiholtenen Wandels oder eines ſchlechten Leumundes zeiben, 
wenn derlci Uebertretungen erweislih nur auf einem leicht verzeihlichen 
Berfehen, auf einer Bergeplichkeit, Uebereilung, auf gutem Glauben oder auf 
Bertrauen gegen Andere u. dgl. beruhte! — Dagegen wird wohl Niemand 
daran zweifeln, daß Derjenige, der früher einmal wegen einer folden 
ftrafbaren Handlung, welde eine abfihtlihe und unmittelbare 
Beriepung fremder Rechte einſchloß (vergl. Seite 51 — 54), oder welde 
gegen die öffentlibe Sittlichkeit gerichtet war, oder aus Gewinnfudt 
hervorging, in firafgerichtliher Unterfuchung befangen war, und von der- 
felben nit gänzlich ſchuldlos geſprochen wurde, dadurch bereits einen 
tadelhaften oder befcholtenen Lebenswandel darbiete, mag diefe ftrafbare 
Handlung nun ein in dem allgemeinen Strafgefeße vortommendes Ber: 
brechen, Vergeben oder eine Mebertretung, oder auch nur z. B. eine derlei 
Gefälls - Uebertretung oder Steuerprävarication u. dgl. gewefen fein. 
Diefe Anfiht, daß, abgefehen von der Berurtheilung wegen eines Ver: 
brechens, welde nad unferem dermaligen Gefeße jederzeit ſchon 
ipso facto auch entehrende Folgen nach fich zieht ($. 26) — wenig- 
ſtens in der Regel nur die Schuld oder rehtlihe Befchuldigung wegen 
einer [old en ftrafbaren Handlung die Bemadlung eines unbefholtenen 
Lebendwandels im Gefolge führe, welche aus Gewinnſucht hervorgegangen, 
oder gegen die öffentliche Sittlichfeit gerichtet ift, oder welche eine Ver— 
urtheilung zu einer mindeftend halbjährigen Wreiheitsftrafe nach fi 
zog — — entſpricht auch dem Geifte der neueren vaterländifchen Geſetz— 
gebung. Diefe hat nemlich einerfeits im $. 268 des gegenwärtigen Straf: 
gefepes ſchlechthin ausgeſprochen, daß die Berurtheilung wegen eines 
Bergehens -oder einer Uebertretung außer den gefeßlichen Strafen ander: 
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weitige Folgen, alfo namentlih auch entehrende Wirkungen nur 
infoferne nad ſich ziehen ſoll, als ſolche in beſonderen Geſetzen ent— 
halten ſind; and'rerſeits aber ſind in derlei beſonderen Geſetzen aus 
neuerer Zeit ſolche entehrende Folgen regelmäßig auch nur mit ent— 
ehrenden Handlungen, oder mit der Verurtheilung wegen eines ſolchen 
Vergehens oder einer ſolchen Uebertretung verknüpft, welche die oben an— 
gedeutete Natur haben. Dieß geſchieht z. B. hinſichtlich der Ausſchließung 
von der Wählbarkeit zum Gemeinde-Ausſchuſſe durch den $. 35, 3.4 
des prov. Gemeinde-Geſetzes vom 17. März 1849, Nr. 170 des R. G. B. 
und die hierauf fich beziehende erlänternde Minifterial- Verordnung vom 
7. März 1850, Nr. 116 des R.G. B.; — ferner in analogen Beziehungen 
durch die 88.26 und 178 lit. b der St. P. D. vom 17. Jänner 1850; — 
dur die Gemeinde - Drdnungen für die verfehiedenen Städte, die eine 
eigene Gemeinde -Drdnung erhalten haben, z. B. in jener für Wien vom 
9. März 1850, $. 17 lit. e, u. m. a. — 

Kann hiernach einerſeits jene engherzige Anficht, welche in jeder 
ftrafgerihtlihen Berurtheilung ſchlechtweg cine Berwirkung der Unbe- 
fholtenheit des Leumundes erkennen will, nicht gutgeheißen werden: fo 
dürfte doch and'rerfeits auch jenc entgegengefegte ertreme, wenn glei 
mehrfach in der Praris geübte Meinung nicht gebilligt werden können, 
welche hierzu unbedingt eine die Befcholtenheit wegen einer in dem bür: 
gerlihen Geſetze als ftrafbar erflärten Handlung fordert, umd 
wornach der Richter, wenn er auf die an den Befchuldigten geftellte banale 
Frage: „Sind Sie nie in einer (ftraf-) gerichtlichen Unterfuhung ges 
ftanden?” ein beftimmtes „Nein“ zur Antwort erhält, und diefed „Nein“ 
auch durch die übrigen gerichtlichen Erhebungen beftätiget erſcheint, auch 
fhon die Unbefholtenheit dargethan fehen will. — Allein follte 
denn wirklich deßhalb allein der Befhuldigte fhon als unbefholten 
daftehen, und von der öffentlihen Meinung, gleihwie von unferem Ge- 
fege als unbefcholten angefehen werden können, wenn auch außerdem von 
ihm notorifch, eder vielleicht durch vielfahe Selbft- Berühmungen in 
. eigenen Geftändniffen dargethan ift, daß er z. B. ein fittenlofer Wüftling, 
ein Berführer unfchuldiger Mädchen, ein Zerftörer des ehelihen Glüde 
Anderer, ein gewifjenlofer Kamilienvater, ein roher ausfchweifender, ehr— 
und pflihtvergeffener Berderber der Sitten feiner eigenen Kinder, ein 
liederliher Schuldenmadher u. dal. if. Soll er dephalb allein noch 
unbejholten fein, weil er fih bisher als gewandter Roue oder als 
glükliher Don Juan bei all’ feinen Frevelthaten auf der Schneide des 
bürgerlihen Straf-Geſetzes zu halten wußte, fo daß ihm nie der 
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ftrafende Arm des Richters beizulommen vermochte? — Soll ihm etwa 
eine folche Unbefcholtenheit au dann zu Guten fommen, wenn er end- 
ih einmal einer ftrafgerichtlihen Berurtheilung gerade wegen einer 
ſolch en ftrafbaren Handlung verfällt, die mit feinem fauberen Vorleben 
in genauem Zufammenhang fteht, wie dieß z. B. bei allen Unzuchts - Ber- 
brechen, bei betrügerifhem Schuldenmaden u. f. f. der Fall wäre!? 
Soll ferner eine liederlihe Dirne, eine frivole Ehebrecherin, wenn fie endlich 
einmal auf einem Unzuchts « Berbrechen oder auf einer Kindes» Abtreibung 
und dgl. ertappt wird, fid) darım des Milderungs-Umftandes eines unbe- 
fholtenen Lebenswandels erfreuen, weil fie bis dahin troß ihres 
notorifhen ausſchweifenden Lebenswandeld noch niemals von dem nach— 
fihtigen Straf-Gefepe erreicht worden, oder weil ihr Gatte noch nie gegen 
fie anflagend aufgetreten war (vergl. $. 503)? — Derjenige, welder 
nad feinem notorifhen Leben im Sprachgebrauche der höheren focialen 
Kreife mit dem Ausdrude: „mauvais sujet*, in der derben Volksſprache 
aber mit dem Worte: „ein Lump“ bezeichnet wird, muß daher im Geifte 
eines verftändigen Gefepes gleihwohl als höchſt befholtenen 
Lebendwandels angefehen werden, wenn ihm gleich nie eine ftrafgericht- 
lihe Berurtheilung oder eine ſolche Unterfuhung zur Laſt fill. Nur 
auf diefe Weife, nur dur eine vernünftige Handhabung fann dad 
Geſetz wenigſtens bei diefer fo überaus praftifchen Beziehung mit jenen 
tief wurzelnden Volksanſichten über „guten und ſchlechten Leumund“, 
über „Ehrenhaftigkeit“ und „Entehrung“ in Einklang gebracht werden, 
welche jhon oben (Anmerkung * auf Seite 407 u. 408) ala folde Momente 
bezeichnet werden, deren Nichtbeachtung der Autorität der Geſetzgebung 
ſelbſt Wunden fhlägt. — 

Zurlit. e. Es iſt fhon früher (Seite 196 — 198) ausführlich 
nahgewiefen worden, daß die Zurehnung des Handelnden gänzlich 
ausgefhloffen fei, wenn die von Seite eines Anderen auf den 
Thäter einer objectiv ftrafbaren Handlung ausgeübte pſychologiſche Ein- 
wirkung den Gemüthszuftand des Lepteren bis zum außerften Rotbfalle 
oder Notbftande, zur Nothwehr, zur unwiderftehlihen Furcht, zum 
unbedingten Befehle eines Oberen, und bLinden Gchorfame des Unter: 
gebenen, d. 5. im Allgemeinen bis zum „unmwiderftehlihen Zwange“ 
potenzirte. Hieraus ergibt ſich zugleich das Verſtändniß der vorftehenden 
Geſetzesſtelle, welche einen Gemüthszuftand des Handelnden vorausfept, 
der von dem eben gefhilderten der gänzlihen Unzurehnungsfähigkeit nur 
quantitativ, aber nicht qualitativ verfhieden ift. — Iſt „der Antrieb 
eines Dritten“ oder „die Furcht“ vor angedrohten Uebeln fo be» 
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fhaffen gewefen, daß dem Angetriebenen no immer die Wahl zwifchen 
Seßung oder Unterlaffung der ftrafbaren Handlung übrig geblieben war, 
obne ih unmittelbar einem Zwange, oder einem allfogleich gegen 
ihn, feine Angehörigen (vergl. 88. 60, 61, 98 lit. b, 99 und 216), oder 
gegen fein Habe und Gut auszuführenden und nur Die Begehung der 
ftrafbaren Handlung zu vermeidenden Uebel auszuſetzen; oder war das 
Berhältnig zwifchen dem befehlenden Oberen und dem gebordhenden Han— 
delnden nicht fo geartet, daß niht „unbedingter oder blinder 
Gehorſam“ worausgefeht werden kann, fondern daß es dem Unter- 
gebenen erlaubt, oder durch natürliche oder pofitive Pfliht fogar geboten 
war, zu widerftehen, und daß er den Befehl zugleich als gefeßwidrig oder 
widerrechtlich erfennen mußte, fo kann dieß nicht mehr zur Entſchuldi— 
gung, wohl aber noch immer zur Milderung der Schuld des Schwäch— 
lings, Feiglings, oder Furchtſamen geltend gemacht werden, da fidh hier- 
aus wenigftend zeigt, daß fie mit minderer Intenfität der Triebfeder han— 
deiten (vergl. oben Seite 555 und 556 zur lit. a), und daß ihnen fofort 
wenigftend der negative Milderungsumftand des Abgangs einer ber 
fonders ftarfen Triebfeder zu Guten komme.) — 


Achnlihe Erwägungen erflären auch das Weſen des 
Zur lit. d aufgeführten Milderungs - Umftandes. 


Es wurde fhon früher (Seite 194 unter litt. cc und in der An- 
merfung *) darauf hingedentet, daß unfer Gefeß der vorftehenden Ge— 
jeßesftelle eine fo allgemeine Faſſung gegeben babe, daß man felbft den 
eigentlihen Affect, d. 5. jenen äußerften Grad von, wenn gleich gerechter 
Gemüthsbewegung, wobei die Willensfreiheit gänzlich mangelt, oder wobei 
mit anderen Worten in Folge der durch die Gefühlsaufregung eingetretenen 
Verwirrung des Handelnden die Wirkfamkeit des Willensvermögend 
völlig ausgefhloffen erfheint — nicht unter die Aufhebungsgründe der 
rechtlichen Zurehnung (Entfhuldigungsgründe), fondern nur unter die 
Milderungsgründe fubfumiren darf. — 


— —_ — — 


*) In vollem Einklange mit den oben entwickelten Anſichten ſteht auch 
die Entfcheidung des Gaffationshofes vom 22. April 1852, 3. 3786 (Gerichts⸗ 
zeitung Rr. 89 vom 24. Juli 1852), womit zu Recht erkannt worden ift: 
„daß der Umitand, daß Jemand einen Diebftahl auf Antrieb feines 
Dienfigebers, aus Gehorſam, begangen babe, nah $. 39 Hit. c des 
I. Theild des alten (d. i. der hiermit wörtlich gleihlautenden li. ce ded 8. 46 
des dermaligen) Strafgefepes einen Milderungs», nicht aber einen Ent— 
ihuldigungsgrund bilde. — 
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So ftrenge nun auch aus dem Standpunkte der Gefehgebung 
(vergl. insbefondere die Anmerkung * auf Seite 194) diefe pofitive 
Borfchrift unferes Geſetzes ift, fo müffen dennoch andrerfeits die einzelnen 
Worte derfelben Scharf in’s Auge gefaßt werden, um nicht etwa jede ſtraf— 
bare Handlungsmweife leicht erregbarer Menfhen immer zugleich im Kichte 
außerordentlicher Milderung zu fehen. — 

Das Gefeh fordert vorerft „eine heftige Gemüthäbewegung“, 
d. h. eine fih auch äußerlih, durch auffallende Zeichen kundgebende be- 
fonders ftarfe Aufregung der Willensthätigkeit des Handelnden, wobei 
die übrigen Borftellungen und Begierden deffelben in den Hintergrund 
traten, indem er chen wegen der Heftigkfeit derfelben von ihr, wie 
3. B. von Angft oder Zorn, gewiffermaßen überfallen oder übertäubt 
wurde, ohne früher das während derfelben Gethane überdacht zu 
haben, und ohne im Stande gewefen zu fein, ihrem Beginnen zu be- 
gegnen, oder ihrem Anlaffe auszuweichen. — 

Sie muß ferner „aus dem gewöhnlichen Menfhengefühle 
entjtanden fein, d.h. in einer folden Empfindung und dem dadurch erzeugten 
Bewußtſein von Luft oder Unluft ihren Urfprung haben, wie fie bei allen 
Menfhen von gewöhnlicher Beſchaffenheit vorzukommen pflegen. — Dahin 
- gehören 5. B. das Gefühlder Angft oder Kurt, das ausdem Bewußtfein 
der un felbft oder unferen nächften Angehörigen (vergl. $$. 60, 61, 98 
lit. b, 99 und 216) drohenden Gefahren für Leben, Gefundpeit, körperliche 
Sicherheit, Freiheit, Eigenthum entfteht ; — ferner das Gefühl der Sym- 
pathie für Wohl und Wehe Anderer, fobald man einen Anderen wider 
rechtlich unterdrückt, mißhandelt ſieht; — felbft die Entrüftung des 
Zornes, ſobald er aus einem gerechten Unwillen über großes Unrecht, 
das einem Andern zugefügt wird, über ein ſchändliches, niederträchtiges, 
verrätherifches Benehmen eines Anderen entjtand u. ſ. f. (Bergl. auch die 
oben auf Seite 204— 205 zur litt. dd und in der Anmerk. ** vorkom: 
menden Ausführungen). — Dabei darf aber nicht unbeachtet bleiben, daß 
das Gefek wohl fordert, daß das Gefühl, woraus die heftige Gemüths- 
bewegung entftand, „das gewöhnlide Menfhengefühl” war, 
keineswegs aber fo weit ging, daß etwa auch die Entftehung diefes 
Gefühle felbft unter den concreten Umftänden nur bei Menfchen von ge— 
wöhnlidher Befhaffenheit erklärbar wäre. Die Gerechtigkeit fordert 
vielmehr, hier die Individualität des Handelnden in's Auge zu 
faffen. Es wird daher z. B. bei einer befonders leichten Reizbarkeit, bei 
einer krankhaften Aufregbarfeit oder Furchtſamkeit, bei einem abnorm 
heftigen Temperamente, bei einem bejunders zornmüthigen Menjchen, bei 
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einem zur Melandolie, zur Hypochondrie oder gar zur Myfanthropie bin- 
neigenden Menjchen, bei einer hyſteriſchen Frauensperſon u. dgl. eines ſehr 
geringen Anlaffes bedürfen, um das gewöhnliche Menfhengefühl 
der Augft, ded Zornes u. dgl. anzuregen, und hieraus eine heftige Gemüths— 
bewegung entjtchen zu machen, und doch wird und muß dem Handelnden, 
der, wenn gleich nur durch einen geringfügigen Anlaß zu einem folden 
gewöhnlichen Menfchengefühle aufgeregt, in der hieraus entftandenen 
heftigen Gemüthsbewegung ein Verbrechen beging, diefer Milderungs- 
Umftand zu Gute fommen, da bier unter den individuellen Beziehungen 
des Handelnden vollfommen jene mindere Intenfität der Trieb: 
feder, d. h. dasjenige Moment vorhanden ift, das dein Geſetzgeber zur 
Feſtſtellung diefes Milderungs-Umftandes nur überhaupt bewogen 
haben konnte (vergl. Seite 555 unter Kt, a), Dagegen wird man bei einem 
ſehr apathifchen oder indolenten Individuum, bei einer gefühllofen 
Seele, bei einem falten Verftandes - Menfchen, bei einem phlegmatifchen 
Temperamente die Berufung auf eine derlei Gemüthsbewegung ald Mil 
derungs-Umſtand der Schuld nicht leiht annehmen können; es wäre 
denn der Anlaß der Gemüthsaufregung fo geartet geweien, daß es be» 
greiflih wird, wie darüber ſelbſt der befonnenfte und leidenfchaftlofefte 
Stoifer feine Seelenruhe verlieren, und zu einer heftigen Gemüths— 
bewegung aufgeregt werden konnte. Als Beifpiele der Iekteren Art 
mögen die in der Anmerkung * auf Seite 194 angeführten Fälle dienen. 

Endlih fordert das Geſetz zum Dafein diefes Milderungs- Im 
ftandes auch noch, daß fich der Handelnde „in diefer Gemüthsbewegung 
zu dem Berbrehen habe fortreißen laffen“. Durch diefen, obgleid 
methaphorifchen, dennoch ſcharf bezeichnenden Ausdruck drückt das Geſetz 
einerfeitd die Plötzlichkeit oder Weberftürztheit des Handelnden in 
Folge und während der heftigen Gemüthsbewegung, und die Raſch— 
heit des, jede längere Ueberlegung ausfhliegenden Dolus repentinus 
aus, der hier vorausgefegt wird,”) und weiſet and’rerfeitd auf den 
innen pſychologiſchen Zufammenhang bin, welder zwiſchen 
diefer Gemüthsbewegung als wirkenden Urfahe und der das Verbrechen 
bildenden Thathandlung als Wirkung vorhanden fein müffe, weil man 
fonft nicht behaupten fönnte, dag man fih „in“ oder richtiger „von“ 
diefer Gemüthsbewegung „zu“ dem Verbrechen habe binreigen laſſen. 
Es wird daher diefer Milderungd -Umftand dem in der Aufwallung Han 





*) Bergl. oben Seite 143 die Ausführung über den Dolus repenlimus 
im Gegenſatze des Dolus praemeditalus. 


(Strafgef. 1. Chi. IV. Haupta. $. 36.) 588 [Von Milderungs-Umfänden.) 


deinden wohl bei ſolchen Berbrechen, welche wie z. B. körperliche Ge— 
waltthätigfeiten, gewaltfame Eigenthums » Zerftörungen u. dgl. der er: 
wähnten Gemüthsaufregung pfychologifh homogen find, keineswegs 
aber auch rückfichtlic folder ftrafbarer Handlungen zu Statten kommen, 
welche fi, wie 5. B. Diebftahl, oder andere jtrafbare Handlungen aus 
Gewinnſucht, pſychologiſch gar nicht daraus erflären laffen. — 

Zur lit. e. Auch diefer Umftand gibt Zeugniß, wenn auch nicht 
gerade für das Dafein einer pofitiv ſchwachen, doch mindeftens für den 
Abgang einer pofitiv flarken Triebfeder. Das Gefeß bediente fih aber 
auch hier wieder einer Ausdrucksweiſe, die auf das Plögliche des Ent- 
fchluffes und auf den Mangel jeder vorausgegangenen Ueberlegung 
und ruhig abwägenden Selbftbeftimmung des Willens, fowie auf 
den Abgang jedes eigentlih bösartigen Willens hindeuten. Es fordert 
nemlih, daß dem Thäter die Gelegenheit zum Verbrechen „aufge: 
ſtoßen“, alfo zufällig, ohne daß er fie fuchte, und plötzlich, gleich— 
fam ihn überrafchend fich ergeben habe; — daß fie ferner „aus fremder 
Nachläſſigkeit“, alfo nicht etwa aus einem Mißbrauche des dem 
Schuldigen von Seite des Berlepten geſchenkten Vertrauens, fondern 
aus der Außeradtlaffung der von einem emfigen Hausvater voraus— 
zufegenden gewöhnlihen Sorgfalt in Betreuung feiner Rechte und 
bei Berwahrung feines Eigenthums entftanden fein müffe, fo daß fid 
der Verletzte wenigftens die Ermöglihung der leihten Ausführung der 
ftrafbaren Handlung felbft zur Laft legen muß, und daß daher dem 
Schuldigen nit unmittelbar ein von niedriger oder bödartiger Ge— 
finnung zeugender Mißbrauch fremden Vertrauens zur Laft fällt, und dieß 
um fo weniger, als das Gefek weiter vorausfeßt, daß „weniger die vor: 
ausgefaßte Abfiht, als vielmehr eben jene von Außen kommende Ber: 
lockung, den Thäter zur Begehung des Verbrechens beftimmt “, d. b. 
veranlagt und in feinem Willen vermodht habe. — 

Zurlit. . „Armuth“ ift im engeren Sinne des Wortes 
wohl nur derjenige Zuftand, wobei Jemand felbft des nöthigften Lebens» 
Unterhaltes, und der Mittel entbehrt, fih auch nur die dringendften 
Lebens » Bedürfniffe zu deden. Sie muß aber, fchreibt das Gefeß vor, 
um als Milderungs-Umftand zu gelten, eine „drückende“, d. h. fo ge: 
artet fein, daß fie in dem dadurd Betroffenen zugleih das Gefühl der 
Beihwerde, des Kummers und Grames, und eben durch die Empfindung 
diefer unangenehmen Lage zugleich das Bedürfnig, ihr abzuhelfen, im hohen 
Grade rege macht. — Uebrigens darf diefe peinliche Rage, welche jeden: 
falls wieder nur auf den Mangel befonderer Intenfität der Triebfeder des 
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Handelnden ſchließen läßt, nicht bis zu jenem Grade potenzirt fein, wobei 
ihm etwa im Falle äußerfter Noth die Verlegung fremder Rechte, 3.8. 
die Zueignung und Gonfumtion fremder Eßwaaren ald das einzige 
Mittel erfchienen war, um fih vor dem fonft augenblicklich eintretenden 
Hungertode zu retten, da in diefem Falle wohl nit blos von einem 
Milderungs » Grunde die Rede fein könnte, fondern die Zurechnung des 
Vorfages gänzlich entfallen würde, indem diefer Zuftand, wo nur mehr 
der thierifche Selbfterhaltungs- Trieb wirffam ift, und jede vernünftige Bor- 
ſtellung, jede Achtung fremder Rechte, und jede freie Willensthätigkeit 
vollig unterdrüct if, wohl mit vollem ug und Recht ale „ein unwider- 
ſtehlicher Zwang” angefehen werden müßte (vergl. $. lit. g und die 
auf Seite 196, indbefondere in der Anmerkung ** vorfommende Aus— 
führung). 

Zur lit. g. Der in diefem Abfage vortommende fubjective 
Milderungs- Umftand muß wohl von zwei fehr verwandten objectiven 
Milderungs- Umftänden unterfhieden werden, welche in dem nädhften 
8. (47) unter den Buchftaben b und e vorkommen. — 

In der vorftehenden Gefegesftelle wird vorausgefegt, daß das Ver: 
brechen, bei welchem diefer Milderungs-Umſtand Anwendung finden foll, 
entweder wirklich einen Schaden verurſacht, d. h. eine thatfäd- 
liche Verfhlimmerung eine® fremden Rechtszuſtandes herbeigeführt hat, 
daß alfo dadurch — weil das Gefep den Ausdrud „ Schaden” ganz 
allgemein gebraucht hat, derfelbe daher auch im weiteften Sinne auf- 
gefaßt werden muß — entweder Jemand an feiner Perfon, oder an feinem 
Vermögen, oder an anderen Rechten einen Nachtheil (wirkliche Schmä- 
ferung des ſchon Befeffenen — damnum positivum), oder doch einen 
Entgang des Gewinnes, den er ohne das Dazmwifchenfommen der ftraf- 
baren Handlung nach dem gewöhnlichen Kaufe der Dinge zu erwarten ge- 
habt hätte (lucrum cessans) erlitten habe ($. 1293 des a. b. ©. B.); 
und daß er „mit thätigem Eifer“, d. h. nicht blos mit Worten, 
Betheuerungen u. dgl. feine Abficht fund gegeben, fondern durd wirkliche 
Thathandlungen „fich beftrebt“, alfo feine Caufalität angeſtrengt 
babe, um diefen Schaden gut zu machen, um alfo entweder Alles in den 
vorigen (vor Begehung des Verbrechens vorhanden gewefenen) Stand 
zurück zu verfegen, oder foweit dieß nicht thunlich ift, dafür den Schätzungs⸗ 
werth zu vergüten ($. 1323 des a. 6. G. B.). Dabei hat das Gefek 
nicht weiter unterfchieden, ob diefer wirklich verurfachte Schade felbft ein 
großer oder yeringer war; ob ferner der Thäter etwa auch jhon bei 
(während) der Begehung des Verbrehens fih von Zufügung größeren 
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Schadens, wozu die Gelegenheit offen ftand, freiwillig enthalten habe, 
oder nicht; — und ob endlich das erwähnte thätige Beftreben der Wieder- 
gulmahung des verurfahten Schadens auch einen reellen Erfolg hatte 
oder nicht, d. b. ob dadurch der Beichädigte wirklich zu feiner Entſchädi— 
gung gelangt ift oder nicht. Das Geſetz begnügt fih bier, wo es ſich 
zunächſt nur darum handelt, einen fubjectiven Milderungs-Umſtand 
feftzuftellen, der von geringerer Ausdauer (Protension) der dem Ber- 
breden zu Grund gelegenen Beihädigungs- Intention Zeugnig gibt 
(vergl. oben Seite 556 u. 557 umd Seite 560 u. 561), auch damit, daß 
der Thäter die mindere Gefährlichkeit feiner Willensbefhaffenbeit 
thätig bekundet habe, wenn fie auch von gar feinem günftigen ob» 
jectiven Erfolge begleitet war, Iſt überdieß einer der dreierlei vor- 
erwähnten Umftände bejahend eingetreten, fo kommen zugleich die unter 
den Buchftaben b und c des folgenden $. (47) aufgeführten Milderungs: 
gründe in Anwendung. — 


Das zuletzt Geſagte gilt auch in Anfehung der zweiten, in dieſer 
Gefepesftelle erwähnten Vorausfeßung: „wenn der Schuldige die wei- 
teren üblen Folgen (feines Verbrechens) zu verhindern mit 
thätigem Eifer fich beftrebt bat“. — Auch bier wird vorausgefcht, daß 
das Verbrechen bereits irgend welche üble Folgen wirflih nad ſich ge 
zogen habe, da ed von der Verhinderung der weiteren üblen Kolgen 
fpriht, und es bezieht fih daher diefe Unterart oder fpecififche Modis 
fication der früheren, in allgemeineren Ausdrücden gehaltenen Ges 
fehes » Verfügung vorzüglich auf jene Fälle, wo zwar der dur das Ber: 
brechen bereits verurſachte Schade entweder nah der Natur der Sache, 
oder vermöge individueller Unvermögenheit des Beichädigerd nicht mehr 
gutgemacht werden kann, aber das durch das Verbrechen in's Leben ge: 
feßte Uebel, wie 3. B. bei Brandlegung, Zerftörung von Waſſerwerken, bei 
fünftlicher Herbeiführung einer Ueberſchwemmung, oder bei verbrecherifchen, 
fehr gefährlichen oder incendiarifhen Drudfchriften, wenigfteng in feinem 
MWeitergreifen, wie etwa durch Ginleitung zweckmäßiger Löſchungs— 
anſtalten, Eindämmungen, oder eigene Unterdrückung der Weiter-Ver— 
breitung u. dgl. verhütet werden kann. — 


Zur lit. h. Das Gefeß erklärt bier ald Milderungsgrumd den 
Umftand: „daß der Thäter ſich felbft angegeben (m. d. fh der Behörde ale 
Thäter nambaft gemacht oder eine Zelbft-Angeige feiner Berheiligung an dem Verbrechen gemacht) 
und das Perbreben befannt bat“ (alſo entweder ſchon in der ehenermäbuten Selbft, 
Anzeige, oder doch bei feiner bierüber von Seite der Bebörde eingeleiteten Bernehmung angleich 
ein förmliches Beftändniß feiner Schuld abgelegt haty; knüpft aber das Daſein diefes 
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Milderungs : Umftandes an das Vorhandenſein einer der beiden von dem 
Geſetze alternativ bingeftellten Bedingungen: „daß er entweder leicht 


(alfo obme daß er dazu eine beiondere Unftrengung feiner Aräfte, eine ungewöhnliche Lift oder 
Seimlichfeit, oder einen außerordentlihen Koften » Hufwand anınwenden, oder große Berlufte an 


ſeinem Grwerbe oder Vermögen zu erleiden nöthig gebabt hätte) entfliehen, oder un— 
entdeckt bleiben konnte.“ — 


Es liegt auf offener Hand, daß unter ſolchen Vorausſetzungen 
ein „Sichefelbftzangeben“ und „Eingeftändniß feiner Schuld" nicht blog 
von dem Mangel befonderer Stärke und Dauer einer böfen Intention, 
fondern fogar von dem Erlofchenfein derfelben, fowie von dem Wie- 
dererwachen der Stimme des Gewiſſens Zeugniß gibt, welches nicht blos 
Neue fühlt, fondern durch die Selbſt-Provocation der Strafe zugleich 
nach der Sühnnng der Schwer gefühlten Schuld verlangt; und daß daher 
gerade diefer Umftand einer der ftärkften pofitiven Milderungd - Um: 
ſtände ift, der nicht blos auf eine erft in Zukunft zu erwartende Befferung, 
Sondern fogar fhon auf das gegenwärtige Dafein derfelben ſchließen 
läßt (vergl. Seite 562 und 563). — Abgeſehen hiervon hat die Geſetz— 
gebung wohl auch gewichtige Klugheits-Gründe, zu folden Selbft- 
Angaben durch die in Ausficht geftellte Straf» Milderung aufzumuntern 
(vergl. oben Seite 561 u. 562). — 


Zur lit. i. Es mag dahin geftellt bleiben, ob die Denunciationen 
der Verbrechen Anderer, zumal bei gewiffen Verbrechen, von Seite des 
Denuncianten fittlih auf edlen Motiven, und nicht vielmehr regelmäßig 
auf höchſt unlauteren Beweggründen beruhen. — Es kann nicht in Ab— 
rede geftellt werden, daß der fittliche Abfcheu, der ſich in der Bruft jedes 
Ehrenbaften gegen ſolche Denuncianten regt, und insbefondere mächtig 
gegen diejenige Sorte derfelben erfüllt, die ihr unlauteres, im Finſtern 
brütendes und fchleichendes Treiben gegen die bisherigen Verbrechens— 
Genossen, gegen die früheren Kameraden kehren, denen fie fich vielleicht 
ehemals durch Wort und That noch zu befonderer Treue (wenigftens in Be 
ziehung auf die gemeinschaftlich zu vollziehenden Frevelthaten, auf redliche 
Theilung der verbrecherifhen Beute, auf gemeinfames Zuſammenwirken 
gegen die Rechtsordnung im Staate, gegen die Obrigkeit u. f. f.) ver 
pflichtet (12), oder diefelbe gar zugefchworen haben. Das eben ift die 
Allmacht der fittlihen Idee, daß und der Bruch des gegebenen 
Wortes felbft da, wo es mißbrauchsweiſe ala Kitt für die Frevelthat 
dienen follte, und eben deßhalb der fittlich bindenden Kraft entbehrt, 
dennoch fittlih empört, dag Lug und Trug felbft der zum Berbrechen 
Verbündeten, felbft der Spigbuben untereinander, daß die perfide Denun- 
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ciation, die aus niedriger Selbſtſucht feimt, uns felbft dann anefeln, 
wenn fie in ihrem objectiven Erfolge zum Guten führen, und daß 
daher vor dem Richterftuble des Sittengefeges das Mittel nie durch den 
Zweck geheiliget wird! — Darum erheben fib aus dem Standpunfte 
der Gefeßgebungs » Klugheit immerhin ernfte Bedenken gegen den Grund» 
ſatz, wornach dem Denuncianten der Milgenoffen feines verbrecheriſchen 
Treibens als Lohn feiner Denunciation eine Milderung feiner Strafe, 
wie es in der vorftchenden lit. i des $. 46 gefchieht, oder gar gänzliche 
Straflofigkeit in Ausficht geftellt wird, wie dieß in unferem Geſetze aus— 
nahmsweiſe wohl nur bei Einem Verbrechen, dem Hochverrathe nemlich, 
im $. 62, gefchieht.*) Allein wenn hiernach einerfeit® auch nicht zu 
läugnen ift, daß durch eine fo günftige Behandlung der Denunciation 
haufig die niedriaften Beweggründe der Denuncianten rege gemacht, und 
in das Lager der Verbrechens-Genoſſen Berrath und verftärkte Demorali- 
fation verpflanzt werden, fo laßt fih doch amd’rerfeits nicht verfennen, 
daß dieß nicht felten das einzige Mittel ift, um verruchten, und gerade 
dur die Complicität mehrerer Iheilnehmer um fo gefährlicheren Ber: 
brechen auf die Spur zu fommen, um ferner der gefährlichften Verbrecher 
babhaft zu werden, und um endlich, wie dieß gerade in Beziehung auf das 
Berbrehen des Hochverratbs ($. 62) der Fall ift, die für den Feſtbeſtand 
des Thrones und Staates, fowie für die öffentliche Sicherheit bedroh— 
lihften verbrecherifchen Unternehmungen in ihrem Keime zu erſticken, oder 


— oo 


*) Außer dem obigen Falle des Hochverrathes fommen zwar in unferen 
vaterländifhen Gefegen noch zwei Berbreden, nemlid die Ausſpähung 
(Spionerie) und die unbefugte Werbung (Falichwerbung) vor, bei welden 
die Denunciation der Mitfhuldigen unter gewiffen Borausfegungen dem De 
nuncianten nicht nur die Straflofigfeit, fondern fogar noch eine pofitive „Be 
lohnung von hundert Ducaten und nah Umftänden von höherem Betrage” 
verfhafft. Es gefchieht dieß nemlich durch den $. 15 des Hoffanzleidecretes 
vom 10. October 1821, Rr. 1808 der J. ©. S., und beziebungäweife durd 
dad Girculare ded Hofkriegsraths vom 6. November 1821 (Militär = Gefeg- 
fammlung, vierter Jahrgang, S. 221), welches Geſetz vermöge der 88. 67 und 
92 unfere® gegenwärtigen Strafgefeped aub auf Perfonen des Givilftandee 
Anwendung zu finden hat. — 

Da jedoch vermöge eben diefer beiden Paragraphe unfered Strafgefepes 
die zwei genannten Berbrechen, felbft wenn fie von Perfonen des Eivilftandes 
begangen werden, von den Militärgerichten nach den hierüber beftebenden be» 
fonderen Borfohriften zu unterjuchen und zu beftrafen find, fo können die 
obigen Ausnahmsbeſtimmungen nicht eigentlich als Beftandtbeile unfere® Givil« 
Strafgeleped angefeben werden. — 
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doch in ihrem Ausbruche zu hindern. Diefe überwiegenden Rückſichten 
mögen der Gefeßgebung die gebieterifche Pflicht auflegen, ausnahmameife, 
infoweit es, wie bei Hochverrath, zur Rettung der Gefellfchaft oder im 
Intereffe der öffentlihen Sicherheit unerläßlich erfcheint, auch von derlei 
Mitteln Gebrauch zu mahen. Un der Berehtigung des Staates 
hierzu kann gegenüber einem Verbrecher fo wenig gezweifelt werden, 
als ja überhaupt auch Lift, infoferne fie nur zur Tilgung des Unrechts 
gegenüber einem Rechtverletzer angewendet wird, und als ein noth— 
wendiges und tauglihes Mittel zur Durchſetzung (Realifirung) des 
Rechtes erfcheint, gerechtfertiget iſt. — 

Unfer Gefeß hat aber diefen, nah dem eben Gefagten wohl vor: 
zugsweifen politifhen Milderungsgrund (vergl. oben Seite 561 und 
562) zugleich auf ſolche Bedingungen eingefchränft, wodurch verhütet 
wird, daß etwa auch ſolchen elenden Racheacten, die dem Staate für die 
Auffindung von Verbrechern ganz nußlos find, die Gunft des Gefeßes 
zufomme. Darum fordert das Geſetz, daß derjenige, der fich dieſes 
Milderungs - Umftandes erfreuen ſoll, 

1) „andere Verbrecher“, d. b. folde Perfonen anzeige, von 
welden die Schuld was immer für eined Verbrechens entweder be 
reits durch eine ftrafgerichtlihe Verurtheilung vorliegt, oder welche einer 
folden Schuld in der Folge überwiefen werden; wobei ed aber, da das 
Geſetz nicht weiter unterfcheidet, gleichgültig ift, ob diefelben des nem— 
lihen Verbrechens, deſſen der Angeber befchuldiget erfcheint, d. h. ob fie 
Genoſſen (Mitfchuldige oder Theilnehmer) feines, oder eines anderen 
Verbrechens fhuldig fein. Der dephalb milder zu Beftrafende muß 
ferner 

2) „verborgen gewefene Verbrecher entdecket“, alfo folde 
Perfonen der Obrigkeit erft ganz neu befannt gemacht haben, von 
welchen fie wenigftens nicht wußte, daß diefelben eines Verbrechens 
fhuldig fein. — Man wird nemlich diefe Stelle nicht etwa buchftäblich 
dahin auszulegen haben, ald ob die entdeckten Verbrecher perſönlich 
verborgen gewefen fein müßten, denn dich hieße, das Gefek feinem klaren 
Sinne zuwider interpretiren; fondern es reicht zu, daß Diefelben nur 
als Berbrecher der Obrigkeit unbekannt waren. — 

Aus gleihem Grunde hat daher das Geſetz noch eine 

Zte Bedingung daran geknüpft, dag nemlich der Schuldige zugleich 
„zur Einbringung der entdeckten Verbrecher Gelegenheit und Mittel an 
die Hand gegeben hat”, — Die Rechtspflege muß daher aus einer ſolchen 
Anzeige reelle Bortheile gezogen haben, ohme daß es ührigend un— 
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mittelbar nöthig ift, daß die entdeckten Berbredher auch wirklich einge 
bracht worden feien. — 

Zweifelhaft ſcheint die Löfung der Frage: „ob diefer Milderungs- 
Umftand au demjenigen Anzeiger zu Guten fommen foll, der feiner: 
feitö im guten Glauben Alles gethan hat, was das Geſeß bier von 
feiner «fubjectiven) Thätigkeit fordert, dem aber der objective 
Erfolg fehlt?" Es kommt nemlich praktiſch nicht felten vor, daß ein Be- 
fhuldigter zu einer Zeit, wo er glaubt, und nahweisbar gute 
tbatfählihe Gründe dafür hat, zu glauben, daß feine und feiner 
Genoſſen Frevelthaten der Obrigkeit noch völlig unbekannt feien, in der 
Hoffnung, fih dadurch eine Milderung feiner Strafe zu verſchaffen, der 
Obrigkeit alle in der vorftehenden Gefegesftelle erwähnten Angaben mit 
der zuverfihtlihen Vorausfegung macht, damit ganz neue Enthüllungen 
zu eröffnen, während die Obrigkeit alle Diefe Thatſachen und Verbrecher, fowie 
deren Aufenthaltsorte ſchon kennt, oder die Schuldigen etwa gar ſchon er- 
griffen hat. — Beim erften Anblicke fcheint der gedachte Milderungs- 
Umftand allerdings au einem ſolchen Anzeiger zu Guten kommen zu 
follen, da das Gefeß diefen Umftand ausdrüdlih unter die ſub— 
jectiven Milderungsgründe eingereiht bat, alfo anerkannt zu haben 
ſcheint, daß es fich hierbei lediglich um eine fubjective Eigenfchaft des 
Thäters, um ein Beftreben oder Thätigfein von feiner Geite, ımd 
weniger um einen objectiven That: Erfolg handle (vergl. oben Seite 
552 u. 553). — Dennoch dürfte die entgegengefegte Anfiht, wornach 
ein folder Angeber ſich der Wohlthat der Milderung der verdienten 
Strafe aus diefem Grunde fih nicht erfreuen foll, die richtigere fein. 
Der bejahenden Löfung der aufgeworfenen Frage fteht einmal der be- 
flimmte Wortlaut der vorftehenden Gefegeöftelle entgegen, indem das 
Geſetz durchweg fih ſolcher Ausdrüde bediente („verborgen gewefen — 
entdeckt Hat — an die Hand gegeben hat“), welche offenbar einen ob— 
jectiven Thaterfolg, ein thatfählihes Eingetretenfein der 
vorftehenden Borausfegungen fordern; was hier um fo fhärfer hervor: 
tritt, da das Gefeß doch unmittelbar vorher, nemlich unter der lit. g, da, 
wo es fich mit einem blos fubjectiven Thätigfein, wenn aud ohne 
objectiven Erfolg, begnügen wollte, dieß deutlich genug zu bezeichnen 
wußte. — Dazu fömmt, daß nad der bieherigen Erörterung der ganze, 
unter lit. i feftgeftellte Umftand wohl nicht aus Gründen der juridi- 
[hen Zurehnung als ein die Schuld des Thäters fubjectiv milder 
darftellender Moment, fondern vielmehr nur als ein auf Klugheit: 
Erwägungen beruhendes Motiv zur theilweifen Begnadigung oder 
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Strafnachficht angefehen werden muß, wobei ed gewiß im Intereffe der 
öffentlichen Sicherheit liegt, von demfelben nur dann Gebrauh zu 
machen, wenn aus der Anwendung deffelben dem Staate wirklich ein Bor- 
theil zuwähft, und diefe, in ihrem fittlihen Gehalte ohnehin fo zweifel- 
bafte Belohnung der Angeberei auch nur infoferne in Ausſicht zu ftellen, 
als die legtere au noch objectiv rechtzeitig erfolgte, und als fid 
daher der Anzeiger aub mit Erfolg bemüht bat, fo [hleunig ale 
möglich feine Denunciationen vorzubringen. — 

Zur lit. k. Es bedarf faum einer Andeutung, daß aud hier 
firenge genommen nur von einem Begnadigungs-, aber nicht von 
einem juridifhen Milderungs-Grunde die Rede if. Das Gefek 
zeugt nur von Humanität, wenn es ſchon im $. 17 andentete, daß 
unter gewiffen Borausfegungen der Unterfuchungeverbaft in die Dauer 
der durch ein Strafurtheil verhängten Freiheitsftrafe eingerechnet werden 
dürfe (vergl. oben Seite 378 u. 379 unter litt. aa); und wenn es über- 
dieß bier felbit den Richter unterfter Inftanz ermächtiget, dem Unter 
ſuchten, wenn er „wegen der ohne fein Verſchulden (alfo ofme das er 
etwa durd fein Laäugnen, oder gar durch falſche Angaben dazu Anlaß gab) verlängerten 


Unterfuhung (ie alio länger dauerte, als dich vermöge der Dauer der von dem Gefehe für 


die einzelnen Aele vorgefhriebenen Termine gewöhnlich der Fall ift, weil 4. ®, weitläufige Er- 
bebungen durch Aunftverftändige, Ginholung von Auskünften aus febr entiernten Orten u. dal. 
notbwendig waren, oder meil der Beichuidigte felbft, oder wichtige Zeugen durch längere Bett 


wegen Kranfbeit nicht vernommen werden fonnten u. m. A.) durch längere Zeit (ats eben 
nad der gewöhnlichen Procedur nötbig geweſen wäre) verhaftet (d. b. wirftih feiner perfön- 
lidyen Freiheit beranbt, wenn gleich uur in der bie und da üblichen fogenannten einftweiligen, 
oder proviforifhen polizeilichen Verwahrung) war," — diefe ſchuldlos ausgeftandene 
Beraubung feiner Freiheit mit der Wirkung eines Milderungds 
Umftandes in Rechnung zu bringen, — — — 

Da unfer Geſetz — wie fhon Seite 573 u. 574 nachgewieſen 
wurde — auch die vorftehenden Milderungs » Umftände nur beifpiels- 
weise aufgezählt hat, fo fteht Nichts entgegen, ähnliche Umftände, 
aus welchen, a contrario mit den im $.43 rüdfichtlich der Erfhwerung 
der Schuld feftgeftellten Grundfäßen, auf das Dafein einer minder ger 
fährlihen fubjectiven Befhaffenhbeit des Schuldigen ge 
fhloffen werden fann, als Milderungsgründe in Rechnung zu bringen. 
Sole Umftände wären z. B. wenn der Schuldige mehr der Ueberredung, 
Verheißung, Verführung, Berlodung oder Täufhung durh Andere, als 
einem aus eigenem Antriebe gefaßten Entfchluffe gefolgt ift; — wenn er bei 
der Ausführung des Verbrechens Schüchternheit, Unentfchloffenheit, mehr: 
maliges Schwanten oder Wiederzurudgehen von dem Entfchluffe gezeigt ; — 

38° 


(Strafgef. 1. bt. IV. Haupt. $. 17.] 596 [Von Milderungs-Umfländen.] 


wenn zahlreiche, verfhiedenartige und mächtige Anläffe und Lockungen 
(Beweggründe für die Selbftfuht oder die Sinnlichkeit) zu dem Ber- 
brechen vorlagen; — wenn das Berbrehen von dem Thäter an feinem 
perfönlihen Feinde, oder an folhen Perfonen, die ihm früher Böfes zu- 
gefügt haben, begangen mwurde;*) — wenn der Thäter während der 
Unterfuhung niht blos durch das abgelegte Geftändnig (vergl. oben 
lit. h), fondern auch auf andere Weife große Reumüthigkeit und innere 
Zerfnirfhung oder Befhämung gezeigt hat, die jedoch wohl von der 
Heuchelei des gewandten Gauners unterfchieden werden muß u. f. f: u. ſ. f. 
Ebenfo würde der Richter gewiß nicht gegen den humanen Geift unferes 
Geſetzes verftoßen, wenn er nad Analogie mit der unter lit. k vorkom— 
menden Beſtimmung einem Unterfuchten auch den Umſtand mit der Wir- 
fung eines Milderungs- Grundes der Strafe in Rechnung brächte, wenn 
derfelbe etwa im Laufe der Unterfuhung ohne fein Berfhulden dur 
die Roheit eined Gefangen: Auffehers, oder gar durch ungefegliche Bor 
gänge von Seite des Unterfuhungs- Richters, z. B. durch Zufügung von 
geſetzlich abgefhafften f. g. Ungehorfamsftrafen (vergl. die Anmerkung * 
auf Seite 395 u. 396), oder durch ein zufällig fchlechtes oder gefund- 
heitnachtheiliges Unterfuhungs-Gefängnig mehrere oder größere Uebel 
erduldet hat, als das Gefek des Zweckes der Unterfuchung willen als un- 
umgänglich notbwendig vorgefhrieben hat. — 


$. 47. 6. 40) 
b) aus der Ber Milderungs-Umftände in Rüdficht auf die Beſchaffen— 


N" heit der That find: 

a) wenn e8 bei dem Berfuche geblieben ift, nach Maß, als 
der Verſuch noch von der VBollbringung des Verbrechens 
entfernt geweſen; 

b) wenn das Verbrechen mit freiwilliger Enthaltung von 
Iufügung größeren Schadens, wozu die Gelegenheit 
offen ftand, verübt worden; 

e) wenn der ans dem Verbrechen entſtandene Schade ge: 

ring ift, oder wenn der Befchädigte volllommenen Er: 
fag oder Genugthuung erhält. 


— 


) Selbft der Umftand, dag — zumal in Zeiten großer Noth — Eigen- 
thums-Verletzungen an ſolchen Reichen begangen werden, die zugleih durch 
ihre Hartherzigkeit, durch wucherlihe Bedrüdungen, durch Abpreffungen gegen 
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Die Eingangsmworte des vorftchenden Baragraphes, gleichwie deffen 
Randgloffe geben dafür Zeugniß, daß der Gefeßgeber hier zunächſt nur 
objective, d. h. folde Milderungs - Umftände beifpielsweife geltend 
machen wollte, welde eine geringere objective Größe der durch die 
That herbeigeführten Rechtverletzung oder Rehtgefährdung 
wahrnehmen laffen (Seite 551 — 556), obgleich ſich in concreten Fällen 
die Sonderung des objectiven Elemented von dem fubjectiven praktiſch 
oft nicht durchführen läßt, fondern vielmehr jeder folder die Schuld ob: 
jectiv geringer darftellende Umstand zugleich auf eine geringere Theil- 
nahme des Willens, d. h. auf das gleichzeitige Mit-Eintreffen eines ſub— 
jectiven Milderungs » Umftandes ſchließen läßt. Dieß ift namentlich 
ausnahmslos der Fall rücfichtlich des in der lit. b dDiefes Paragraphes 
feftgeftellten, dann aber aud in Beziehung auf den unter til, a erwähnten 
Umftand der Fall, wenn das Nichigelingen des Verfuhes in minderer 
Intenfität des böfen Willend, minder reifer Ueberlegung, minder fora 
fültiger Vorbereitung zu dem Verbrechen u. dgl. beruht hatte. — 

Was nun insbefondere den unter 

lit, a 
vorfommenden Umſtand betrifft, fo find die von unferem Gefege rückſicht— 
lih der Beftrafung des (nur überhaupt ftrafbaren) Verſuches eines 
Verbrechens angenommenen Grundfäße bereitö bei der Erläuterung des 
$.8 (Seite 297 — 301) auseinandergefegt worden. Unfer Gefeß hat 
erklärt, dag jede über ein Verbrechen überhaupt gegebene Beftimmung, 
und namentlih auch jede auf das vollbrachte Verbrechen verhängte 
Strafe — in der Regel aud für dad verfuchte Verbrechen zu 
gelten, und nur in Anfehung des legteren der allgemeine Milderungs- 
Umftand in Anwendung zu bringen fei, daß es eben nur bei dem Ber: 
ſuche geblieben ſei. — 

Bei der weiteren Frage aber, in wie weit, d. h. im welchem 





Arme, durh Zurüdhaltung aufgefpeicherter Lebens-Vorräthe u. f. f. dad Mit- 
aefühl Aller empören, muß pſychologiſch als ein die Schuld der Straf: 
baren wirklid mildernder Umftand in Rechnung kommen. Allein — „ge 
fährlich ift’E, dem Leu zu weden!* — Werden Milderungen der Strafe von 
Zeite der Richter aus ſolchen Gründen laut, fo find dem Vorurtheile und 
der Rache-Wuth einer aufgeregten Volksmenge aud alle Schleußen geöffnet, 
um daraus die behördliche Billigung communiftifher und focialiftiicher Be: 
wegungen, und felbft der toildeften Grceffe jogenannter Volks-Juſtiz zu 
folgen! — 
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Verbtechen angewendet werden fol, hat umfer Gefeß dem Vorgang der 
meiften früheren deutfchen Gejeßgebungen, welche befondere Strafnormen 
wenigſtens für den entfernten, für den nit beendigten und be— 
endigten Berfuch feftftellen, verlaffen, und in der vorfiehenden Gefeßes- 
ftelle durch deren weite Faſſung, aus guten Gründen (vergl. oben auf Seite 
333 die Anmerkung), all’ diefe Unterfcheidungen und Eintheilungen gänzlich 
aufgegeben, und bat ed — gleihwie in neuefter Zeit auch das f. preuf. 
Strafgefek ($. 32) — der vernünftigen Beurtheilung des Richters anheim- 
geftellt, inwieferne er nach Verfchiedenheit der concreten Falle den Verſuch 
eines Verbrechens ald der Vollendung deffelben noch entfernt-, oder 
fhon naher, oder gar nächftftehend erkennen, umd hiernach auch die 
für das vollbrachte Berbrehen verhängte Strafe auf den bloßen Berfud 
deffelben im annähernd geringften, mittleren oder höchſten Ausmaß in 
Anwendung bringen möge (vergl. die Erläuterung der $$. 48, 53 und 
54). — 

Im Grundfage alfo muß auf das verfuchte Verbrechen in 
allen Fällen, wo das Geſetz für den Verſuch nicht fpecielle Strafnormen 
feftgeftellt hat (vergl. Seite 298 unter lit. b), die nemlide Straf: 
Art umd derfelbe Straf-Sak angewendet werden, welche auf dad voll- 
brachte Verbrechen feitgefegt find. Hat daher das Gefek irgendwo bei 
dem vollbrachten Verbrechen wegen des Dafeind von Milderungs » Um: 
ftänden eine geringere Strafart oder einen Pleineren Straffaß; — oder 
bein Eintreten gewiffer Erfhwerungs-Umftände eine ſchwerere Strafart oder 
einen größeren Straffaß verhängt, fo müffen diefe Strafarten oder Straf- 
füge auch bei dem unter eben diefen mildernden oder erfhwerenden Um: 
fänden begangenen Verſuche diefes Berbrehens in Anwendung kom— 
men. Dieß thut ſich praktiſch kund in jenen häufigen Fällen, wo unfer 
Geſetz entweder mit der allgemeinen Kormel: „bei erſchwerenden — 
oder befonders erſchwerenden — Umftänden“, oder mit fpecieller Aus: 
zeichnung gewiſſer erfhwerender Umftände einen größeren Straffag, und 
hie und da nebftbei auch — ftatt der für das beftimmte Verbrechen in der 
Regel einfachen Kerkerftrafe — den ſchweren Kerker feftfebt, wie dieß in 
den 88. 70, 71,75, 77,79, 82, 84, 86, 87, 88, 89, 91, 94, 97, 100, 
103, 119, 123, 150, 154, 178, 179, 182, 184, 186, 202, 203, 204, 
208, 210, 213, 215, 218 und 221 der Fallift. — In all’ diefen Fällen 
hat daher der Richter, wenn das in den vorftehenden Paragraphen voraus» 
geſetzte Verbrechen unter den dafelbft erwähnten erfhwerenden Umjtäns 
fänden auch nur verſucht worden ift, ebenfo wie in jenen Fallen, wenn 
zwar die verbrecherifche That felbft vollendet wurde, allein die bezeichneten 
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einen höheren Straffag begründenden Erfhwerungs : Umftände für fid 
felbft nicht vollendet, fondern nur im Stadio des Verſuches vorliegen, 
den erwähnten höheren Strafſatz (jedoh, nah Mußgabe der in dem 
nächſten Hauptftüde vorfommenden Beftimmungen über die Anwendung 
von Milderungs = Umftänden, mit geringerer Ausmeſſung der Strafdauer 
innerhalb diefes Straffages eben wegen des Berfuches) zur Richtſchnur 
zu nehmen. Hat daher z. B. Jemand ein Gericht in feiner Wirkfamfeit 
gewaltthätig zu ftören unter befonders erfchwerenden Umftänden verſucht 
($$. 76 und 77), oder eine boshafte Befchädigung des Staatstelegraphen 
mit befonderer Bosheit zu begehen verſucht ($$. 89 und 90); — 
oder durch das verfuchte Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt einen 
großen Schaden zwar nicht wirklich herbeigeführt, aber herbeizuführen ges 
ftrebt (8. 101 und 103); oder das Verbrechen der ſchweren förper- 
lihen Beſchädigung unter erfchwerenden Umftänden auch blos verſucht 
($$. 152 — 154), oder einen verbrecherifchen Diebftahl überhaupt unter 
erfchwerenden Umftänden ($. 178, zweiter Abſatz), oder mehr ald 300 fl. 
mit befonderer Verwegenbeit, Gewalt oder Arglift zu ftehlen verſucht; 
oder hat er, betreten bei dem Verſuche eines Diebftahls, Gewalt gegen 
eine Berfon anzuwenden verfucht ($. 179*), fo find gegen den Berfuch 


*) Die im Zerte vorfommende Behauptung wurbe von mir fehon in 
der früher besogenen Erörterung (Seite 297301) aus dem klaren Wortlaute 
der in dem gegenwärtigen Geſetze neu binzugefommenen Zufag » Anord« 
nung des $. 8 abgeleitet; fie hat aber feitber namentlich in Beziehung auf 
dad ebendajelbfi (Seite 301) erwähnte Beifpiel: „daß auch derjenige, welcher 
erweislich mehr ald 300 Gulden zu fieblen verſucht hat, nah dem Straf: 
fage des $. 179 zu behandeln ſei“, zum Theile Widerfprucd erfahren. Würth 
erflärt nemlich (in der Gerichtäzeitung Nr. 125 vom %. 1852, Seite 495) 
diefe Entiheidung nad dem Wortlaute des 8. 179 ala fehr zweifelhaft, ob» 
gleich er zugefteht, daß fie der Abficht der Gefepgebung bei der Aufnahme 
der ebenerwähnten Schlußanordnung des $. 8 vollfommen entiprede. 

Ih babe dagegen auch anderwärtd von gewiegten Juriften Einwen— 
dungen erheben hören, und darum fei, bei der großen praßtifhen Wichtigkeit 
und bei dem faſt täglichen Vorkommen von Rechtöfällen, welche in diefe Frage 
einfhlagen, die Würdigung der erhobenen Einwürfe fchon bier am Plage! — 

Man bemerkt dagegen, jo viel mir befannt wurde, Folgendes: 

a. „Das Gefep babe im $. 179 den höheren Straffag für den fall 
eined Diebftahld von mehr ald 300 Gulden mit klarem Worte nur unter der 
Vorausfegung angeordnet: „wenn die Summe des Geſtohlenen (aljo 
des wirklich Entzjogenen, oder durd den vollbradten Diebftahl 
Weggenommenen, aber nicht des zu fehlen nur Berjudten) 
mehr ald 300 Gulden betrage.“ — Es jei daher der $. 179 vermöge feined 
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diefer Verbrechen ebenfalls die in den erwähnten Paragraphen ausge- 
zeichneten höheren Straffäge in Anwendung zu bringen. — 


Der unter der 
lıt. b 


des vorftehenden Paragraphes erwähnte Milderungs : Umftand ift zwar 
feiner unmittelbaren Wirkung nad ein objectiver Umftand, da 





MWortlautes eine derjenigen Ausnahmen von der im Nadhfape des 5. S 
als Regel feftgeftellten Schlußanordnung, welche bereits ebendafelbft vor: 
behalten worden find. Rüdfichtlih des erften im 8. 179 vorfommenden 
Falleö fei nun eben durch diefen Paragraph eine bejondere Ausnabme 
von dem 8. 8 dabin angeordnet worden, daß der dafelbit verhängte Strafſatz 
nur bei dem vollbrachten Verbrechen "des Diebftabld, und Feineswege 
auch aufden Verſuch anwendbar fe.“ — 

Allein bat denn das Geſetz im 8. 179 auch nur mit einer Sylbe an— 
gedeutet, daß es dafelbft eine Ausnahme von der Regel des $. 8 anordnen 
wollte oder feitgeftellt habe. Das Geſetz ſpricht im $. 179 zunädft mur die 
Strafe ded vollbrachten Diebftable aus, im vollen Einflange mit der von 
. dem Gefege gegebenen Begriffd-Beftimmung des Diebftahld, die ed im 
8. 171 ebenfalld nur von dem vollbrachten, aber nicht auch von dem 
verſuchten Diebitahle hernimmt, fowie im Einklange mit dem übrigen 
beim Diebftable beobachteten Syſteme, wornach es in dem ganzen davon 
handelnden (21ften) Hauptftüde für den Berfuch des Diebftahld nirgends 
eine eigene Etrafe feftgefegt bat. Es hat inäbefondere in den 88. 173— 176 
immer nur von „(wirklih) geftoblenen und entwendeten Sachen“, fo- 
wie von „verübtem und vollbrahtem Diebſtahle“ gehandelt, und doch 
zweifelt Niemand, daß alle dieſe Gefepesftellen felbit jhon nah dem alten 
Geſetze (88. 153—156), welches doch die Zufak- Anordnung des nunmehrigen 
$. 8 nicht hatte, allerdings aud auf den Berjuch des Diebflahle an- 
wendbar feiern. — — Unſer Gefeg bat alfo bei dem Diebftable, gleihmie 
in allen übrigen analogen Gefepesftellen, die oben im Terte bezogen 
wurden, mo nemlich wegen gewiffer Erſchwerungs-Umſtände ein höherer Straf: 
fap feftgefegt wird, durdgängig und confequent nur von dem gewöhn: 
lichen Falle des vollbrachten Verbrechens gehandelt, aber auch eben deß—« 
wegen, um nicht bei jedem einzelnen Verbrechen den banalen Zufak 
wiederholen zu müffen, daß dieß auch von dem Berfuche diefed Verbrechend zu 
gelten babe, unter den allgemeinen (d. b. fih auf alle Verbrechen be- 
ziehenden) Anordnungen des erften Hauptftüded den durdhareifenden 
Grundfag aufgeftellt: „Zede für ein Verbrechen überhaupt gegebene Beftim- 
mung, und namentlich auch jede für das vollbrachte Verbrechen gegebene 
Straf-Beftimmung ailt auch für das verfuchte Verbrechen und deifen 
‚Beftrafung, wenn nicht das Gefeg (bei den einzelnen Strafen) befondere 
Ausnahmen anordnet.“ — Eine ſolche Ausnahme müßte daher, um bei einem 
einzelmen PVerbrehen zur Geltung kommen zu dürfen, nicht blos deßhalb, 
weil fie eben eine Ausnahme it, und weil fonft immer für die Regel die 
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er die That, d. h. den objectiven durch fie herbeigeführten Schaden 
wirklich relativ geringer darftellt, als derfelbe nach der fonftigen Be- 


Bermutbung flünde, fondern noch überdieß vermöge ded ausdrüdlihen 
und flaren Wortlauted des $. 9 — im dem einzelnen Audnahmd » Gefege insbe: 
ſondere, d. 5. doch wohl ausdrücklich und beftimmt, mit deutlichem Worte 
feftgeftellt fein, wie dieß in den von mir bereitd auf Seite 298 hervorgehobenen 
Ausnabmafällen au wirklich geſchieht. — Un diefer Stelle aber, im 
$. 179 nemlich, follte das Geſetz ftatt ausdrüdlidher Hervorbebung, die Feft- 
ftellung einer folhen Ausnahme auf Einmal nur einer indirecten und ſehr ſchwan— 
fenden Schluffolgerung aus einem allgemeinen Ausdrucke („Summe 
des Geftohlenen“), der fih doc eben wieder nur auf den gewöhnlichen fall, 
d.h. auf die Regel bezieht, überlaffen baben!? — Die Anhänger der Anficht, 
daß durch diefen Ausdrud das Gefep den Fall des verſuchten Diebftabld habe 
ausſchließen wollen, verlangen dadurch, daß die Geſetzgebung, um nad 
ibrem Sinne zu tertirn, nah jener unlogifhen Methode hätte 
vorgehen follen, wornadh fie trog dem, daß fie voraus (im $. 8) ſchon 
in einer allgemeinen Regel die Anwendbarkeit jeder über das vollbrachte 
Verbrechen gegebenen Beftimmung auch auf den Verſuch vorgezeichnet hatte, - 
dennoch bei jedem einzelnen Falle, wo eben diefe Regel zur Anwendung 
kommen foll, diefe Regel ausdrüdlih wiederholt haben follte. — linfere 
Gefepgebung befannte fih aber zu der entgegengefegten Methode, die 
fonft ald das Ergebniß der natürlichen Denklehre geichildert wird, daß man 
nemlich eine vorausgeſchickte allgemeine Regel nicht bei jedem einzelnen 
Falle der Regel zu wiederholen brauche, ja um nicht neue Mißverftändniffe 
zu erzeugen, gar wicht wiederholen foll, fondern daß man vielmehr nur 
dann, wenn man von diefer Regel eine Ausnahme feftfegen will, dieß aus— 
drüdlich anzuordnen babe. Die Anhänger diefer entgegengefegten Anficht 
deuteln aus dem $. 179 die Behauptung heraus: „daß derfelbe fih nur oder 
ausfchließend auf den (wirklich) vollbrachten Diebftahl zu bezichen babe“, 
welche doch weder im Wortlaute eben diefes Paragraphes, und noch weniger 
in der Ralio legis gelegen ift, die den Gefeggeber überhaupt zur leid: 
haltung des verfuchten Verbrechens mit dem vollbrachten beitimmt haben 
fonnte, außerdem aber den 8 8, und zumal den im gegenwärti— 
gen Gefege neu binzugelommenen Zufap deffelben, vornehm 
ignorirt, oder vielleicht darum über Bord werfen will, weil eben biejer 
Zufag eine bis dahin in der Praris ziemlich allgemein herrfchende, und darum 
vielen Praftitern liebgewordene oder mindeftend altgewohnte Anſicht zer: 
flört. Man hat nemlich den Fall der Frage nach dem alten Gejepe ($. 159 
des I. Theild) wirklich ziemlich allgemein nah der entgegengefepten An- 
ſicht dahin entfchieden, daß derfelbe nah dem dürren Worte. „Summe des 
Geſtohlenen“ aufden blod verſuchten Diebſtahl nicht anwendbar fei. — 
Sch geftche, daß mir diefe Anficht auch ſchon nah dem alten Geſetze von 
jeher problematifch fhien, weil ja doch auch damals ſchon der $. 7 (ded 
früheren Gefeges) feftgefept hatte: „daß der Verſuch eines Berbrechend das, 
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fhaffenheit der verbreherifhen Handlung hätte fein können. Allein in 
der Faffung, wie ihn das Geſetz beſchränkt, kann er nur dann eintreten, 


i. e. das nemliche, wie das vollbradte Verbrechen fei” (vergl. oben Seite 
297), und daß daher die für das vollbracdhte Verbrechen gegebenen Beftim- 
mungen und Strafnormen in der Regel aub auf das verfudhte anzu» 
wenden feien; und weil überdieß mehrere analoge Anfragn—: „ob nemlich ge- 
wiffe von dem Geſetze zunächſt nur für ein vollbrachtes Berbrehen gegebene 
Strafnormen auch auf den Verſuch dieſes Verbrehend anzuwenden fein?“ — 
von der höchſten Gefeggebung felbft, in den Hofdecreten vom 19. Auguft 
1814, Rr. 1098 und vom 6. März 1838, Nr. 261 der J. G. ©. (lepteres 
namentlih in Beziehung auf den Diebftapl), {hen aus der erwähnten all» 
gemeinen Borjchrift ded $. 7 bejahend beantwortet wurden. Doch — laffen 
wir diefe Bedenken gegen die nach dem früheren Gejege praftifch gewordene 
Unficht zur Seite, fo kann ja doch nicht wegdifputirt werden, daß dad neue 
Geſetz ebendeßhalb, um den ewigen Zweifeln über die Beftrafung des 
Berfuhes eined Verbrechens zu begegnen, und um indbefondere auch 
bei dem Diebftabld-Berfuhe die über die Anwendbarkeit des 
höheren Straffages des $. 159 (ded alten und $. 179 des neuen Ge- 
feßed) in der Prarid berrfhende negative Anfiht wenigftend 
für die Zukunft au befeitigen, die Zufaganordnung zur allgemeinen 
Berfuchsbeftimmung ($. 8) eingefügt habe, und daß daher dieſe fortdauernde 
Berufung auf die frühere Praris, — der beftimmteften Berfügung ded Gefep- 
geberd im neuen Gejege geradezu entgegenftrebe. — 

Erheblicher fcheint im erſten Anblide 

b) eine andere, gegen bie hier verfochtene Anficht aus dem $. 203 unferes 
bermaligen Geſetzes bergebolte, Einwendung. — „In diefen Paragraphe habe 
nemlih — fo wird eingewendet — der höchfte Geſetzgeber, trog dem, daß er zuerft 
anorbnet, daß beim Betruge der höhere Straffag einzutreten habe: „wenn der Ber 
trug oder Werth, den fich der Thäter durd dad Berbredhen zugewendet bat, die 
Summe von 300 Gulden überfteigt“, dennoh ausdrüdlicd den Zufag und 
zwar im jegigen Geſetze neu beigefügt: „oder worauf die Abſicht 
gerichtet gewefen iſt“. — Dadurch alfo, wird nun weiter gefolgert, daß das 
Gefep bier ded Verſuchs-Falles auddrüdlich erwähne, habe ed ancr« 
fannt, daß die Anwendbarkeit der voraudgebenden, zunächſt nur vom voll: 
brachten Berbrehen ded Betruges handelnden Beſtimmung eined höheren 
Straffaged, auch auf den Verſuch fih nicht von jelbft verfiehe. Würde 
fi nah der Anficht des Gefengeberd die Ausdehnung ded für den voll» 
bradten Betrug angeordneten höheren Straffaged aub auf den Verſuch 
fhon aus der allgemeinen Borfhrift des $. 8 ergeben, fo hätte ſich ja 
dad neue Gefeg im $. 203 eined unbegreiflihen Pleonasmus fchuldig ge 
macht. Hieraus ergebe fih alfo für den fonft ganz analogen &. 179 die 
Chlußfolgerung, daß auch bier unter die für den vollbrachten Diebſtahl feft- 
gefegte Beftimmung feinedwegs auch der verfuhte Diebſtahl fubfumirt werben 
dürfe, ja daß der Gefeggeber diefe Beftimmung bei dem Diebftahle auf den 
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wenn er zugleich aus einem fubjectiv minder gefährlichen Vorſatze her- 
vorging, d. h. wenn er fi zugleich als ein fubjectiver Milderungs» 


Berfuh nicht ausdehnen wollte, fonft hätte er es ja eben jo auddrüd. 
lich angeordnet, wie er e# bei dem Betruge getban hat.“ — 

Allein ganz abgefeben von der wohl Jedermann in die Augen fpringenden 
Bemerkung, daß ed gerade unbegreiflih, ja ungereimt wäre, daß der Geſetzgeber 
den Betrug, den er jonft im Allgemeinen in Beziehung auf Beftrafung doch mil: 
der hält, ald den Diebftahl (vergl. den $. 178 mit $. 202), von diefem Grundfage 
auf einmal rüdfichtlich ded Berfuchesd eine Ausnahme machen, und den Berfuch 
des Betruges relativ firenger, ald den Berfuh des Diebftahld beftrafen 
ſollte; — zeigt ſich bei etwas tieferer Nachforſchung nah den Gründen, 
auf welden der erwähnte neue Zufap des $. 203 beruht, das völlig Un« 
gegründete der eben erwähnten Einwendung. — Es muß bierbei vor Allem 
die eigentbämliche Definition des Betrugs in’d Auge gefaßt, die un» 
fer Gefeg ($. 197) abweichend von den meiften übrigen europäifchen Straf- 
gefepgebungen aufftelt. Es ift memlih nah unferem Geſetze der Betrug 
nicht nothwendig eine „aus Gewinnſucht“ keimende Geſetzes-Uebertretung; 
es fommt dabei wefentlih gar nicht darauf an, daf der Betrüger fich 
felbft einen Bortbeil zumenden wollte (wenn dieß auch der gewöhn— 
lie Fall fein wird), fondern es ift zum Betruge nah unferem Gefege in 
Beziehung auf den dolus einzig und allein die Abficht wefentlih: „dag 
dadurd Jemand an feinem Eigenthum oder an anderen Rechten Schaden 
leiden ſoll“. — Bei Feftftellung des höheren Straffapes für den erjten Yall 
des $. 203 hatte aber dad dermalige Gefep, gleihwie auch wörtlih damit 
übereinflimmend der $. 182 des 1, Theild des früheren Geſetzes, nur den 
gewöhnlichen Fall ded Betruges im Auge, daß nemlih der Thäter durch 
den Betrug ſich jelbft einen Vortheil zuwenden wollte Nun entftand 
für dad neue Geſetz, welches den im &. 8 audgeiprochenen Grundfag ber 
Sleihftellung des Verſuches mit dem vollbradıten Verbrechen confequent durch⸗ 
führen wollte, die weitere frage: ob die obige Beftimmung: „bat fich der 
Ihäter mehr ald 300 Gulden zugewendet“, auch auf den Fall anwendbar 
fein würde: „wenn er fih einen folhen Betrag ermweislih nur zumenden 
wollte?“ — An der Bejahung dieſer Frage konnte nah dem neuen Ge 
fege aus ber bisher erörterten allgemeinen Vorſchrift des 8. 8 fein Zweifel 
fein; dafür alfo war feine weitere Zufaß« Beitimmung im $. 203, und 
feine ausdrüdlihe Verfügung notbwendig. — Allein das Gefeg mußte, wenn 
ed nicht mit Grund ded Mangeld an Umfiht befhufldigt wer» 
den follte, im NRüdblide auf die eben erft dargelegte eigenthümliche 
Definition des Betruges auch noch den weiteren Kal in's Auge faſſen, wie 
es denn zu halten fei: „wenn der Betrüger durh den Betrug nicht ſich 
felbft einen Vortheil zumenden, fondern nur einem Andern im Betrage 
von mehr ald 300 Gulden [haden, ober etwa einem Dritten einen 
fo großen Vortheil zumenden wollte?” Diefe Fälle hätten trog ber allge» 
meinen Borfhrift des $. 8 ohne ausdrückliche Anordnung nicht unter 
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Umftand geftaltete. Das Geſetz hat nemlich das Eintreten des vorftehenden 
Milderungd»Umftandes zugleih an Bedingungen gefmüpft, die ed im 


— — — — — 


den erſten Satz des 8. 203: „bat der Thäter ſich einen Vortheil zuge— 
wendet“ ſubſumirt werden können, da er ja in dieſen Fällen in keiner 
Weiſe „ſich ſelbſt“ einen Vortheil zuzuwenden auch nur verſucht hat. 
Darum alſo war der neue Zuſatz im $. 203 nothwendig, damit nemlich 
der höhere Straffag deffelben auch in diefen Fällen zuverläffig zur Anwen» 
dung gebracht werde. Darum bat ihn aber auch das neue Geſetz nicht etwa 
in jener allgemeinen Form gefaßt: „wenn der Betrug nur verfucht wurde — 
oder wenn der Thäter ſich (ſelbſt) einen fo großen Vortheil zuzumenden ver: 
fucht hat“, womit er allerdingd eine pleomaftifche Wiederholung des $. 8 
ausgeſprochen haben würde; jondern das Gefep hat diefe Zufag-Anordnung mit 
wohlerwogenem Worte in einer folchen Faflung gegeben („worauf die Ab- 
fiht gerihtetgewefen“), wodurd eben nur die erwähnten zwei Fälle aud: 
drüdlich eingejchloffen wurden, die fonft um fo zuverläſſiger auggefchloffen geweſen, 
oder doch zweifelhaft geblieben wären, ald zwei Erläuterungd-Berordnungen des 
n. d. Appellationd«Gerichted vom 25. Auguſt 1827, und 11. April 1828 zum $. 182 
(ded alten Gefeges) — welche durch Maucher's beide Sammlungen in der 
Praris aller Orten befannt und von ihr auch allenthalben vorberrfchend beobachtet 
wurden — der erwähnten Gefegeöftelle geradezu die entgegengefepte Deu: 
tung, nemlih den Einn unterlegt hatten, daß die Beitimmung deffelben aus— 
fhließend auf den Fall anwendbar fei: „wenn der Thäter fich felbft 
einen Bortheil wirklich zugemwendet bat.“ Wollte daher dad neue Geſetz 
dieſer Anficht für die Zukunft begegnen, jo lag für die dermalige Gefep- 
gebung auch hiſtoriſch eine Nothwendigkeit vor, das Gegentbeil davon im 
Geſetze auddrüdlich zu erklären. — Darum hat endlich dad Geſetz, eben: 
falls mit veifer Erwägung, einen ſolchen Zufag nur bei dem erften der drei 
im 8. 203 erwähnten Fälle gemacht, weil er nur bei dieſem nothwendig war; 
bei den übrigen Fällen dieſes $. 203 aber, fowie im $. 179 einen ſolchen 
Zufag nicht gemacht, weil er fih an allen diefen anderen Stellen aus dem 
8. 8 von felbft ergibt, weil er überall da wirklich ein Pleonasmus gemwefen 
wäre, und weil daher das Gefep dur die Erfüllung des von Mehreren ae 
äußerten Wunfches: „Es wäre zwedmäßig gewefen, daß das Geſetz ebenfe, 
wie im 8. 203, auch im $. 179 des Verſuches des Diebftahld ausdrück— 
lid Erwähnung gethan hätte” ſich nicht blos einer Sünde gegen eine fo 
wichtige Gefeggebungd-Marime: „nichts Ueberflüffiges im Geſetze zu ftatuiren“ 
fhuldig gemadt, fondern ganz gewiß neue Zweifel angeregt hätte, ob nemlich 
dadurh nicht wenigſtens a contrario geradezu rüdjihtlih aller anderen 
Punkte diefer beiden Paragrapbe ($$. 179 und 203) die Ausdehnung auch 
auf den bloßen Verſuch, beziehungsweife die Ausichließung der Regel dei 
8.8 bei dieſen Fällen ausgefprochen werden wollte u. f. f. — — An diefer Be: 
tradhtung des wahren Sinued des $. 203, und der ibm zur Folie liegenden 
Gründe dürften daher wohl auch alle gegen die von mir vertheidigte Inter: 
pretation des $. 179 aus dem Hinblide auf den $ 203 bergenommenen Argu— 
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Wahrheit verbürgen, daß in dem Thäter der Dämon, welder Anderen Böfes 
zuzufügen tradhtet, minder intenfiv wirffam war. „Es muß die Gelegen- 


mentationen: „daß nemlich diefer letztere Paragraph angeblich pleonaftifchen 
Inhalts wäre, im Widerfpruche mit dem $. 179 ftünde u. ſ. f.“ — völlig 
ſcheitern. — 

Eine Tepte Einwendung endlich gegen die bier verfochtene Anſicht wurde 
mir auch noch bemerkt, und wird 

c) aus der Erwägung bergebolt: „daß man bei confequenter Durd- 
führung derfelben behaupten müßte, daß hiernach auch die Beträge der von 
demfelben Thäter vollbradten Dichftähle mit den von ihm nur ver» 
ſuchten Diebftählen in Eine Summe zufammengerechnet werden müßten, 
und daß daber 3. B. derjenige, der einen Diebftabl von 200 Gulden voll: 
bracht, und einen zweiten cbenfalld von 200 Gulden nur verſucht babe, 
zufammen eines Diebftahble von mehr denn 300 Gulden fchuldig, und daher 
ebenfalls nah 8. 179 zu behandeln wäre. Dieh aber, wendet man nun ein, 
wäre abfurd; denn der Geſetzgeber Fönne ja naturgemäß doch nur gleich: 
artige Größen in Eine Summe zufammenrehnen laſſen (vergl. oben Seite 
476), bei der obigen Gomputation würden aber ganz ungleichartige (heterogene) 
Größen, wirklich geftohblene und zu fteblen nur verfuchte, oder richtiger! 
„geftoblene und nicht geftohlene Gegenſtände“ (Sein und Nicht: 
ſein!) „in Eine (homogene) Summe zufammengerechnet.” — — 

Die aus der vertheidigten Anficht gezogene Confequenz muß zugegeben 
werden: allerdings jind die Beträge eines vollbrachten Diebftahld mit jenen 
des bloßen Diebftahld « Berfuches zufammen zu rechnen: allein der hieraus ge 
folgerte Vorwurf einer dadurch angeblich dem Geſetze aufgebürdeten Ungereimt: 
beit ſtellt fih bei näherer Prüfung ald ungegründet dar. Dad Geſetz hat 
einmal im Grundfahe ($. 8) das verfuchte Verbrechen dem vollbracdhten 
gleichgeflellt, fomit beide Modalitäten der Begehung eined Verbrechens 
doch zunerläffig ald einander homogen erklärt; und biemah dürfen nicht 
blos, fondern ed müſſen nad der beftimmten Vorfchrift des Geſetzes die 
Gegenftände des vollbradhten und des verfuchten Diebftahld, eben meil fie 
beide „Diebſtahls-Gegenſtände“ find, zufammen in Eine Summe ge 
rechnet werden. Wenn man hiernach den realen Gehalt der in dem Ein— 
wurfe liegenden Wort-Spielerei prüft, fo zeigt fi der allerdings durch 
Wis blendende Truafhluß. Es werden nemlich in dem vorausgeſehten Falle 
keineswegs „geftöhlene und nicht geftoblene*, ein „feiended und ein nicht 
feiended Verbrechen“, fondern vielmehr die Gegenftände „zweier wirklid 
begangenen Verbrechen der nemlichen Gattung und Art, alfo homo— 
genfter Natur” in Eines zuſammengerechnet, da denn doch das verſuchte 
Verbrechen des Diebftabld nah unſerem Gefepe ſowohl, ald nah den Ge» 
fegen aller Welt ebenfowohl ein „wirklih begangenes Berbreden“ ift, 
ald das „vollbrachte Verbrechen des Diebſtahls“. — Die vorgeworfene Unzu— 
fommlichkeit der Gonfequenzen dürfte vielmehr auf die Gegenanfiht zurüd- 
fallen. Behauptet man nemlih, daß die Beträge eined verfuchten Dieb: 
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heit zur Zufügung größeren Schadens (seil. als durch das Verbrechen witklich wer- 
übt worden it) offen geftanden fein“, und, wie fih aus dem Zufammen- 
hange des Ganzen von felbit ergibt, dem Thäter zugleih bekannt ge 
wefen fein, der Thäter aber „das Verbrechen mit freiwilliger Enthaltung 
von Zufügung diefes größeren Schadens verübt haben“. Diefe Nit- 
zufügung eines größeren Schadens muß daher ihren Grund in dem 
Willen oder eigenen, feies vor oder wahrend der That, gefaßten 
Entſchluſſe des Thäters, und nicht etwa in feiner Unvermögenbeit, in der 





ſtahls mit jenen eines vollbrachten nicht zufammen zu rechnen feien, fo würde 
wohl derjenige, der 3. B. 30 Gulden, fei ed in Einem oder in mehreren An« 
griffen, zu ftehlen nur verſucht bat, nah der mwortflaren Vorſchrift der 
$$. 8, 171 und 173 und nad der hierüber felbft nah dem alten Gefege 
einftimmigen Prartd zweifellos des verfuchten Berbrehend des Diebſtahls 
ſchuldig fein; derjenige hingegen, der etwa im zwei Angriffen einen Diebftahl 
begangen und das erftemal z. B. 24 Gulden wirklich geftohlen, das zweite 
mal aber nur 6 Gulden zu fehlen verſucht hat, d. b. derjenige, der doch 
viel Gefährliheres gethan, eine größere Schuld vollbracht bat, nur 
zweier Uebertretungen ſchuldig fein!! — An den Früchten möge man 
die Blüthe erfennen! — 

Zum Schluffe fei mir die Bemerkung erlaubt, daß Alle, melde mit 
mir die vorficehend verfochtene Anficht theilen, die ich, wie erwähnt, be 
reitd im dritten im September 1852 audgegebenen Hefte (Seite 301) auf: 
geftellt babe, melde aber von fehr ausgezeichneten Praktifern eben fo Ich- 
baft als ausführlich beftritten wird, darin eine große Befriedigung finden 
werden, daß diefelbe feither auch von dem hoben Saffationshofe als 
die richtige anerfannt wurde, — Es hatte nemlid in einem vorgefommenen 
Balle, wo der Thäter dringend verdächtig befunden wurde, zwei Dieb- 
ftähle, zufammen im Betrage von 270 Gulden, wirklih vollbradt, und 
einen dritten von 40 Gulden nur verſucht zu haben, die Anflagfammer 
eines Dberlandesgerichted in dem Berweifungd« Erfenntniffe denfelben wegen 
des Berbrechend des vollbradten und des verfuchten Diebftahld in den An— 
Hageftand verfegt, und nur nad $. 178 ftrafbar zur Verhandlung vor dad 
Bezirtd-Gollegial- Gericht verwiefen. Dagegen ergriff der Generals 
procurator die wohlbegründete Nichtigfeitäbefchwerde, und der hohe Caſſations- 
bof hat mit Erfenntmiß vom 1. April 1853, 3. 3210 „bdiefer Nichtigkeitd. 
beſchwerde flattiugeben, dad erwähnte Berweifungs- Erfenntniß, infoweit als 
der Angeklagte nur nad) $. 178 ftrafbar erfannt, und die Sache zur Ber 
handlung vor das Bezirkd-Gollegial-Geriht verwiefen wurde, aufzuheben, und 
das dem Angeklagten zur Laſt gelegte Berbrehen des voll, 
bradten und verjuhten Diebſtahls (mit Zufammenrehnung der 
obigen zwei Beträge in Eine Summe) nah $. 179 ftrafbar zu cr» 
fennen, und zur Verhandlung vor dad Landesgericht zu verweifen be 
funden,“ — 
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Dazwiſchenkunft eines fremden Hiuderniffes, oder in einem Zufalle ihren 
Grund gehabt haben (vergl. Seite 326 — 331). Allerdings wird man 
daher nach dem Wortlaute diefer Gefekesftelle, welcher dem Ausdrude: 
„Freimillige Enthaltung“ Beine weitere Unterfcheidung oder Beſchränkung 
beifügt, und audy nad dem offenliegenden Grunde des Gefekes auch den 
Fall darunter fubfumiren, wenn der Thäter Schon urfprünglich den Bor- 
faß faßte, bei Begehung feines Verbrechens einen geringeren Schaden 
zugufügen, als wozu ihm die Gelegenheit offen ftand. Dieß würde der 
Fall fein, wenn 3. B. ein Dieb aus einer fremden Eaffe, oder aus einem 
Behaltniffe, wo Kebensmittel aufbewahrt find, fhon im Boraus nur fo 
viel wegzunehmen befchließt, und auch nur fo viel wegnimmt, als er gerade 
zur Deckung des augenblicklichen Bedürfniffes braucht, obgleih er Ge— 
legenheit zur Wegnahme von viel Mehrerem hätte; oder wenn Jemand 
von öffentlihen Creditspapieren nur jo viele nahmaht, ald er zur 
Dedung des nöthigen Lebensunterhaltes bedarf, obgleich es ihm bei fehr 
gelungener Nahmahung ein Leichtes gemwefen wäre, dieſelbe in viel 
größerem Maßſtabe auszuführen u. f. f. 

Allein der Ausdrud: „freiwillige Enthaltung” dürfte nad 
Wort und Abfiht des Gefeßgeberd wohl nur bei jener Kategorie von 
Verbrehen Anwendung finden, wobei der Handelnde nah der Natur 
der Handlung einen pſychologiſchen Reiz zur Zufügung eines größeren 
Schadens in ſich fühlen mußte, wie dieß in&befondere bei allen jenen Ber: 
brechen der Fall ift, weldhe in Habfucht oder Gewinnſucht ihren Beweg- 
grund haben, und welde nur auf fremdes Vermögen abzielen. Iſt 
nemlich in einem Menfchen, wie z. B. bei Creditspapier- oder Münzver 
falfhung, Diebftahl, Beruntrenung oder Betrug, infoweit der Betrüger fich 
felbft einen Bortheil zumenden will (vergl. $. 197 und das oben Seite 603 
in der Anmerkung Gefagte), die Selbftfuht nur überhaupt bis zur 
Nichtachtung und pofitiven Berlekung fremder Rechte potenzirt worden, 
Jo ann nad den Gefeken des menfhlihen Begehrungs » Vermögens 
nicht geläugnet werden, dag in ihm auch ein natürliher Reiz, eine 
ſchwer bezwingliche innere Verlockung vorwalte, fi vergleihungsmeife „je 
mehr, defto lieber” aus dem fremden Bermögen zuwenden, Enthält er ſich 
bei offener Gelegenheit hierzu dennoch davon, fo zeigt er, daß die böfe Luft 
in ibm noch nicht bis zur wollen Intenfität erftarkt, daß noch ein Reft von 
Achtung fremder Rechte, oder von der Scheu, Anderen im größeren Maß— 
ftabe Schaden zuzufügen, in feinem Gemüthe zurüdigeblieben fei. — 

Anders hingegen ift es bei Verbrechen, welche in Leidenſchaft, in 
Rachſucht, Eiferfucht u. dgl. beruhen, oder welche anderen Menſchen an 
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ihrem Leben, ihrer Gefundheit, ihrem Körper Schaden zufügen. Hier 
kann nicht behauptet werden, daß darum, weil die Gelegenheit zur 
Zufügung eines größeren Uebels vorhanden war, pſychologiſch auch ſchon 
ein Reiz zur Ausführung defjelben vorhanden war. Man wird daher 
im Geifte des Gefeges denjenigen, der 5. B. fi darauf befchränfte, 
feinen Feind nur zu [hlagen, aber ihn nicht bIendete, oder tödtete, 
oder denjenigen, der beim Morde — fei diefer nun aus Rachſucht, Eiferfucht, 
Ehrfuht, Haß, aus Gefhlehtsbegierde, um z. B. den läftigen Gatten aus 
dem Wege zu räumen, und fih dem Buhlen in die Arme zu werfen, oder 
felbft aus Habjucht, wie z. B. beim Raubmord entftanden — feinem Opfer 
fhnell und möglihft ſchmerzlos ein Ende machte, ftatt es langfam mit 
verfhiedenen Qualen und Graufamleiten zu martern, wozu etwa die Ge— 
legenheit offen ftand, wohl den Mangel eines pofitiven Er- 
fhwerunge-Umftandes, nimmermehr aber das Dafein eines pofitiven 
Milderungs-Umftandes zu Gute rechnen; denn wer möchte die menfchliche 
Natur für fo entartet und verwildert denken wollen, um anzunehmen, daf 
dann, wenn einmal eine foldhe Leidenschaft in der Bruft eines Menſchen 
Wurzel gefaßt hat, auch ein natürliher Reiz in ihm vorwalte, um 
dem Feinde fo viele und fo große Uebel ald nur immer möglich zuzufügen, 
und daß es ſonach erft einer auf befonderer Anftrengung beruhenden 
Einſchränkung diefes natürlichen Neizes zur Zufügung ſolch' größeren 
Uebels bedürfe, um dafjelbe abzuwenden?! — — 
Die 
lit. ce, 

diefes Paragraphes enthält eigentlich zwei Milderungs= Umftände, deren 
erfter: „wenn der aus dem Verbrechen entjtandene Schade gering ift“, 
als contradictorifher Gegenfab des im $. 43 erwähnten Erſchwerungs— 
Umftandes: „je größer der dadurch verurfachte Schade oder die damit 
verbundene Gefahr ift“, feine Erflärung in demjenigen findet, was über 
den leßteren auf Seite 574 bemerkt worden iſt. — 

Der andere hier erwähnte Umftand: „wenn der Befchädigte voll- 
fommenen Erfaß oder Genugthuung erhält“ umfchließt, im Gegenfage zu 
dem im $. 46 unter lit. g erwähnten fubjectiven Milderungs- Umftande 
(vergl. darüber Seite 589 u. 590), nach feinem Klaren Wortlaute und Sinne 
alle Fälle, wo dem Befchädigten objectiv, fei ed daher von wem immer, 
von dem Berbrecher felbit, oder au von einem Dritten „vollfommener 
Erfaß oder Genugthuung“, da h. volle Entfhäadigung zu Theil ge 
worden if. Diefe volle Entfhäadigung muß fih daher je nah Ber: 
ſchiedenheit der Falle ebenfowohl auf den Erfaß des erlittenen (pofitiven) 
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Schadens, als des entgangenen Gewinnes und auf die Tilgung der vor, 
urfachten Beleidigung erſtrecken, wie fie von den Borfchriften des Pri— 
vatrechts ($$. 1323—1332 des a. b. G. B) vorausgefeßt wird, ohne 
daß es hierbei irgendwie praftifch erheblich ift, in welchem Sinne das 
Strafgefek die Ausdrüde: „Erfaß und Genugthuung“ gebraucht habe 
(vergl. Seite 550 u. 551). — Das Gefeß hat gerade durch die Art der 
Feftfeßung diefes Milderungs » Umftandes eine große Sorgfalt auch für 
die Brivatrehte der Staatdangehörigen bekundet. Dadurch, daß es 
felbft den Umftand, dag dem Befhädigten dur einen Dritten, ganz 
unabhängig von dem Willen und der Thätigkeit des Verbrechers, volle 
Entfhädigung zugewendet wird, dem Schuldigen zur Milderung 
feiner Schuld zu Gute rechnet, werden nemlid die nächften Angehörigen 
des Schuldigen zur Leiſtung diefer Entfhädigung aufgemuntert, und dem 
Beihädigten wird dadurd die Wiederherftellung des vorigen, durch das 
Verbrechen verfchlimmerten Nechtszuftandes zu Theil, d. h. ed wird da- 
durch wenigſtens der Eine Zwed der Juftizpflege im Staate, nemlich 
Wiederaufhebung des durch eine Nechtsverlegung herbeigeführten ma- 
teriellen oder privatrechtlichen Schadens, erreicht. — Hieraus zeigt fich, 
daß diefer Umftand nicht eigentlich auf Gründen juridifcher Zurehnung, 
fondern auf Klugbeits- Gründen der Gefeßgebung beruhe, oder mit 
anderen Worten, ein von der altern Schule fogenannter politifher 
Milderungsgrund fei (vergl. Seite 561 u. 562). — 


Fünftes Haupfflück. 


Von Anwendung der Erfhwerungd- und Milderungs- 
Umftände bei Beftimmung der Strafe. 


8. 48, (5. 41.) 
Auf Erfhwerungs:Umftände ift nur in foferne Rüdficht Argemeine Bar- 


. fhrift in der Ber 
zu nehmen, als dagegen nicht Milderungs:Umftände, und — der 


eben fo auf Milderungs:Uimftände, in foferne dagegen Feine ——— 
Erſchwerungs-Umſtände vorkommen. Nach Maß, als die einen 
oder die anderen überwiegend find, muß davon zur Verſchär— 
fung oder Verringerung der Strafe Anwendung gemadt 
werden, 
Es ift bereits oben (Seite 572 u. 573) darauf hingedeutet wor: 


den, daß unfer Gefeß in diefem Hauptftüce unter dem Titel: „Anwen; 
Hye, Gommentar, 39 
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dung der Erfchwerungs: und Milderungs- Umftände bei Beftimmung der 
Strafe” von den Rechtswirkungen handle, welde das Dafein diefer Um— 
fände nad der pofitiven Borfchrift des Geſetzes auf die Aus— 
meffung der Strafe haben fol. — Dadurh eben Karakterifirt ſich 
unfere vaterländifhe Strafgefeßgebung des neunzehnten Jahrhunderts von 
dem früher beftandenen Rechte, daß dermal das richterliche Ermeſſen, 
um es nicht in Willkühr ausarten zu laffen, auch hinſichtlich 
des praftifhen Einfluffes der vorhandenen Erfhwerungs- und Mil- 
derungs-Umftände auf die Bemeffung der Strafe an beftimmte Regeln 
gebunden, und in Scharf gezogene Gränzen eingefhränft wurde, während 
ehemals auch in unferem Baterlande, nicht nur, fo lange noch Volks— 
recht und durch Gerichtsgebrauch recipirtes Recht beftanden hatte, fondern 
ſelbſt fpäter, nachdem bereits Geſetzes-Recht an die Stelle des Usus 
getreten war, es der faft unbefhränften Beurtheilung des Richters 
anheim gejtellt blieb, wie er wegen Erſchwerungs- oder Milderungs - Um- 
ftänden die Strafe wenigftend in Quanto fchärfen oder mäßigen, hie und 
da aber fogar ganz andere Straf- Arten, und felbft gegenfeitige Ver— 
wandlung zwifhen Todes: und Freiheitsftrafe verhängen mochte.) — 


*) Bergl. hierüber die Art. XI—XIV in Berbindung mit Art. XXXIX 
$. 14 der Theresiana vom 31. December 1768; die $$. 13— 16 des Straf. 
gefeped und die 88. 167, 168, 171, 177 und 203 der Griminal- Geridhts- 
Ordnung Kaifer Joſef's IL, und den 8. 448 des weftgalizifhen Strafgeiep- 
buches vom 17. Juni 1796. — In der Theresiana handelte ein eigener 
Artikel (VII) von den „außerordentliden und willkührlichen Strafen“, 
und führte mit Confequenz dad Syſtem aus, daß das Geſetz „bei viel- 
fältigen und unterfchiedlichen Fällen“ gar feine gewiffe Strafe aus— 
gemeffen, fondern deren Beftimmung der Willführ des Richters über: 
lafien babe; — bei vielen Verbrechen, 5. B. Art. 71, 72, 77, 101, 102 u. m. a., 
war ferner von dieſem Gefege in der Regel zwar Geld» oder Leibed. (Freiheitd-) 
Strafe, nah Schwere der Umftäande aber, die der Richter zu beur- 
tbeilen batte, — auch die Todesftrafe verhängt! — Ja jelbft das 
Joſephiniſche Strafgefep, das doch durch die Bindung ded Richters an 
die buchftäbliche Auslegung (vergl. Anmerkung * auf Seite 98) alle richter- 
liche Willkühr abſchneiden wollte, hatte an mehreren Stellen, 3. B. $$. 49, 
53, 155 des J., und 60 dee Il. Theild u. m. a., theild nur das Ausmaß der 
Strafe, tbeild fogar „die Wahl der Straf-Gattung” dem richterlihen Er— 
meſſen überlaffen, welcher hierbei ohne nähere Begränzung „nah Umftänden“ 
jich zu benchmen habe. „Die eigentlihe Beftimmung der Grade der Ver— 
jbärfung der öffentlichen Arbeit — ordnete der $. 31 des I. Theild jenes 
Etrafgefepes an — mit mehrerer Befchwerlichkeit, größerer Ungemächlichkeit 
oder Verlängerung der Arbeit, wird aus den im jedem Lande eintretenden be 


[Btrafgef. 1. Chl. V. Haupt. $. 48.) 611 (Yon Anm. d. Erfchw.- u. Mild.-Umfände.] 


Unfere heutige Geſetzgebung hat aber bei Feftitellung diefer Schran« 
fen dem vernünftigen Ermeffen des Richters noch immerhin den nöthigen 
Spielraum gelaffen, um die Strafe auch den wohl jedem concreten 
Halle individuell eigenthümlichen Erfhwerungsd- und Milderungs- 
Umftänden genau anpafjen zu können (vergl. oben Seite 21 u. 31—33). 
Zu diefem Behufe ftellt es vorerft in dem $. 48 einen allgemeinen 
Grundfaß auf, welhen der Strafrichter bei Beurtheilung des prak— 
tifhen Einfluffes der Erfhwerungs- und Milderungs - Umftände auf die 


fonderen Umftänden dem Ermeſſen des Richters überlaffen;* — 
und der $. 32 fügte jogar binfichtlih der Beftrafung mit Stod:», Kar: 
batſch- und Rutbenftreichen bei: „Die eigentlihe Audmeffung 
fowohl der Zahl der Ztreiche, die auf Einmal zu geben find, als der 
Wiederholung diefer Züchtigung, hängt von vernünftiger Beurtbei«- 
lung des Criminalrichters ab.“ — — — Diefer Willkühr-Herr— 
haft des Richters, wodurch demielben der Wirkung nad, nebſt ber 
richterlichen Gewalt, zugleih eine gefeggebende Gewalt mit dem jelt- 
jamen Befugniffe eingeräumt war, für den concreten, in Beziehung auf 
die Beftrafung feiner Willkühr überlaffenen Fall eft ein Geſetz zu 
ihaffen, und daffelbe auf den ſchon vorhandenen, alfo früber began- 
genen Fall rüdwirfend anzuwenden (!), fepte erft das Zt. ©. 2. 
vom 3. Eeptember 1803, allein natürlich auch nur für jene Theile des 
Reiches, wo es mit Gejegedfraft eingeführt wurde, ein Ziel. — Im ben 
ebemald fogenannten ungarifhen Ländern jpielte bis zur Ginführung 
ded dermaligen Etrafgefeped, d. b. bis zum 1. Eeptember 1852 (!) 
gerade bei der Beftimmung der Etrafen, in Beziehung auf die Wahl 
der Gattung und Art derfelben, da in den Geſetzen oder durch den 
Usus auf mande Verbrechen nur alternative Strafen feftgejept waren, 
fowie in Anfebung der Schärfung, Milderung und Verwandlung derjelben 
das prudens oder liberum arbitrium judieis feine mächtige Rolle fort! — 
Man unterfhied allerdings „‚poenas secundum quid arbitrarias‘‘ von „‚poenis 
simpliciter arbitrariis‘‘;, verftändige Richter zogen fih bei Ausübung diefer 
überfhwänglichen, in ibre Hände gelegten Gewalt wohl felbft Gränzen, theild 
aus der Analogie mit dem für ähnliche Fälle von den Gefegen felbft ftatuirten 
Strafen, theild aud ihrem natürlichen Rechts- und Billigfeitd » Gefühle, aus 
den Grundiägen der neueren Wiflenfhaft, aus den Borfchriften des öfter- 
reichiſchdeutſchen Strafgefeged vom 3. September 1803, ſelbſt aus ganz 
fremden pofitiven Gefepen u. f. f. Doch gefeplich beſtand in ſeolchen Fällen 
für das fubjective Ermeffen des NRichterd feine Schranke! — Sollte nun 
wohl noch ein Zweifel darüber aufgeworfen werden fonnen, daß in dieſen 
Ländern durch die Einführung unferes dermaligen Etrafgefeges, und hätte 
es ihnen auch fonft Nichts als das vorliegende fünfte Hauptftüd gebracht, die 
Gewißheit des Nechtes felbft für jeden Einzelnen der Gefellfhaft — einen 
unermeplichen Fortſchtitt gemacht bat? — 
39* 
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Beitimmung der Strafe ala Richtſchnut zu beobadten hat. Derfelbe 
faßt fih mit anderen Worten in dem kurzen Sage zufammen: „Er: 
ſchwerungs- und Milderungs-Umftände find gegeneinander zu halten 
und zu compenfiren, hierbei aber („nah Maß, als die einen oder anderen 
überwiegend find!“) magis ponderandae, quam nume- 
randae!*“ — — Bei diefer gegenfeitigen Abwägung äußern die 
oben (Seite 560—567) gewürdigten verfchiedenen Eintheilungen, welde 
theild Thon unfer Geſetz felbft (in fubjective und objective), theil® im 
weiterer Ausdehnung die Schule angenommen bat, ihren praktiſchen 
Einfluß. — Es handelt fih nemlih hier nad der Natur der Sade um 
eine moralifhe Abwägung, oder vielmehr um die Bergleihung und 
Würdigung des inneren Gehaltes und Werthes der gegenfeitigen Ei» 
ſchwerungs- und Milderungs-Umftände, wobei alfo in Beziehung auf das 
gegenfeitige moralifhe Gewicht nur Homogene Elemente, d. h. ſolche 
gegenüberftehende Umftände, welde auf analogen inneren Grün— 
den beruhen, einander aufheben können; während heterogene (ein- 
ander gegenüberftehende) Umftände, d. h. ſolche, welche von dem Gefek- 
geber nur aus ſolchen Gründen, die einander ihrem Wefen nah ganz 
entgegengefeßt find, ald Milderungs- oder Erfchwerungs - Umftände feft- 
gejeßt worden fein konnten, ſich gegenfeitig nicht dur ihr Gewicht, fon- 
dern blos durch ihre gleiche Zahl aufheben können. Hiernach werden 
rein fubjective Milderungsd - Umftände (vergl. S.560) aud nur mit 
rein fubjectiven Erfhwerungs-Umftänden abgemogen, dagegen 
mit rein objectiven nur der Zahl nach compenfirt werden können. Wenn 
3. B. der Thäter noch nicht zwanzig Jahre alt war ($. 46, lit. a), dennoch 
aber bei der Ausführung eines von Mehreren gemeinfam begangenen 
Verbrehens den Urheber, Anftifter oder Rädelsführer gefpielt, oder 
Undere zu dem Berbrehen verführt hat ($$. 44 litt. d und e), fo wird 
jeder der legterwähnten Erfhwerungs » Umftände den obigen Milderungd- 
Umftand gänzlich aufheben; denn der Grund, aus weldhem der Ge- 
feßgeber das erwähnte mindere Alter ald Milderungs = Umftand feſtgeſetzt 
bat, war die vorausfeglidhe mindere Weberlegung und geringere 
Intenfität des böfen Willens eines fo jugendlichen Thäterse. Das Wefen 
diefes Grundes ift aber im vorliegenden Kalle nach dem befannten Sape: 
„malitia supplet aetatem“ durch die vorliegende hervorragende Böe— 
artigfeit des Thäters gänzlich neutralifirt oder zerftört, daher wird man 
bier mit vollem Grunde den Erfhwerungd-Umftand als über- 
wiegend anzunehmen haben. — Aus ähnliher Erwägung würde der 
Milderungs » Umftand: „daß fi der Thäter von drüdender Armuth zu 
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dem Berbredhen hat verleiten laſſen ($. 46 lit. f)“ von dem etwa gegen- 
überftebenden Erfhwerungs-Umftande eines dur das Verbrechen berbei- 
geführten relativ jehr großen Schadens, und eines von dem Thäter weit über 
die Gränzen feines Bedürfniffes fich widerrechtlich zugeeigneten Vortheils 
($. 43) überwogen werden; ebenfo ferner der Erſchwerungs-Umſtand einer 
längeren und relativ gefliffentlicheren Vorbereitung ($. 43) durch den 
Milderungs» Umftand: „daß der Thäter allfogleich nah begangener 
That den verurfahten Schaden gut zu machen, und die weiteren üblen 
Folgen zu verhindern mit thäatigem Eifer beftrebt war” ($. 46 lit. g) 
ganzlih aufgewogen werden u. f. f. — Dagegen wird man die im $. 44 
vorkommenden zunächſt fubjectiven Erfehwerungs: Umftände mit den 
im $. 47 litt. a und e vorfommenden Milderungs-Umſtänden, fo weit die 
letzteren rein objectiv find, gegenfeitig nur abzählen fönnen. — 

Folgerichtig aus diefer Erwägung werden auch juridiſche nicht 
mit politifhen Erſchwerungs- und Milderungs: Umftänden (Seite 
561—562) gegeneinander abgewogen, fondern, weil fie innerlich auf 
wefentlih ganz anderen Gründen beruben, nur zäblungsweife com: 
penfirt werden können, dagegen pofitive Umftände immer ftärker oder 
übermwiegender gelten, als gegemüberftehende blos negative (Seite 562 
und 563). — 

Endlich muß bier auh noch auf die Eintheilung der Er: 
ſchwerungs- und Milderunge-Gründe in allgemeine und befondere 
(Seite 563 — 567) in&befondere in der Richtung bingewiefen werden, 
damit der Richter in denjenigen Fällen, wo das Gefeß einen fhon in dem 
IH. und IV. Hauptftüde ald allgemeinen aufgeführten Erfhwerunge- 
oder Milderungs:Uimftand bei einzelnen Verbrechen aud wieder als einen 
befonderen auszeichnet, und eben deßwillen entweder eine befondere 
Strafbeftimmung flatuirt,”) oder gar davon die Qualification der That zum 
Verbrechen überhaupt, oder zu einer anderen Gattung deffelben abhängig 
macht, **) eben diefen Umftand etwa nicht zum zweitenmale geltend 
made und in Rechnung bringe. 





*) Vergleiche dießfalls die zum Theile ſchon auf Seite 564 beiipield- 
meife bervorgebobenen 88.59, 70, 71, 72, 75, 77, 79, 84, 88, 95, 103, 105, 
108, 110, 111, 113, 115, 119, 121, 123, 136, 138, 145, 146, 150, 151, 155, 
156, 160 — 165, 167, 169, 178, 179, 182, 184, 186, 191 — 195, 203, 204, 
210 und 221. — 


“) Die gefchieht 5. B. in den $$. 60, 63, 64, 68, 81, 85, 122, 127, 
131, 132, 153, 173—176, 181, 183, 186, 190, 199, 200, 214 und 217. — 
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Wenn fi aber bei der vorftehend erörterten Abwägung oder Ab: 
zählung die Milderungs- und Erfhwerungs: Umftände gegenfeitig auf: 
wiegen und compenfiren, oder wenn je bei irgend einem Falle ſchon ur- 
fprünglid weder Milderungs- noch Erſchwerungs-Umſtände zum Vorſchein 
kommen ſollten: ſo iſt die Strafe über das gewöhnliche geſetzliche Aus— 
maß weder zu verſchärfen, noch zu mildern. Als dieſes gewöhnliche 
Ausmaß kann in dem vorausgeſetzten Falle wohl rur der Mitteldurch— 
ſchnitt zwiſchen dem Mindeſt- und Meiſt-Anſatze des geſetzlichen Straf: 
ſatzes, daher bei der Dauer der Kerkerſtrafe 

a) von ſechs Monaten bis zu einem Jahr ein neunmonatlicher; — 

b) von einem bis zu fünf Jahren ein zwei und ein halbjähriger ; — 

c) von fünf bis zehn Jahren ein fieben und ein balbjähriger; — 
und , 

d) von zehn bis zwanzig Jahren ein fünfzehnjähriger Kerker an« 
gefehen werden. 

Wenn man nemlid die Gründe würdiget, melde den Gefep- 
geber in allen Fällen, wo es ſich nicht um Todes- oder lebenslange 
Kerkerftrafe handelt, zur Feftftellung eines Minimum und Marimum 
des Straf- Ausmaßes beftimmt haben (vergl. Seite 21 und 375—377), 
fo fann e& wohl feinem Zweifel unterliegen, daß er fidh hierbei einen ge- 
wiffen Mitteldurchſchnitt diefer Art von ftrafbaren Handlungen vor: 
geftellt babe, über welchen hinauf diefelbe ala durch befondere Umftände 
erfhwert, alfo höher firafbar, oder unter welden herab fie durch 
Milderungd- Umftände gemildert, alfo minder ftrafbar erfcheint 
(vergl. Seite 558 und 559). Ueberall da alfo, wo weder von der einen, 
noch von der anderen Art Umſtände vorliegen, welche dieſes Hinausgehen 
über oder unter den Mitteldurhfchnitt bedingen, ift demnach aud die 
Schuld fo anzufehen, dag fih die Wagfchale zwifchen beiden Gränz- 
Stadien gleihfam mitten inne hält, und eben deßhalb auch die Straf: 
fanction diefes Mitteldurhfchnittee in Anwendung zu bringen. — 

Damit fteht num freilich die Praris mancher unteren Strafgerichte, 
welde in dem vorausgefegten Kalle faft regelmäßig das Straf-Mini- 
mum zur Anwendung bringen, nicht im Ginklange; allein es bedarf nad) 
dem Ebengefagten feines weiteren Beweifes, daß diefer Vorgang mit dem 
Beifte und der Abficht des Gefeßes ganz und gar im Widerfpruche fteht, 
und daß auf ſolche Weife derjenige Verbrecher, welcher ein Verbrechen 
ohne alle Milderungs-Umftande begangen hat, mit demjenigen, dem wirk— 
lich Milderungs-Umftände zur Seite fteben, auf ganz gleicher Linie 
gehalten wird; denn in der Negel fann ja aud bei dem lepteren keine 
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weitere Ermäßigung der Strafe, als bi8 auf das Minimum der gefep- 
lihen Dauer ftattfinden (vergl, jedoch die unten folgende Erläuterung der 
88. 53 und 54). — 

Mir find in diefer Beziehung, wenigftend aus früherer Zeit, 
Entfheidungs » Gründe von ftrafgerihtlihen Urtheilen bekannt, die bei: 
ſpielsweiſe ungefähr fo lauteten: 


„Auf Das in Frage ſtebende Verbrechen ift im Gelege Aerferftrafe von 1—5 Jahren ſeſt⸗ 
geſetzt. Da nun im vorliegenden Falle weder Milderunge-noch Erfhmwerungd-tim-» 
ftände vorliegen (oder da ſich dieſelben gegenſeuig aufbeben), oder da gar feine Mil- 
dberungs-lImftände, Dagegen einige Erihwerungs-Umflände vorliegen, fo 
wird die Strafe hiermit — auf @in Jahr beſtimmt.“ — 


Im erften Anblicke mag ein foldes Urtheil, zumal in der letzt— 
erwähnten Alternative, geradezu ungereimt erfcheinen, und es ift und 
bleibt jedenfalls ungerechtfertigt, und dem Geifte des Gefeges widerftrebend. 
Allein es erklärt fih als ganz natürlich aus folgender Voransfegung. 
Man pflegte früberhin fehr häufig den $. 48 des früheren Gefekes 
vom 3. September 1803, und bie und da leider auch jekt noch den 
$. 54 des neuen Geſetzes ftatt ala Ausnahme, vielmehr ala Negel 
in Betracht zu ziehen (vergl. unten beim $. 54 die neuefte Belehrung des 
Juftizminifteriumd vom 14. April 1853, 3. 3919). Auf Grundlage 
diefer falſchen Borausfegung folgerte man nun weiter: Demjenigen, 
dem keine Milderungs - Umftände zur Seite ftehen, oder deffen Schuld 
fogar mit einigen, aber nicht fehr überwiegenden Erſchwerungs-Um— 
ftänden ausgeftattet erfcheint, werde ohnehin dadurch eine Erfhwerung 
der Strafe zu Theil, daß man auf ihn nicht die (implicite als Negel 
vorausgefegte) außerordentlidhe (!!) Milderung des $. 54 (neu, 
$. 48 alt) in Anwendung bringe: er erleide daher hen dadurd, daß 
man es felbit bei dem Minimum des gewöhnlichen Straffakes 
bewenden laſſe, eine relativ größere Strafe, als er fonft, unter voraus: 
gefeßter Anwendbarkeit der erwähnten außerordentlichen Milderung, er— 
litten haben würde. So fam man aus der zu Grund gelegten falihen 
Prämiffe ganz folgerichtig zu dem obigen falfhen Schluffe, dag aud in 
den oben erwähnten Fällen das Minimum des gewöhnlichen Straf: 
fages verhängt werden könne; man erhob auf ſolche Art diefen gewöhn- 
lihen Straffag, d. h. die Regel, zur Ausnahme, weil man früber die 
Ausnahme des $. 54 in die Regel verwandelte, umd man prafticirte auf 
diefem Wege — durch mißbrauchsweiſe und maßlofe Ausbeutung der im 
$. 54 audgefprochenen Milde und Humanität des Geſetzgebers — Die 
ernfte Drohung und die gerechte Strenge des Strafgefeßes zur Illuſion 
herab, und zerftört damit zugleich die Gerechtigkeit und Commenfurabilität 


Peihränfung 

des Merihär 
fungsrchtes 
itberkaupt. 
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des gefeßlihen Strafen » Spftemd! (vergl. Seite 361, Anmerkung, 
Zahl 1). — 

Möchte diefer, ehemals in unteren Regionen der Praris nicht gar 
felten vorgefommene Borgang insbefondere in jenen Ländern, wo unfer 
Geſetz neu eingeführt wurde, Feine Nahahmung finden, fondern vielmehr 
zur Warnumngstafel dienen, in weldes Labyrinth von Berirrungen und 
Ungerechtigkeiten der Richter gerathe, wenn er irgendwie — den Beden 
des Geſetzes verläßt! 


8. 49. (. 42.) 


Bei Berfchärfung kann weder die Art der für jedes 
Verbrechen beftimmten Strafe geändert, noch diefelbe über 
die gefeglich ausgemeflene Dauer hinaus verlängert werben. 


Nahdem das Gefep im $. 48 eine allgemeine Vorfarift vor: 
ausgeſchickt hat, welche bei der praftifhen Geltendmachung ſowohl der 
Erſchwerungs-, als auch der Milderungs-Umſtände zu beobachten ift, 
gibt ed nunmehr Special-Normen: 


a) rüdfihtlih der VBerfhärfung der Strafe, als praftifchen 
Wirkung der im concreten Fallen fih als überwiegend herausftellenden 
Erſchwerungs-Umſtände ($$. 49—51); und fo fort 


b) in Beziehung auf die Milderung der gefeglihen Strafen in 
jenen Fällen, wo Milderungs - Umftände als überwiegend erfheinen 
(88. 52—54). — Es hat jedoch für diefe Special-Vorſchriften in beiden 
Beziehungen wieder einen dDurchgreifenden Grundſatz (58. 49 und 53) 
vorgezeichnet, welcher bei der Berfhärfung der Strafe ($. 49) durch— 
weg keine Ausnahme zuläßt, fo daß die weiteren Detailbeftimmungen 
(88. 50 und 51) fi eben nur ala Folgerungen deffelben darftellen ; 
während binfihtlih der Milderung der Strafe diefer Grundfaß nur 
als Regel zu gelten hat, von welcher das Gefep felbft (8.54 u. a.m.a.D.) 
mehrfahe Ausnahmen zugefteht. — 


Da unfer Gefeß nur zwei (Haupt-) Arten der Strafe, nemlich 
die Todes» und die Kerkerftrafe kennt ($. 12), fo ergibt ſich der erfte Theil 
des im $. 49 ausgefprochenen Grundfages: „daß bei Verfchärfung nicht 
die Art der für jedes Verbrechen (im Geſetze) beftimmten Strafe geändert 
werden dürfe”, gewiſſermaßen von felbft, wenn man nicht dem Richter die 
überfhwänglihe Gewalt einräumen wollte, die Kerkerftrafe „nah Um— 
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ftänden“ fogar in — Todesſtrafe zu verwandeln.”) — Allein in Ent- 
gegenhaltung mit dem $. 51 ergibt fih, dag der Ausdrud: „Art der 
Strafe“ im vorftehenden $. 49 in einem weiteren Sinne zu nehmen 
fei, daß nemlich unter „der Art“ der Strafe auch der Grad der Kerker— 
ftrafe in Beziehung auf ihre Strenge (vergl. 88. 14— 16) verftanden 
werden müffe, jo daß der Richter wegen Erfhwerungs » Umftänden aud 
den (einfachen) „Kerker“ nit in ſchweren Kerker umwandeln darf, weil 
ibm nah $. 51 nur geftattet ift, die (zeitliche) Kerkerftrafe in der Dauer, 
nicht aber auch in Anfehung des Grades der Strenge abzuändern. — 

Ebenfo ausnahmélos, wie der erfte, ift auch der zweite Theil 
des im $. 49 enthaltenen Grundfages in unferem Gefeße durchgeführt, 
wornach der Richter wegen Erfchwerungs - Umftänden in feinem Falle 
„über die gefeglich ausgemeffene Dauer, d. 5. über das Marimum 
des gefeglihen Straffages hinaus“ die Strafe verfhärfen darf. — 


Bei der Todes: und lebenslangen Kerkerftrafe findet, ZuPseiondere 


a) bei der Todehß⸗ 


i a und lebenslangen 
feine Berfchärfung Statt. —— 
$. 13. 
Bei Berbrehen, worauf das Geſetz den Tod verhängt, finder feine Berfhärfung der Imebeiondere 
Strafe Etatt. a) — 
§. M. 


Sind Verbrechen, worauf lebenslanger Kerker beſtimmt iſt, mit beſchwerenden b) bei lebens 
ae — — ſo in nach Beſchaffenheit dieſer Umftände auf verfcharfung nach dem langem Kerker; 
%. 17 au erkennen. 


Wenn aud die Berfhärfung der Todesftrafe, fer ed num durch 
vorhergehende Marten, d. h. durch die vor der Anwendung der 
Todesftrafe felbft, an dem Hinzurichtenden zu vollziehende Zufügung auch 
noch von anderen Strafübeln; — oder durch fogenannte begleitende 
Qualen, welche nemlich mit der Bollziehung der Todesftrafe felbft ver- 
bunden werden, und wieder entweder in der graufameren Bollziehungs- 
art derfelben, oder in gleich zeitig mit der Vollziehung der Tödtung 
anzumwendenden Strafübeln gelegen find; — oder durh nachfolgende 
Entehrung oder Mißhandlung des Körpers des Hingerichteten ;**) — au 


*) Vergl. die Anmerfung * auf Seite 610. 

») Es bedarf faum einer Erwähnung, daß Berfhärfungen ber Iept- 
gedachten Art nur uneigentlih unter die Berfchärfungen der Strafe eingereiht 
werben, da ja wohl an dem Todten fein Straf-Uebel vollgogen werden 
fann! — Allein ganz abgefehen von den Gründen, welche und die Aud- 
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dem Standpunkte der ftrengen Gerechtigkeit nicht geradezu verworfen 
werden Fann (vergl. oben Seite 361 in der Anmerkung Zahl 1), fo ift 
man do in der Wiffenfchaft, und felbft in der europäifhen Codifications— 
Praris längft darüber einig, daß verfhärfte Todesitrafen in vielfachen 
anderen Beziehungen verwerflich find, und dag dadurch diejenigen Gründe, 
aus welchen die Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt gerechtfertigt wer- 
den kann, in ihrem innerften Wefen zerftört werden (vergl. Seite 363, An: 
merkung Zahl 5, und Geite 364). Darum kann es nur gutgeheißen 
werden, daß auch unfere vaterländifche Strafgefeßgebung fhon bei der 
mit dem St. ©. 3. vom 3. September 1803 erfolgten Wiedereinführung 
der Todesftrafe (vergl. Seite 33 — 37) jede wie immer geartete Ber: 
fhärfung derfelben unbedingt unterfagte, und diefes Verbot auch in das 
dermalige Strafgefeß übertrug. — 

Allein das legtere ging noch um einen Schritt weiter, indem es 
die nad) dem oben angeführten $. 44 des alten Geſetzes (vom 3. Sep: 
tember 1803) allerdings zuläffig gewefene Verſchärfung auch der lebens: 
langen Kerferftrafe aufgehoben hat. — 

Man kann in diefer durch das gegenwärtige Strafgefeß neu ein: 
geführten Milderung der lebenslangen Kerkerftrafe nur einen be- 
friedigenden Fortſchritt in dem in unſerem Vaterlande feit einem Jahr: 
hundert confequent feftgehaltenen Syſteme der fteten Humanifirung 
der gefeklichen Freiheitsftrafen erfennen. Jedes menfchenfreundlihe Ge- 
müth wird fich darüber Freuen; allein auch der ernfte Juftiz- und Gtaate- 
mann werden deghalb den hie und da gehörten Vorwurf: „daß man in 
unferem Baterlande auf Koften der allgemeinen Sicherheit, den Sträf- 
lingen in den Strafanftalten zu fhonungsvolle Rüdfiht trage” nicht 
theilen, wenn fie erwägen, daß der Endzweck, welden man durch Zu: 
fügung der im $. 19 aufgezäblten Berfhärfungsarten der Kerker— 
firafe erreichen will, doch zu einem großen Theile auch darin gelegen ift, 


ſchließung des Leichnams hingerichteter Verbrecher von geweihter Erde und von 
jedem ehrbaren Begräbniffe. ferner die Flechtung feines Körpers auf ein Rad, 
oder die Berbrennung, Durchpfählung oder andere mannigfaltige Verſtümmlung 
deffelben, die Ueberlaffung des Leichnams ald Aas zum Fraße für die Raub- 
vögel und andere wilde Thiere u. dal. hiſtoriſch erflärbar machen, — hing 
in früheren Zeiten der Glaube des Volksrechtes und felbft der Gefepgebungen 
an dem Wahne, daf eine Abhaltung von den mit fo verfchärften Todeäftrafen 
verpönten Verbrechen, wenn ſchon nicht in dem Strafübel der Lebensentziehung, 
fo doch in der Furcht vor der, dem Vollzuge der Todeöftrafe nahfolgenden 
Entehrung ded Körpers ded Hingerichteten gelegen fei!? — 
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dadurch den Troß umd phufifchen Uebermuth des Sträflings zu brechen, 
deffen legale Beſſerung für den Fall feiner einftigen Rückkehr 
in die Geſellſchaft anzubahnen, und durch derlei Erfagmittel die 
verdiente längere freiheitäftrafe zum Bortheile des Sträflings felbft, 
feiner Angehörigen und des Staats in ihrer Dauer abzukürzen. — Alle 
diefe Zwedmäßigfeits- Rüdfihten fallen aber bei dem lebenslangen 
Kerker größtentheild weg, und es ift daher felbft dann, wenn die Zur 
fügung einer ſolchen Berfchärfung wegen der fein Verbrechen begleitenden 
Erfhwerungs: Umftände nicht ungerecht wäre, die Entfernthaltung 
aller Berfchärfungen der lebenslangen Kerkerftrafe um fo mehr durch die 
Nücfihten der Humanität empfohlen, als fonft diefe Strafe bei einiger 
Anhäufung folder Berfhärfungen nur zu leicht wieder in eine langfame 
Todesqual ausarten würde. ”) 


*) Hatte in unferem Baterlande doch fhon die Theresiana im 
Art. V, $. Terflärt: „Der Zodeöftrafe wird gleihgeadhtet die Berurtheilung 
zum ewigen Gefängniß!“ und bei diefer Strafe den nur bei der zeit- 
lichen Treiheitäftrafe vorfommenden Zufag (Art. VI, 8. 10): „daß fie ge 
jtalten Dingen nad mit ſchmaler Agung, oder durch gewiſſe Täg in Wafler, 
und Brod zu faften, oder auh mit einer andermweiten Strafper- 
meffung verbunden werden könne“ — nicht gemacht. — 

Wenn hingegen das Joſephiniſche Strafgefeg (im $. 20) die Todes— 
ftrafe außer dem ftandrechtlichen Verfahren gänzlich abgeſchafft hat, und aufer- 
dem wenigftend dem Namen nad feine lebenslange, wohl aber die fogenannte 
langwierige Gefängnißftrafe von 30— 100 Jahren (!) kennt (8. 23): fo 
wurde die Menfchenfreundlichkeit des hochherzigen Monarchen, der diefed Gefep 
gab, durch die Härte der mit folher langwierigen fFreiheitäftrafe vereinbarlich 
gewefenen Qualen der Anfhmiedung und des ſchwerſten Gefängniffes 
(88. 25 und 27), vor Allem aber durch die wirflihe Unmenſchlichkeit, womit 
die öffentliche Arbeit vollzogen ward, zur völligen Jllufion, und in 
eine langfame Todeömarter verwandelt, die gewiß weit graufamer war, ald je 
cine ſchleunige Bollziebung der Todesſtrafe geweſen wäre. — „Die eigentliche 
Beftimmung der Grade jener öffentlichen Arbeit wurde (im 5. 31 jened Ge 
feged) aus den in jedem Lande eintretenden befonderen Umftänden dem Er» 
meffen ded Griminalrihterd überlaffen!“ — Der &. 188 ber 
GSriminal» Gerihtdordnung aber hatte beftimmt: „daß die Verbrecher männ: 
lichen Geſchlechts, weldhe wegen Mord, Raub oder Brandlegung zum harten 
Befängniffe und zur öffentlihen Arbeit auf was immer für eine Zeit, 
oder wegen_anderer Verbrechen auf anhaltende Zeit verurtheilt 
wurden, zum Schiffzieben nad Ungarn abgefchidt werden ſollen.“ — 
Wie aber diefe Strafverfhärfung des Schiffziehens vollzogen wurde, erzählt 
und ein, fonft mäßig nnd unbefangen urtheilender, Zeitgenoffe in folgender 
Weiſe: „Ein von Menfhen gezogenes Donauſchiff ift ein fo ſcheußliches Scha u« 


b) bei ber zeit · 
lichen Kerler⸗ 
ſtraſe. 


c) ber zeitlichen 
Keıter. 
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$. 51. 6. 45.) 


Die zeitliche Kerkerftrafe hingegen foll wegen Erſchwe— 
rungs:Umftänden nach der längeren oder längften von dem 
Gefege beftimmten Dauer ausgemeflen, diefelbe auch verhält: 
nißmäßig durch eine oder mehrere der im $. 19 aufgezählten 
Verfchärfungsarten verfchärft werden. 


$. 45. 


Bei andern Verbrechen fol nah Wichtigkeit der Beichmwerungs « Umftände Die 
Kerterftrafe nach der längeren oder längfien von Dem Geſetze beflimmten Dauer ausgemeffen, 
diefelbe auch verhaͤltnißmäßig nach dem $. 17 verfchärfet werden. 


Nah der biöherigen Erörterung hat das Geſez bei jeder zeit: 
lichen freiheitsftrafe nebft einem Minimum ihrer Dauer au ein Mari- 
mum derfelben eben deßhalb feftgefegt, damit der Richter innerhalb diefes 
Spielraumes, je nad) dem Eintreten von mehreren oder wenigeren über: 
wiegenden Erfchwerungs-Umftänden, die Bemeffung der Strafdauer 


fpiel, daß ein mit dem Nädern fo eben fertig gewordener Henkersknecht davor 
die Augen zudrüden würde. Man fieht bier eine lange Schaar blafgrauer, 
von Hunger und Glend verunftalteter Menjchen, mit Qumpen bededt, von 
welchen die haltbarften Lappen durch angefchmiedete Ketten weggewunden find. 
Das fcharfe Eifen bat fih in die nadten Leiber bineingenagt, und Geſchwüre 
aufgeägt, in welchen Nefler von Würmern haufen. Blut und Eiter rinnen 
berab, und zeigen auf der Erde, der Mutter diefer unglüdlihen Kinder, die 
Spuren ihrer Leiden. Ein Hepbund von Auffeher bellt nebenher, und peitfcht 
die erfchöpfte Natur mit der unmenfhlichiten Graufamkeit beim SHinfinfen 
wieder auf, bis die legte Lebenskraft entflicht, und der mitleidige Tod das 
gequälte Gefhöpf in feine Arme nimmt. Gewöhnlich ift der legte Schritt 
auch der letzte Athemzug diefer gemarterten Menſchen, und der nadie Felſen 
ift ihr Sterbelager. Die mehrften bleiben da, wo der Sand am ticfften ifl, 
liegen, und werden ein Fraß der Geier und Naben, bid die Wellen der Donau, 
durd; Regengüffe angefchwellt, die halb verzehrten Leichname erreichen, und — 
fie mit ſich fortſchwemmen!“ — — 

Bei diefer rehtöhiftorifhen Digreffion darf endlih nicht unerwähnt 
bleiben, daß Leopold der I1., dem feine humane und umfichtevolle Gefepgebung 
in Zodcana den Namen des „Weifen“ erworben hatte, auch in feinen öfter: 
reihifchen Erbftaaten, obgleich) feine Regierung dafelbft von fehr ephemerer Dauer 
war (1790— 1792), gerade in Beziehung auf die Milderung des beftehen: 
den Strafenſyſtemes, durch Abſchaffung der öffentlihen Züchtigung, der Brand- 
marfung und der Anfchmiedung, durch Berbefferung des traurigen Schickſals 
der Eträflinge in den Strafanftalten, durch Erleichterung der öffentlichen Arbeit, 
durh Einführung periodifher Bifitationen der Strafhäuſer u. m A. überaus 
mwohlthätige Reformen eingeführt hat. — 


[Btrafgef. I. Thl. V. Hauptf. $. 51.] 621 [Yon Anm. d. Erfhw.- u. Mild.-Umfände.] 


diefem Marimum mehr oder weniger annähern oder bei dem Vorhanden— 
fein gar vieler, oder ſehr ſchwer wiegender, unmittelbar auf dieſes Mari- 
mum felbft erfennen könne. — 

Allein das Geſetz geftattet, daß wegen folder Umftände „die 
Strefe verhältnigmäßig auch durch eine oder mehrere der im $. 19 
aufgezählten Berfhärfungsarten verfchärft werden dürfe." — Diefe Ber 
fhärfungen können daher, weil fie der Geſetzgeber dur das MWörtchen 
„auch“ mit der Berfhärfung durch Verlängerung der Dauer in Ber 
bindung feßt, ebenfowohl vereiniget mit und nebſt der verhältniß- 
mäßigen Verlängerung der Dauer der Kerkerftrafe; als auch abge 
fondert von derfelben, und für fih allein verhängt werden, um 
nemlich durch die Ausmeffung einer längeren Dauer die Freiheits - Ent- 
ziehung nicht etwa den Familien-Angehörigen des Berurtheilten einen zu 
großen Schaden zuzufügen (vergl. $. 55). — — 

Sie fönnen ferner, da das Gefeß nicht weiter unterfcheidet, eben: 
fowohl mit der Strafe des (einfachen) Kerkers“ ald „des ſchweren 
Kerkers“ in Verbindung gefeßt, und es können, nah dem Flaren Worte 
des Geſetzes („eine oder mehrere“) auch mehrere oder felbft alle der 
im $. 19 aufgezählten Verfhärfungsarten mit einander cumulirt were 
den. — Bei der Frage, welche von den verfihiedenen gefelichen Ver— 
[härfungsarten in jedem einzelnen Falle zu wählen fei, bat wohl das 
Gefeß den Richter in Feiner anderen Weife, ald durch die Bedingungen 
beſchränkt, umter welchen diefe Verfhärfungen überhaupt nur verhängt 
werden können ($$. 20— 25); allein der Richter wird, um das Gefeh in 
feinem Geifte anzuwenden, fich dennoch felbft auch bei dieſer Auswahl 
Schranken ziehen, diejenigen nemlich, welche in der Natur der Sache mit 
Beziehung auf die Eigenthümlichkeit des Falles, und auf die Indi— 
vidualität des zu Beftrafenden gelegen find (vergl. die Aus: 
führungen auf Seite 396— 401). — 

Ebenfowenig ift endlid der Richter auch bei der Beftimmung, in 
welhem Ausmaße jede diefer Verfchärfungsarten etwa ald Aequiva— 
lent, ftatt der fonft vielleicht wegen der Erfchmwerungs » Umftände länger 
auszumefjenden Dauer der einfachen oder ſchweren Kerkerftrafe, angewendet 
werden fönne, irgendwie durch das pofitive Geſetz beſchränkt. Allein es 
wird für ihn im Geifte eines gerehten und humanen Geſetzes auch hier, 
vor Allem die Individualität des Falles und der Perſönlichkeit 
des Verurtheilten maßgebend fein (vergl. z. B. insbefondere die Anmer- 
fung ** auf Seite 398 und 399). — 


Anwendung der 
Milderumgs+ 
ariinde. 

a) Bei der Tor 
deeſtraſe; 


Anwendung der 
Miiderungd« 
hr 
a) bei der Tor 
des und lebend 
laugen Kerfers 
frafe; 
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8. 52. (8. 46.) 


Wenn bei Verbrechen, worauf Todesftrafe verhängt ift, 
Mildernngsumftände eintreten, fo wird zwar der Richter das 
Urtheil nach dem Geſetze fchöpfen, fi) aber weiters nad) den 
über das Verfahren erlaffenen Vorfchriften zu benehmen haben. 
— Wenn jedoch der Verbrecher zur Zeit des begangenen 
Verbrechens das Alter von zwanzig Jahren noch nicht zurüd- 
gelegt hat, fo ift anftatt der Todes- oder lebenslangen Ker— 
Ferftrafe auf fchweren Kerker zwifchen zehn und zwanzig Jah: 
ren zu erkennen. 


$. 46. 


Wenn bei Verbreben, worauf Todesftrafe oder lebenslanger Kerker ver 

eg find, Milderungs- - Umftände eintreten; jo wird awar Der Richter vas Urtbeilnmad 
Geſetze öpfen, ſtch aber noch weiter nad der im zweiten Abſchnitte dieſes erſten 
23. des Strafgeſetzes enthaltenen Borfchrift au benchnen haben. 


Wenn unfer Gefeß im Allgemeinen den Grundfaß feftgeftellt hat, 
daß von dem Nichter weder wegen Erſchwerungs-, noch wegen Mil- 
derungs= Umftänden die Art der Strafe foll verwandelt werden können 
($$. 49 und 53), fo war die im erften Abfake des vorftehenden Para- 
graphes gegebene Borfchrift, wornah den Gerihtshöfen aller In— 
ſtanzen unterfagt ift, wegen Milderungs-Umftänden die Todesftrafe in 
eine geringere Art von Strafen zu verwandeln, um fu folgerichtiger, da 
man im Sprachgebrauche der öfterreihifhen Strafgefeße „die Nach: 
fiht der Todesstrafe” xar EEoyrv mit dem Namen „Begna- 
digung“ bezeichnet, diefe aber im monardifhen Staate nah der 
innerften Wefenheit der Monarchie, und nah dem beftimmteften Wort: 
laute der eben bezogenen Gefegesftellen, nur dem Landesfürften, nie 
aber einem Gerihtshofe, zuftehen kann.) Der Richter was immer 
für einer Inftanz bat daher in allen Fällen, wo nad dem Geſetze auf 
Todesstrafe zu erkennen ift, diefe ohne weitere Rüdficht auf die vorge— 
fommenen, wenn gleich noch fo überwiegenden, Milderungs = Umftände in 
feinem Urtheile augzufprehen, dann aber, mit feinem Antrage, ob und 
aus welchen Gründen ihm der zum Tod Berurtheilte der Nachfiht der 


— —— —— — 


*) Sieh' den $. 444 des J. Theils des Et. G. B. vom 3. September 
1803; — den $. 349 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850, und den $. 31 
ſowohl in der prov. Strafprocedurd-Borfhrift für Ungarn, die Wojwodſchaft 
und das Temefer Banat vom 28. December 1849, ald auch in jener für 
Kroatien und Slawonien vom 24. Juli 1850, Nr. 312 dei R. G. B. — 
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Todesjtrafe im Wege der Allerhöchſten Begnadigung durch den Kaifer 
würdig erfcheine, der höheren Behörde vorzulegen. *) 

Diefe Behörde, und der Gang, der hierbei einzufchlagen ijt, find 
aber verfchieden, je nach den verfchiedenen Strafverfahreng - Borfhriften, 
die derzeit noch in verfhiedenen Theilen des Reiches beftehen (vergl. 
Seite 90— 97). — 

a) In den Ländern, für welche die St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 in Wirkfamfeit fteht, hat das Landesgericht unmittelbar nach der 
Verhandlung das erwähnte Gutachten abzufaffen, darin für den Fall, als 
auf Begnadigung (Nahficht der Todesftrafe) angetragen wird, ſich auch 
über dad Maß der zu fubftituirenden Strafe zu äußern, und diefes Gut— 
achten zugleich mit der gegen das gefällte, und dem Angeklagten (nad 
$. 347 der St. P. D.) in der Gerihtsfigung verfündigte Todesurtheil 
etwa (von wem immer) eingebrachten Nichtigkeitsbefchwerde, dem oberften 
Gerichts- und Eaffationshofe vorzulegen, wohin gleichzeitig auch der 
Staatsanwalt feine diepfällige abgefonderte Aeußerung zu erftatten hat. 
— Der oberfte Gerichts» und Caffationshof hat hierüber in dem Falle, 
wenn damit zugleich eine Nichtigkeitsbefchwerde verbunden wurde, zuerft 
über diefe zu erfennen, und wenn derfelben ftattgegeben wird (nach Vor- 
fhrift der $$. 363 — 374 der St. P. D. und des $. 12 der kaiſerlichen 
Verordnung vom 11. Jänner 1852, Nr. 5 des R. ©. B.), entweder das 
dem Geſetze entfprehende Erkenntniß zu fällen, oder das bisherige Ver 
fahren und das darauf geftüßte landesgerichtliche Erkenntniß aufzuheben. 
Wenn jedoch die Nichtigkeitöbefhwerde verworfen wird, fo hat der oberfte 
Gerichtshof darüber ein Gutachten zu faffen: „ob Gründe für die Bes 
guadigung des Berurtheilten fprehen, und im bejahenden Falle, welche 
angemeffene**) Strafe ftatt der Todesftrafe zu beflimmen wäre?" 

*) Diefe Borfchrift bezieht fich jedoch nur auf dag ordentliche Eriminale, 
und keineswegs auch auf das fandrechtliche Verfahren; denn bei dem lepteren 
wird dad von dem Standgerichte gefällte Todesurtheil ohne Vorlage an irgend 
eine höhere Behörde ohne Weiteres vollzogen ($. 510 des I. Th. des St. G. 2. 
vom 3. September 1803 und Erläuterungen vom 14. September 1804 und 
11. Juli 1816, in Maucer'd größerem Handbudhe Nr. 1521 u. 1520 und 
8. 496 der Et. P. D. vom 17. Jänner 1850). — — 

*) Das faiferlihe Handjchreiben vom 14. Jänner 1851, Nr. 13 des 
R. ©. B., fprah nur von Subftitwirung einer zeitlichen Kerkerſtrafe an 
die Stelle der im Begnadigungsiwege nachgeſehenen Todesſtrafe, während bie 
fpätere kaiferlihe Verordnung vom 28. Juni 1851, Nr. 139 des R. G. B. 
von der angemefienen, an deren Stelle zu beantragenden Strafe fpricht, 
daher es wohl zweifellos zu fein fcheint, daß nah dem Grundjage: „lex 
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und dafjelbe fammt den Acten an den Juftigminifter zu leiten, welcher es 
mit feinem eigenen Antrage Sr. Majeftät dem Kaifer vorlegt ($. 349 der 
St. P. D., kaiferlihe Verordnungen vom 14. Jänner und vom 20. Mai 
1851, Nr. 13, und 139 des R. G. B. Minifterial-Erlaß vom 28. Juni 
1851, Nr. 178 des R. ©. B., und faiferlihe Verordnung vom 11. Jän- 
ner 1852, Nr. 5 des R. G. B. 88. 2, 10 und 12). 


b) In jenen Rändern, wo das Strafverfahren noch immer nad 
dem 11. Abfchnitte des St. ©. B. vom 3. September 1803 gehandhabt 
wird, ift jedes von dem Strafgerichte erfter Inftanz nach dem Geſetze ge- 
füllte Todes -Urtheil noh vor der Kundmachung fammt allen Acten von 
Amtswegen dem Criminal: Obergerichte vorzulegen (arg. aus $$. 433, 
435 lit. b und 443 lit. a), und von diefem vorerft in Beziehung auf die 
Geſetzmäßigkeit des Strafverfahrend zu prüfen. Findet e8 hierbei wejent- 
liche Bedenken, fo hat e8 dem untern Gerichte die Verbefferung des Ver— 
fahrens und die Schöpfung eines neuen Erfenntniffes aufzutragen. Iſt 
dieß nicht der Fall, glaubt e8 aber, das Todesurtheil nah dem Gefeke 
abändern zu müffen, fo bat es dieß zu thun. — Findet e8 aber dad 
Todesurtheil nach dem Geſetze zu beftätigen, fo bat es daffelbe fammt 
allen Acten an den oberften Gerichtshof, und diefer an den Juftizminifter 
zur Borlage an den Randesfürften zu leiten. Die Gerichtshöfe aller drei 
Inftanzen haben fi bei der Borlage von Todesurtheilen beftimmt dar: 
über auszufprehen, ob und aus welchen Gründen fie den Berurtheilten 
einer Milderung der Strafe für würdig erfennen oder nicht, und im ber 
jahenden Falle auch darüber, welche Milderung nad ihrem Antrage ein« 
zutreten hätte ($$. 437 — 439, 443 lit. a, und 444 des I. Theild des 
&t. ©. B. vom 3. September 1803, Juftizbofderret vom 22. März; 
1828, 15. Juni und 7. December 1835, und vom 14. Mär; 1836. 
Nr. 1326 — 1329 in Mauher’s größerem Handbuhe, und $. 9 des 
a. h. feftgeftellten Wirkungsfreifes des Juftizminifteriums vom Jahre 
1852). 

c) In den Kronländern Ungarn, der ferbifhen Wojwodſchaft und 
dem Temefer Banate, Kroatien und Slawonien endlich find diepfalld die 


posterior derogat priori“ der oberſte Gerihtähof nunmehr auch auf Sub» 
ftituirung der Tebendlangen Kerkerftrafe anftatt der Todesſtrafe antragen, 
und infoweit der Monarch ed demfelben überläßt, nach erfolgter Nachſicht der 
Zodeäftrafe auf diefelbe gu Recht erkennen könne — 


*) Die Verfügung, daß Todesurtheile dem Landesfürften nur im Wege 
des Juftizminifteriumd vorzulegen find, war übrigend bereitö im $. 4 der in 
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gleihlautenden Borfhriften vom 28. December 1849 und 24. Juli 1850 
maßgebend, wornach jedes von dem Strafgerichte unterfter Inftanz ge: 
fhöpfte Todes: Urtheil vor der Beröffentlihung von Amtswegen dem 
Diftrictd » Obergerichte (arg. aus den $$. 30 und 31 der berufenen 
Vorſchriften), von diefem aber nad der wortflaren Borfchrift des eben: 
bezogenen $. 31 fammt den Proceßacten an den oberften Gerichte: 
hof zur Revifion zu überfenden ift, welder, falld er das Todesurtheil 
zu beftätigen findet, dafjelbe mit allen Acten und unter Anführung dir 
Gründe, die eiwa für die Milderung der Strafe ftreiten (im Wege des 
Juftizminiftere — 8. 9 des früher bezogenen Wirkungskreifes des Jufliz- 
miniſteriums vom Jahre 1852), dem Landesfürften vorzulegen hat. 

Die in dem zweiten Abſatze des vorftehenden Paragraphes vorfom: 
mende Anordnung („Daß nemlich ein Verbrecher, der zur Zeit des begangenen 
Verbrechens noch nicht das Alter von 20 Jahren zurückgelegt hat, weder zur 
Todes-, noch zur lebenslangen Kerkerftrafe, fondern nur zum ſchweren 
Kerker von 10— 20 Jahren verurtheilt werden fann“) war für jene 
Länder, in welchen früher das Strafgefe vom 3. September 1803 ge- 
golten hatte, bieher in den Borfchriften für das Strafverfahren, 
nemlih in dem $. 431 des I. Theils jenes Geſetzbuchs und dem Hof: 
deerete vom 17. Jänner 1818, Nr. 1404 der I. ©. ©., und für jene 
Länder, in welchen das Strafverfahren nad der St. P. O. vom 17. Jän: 
ner 1850 zu pflegen ift, im $. 345 derfelben enthalten, und es wäre 
eben deßhalb, weil die Vorfchriften über das Strafverfahren durd 
das gegenwärtige Strafgefeß nicht aufgehoben, fondern fogar ausdrüdlic 
beftätigt worden find (vergl. Seite 81—83 und 90— 97), rückfichtlich 
diejer Aronländer nicht nöthig gewefen, die vorftehende Vorſchrift nun— 
mehr in dem materiellen Strafgefeße zu wiederholen. Allein abge: 
ſehen davon, daß diefelbe ihrem Inhalte nad mehr in das materielle 
Strafreht, als in das Geſetz über das Strafverfahren gehört, mußte fic 
fhon darum in das materielle Strafgefeß aufgenommen werden, damit 
diefe Beftimmung nunmehr auch in denjenigen Aronländern, wo das 
vorerwähnte St. G. B. vom Jahre 1803 bisher nicht beftanden hatte, 
nemlich in Ungarn, Kroatien, Slawonien, der ferbifhen Wojwodſchaft, 
dem Temefer Banate und dem Hermannftädter Bezirke von Siebenbürgen, 


Folge U. H. E. vom 19. Auguft 1848 kundgemachten Borfhrift über ben 
Wirkungskreis ded YJuftigminifteriumd vom 21. Auguft 1848 enthalten (Sieh' 
biefelbe in Heyßler's Sammlung der Juſtizgeſetze vom Jahre 1848, 
©. 252 u. fgg.). — 

Hye, Gommentar. 40 
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zur Geltung komme. — Der Inhalt diefer Beftimmung, wornach in dem 
voranggefeßten Falle fhon nah dem Gefeße, alfo auch von tem 
Nichter unterfter Inftanz weder auf die Todes-, noch auf die lebens— 
lange Kerkerftrafe erfannt werden darf, wird gleichmäßig durch tie Ges 
rechtigkeit, wie durch die Rücfichten der Humanität gerechtfertiget. Jene 
Gründe nemlich, welche den Geſetzgeber beftimmt haben, bei der Zurechnung 
eines Verbrechens überhaupt billige Rüdficht auf das Alter des Thäters zu 
nehmen (vergl. Seite 174— 183 und 580), führen auch dafür das Wort, 
das man bei einer Perfon, die zur Zeit des begangenen Verbrechens noch 
nicht 20 Jahr alt war, wenigstens in der Negel auch nicht jene moraliſche 
Depravation und volle Intenfität des böfen Willens annehmen könne, 
welche der Gefeßgeber doch ungezweifelt als die gewöhnliche Willene- 
ſtimmung des Thäters bei denjenigen Verbrechen vorausfeßt, die mit 
Todesftrafe bedroht find (vergl. Seite 37), und daß daher die Justitia 
distributiva, infoferne fie auch auf den relativen Grad des fubjec- 
tiven Momentes verbreherifher Schuld die gebührende Rückficht nimmt, 
bei foldhen Individuen von der Anwendung der Todesftrafe Umgang zu 
nehmen hat. — Eben diefe Justitia distributiva muß ferner billig 
auch die Rüdfiht im Ange halten, daß die lebenslängliche Ent: 
ziehung der Freiheit bei fehr jugendlichen Perfonen ein verhältnigmäßig 
viel härteres Strafübel wäre, als diefelbe ältere Perfonen, deren Leben 
fich vielleicht auch mad dem gewöhnlichen Durhfihnitte der menfhlichen 
Lebensdauer nicht mehr lange Zeit gefriftet haben würde, je afficiren 
fönnte, — Darum müffen wir es der Gerechtigkeit und Humanität des 
Geſetzgebers Dank wiffen, daß er Berfonen, die zur Zeit des begangenen 
Verbrechens noch nicht 20 Jahre alt waren, auch von der lebenslangen 
Kerkerftrafe ausgenommen hat. — 

Bei der praftifhen Anwendung der gefeglihen Vorausſetzung 
daß der Thäter „zur Zeit des begangenen Berbredeng“ 
noch nicht 20 Jahre alt war, müffen jene Beihränfungen beachtet 
werden, welche bei der analogen Gefehed- Stelle des $. 2 lit. d („zur 
Zeit der Begehung”) fhon auf Seite 178— 180 auseinandergejegt 
worden find. Mit Kefthaltung der dort vorkommenden Erwägungen 
würde daher z. B. derjenige, der etwa in feinem 18., und dann 
wieder nah dem vollendeten 20. Lebensjahre eine Brandlegung begangen 
bat, keineswegs aus dem Titel des $. 167 litt. b und d zur Ichenslangen 
Kerleritrafe verurtbeilt werden können, weil das Gefeß diefe Strafe nur 
auf die wiederholte, d. h. mehrmalige Brandlegung gefeht bat, 
und weil daher Feine derjenigen Brandlegungen, auf deren Ber« 
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einigung erft die lebenslange Kerkerftrafe verhängt ift, in jenem min, 
deren Lebensalter begangen fein darf. — 

Ebenfo werden auch die auf Seite 180— 183 vorfommenden Er: 
Örterungen bei der Frage in Anwendung zu bringen fein: „wie denn dad 
vorausgefegte mindere Rebensalter des Thäters, das ihn vor der Todes: 
und lebenslangen Kerkerftrafe [hügen ſoll, zu beweiſen ſei?“ — — 


8. 53. 6. 47.) 


In allen anderen Fällen wird zur Regel feftgeftellt, 
daß wegen Milderungsumftänden weder die Art der Strafe 
noch die gefegliche Dauer verändert werden kann, fondern die 


Strafzeit nur innerhalb des Raumes, den die Gefepe geftat- 
ten, zu verfürzen ift. 


$. 4. 

Bei anderen Verbrechen mird zur Megel fefigefept. daß megen Milderunge- 
Umftänden ebenfalls weder die Art der Etrafe, noch die gefeplihe Dauer verändert werden fann, 
fontern die Etrafzeit nur innerhalb Des Raumes, den : Beiche aeftatten, au verfürgen if. 
Wie weit aber in befonteren Fällen aub Davon eine Ausnahme Statt 
met: an ebenfalls in dem gleihgedadhten zweiten Abſchnifte be+ 

mme 


Derfelbe Grundfag, den das Gefek in Beziehung auf die Ver» 
ihärfung der Strafe wegen Erfhmwerungs-Umftänden im $. 49 ale 
unverbrüchlihe und ausnahmslofe Richtfchnur vorgezeichnet hat (vergl. 
Seite 616 und 617), gilt auch hinſichtlich der Milderung der Strafe 
wegen vorhandener überwiegender Milderungs « Umftände, hier jedoch 
nur als Regel, die alfo mehreren Ausnahmen unterliegt, und zunächſt blos 
im Bezichung auf „alle anderen Fälle”, melde nemlich niht ſchon im 
8. 52 normirt erfheinen, alfo blos in Beziehung auf Diejenigen Fälle, 
wo nit auf Todesftrafe zu erkennen ift, in Geltung gebracht wer- 
den foll. 

Aus den beim $. 49 vorkommenden Erörterungen (Seite 616 und 
617) ergibt ih, daß der Richter wegen Milderungd - Umftänden in der 
Regel weder den ſchweren Kerker in einfahen abändern, noch die 
lebenslange Kerkerftrafe in zeitliche Kerkerftrafe, mod) bei der letzteren die 
Dauer unter das gefeplihe Minimum hberabfegen dürfe. — Daß Mil, 
derungs- Umjtände im Beziehung auf zeitliche Kerkerftrafen regels 
mäßig, jo lange nemlich nicht einer der nachfolgend zu erörternden Aus⸗ 
nahmsfälle von der Regel diefes Baragraphes eintritt, die Herabjegung 
der Dauer der Strafe nur bie auf das Minimum, d. h. demfelben ent- 
weder annähernd, oder ziffergenau daffelbe wirklich bemeſſend, aber nicht 

40* 


b) in anderen 
Fällen. 


b) bei der geit- 
lichen Kerfer⸗ 
itrafe. 
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ein Herabgehen unter daffelbe bedingen können, erhellt aus dem auf 
Seite 614 Gefagten. — Daß ferner die Geſetzesbeſtimmung, wornad der 
Richter wegen Milderungs-Umftänden nicht die Art der Strafe verändern 
dürfe, fih im $. 53 fogar ausſchließend auf das Verbot beziehe, den 
Ihweren Kerkergrad in einfachen Kerker zu verwandeln, erhellt ſchon 
darauf, weil fonft jene gefeglihe Verfügung gar feinen Sinn hätte. 
Die Beftimmung nemlih, daß von feinem Richter die Todes ftrafe 
in eine andere Art von Strafe, daß fie alfo nicht in Kerkerſtrafe um: 
gewandelt werden könne, ift ja fhon im vorhergehenden $. 52 gegeben 
worden, eine dritte Hauptart von Strafen neben diefen beiden kennt unfer 
Geſetz bei Verbrechen nicht ($. 12), und es kann fi daher die obige Vor— 
ſchrift um fo gewiffer nur auf das Verbot der Verwandlung des ſchweren 
Kerker- Grades in den einfachen Kerker beziehen, als unfere Gefege 
überall da, wo es Ausnahmen von der im vorflehenden Paragraphe 
enthaltenen Regel macht (vergl. die nachfolgende Erörterung Zahl 1—3) 
immer wieder ausdrücdlich beifügen, ob der Richter in folden Aus— 
nahmsfällen nur zur Abkürzung der Dauer, oder auch zur Veränderung 
des Grades (der Art) der Kerkerftrafe ermächtiget fei. — 

Unjere Gefeße haben nemlich von der vorftehenden Regel bald 
nur in Beziehung auf das Berbot, die Dauer der Strafe unter das ge- 
feglihe Minimum herabzufegen, bald auch in Beziehung auf die in der 
Regel unterfagte Veränderung des Grades (der Art) der Kerkerftrafe 
mehrere Ausnahmen feftgeftellt.”) Diefelben find in folgenden Ge- 
fegesftellen enthalten: 

I. Für alle Kronländer, wo das gegenwärtige Strafgefek gilt 
im nachfolgenden $. 54. Hierdurch wird eine Ausnahme von beiden 
Momenten der vorftehenden Regel (in Beziehung auf Dauer und 
Grad) angeordnet, wie die nachfolgende Erläuterung des $. 54 aus: 
führlich darthun wird. **) 


) Daß dur den $. 53 des neuen Gefepes in Feiner Weife jene vers 
ihiedenen Ausnahmen von der dadurch fefigefepten Regel, welche in den Ge. 
fegen über dad Strafverfahren vorfommen, aufgehoben werben wollten, 
und auch nicht aufgehoben worden find, wurde bereitö auf Seite 78— 83 
ausführlich nachzuweiſen geſucht. — 

») Im erſten Anblicke ſcheint auch der 8. 55 eine Ausnahme von ber 
im $. 53 feſtgeſetzten Regel zu bilden, da im demſelben ebenfalls von ber 
Herabfegung der ordentlihen Strafdauer unter das geſetzliche Minimum 
die Rede ift. Allein auf der nachfolgenden Erklärung des $. 55 wird fich er- 
geben, daß die dafelbft feftgefegte Herabminderung der Strafdauer keineömwege 
eine Milderung, fondern nur eine Verwandlung der Strafe im Wege 
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2. Rüdfihtlih jener Länder, für welde die St. P. O. 
vom 17. Janner 1850 gilt: 

a. in dem $. 346 derfelben, und im den ihn erläuternden Faifer: 
lihen Berordnungen vom 16. März 1851 (Nr. 66 des R. G. 2.) 
und vom 11. Jänner 1852 (Nr. 5 des R. ©. 2.) $. 10, wodurd „dein 
Zandesgerihte*) rückſichtlich aller, feiner Judicatur in erfter In— 
ſtanz unterliegenden, ftrafbaren Handlungen das Recht eingeräumt ift, 
fowohl in den Fällen, wenn der Angeklagte zur Zeit der Berübung des 
(zu beurtheilenden) Verbrechens das Alter von 20 Jahren noch nicht zu- 
rüdgelegt bat, oder wenn feit der Verübung des Verbrechens ein Zeit: 
raum von 20 Jahren verfloffen ift, und die Bedingungen (nunmehr) der 
88. 227 und 229 des Strafgefeßesd eintreffen, als überhaupt in allen 
Fällen, wo nah dem Geſetze die Strafe zwifchen zehn und zwanzig 
Jahren, oder auf Lebenszeit auszumeſſen ift, diefelbe wegen vorhan— 
dener Milderungs-»Umftände zwar nicht in der Art, wohl aber 
in der Dauer berabzufegen, jedoch auch in diefer nicht unter drei 
Jahre. In Fällen, für welche die Strafe im Gefeße zwifchen fünf und 
zehn Jahren beftimmt ift, darf der Gerichtshof diefelbe wegen mildernder 
Umftande ſowohl in eine gelindere Art verändern, ale au 
in der Dauer, jedoch nie unter Ein Jahr, herabſetzen.“) Dieß 


des Erfages durch eine der abgefürzten Dauer äquivalente Strafverfhärfungs: 
Art fein foll, und daß daber dad dafelbft den Strafgerichten eingeräumte Be: 
fugniß zur Beränderung der Strafe in feiner Weife als eine Mopdification 
oder Ausnahme von der im $. 53 in Beziehung auf Straf-Milderung 
feftgefegten Regel dargeftellt werden fann. — 


*) Für die Bezirfö-Gollegial-Gerichte, denen übrigens nad) 
den dermaligen Competenz-Vorſchriften ohnehin nur ſolche ftrafbare Hand: 
lungen zur Beurtbeilung zukommen, worauf höchſtens fünfjährige Kerker— 
ftrafe feftgefegt ift, bat die genannte St. P. D. keine befonderen Vorſchriften 
in Beziehung auf Straf-Milderung gegeben. Kolgerichtig hieraus ergibt ſich, 
daß auch für die Landes-Gerichte, injoweit fie über eben diefe geringeren 
Straffäle ald Berufungs- (zweite) Inftanzen erfennen, außer den im 
(materiellen) Strafgefege entbaltenen Borjchriften binfihtlih der traf 
Milderung keine befonderen Normen beftehen (vergl. die 88. 384—387 der 
gedahten St. P. D.). 


**) Ueber die Bedenken, melde ich aus dem Standpunkte der Geſetz— 
gebung und Erfahrung gegen die Zugeftehung einer fo überſchwänglichen 
Strafmilderungs:Gewalt einzuwenden gedenke, wie fie in obiger Gefepesftelle 
jogar ſchon den Gerichtöhöfen unterfter Inflanz eingeräumt wird, vergl. 
unten auf Seite 639 und 640 die Erörterungen aus Anlap des $. 54. — 
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ift aber ein Necht der Gerichtshöfe, bei deffen Handhabung fie durd 
die Staatsanwälte nicht beirrt werden dürfen. Die lepteren haben daber 
ihre Strafanträge immer nur nah dem in dem Strafgefeße auf das Ver: 
drehen, um das es ſich handelt, feitgefekten Straffage zu ftellen, und 
hierbei nicht unter das geringfte gefepliche Strafmaß berabzugehen. Es 
fteht daher dem Staatdanwalt nur frei, auf die geringfte geſetzliche 
(seil. ordentliche) Strafe anzutragen, und dem Gericht&hofe die An- 
wendung des $. 346 der St. BP. D. zu empfehlen, ohne jedod 
in Beziehung auf das Maß diefer Milderung einen be- 
ffimmten Antrag zu ftellen.“ 

Eine weitere Ausnahme von der im $. 53 aufgeftellten Regel für 
die ebengenannten Kronländer liegt ferner 

c. auch in der faiferlihen Berordnung vom 23. Mai 1851, 
Nr. 141 des R. G. B., wornah das Landesgericht‘) in allen Fällen, 
wo es einen fehuldig erkannten Verbrecher einer ſolchen Milderung 
der Strafe würdig erachtet, welche die den Endesgerichten durh den 
$. 346 der St. P. D. eingeräumte Maht überfhreitet, das 
Urtheil zwar innerhalb der Gränzen feiner Befugniffe zu füllen und zu 
verfündigen, alle Acten aber mit feinem Milderungd-Antrage 
dem oberften Gerichtshofe vorzulegen bat, welder darüber 
zu erfennen berufen ift. — Wurde gegen ein foldes Urtheil des 
Landesgerichtes eine Nichtigkeitsbefchwerde erhoben, fo hat der oberfte 
Gerichts» und Caſſationshof zuerft über diefe, und wenn er diefelbe zu 
verwerfen findet, über den Strafmilderungsantrag zu ent: 
fheiden.“ — — 

Aus diefer Berfügung erhellt alfo, daß außerordentlidher 
Weife wegen Milderungs -Umftänden noch eine weitere, felbft über 
die Gränzen des $. 346 der St. P. D. vom 17. Jänner 1850 hinaus. 
gehende, Milderung der Strafe überhaupt ftattfinden könne. Allein, 
wie weit hierin der oberfte Gerichtshof, an melden der vorftehende 
Milderungs : Antrag zu richten ift, geben dürfe, ift leider weder in diefer 
St. P. O. felbft, noch in der vorftehenden Supplementar » Berordnung 


*) Es bedarf Feiner Rechtfertigung, daß ich in den oben bezogenen 
Worten der faiferlihen Verordnung vom 23. Mai 1851 allentbalben dem 
Ausdruck: „Schwurgerichtehof“ die Bezeihnung: „Landesgericht“ fubftituirt 
babe, weil bekanntlich mit der durd die jpätere kaiferliche Verordnung vom 
11. Jänner 1852, Nr. 5 des R. G. B., erfolgten Aufhebung der Geihwornen: 
gerichte, am die Stelle der lepteren die Landesgerichte getreten find. — 


}Strafgel. I. Chl. V. Haupt. $. 53.) 631 ivon Anm.» Crfdhw.- u. Aild.-Umfände.) 


derfelben ausdrüdlich beitimmt worden.*) Da jedoch die ebenerwähnte 
der St. P. O. nachgefolgte faiferlihe Berordnung vom 23. Mai 1851 
den oberften Gerichtshof mit wiederholtem Worte dazu anmweifet, über 
jenen außerordentlichen, die Gränzen des $. 346 überfchreitenden 
Milderungs- Antrag zu „erkennen“, oder zu „entfheiden“, und 
diefem Auftrage feine weitere Befhränfung beifügt: fo feheint 
ed Wohl feinem Zweifel zu unterliegen, daß der oberfte Gerichtshof in 
Beziehung auf derlei, ihm nemlich zum Behufe einer außerordentlichen, 
den $. 346 überfchreitenden Milderung vorgelegte Strafurtheile, in der 
Strafmilderung an feine Schranke gebunden ift, oder daß 
— mit anderen Worten — in Beziehung auf die aus dieſem Titel der Ju: 
dicatur des oberften Gerichtöhofes unterliegenden Straffälle, derfelbe außer 
der Todesftrafe, alle anderen Arten von Strafen wieder nach feinem 
freien Ermeffen mildern dürfe, wie dieß aud ehemals rücfichtlich 
der dem Erfenntniffe des oberften Gerichtshofes unterliegenden Straf: 
Urtbeile überhaupt der Fall war (vergl. den folgenden Abfak, Zahl 3 
unter lit b). 

3. Rüdfihtlih jener Kronländer, in welchen fih das 
Strafverfahren über Verbrechen nah den Vorſchriften 
des I. Abfhnittes des 1. Theils des St. ©. B, vom 
3. September 1803 richtet, find Ausnahmen von der im vor: 
ftehenden Paragraphe enthaltenen Regel enthalten: 

a. In dem $. 441 deffelben, wornah „dem Griminal-Dbergerichte 
in allen Fällen, wo ihm ein Strafurtheil erfter Inſtanz vor der Kund- 
madhung von Amtswegen (zur Revifion) vorgelegt werden muß, die Macht 
eingeräumt ift, in Fällen, wo nad der gefeßmäßigen Regel die Strafe 
zwifchen zehn umd zwanzig Jahren ausgemeffen werden mußte, Ddiefelbe 
wegen Milderungs-Umftänden zwar nie in der Art, wohl abeı 
in der Dauer, aber auch in diefer nie unter fünf Jahren; umd auf 


—— 


) Bei dem Mangel einer poſitiven Beſtimmung über dad Mil— 
derungsrecht, des oberften Gerichtähofes in der St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 wird daber auch behauptet, daß derfelbe in allen jenen allen, die ibm 
nur in feiner Eigenfhaft ala Gaffationshof in Folge einer Nichtigkeite: 
befhwerde vorgelegt werden, in Bezichnng auf Milderung der Ztrafe 
nicht weiter geben könne, als jedes Landesgericht nah Maßgabe des mehr: 
gedachten 8. 346, da ja doch auch der Caſſationshof da, wo er in der Haupt« 
ſache felbft zu erkennen bat ($. 364 der gedachten St. P. D.), immer nur 
nad dem Geſetze zu erfeunen bat, das Geſeß aber ausdrücklich mir 
gende dem Caſſationshofe nody ein weiteres Milderungs-Befugniß einräumt! 


Strafgel. 1. Chl. V. Haupt. $. 53.) 632 [Von Anm. d. Erfhm.-n. Mild.-Umflände.) 


gleihe Weife in Fallen, wo die gefeßmäßige Strafe zwiſchen fünf und 
zehn Jahren beftimmt ift, mie unter zwei Jahren zu mildern, Die von 
dem Gefege verhängte Todesftrafe oder lebenslange Kerkerftrafe darf 
von dem Obergerichte in feine gelindere abgeändert werden.“ *) — 

b. In dem $. 443 litt. a und d und der höchſten Entfhliefung 
vom 30. Jänner 1812, Nr. 970 der J. ©. ©., „wornad jedes von dem 
Obergerichte geſchöpfte Urtheil vor der Kundmahung von Amtswegen (zur 
Revifion) dem oberften Gerichtöhofe vorgelegt werden muß, wern entweder 
auf lebenslange Kerkerftrafe erkannt wurde, oder wenn das Ober— 
gericht erachtet, daß der Verbrecher einer folhen Milderung der Strafe 
würdig fei, welche die Gränzen der dem Obergerichte eingeräumten Macht 
überfehreitet. Hierbei fteht dem oberften Gerihtshofe in der Beurtheilung, 
und indbefondere in Beziehung auf die Milderung der Strafe 
freie Macht nad der Vorfchrift des Gefeges zu.“ **) 


— — — 


*) Aus der Vergleichung des $. 441 des I. Theils des St. ©. B. vom 
3. September 1803 mit dem früher bezogenen $. 346 der St. P. D. vom 
17. Jänner 1850 ergibt fih alfo, daß zur Stunde in jenen Kronländern, wo 
das Strafverfahren noch nah dem Gelege vom 3. September 1503 geübt 
wird, die Milderung der lebenslangen Kerkerftrafe nicht einmal den Eri- 
minal-Dbergerichten zuftebt, während in jenen Rändern, wo die St. P. O. 
vom 17. Jänner 1850 gilt, fogar die Gerihhtähöfe unterfter Inſtanz die 
lebenslange Kerkerftrafe aus eigener Macht bis auf drei Jahre mäßigen 
fürnen! — — 

») Die obenbezogene h. E. vom 30. Jänner 1812 bat freilid nur 
den Einen Zweifel, der allein in Frage geftellt worden ift, behoben, daß 
nemlih „dem oberften Gerihtähofe in den nad $. 442 („wegen der Wichtig— 
feit oder Art des Verbrechens, micht aber wegen der Wichtigkeit der 
Strafe”) feinem Erkenntniffe vorbebaltenen Fällen die freie Macht in der Be: 
urtbeilung nach der Vorfchrift des Gefeped zufomme.” — Allein man bat 
meines Wilfend in der Prarid nie daran gezweifelt, daß ihm rückſichtlich 
jener Länder, wo das Strafverfahren nah dem Gefege vom 
3. September 1803 zu pflegen ift, das Recht zur unbeihränften 
Milderung der gefeglihen Griminal» Strafen (mit einziger Ausnahme der 
Tobeöftrafe) ganz „nah feinem freien Ermeſſen“ in Beziebung auf 
alle, aud wad immer für einem Grunde feinem Erfenntniffe unter 
zugenen Griminal»Urtheile zulomme. Man kann für diefe praktiſch feftftebende 
Anficht nicht nur die Analogie mit der eben bezogenen b. €. vom 30. Jänner 
1812, fondern auch den Geift aller einfhlägigen Geiegesftellen, im ibrer 
alffeitigen Gombination geltend mahen. Das Gefeg hat nemlid im $. 443 
litt, a und d alle das Milderungsreht des Dbergerichtes überihreitenden 
Fälle zur Borlage an den oberften Gerichtshof — und zwar ohne 
irgend einen weiteren Beifag, ohne irgend welche Beſchränkung für den 
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Endlich 

ce. in dem Juftizhofdecrete vom 25. November 1815, Nr. 1191 
der I. ©. S., wornad „in den Fällen, wo das Strafgeridht (der unterften 
Inftanz) erachtet, daß ein Verbrecher, welchen es nach dem Geſetze zu einer 
Strafzeit von fünf bis zu zehn Jahren zu verurtheilen hat, einer Mil» 
derung der Strafe unter fünf Jahre würdig fei, fein auf die fürzefte 
Strafdauer von fünf Jahren gefälltes Urtheil vor der Kundmachung dem 
Obergerichte zugleich zur weiteren, ibm nad dem $. 441 zuftehenden, 
Milderung, oder zu der demfelben nah $. 443 lit. d über: 
laffenen Begleitung an den oberften Gerihtähof ämtlid 
vorzulegen habe.“ *) — 

Was aber endlich 

4. diejenigen Kronländer betrifft, in melden für das Strafver- 
fahren weder die St. P. D. vom 17. Jänner 1850, noch das Gefeh vom 
3. September 1803 gilt, nemlid Ungarn, Kroatien, Slawonien, 
die ferbifhe Wojwodfhaft und das Temefer Banat: fo haben 
die oftgedachten proviforifchen Strafverfahrens » Borfihriften vom 28. De- 


legteren — verwiefen, und bat eben dadurch deutlich feine Abfiht kund— 
gegeben, daß diefe weitere Milderung — dem oberften Ge— 
richtshofe ohne weitere Befhränfung um fo gewiffer zuftehe, da dad 
Gefep a contrario dort, wo es jelbft den oberften Gerichtähof beſchränken 
wollte, nemlih in Beziehung auf die Todeäftrafe ($. 444), dieß ausdrück— 
lich getban hat; und da es ferner in allen übrigen Fällen durch eine andere 
h. E. vom 13. Februar 1809 (in Maucher's größerem Handhucdhe, Ar. 1335) 
den oberften Gerichtshof „in Beziehung auf die ihm nad $. 443 eingefendeten 
Urtheile” nur binfihllih des Berfhärfungd:Rehtes befhränft, daher 
auch dadurch wieder angedeutet hat, daß es ihn a contrario in Beziehung 
auf die Milderung — nicht befchränfen wollte. 


) Im erften Anblide könnte ed fcheinen, ald ob auch noch der $. 470 
ded genannten Strafgefeped mit den vielen ihn erläuternden Novellen (fieh’ 
diefelben in den Handbühern Mauchers) ald eine Ausnahme von der im 
$. 53 vorfommenden Regel anzjufehen fein, da er ebenfalld den Fal einer 
außerordentlihen Milderung (oder theilmeifen Nachſicht) der Strafe 
ſpricht. — Allein bei genauerer Würdigung zeigt ſich, daß dieje Beſtimmung 
unridtig unter die Ausnahmen vom $. 53 eingereiht werden würde, da im 
8. 470 nicht von einer Milderung der Strafe unter das gewöhnliche gefeh- 
lihe Ausmaß, fondern nur von einer abgefürzten Procedur eined eigentlich 
unter die Wiederaufnahme eines Strafproceffed zu fubjumirenden Straffallee 
die Rede ift, wobei eine durd das frühere Geſetz aus Irrthum nad dem Ge— 
fege zu Hoch bemeilene Strafe erft auf das wahre gefeplihe Ausmaß 
reducitt wird. 
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cember 1849 (2. ©. 3. für Ungarn Nr. 2) und vom 24. Juli 1850 
(Nr. 312 des R. G. B) in Beziehung auf ein Befugniß der Strafgerichte der 
unteren und höheren Inſtanz zu einer außerordentlihen Milderung 
der Strafe leider gar Nichts feftgefeßt, fondern in den $$.2, 4 und 6 nur 
im Allgemeinen angeordnet: „daß die Strafgerichte die Strafen wegen 
der ihnen zugemwiefenen Verbrechen, Bergeben und Uebertretungen „nad 
Maßgabe der beftehbenden Gefege und der gefeglihen 
Hebung oder des gefeglihen Herfommens“ zu verbängen 
haben. — Da nun an die Stelle der früheren (noch im Jahre 1849 und 
1850 beftätigten) Geſetze und Uebungen in Beziehung auf die Be: 
ftrafung der Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen dad neue Straf: 
gefeß (vom 27. Mai 1852) getreten ift: fo bleibt es rückſichtlich des 
Straf-Milderungs-Befugniffes der Strafgerihte in diefen Kronländern 
vorläufig, bis nemlich au in dieſer Beziehung die erwartete neue 
Strafprocefordnung die fo fehr erwünfhte Einheit hergeftellt haben 
wird, einftweilen nur bei den Borfchriften der SH. 52—54 diefes Straf: 
geſetzes. — Es muß hiernach behauptet werden, daß rüdfichtlic der aus 
einem diefer Aronländer berrührenden Straffälle weder den Landes: 
gerichten (fei es als Gerihtshöfen erfter Inftanz, oder ala Berufungs: 
Behörden), noch den Obergerichten, noch felbft dem oberften Gerichté— 
hofe ein weiteres Recht zur Milderung der gefeglichen Strafe zufteht, ale 
den Strafgerihten überhaupt im $. 53 ald Regel, und nur bei min: 
deren Fällen ausnahmaweife im $. 54 eingeräumt erfcheint, fo daß eine 
nad dem Geſthe über fünt Jahre zu bemeffende Strafe wegen Mil: 
derungsd- Umftänden von feinem Gerichtshofe unter diefed Minimum 
berabgefeßt werden darf, fondern derzeit nur im Wege der 1. H. Be- 
gnadigung durch Se. Majeftät den Kaifer gemildert werden fönnte. *) 


) Es läßt fih nit läugnen, daß bie obige Rüde von der Prarid der 
oberen Gerichte in den genannten Kronländern in manchen fällen ſchwer 
empfunden wird, und in grellem Mibflange flieht mit dem fo mweitgebehnten 
Straf- Milderungd » Befugniffe, welches nah den vorftchenden Audeinander- 
fegungen (Seite 629—633 Zahl 2 und 3) den Strafgerichten in allen übrigen 
KAronländern zufteht. Allein diefem tranfitorifchen Uebelſtande, der deun 
doch nur in feltenen Fällen eintritt, wird, mie jchon angedeutet, die neue 
Strafprocehordnung für immer abbelfen. — Zur Rechtfertigung der provi— 
forifhen Berordnungen von 1849 und 1850, aus welchen fich dieſe Rüde 
ergibt, mag aber noch bemerkt werden, daß zu jener Zeit, als biefe beiden, 
nur für die Uebergangs-Periode berechneten Berordnungen erlaffen 
wurden, fein unmittelbares praktiſches Bedürfniß vorlag, die erwähnte Lücke 
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Es bedarf nad dem befannten Grundfaße: „Excepliones firmant 
regulam pro casibus non exceptis“ faum einer Erwähnung, daß der 
Richter in allen Fällen, wo nicht eine der vorftehend unter Zahl 1 —4 
aufgezählten Ausnahmen eintritt, fi in Beziehung auf Milderung der 
Strafen firenge an die Hegel des $. 53 zu halten habe. Hieraus er: 
klärt fih denn auch die Entfheidung des Caffationshofes vom 29. De- 
cember 1851 (Nr. 15 des Jahrgangs 1852 der Gerichtäzeitung): „daß 
der Richter dann, wenn nicht die $$. 48 und 49 (des alten, 88. 54 und 
55 des neuen Geſetzes) anwendbar find, bei Bemeffung der Strafe nie 
unter das für den einzelnen Fall im Gefege verhängte geringfte gefeß- 
lihe Strafausmaß herabgehen könne (dürfe).“ — 


8. 54. «. 48.) 


Bei Verbrechen, für welde die Strafzeit nicht über 
fünf Iahre beftimmt ift, Tann ſowohl der Kerker in einen 
gelinderen Grad verändert, als die gefehliche Dauer felbft 
unter ſechs Monate verkürzt werben, in dem alle, daß 
mehrere und zwar folhe Milderungs-Umſtände zufammen: 


treffen, welche mit Grund die Beflerung des Verbrechers 
erwarten laflen. 
g. 48. 


Nur bei Berbreden, für welche die Strafgeit mit uber fünf Iabre beſtimmt it, kann 
ſowohl der Kerker in einen gelinderen Brad verändert, al Die geieglibe Dauer ver- 
füraet werden, in dem Falle, daß mebrere, und zwar ſolche Umftände auiammentreffen, welche 
mit Grunde Die Befferung des Berbredhers erwarten laffen. 


Die Randgloffe diefes Baragraphes: „außerordentlihes Mil: 
derungsredt” (scil. der Strafgerichte), bezeichnet genau den Charakter 
und Inhalt der vorftehenden gefeplihen Beſtimmung, die fih, wie ſchon 
oben (Seite 628) angedeutet wurde, als die erfte und imfoferne 


auszufüllen, da ja eben die bezogenen 85. 2, 4 und 6 vorläufig das gefegliche 
Herfommen beftätigt hatten, de usu aber bid dahin den Strafgerichten in 
den genannten Kronländern ohnehin ein ganz erorbitantes Strafmilderungs⸗ 
recht zuftand (vergl. die Anmerkung auf Seite 611). Weberdieh hatte man 
damals die baldige Erlaffung einer neuen Strafprocefordnung auch für 
diefe Kronländer im Auge (vergl. den a. u. Bortrag des Juſtizminiſters 
Schmerling vom 17. December 1849, womit eben die proviforifhe Vor: 
ſchrift vom 29. December 1849 zur A. H. Sanction vorgelegt wurde), und 
man glaubte alſo damals vorausfegen zu fünnen, daß bei dem Eintritte 
eines neuen materiellen Strafgefeges in diefen Kronländern auch der in 
Frage fiehende Gegenftand längft geregelt fein würde. — 


Auberordentliches 
Milderungsreht. 
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wichtigfte Ausnahme von der Regel des $. 53 darftellt, ald durch diefelbe 
den Strafgerihten aller, daher au der unterften Inſtanzen das 
Befugniß zu der dadurch feftgefegten außerordentlihen Milderung der 
Strafe eingeräumt ift, und als diefes Befugnig in der ertenfiven umd 
intenfiven Beziehung der Strafe weiter reiht, als das Milderunge- 
recht der Strafgerichte in allen übrigen beim $. 53, 3. 2—4 (Seite 
629— 634) aufgeführten Ausnahmefällen. — 

Die Bedingungen, welde vereiniget (fimultan) vorhanden 
fein müffen, damit von diefem außerordentlichen Milderungs - Befugniffe 
Gebrauch gemacht werden dürfe, find drei: 

Es darf nemlich daffelbe 

a. nur bei ſolchen Verbrechen ftattfinden: „für welde die Straf- 
zeit nicht über fünf Jahre beftinumt iſt.“ Dieß kann ſich nach der Natur der 
Sade nur auf den concreten Fall beziehen, fo daß diefe Bedingung 
nicht blos in denjenigen Fällen eintritt, wo für das vorausgefegte 
Verbrechen unter Feinerlei Umftänden auf eine höhere, ald hödhftene 
fünfjährige Kerkerftrafe erkannt werden könnte, wo alfo nur die unterften 
zwei gefeßlihen Straffäße von ſechs Monaten bis zu einem Jahre, oder 
von einem bis zu fünf Jahren zur Anwendung kommen könnten (vergl. 
* Seite 376); fondern allerdings auch in allen jenen Fallen vorhanden ift, 
wo nad dem Geſetze die ordentliche Strafe wenigftens für den vor- 
liegenden Ball — mit feinen concreten Umftänden — entweder 
zwiſchen ſechs Monaten und einem Jahre, oder zwifchen einem und fünf 
Jahren auszumeffen wäre, obgleich für eben diefes Verbrechen, unter Bor- 
ausfeßung anderer concreter (Erfhwerungs-) Umftände die Strafe auch 
nah einem höheren Straffage ausgemeffen werden könnte. Dieß trifft 
ein bei den $$. 66, 71, 72, 77, 86, 88, 95. 97, 103, 113, 115, 119, 
121, 123, 130, 138, 148, 151, 154, 160, 167 lit. a, 169, 178, 182, 
184, 202, 210 und 218. Die Strafgerichte find daher befugt, auch in 
den Fällen dDiefer Paragraphe von der außerordentlihen Milderung des 
$. 54 dann Gebrauch zu mahen, wenn die vorausgefehten Verbrechen 
fhon überhaupt nur unter ſolchen Umftänden begangen worden find, 
dag man auf fie nicht einen in jenen Paragraphen nur eventuell oder 
alternativ angedrohten höheren Straffaß von mehr als fünf Jahren 
in Anwendung bringen fann. — 

b. Es müffen mehrere, und zwar 

e. ſolche Milderungs-Umſtände zufammentreffen, welche mit 
Grund (d. h. mit Wahrfcheinlichkeit) die Befferung des Verbrech ens 
erwarten laffen. — 
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Aus den oben (Seite 561— 563) angegebenen Gründen, und aus 
den Erläuterungen des $. 46 ergibt fi, daß als Milderungs- Umftände, 
woraus eme moralifche, oder wenigftens legale Befferung des Ber: 
brechers erwartet werden fan, wohl mur fubjective, juridifche und 
pofitive Milderungs -Umftände, und keineswegs auch rein objective, 
oder blos politifche (Begnadigungs » Gründe), und ebenfowenig die nega- 
tiven Milderungs: Umftände bezeichnet werden können; daher wird man 
a llerdings das Zufammentreffen von mehreren der in dem $. 46 litt. a—h 
und $. 47 lit. b, keineswegs aber auch von den im $. 46 litt. i und k, 
oder $. 47 litt. a und ce erwähnten Umftänden dahin rechnen, infoferne 
bei den beiden leßteren das Dafein des mildernden Momentes nicht zu: 
gleich in der Bethätigung einer fubjectiv minderen Bösartigkeit begründet 
war. — 

Dabei verfteht fich aber aus dem zum $. 48 Gefagten (Seite 612 
und 613) von felbit, daß diefe „mehreren“ Milderungs - Umftände 
zugleih „überwiegend“, und nicht etwa durch entgegenftehende Er- 
fhwerungs »Umftände aufgehoben (meutralifirt) oder gefhwächt fein 
müffen. — Es fcheint hiernadh im Geiſte des Geſetzes zu liegen, daß 
auf einen Nüdfälligen (vergl. Seite 463—466) wohl nur in den 
feltenften Fällen, auf einen beharrlih läugnenden Befchuldigten 
aber der $. 54 gar nie in Anwendung zu bringen fei.*) 

Die Gränzen des den Strafgerichten durch diefen Paragraph zu: 
geftandenen außerordentlihen Milderungs:Befugniffes find ſehr 
weit gesogen. Der Richter kann nicht nur „den Kerker in einen gelinderen 
Grad verändern,“ alfo den ſchweren Kerker in einfachen verwandeln, 


*) Uebereinftimmend mit der oben audgefprochenen Anſicht ift eine Ent: 
fheidung des Gaffationähofed vom 15. September 1851 (Gerichtszeitung 
Nr. 240 vom 10. Dctober 1851), wo trog des PVorhandenfeind mehrerer 
Milderungs »Umftände nicht auf die Anwendbarkeit ded 8. 48 (alten, &. 54 
nenen Geſetzes) erfannt wurde. — Die einfhlägige Stelle der Entſcheidungs— 
gründe diejed hoben Gerichtshofes lautet wörtlih: „Mildernd fprehen für 
den Angellagten fein jugendlihesd Alter von kaum 21 Jahren, fein 
früherer unbefholtener Bandel; dann daf ed fein Bater war, durd 
den er fih zur (bloßen) Mithilfe verleiten ließ; daß diefe Mithilfe 
felbft minder bedeutend war, endlich die feit zehn Monaten dauernde 
Unterfuhungshaft. — Diefe mehreren Milderungdumftände würden es recht— 
fertigen, bei dem Strafmaße auch unter den geſetzlichen Straffag ber- 
abzugeben, wenn niht dad harinädiae Läugnen des Angeklagten 
einen hoben Brad von Verftodtheit und den Abgang aller Reue 
verriethe.“ — 
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und eben dadurch zugleich die inhaltgewichtigen, nachtheiligen Folgen 
nachfeben, welche vermöge $. 27 blos mit dem ſchweren Kerker ver: 
bunden find; fondern er darf auch „die gefebliche Dauer (alfo ſowohl des 
Kerkers von fehs Monaten bis zu einem Jahre, ala auch felbft jenes 
. zwifchen einem und fünf Jahren!) felbft unter ſechs Monate“, 
alfo — da das Gefep feine weitere Beſchränkung beifügt — felbft bie auf 
die Dauer von wenigen Monaten, ja Wochen, Tagen und felbft — 
bis auf wenige Stunden herabſetzen!“) — 

Das Gefek hat es ferner durch die bezeichnenden Worte: „ſowohl 
— als auch”, denen es feine weitere Befchränfung beigefügt hat, völlig 
in die Hände des Richters gelegt, nad feinem Ermeffen nöthigenfalle 
auch die beiden im diefem Paragrapbe feftgefekten Arten der Milderung, 
nemlih in Beziehung auf den Grad, und auf die Dauer der Strafe, 
fogar cumulativ in Anwendung zu bringen, jo daß er in Geltend- 
mahung diefes außerordentlihen Milderungsrechtes fowohl den im Ge- 
fege verhängten ſchweren Kerker in einfachen verwandeln, ald au zu— 
gleich die gefeglihe Strafdauer felbft unter ſechs Monate abfürzen 
darf. — 

Durch den Ausdrud: „kann“ fhien übrigens das Gefek an- 
zudeuten, daß es die Geltendmachung dieſes Befugniffes zunädft 
nicht zu einer eigentlihen Verpflichtung des Richters erheben wollte, 
fondern vielmehr feinem Belieben, oder richtiger, feinem vernünftigen, 
billigen und humanen Ermejfen”*) anheim geftellt habe. Diefe Anſicht 
wurde auch von jeher von dem Gaffationshofe feitgehalten, indem in ſehr 
vielen Erfenntniffen deffelben der Grundfaß zur Geltung gebracht wurde: 


*) Nah dem Wortlaute des früheren Gefeped vom 3. September 
1803 (ſieh' oben den $. 48 deffelben) war es zmeifelbaft, ob der Richter ind» 
befondere in dem Falle, wenn die geſeßliche Strafe zwifchen einem bis fünf 
Jahren bemeilen war, diefelbe aud unter dad allerfürzefte, im Gefege 
nur überhaupt angenommene ordentlihe Minimum einer Criminal» Strafe 
von ſechs Monaten herabfepen dürfe. In einer Reihe von Novellen (H. 
Refolution vom 9. Jänner 1804; — Hofderret vom 31. März 1804, Nr. 661 
der 9. ©. S.; — Hofdecret vom 5. Dctober 1804; und vom 27. Juli 1805, 
Rr. 741 der 3. ©. S.; — murde die Frage bejahend entſchieden, und 
das dermalige Gefep hat daher mit einem beftimmten Ausdrude jeden 
Zweifel für die Zukunft abgefchnitten. — 

») Eine Novelle zu dem $. 48 des früheren Strafgefeped vom 3. Sep: 
tember 1803, nemlich das Yuftisbofdecret vom 31. März 1804, Nr. 661 ber 
3. ©. &., hatte dieh ebenfall® ziemlich deutlich ausgefproden, indem es, un- 
verfennbar im Hinblide auf die in den $$. 48 und 49 des alten ($$. 54 
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„daß das Geltendmahen von Milderungs »Umftänden in unferem Geſetze 
grundfäßlih dem Ermeffen oder der Würdigung jedes Straf: 
gerichtes überlaffen fei, und daß daher die Milderung der Strafe wegen 
folher Umftände ſchon überhaupt, namentlih aber aud die außer: 
ordentlihe Milderung der Strafe nah Maßgabe des 8. 48 (alt, 
$. 54 neu), fowie ferner auch die Geltendmahung des $. 49 (alt, $. 55 
neu), und ebenfo die Beftimmung des Maßes, in welchem der Richter 
von der ihm in den angegebenen Beziehungen zuftehenden Milderung 
oder Herabfegung der Strafe innerhalb der gefeglichen Gränzen Gebraud 
machen wolle, zu den Befugniſſen des Gerichtshofes gehöre, deffen 
Richt: Geltendmahung ihm daher auch (eben weil hierbei fo Bieles von 
dem fubjectiven Ermeſſen abhängt) nicht zum Vorwurfe gerechnet, nicht 
ale ein ungefegliher Vorgang angefehen, und eben dephalb nah Wort- 
laut und Geift der St. PB. D. vom 17. Jänner 1850 ($. 352 hit. k) 
feinen Nichtigfeitögrund bilden kann.” *) 


Es wurde übrigens fhon auf Seite 42 und 43 angedeutet, daß 
ih, aus dem Standpunkte der Sefepgebungd- Klugheit, die 
Niederlegung einer fo weitgedehnten Straf- Milderungd- oder Ab— 
anderungs-Gewalt, wie fie hier und im nachfolgenden $. 55 feftgefegt wird, 
in die Hände felbft des unterften Richters — ſchwerlich gutheißen läßt, 
weil fie aus übel verftandenem Mitleid nur zu leicht beinahe bis zur 
Straflofigkeit der Verbrecher, und eben dadurch zugleich zur — Schuß: 
[ofigkeit der Geſellſchaft mißbraucht wird. Diefe beiden Para: 
graphe geben rühmliches Zeugniß für die Humanität der öfterreichifchen 
Straf» Örfeßgebung, allein weder die früheren, über die analogen 88. 48 


und 55 bed neuen) Gefeped gebrauchten verfhiedenen Audbdrüde („Tann“ 
im $. 48, und „ſoll“ im $. 49) bemerft: „der $. 48 räume den unteren 
Rihtern dad Befugniß ein, bei eintretenden mildernden Umftänden die ind 
gemein im Gefege audgemeffene Strafbauer zu verkürzen, und der $. 49 ver: 
binde fie unter gewiffen Umftänden fogar dazu.” — Vergl. übrigens unten, 
Seite 648 und 649 die Anmerkung * zu der correlaten Stelle ded $. 55. — 


*) Sieh' die Erkenntniffe ded Caſſationshofes vom 14. Jänner 1851 
(Gerihtd + Zeitung, Nr. 19); — vom 11. Februar 1851 (®. 3., Ar. 37), — 
vom 22. April 1851 (G. 3., Nr. 107); — vom 28. Juli 1851 (©. 3., 
Mr. 187); — vom 12. Jänner 1652 (8. 3, Nr. 33); — vom 23. Jänner 
1852, 3. 390 (©. 3., Rr. 55); — vom 19. Februar 1852, 3. 1288 (©. 3., 
Nr. 68); — vom 11. März 1852, 3. 2008 (G. 3., Nr. 84); — vom 11. Jumi 
1852, 3. 6018 (®. 3., Nr. 108); und vom 12. Juni 1852, 3. 5849 (G. 3., 
Ar. 10). — — 
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und 49 des alten, noch felbft die neueren über die dermaligen $$. 54 
und 55 gemachten Erfahrungen fprechen dieferübergroßen Milde aus legid- 
lative m Standpunftedas Wort; zumal, wenn erwogen wird, daß fih manche 
Strafgerichte beifallen liegen, in dem $. 54, ftatt eine nurin außerordent= 
lihen Fällen anzumwendende Ausnahme, fogar eine Regel erkennen 
zu wollen (vergl. Eeite 614 und 615). — Daß diefe Beſorgniß nicht 
ungegründet ift, zeigt ein in der neueften Zeit an die Oberlandedgerichte 
aller Kronländer zur Darnahadhtung für ſämmtliche Strafgerichte 
ergangener Erlaß des Juftizminifteriums vom 14. April 1853, 3.3919, *) 
welcher wörtlich fo lautet: 


„Aus mehreren Kronländern und von verfchiedenen Seiten werden 
gegründete Befchwerden darüber erhoben, daß die Strafgeridhte bei Be- 
mefjung der Strafe für die ihrer Beurtheilung unterliegenden Handlungen 
im Allgemeinen zu milde feien, und daß diefelben namentlih von dem 
auch den unteren Gerichten durch die 88. 54, 55, 260 lit. b und 266 
des Strafgefeßes vom 27. Maui 1852, und durch den $. 346 der Straf: 
procegordnung vom 17. Jänner 1850 *) eingeräumten Rechte zur außer: 
ordentlichen Milderung, oder bezichungsmweife zur Herabfegung der Dauer 
der Freiheiteftrafen aus Rüdfihten für die ſchuldloſe Familie des Be- 
fhuldigten, einen übermäßigen Gebrauch machen, und daß aus diefer un: 
zeitigen Milde für die öffentlihe und Privat: Sicherheit die größten 
Nachtheile entftehen. 

Um diefem Mebelftande zu begegnen, hat das Dberlandesgericht 
alle ihm untergebenen Strafgerichte auf die ftrenge Handhabung des Ge: 
ſetzes nachdrücklich aufmerkſam zu mahen und indbefondere darüber zu 
belehren, daß nad dem Haren Wortlaute des Geſetzes die erwähnten $$. 
nur als Ausnahmen von der in den $$. 53 und 265 des Straf: 
geſetzes feftgefehten Regel, und nur bei dem Eintreffen jener 
außergewöhnliden Vorausfegungen in Anwendung ge- 
bradt werden dürfen, welde eben dafelbft von dem Gefeße als 
Borbedingung zur Anwendbarkeit diefer Ausnahmen vorgefhrieben wor- 
den find.” 


*) Derfelbe ift bereit# in der Gerichts zeitung Nr. 55 vom 7. Mai 
1853, Eeite 236 unter den „vermifchten Nachrichten” abgebrudt. 

*) Der obige, fih auf den $. 346 der St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 beziebende Zufag ift, wie fih von felbft vwerfteht, nur an die Oberlandes- 
aerichte derjenigen Aronländer beigefügt, wo die ebengenannte St. P. D. in 
Wirkſamkeit iſt. — 
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8. 55. 6.40 


Auch foll bei Verbrechen, deren Strafe nad dem Ge: Beräuderung der 


fege nicht über fünf Jahre zu dauern hätte, anf die fchuldlofe 
Familie zurüdgefehen, und foferne für diefelbe durch die län- 
gere Dauer der Strafe in ihrem Erwerbungsftande wichtiger 
Schade entftände, Fann die Strafdauer felbft unter ſechs 
Monaten abgefürzet werden, jedoch nur in der Weife, daß 
die längere Dauer der Kerkerftrafe durch eine oder mehrere 
der im $. 19 anfgezählten Verfchärfungen erfept werde. 


$. 9. 


Auch fol bei Verbrechen, deren Etrafe mac dem Belege nicht über fünf Jahre zu 
dauern bätte, auf die ſchuldloſe Familie gurück gefeben , und fofern für dieſelbe durch Die längere 
Dauer ber Strafe in ibrem Ermwerbungsftande wichtiger Schade entftünde, die Strafdauer 
abgefürget werben, jedoch nur dergeſtalt, daß fie mit Faften oder Züchtigung ver- 
bunden, folglid Die längere Dauer durd Die empfindlichere Strafe erfeget werde. 


„Die Folgen der Strafe follen fih fo wenig, als 
nur immer möglich ift, auf die fhuldlofen Angehörigen 
verbreiten!“ — verkündete der zehnte Abjak des Kundmahungs- 
Patentes des früheren Strafgefeßes (vergl. oben Seite 23), und hier» 
aus ergab ſich als nothwendige Gonfequenz die vorftehende Geſetzes— 
beitimmung, welche auch faft wörtlich übereinftimmend *) in dem früheren 
Geſetze vorfam (vergl. oben Seite 44 und 45). — Das Gefeh bezeichnet 
diefelbe fhon in der Randgloffe deutlich als eine „Veränderung der 
Strafe”, und hat auch dur die im Texte felbft gewählten Ausdrüde 
(„die Strafdauer foll abgekürzt, jedoch durch andere Berfhärfungen 
erſetzt werden”) klar ausgefprochen, daß es ſich hier nicht um eine Mil: 
derung der Strafe, fondern vielmehr um eine Verwandlung der- 
felben, um Erfegung (Surrogirung) einer gewiffen Art der Strafe 
durch eine andere Qualität; — nicht um Rüdfichten für den Schul— 
digen, fondern nur für deffen Familiſe handle, und daß daher auch die 


*) Die Abänderungen, welche in der obigen Gefepeöftelle dad neue 
Geſetz an dem Terte des früheren vorgenommen hat, beziehen ſich wieder nur 
auf eine beftimmtere Faſſung, um nemlich einerfeitd die oft vorgefommene 
Frage abzufchneiden, „ob der Richter auch hier die Herabfeßung der Dauer 
der Strafe felbft unter das geringfte Minimum der gefeglichen Kerkerftrafe 
von ſechs Monaten vornehmen dürfe?”, und um and’rerfeit3 außer Zweifel 
zu ftellen, daß zur Erjagleiftung für die abgekürzte Dauer bier jede der ge- 
feglihen Berfhärfungsarten der Kerkerftrafe, und daß auch mehrere der: 
felben fimultan in Anwendung gebradt werden dürfen. — 

Sye, Gommentar, 41 


Veraͤnderung der 
Strafe. 
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im Wege der äquiparirenden Erfegung an die Gtelle der verkürzten 
Strafdauer eintretenden Berfchärfungsarten nicht als eine eigentliche 
Berfhärfung, fondern immer wieder nur als ein Surrogat für 
eine andere Strafart angefehen werden können.“) — 


Das Gefep hat die Anwendbarkeit auch diefer Beſtimmung an 
den Eintritt mehrerer VBorbedingungen geknüpft, die jedoch aud bier 
wieder fimultan vorhanden fein müffen, damit von der im $. 55 
angeordneten Veränderung der Strafe Gebrauh gemaht werden 
darf. — Es foll nemlich diefelbe 


) Die leptere Bemerkung ift praftifh wichtig für die Löfung 
der unten vorfommenden Frage: „ob nebft der Milderung der Strafe nad 
$. 54, jfimultan aub die Beränderung derfelben nah $. 55 Plak 
greifen könne?” Diejenigen, welche in der durch den $. 55 angeordneten 
Beigebung der Berfchärfungsarten an der Stelle der abgefürzten Strafdauer 
eine Straf-Berfhärfung erfennen wollen, müffen freilich diefe Frage ver- 
neinen, weil man wohl folgerihtig dem Gefepgeber nicht zumutben kann, das 
er diefelbe Strafe zugleich gemildert und verfchärft fehen wollte. — Allein 
wie unrichtig dieſe Anfhauungsweife der eigentlihen Natur der im $. 55 
angeordneten Erſetzung einer Strafe durch eine andere fei, erhellt nicht 
blos aus dem oben im Terte Gefagten, fondern namentlih auch aus zwei zum 
analogen $. 49 des früheren. Gefeges ergangenen Novellen, nemlih den Hof: 
dbecreten vom 27. Zuli 1805, Nr. 741 der 3. ©. ©., und vom 27. Februar 
1835, Nr. 2690 der 3. ©. ©., weldhe und mit Maren Worten belehren, das 
die höchſte Gefepgebung felbft in dem $. 49 (alt, $. 55 neu) durchaus 
feine Berihärfung erkannt habe. — Dad St. ©. vom 3. September 
1803 ordnet nemlih im $. 435 lit. d an: „daß die PVorlegung eined von 
dem unteren Strafgerichte geihöpften Straf-Urtbeild vor der Kundmahung an 
das Dbergeriht auch dann ftattfinden müffe, wenn auf Züchtigung mit 
Streihen zur Verfhärfung der gefeplihen Strafe erfannt wird.“ — Nun 
entftand die Frage: „ob nah Maßgabe diefer Vorfchrift die erwähnte Vor— 
legung au dann zu gefcheben habe, wenn auf Züchtigung mit Streihen im 
Wege der Erjepung der nah $. 49 abgefürzten Strafdauer erfannt wurde?“ 
— und dad Geſeß entfchied diefe Frage nicht nur verneinend, fondern 
fügte jeiner Entiheidung mit klarem Wortlaute den Grumd bei: „weil der 
$. 435 die gedachte Vorlegung nur dann gebiete, wenn auf die Züchtigung 
zur Berfhärfung der gefeplihen Strafe, und nicht blod zum Erſatze 
der nah $. 49 abgekürzten gefeglihen Dauer der Kerkerſtrafe erkannt 
wird.” — — Da alfo das Gefep felbft die Beigebung der Verſchärfungs— 
arten zur Kerkerftrafe nah Vorſchrift des 8. 55 (meu, $. 49 alt) nur als 
einen Erſatz, aber feineöwegs ald eine eigentlihe Berfhärfung er 
fennt, jo ſteht auch von diefer Seite Nicht? im Wege, die Milderung der 
Strafe nah $. 54 mit der Beränderung berfelben nad $. 55 zu cumu« 
hiren. — 
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a. nur bei folhen Berbrechen in Anwendung kommen, „deren 
Strafe nah dem Gefege (d. i. alfo deren ordentliche oder regel: 
mäßige Strafe) nicht über fünf Jahre zu dauern hätte.“ Dieß ift alfo, 
wenn gleich mit etwas modificirten Worten, ganz diefelbe Bedingung, 
weldhe von dem Gefeßgeber au zur Anwendbarkeit des $. 54 gefordert 
wird, umd deren Inhalt fhon oben (Seite 636 unter lit. a) ausführlich 
erflärt wurde. — 

Es muß ferner 

b. auf „die Familie“ (seil. des PVerurtbeilten), 
jedoch 

e. nur inſoferne zurückgeſehen werden, als dieſelbe „ſchuld— 
los“ iſt. — | 

Theorie und Praris haben ſich vorlängft darüber geeiniget, daß 
man in diefer, nur Humanität athmenden Gefekesftelle den Aus— 
druck: „Familie“ nicht mit engherziger juriftifcher Spitzfindigkeit, nicht 
im civiliftifhen Sinne, *) fondern im weiteften Umfange, und im 
der populären Bedeutung des Wortes um fo gemiffer auffaffen dürfe, 
da dur die noch fo weite Auffaffung diefes Ausdrudes an diefem 
Plage in feiner Weife den Rechten Dritter Perfonen nabe getreten wird. 
— Man verfteht daher de communi usu hier unter „Bamilie“, im 
Zufammenhange mit dem Nachſatze diefes Paragraphes, wo von dem Er- 
werbungsftande der Familie durch die Bermittlung des 
Berurtheilten die Rede it, „den Inbegriff aller derjenigen PBerfonen, 
welche mit dem VBerurtheilten entweder durch das Band der Ehe, **) der 
Verwandtfhaft, Schwägerfhaft, oder durch Aufnahme in den häuslichen 
und Kamilien» Verband deffelben ald Wahl-, Zieh, Pflegefind, Pfleg- 
ling u. dgl. verbunden find, infoferne fie zugleih in ihren 
Unterhalts- oder Erwerbungd-VBerhältniffen ganz oder 
theilweife von ihm abhängen.“ — In diefer weiteren Be: 


— — 


) „Unter Familie werden die Stammeltern mit allen ihren Nach— 
fommen verftanden. Die Verbindung zwiſchen dieſen Perſonen wird Verwandt— 
ſchaft; die Verbindung aber, welche zwiſchen einem Ehegatten und den Ver— 
wandten des anderen Ehegatten entfteht, Schwägerfchaft genannt“ ($. 40 des 
a. b. G. 2.) — 

*) „Die Familien-Verhältniſſe werben durch den Ehevertrag ge— 
gründet” (8. 44 ded a. 6. ©. 2.) — „Der Mann ift dad Haupt der Fa— 
milie. Im diefer Eigenfhaft — — liegt ihm die Verbindlichkeit ob, der 
Ehegattin nad feinem Bermögen den anftändigen Unterhalt zu ver 
ſchaffen“ ($. 91 des a. b. © 2.) — 

41” 
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deutung kann endlich das Wort „Familie“ im $.55 um fo zuverfiht- 
licher aufgefaßt werden, als eben diefer Ausdrud aud in anderen Stellen 
des Strafgefebes, z. B. in den $$. 281, 282, 489, 504, unverkennbar 
ebenfalls in einem weiteren, und mehr gemeinüblihen Sinne von 
dem Gefepgeber felbft gebraucht wird. — 

Ebenfo human, und im Geifte des Geſetzes gewiß auch richtig, 
pflegt die Praris den anderen Beiſatz: „ſchuldlos“ auszulegen. Als 
ſchuldlos kann man zwar die Bamilie nur dann anfehen, wenn jie 
an dem in Frage ftehenden Verbrechen nicht blos von aller Schuld, fon- 
dern au von jedem Verdachte rein ift. Allein man nimmt in der bie- 
berigen Praris diefe Bedingung au dann als vorhanden an, wenn auch 
nicht gerade die ganze Familie des Berurtbeilten ſchuldlos ift, ſondern 
wenn ſich etwa das eine oder andere Mitglied der Familie bei dem Ber: 
brechen des Berurtheilten betheiligt bat, aber „die übrige Familie“ 
bieran ſchuldlos ift. Dieß entfpricht auch gewiß der Abſicht des menſchen— 
freundlichen Geſetzes, weil derfelben Doch gewiß entgegengebandelt werden 
würde, wenn z. B. die in Frage ftehende Wohlthat aus dem Grunde 
den fchuldlofen Kindern des Berurtbeilten entzogen würde, weil ih an 
der Schuld des Vaters etwa — zu ohnehin noch größerem Unglüde 
der Kinder — auch feine Gattin, d. h. ihre Mutter betheiliget hätte; 
— oder wenn die fchuldlofe Gattin und die übrigen fhuldlofen Kinder 
des Verurtheilten darım unberüdfichtiget bleiben würden, weil etwa das 
eine oder andere ungerathene von den mehreren Kindern der Familie, 
an dem Verbrechen tes Vaters Theil genommen hätte. — Ebenfo nimmt 
man ferner feinen Anftand, die von dem Gefeke unabweislich geforderte 
Shuldlofigkeit der Familie regelmäßig nur auf das fpecielle 
Verbrechen zu beſchränken, deffen der Verurtheilte ſchuldig ift, fo daß z. B. 
die hier gebotene Rückficht für die Familie des Verurtheilten noch immer 
in Anwendung fommt, wenn aud die Familie etwa wegen einer anderen, 
aber mit dem gedachten Verbrechen des Bamilienvaters in gar feinem Zu: 
fammenhange ftehenden Gefeßes - Uebertretung ſchuldig erfcheint; zumal, 
wenn diefe legtere Uebertretung geringfügig ift, und nicht auf eigent- 
(ih ſchlechter Triebfeder (Gemwinnfuht, Unfittlihkeit u. dgl.) berubt, 
fondern ihrer Natur nach mehr Polizei-Uebertretung ift (vergl. 
Seite 54). Auch diefe, obgleich ziemlich unbeftimmt und vag gehaltene 
Auslegung dürfte dem humanen Geifte des Gefeßes entfprechen, und 
feloft im ihrer Unbeftimmtbeit wenigen Bedenken unterliegen, da in Br 
ziehung auf die Anwendbarkeit der Beftimmung des $. 55 überhaupt 
das Gefeh dem vernünftigen und billigen Ermeffen des Richters einen 
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großen Spielraum gelaffen hat, und es daher immerhin feiner Beurthei- 
lung nad den concreten Umftänden jedes einzelnen Falles über- 
laffen bleiben muß, ob er die Schuld der Kamilie an einer anderen 
Gefepes » Uebertretung für fo gravirend erkenne, daß er fie det im $. 55 
angeordneten Rückſicht nicht mehr für würdig erachte. Endlih muß, da. 
mit die Wohlthat diefes Paragraphes für die fhuldlofe Familie des Der: 
— in Anwendung kommen dürfe, 

d. „für dieſelbe durch die längere Dauer der Strafe in ihrem Er» 
werbungsftande wichtiger Schade entftehen würde.“ — 

Dieß wird wohl nur dann der Fall fein, wenn der Erwerbungs— 
ftand, d. h. dasjenige Verhältnig oder diejenige Befhäftigungsart des 
Berurtheilten, wodurd für deffen Familie die Erlangung der zur Be- 
gründung des Lebens -Unterhaltes nöthigen Mittel bedingt ift, durch die 
nach dem Geſetze verwirfte Dauer der Strafe entweder gänzlich verfallen, 
oder mwenigftens eine folhe Störung (Unterbredung) oder eine fo be 
deutende Einfommend- Verminderung erleiden würde, daß die Familie 
dadurd entweder in Noth, oder doh in empfindlihen Mangel an 
dem zum nöthigen Lebensunterhalte erforderlihen Einkommen erleiden 
würde. Diefe Auslegung findet eine Beftätigung in den Parallel-Stellen 
des zweiten Theil® unferes Strafgefeßes ($. 260), wo daffelbe den 
realen Charakter diefer Beftimmung, d. h. dasjenige, mas es unter „einem 
wichtigen Schaden in dem Erwerbungsftande“ verftehe, näher mit 
folgenden Worten bezeichnet: „wenn die Geldftrafe den Vermögens-Um— 
ftänden oder dem Rahrungs-Betriebe des zu Verurtheilenden, oder 
feiner Familie zum empfindlihen Abbruche gereihen, “ — oder: 
„wenn durch die Dauer des gefehlich beftimmten Arreftes die Erwer— 
bung des Sträflingd oder feiner Familie in Verfall, oder doch in 
Unordnung gerathen könnte.” — Daraus ergibt ſich vorerft, daß es 
nad dem flaren Worte und Sinne des Gefepes nicht gerade nothwendig 
ift, daß das Haupt der Familie, d. i. der Familienvater, der 
allerdings vorzugsweife zur Erhaltung der Familie verpflichtet ift. 
(88. 91 und 141 des a. b. G. 2.), der Berurtheilte fei, fondern es trifft 
diefe Bedingung der Anwendbarkeit des $. 55 auch dann ein, wenn der 
Erwerbungsftand der Familie hauptfählih von einem anderen Mit: 
gliede derfelben, z. B. von der Mutter oder einem Sohne abhängt, und 
dDaffelbe zu einer ſolchen Strafe verurtheilt wird. Dieß fommt befannt: 
lich in den gewöhnlichen focialen Berhältniffen gewiſſer Volksſchichten 
jehr häufig vor, wo z. B. der geregelte Kortbeftand und das Gedeihen 
eined Gewerbes, eines Fabrikunternehmens, einer Landwirthſchaft, oder 
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. felbft des Arbeits» Berdienftes einer Tag» oder Wocdenlohn- Arbeit nicht 
in dem Haupte der Familie, fondern in einem anderen, oft ſelbſt einem 
weiblichen Mitgliede der Familie ihren Stüg- und Angelpunft hat, und 
wo daher nicht gerade der Familienvater ald Brodgeber feiner Ange: 
börigen erfheint. — — Dagegen ergibt fi aber hieraus eben fo un— 
zweifelhaft, daß die in diefem Paragraphe vorgefehene Strafveränderung 
in all’ jenen (fehr vielen) Fällen nicht eintreten dürfe, wo die eben ange- 
gebene nachtheilige Folge „eines wichtigen Schadens für den Erwerbunge- 
ftand der Familie“, — beftünde fie felbft in dem gänzlihen Ruin der Ein- 
fommendquelle des verurtheilten broderwerbenden Kamilien-Baterd — nicht 
zunächft in der Dauer der Strafe, fondern vielmehr darauf beruht, daß 
überhaupt eine Griminal-Strafe, d. h. eine Berurtheilung erfolgte, 
wie dieß 3. B. bei dem mit jeder Griminalftrafe verbundenen Berlufte des 
von dem Berurtheilten befleideten öffentlichen Amtes oder Dienftes, der 
von ihm ausgeübten Advocatur, öffentlichen Agentie oder des Notariats, 
oder der von ihm genoffenen Benfion oder Provifion der Fall wäre (fich’ 
8. 26 litt. d, fund g). — 

Das dem Richter dur den $. 55 zugeflandene Befugnig felbft 
unterfcheidet fi aber von dem im $. 54 feftgefeßten außerordentlichen 
Milderungsrehte nicht blos in den Borbedirgungen, durch welche die An— 
wendbarkeit des einen oder des anderen bedingt ift, *) fondern aud in 
dem Inhalte der dadurch eingeräumten Wirkfamkeit, indem einerfeite 
der Richter im Falle des 8. 55 keineswegs auch den Grad der Strafe 
abändern, alfo nicht etwa die ſchwere Kerkerftrafe in einfachen Kerker 
verwandeln darf (mas er allerdings beim $. 54 zu thun berechtigt ift). 
fondern nur die Strafdauer, doch diefe aud hier wieder felbft unter 
ſechs Monate herabfegen kann; — und indem er and’rerfeitö auch diefe ab- 
gekürzte Dauer durch Beigebung von einer oder von mehreren der im $. 19 
aufgezählten Verfhärfungen zu erfegen bat.**) Im jenen Ländern, in 


*) Aus der Betrachtung ber obigen vier Bedingungen dee $. 55, und 
aus dem, was über den Charafter der mach diefem $. zur Geltung zu brin- 
genden Beziehungen fchon oben in der Anmerkung * auf Seite 642 gefagt 
worden ift, ergibt ſich zugleih, daß die bier feftgefepte Beränderung ber 
Strafe, eben weil fie nur in Rüdfichten für die Familie ded PVerurtbeilten, 
und nicht für ihm felbft bedingt ift, auh dann zur Anwendung kommen 
darf, wenn für den Schuldigen felbft gar feine Milderungs -»Umftände, ja 
wenn fogar nur Erfhwerungs-Umftände vorhanden find. — 

**) Die legielativen Gründe für diefe inneren Unterfchiede in der 
Geltendmachung ded außerorbentlihen Milderungs-Rechtes des $. 54 von 
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welchen die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 Geltung bat, kann nad) 
Vorſchrift des $. 473 derfelben, zu diefer Abkürzung der Strafdauer 
aus Rüdfihten für die Familie des Berurtheilten, „wenn 
nemlich durch (die) fogleich eintretende oder ununterbrochene Bollftredung 
einer Freibeitsftrafe, welche jedoch die Dauer von ſechs Monaten nicht 
überfteigen darf, der Nabrungsftand oder Unterhalt derfelben 
gefährdet würde“, aud noch ein furzer Auffchub des Beginnes, oder 
eine Unterbrechung derfelben, alfo die Ausſtehung der Strafe in 
unterbrochenen Zwifchenräumen binzufommen. *) — 

In der weiteren Beftimmung, wie weit der Richter bei Ddiefer 
Herabfegung der Strafdauer gehen dürfe; welche Arten derim 8. 19 
aufgezählten Verfhärfungen er in jedem einzelnen Falle am zweckmäßig— 
ften als Erfag in Anwendung bringen foll;**) und in welhem Berhält- 


dem Straf-Veränderungs-Befugniſſe des $. 55 ergeben fih ſchon aus 
den oben auf Seite 141 und 142 vorfommenden Ausdeinanderfegungen. 


*) Der bezogene $. 473 der St. P. O. ſpricht freilih nur von „Auf: 
hub“, und keineswegs audh von „Unterbrehung” der Strafe. Da 
jedoh der Eingang diefed Paragrapbes fagt, daß ber Aufihub der 
Strafe auch gewährt werden könne: „wenn die erwähnte Gefährdung durch 
fogleih eintretende oder unterbrochene Vollſtreckung der Freiheits— 
ftrafe zu beforgen wäre”, fo fcheint jene, meines Wiffend in der Praxis über« 
alt feftgebaltene, Auslegung diefed Paragrapbes die richtige zu fein, wornach 
in diefen Fällen nit blos ein Auffhub des fogleichen Eintritted oder Be: 
ginnes, fondern auch ein Auffhub in der Ununterbrochenbeit, db. h. 
eine Unterbrechung der Freiheitäftrafe bewilliget werben könne. — — 

Ob aber eine ſolche Audftehung der Strafe in unterbrodenen 
Zwifhenräumen nod den Ernft einer Strafe an fi trage, und ob ſich 
daher die Beibehaltung diefer gar weit getriebenen Humanität, auf Koften der 
abbaltenden Wirkfamkeit der Strafgefege, legislativ bevorworten ließe, 
mag — bahbingeftellt bleiben! — Bergl. auch den Schlußfag der Belehrung 
vom 27. November 1816 in der nächftfolgenden Anmerkung. — 

) Das frühere Gefeg ($. 49) hatte nicht jegliche der gefeglichen 
Berfhärfungsarten der Kerkerftrafe, fondern nur „Faſten oder Züchtigung” 
ald Erfag in dem voraudgefepten Falle zugeftanden. Dieß war eben fo 
weife ald human, weil dad frühere Geſetz ($. 17 deſſelben) noch mehrere ſolche 
Verfhärfungsarten, wie 3. B. Anhaltung zur öffentlichen Arbeit, Ausftellung 
auf der Schandbühne, kannte, welche, wenn fie in diefen Kalle ftatt der 
abgefürzten Freiheitäftrafe ald Grfagmittel in Anwendung gebracht worden 
wären, die Familie des Verurtheilten vielleicht noch härter betroffen hätten, 
als jelbft die längere Dauer der fFreiheitäftrafe, und welche daher der dem vor: 
liegenden Paragrapke zu Grunde liegenden Abficht des Gefepgeberd geradeju - 
entgegen gewirkt haben würden. Darum hatte denn auch eine an das n. 6. 
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niffe er die Anwendung der einen oder anderen, oder gleichzeitig mehrerer 
diefer Berfhärfungen ald Erfah der abgekürzten Kerkerftrafe anzufehen, 
d. h. nach welchem Maßſtabe er eine beflimmte Dauer diefer Freiheits- 
firafe mit einem gewiffen Ausmaße jeder diefer Verfhärfungen zu äqui— 
pariren babe — — hat ihn das Gefek nicht weiter befhräntt. Es 
bleibt daher dieß Alles feinem vernünftigen Ermeffen, und der 
billigen Abwägung der concreten Umftände jedes einzelnen Falles über- 
laffen. Hierbei mögen aber billiger Weife insbefondere aud die indi— 
viduellen PVerhältniffe des PVerurtheilten felbft forgfältige Beachtung 
finden. Außerdem wird jedoch auf die dem Richter hierbei zugeftandene 
Gewalt all! Dasjenige Anwendung finden, was in diefer-Richtung oben 
(Seite 638— 640) angedeutet wurde, wogegen aber auch jene legislativen 
Bedenken und Beforgniffe geltend gemacht werden können, welche ebenda— 
felbft erwähnt worden find, und welche in dem dort angeführten Erlaffe vom 
14. April 1853, 3. 3919 ein lautes Echo gefunden haben. *) 


Appellationdgericht ergangene Belehrung der oberften Juftizftelle vom 27. No- 
vember 1816 (in Kropatſchek-Goutta's Gefepfammlung, Band 37, Seite 351) 
erflärt: „daß es im Falle dieſes 8. nicht geflattet fei, die Kerferftrafe gegen 
eine Berfhärfung durch öffentliche Arbeit abzufürzen, oder (fügte 
diefe Belehrung in eben fo überflüffiger Weife noch bei, da fich dieß aus der 
Natur einer Strafe wohl von felbft verfieht) hierin den Vollzug 
der durch Urtbeil beftimmten Strafart nah der Wahl des 
Sträflings einzurichten.“ — — Da jedoh unfer dermaliges Etraf: 
gefep Feine der genannten Verfhärfungsarten, wodurch der Verurtheilte zu: 
gleih öffentlich der allgemeinen Entehrung oder Beſchämung Preis gegeben 
werben fol, aufgenommen bat, fo war aud in bem neuen $. 55 bie früher 
wegen der Wahl der Erfagmittel beftandene Beihränfung nicht mehr nöthig, 
fondern man fonnte diefelbe ganz dem Ermeffen des Richters überlaffen. — 
) Nach der im Terte vorfommenden Behauptung werden alfo die zwei, 
dem Richter in dem 85. 54 und 55 zugeftandenen Befugniffe wenigften® in 
der Hinfiht einander gleich gehalten, daß die Beftimmung, ob der 
Richter, und in welhem Maße er davon Gebraud machen wolle, nicht blos bei 
der Milderung des 8.54, fondern allerdings auch bei der Strafveränderung dee 
8.55, unter den Bedingungen und Gränzen des Geſetzes, ganz feinem fubjectiven 
Ermeſſen anbeim geftellt fein fol. — Gegen diefe, übrigens auch von dem Caſſa— 
tiondhofe in Beziehung auf beide Paragrapbe in all’ feinen oben (Seite 639 
Anmerkung *) bezogenen Entſcheidungen durchgreifend feftgehaltene, Anſicht 
fcheint nun freilich der Wortlaut des Geſetzes jelbft zu ſprechen, das ſich 
im $. 55 ded Worted: „fol“, im $. 54 aber ded Ausdrudes: „Tann“ be 
dient, und wirklich fchien die frühere Gefepgebung im ihrer ſchon oben 
(Seite 638 Anmerkung **) bezogenen Novelle vom 31. März 1804, Nr. 661 
der 3. ©. ©., auf dieſe Verfchiedenbeit der Ausdrüde in der Nichtung ein 
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Noch kannein Zweifel darüber erhoben werden: „ob der Richter befugt 
jei, die Beftimmungen beider Paragraphe (54 und 55), vorausgefeßt, daß 
die Bedingungen beider Paragraphe eintreffen, in Beziehung auf den: 
felben Ball cumulativ (oder fimultan) anzuwenden, fo daß er die 
bereitd nah $. 54 im außerordentlihen Milderungs- Wege, fei es nur 
dem Grade nad, oder auch in Beziehung auf die Dauer gemilderte Strafe 
nenerlich auch noch kraft des 8.55 berabzufepen befugt ſei?“ — Mir 


nm 





Gewicht zu legen, ald ob der Gejepgeber im $. 54 dem Richter zunächſt ein 
„Recht“, im $. 55 aber eine „Verpflichtung“ zugewieſen haben wollte. — 
Dennoch fcheint die neuere, implicite wenigftend in den Entſcheidungen des 
Gaffationdhofes audgefprochene Anficht, welche die Geltendmachung der beiden 
in den $$. 54 und 55 feftgefegten Amtöbefugniffe des Richterd gleih mäßig 
den feiner fubjectiven Beurtheilung abhängig macht, die richtigere zu fein, da 
ja aus dem Standpunfte des Staatsrechtes jeded Recht eined Richters, ja jedes 
öffentlihen Beamten im Staate, in Beziehung auf die Ausübung 
feines Amtes, immer nur ein obligatorifhes Befugniß fein fann, 
alſo unabmweislich zugleich mit der gleihartigen Berpflihtung, es 
auszuüben, verbunden ift, und da fofort der Auddrud: „kann“ im $. 54 
nit in dem Sinne gedeutet werden fann, ala ob ihm hierdurch etwa ein 
Privat-Reht eingeräumt werden wollte, dad er facultativ, oder nad) feinem 
bon plaisir ausüben, oder unaudgeübt laffen kann. — Es darf daher in 
ftaatörechtlich richtiger Anfhauung des richterlihen Berufes auch fein realer 
oder praftifher Unterfchied zwifhen dem: „Tann“ ded $. 54, und dem: 
„ſoll“ des $. 55 gemacht werden, fondern der Richter ift kraft feines Amtes 
verbunden, den einen und den anderen Paragraph in Anwendung zu 
bringen, fobald die Bedingungen dazu vorhanden find. — In diefem Einne 
kann daber auch, in richtiger Würdigung der Entfcheidungen des Gafjationd- 
bofed, von einem fubjectiven Ermeffen des Richters bei Anwendung 
der beiden $$. 54 und 55 nur infofern die Nede fein, als das Gefep über: 
haupt je irgendwo dem vernünftigen Ermeflen des Richters einen Spielraum 
zugefteht, d. b. alfo nicht in dem Sinne, ald ob es irgendwann feinem Be— 
lieben (oder Plaifir) überlaffen wäre, davon Gebrauch zu machen oder nicht, 
fondern er ift verbunden dieß zu thun; allein zur äußeren Berant- 
wortung fann er nah der Natur der Sache für die Ausübung oder 
Nichtausübung folder Befugniffe nicht gezogen werden, rüdfichtlih welcher es 
eben feiner fubjectiven Beurtbeilung überlaffen bleibt, ob er die gefeplichen 
Bedingungen zu ihrer Ausübung ald vorhanden anfieht oder nicht. -— 


Uebrigend hat das Gefep wohl auch dur dad Gingangdwort: „auch“ 
im $. 55 angedeutet, daß es in dieſem Paragrapbe einen mit dem vorber: 
gehenden 8. 54 homogenen Inhalt feftitellen wollte, und daß es daher ge: 
wiß feiner Abficht ferne lag‘, durch die werfchiedenen Ausdrücke: „Tann“ und 
„joll” in den beiden Paragraphen in dieſer Richtung einen grundfäglichen 
Gegenſaßg aufzuftelln. — — — 
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ſcheint die Frage ganz unzweifelhaft bejaht werden zu müſſen, da der 
Geſetzgeber diefe cumulative Anwendung beider Paragraphe nirgends 
unterfagt bat, und da diefelben, wie die bisherigen Erörterurigen aus— 
führlich nachwieſen, auf ganz verfhiedenen Gründen beruhen, ganz ver- 
fhiedenartigen Charakters find, und da es demnach in keiner Weiſe einen 
Widerfpruch einfhließt, eine gemilderte Strafe auch no im Erfap- 
Wege abzukürzen.) — Meines Wiſſens hat auch die Praxis 
des früheren Geſetzes vorherifhend diefe Auffaffung, obgleih gegen 
Jenull’s Autorität, beobachtet, und auch die weitere Einwendung für 
unerheblich erachtet, daß nemlich der $. 55 (meu, $.49 alt) nur von der Ab- 
fürzung der ordentlichen, nicht aber einer außerordentlihen, ohnehin 
fhon nah $. 54 (neu, $. 48 alt) abgefürzten Strafe ſpreche. — Diefe 
Einwendung wird auch wirklich, fhon durch die einfache Hinweifung 
auf den Elaren Wortlaut des Geſetzes entfräftet. Daffelbe fpricht 
nemlich im $. 55 weder von der ordentlichen, noch von der außerordent: 
lihen, fondern einfah „von der nah dem Gefege nicht über fünf 
Jahre zu bemeffenden Strafe". Unter dDiefen Ausdrud aber läßt fib 
gewiß ebenfo ungezwungen der Fall fubfumiren, daß für das Verbrechen 
ſchon die ordentliche oder indgemein zu verhängende Strafe höch— 
ftens fünf Jahre betrage, als auch die andere Vorausſetzung dar- 
unter paßt, wenn diefe Strafe ohnehin ſchon nah 8. 54 gemildert 
oder berabgefeßt wurde, weil denn doch auch diefe Strafe noch immerhin 
eine „nah dem Geſetze“ bemeffene Strafe bleibt. Es ſcheint daher 
fein gegründeter Zweifel gegen die fimultane Anwendung beider $$. 
(54 und 55) erhoben, werden zu fönnen. — 


Sechstes Haupfftück. 


Von den verfhiedenen Gattungen der Verbrechen. 


8. 56. (8. 50.) 


Cintbeitung ber Die Berbrehen greifen entweder die gemeinfhaftlicde 
Sicherheit unmittelbar in dem Bande des Staates, in den 
öffentlichen Vorkehrungen, oder dem öffentlichen Zutrauen an, 

oder fie verlegen die Sicherheit einzelner Menfchen, an der 

Derfon, dem Bermögen, der Freiheit, oder anderen Rechten. 


*) Sieh’ indbefondere die Entlräftung einer biergegen ſchon oben er: 
bobenen Einwendung in der Anmerkung * auf Seite 642. — 
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$. 57. (8.51) 


Nach diefer Beziehung werden hiermit als befondere Kim Sir. 
Gattungen von Verbrechen erklärt: 

1. Hochverrath. 

2. Beleidigungen der Majeftät und der Mitglieder des 
Faiferlihen Haufes. 

3. Störung der öffentlichen Ruhe. 

4. Aufftand. 

5. Aufruhr. 

6. Deffentlihe Gewaltthätigfeit durch gewaltfames Han: 
deln gegen eine von der Megierung zur Verhandlung öffent: 
licher Angelegenheiten berufene Berfammlung, gegen ein Ge: 
richt, oder eine andere Öffentlihe Behörde. 

7. Deffentlihe Gewaltthätigkeit durch gewaltfames Han: 
deln gegen gefeglich anerkannte Körperfchaften oder gegen 
Berfammlungen, die unter Mitwirkung oder Aufficht einer 
öffentlihen Behörde gehalten werden. 

8. Deffentlihe Gewaltthätigkeit durch gewaltfame — 
anlegung oder gefährliche Drohung gegen obrigkeitliche Per: 
fonen in Amtsſachen. 

I. Deffentliche Gewaltthätigkeit durch gewaltfamen Ein: 
fall in fremdes unbewegliches Gut. 

10. DOeffentlihe Gewaltthätigkeit durch boshafte Be: 
fhädigung fremden Eigenthums. 

11. Deffentliche Gewaltthätigfeit durch boshafte Hand: 
lungen oder Unterlaffungen unter befonders gefährlichen Ber: 
hältniffen. 

12. DOeffentlihe Gemaltthätigfeit durch boshafte Be: 
fhädigungen oder Störungen am Staats-Telegraphen. 

13. Deffentlide Gewaltthätigfeit durch Menfchenraub. 

14. Deffentlihe Gewaltthätigfeit durch unbefugte Ein: 
fhränfung der Eörperlichen Freiheit eines Menfchen. 

15. Deffentlihe Gewaltthätigfeit durch WBehandlung 
eines Menfchen als Sklaven. 

16. Deffentlihe Gemwaltthätigkeit duch Entführung. 

17. Deffentliche Gewaltthätigfeit durch Erpreffung. 

18. Deffentliche Gewaltthätigfeit durch gefährliche 
Drohung. 
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19. Mißbrauch der Amtsgewalt. 
20. Berfälfchung der öffentlichen Greditspapiere. 
21. Münzverfälfchung. 
22. Religionsftörung. 
23. Nothzudt. 
24. Schändung. 
25. Andere Verbrechen der Unzucht. 
26. Mord. 
27. Zodtfchlag. 
28. Abtreibung der Leibesfrudt. 
29. Weglegung eines Kindes. 
30. Schwere körperliche Beſchädigung. 
31. Zweikampf. 
32. Brandlegung. 
33. Diebftahl. 
34. Veruntreuung. 
35. Raub. 
"36. Betrng. 
37. Zweifadhe Ehe. 
38. Berläumdung. 
39. Den Verbrechern geleifteter Vorſchub. 


$. 51. 
Beſondere Bat Nach diefer Beziehung werden biermit für Berbreden erflärt : 
tungen der 1) Sochverrath, und andere die öffentliche Ruhe hörende Handlungen. 
Verbrechen 2) Aufſtand und Aufruhr.. 
3) Deffentlihe Gemwalttbätigkeit. 


4) NRüdticehr eined Berwieienen. 
\ Mißbrauch der Amtögewalt. 
6) Berfalſchung der Öffentlihen Greditspapiere. 
7) Meüingverfälichung. 
8) Meligionsftörung. 
9) Notbanht und andere Unzuhtefälle, 
10) Mord und Todtſchlag. 
11) Abtreibung der Leibesfrucht. 
12) Weglegung eines Kindes, 
) Berwundung ober andere förperlihe Berlegungen. 
14) Zweilampf. 
15) Brandiegung. 
16) Diebftabl und Beruntreuungen. 
17) Raub. 
18) Betrug. 
19) Aweifahe Ebe. 
20) —— 
21) Den Verbrechern geleiſteter Vorſchub. 


Die Doctrin bezeichnet diejenigen Beſtimmungen, welche in den 
vorhergegangenen fünf Hauptſtücken unſeres Geſetzes vorkommen, als den 
allgemeinen Theil eines Strafgeſetzes oder des materiellen Straf— 
rechtes, weil in demſelben die Grundſätze enthalten ſind, was von Ver— 
brechen und deren Beſtrafung überhaupt (im Allgemeinen, oder in 
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Beziehung auf alle Verbrechen), und von der objectiven und fubjectiven, 
abjoluten und relativen Straf» Zurehnung in Beziehung auf diefelben 
gilt (vergl. S. 358, 553 Anmerkung *, und 568-573). — 

Mit dem fehften Hauptftüde unferes Gefepes hingegen beginnt 
der von der Schule fogenannte befondere Theil deffelben, oder die 
Lehre von den einzelnen Verbrehen. Die Ueberfchrift dieſes Haupt: 
ftüdes Spricht dieß auch mit beftimmtem Worte aus, indem das Gefep, 
wie fih aus dem $. 57 ergibt, unter „den verfchiedenen Gattungen 
“ der Verbrechen“ nichts Anderes verfteht, als jedes einzelne (befondere) in 
dem Namen und der (fpeciellen) Begriffs - Beftimmung von jedem anderen 
abgefonderte, daher namentlich umd begrifflich verfhiedene Ber 
breden. — 

Dadurch aber, daß auch unfer dermaliges Geſetz, im Wefent- 
lihen die fhon im früheren Gefeße (vom 3. September 1803) vor 
fommende überfihtlihe Darſtellung aller diefer einzelnen Berbrecdhen 
nach einer wiffenfhaftlihen Syftematik beibehalten hat, buldiget e8 dem 
zu Anfang des laufenden Jahrhunderts in den europäifchen Geſetz— 
gebungen überhaupt, und namentlich in unferer vaterländifchen Straf: 
gefepgebung vorherrfhenden Doctrinariemus, der bemüht it, nicht nur 
die Gründe, die den Gefeßgeber bei Erlaffung feines Geſetzes leiteten, 
offen darzulegen, fondern aud in dem Aufriß und gefammten Aufbau des 
Geſetzes ein wiſſenſchaftliches Syftem nicht blos praftifch durchzu— 
führen, fondern fogar theoretifh aufzuzeigen (vergl. Seite 22— 26). 
Neuere Geſetzgebungen haben diefe Doctrinäre Methodik überhaupt, nament— 
lich aber jede ähnliche Syftematif, wie fie in unferem fehften Hauptitüde vor- 
fommt, verlaffen, da fih aus dem Standpunkte der Codification jede 
ſolche Elaffification und foftematifhe Gliederung nit blos als über: 
flüffig, fondern in mehr als Einer Beziehung auch als bedenklich dar: 
ſtellt. 

Vorerſt muß dagegen ſchon bemerkt werden, daß gar feine Eins | 
theilung der Verbrechen, mag man was immer für einen Eintheilungsgrund 
oder leitenden Gefihtspunft zur Bafis nehmen, mit voller wiſſenſchaft— 
liher Schärfe durchgeführt werden kann, weil es fehr viele Verbrechen 
gibt, die entweder zufammengefegter Natur find, d. h. mehrere 
Rechtöbeziehungen zugleich (fimultan) verlegen (vergl. Seite 448 —450 
und 467—469), und daher ſowohl in die eine, als auch in die andere 
Elaffe von Verbrechen gehören, oder weldhe unbeftimmter Natur find, 
d. 5. alternativ bald die eine, bald (oder) die andere jener ver- 
fhiedenen Rechtebeziehungen angreifen, deren Berfchiedenheit eben den 





— — — 
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Sintheilungsgrund einer ſolchen Syſtematik geben fol. Die Erläuterung 
der $$. 56 und 57 wird ung dieß fogleich vielfah bewähren. — 

Dazu fommt, daß die von dem höchſten Gefekgeber felbft vorge- 
nommene Einreibung eines Verbrechens unter diefe oder jene Glaffe, 
und die dadurdh angewiefene Stellung, die dafjelbe in der gefeglichen 
Syftematif einnimmt, und die Ueberfchrift, die es gemein- 
fhaftlich mit anderen Verbrechen erhalten hat, zugleih den Gefidhte- 

punkt und die Rehtsbeziehung ausprägen, aus welchen der Gefep- 
geber diefes Verbrechen aufgefaßt hat, und welche er dadurch zunächſt ale 
verlegt anfieht. Die wirft aber auf die Auslegung der geſetzlichen 
Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens, und auf die Begränzung ihrer 
realen Inhalts» Momente fehr bedeutfam zurüd, und führt nicht jelten, 
bei der Feftftellung des wejentlihen Charakters dieſes Verbrechens, bei 
der Abgränzung feines objectiven und fubjectiven Thatbeftandes, und 
bei der Entfcheidung der Frage, ob fih ın einer beftimmten (ftrafharen) 
Handlung wegen der Mehrfachheit der dadurch verlegten Rechtsbeziehungen 
nur Ein Verbrechen, oder ein Zufammentreffen mehrerer Verbrechen dar- 
ftellt, — zu einfeitigen Deutungen und praftifhen Eonfequenzen, 
die nicht entfernt in der Abfiht des Geſetzes lagen. Derlei irrige 
Folgerungen werden aus den in einem folden Schema liegenden geſetz— 
lichen Vorausſetzungen vorzüglich häufig bei ſolchen Verbrechen hinfichtlich 
der Keftitellung ihres eigentlichen Thatbeftandes abgeleitet, bei denen der— 
jenige Gefihtöpunft, unter welchen das beftimmte Verbrechen von dem 
Geſetze vermöge feined gewöhnlichen Erſcheinungs-Verhältniſſes als 
Negelaufgefaßt, und in eine gewiffe Elaffe des aufgeftellten Schemas 
eingereiht wurde, ansnahmsweiſe in einzelen (concreten) Fällen 
nicht einzutreffen ſcheint, wo aber dennoch die Merkmale der gefeglichen Be— 
griffsbeftimmung des beftimmten einzelnen Verbrechens auf den 
conereten Ball volle Anwendung finden, und wornach daher fo leicht 
der Zweifel rege wird, ob man diefen concreten Fall nur nad der Be- 
griffsbeftimmung des einzelnen Verbrechens, oder zugleih auch nad 
dem allgemeinen Schema beurtheilen, d. h. als Verbrechen harakterifiren 
foll, oder nidt. — So wird es z. DB. praßtifch nichts weniger als 
gleichgültig fein, ob man die Verbrechen der gewaltfamen Handanlegung 
oder gefährlichen Drohung gegen obrigkeitlihe Perfonen, des gewalt: 
famen Einfalld in fremdes unbewegliches Gut, der boshaften Beſchädi— 
gung fremden Eigenthums, der unbefugten Einfhräntung der perfün- 
lichen Freiheit eined Menfhen, der Entführung, Erpreffung, gefähr- 
lichen Drohung u. ſ. f., ferner aud das Verbrechen des Mißbrauchs der 
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Amtsgewalt ($$. 81, 83, 85, 93, 96, 98, 99, 101) nur ala ſ. g. 
öffentliche (oder Staatd:) Berbredhen („der gegen öffentliche Vor— 
fehrungen gerichteten öffentlichen Gewaltthätigfeit“, vergl. $. 56 mit 
$.573.8,9, 10, 14, 16, 17 u. 18 und mit der Ueberſchrift des 
neunten Hauptftüds), oder zugleich als folde Verbrechen auffaßt, wo- 
duch auch „die Brivat-Gicerheit einzelner Menfhen an ihrer Per— 
fon, ihrer Freiheit, ihrem Vermögen ($. 56)" verlegt wird. — So wird | 
ed ferner wichtige praktifhe Confequenzen nad ſich ziehen, ob man dem 
Betrug als eine zunächſt ih nur auf Bermögens» Rechte beziehende 
frafbare Handlung anfieht, wofür die Syftematif des Gefeges das Wort 
zu führen ſcheint ($. 56 verglichen mit $. 57, 3. 36), oder ob man ihn 
als einen Angriff gegen was immer für Rechte charakterifirt, wie 
die gefepliche Begriffebeftimmung ($. 197 „an Eigentbum oder an— 
deren Rechten“) andeutet; — ob man den Zweikampf wirklich als 
ein f. g. Privat-Verbrechen (vergl. $. 56 mit $. 57, 3. 31), oder nicht 
vielmehr als ein Staats» Berbredhen, als eine angemaßte Selbfthilfe, ale 
eine eigenmächtige Durchſetzung der Rechte mit Uebergehung der obrig- 
feitlihen Gewalt u. dgl. darftellt u. ſ. f. 


Ueberdieß wird durch ein ſolches Schematifiren entweder das Zufam- 
mengehörige unnatürlich auseinandergeriffen, wie z. B. in unferem Gefeße 
das Verbrechen der Ereditöpapier-Verfälfhung von jeder anderen Fälſchung 
von Öffentlichen oder Privaturfunden gefondert wird (vergl. eilftes Haupt- 
ſtück mit $.199 lit. d und $. 201 lit. a), obgleich alle dieſe Verbrechen ihrer 
äußeren factifhen Erſcheinung nah bomogener Natur find, und 
zufammen unter das gemeinfame Moment der Fälſchung fallen; oder 
man würfelt Handlungen, in denen fih nur auf eine fehr gekünftelte Weife 
ein gemeinfhaftlicher Charakter erkennen läht, wie z. B. die verfchie- 
denen Verbrechen der öffentlihen Gewaltthätigkeit im neunten Hauptftüde, 
— im Widerſpruche mit dem äußeren thatf ächlichen Erſcheinungs⸗Ver⸗ 
hältniſſe, wornach ſie ſich als ſehr heterogen von einander darſtellen, — 
in Eine Kategorie zuſammen u. ſ. f. u. f. f. 


Hieraus ergibt fih, daß eine folde theoretiihe Schematifirung 
aller einzelnen Verbrechen in einem pofitiven Gefeße beifer — ganz weg— 
bleiben dürfte, weil der einzige Gewinn, den die Gefepgebung damit 
erreicht, nemlich die Erlangung einer überfihtlihen Zufammenftellung 
des Inhalts aller einzelnen Hauptftüde des Gefepes eben fo gut, und ohne 
die angedeuteten praktifchen Inconvenienzen, dur das bloße Inhalts: 
Regifter erreicht werden kann. — 
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Dadurch foll jedoch keineswegs behauptet werden, daß die Gefep- 
gebung nicht bemüht fein foll, die einzelmen Verbrechen in einer logiſch 
rihtigen Ordnung nad einander aufzuführen, und in demfelben Haupt- 
ſtuͤcke, unter derfelben (gemeinfamen) Ueberfiht nur Homogenes zufammen 
zu ftellen: fie mag hierbei thatfählich aud einem beſtimmten wiffen- 
fhaftlihen Syſteme folgen, ohne ed ausdrüdlic zu nennen. Auf diefem 
Wege wird, wie ed die neueften europäifchen Strafgefepgebungen, unter 
ihnen vorzüglich das königlih preußifhe Strafgefeß vom 14. April 
1851, fo wie der neuefte „ Entwurf eines Strafgefekbudes für Das 
Königreihb Sahfen, Dresden, 1853 *,*) praftifh darthun, einerſeite 
eine fehr paffende Anordnung und lichtvofle Weberfichtlichkeit im Gefege 
felbft erreicht, und and’rerfeits all’ jenen Einwürfen und irrigen Folge 
rungen audgewichen, welche eben dargelegt wurden. — 

Als Eintheilungsgrund für jede ſolche Gliederung der Verbrechen 
nach verfchiedenen Kategorien (Elaffen, Gattungen, Arten) **) kann übrigeng 
wohl vorzugsweife nur die Verfchiedenheit des Rechts-Objectes 
‚ dienen, das duch ein Verbrechen zumächft oder doh vorzugsweise 
afficirt, d. i. verlegt oder gefährdet wird, denn im diefer Berfchiedenheit 
‚ des durch das Berbrehen zunächſt betroffenen Gegenftandes (oder 
| ſtofflichen Subſtrates des Rechts) ſtellt ſich auch die Verſchiedenartigkeit 

des äußeren thatſächlich en Erſcheinungs-Verhältniſſes dar, in welchem 


) Sehr BERN bat indbefondere der letztgedachte k. ſächſiſche 
Entwurf in den einzelnen GBapiteln alle äußerlich (factiſch) gleihartigen 
und verwandten ftrafbaren Handlungen unter gemeinfhaftlihen Ueberſchriften 
zufammengeftellt, welche regelmäßig die mwefentliche Natur aller darunter be 
griffenen Verbrechen bezeichnend ausdrüden, zugleih aber aud in all’ den 
jenigen Fällen, wo vielleicht bei dem einen oder anderen der darunter aufge 
nommenen Verbrechen der für die gemeinihaftlihe Bezeihnung gewählte 
Ausdrud nicht vollftändig paſſen könnte, oder wo die Ueberfchrift felbft 
nur eine Aufzählung: der einzelnen darunter vorfommenden Berbredhen 
mit ihren fprachgebräuchlihen Namen enthält, noch die allgemeine Appofitien 
beigefegt: „und von anderen verwandten Verbrehen” (vergl. die 
Ueberfhriften zum 2ten, Aten, Sten, I3ten und 15ten Hauptftüde des II. Theile). 
Dadurch wird al’ jenen theoretifirenden Mäfeleien, ald ob die eine oder 
andere Ueberſchrift nicht vollftändig wäre, von Grund aus vorgebeugt. — 

») Dabei ift natürlich voraudgefept, daß es fih bier nur mebr um 
die Glaffification der eigentlihen Berbredhen, d. b. — in der Sprache un 
ſeres Gefeged — derjenigen vorfäglihen und unmittelbaren Rechtverlegungen 
handle, die dad Geſetz wegen ihrer relativ« größeren Gefährlichkeit, im Gegen- 
fage von Bergehen und Webertretungen, ausdrüdlih ald Verbrehen aus. 
gezeichnet bat (vergl. Seite 51—67). — 
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fi) bei den verfchiedenen Verbrechen factifch das Unrecht geftaltet.”) — 
Diefen Standpunft hat auch wirklich unfer Gefeß eingenommen, 
wenn ed in dem vorftehenden Barapraphe die Verbrechen zu oberft als 
Angriffe entweder 
A. gegen die gemeinſchaftliche Sicherheit 
a. unmittelbar in dem Bande des Staates, 
b. in den öffentlichen Vorfehrungen, oder 
e. (in) dem öffentlihen Zutrauen; 
oder als Verletzungen 
B. der (Brivat-) Sicherheit einzelner Menfhen 
a, an der Berfon, 
b. (an) dem Bermögen, 
e. (an) der Freiheit, oder 
d. (an) anderen Rechten 
erklärt. — 


Die Grund-Eintheilung dieſes Schema’s in die zwei Haupt-Glaffen 
A und B hat das Geſetz unverkennbar der biftorifch hergebrachten,**) 
und zu Anfang des laufenden Jahrhunderts in der Wiffenfchaft und Ge: 
feßgebung allgemein gangbaren Eintheilung der Verbrechen in öffent: 
lihe (Staatd-) und Brivat- Verbrechen entnommen. Man nennt die 
eriteren foldhe, durch welche zunächſt und unmittelbar der Staat 
ſelbſt in feinem Beftande oder in irgend feiner (öffentlihen) Einrichtungen 





*) In den fhon oben angedeuteten Fällen, wo durch ein Verbrechen 

zugleihb mehrere und verfhiebenartige Dbjecte oder Rechte verlegt 
wurden, fann bei einer ſolch' theoretifchen Schematifirung nur das wichtigfte 
oder bauptfählichfte biefer Rechte für die Einreibung in dieſe oder jene 
Glaffe den Ausſchlag geben. — 

**) Allerdings ift die Eintheilung der Verbrehen in öffentlihe und 
Privat: Verbrechen nur dem Namen, und nicht eigentlih der Sache nad 
aus dem römifchen Rechte berübergenommen, weil jedem Kenner des lepteren 
mwohlbefaunt ift, daß die römische Eintheilung der delieta in d. publica 
und privala don der heutigen in öffentliche und Privat -Verbrehen hochweit 
verjchieden ift, mag man nun die römifche Eintheilung zunächſt auf die Ge 
richtsbarfeit und den Griminalproceh beziehen, wornach die delicta seu cri- 
mina publica „judieii publiei — im Gegenfage der delieta judicii 
privati vel extraordinarii — causam habebant“, oder mag man auf die 
meritorifche Auffaffung der Strafbarfeit einer Handlung zurüdgehen, 
wornad die d. privata nicht von Staatswegen oder über öffentliche Anklage 
(Accusatio), fondern nur über Klage des Betbeiligten (mit einer actio poenalis) 
verfolgt werden durften. — 

Hye, Gomunentar. 42 
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angegriffen wird, während bei Privat» Verbrechen zunächſt und un— 
mittelbar nur ein Private an feinen Rechten, und dadurch nur mittel» 
bar auch der Staat in feiner Nedhtsordnung*) verlegt oder angegriffen 
wird. Wenn num aud nicht verfannt werden kann, daß diefer Eintheilung, 
wenn man gewiffe Staats-Berbrehen, z. B. Hochverrath, Aufftand, Auf- 
ruhr, mit den Berbrechen des Mordes oder anderer körperlicher Berlegungen, 
oder des an einzelnen Privaten begangenen Diebftahls, Betrugs u. dgl. 
entgegenhält, etwas Wahres an fi hat, fo läßt fih doch auch nicht läug- 
nen, daß die gegen eine derlei Syſtematik überhaupt geltend gemachten 
Bedenken ein verftärktes Gewicht dadurch erlangen, daß indbefondere Die 
vorjtehende, ihr zur Grundlage gegebene Haupt Eintheilung fih nie cen- 
fequent durchführen läßt, indem nicht wenige unter die f. g. öffent- 
lihen Verbrechen eingereihte ftrafbare Handlungen zugleih auch un- 
mittelbare Angriffe auf hochwichtige Rechte einzelner Menſchen 
einfchließen, wie dieß namentlich bei allen fhon oben aufgezählten Ver— 
brechen der f. g. öffentlichen Gewaltthätigkeit ($$. 81, 83, 85, 93, 96, 
98, 99 und 101) u. m. a. der Fall ift, während hingegen fo viele von 
unferem Gefeße als Privatverbrechen erflärte ftrafbare Handlungen ver- 
möge ihrer Eigenthümlichkeit, wie 5. B. Zweikampf ($. 158), falſches ge- 
rihtlihes Zeugniß oder gerichtlicher Meineid, um einen Schuldigen der 
verdienten Strafe zu entziehen ($$. 197 und 199 lit. a), Fälſchung von 
öffentlichen Urkunden, Stämpeln oder Siegeln ($. 199 lit. d), zweifache 
Ehe, zumal wenn der frühere Gatte hierzu einwilliget ($$. 206 und 
207) u. m. a. weit mehr den Charakter von Verlegungen der Rechte und 
Intereffen des Staates, ald der Privatrechte einzelner Menſchen an fi 
tragen. Dazu fommt, daß jedes f. g. Privat» Verbrechen gegen fremdes 
Eigenthum, fobald e8 am Staatseigentbum begangen wird, wie z.B. 
Diebftahl ($. 171) oder Unterfchlagung anvertrauter öffentlicher Güter 
($. 181) fi wieder ald ein öffentliches Verbrechen darftellt. Endlich 
wären diejenigen ſ. g. Privatverbredhen, welche ihrer Natur nach einen 


) Durch die obige Erflärungäweife, und inäbefondere durch die accen— 
tuirte Hervorhebung der obigen Auddrüde: „unmittelbar“ und „zu: 
nächſt“ wird jener verbraudten Ginwendung begegnet, daß die obige Ein 
theilung wenigftend der modernen Auffaflung des Staates gar nicht mehr 
anzupaffen fei, weil ja jede Rechtsverletzung, wenn fie auch zumädft nur 
einen Privaten verlege, mittelbar auch als ein öffentlihes Ber 
brechen, nemlih als ein Angriff auf den Staat, ald eine Verlegung des 
durch ihm zu fchügenden Rehtsfriedend, oder der rechtlichen Ordnung im 
Staate erſcheine. — 
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gemeingefährlihen Charakter haben, wie z. B. Neligionsftörung 
($. 122), Brandlegung ($. 166), Raub ($. 190), Betrug durch Gebrauch 
falfhen Maßes oder Gewichtes, durch Berrüdung der Grängmarkungen, 
betrügerifchen Bankerott ($. 199 litt. c, e, f) u. m. a. richtiger unter die 
von unferem Geſetze harakteriftifh ala „Angriffe auf die gemein: 
ſchaftliche Sicherheit” (fieh’ oben A), alfo eigentlich ald gemein» 
gefährlich bezeichneten öffentlichen Verbrechen einzureihen gewefen. — 

Bergleiht man nun die Reihenfolge, in weldher die einzelnen 
Verbrechen im $. 57 aufgezählt werden, mit dem $. 56, fo ift unverfenn- 
bar, daß der Gefekgeber hierbei der im $. 56 angedeuteten Syſtematik 
auch in der Äußeren Ordnung gefolgt ift, wie er dieß auch durch die 
Eingangsworte des $. 57: „Nach diefer Beziehung” ausdrücklich aus- 
fpricht. — Es find hiernach die unter den Zahlen 1—21 und 39*) aufge 
zählten Verbrechen von dem Geſetze felbft als Öffentliche, jene unter 
den Zahlen 22—38 namhaft gemachten aber ald Privat-Berbrehen 
claffifieirt worden. Wenn ferner der Gefeßgeber bei der weiteren Unter 
abtheilung der öffentlichen Verbrechen die erfte Unterclaffe derfelben (A, 
hit, a) als ſolche bezeichnet, welche die gemeinfhaftlie Sicherheit „uns 
mittelbar in dem Bande des Staates angreifen”, fo fann im Hinblide 
auf die darunter zu reihenden Verbrechen (Zahlen 1—3 des $. 57) unter 
diefem metaphorifchen Ausdrucde wohl nur der Inbegriff derjenigen Grumd» 
eintihtungen und Momente des Staates verftanden werden, wodurd der« 
felbe zu einem Ganzen verfnüpft (vereinigt) wird, und wodurd er 
erft fein Dafein zu erhalten, und fein Wirken zu betbätigen vermag. 
Die Charakteriftift der unter den Zahlen 1—3 des $. 57 genannten 
Verbrechen, insbefondere des Hochverrathes (8. 58) als eines Angriffes 
auf eines der drei Haupt: Fundamente des ftaatlihen Lebens, wird dieß 
noch näher darthun, und zugleich nachweiſen, inwieferne man Urfache hat, 
diefe Kategorie von Berbrehen zur «Eoyxrv mit dem modernen Aus 
drude: „politifhe Verbrechen“ zu bezeichnen. — 


—n — 


) Der Inhalt aller einzelnen unter der Zahl 39 und beziehungsmeife 
in dem 26ften Hauptftüde aufgeführten Begrifföbeftimmungen, wornach die 
dadurch bezeichneten wier Verbrechen fich ihrer Natur nah auf jedes der 
oben unter den Zahlen 1—38, und bezichungsmweife in den vorausgehenden 
Hauptftüden 7—25 vorfommenden Verbrechen bezichen fünnen, und wornach 
„die Verbrechen des Berbrechern geleifteten Vorſchubes“ getwiffermaßen nur 
ein Füllftud zu den allgemeinen Beftimmungen über Verbrechen über 
haupt, und vorzugsweife die Ausfüllung des im $. 6 nur angebeuteten In⸗ 
halts bilden (wergl. Seite 234 und 235), — macht es erflärbar, warum der 
Gefepgeber dieſes Hauptſtück allen übrigen Verbrechen nachgefept bat. — 

42° 
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Unter die, wohl ebenfalld nur in den allgemeinften Umriffen ge- 
baltene, Bezeichnung: Angriffe auf den Staat „in feinen öffent- 
lihen Vorkehrungen“ (A, lit. b) wird man alle diejenigen ftraf- 
baren Haudlungen einzureihen haben, welche eine unmittelbare Verlegung 
oder Gefährdung der von der Staatsgewalt zur Aufrehthaltung der redht- 
lihen Ordnung im Staate eingefegten Autoritäten und getroffenen Maß- 
regeln einfhliegen, und welche daher entweder thatfählich die öffentliche 
Ruhe und Ordnung ftören, wie Aufftand, Aufruhr, und die inden$$.76, 78 
und 81 aufgeführten Fälle der öffentlichen Gewaltthätigkeit (Zahlen I—8 
des $. 57), oder in welchen fi Eigenmächtigkeiten, widerrechtlihe und ge- 
waltfame Handlungen darftellen, die zugleich eine Uebergehung oder eine 
Anmaßung der Autorität, oder der den allgemeinen Rechtsſchutz betreffen- 
den Geſetze des Staates einfhliegen (Zahlen 9— 18), oder welde in 
einer Verletzung der Pflichten eines öffentlichen Amtes (Zahl 19) oder 
anderer allgemeiner Rechts- oder Bürgerpflichten im Intereffe der 
öffentlichen Rechtsordnung beftehen (Zahl 39.) — 

Die dritte Unterclaffe der fogenannten öffentlichen Verbrechen, 
welche „die gemeinfhaftlide Sicherheit in dem öffentlihen Zu- 
trauen angreifen“ (A, lit. c), umſchließt in der Reihenfolge des $. 57 die 
Zahlen 20 und 21, und es zeigt ſich hieraus, daß der Geſetzgeber bier 
unter dem „Öffentlichen Zutrauen” wohl nur den Finanz-Credit des 
Staates, d. h. das allgemein herrfchende, vorzugsweiſe aber das bei den 
Staats: Angehörigen, fowie bei den Staatögläubigern nöthige Bertrauen 
verftehe, daß der Staat feine eingegangenen Berbindlichkeiten erfüllen 
könne und wolle, und daß daher au die von ihm audgegebenen 
Derthzeihen (Ereditspapiere und Münzen) diefes allgemeine Vertrauen, 
oder die Zuverfiht einer fiheren Eirculation genießen, und fofort in die- 


*) Bergleiche auch die (in gewiſſer Beziehung ſich beftimmter ausdrüdende) 
Parallel:Stelle des $. 275 des zweiten Theiles unſeres Geſetzes, wornach eine 
Reihe von fehr analogen ftrafbaren Handlungen, die fi von den verwandten 
Berbrechen regelmäßig nicht in ihrer inneren Wefenbeit, fendern nur durch 
eine relativ mindere gefährlihe Ertenfion der Handlung unterfcheiden, in 
dreierlei Unter» Glaffen geſchieden werden: 

a. gegen die öffentlihe Ruhe und Ordnung; — 

b. gegen öffentliche Anftalten und Vorkehrungen zur gemeinfhaftlichen 

Sicherheit; endlich 

c. gegen die Pflichten eines öffentlichen Amtes. — 

Diefer dreifachen Unterabtheilung der Bergehen und Uebertretungen 
„gegen bie öffentliche Sicherheit“ entfprechen dann eben fo viele abgefon:- 
berte Hauptſtüde (V., VI und VII des zweiten Theils). — 
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fem Eredite wenigſtens nicht dur Unterſchiebungen nachgemachter oder 
verfälfchter Zeichen leiden. — 

Wenn der Gefeßgeber bei der Unterabtheilung der fogenannten 
Privat» Verbrehen zuerft diejenigen heraushebt, welche „die Sicherheit 
einzelner Menfhen an der Perſon“ verlegen (B, lit. a), und wenn 
wir, im Himblide auf die äußere Anordnung des $. 57 wahrnehmen, daf 
der Gefeßgeber darunter aud die Religionsftörung und verfchiedene Un- 
zuchts-Verbrechen (Zahlen 22—25), nebft «allen eine körperliche Verlegung 
einſchließenden Verbrechen (Zahlen 26 — 31) eingereibt hat: fo läßt fi 
nicht verfennen, daß das Geſetz hierbei ftillfehweigend eine weitere Unter: 
abtheilung, nemlich Berlegungen der Berfon, entweder in Anfehung 
ihres edleren Theils (ihres religiöfen Glaubens, ihrer Sittlichkeit im 
engeren Sinne und ihrer Geſchlechtsehre), oder hinfichtlich der Integrität 
des Körpers im Auge hatte. — 

Dieim $.57 unter den Zahlen 32—36 aufgezählten Verbrechen follen 
nach der (in den Eingangsworten deffelben angedeuteten) „Beziehung auf 
das Schema des $.56“ unverkennbar als die, zunächftgegendas Bermögen 
von einzelnen Menfchen gerichteten Berbrechen erfcheinen (B, lit. b), während 
die beiden folgenden (Zahlen 37 und 38) fih auf die Bezeichnung der 
„Berlegung anderer (ungenannter) Rechte“ (B, lit. d) beziehen, wornach 
man alfo die zweifache Ehe als ein Privat-Verbrechen, wodurd das 
Recht des anderen Ehegatten auf eheliche Treue verlegt wird, und die 
Berläumdung als eine Verlegung des Privat- Rechtes auf Ehre anzu- 
ſehen hat. Für die von dem Gefege im $. 56 hervorgehobene dritte 
Unterclaffe der Privat: Verbrechen, nemlich der „Berlegungen der rei» 
heit einzelner Menſchen“ (B, lit. c) bleibt endlich in der Reihenfolge des 
8. 57 gar fein eigenes Verbrechen über, welches nemlih nad der 
äußeren vom Gefege felbft beobachteten Ordnung nicht fhon unter 
einen der früheren Gefihtspunfte fiel. Man kann daher, um die von 
dem Geſetze doch einmal aufgeführte Rubrik: „Angriffe auf die Frei: 
heit einzelner Menſchen“ nicht inhaltleer zu laffen, nur annehmen, daß 
mehrere bereitd unter anderen Geſichtspunkten aufgezählte Verbrechen 
zugleich auch eine Berlegung der perfönlichen Freiheit in fich fchließen, 
und daber „in der Beziehung des 8.56" fimultan auf mehrere 
der dafelbft angeführten Gefihtspunfte zurücgeführt werden müffen. 
Dieß ift nun wirklid) immer der Fall mit den unter den Zahlen 6, 7, 8 
und 13— 18 aufgeführten Fällen der öffentlichen Gewaltthätigfeit, fermer mit 
der Nothzucht und Schändung (Zahlen 23 und 24), und mit dem Raube 
(Zahl 35), welche ſämmtlich zugleich eine Verletzung der perfönlichen 
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Freiheit des Angegriffenen einfließen; dieß kann ferner au bei einigen 
anderen Verbrechen, z. B. der unter Zahl 9 ($. 83) aufgeführten öffent- 
lichen Gewaltthätigkeit, bei einigen Arten der Religionsftörung, bei 
körperlichen Verlegungen u. f. f. der Fall fein. — 

Ebenfo ſchließen auch verfchiedene andere Verbrechen, welche der Ge- 
feßgeber im $. 57 zunächſt in einer „anderen vereinzelten Beziehung 
des $. 56" aufgeführt hat, nebftdem die Verlegung eines zweiten, 
oder fogar noch mehrerer Geſichtspunkte in ih. So wird man 5.3. Den 
Betrug nach der vom Geſetze felbft gegebenen Definition ($. 197) nicht 
blos als einen Angriff auf Bermögen, fondern möglicher Weife als 
eine Verlegung aller Arten von öffentlichen oder Privatrechten anzufeben 
haben; — ferner in den unter den Zahlen 9— 12 aufgezählten Fällen 
der öffentlihen Gemwaltthätigkeit zugleich Angriffe auf das Privat: 
Eigenthum einzelner Menfchen, in der Brandlegung und dem Raube 
häufig auch Gefährdungen der perfönlihen Sicherheit; — in manden 
Arten der Religionsftörung und im Zweifampfe zugleih Angriffe auf 
öffentlihe Vorkehrungen erkennen müffen u. f. f.*) 

Aus der Bergleihung des Inhalts des 8.57 mit dem $. 51 des 
früheren Gefeges erhellt übrigens, daß unfer dermaliges Gefeß den — 
fowohl in der Ueberfchrift dieſes Haup tftückes, als aud in den einleiten 
den Worten des 8.57 gebrauchten — Ausdrud: „Gattung der Ber: 
brechen“ in einem ganz anderen Sinne genommen babe, als dieß von 
dem früheren Gefeße gefchehen ift. Der frühere $. 51 hat nemlih nur fo 
viele „verfhiedene Gattungen“ der Verbrechen aufgezählt, als 
„verfhiedene Hauptſtücke“ im Gefeße vorkamen, welche von be— 
fonderen Verbrechen handelten, und hat alfo eben dadurch unter der- 
felden „Gattung von Verbrechen * den Inbegriff aller derjenigen, wenn 
au nah ihrer Art, Begriffsbefimmung und wefentlihen Natur, ja 
felbft nach ihrem gefeglihen Namen nod fo verfhiedenartigen, Der: 
brechen zufammengefaßt, welche in dem Gefege in demfelben Haupt: 
ftüde vorfamen, fo daß z. B. Hochverrath und Störung der öffentlichen 
Ruhe (Zahl 1 des 8. 51 des früheren Geſetzes); — ferner alle unter 
fih zum Theil höchſt heierogenen Fälle der öffentlihen Gewaltthätigkeit 
(Zahl 3 ebenda); — die von einander fo wefentlich verſchiedenen Ber: 
brechen des Mordes und Todtfchlages (Zahl 10 ebenda), endlich Diebftahl 


*) Die obigen beifpieläweifen Ausführungen mögen zugleih ald ebenfo 
viele Belege für die im Eingange der Erörterung über dieſes Hauptftüd an- 
gebeutete Mißlichkeit und Unzulänglichkeit jeder theoretifirenden Spftematifirung 
in einem pofitiven Gefege dienen! — 
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und Beruntreuungen (Zahl 16 ebenda) zufammen als Verbrechen der 
nemlihen Gattung aufgezählt finden, während unfer dermaliges 
Geſetz (wie ſchon oben Seite 653 angedeutet wurde) alle eben aufge, 
zählten, fowie überhaupt alle in dem Gefege ſelbſt durch verfhiedene 
Begriffsbeftimmungen auseinander gehaltene Verbrechen ale „ver: 
fhiedene oderbefondere Gattungen von Verbrechen“ aufgezählt 
bat (vergl. die Ueberfhrift diefes Hauptftücdes mit den Eingangs: 
worten des $. 57, und indbejondere mit den Zahlen 1—18, 23 — 26, 
33 und 34). — Diefe von dem früheren Gefehe abweichende Nomenclatur 
wird in dem dermaligen Gefege confequent felbft in jenen Fällen durchs 
geführt, wo in demfelben mehrere von einander begrifflich verſchiedene 
Berbrehen, obgleich für jedes einzelne derfelben eine eigenthümliche 
Specied-Benennung feitgeftellt ift, dennod zufammen wieder unter 
einem gemeinfchaftlihen Gattungs- Namen aufgeführt erfcheinen, 
Dieß it, nah Inhalt der Zahlen 6—18 des S. 57 und des neunten 
Hauptftüces, insbefondere der Fall rüdfichtlic der dreizehn verfchiedenen 
Fälle (Arten) des Berbrecheng der öffentlihen Gewaltthätigkeit. 

Diefe im erften Anblide ganz unerheblich feheinende Abänderung 
an dem früheren Gefeße beruht nicht blos auf dem theoretiſchen 
Grunde, dag man dem Ausdrude: „Gattung“ eine logifch richtigere, und 
zugleich confequenter durchgeführte Bedeutung geben wollte, als dieß 
früher der Fall war. Das altere Gefeß hat nemlih mit dem Ausdrude: 
„Gattung der Verbrechen“ bald wirklich nur den obigen Sinn ver 
bunden, bald aber auch denfelben für gleichbedeutend mit „Arten“, ja 
fogar mit „Unterarten" eines und defjelben, begrifflich gleichen 
Berbrehend genommen, wenn es 5. B. in dem $. 118 (alt, nunmehr 
8. 135) von „Gattungen ded Mordes", alfo von mehreren oder 
verfchiedenen Gattungen Eines und defjelben (doch and’rerfeitd wieder 
mit dem davon mwefentlich verfchiedenartigen Berbrechen des Todtſchlages in 
Eine Gattung zufammengewürfelten) Verbrechens des Mordes; oder wenn 
es ferner im $. 426 3. U. von „den mehreren unter dem allgemeinen 
Begriffe eines (seil. generifh beftimmten) Verbrechens enthaltenen 
Gattungen“ gefprodhen, und eben dadurch mannigfahe und praftifch 
wichtige Zweifel über das Verſtändniß diefes Ausdrudes in all! jenen 
verfchiedenen Stellen angeregt hat, wo diefer Ausdruck von dem früheren 
Gefege gebraudt worden war.“) — Allein diefer veränderte Sprach— 


*) Zedem Kenner unfered früheren Geſetzes ift befannt, was für 
praftiih wichtige Folgerungen daraus abgezogen wurden, ob man in ‚den 
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gebraud des neuen Geſetzes rüdfihtlih des Wortes: „verfhiedene 
oder andere Gattung von Verbrechen“ hat außer der eben ange- 
deuteten Befeitigung alter Gontroverfen, wenigſtens rüdfihtlih jemer 
Kronländer, in welchen die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 Geltung 
bat, auch noch einen anderen praftifh wichtigen Grund für ih. Die 
eben angedeutete Mebrdeutigkeit des Ausdrudes: „andere Gattung 
von Verbrechen" nach dem bisherigen materiellen Straf-Gefege reagirte 
nemlich bisher auch auf das Verſtändniß eben diefes Ausdruckes im 
8. 330 diefer Strafprocegordnung,*) und ed war zweitelhaft, ob nach 
Borfchrift deffelben in jenen Fällen, wenn fi bei der Hauptverhandlung 
vor dem Gefhmwornengerichte (jebt Landesgericht) die dem Angeflagten 
zur Laft fallende Handlung ale ein zwar begrifflich und der Art nad 
anderes Verbrechen darftellt, als wegen deffen die Anklage erfolgte, je- 
doch noch immer als ein ſolches, weldes zu derfelben Gattung 
gehört, d. h. welches mit dem durch die Anklage bezeichneten Berbrechen 
in demfelben Hauptftüde des materiellen Strafgefeßed vorfam (mie 
dieß z. B. bei Aufftand und Aufruhr, bei den verfchiedenen Fällen der 
öffentlihen Gemwaltthätigfeit, bei Todtfchlag und Mord der Fall war) — 
auf Antrag des Staatdanmwaltes eine Abbrehung der bisherigen Haupt- 
verhandlung zum Behufe der Schöpfung eines neuen Verweifungs +» Er: 
fenntniffes ftattfinden Fonnte oder nicht. Nach dem jegigen (materiellen) 
Strafgefeße kann über die Bejahung diefer Frage nicht weiter ge: 
zweifelt werden, da fih dermal alle nur überhaupt begrifflih ver— 
[hiedenen Verbrechen nad der klaren Aufzählung des $. 57, alfo nad 


88. 28, 37 lit. a, 190, 476, 477 und 555 deflelben, — den Ausdrud: „Sat: 
tung“ in dem in dem $. 51 gebrauchten Sinne, oder in der, unverfennbar 
bei den $$. 118, 412, 426 Abſatz II angewendeten viel engeren Bedeutung 
anzunehmen babe. — Diefen einft theoretifch wie praftifh gleich lebhaft 
geführten Gontroverfen hat dad gegenwärtige Gefeg durch die obige Textes— 
Abänderung ein Ziel geſetzt. — 

*) Derfelbe lautet wörtlih: „Wenn aber aus der Verhandlung erbeilt, 
daß die dem Angeklagten zur Lajt fallende Handlung ein Berbreden 
anderer Gattung begründet, welches mit gleicher oder ſchwererer Strafe 
belegt if, ald das in der Anklage bezeichnete, fo ift hierüber eine Zufapfrage 
nur dann zu fiellen, wenn der Staatsanwalt und der Angeflagte einverftanden 
find, daß über diefed andere Verbrechen fofort das Urtheil gefällt werde. 

Außer diefem Falle flieht ed dem Staatdanwalte nur frei, von ber 
Anklage abzuftehen, unter Einem aber wegen des anderen Verbrechens 
die Verweifung des Beihuldigten an den zuftändigen Unterfuchungsrichter zu 
beantragen, worüber der Gerichtähof zu erkennen hat.” 
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der Auffaffung des höchften Gefepgebers felbft, auch ala „verfhiedene 
Gattungen von Verbrechen“ darftellen.*) 

Am Schluffe dieſes Hauptftüdes, welches nad dem bisher Ge— 
fagten nur eine „theoretifhe Einleitung“ zu den geſetzlichen Be— 
fimmungen „über die einzelnen (befonderen) Verbrechen“ bildet, ſcheint 
es paffend, auch noch der Methode Erwähnung zu thun, nach welcher 
die Erläuterung diefer Special-Beftimmungen eafhöpfend, und zugleich 
am überfihtlichiten dargelegt werden kann. — Es leuchtet ein, daß dieß 
am ficherften dadurch verbürgt wird, daß man auch hierbei einfah der 
Ratur der Sache folge. — 

Denn fih nun an jedem Verbrechen ein fubjectives und ein 
objectives Moment (der Thäter und die That) erfennen laffen, und 
wenn die natürliche und gefegliche Folge jedes Verbrechens die Strafe 
ift: fo ift far, daß ſich durch die.allfeitige Beantwortung folgender fünf 
Haupt» und der in ibr enthaltenen weiteren Fragen der reale Inhalt 
der gefeglichen Begrifföbeftimmung eines jeden Verbrechens und der dafiir 
von dem pofitiven Gefege gegebenen Strafnorm erfchöpfend aufzeige. — 


Wer ift Subject des einzelnen Verbrechens, d. h. melde 
Perfonen können nah der gefeklihen Begriffsbeftimmung möglicher 
Weiſe als Thäter deffelben erfcheinen? — Kann nemlih Jeder: 
mann, der nur überhaupt eines Verbrechens zurechnungsfähig ift (vergl. 
8. 2), oder fönnen etwa nur Perfonen einer gewiffen Kategorie, Claffe, 
oder eines beftimmten Standes ; fünnen PBerfonen beiderlei, oder nur des 
Einen Gefhlehtes, ferner Perfonen eines jeden (jurehnungsfähigen), 
oder nur eines beitimmten Alters; können In- und Ausländer gleich: 
mäßig, und beide fowohl im In» als im Auslande, dieſes beftimmte 


) Es bedarf zugleich feiner befonderen Nahmeifung, daß durch die 
obige Beflimmung ded neuen materiellen Strafgefeped der Anwendung 
der citirten Stelle der St. P. D. eine mwirklihe Berbefjerung zugegangen 
ift, da gewiß nur die Eruirung der von dem Etrafgerichte anzuftrebenden 
materiellen Wahrheit gewinnen fann, wenn in dem vorausgeſetzten Falle 
die biäherige Hauptverbandlung eingeftellt wird, und wegen der neuen Formu— 
firung der Anklage, die nunmehr auf ein oft fehr heterogenes Verbrechen 
gerichtet, auch ganz neue Gefichtöpunkte, eine andere Auffaffung, verfhicdenartige 
Erſchwerungs- und Milderungs+Umftände, oder felbft neue thatfählihe Er— 
hebungen bedingen wird, auch eine neue Berfegung in den Anklageftand ftatt- 
findet, wie dieß ja analog auch bei dem legten, im $. 303 diefer Et. P. D. 
(im Schlußfage deffelden) vorausgefepten Falle angeordnet erſcheint. — 
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Berbrechen begehen? Kann das Verbrechen ferner etwa nur von Einer 
Berfon allein, oder auch von Mehreren zugleich, und von diefen eben- 
ſowohl vereinzelt, als vwereiniget wirfend, oder muß ed efwa, um über: 
haupt vorhanden fein zu können, von Mehreren begangen fein? *) 


Was ift das Rechts-Object des beftimmten Verbrechens. 
d. h. welches Recht oder welche Rechtsbeziehung wird nach der 
geſetzlichen Begriffsbeſtimmung durch das Verbrechen zu näch ſt verlegt 
oder gefährdet? — Iſt es alſo zunächſt ein Recht des Staates (eine 
Beziehung der gemeinſchaftlichen Sicherheit), oder das Privat-Recht 
eines Einzelnen, und in beiden Fällen was für ein Recht derfelben (vergl. 
$. 56)? — — Fällt insbefondere das durd das Verbrechen afficirte 
Rechts -Dbject mit demjenigen Gegenſtande zufammen, an welchem 
das Verbrechen thatfächlich begangen wird, oder find dieß zwei ver- 
fhiedene Momente? **) 


*) Die lepteren Fragen find z. B. ſehr erheblih rüdfihtlih dee 
Unterſchiedes, ob das Berbrechen der öffentlichen Gewaltthätigfeit des dritten 
Falles ($. SI), oder des Aufftandes oder Aufrubres ($$. 68 und 73) vor- 
handen fei, ebenfo bei den in den $$. 76, 78 und 83 bezeichneten Verbrechen, 
bei dem Befellfihaftd » Diebftahle ($. 174 lit. b) u. m. a. 

») Regelmäßig ift der Gegenftand, an dem die verbrecheriſche Hand» 
lung thatſächlich verübt wird, aud das dadurd verlegte Rechtsobject 
des Verbrechend; allein es ift dieß nicht immer der Fall. So iſt z. 2. 
bei den Staats» Verbrechen begtiffönothwendig die verlegte Rechtöbeziehung oder 
das Rechts-Object, ein Recht des Staates, während die dad Verbrechen 
bildende verbrecherifche Handlung häufig, wie z. B. bei Aufftand und bei mehreren 
Fällen der öffentlichen Gewaltthätigkeit, zunächft tbatfächlich an einem einzelnen 
Menfhen begangen wird. Bon dieſer Unterfheidung zwifchen dem thatſäch— 
lihen Gegenftande, woran die verbrecheriihe Handlung begangen 
wird, und dem dadurch zunächft afficitten Rechtsobjecte hängt bei mehreren 
Verbrechen die Entiheidung fo mancher Gorollar= Fragen ab. So iſt ed z. B. 
bei der Erklärung des 8. 96 praftifch wichtig, hervorzuheben, daß das Berbrecdhen 
der Entführung einer verheiratheten Frau auch dann, wenn fie mit ihrer 
Einwilligung, allein mit Anwendung von Gewalt oder Lift gegen deren Gatten 
entführt wird, zwar noch immerhin am der frau begangen werde, und daß daber 
diefe Frau allerdings der thatſächliche Gegenftand der Entführung ifl, daß 
jedoch in diefem Falle keineswegs ihr, fondern vielmehr ihres Gatten Recht 
und, infoferne dad Gefep die Entführung unter die Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit eingereiht hat, die Autorität der Etaatögewalt dad Rechts: 
Dbject diefed Verbrechens bildet, weil ſich hieraus die Folgerung ergibt, daß 
die zu ihrer eigenen Entführung mitwirkende Gattin fih allerdings mit» 
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Worin befteht die von dem Gefeße zum Dafein des beftimmten 
Berbrehens geforderte verbreherifhe Handlungsmweife, d. t. der 
fogenannte objective Thatbeftand des Verbrechens? — Kordert das Ge- 
feß hierzu eine einzige, oder mehrere Thathandlungen, und bis zu welchem 
Stadium müffen diefelben in beiden Fällen vorgefhritten fein, damit das 
Berbrehen im Sinne des Geſetzes als vollbracht angefehen 
werden könne (vergl. insbefondere Seite 295— 297). Begnügt ſich alfo 
etwa die gefeglihe Begriffebeftimmung des concreten Verbrechens zum 
vollftändigen Berbrehen mit einer bloßen Berfuhshandlung, wobei 
ſelbſt nicht einmal das von dem Thäter angeftrebte Factum, gefchweige 
der daraus gewöhnlich hervorgehende, oder beabfichtigte Enderfolg einge 
treten zu fein braucht; oder fordert es hierzu wenigſtens eine gewiffe 
vollendete Thatſache, wenn glei der beabfichtigte Enderfolg 
noch nicht eingetreten ift; oder bedingt e# endlich zu feiner Bollftändigkeit 
fogar das mwirflihe Eingetroffenfein dieſes, oder irgend eines anderen 
beftimmten, wenn gleich nicht unmittelbar beabfihtigten Enderfolges der 
Handlung? — Bann ift alfo im Sinne des Geſetzes diefes be- 
ftimmte Verbrechen als vollbracht, und wann nur als verfucht anzufehen: 
oder ift etwa bei demfelben ein ftrafbarer Verſuch gar nicht denkbar (vergl. 
Seite 351 — 355)? — 


IV, 


Worin befteht der von dem Geſetze zu dem einzelnen Verbrechen 
geforderte Borfag? Begnügt es ſich dießfalld mit der allgemeinen, 
fhon im $. 1 enthaltenen Borfchrift, daß der Wille des Thäters nur 
überhaupt auf diejenigen Thatmomente gerichtet war, welche den ob— 
jectiven Thatbeftand des Verbrechens ausmachen, oder fordert es etwa 
nod eine weitere Endabfiht hierzu (vergl. Seite 142); oder hat es 
vielleicht — im diametralen Gegenfage hiervon — rüdfihlih einzelner 
Beftandtheile oder Merkmale der verbrecherifhen That, als theilmeife 


ſchuldig dieſes Berbrehend, nemlih mitfhuldig der Verlegung der Rechte 
ihres Gatten, und der Gigenmächtigfeit gegenüber der Staatsautorität 
made. — In ähnlicher Weife ift es nicht ohne Folgen, daß bei dem Betruge 
(8. 197) häufig eine von demjenigen, an welchem oder gegen melden als 
Gegenftand der That die Täufhung begangen wurde, verſchiedene (dritte) 
Perfon, diejenige nemlich, weldhe dadurch am ihren Rechten Schaden leiden fol, 
das eigentliche Rehtsobject der firafbaren Handlung ift u. ſ. f. u. ſ. f. 
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Ausnahme von der Regel des $. 1, den Borfaß gar nicht gefordert, fon: 
dern fi mit der bloßen Fahrlaffigkeit (Culpa) begnügt (vergl. Seite 
153— 158)? — 

V. 

Welche iſt die von dem Geſetze für dieſes Verbrechen verhängte 
Strafe? Hat das Geſetz dafür nur Einen, oder mehrere Strafſätze 
feſtgeſeht? Bon welchen Erſchwerungs- und Milderungs-Umſtänden 
hängt die Anwendbarkeit des einen oder anderen dieſer mehreren Straf: 
füge ab? Hat das Gefeß für die Bemeffung der Strafe wegen diefes Ber- 
brechens außer den allgemeinen etwa auch no befondere Erfhwerunge: 
und Milderungs » Umftände, und mit welcher Wirkung zur Beachtung vor: 
gefchrieben? — — 

Nah Mafgabe diefed Fragen-Syſtems mögen nun die einzelnen 
Verbrechen beleuchtet, und die Beftimmungen unferes pofitiven Gefeges 
darüber erflärt werden! — 


Siedentes Haupfflüc. 


Bon den Berbrehen des Hochverrathes, der Beleidigung 
der Majeftät und der Mitgliederdes kaiſerlichen Haufee, 
und der Störung der öffentlihen Rube. 

{Ueberihrift des VII. Sauptftüds des früberen Geſetzes: ‚Bon dem Hohverratbe und 
andern die Öffentlihe Rube Rörenden Handlungen.“) 

Die Veränderung, weldhe das dermalige Gefeß an der Ueber— 
ſchrift diefes Hauptftüdes im Verhältniſſe zum früheren Gefeße vor» 
genommen hat, zeigt ung ſchon an, daß ed auch die darunter enthaltenen 
Berbrehen aus einem richtigeren Gefihtspunfte aufgefaßt habe. Das 
neue Gefeß zählt nemlich diefe Verbrechen mit den ihnen vom Gejepe 
beigelegten fpeciell eigenthümlichen Benennungen nunmehr auch in der 
Ueberfchrift diefes Hauptftücdes einzeln auf, und hält fofort dreierlei, 
von einander auch in ihrer Weſenheit fehr verfchiedene, Verbrechen 
dentlil} auseinander. Es unterfheidet hiernach 

1. das Verbrechen des Hochverrathes ($$. 58—62); 

2. die Verbrehen der Majeftätd- Beleidigung und der Beleidi: 
gungen der Mitglieder des kaiferlihen Haufes ($$- 63 und 64); 

3. das Berbreen der Störung der Öffentlihen Ruhe ($$. 65 
und 66). — 
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Diefe Sonderung fteht auch im vollen Einklang mit der im $. 57 
(Zahlen 1 — 3) gegebenen Charakteriftif, wornach die eben aufgezählten 
drei Verbrechen ald eben fo viele „verfhiedene Gattungen“ von 
Verbrechen anzufehen find. Das frühere Gefeb hingegen hat, wie 
die oben angeführte Capitel-Ueberſchrift deffelben zeigt, die in diefem 
Hauptſtücke aufgezäblten Berbrehen ald „Hocverratb und andere, 
die öffentliche Ruhe ftörende Handlungen“ bezeichnet, und hat eben 
dadurd, daß es diefe Verbrechen ſchlechtweg „als öffentlihe Ruhe: 
ftörungen“ charakteriſirt, vorerft fhon einen an ſich (theoretifch) un: 
tichtigen Geſichtspunkt aufgeftellt, indem mehrere der darunter begriffenen 
Handlungen, 3. B. die Verlegung der fehuldigen Ehrfurdt gegen den 
Kaifer dur perfönliche Beleidigung oder Käfterung ($. 63 des neuen, 
und $. 58 des alten Geſetzes), ja häufig felbft hochverrätheriſche Angriffe 
gegen defien Berfon ($. 58 lit. a des neuen und $. 52 lit, a des alten 
Geſetzes) keineswegs nothwendig „Störungen, ja nicht einmal immer 
Gefährdungen der öffentlihen Ruhe“ find, diefen (lekteren) Zweck 
überdieß oft gar nicht beabfihtigen, fo daß alfo auch die Störung 
der öffentlihen Ruhe hierbei in feiner Weife im Borfage des Thäters 
gelegen war (vergl. $. 1). Derlei Handlungen tragen daher den von 
dem Geſetze felbft ihnen beigelegten Charakter in vielen Fällen weder 
objectiv noch fubjectiv an fi, fondern erzeugen fogar häufig durch 
die ungeheuere Indignation und den tiefen fittlihen Abſcheu, welde fie in 
der Bruft jedes Befleren hervorrufen, in ihren mittelbaren Nachwirkungen 
das gerade Gegentheil, nemlid eine um fo innigere Anhänglichkeit und 
Hingebung an die Perfon des verläfterten oder angegriffenen Landes— 
fürften, eine felbft in dem Gefühle der Staatsangehörigen um fo 
tiefere Berfeftigung der öffentlihen Rube, eine um fo kräftigere 
Erftartung der rechtlihen Ordnung. — — Allein ganz abgefehen von 
diefen theoretifhen Bedenken war die gefegliche Bezeichnung diefer Ber: 
brehen als „Handlungen, welde die öffentlihe Ruhe ftören,“ 
auch praftifh höchſt bedenklich, da man aus ihr ebenfo wichtige 
als gefährliche Folgerungen abzuleiten Anlaß fand. — 

Man deutete nemlih aus diefen Worten der Ueberſchrift des 
früheren VI. Hauptftüdes eine ſolche Auslegung aller einzelnen darunter 
begriffenen Gefepesftellen heraus, welche gewiß nicht in der urfprüng- 
lichen Abſicht des Gefeßgebers gelegen war, die aber in der von dem 
Geſetze ſelbſt aufgeftellten (doctrinären) Charakteriftif einen um fo 
ſeſteren Anhaltspunkt zu finden glaubte, ald ja auch das frühere Ge: 
feß (Art. VIdes K. M. P.) die unverleglihe Richtſchnur vorgefchrieben 
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hatte: „daß nur dasjenige als Verbrechen behandelt werden dürfe, was 
in diefem Gefege ausdrücklich (scil. mit deutlihem Worte — vergl. 
Seite 97— 111) als ſolches erklärt it.“ — Kann ed da noch Wunder 
nehmen, wenn fih nad und nad die Anfiht Bahn gebroden, und im 
Kaufe von fünf Jahrzehenden beinahe zur allgemeinen Praris er- 
hoben hat,) daß zu den in den $$. 57 und 58 des alten ($$. 65 umd 
63 des neuen) Geſetzes bezeichneten Verbredden, und daß insbefondere zu 
den im 8. 58 des alten Geſetzes höchſt unpaffend noch insbefondere ala 
„DBerbrechen der Störung der innerlichen Ruhe des Staates" bezeichneten 
Käfterungen auf die Berfon des Landesfürften, um fie ald Verbrechen 
erklären zu können, ein ſolcher objectiver und fubjectiver Thatbeftand er: 
forderlih fei, wodurd vermöge der Beſchaffenheit der frevelhaften 
Heußerungen an und für fih, vermöge der Eigenfhaft der- 
jenigen Perfonen, zu oder vor welden fie geſchahen, 
und vermöge der Subjectivität des Thäterd, ald gewiß angenommen 
werden muß, daß daraus fubjeciv unverkennbar, umd zugleich 
objectiv in den Zuhörern eine Abneigung gegen die Perfon 
des Landesfürften entfteben Fonnte, und daß alfo die Läſterung 
zugleich die Natur einer wenigftens drohenden „Störung der öffent- 
lihen Ruhe“ an fih habe, ſowie dag dieß Alles erweislih aud 
fubjectiv von dem Thäter beabfichtiget gewefen fein müſſe? — Habe 
ja doch der höchſte Gefehgeber felbft diefe Merkmale ausdrüdlih und 
wiederholt vorgefchrieben, indem er in der Ueberfchrift zum VI. Haupt- 
ftüde, in der (den 8$. 57 und 58 des alten Gefehes gemeinfhaft- 
lihen) Randgloffe, und im Terte des $. 58 deffelben („unter 
diefes Verbrechen“, seil. „der Störung der öffentlichen 
Ruhe des Staates, werden auch Räjterungen auf die Perſon 
des LRandesfürften gerechnet“) forderte, dag derlei Läfterungen, um 
ala Verbrechen behandelt werden zu können, den Charakter „einer 
die öffentlihe Ruhe ftörenden Handlung“ an fih tragen 
müffe!!*) — 


*) Erft in der neueften Zeit haben die Erfenntniffe des Gaffationähofes die 
obige Auslegung des $. 58 des früheren Gefeges freilich aub nur theilweife, 
fo weit nemlich die der Entfheidung dieſes hoben Gerichtshofes vorgelegenen 
Fälle eben einen Anlaß hierzu boten, als irrig erklärt. Es wurde nemlich in den 
Entſcheidungsgründen ded Gaffationd-Erfenntniffes vom 21. Mai 1852, 3.4808 
(Gerichtözeitung, Rr. 103) audgefprochen: „daß in derlei öffentlichen Läfterungen 
(objectiv) das im oftgenannten $. 58 bezeichnete Verbrechen auch dann gelegen 
fei, wenn damit (nur überhaupt) die Gefahr verbunden ift, daß aus den- 
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Es bedarf feiner Auseinanderfeßung, daß nach diefer Inter: 
pretation die frevelhafteften Läfterungen auf die Perfon des Landes: 


felben unverfennbare Abneigung entftehen kann, und daß daher jede grobe 
Beihimpfung dahin gehöre, welche das Anfehen des befchimpften Landes: 
fürften in den Augen der Anwefenden hberabwürdige (!), die dem 
felben ſchuldige Ehrfurcht verlege, Mißachtung erzeuge, und dadurch leicht 
zur Abneigung führe” — — daß ferner (in Anfehung ded fubjectiven 
Ihatbeftandes dieſes Verbrechens) „zu diefem Berbregen die Abficht, Ab- 
neigung gegen den Landesfürften zu verbreiten, nah dem Ge» 
fege nicht erforderlich fei, fondern hierzu nur die, in der willführlichen 
Handlung einer ſolchen Läfterung felbft gelegene Abficht erforderlich fei, gegen 
den Landesfürften die erwähnte Läfterung vorzubringen.“ — — — 

In dem Erfenntniffe des Caffationdhofes vom 29. Juli 1852, 3. 7628 
(Gerichtszeitung, Nr. 123) wurde von demfelben anerfannt: „daß ſolche öffent: 
lich vorgebrachte Aeußerungen, melde ibrem Inhalte nah rohe Schimpf- 
worte über den Landesfürften enthalten, allerdings die objectiven Merk 
male des im $. 58 bezeichneten Berbrechend in ſich fchließen, da fie als 
gecignet erfannt werden müjlen, Verachtung und Abneigung gegen den 
Landesfürften zu erregen, indem hierdurch der moralifche Werth und das An— 
feben deffelber, und fomit das nothwendige Dertrauen der Untertbanen (über- 
baupt?— alfoniht blos der Zubörer einer foldyen Läfterung!) in die Kraft 
und den Willen ded Monarchen gefhwächt werden muß — — daß zwar aud 
bei dieſem Berbrechen die böfe Abfiht erforderlich fei, dur die vorge: 
braten Läfterungen Abneigung gegen den Landesfürften zu erweden, und daß 
demnach der Gaffationähof die von dem (in erfter Inſtanz erfennenden) Lan: 
deögerichte ausgeſprochene Anficht, daß der Läfterer felbft dann, wenn der ebens 
gedachte böfe Borfag nicht erwieſen wäre, dennoch des gedachten Berbrechend 
fhuldig erfannt werden könne, nicht theilen könne (vergl. dagegen bie vor: 
fiebende frühere Entfheidung des Gaffationshofed vom 21. Mai 1852): 
„daß aber diefe Abfiht Flar in dem Ausftoßen folder Läfte- 
rungen an öffentlihen Orten liege, und nad $. 1 des Ge- 
feges als erwiefen angenommen werben müffe, weil biefes 
Uebel, nemlih die Abneigung gegen die Perfon des Landes— 
fürften, hieraus leicht erfolgen fann, und weil daher von Seite des 
Läfterers Alles gefchehen ift, was den Eintritt diefed Uebeld mit Grund vor» 
audfehen läßt.” — — 

In gleicher Weife hat diefer hohe Gerichtähof auch neueftend mit Er- 
fenntniß vom 19. Mai 4853, 3. 4685 ausgeſprochen: „daß öffentlich oder in 
Geſellſchaft vorgebrachte Läfterungen allerdings das im $. 58 bezeichnete Ber: 
breden bilden, welche dem Landesfürften Eigenſchaften beilegen, die, wenn er 
fie befäße, ihm die Verehrung feiner Unterthanen entziehen, ihn zum Gegeu— 
ftande der Abneigung derfelben (alfo wieder der Untertbanen überhaupt? 
d. h. nicht blos der zufällig bei der Läfterung anwesenden Zuhörer!) maden, 
daher allerdings die im $. 58 zum Verbrechen geforderten Folgen haben 


Hochverrath. 
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fürften, wenn fie 5. B. vor durchaus Ioyalen Berfonen vorgebraht werden, 
in denen vermöge ihrer ehrenhaften Gefinnung und unerfhütterlihen An- 
bänglichfeit an den angeftammten Herrfcher aus derlei Läflerungen nim- 
mermebr eine Abneigung gegen deſſen Perfon, fondern nur tiefe Ent- 
rüſtung gegen den Läfterer entitehen kann — ftraflos bleiben, und daß 
demnach derMonarh im monarhifhen Staate (!) gegen Shmähun- 
gen weniger gefhüßt fein würde, als jeder andere Staatsangehörige 
(vergl. 88. 237 und 241 des Il. Theild des alten, und 88. 491 und 
496 des neuen Geſetzes)! — Es leuchtet aber zugleih ein, dag von 
unferer Gefepgebung das zunähft in der gänzlich mißlungenen Terti- 
rung des früheren Geſetzes gelegene Uebel erkannt, und an der 
Wurzel erfaßt worden ift; umd daß das neue Gefeß dadurch, daß 
ed die zu ſolchen Mißdeutungen Anlaß gebende Ueberfhrift des 
VI. Hauptftüdes abänderte, und zugleich derjenigen Geſetzesſtelle ($- 63), 
welche an die Stelle des früheren, ebenfo vag als unpaffend tertirten 
8. 58 getreten ift, eine beftimmtere Faſſung, fowie den diepfälligen Ver— 
brechen felbft einen paffenderen Namen gab, all’ diefen bedenklichen Ge- 
feßes - Auslegungen wenigftens für die Zukunft ein Ziel gefekt, und dieje 
Berbrehen auf ihre eigentliche Natur zurücgeführt hat. — 

Was nun das erfte der in diefem Hauptftücde aufgenommenen 
und von einander in ihrer Gattung verfchiedenen Verbrechen, nemlich 
das „Verbrechen des Hochverrathes“ betrifft, fo find die Normen 
darüber in den 88. 58—62, und zwar vorerft die Begriffsbeftim- 
mung ded Hochverrathes in dem $. 58 enthalten. — 


8. 58. 6. 52.) 


Das Verbrechen des Hochverrathes begeht: wer etwas 
unternimmt, 

a) wodurch die Perfon des Kaifers an Körper, Gefundheit 
oder Freiheit verlegt oder gefährdet, oder eine Verhin- 
derung der Ausübung feiner Regierungsrechte bewirkt 
werden foll; — oder 


fönnten. — Da ferner derlei Läfterungen die eben angegebene Wirkung 
leicht, ja gewöhnlich (vergl. $. 1) bei jenen hervorbringen, die den: 
felben Glauben ſchenken, fo kann diefes dem Läfterer nicht unbekannt 
fein; ed muß daber angenommen werden, daß er dieſe Wirfung 
beabfihtiget, mit böfem Borfage gehandelt babe." — — 
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b) was auf eine gewaltfame Veränderung der Regierungs: 
form; — oder 

c) auf die Losreißung eines Theiles von dem einheitlichen 
Staatöverbande oder Länderumfange des Kaiferthums 
Defterreich, oder auf Herbeiführung oder Vergrößerung 
einer Gefahr für den Staat von Außen, oder einer Em: 
pörung oder eines VBürgerfrieges im Innern angelegt 
wäre; — es gefchähe folches öffentlich oder im Verborgenen, 
von einzelnen Perfonen oder in Verbindungen, duch 
Anfpinnung, Aufforderung, Aneiferung, Berleitung durch 
Wort, Schrift, Drudwerfe oder bildliche Darftellung, 
Rath oder eigene That, mit oder ohne Ergreifung der 
Waffen durch mitgetheilte zu ſolchen Zweden leitende 
Geheimniffe oder Anfchläge, durch Aufwieglung, An: 
werbung, Ausfpähung, Unterftügung oder durch was fonit 
immer für eine dahin abzielende Handlung, wenn die: 
felbe auch ohne Erfolg geblieben wäre. — 


Wenn die vorftehend erwähnten Handlungen gegen die 
Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Berfaflung 
des dentfchen Bundes gerichtet werden, fo find fie ebenfalls 
als Hochverrath zu beurtheilen und zu beftrafen. 


$. 52. 
Das Berbrechen des Hochverrathes begebt : 


Der die yerfönlide Sicherheit Des Dberbaunts Des Staates verleget, 
Der etwas unternimmt, mas auf eine gewaltfame Veränderung der Staatéver— 
faffung, auf Zuziehung oder Vergrößerung einer Gefahr von Außen gegen den 
Staat angelegt wäre, es geſchehe öffentlib , oder im Berborgenen,, von einzelnen Der 
fonen, oder In Berbindungen, durch Anſpinnung, Ratb, oder eigene That, mit oder 
ohne Ergreifiung der Maffen, durch mitgetbeilte,, zu ſolchem Zwecke leitende Geheimniſſe 
oder Anichläge, durch Aufwiealung, Anmwerbung, Ausſpähung, Unterftügung , oder durch 
was jonft immer für eine dahin abzielende Handlung. 


($. 23 des prov. Prefgefeged vom 13. März 1849, Nr. 161 des R. ©. BI.) 
Wer durch Drudichriften Andere zu Handlungen auffordert, ameifert,, oder zu verleiten 
ſucht, durch welche 

a) Die gewaltſame Loereißung eines Theiles von dem einheitlichen Staatsverbande oder 
Laänderumfange des Kailertbums Deſterreichs bewirkt, eine Gefahr für den Etaat von 
Außen ber, Empörung oder Bürgerfrieg im Innern berbeigeführt oder vergrößert; 

b) eine gewaltfame IImänderung der Neid, oder Landesverfaflungen ; 

c) eine gewaltfame Verlegung oder gefäbrlihe Bedrohung der erfon des Etaatd-Ober: 
banptes an Körper, Befundbeit oder Freiheit, oder eine gewalttbätige Berbinderung der 
Ausübung feiner Regierungérechte bewirft, oder i 

d) der allgemeine Öfterreichifche Meichhstag oder die Landtage der einzelnen Kronländer in 
ihrem Aufammenbange , Beitande oder im ihrer Wirffamfeit gewalttbätig geftört oder 
bebindert werden follen, wird mit ſchwerem Kerler von wei bis zehn Jahren beftraft. 
Bei periodifhen Druckſchriften ift überdieß auf den Berfall der Gantion felbft bis zum 

vollen Betrage derfelben zu erfennen. 


So viele und vielfältige Phafen auch immerhin die rechtsgeſchicht— 
liche Entwidlung des Majeſtäts-Verbrechens von feiner urfprüng- 


lihen Geftaltung und mannigfadhen fpäteren Um- und Ausbildung im 
Hye, Gommentar. 43 


= 
—— 


Hodverraih. 
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römischen Rechte angefangen, *) — fortgehend durch das canonifde Recht 
und die goldene Bulle (Carl's IV. **), — ſich mannigfah modificirend im 
altgermanifchen Rechte bis zur C. C. C.,***) und theilweife fih wieder anders 


*) Wenn aud der Umfang, den die Perduellio im römifhen Rechte 
unter der Rönigeregierung hatte, no immer nicht ganz gemau feſtgeſtellt if, fo 
ift doch fo viel gewiß, daß fie fehr viele, nad heutiger Vorftellung in Feiner 
MWeife unter den Begriff des Hochverrathd fallende Handlungen, nemlich eime 
Reihe von ſchweren Verbrechen einfhloß, durch welche fid) der Thäter ala ein 
Feind (Perduellis, d. i. den inneren Feind des Staates im Gegenfage 
des Aufieren Feindes — hostis — oder auch beides zufammen bedeutend) 
ded römifhen Staates zeigte. Späterbin ging diefe Perduellio in dem 
Crimen majestatis und den verfchiedenen leges majestalis auf, welches 
Verbrechen unter der Republit alle abfichtlihen laesiones majestatis 
publicae „adversus populum Romanum, vel securitatem ejus“ umfaßte, 
und unter der Kaifer-Regierung nah Mafigabe der berühmten lex Julia (von 
Gäfar, oder Auguftus, oder vielleicht von beiden) alle jene Perfonen aufnabm, 
„qui dolo malo contra imperatorem, vel rempublicam ali- 
quid moliuntur“ und in dieſer Geftalt auch in die Juftinianeifchen 
Sammlungen überging. — Hierbei ward alfo Hochverrath im heutigen 
Sinne ded Wortes von dem Berbrechen der Majeftätd- (Ehren-) Beleidigung in 
der modernen Auffaffung diefed Ausdruckes (ſieh' auch unten den $. 63 unfered 
gegenwärtigen vaterländifhen Geſetzes) nicht gefchieden. — 

) Dem tanonifhen Rechte war ed vorbehalten, aus den vielen leges 
majestatis der Juftinianeifchen Sammlung gerade diejenige berüber zu nehmen, 
deren Inhalt der traurigfte Ueberreft jener wechfelnden Gefepgebung ift, nem- 
lich die denfwürdige Verordnung des Kaiferd Arcadius, welche einerfeitt 
fogar einen Angriff auf das Leben eines Minifterd, Senatord u. dgl. (nam 
et ipsi pars corporis nostri — scil. Imperatoris — sunt!) ald das Majeftätd- 
Berbrechen ftempelte, und amd’rerfeitd auch die (für fih fhuldlofen) Kinder 
jedes Hochverrätherd mit Infamie, Erbunfähigkeit u. f. f. ftrafte (Const. 5. 
God. ad leg. Jul. Majest, (IX. 8); — c. 22, Caus. 6. qu. 1; — Dist. 1, 
cap. 9 de poenit.; — cap. 5 de poenis in 6to, und vergl. endlid die An— 
mertung ” auf Seite 440—443 diefed Werkes)! — Diefelbe terroriftifche 
Beftimmung war aber auch in die goldene Bulle (von 1356) cap. XXIV 
übergegangen. — 

»5) Im germanifchen Rechte wurde dieſes Verbrechen zunächſt aus 
dem Standpunkte der Treuloſigkeit (Infidelitas) ober des Treubruches, und 
jwar in früheren Zeiten ald Berrath an Land und Bolf, oder an dem Ge 
meinmwefen, fpäterhin aber ald Berlegung der dem Herrn, Lebend-, Dienft-, 
Schutz⸗Hertn, Heerführer, König u. f. f. fhuldigen Treue, GErgebenbeit und 
Ghrerbietung aufgefaßt, und daher zunächſt ald Berrätberei beftraft, fo 
z. B. in der lex Ripuar. (tit. 69), Alamann, (tit. 24), Saxon, ({tit. 3, 
88. 1 und 2), Capit. Paderb. (c. 11); — im Sahfenfpiegel (I. 40 und 
Il. 13) und im Shwabenfpiegel (cap. 17), und jelbft nod in der pein- 
lihen Gerichteorbnung Garl’d V. von 1532 (C. C, C.) Art. 124, indem bie 
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geſtaltend in den älteren Particular⸗Geſetzen der einzelnen öſterreichiſchen 
Erbländer“) — — durchlaufen hatte: fo prägt ſich doch allenthalben ſchon 


ſelbe ebenfalls „die bodhaftige Verrätherei, ſo ein Land, Stadt, feinen 
eigenen Herrn x. beträfe, mit dem Tode beftraft, und nur im Vorbeigehen 
in dem befannten General-Supplementar-Artitel 218 auch „des Laſters der 
beleidigten Majeftät“ Erwähnung thut; — trop dem, daß ihre beiden 
Borläufer, nemlih fowohl die Bambergensis ald die Brandenbur- 
gensis in ihren Art. 132 und 135 ausdrüdlih von dem Verbrechen ſprechen: 
„fo einer Röm. Kapferl. oder Königl. Majeftät leftert, verbindtnuß oder eyni- 
gung wider diefelben Majeftät dermaßen machet, daß er damit zu latein 
genannt Crimen lese majestatis gethban hat“ und diejenigen ald 
ftrafbar erflärt: „fo boßhafftiger weyß flete, Schloß oder Bevefligung über: 
geben oder wider guten glauben und ir Pfliht von jren herren zu den 
Feinden zihen.“ — — 

) Das öfterreihifhe Particular- Strafrecht hat au binfihtli des in 
Frage lebenden Momented, wie bei fo vielen anderen Beziehungen, wenigftend 
zum Theile, feine ſelbſtſtändige und von der Yortbildung des gemeinen 
deutfchen Rechtes abweichende Entwidlung genommen, zumal feit es fih aus 
dem Statutar- und Städte-Rechte einzelner Orte und Gorporationen zu einem 
eigentlihen Gefeged-Rehte ganzer Provinzen geftalter hatte. — Wenn 
man nun bei diefem lepteren Stadium, d. i. mit dem Anfang bed ſech— 
zehnten Jahrhunderts anfnüpft, fo überzeugt man fich bald, daß man im 
den Geſetzen der öfterreihifchen Länder bald zu einer richtigen Auffaffung des 
Weſens ded Hochverrathed und feines Unterfhieded von ber Majeftätd-Beleidi- 
gung gelangte. — 

a) Die Marimilianifhe Landgerichts - Ordnung für Defterreih unter 
der Enns vom 21. Auguft 1514 (fieh’ die Ausgabe derfelben von Hye in der 
öfterreihifchen Zeitfchrift für Rechtögelehrfamkeit, Jahrgang 1844, I. Band, 
Seite 353 u. fag-) bat dreierlei Beftimmungen hierüber. $. 31: „Wer feinen 
Herrn in den Tod gibt, oder pm heymlich oder offentlich wid’ gethane ayds- 
pflicht fchedlich untrem thuet;“ — 8. 32: „wer wider fein berrfchaft, obrifait 
und Landtfridn verretterep geubt oder getriben hat“ und $. 36: „Wer bed 
Landsfurſten oder feiner furftlichen gnadu obrigfhait glaidt: oder angelobten 
Frid frevenlih briht.- — — 

b) Die nemlihen Beftimmungen finden fih auch in der L. G. O. 
für Krain von 1535 (in den Abſätzen 2 und 6 der Nufzählung ber einzelnen 
Malefiz- Händel, jedoch ſchon mit dem Beifage: „oder wer wiber ihr verordent 
Obrigkeiten und Borgeber Auffruhr zu bewegen fi unterfichet.” — 

ce) Die fleiermärt. 8. ©. D. von 1574 hatte in ihren Art. 89 des 
erften Theild nur mörtlih den Art. 124 der Carolina herübergenommen; 
während 

d) und e) die Ferdinandea für Deflerreih unter der Ennd von 
1656 im Urt. 61 und die Leopoldina für Defterreih ob der Ennd von 1675 
(Art. III des II. Theils) bereitd „von dem Qafter der beleidigten 

43° 
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in diefen älteren Rebtsanfhauungen, und nicht erft jet, der in den neueren 
Strafgefeßbüchern des heutigen Europa's übereinftimmend feitgehaltene 


Majeftät, LandesVerrätherey, Rebellionen, ſchädlichen Con— 
fpirationen, Landöfrieden- und Geleit-Bruch“ ſprechen. — 

Um vieles weiter griff 

f die Theresiana (von 1768), obgleich fie hierbei unverfennbar 
von römifhen Rechts-Anſichten beherrfht war. Sie erflärt im Art. 6l, 
8.1: „dab das abfcheulihe Laſter der beleidigt» weltliben Majeftät und 
Randesverrätberei begangen werde, und zwar im erſt- und höchften 
Grad, wenn ein Unfriger Untertban, oder Landesinſaß fih böchft vermeſſentlich 
beigehen liege, unmittelbar wider Une, oder den gemeinen Staat 
mit gefährlich» und feindlihem Gemüth etwas zu unternehmen: es be— 
ſchehe ſodann öffentlih oder heimlich, mit Rath oder That, mit oder obne Er- 
greifung der Waffen, von einer oder mehreren Perfonen, durch Aufrubr, 
Zufammenfhwörung, Berrätberei, Entdedung der Staatdae- 
hbeimniffe, oder durh PBerbindung mit den fFeinden, beren Be- 
förder« und Hilfeleiftung, Hinübertretung zu denfelben, oder durch was immer 
für eine Mißhandlung, fo gerade und unmittelbar auf die Lan— 
desherrfhaft, oder deren fürſtliches Haug, auf den gefammten 
Staat, oder einigen Theil deffelben gerichtet wäre.” — Der $. 2 dieſes 
Artikels unterfhied dann noch einen zweiten oder mindberen Grad dieſes 
Lafterd, wenn nemlid die Mißhandlung zwar nicht gerade und unmittel: 
bar auf die Berlegung der Landesherrſchaft und des Staates 
abgefehen ift, jedoh mittelbar und in der Folge zu Beratung und 
Abbruch der landesfürftlihen Hoheit und zur Verwirrung des Staated gereidhet, 
ald da: eine thätige Bergreifung an ben Miniftern, Läfterung der Hof- und 
Landesftellen, ſchwere Beleidigung landesfürftlicher Näthe oder Gommiffarien 
in ihrer Amtöverrichtung, Amtsmißbraud von Seite öffentlicher Beamten, An- 
maßung landesherrlicher Hoheiten oder Borrehte u. f. f£ — Um ferner diefes 
Berbrehen von Aufrubren und Tumulten, d. i. von Auflauff und Zufammen- 
rottirung mehrerer Perfonen, um der Obrigkeit Widerftand zu leiften, zu 
unterfheiden, hatte überbieß der Art. 62 im $. 1 beigefügt: „daß ein Auf: 
ftand oder Empörung, fo unmittelbar auf die Landesherrihaft 
oder den Staat anzielet, zu dem after der beleidigten Majeftät 
gehöre” — 

Das bunte Chaos der hier unter Ein Verbrechen zufammengewürfelten 
Handlungen firebte zuerft 


g) dad Joſephiniſche St. ©. B. von 1787 zu fihten, indem es in den 
88. 41 und 43 ald „Berbrehen der beleidigten Majeftät nur das gewaltfame 
Handanlegen, oder ſich PVergreifen an der Perfon ded rehtmäßigen (!) 
Landesfürften“, fo wie diejenige Handlung erflärt, wornah „Jemand bie 
pflihtmäßige Ehrerbietung gegen den Landesfürften aus den Augen 
fept, und in öffentlichen Reden oder Schriften denfelben anzugreifen die Ber: 
meffenheit hat;" — während es in den $$. 45 und 48 „denjenigen, der feind« 
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und deutlich formulirte Grund: Gedanke aus, daß man unter den Ber: 
brechen wider die Majeftät des Staates oder unter dem Hochver— 
rathe, d. h. dem Berrathe wider den Etaat in höchſter Potenz (oder 
Berrath per eminentiam) nur Angriffe auf die Grundfeften oder gegen den 
Teftbeftand des Staates entweder in feinem ftaatlihen Daſein, oder in 
feiner wejentliden Sundamental-Einrihtung, oder endlih in 
feiner Wirkſamkeit aufzufaffen habe. Hiernach gliedert ſich dieſes 


felig etwas unternimmt, das mittelbar oder unmittelbar zum allgemeinen Rad: 
theile ded Baterlanded oder Staates gereichte (!!), oder das Entdeden der 
einem Beamten in feinem Amte befannt gewordenen Staatögehbeimniffe, und 
das Ausfpähen von militärifchen Geheimniffen, um fie dem Feinde mitzutheilen, 
als Landesverrath“ bezeichnet. — 


Die Aufregung, welde die franzöfifhe Revolution von 1789 auch in 
mehreren öfterreihifhen Erbländern herbeigeführt hatte, gab der damaligen 
oberjten Juftigtelle den Anlaß, in Uebereinftimmung mit der damaligen oberften 
Adminiftrativ» Gentraf» Stelle, nemlich dem „E. k. Directorium in cameralibus 
et publico -Politieis* unaufgefordert und proprio motu fhon im Jahre 
1794 einen a. u. Antiag an den Monarchen zu richten: „daß bei den ber. 
maligen kritifchen Zeiten, und kriegeriſchen Umftänden zur Erſtickung böfer 
Gefinnungen, wie fie mehrere Inquifiten bereits geäußert haben, und die 
vielleiht no an fehr vielen Orten der Monarchie fi veroffenbaren könnten, 
und um dem auffeimenden Uebel aufrührifher Grundfäge noch zu rechter Zeit 
zu begegnen, das einzige Mittel in ber Schärfe der Geſetze zu 
finden fein dürfte, welde Strenge in nichts Anderem, ald in der wider 
derlei öffentliche Frevler und Beleidiger des Staates und des 
Landesfürften zu verbängenden Todesſtrafe beftehen könne, weil ed 
der Bernunft, den Umftänden, der Größe der Gefahr und felbft der landes— 
väterlihen Güte des Monarchen angemeffener zu fein fcheine, einige hundert 
boshafter, unbefonnener Menfhen aus dem Wege zu räumen, ald die Sicer- 
beit, das Eigenthum, und den Wohlftand mehrerer hunderttaufend guter Bürger 
in offenbare Gefahr kommen zu laffen.” — — 

Aus diefen Anträgen eutftand das Patent vom 2. Jänner 1795, Nr. 209 
der J. ©. S., welches fofort wörtlich in die $$. 43 — 48 des wefigalizifchen 
Strafgefegbuches vom 17. Juni 1796, und aus diefem in die (oben beim Terte 
dieſes Werkes ohnehin don mir mit abgedrudten) 88. 52-57 des St. 9. 2. 
vom 3. September 1803 übernommen worden if. — Der (weiter oben nad 
dem Zerte des $. 63 unfered dermaligen Gefeped mitabgedrudte) $. 58 des 
Geſetzes vom 3. September 1803 war in demfelben neu binzugelommen. 

Uebrigend mag ned) erwähnt werden, daß das a. b. Patent vom 2. Jänner 
1795 in dem Abdrude, welder in der Sammlung der politifchen Gefepe 
und Berordnungen (Band 6, Seite 1) vorfommt, eine fehr forgfältige Moti« 
virung dem Gefepeö-Terte vorausgeſchict hatte, welche in dem in der Juſtiz— 
geſeßſammlung enthaltenen Abdrude gänzlich fehlt, — 
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Verbrechen je nad der Verſchiedenheit des Objectes weientlih im drei 
Unterarten: 

1. gegen die Eriftenz des Staates als folden, d. h. gegen deſſen 
innere oder äußere Sicherheit, Selbftftändigkeit oder Gebiets— 
Integrität; — 

2. gegen defien Berfaffung oder Inbegriff derjenigen Bundamental- 
Einrihtungen (grundgefeplicden Beftimmungen) des Staates, wodurd 
feftgefegt erfcheint, weldhem Subjecte die höchſte Herrfchergewalt im 
Staate zukommt, und nah welchen Modalitäten es diefelbe auszu- 
üben befugt ift (Beherrfhungs- und Regierungsform, oder auch nur 
Regierungsform genannt); — oder endlich 

3. gegen das Subject der höchſten Staatsgewalt felbft, d. i. gegen den 
Herrſcher, fei es num gegen deſſen Regierungdgewalt oder gegen 
deſſen Perſon. — 

Nah dieſem, wohl ſchon im innerſten Weſen der Sache liegenden, 
und eben deßhalb durch das Vernunftrecht aufgezeigten, Unterſchiede 
hat nun auch das öſterreichiſche Strafgeſetz, und zwar ſchon das frühere 
vom 3. September 1803, ſo wie das vorliegende den Real-Begriff des 
Verbrechens des Hochverrathes feſtgeſtellt, indem es hierbei nur — aus 
ſchuldiger Rückſicht für das monarchiſche Princip — die dritte Unterart, 
welche nemlich die Angriffe gegen die Perſon des Monarchen einſchließen, 
den beiden übrigen vorausſchickt. — 

Dieſe letztangedeutete Unterart findet nemlich ihre Normirung 


in der lit. a des vorftehenden $. 58. — 


Hiernach ift 

I, 
Subject dieſes Verbrechens (vergl. oben die Erörterung zu I—V auf 
Seite 665— 668 d. W.), und zwar nicht blos der erften ad a bezeichneten, 
fondern auch jeder der beiden, ad b und e folgenden, Unterarten deſſelben — 
da fich die Eingangsworte des $. 58: „wer etwas unternimmt“ auf alle drei 
Abtheilungen dieſes Paragraphes beziehen — Jedermann, der nur über 
haupt eines Verbrechens zurehnungsfähig ift, Daher nicht blos Inländer 
im Ins und Auslande (vergl. oben Seite 513 u. fgg. die Erörterung 
zum $. 36), jondern allerdings auch Ausländer, und zwar ſowohl dann, 
wenn fie diefes Verbrechen im Inlande begehen ($. 37), ala nad dem 
Haren Wortlaute des $. 38 felbft dann, wenn fie diefes Verbrechen im 
Auslande begangen haben, und in der Folge im Gebiete des öfter« 
reichiſchen Kaiſerthums betreten werden, da doch Niemand daran zweifeln 
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wird, daß die Worte des $. 38: „hat ein fremder im Auslande das Ber 
brechen des Hodverrathes in Beziehung auf den öfterreihifhen 
Staat ($. 38) begangen“, nicht blos auf die in den Abfügen b und c 
des $. 58 enthaltenen Unterarten des Hochverrathes, wo unmittelbar 
vom Staate im Ganzen die Rede ift, fondern allerdings auch auf die im 
Abfape a dieſes Paragraphes beftimmte Unterart anwendbar ift, da es 
fi hier zwar zunähft um das Dberhaupt des öfterreihifhen 
Staates, aber eben defhalb auch um die Spike und den wefent- 
lihften Moment des monarchiſchen Staates handelt, daher ein Hod- 
verrath, begangen am Staatsoberhaupte des Öfterreichifchen Staates, 
zuverläffig denn doch aud ein Hochverrath „in Beziehung auf den 
öfterreihifchen Staat” ifl.") — 


*) Durch die obigen Belimmungen hat unfere vaterländifhe Gefep- 
gebung zugleid die befannte Gontroverfe des gemeinen Rechtes abgefchnitten: 
„ob das Verbrechen des Hochverrathes nur von eigentlichen (d. i. bleibenden 
und perfönlihen) Untertbanen des Staates, oder auch von Ausländern, 
fei ed nun während ihres zeitlichen Aufenthalted in einem fremden Staate, 
wodurd fie gewiffermaßen zu temporären Unterthanen deffelben werden, oder 
fogar während ihres Aufenthaltes im Auslande begangen werden könne?“ — 
Wird diefe Frage aus dem Standpunkte ded Bernunftrehtes beleuchtet, 
fo dürfte fie fi ald mäßig darftellen, da ihre Bejahung nad den Grund» 
fägen der natürlichen Gerechtigkeit außer Zweifel fteht (vergl. ©. 531 u. fgg. 
diefes Werkes), indem wohl Riemand beftreiten wird, daß jeder Staat das 
Recht habe, Angriffe, welche auf feine Eriftenz, ftaatlihe Selbftjtändigfeit, 
Gebietd-Fntegrität, Berfaffung oder gegen den Träger feiner höchſten Staats» 
gewalt woher immer, alfo auch von Ausländern, und aus dem Audlande 
gerichtet werden, mit Gewalt zu unterdrüden, und wenn fie dennoch gefchehen 
find, durch Geltendmachung des ihm aus dem innerften Wefen des Staates zu- 
fichenden Strafrechtes auch zu ahnden. — 

Nur nad gemeinem biftorifchen Rechte wurde die Sache bezweifelt, 
freilich zunähft aus dem rein doctrinellen Grunde, weil diejenigen, welche 
zu einem Staate nicht in dem engen Pflicht» Berhältniffe eigentlicher Inter 
thanen ftehen, an demſelben auch feinen (Hoc) Berratb begehen können! — 

68 leuchtet ein, daß im Gegenfape diefer Spipfindigfeit — Defterreidy’d 
Gefepgebung auch hierbei weniger den Namen, ald vielmehr die Sache in’d 
Auge faßte. — Dabei war ed aber überflüffig, im Gefepe erſt noch auddrüd- 
lich den Zufap hinzuzufügen, daß auch die ſes Verbrechen dem Thäter fub- 
jectiv nicht mehr als folches zugerechnet werden dürfe, fobald er die im $. 58 
bezeichneten Handlungen gegen einen Staat, etwa ald Unterthan eined frem« 
ben Staated im Auftrage feiner Stantögewalt vollzieht (vergl. oben auf 
Seite 220 und 221 die Anmerkung ""), was z. DB. bei einem zwifchen beiden 
Staaten auögebrochenen Kriege der Fall fein würde. Hier handelt au der 
einzelne Untertban bed fremden Staated ale Feind, und feine Handlungs⸗ 
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Aus eben diefen Worten des Geſetzes erhellt zugleih, dab das Ber- 
brechen des Hochverrathes nah Öfterreihifchem Geſetze nicht blos von 
einem Gomplotte oder einer f. g. Verſchwörung (Eonfpiration — 
vergl. oben Seite 255 und 256), — fondern allerdings auch von einer ein= 
zelnen Perſon, oder zwar zufammen von mehreren Perjonen begangen 
werden fönne, ohne daß diefelben jedoch zu einem Gomplotte, oder zu 
einer Berfhmwörung verbündet zu fein brauchen. Dieß ftellt fih nad 
unferem pofitiven Gefege um fo gewiſſer heraus, als in der näheren 
Auseinanderfeßung der verfchiedenen Begehungs-Modalitäten diefes 
Verbrechens, welche das Geſetz felbft in der lit. ce von den Worten an: 
„es geihähe ſolches 20.” folgen läßt, und welche gefeglihe Er— 
flärung fihb nah dem klaren Zufammenhange dieſes Para— 
graphes auf alle drei Unterarten des Hochverrathes be- 
zieht, der Gefeßgeber fogar ausdrüdlich beigefügt hat: „daß dieſes 
Berbrechen ebenfomohl von einzelnen Perfonen, ale in Ber: 
bindungen’) begangen werden könne.“ — — 


11. 
Als (Rechts) Dbject (vergl. Seite 666 d. W., Abfag II) diefer 
erften Unterart des Verbrechens des Hochverrathes erklärt das Gefek felbit: 
1. „die Berfon des Kaifers an Körper, Geſundheit oder 
Freiheit"; umd 
2. „die Ausübung feiner euren 


Zu 1. — Aus den klaren Worten des Gefeßes („die Perjon des 
Kaifers“") ergibt ſich zweifellos, daß in Defterreich dieſe Art des Hochver⸗ 


weife kommt daher ausſchließend nah dem internationalen Rechte zu 
beurtbeilen. — 

Uebrigend wird wenigjtend nach dem heutigen praftifchen internationalen 
Rechte die Frage wohl nur rüdfichtlich der unter litt. b und c des $. 58 ent- 
haltenen Thätigfeiten, keineswegs aber auch in Betreff der dafelbft unter lit. a 
bezeichneten Angriffe auf die Perfon des Regenten eines fremden Staates 
praktifh werden können, da die Völkerfitte der Geptzeit — Gott zum 
Danke! — meuchlerifche Angriffe gegen die Regenten der befriegten oder feind- 
lihen Staaten nit mehr ald Kriegsrecht erkennt, fondern ald gemeined Ber: 
brechen — ale Meuchelmord beftraft! — — 

*) Das Gefep begmügt fih alfo felbft für jene Fälle, wo dieſes Ber 
brebhen von mehreren Perfonen begangen wird, mit einer bloßen Berbin- 
dung bderfelben, worunter man jede auf Uebereinftimmung der Gefinnungen und 
auf Einheit der angewendeten Mittel zur Erreichung eines gemeinfhaftlih an- 
geſtrebten Zweckes beruhende Bereiniguug mehrerer Perfonen verftcht, ohne daß 
es nöthig iſt, daß fie unter fih ein förmliches Gomplott verabredet haben. — 
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rathes nur unmittelbar an der Berfon desjenigen begangen werden 
kann, welchem in dem öfterreichifchen Kaiſerthum nad den Grundgefegen 
defielben die Faiferlihe Gewalt ald eigenes Recht bereits wirklich zu— 
fommt, ohne weiteren Unterfhied, ob er diefe höchſte Staatsgewalt auch 
factifch und in eigener Perſon ausübe oder nicht, ob er volljährig fei oder 
nit, ob er fih im Inlande oder im Auslande aufhalte u. ſ. w., und daß 
hiernach diefe Art des Verbrechens an der Gemahlin oder Witwe des 
Kaifers, an dem Kronprinzen, oder fonftigen präfumtiven Thronfolger, an 
dem Reichs-Regenten, Reiche - Bormunde, oder an dem vom Kaifer felbft, 
etwa während einer längeren Abwefenheit, Krankheit oder amderweitigen 
Berhinderung, beftellten Stellvertreter (Alter-Ego) des Kaifers, und auch 
fogar an der Perfon eines früheren Kaifers, der etwa dem Thron ent— 
fagt hat — da er im ftaatsrechtlichen Sinne des Wortes nicht mehr „der 
Kaifer“ if) — geſchweige an den übrigen erlauchten Mitgliedern des 
Kaiferhaufes, nicht begangen werden kann. — 


Allein nur „der Kör per” (alio mit blos das Leben, fondern die Integrirät 
und Unverleptbeit des Leibes im Allgemeinen und in Beziehung auf alle einzelnen Körpertbeile), 
die Gefundheit (und swar, da das Gefeh nicht weiter unterſcheldet, miht bloß im 


abioluten Sinne des Wortes, d. i. derjenige Zuſtand des Geiſtes und Körpers, wo alle 
Theile deſſelben vollfommen unverfchrt erſcheinen und umgeftört ibre normalen Functionen 
verrihten; fondern audb der relative Zuſtand des individuellen bisherigen geiftigen 
und förperlichen Wohlbefindens, indem aud die Berichlimmerung dieſes relativen Befund» 
beitö-Zufandes, fogar eines bereitd Kranten, ald eine Berletzung feiner Befundheit angeichen 


werden muß), und die Frei heit @.i. die fogenannte perföntice oder förperliche Breiheit, mem. 


lich die phyſiſche Möglichkeit, mit feiner Perfon jede beliebige örtliche Veränderung vorgunehmen,und 
überhaupt jede Art von körperlicher Thätigfeit nur nad eigenem Belieben zu äußern, was ebenfo, wie 
bei der Gefundbeit, ſowohl im adfoluten, al® im relariven Einne genommen werden muß, indem 
man auch an einem in feiner perfönlicen Freiheit bereits theilwelie Gebemmten eine nody weiter, 
gehende Beihräntung derfelben, alfo eine Verlegung feiner relativem Freiheit begehen kann) 


des Kaiſers“ find die unter den Schuß dieſes Geſetzes geftellten Güter 
feiner Berfon, daher Berlegungen oder Gefährdungen anderer Güter oder 
Rechte deffelben, wie namentlich feiner Ehre und feines Vermögens, 


) Aus eben jenem Worte ded Geſetzes, nemlich aus dem Gebrauche des 
beftimmenden Gefchlechtd » Artikeld im Geſetze („die Perſon des Kaiſers“) 
erhellt auch ſchon, daß nah öfterreihifhenm Gefege nur ein Angriff ‚auf 
die Perfon ded Einen, oder beftimmten Kaiferd, nemlich des Kaiferd von 
Defterreih ald Hochverrath beftraft werden fönne, was pofitiv um fo 
jweifellofer ift, da der $. 66 unſeres Geſetzes jeden der im $. 58 bezeichneten 
Angriffe „gegen das Oberhaupt eines fremden Staates“ nicht mehr ald das 
Verbrechen des Hochverrathed, fondern unter den dort angegebenen Beſchrän— 
kungen, infoferne fih nemlih darin wicht ein ſchwerer verpönted Verbrechen 
(3. B. Mord, Todtſchlag u. f. mw.) darftellt, vielmehr ald das Verbrechen der 
Störung der öffentlihen Ruhe erklärt, — 


[Btrafgef. 1. &pt. VII. Saupif. $$. 58.) 682 Wen d. Verbredyen d. Hochverraihes ac. ze.) 


infoweit fie ohne Angriff oder Gefährdung der früher genannten Momente 
ausgeführt werden können, nicht mehr unter den Hochverrath, fondern umter 
andere Rubriken, wie 3.3. unter das Verbrechen der Majeftäts- Beleidigung 
($- 63) fallen. — 


Hingegen hat das Gefek 


Zu 2. auhnoh „die Ausübung feiner Regierungsredhte“ 
(alfo nit das Regierungsreht als ſolches, in Beziehung auf welches die Attentate zur gewaft- 
famen Aufhebung oder Beräuderung bdeffeiben vielmehr unter die lit. b bieied Paragrapbes fallen 
werben, fondern zunächſt nut die Ausübung derfelben von Seite bes Katfers, db. b. bie 
faetifhe Geltendmahung der dem Kaifer zufommenden, nemlich feimer Begierung# 


rechte oder hoͤchſten Herriher « Gewalt) ald Object des Berbrechend des Hochverrathes 
erklärt. 
Ad Il. 
Die zu diefer Unterart des Verbrechens des Hochverrathes erforder- 
lihe verbreherifhe Handlungsweife (vergl. Seite 667, Abfag ID 


feßt das Gefeß darein, daß „der Thäter etwas unternimmt @.b. irgend 
eine Äußere Thätigfeit entweder vollftändig ausführt, oder auch mur in ihrem Beginnen 


fegt), wodurch 
ad 1. die Perfon des Kaiferd an Körper, Gejundheit, oder Freiheit 


verlegt m. H. wirtiiä beſchädigey oder auch nur gefährdet Calfo wenn auch 
nur der Gefahr, d. b. der mil der nahen Ausführbarkeit verbundenen Möglichkeit einer Ber 


ſchadigung ausgelegt); oder 
ad 2. eine Berbinderung @. I Bemirkung, das Etwas nicht geſchehe) Der 
Ausübung feiner Negierungsrechte bewirkt werden ſohl.“ — 


Aus dem legten Worte: „ſoll“ ergibt fi alfo zweifellos, daß nad 
dem dermaligen Gefege das Verbrechen des Hochverrathes im 
Sinne des Gefeßes (vergl. Seite 295 d. W. zu A.) nicht nur in jenen Fällen, 
wenn die dargejtellte Beihädigung, Gefahrherbeiführung oder Verhinderung 
bereits wirklich geſchehen oder als Erfolg eingetreten waren, fondern 
allerdings ſelbſt dann als vollbracht anzufehen fei, wenn die Ab⸗ 
fit, einen diefer Erfolge herbeizuführen, auch nur durh bloße Vor— 
bereitungs- Handlungen hierzu äußerlich bethätiget worden, ohne da 
der beabfichtigte Erfolg felbft irgendwie eingetreten zu fein braucht. — Die 
Richtigkeit dDiefer Interpretation wird überdieß durch die Schlußworte des 
Abſatzes c diefes $. 58, welche ſich auf alle drei Abſätze a, b und c diefes 8. 
beziehen (vergl. oben auf Seite 680 den Schluß zu 1.), beftätiget, indem 
das Geſetz hier ſelbſt erklärt, daß diefes Verbrechen in allen feinen drei 
Unterarten als begangen anzufehen fei „durch was immer für eine dahin 


*) Bergl. die noch ausführlicere Erklärung des Ausdruckes: „unters» 
nehmen” oben auf Seite 303 d. W. zu IL 
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abzielende Handlung, wenn diefelbe auch ohne Erfolg ge- 
blieben wäre." — 

Hiernad würde alfo 

ad 1. nicht blos die wirkliche Tödtung des Kaiſers, möchte num 
diefelbe mit der Abficht, den Kaifer zu tödten, oder mit einer anderen, gegen 
den Kaifer gerichteten feindfeligen Abfiht erfolgt fein (vergl. die $$. 134 
und 140); — ferner eine wirkliche körperliche, fei es fchwere oder leichte, 
abſichtliche Befhädigung (vergl. die $$. 152 und 411), fo wie eine wirf- 
lie Beſchränkung der körperlichen Freiheit des Kaifers durch gewaltfame 
oder liftige Kortbringung defjelben von dem felbit gewählten Aufenthalte- 
orte wider oder doch ohne deffen Willen, Perfond- Raub oder Entführung, 
Befangenhaltung, Einfhließung in einen beftimmten Gebietstheil (Gon- 
fination) oder Ort, oder in einer gewiffen Räumlichkeit, Hemmung oder 
Hinderung des vollen Gebrauches feiner perfönlichen Freiheit in was immer 
für einer Weife (vergl. die $$. 90, 93, 96 und 149); fondern auch ſchon 
die bloße Bedrohung der Perſon des Kaiferd mit einem diefer Uebel, 
geihehe nun diefelbe, um den Kaifer dadurdy zu einer Leiftung, Duldung 
oder Unterlaffung zu zwingen, oder in was immer für einer anderen End» 
abficht (vergl. die $$. 98, 99 und 190), fo wie ferner jede andere, wenn 
nur vorfäglich unternommene Handlung ($. 1), wobei die Abfiht des 
Handelnden dahin gerichtet war, einen der ebenerwähnten Erfolge herbei- 
zuführen, das vollbrachte Verbrechen des Hochverrathes conftatiren. — 

Daffelbe gilt aber auch von den 

unter 2. zu fubfumirenden Fällen. Hiernach würde alfo z. B. nicht 
bloß diejenige abfichtliche Handlungsmweife, wodurch es dem Kaifer, wenn gleich 
ohne alle Gewaltanwendung (da im ade der Iepteren Die Handlung ohnthin ſchon unter die 
ad 1 erwähnte Verbrechens» Art fallen würde), fondern etwa nur durch Lift unmög- 
lich gemacht werden follte, einen Souverainetätd-Act, fo etwa die Sanction 
eines Geſetzes, die Unterfhreibung irgend einer Regierungs- Verfügung, 
oder die Bollziehung was immer für eines Herrſcher-Actes auszuüben, 
oder wodurch das von dem Kaifer beabfichtigte perfönlihe Erſcheinen des» 
felben an einem beftimmten Orte, um dafelbft einen Act der oberften Ans 
ordnungs⸗, Auffihts- oder Bolljugs- Gewalt geltend zu machen, eine 
Truppen: Schau oder Mufterung vorzunehmen, wider deffen Willen be: 
hindert würde; oder wodurch dem Kaifer etwas Anderes zur Unterfhrift oder 
zur Bollziehung vorgelegt würde, ald was er angeordnet hatte, oder die 
zur a. h. Beftätigung oder Unterſchrift beflimmten Vorlagen, oder auch die 
bereitö audgefertigten Faiferlihen Anordnungen, Ernennungs-Acte u. dgl. 
unterſchlagen, vernichtet, werfälfcht werden würden u. ſ. f. uf. f., — fondern 
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allerdings auch die entferntefte Berfuchss oder Borbereitunge- Hand» 
lung, welche beabfichtigte, einen diefer Erfolge herbeizuführen, felbft wenn fie 
in ihrem allererften Beginne vereitelt wurde, im Sinne der gefeglichen Begriffe 
beftimmung bereits das vollbrachte Berbrechen des Hochverrathes bilden. ”) — 
Dabei bedarf es nah den über den $. 5 gegebenen Erörterungen (vergl. 
insbefondere Seite 226 — 232 d. W.) faum noch einer Erwähnung, daß 
Jeder, der fich auf eine der dafelbft bezeichneten viererlei Arten an der eben 
auseinandergejeßten verbrecheriſchen Handlungsweife betheiliget, ſich des 
nemlihen Verbrechens, d. i. des Hochverrathes, als Mitfchuldiger oder 
Theilnehmer, ſchuldig made. Dabei maht es alfo in Beziehung auf 
die Frage: „ob Jemand ſich des Verbrechens des Hocverrathes über - 
haupt ſchuldig gemacht habe?“ auch keinen Unterfchied, ob er ſich die ver- 
brecherifche Thätigkeit auf diefe oder jene Art (Modalität) des äußeren 
Handelns, fei ed z.B. mittelft intellectueller Einwirkung auf Andere, um 
fie durh Wort, Schrift, Druckwerk u. dgl, duch Anfpinnung, Auf— 
forderung, Aneiferung, Berleitung, Aufwieglung oder Au— 
werbung (mie fihderRachfap der lit. c diefes $- ausdrüdt) zu einer ſolchen verbrecherifchen 
Thätigkeit zu beftimmen, oder mittelft eigener phyſiſchet That, oder mittelft 
Hilfeleiftung zur Thätigkeit Anderer u. dgl. zu Schulden kommen ließ, wenn 
nur feine Wirkfamkeit unter eine der im $. 5 beftimmten SHandelns- 
Modalitäten fubjumirbar iſt. Hieraus ergibt fih aber zugleih, daß die 
im Gefege ſelbſt, am Schluffe des Abjages c diefes $. 58, folgende (mit 
den Worten: „es geſchähe ſolches 2." beginnende) nähere Auseinander: 
feßung der ‚verfchiedenen Modalitäten, nad welden eine hochver— 
vätherifche Thätigkeit, und fofort das Verbrechen des Hochverrathes, be- 
gangen werden kann, welche Auseinanderſetzung ſich auf alle drei Abſätze a, 


*) Durd) die firengere Definition, welche dad dermalige Gefep im Ber: 
gleiche zu dem früheren Gefege rüdjichtlich der erften Unterart des Hochverrathes 
aufgeftellt bat, indem ed nemlich nicht bloß, wie dieß im Gefeße vom 3. September 
1503 gefcheben war, die wirflihe Berlegung, fondern auch ſchon die bloße 
Gefährdung der Perfon des Staat3oberhauptes ald das vollbrachte Ver 
brechen des Hochverrathes erflärte, bat es zugleich die mancherlei Gontroverfen 
über die Frage: „inwieferne man auf den Verſuch diefes Verbrechens die» 
felbe Strafe, wie auf deffen Bollbringung ftatuiren fol?” (vergl. unten nad 
dem Texte des $. 59 des gegenwärtigen, den $, 53 des früheren Geſetzes) — 
abgefhnitten; fo wie es duch die ſcharf präcifirte Aufzählung der einzelnen 
Dbjecte der dießfälligen Rechtöverlegung („Perfon des Kaifersd an Körper, 
Geſundheit oder Freiheit”) die aus dem früheren vagen Ausdrucke („die 
perfönlihe Sicherheit des Oberhauptes des Staates”) hervorgegans 
genen Zweifel befeitiget hat, — 
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b und c diefes $-58, umd fofort auf alle drei Unterarten dieſes Verbrechens 
bezieht (vergl. oben auf Seite 680 den Schuß zu 1.), flrenge genommen, 
eine ganz überflüffige Baraphrafe des 8. 5, in fpecieller Anwendung auf 
das Verbrechen des Hocverrathes umd auf die bei demjelben nad der 
Natur diefes Verbrechens am leichteften denkbaren, oder am gewöhnlichften 
vorfommenden Begehungs:-Modalitäten ift, da in diefer Aufzählung durch: 
weg Nichts vorkommt, was ſich nicht ſchon unter den allgemeinen Wortlaut 
dee 8. 5 fubjumiren läßt. — Dieß zeigt das Geſetz jelbft am ewidenteften, 
indem es die lange Aufzählung oder Specification mit der allgemeinen, 
und die ganze vorhergehende Enumeration wenigftens zu einer Beiſpiel— 
fammlung berabdrüdenden, Clauſel fchließt: „oder durch was font 
immer für eine dahin abzielende Handlung, wenn diefelbe 
au ohne Erfolg geblieben wäre.” — — 

Immer aber ift nach dem flaren Wortlaute des Gefekes zu diefem 
Berbrehen ein Unternehmen („wer etwas unternimmt”), alfo eine 
äußere Thätigkeit weentlid erforderlich, und es genügt daher hierzu 
ein bloßes „Sichanſchicken“, fo lange es fih noch nicht nach Außen be— 
kundet bat, oder eine bloße Aeußerung, daß man die thun wolle oder 
werde, odereinef.g. Borherfagung, daß dieß gefchehen werde u. dgl. — — 
zu diefem Verbrehen noch nicht. — 


Ad IV, 


Nückfihtlih des zu diefer Unterart des Hochverrathes geforderten 
Vorſatzes (vergl. Seite 667, Abſatz IV) hat das Gefep feine befondere 
Borfchrift gegeben, daher es bei der allgemeinen Norm des $. 1 bleibt, 
wornah es zum Dafein diejes Verbrechens genügt, daß der Thäter feinen 
Willen nur überhaupt auf eine der fo eben unter III. auseinandergefeßten 
Handlungeweifen gerichtet habe, und daß ihm daher nur befannt ge 
weſen fei, daß diejenige Berfon, welche nach feiner Abficht an ihrem Körper, 
ihrer Gefundheit oder freiheit verleßt oder gefährdet, oder in der Aus— 
übung eines Negierumgsrechtes gehindert werden follte, wirflid der Kaifer 
gewefen fei (vergl. oben Seite 153 u. fgg. d. W.). — — 


Unter lit. b 


des vorftehenden $. 58 erflärt unfer Gefeß ald zweite Unterart des Ver— 
brechens des Hochverrathes die Handlungsweife desjenigen: „wer etwas 
unternimmt, was auf eine gewaltfame Beränderung der Regierungs- 


form (scil. des öfterreibilhen Kaiferftaated, weil Das Geſetz wieder nur von der, alio 


von einer ganz beftimmten oder von der Megierungsform per eminentiam ſpricht, und weil 
die gleichgeartete Handlungsmweife gegen die Berfaffung eines fremden Staates durd den $. 66 
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als ein anderes Berbreden erflärt iR”), oder (fügt der Schlußabfak diefes $. bei) 
der Berfaffung des deutfhen Bundes angelegt wäre.“ — 


Was num einmal wieder 
I. 


das Subject diefer Unterart des Hochverrathd Verbrechens betrifft, fo 
fommt auch hier Alles dasjenige in Anwendung, was oben (Seite678—680) 
in der analogen Beziehung der erften (ad a erörterten) Unterart diefes Ber- 
brechens dargeftellt wurde. — 


Als Object diefer Unterart des Hochverrathes erklärt das Geſetz 
nach dem Gefagten: 

1. die Regierungsform des öfterreichifhen Kaiferftaates, d. h. 
den Inbegriff derjenigen organifhen Einrihtungen und Fundamental⸗ 


*) Die obige wohl fhon in der Natur diefed Verbrechens liegende, und 
nad dem heutigen Gefepe aus der Vergleichung mit 5. 66 zweifellofe, 
Auffaffung wurde übrigend auch ſchon über den Einn ded früheren (in 
diefem Punkte mit dem gegenwärtigen Gefepe gleichen) Geſetzes von den 
fämmtlihen Senaten der oberften Juſtizſtelle und von der ehemaligen Hof- 
commiffion in Juſtizgeſetzſachen übereinftimmend ald die richtige anerkannt, in- 
dem fie mit Beſchluß vom 17. October 1834, 3. 6362, die Anfiht audfpradhen : 
„daß der 8. 52 (ded früberen Gefeped vom 3. September 1803) auf öfter» 
reichiſche Untertfanen pel solo concorso prestato im einer Empörung 
gegen eine audländifche Regierung nicht anwendbar fei,“ und diefe An 
fit wurde auch dur eine a. b. GE. des Kaiferd Franz vom 20. Juni 1834 
genehmiget. — 

Hiernach ftellt fih eine entgegengefepte, frühere Belehrung ded 
Hoffanzlei » Präfldiumd vom 1. März 1834, 3. 380 (abgebrudt in der n. öfl. 
Provincial» Gefepfammlung, Band 16, Seite 163 u. fag.), infoferne fie im 
2. Abfage erflärt bat: „daß auf öſterreichiſche Unterthanen, melde eines 
der in dem Patente vom 4. Jänner 1834, Rr. 2637 ber 3. ©. ©. (worurd 
der Staarsvertrag zwiſchen Deſterreich, Preußen und Rußland zur gegenfeitigen Auslieferung der» 
jenigen Imdividuen publieirt wurde, welde im den öÖfterreichifdhen, preußifhen oder ruſſiſchen 
Staaten fi der Verbrechen des Hochverrathes, der beleidigten Majeflät ober der bewaffneten 


Empörung ſchuldig gemacht, oder ſich im eine gegen Die Sicherheit des Thrones und ber Regierung 
gerichtete Verbindung eingelaffen haben, infoferne fie von derjenigen Regierung, welder 


fte angehören, reclamirt werden), bezeichneten Verbrechen gegen den ruffifhen 
oder preußiſchen Staat begehen, der $. 52 des (gemannten früheren) 
Strafgefeped Anwendung finde, weil derfelbe den Fall eined auswärtigen 
Unternehmens nicht (?) ausfhiehge" — — — als offenbar Irrig dar. — 
Bergl. übrigens dasjenige, was oben in der Anmerkung auf Seite 681 d. W., 
über die analoge Frage rüdfihtlih der erften ad a erörterten Unterart dieſes 
Berbrechend bemerkt worden iſt. — 
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Beftimmungen des Kaiſerthums Defterreih, wodurch theild in Gemäßpeit 
ausdrücklicher Grundgeſetze, theild in Folge der gefchichtlichen Entwicklung 
der Verfaffungs- Zuftände unferes Kaiferftaates im Ganzen und feiner ein- 
zelnen Beftandtbeile, nunmehr deffen monarhifche Beherrfhungd- und 
gewöhnlich ſ. g. abfolute Regierungs- Form, die Erbfolge im Haufe Habs. 
burg» Defterreich « Lothringen nad der gemifchten Linealerbfolge in der 
Primogenitur, und fofort die monarchiſche Vollgewalt des Herrſchers in un- 
befchränkter Ausübung der fi) aus dem weſentlichen Begriffe der abſoluten 
monarchiſchen Herrfchergewalt ergebenden Hoheits⸗ oder Majeftäts - Rechte 
feftgefeßt umd in anerfannter Wirkſamkeit beftehend erſcheint.) — 

Als 

2. möglihes Object diefer Unterart des Hochverrathe » Verbrechens 
erklärt das Geſetz, wie fhon erwähnt, im Schlußabfake des $. 58 auch 
nob: „die Berfaffung des deutfhen Bundes“, d. i. den 
Inbegriff derjenigen grumdgefeglihen Beftimmungen, wodurd das Wechfel: 
verhältniß der den deutſchen Staatenbund bildenden Bundesglieder unter: 
einander, fo weit fi daffelbe auf diefen Staatenbund bezieht, fo wie das 
Berhältniß der Bundesgewalt (Bundes Berfammlung) zum Bunde und zu 
deffen einzelnen Gliedern feftgeftellt wird. ’*) — Diefe Verfügung unferes 
dermaligen Geſetzes fhügt ſich befanntlich auf den Bundesbeſchluß des deutſchen 
Bundestags vom 18. Auguft 1836, welcher in Defterreih, und zwar in 


) Berg. die erfhöpfende Zufammenftellung der älteren Grundgeſetze 
ded Kaiſerthums Defterreich umd feiner einzelnen Kronländer in „Springer’s 
Statiſtik des öfterreihifchen Kaiferftaated, Wien, 1840, I. Band, Seite 209213 
und dazu bie Faiferlihen Patente und Gabinets- Schreiben vom 31. December 
1851, Ar. 2, 3 und 4 des R. ©. Bl. vom J. 1852, wodurch die ephemeren, 
in den Jahren 1848 und 1849 bervorgefommenen Umänbderungen in der Staatd» 
Berfaffung des Reiche? und feiner einzelnen Kronländer außer Wirkſamkeit und 
Kraft gefept. und namentlih (im Abfape 1 der dem genannten Gabinetd« 
Schreiben, Nr. 4 des R. ©. Bl., beigefügten „Grundfäpe für organifhe Ein- 
rihtungen in den Kronländern des öfterreihifchen Kaiſerſtaates“) erflärt worden 
it: „Die unter den alten biftorifchen oder neuen Titeln mit dem öfterreichifchen 
Kaiferftaate vereinigten Länder bilden die untrennbaren Beſtandtheile ber 
öfterreihifchen faiferlihen Etb-Monarchie.“ — 

») Bekanntlich beruht die Verfaffung des deutfchen Staatenbunded vor- 
zugsweiſe auf den beiden Haupt» Örundverträgen von 1815 und 1820, nemlich 
auf der deutichen Bundedacte vom 8. Juni 1815 umd der Wiener» Schlußacte 
vom 15. Mai 1820, und wurde nach der im Jahre 1848 durch befannte Er» 
eigniffe erfolgten thatfählihen Sudpenfion, und nad verfchiedneen Entwicklungs⸗ 
Phafen, melde fie in den Jahren 1848— 1850 durchlief, gegen Ende ded 
Jahres 1850 in ihrer urſprünglichen Geftalt reftaurirt. — 
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diefem Theile feines Inhalts nicht bloß rücffichtlich der zum deutfchen Bunte 
gehörigen, fondern auch in Anfehung der nicht dahin gehörigen Staaten, in 
welchen das frühere allgemeine Strafgefeß vom 3. September 1803 galt, 
bereitd mit dem Patente vom 27. October 1837, Rr. 236 der J. G. ©., 
zur genauen Befolgung vorgefhrieben worden war. Durch diefen Bundes— 
Beſchluß wurde erklärt: „Da nicht nur der Zwed des deutfchen Bundes 
in der Erhaltung der Unabhängigkeit und Unverleßbarkeit der deutichen 
Staaten, fo wie jener der Äußeren und inneren Ruhe und Sicherheit 
Deutfchlands befteht, fondern auch die Verfaffung des Bundes wegen ihres 
wefentlihen Zufammenbanges mit den Berfaffungen der einzelnen Bundes: 
ftaaten ald ein nothwendiger Beftandtheil des letzteren anzufeben iſt, mit- 
bin ein gegen den Bund oder deſſen Berfaffung gerichteter 
Angriff zugleib einen Angriff gegen jeden einzelnen 
Bundesftaat in fih begreift, fo ift jedes Unternehmen 
gegen die Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder 
die Berfaffung des deutfhen Bundes in den einzelnen Bundes- 
ftaaten nad Mafgabe der in den lekteren beftehenden oder in Wirkſamkeit 
fretenden Geſetze, nad melden eine gleiche gegen den einzelnen Bundes- 
ftaat begangene Handlung ala Hochverrath, Lamdesverratb, oder 
unter einer anderen Benennung zu richten wäre, zu beurtheilen und 
zu beftrafen.“ — 

Es war demnach mur eine bundesgetrene Ausführung des vor- 
ftehenden Bundestags-Beichluffes von Seite Defterreich’8, wenn das gegen: 
wärtige Gefeß feſtſetzt: „daß die memliche Handlungsweife, welche, wenn 
fie gegen die Verfaffung (Regierungsform) des Kaiſerthums Defterreih be= 
gangen wird, das Verbrechen des Hochverrathes bilden würde, dann wenn 
fie gegen die Berfaffung des deutfhen Bundes begangen wird, 
ebenfalls ald Hochverrath zu beurtheilen und zu beftrafen iſt.“ — 


Die Handlungsweife der hier in Rede ftehenden Unterart des Hoch— 
verrath8= Verbrechens bezeichnet das Gele mit den Worten: „wer etwas 
unternimmt, was auf eine gewaltfame Veränderung der Ne 
gierungsform (des öfterreihiihen Kaiſerſtaatee) oder der Verfaffung des deutfchen 
Bundes angelegt wäre." — 

Der Kernpunft der dießfälligen verbrecheriſchen Thätigkeit liegt 


daher in eimer gewaltfamen (. b. durd Anwendung von phufifhem oder pigde- 
logiſchem Zwang, alfo entweder mit mechaniſcher Bewalt, oder mit Anwendung von gefährlichen 
Drohungen — vis seu melus — und mit Ueberwältigung eines entgegenftebenden Wider ſtandes 


erfolgenden) Beränderumg (- h. gänglihe Nufpebung oder theilweiſe lm» oder Anders 
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oefaltung) der angegebenen Negierungsform oder Verfaffung. — Allein es 
ift hierbei vor Allem in's Auge zu faſſen, dab das Gefe das Prüdicat: 
„gewaltſam“ nicht dem zu nächſt die Handlungsweife des Thäters be— 
zeihnenden Ausdrude: „wer etwas unternimmt”, fondern vielmehr 
demjenigen Worte beigefügt hat, welches fih auf den beabfichtigten 
Erfolg („Beräanderung der Regierungsform") bezieht. Hiernach 
wird alfo von dem Gefege die Gewaltſamkeit nicht zur Handlung 
oder Unternehmung des Thäters, fondern vielmehr nur zu dem von 
ihm beabfichtigten Erfolge gefordert, oder es ift mit anderen Worten 
zum Dafein diefes Verbrechens keineswegs nöthig, daß von dem Thäter 
felbit eine Bewaltthätigkeit angewendet wurde, fondern es genügt, daß die 
hierdurch beobfichtigte Beränderung (der Regierungsform des öfter- 
reichifchen Kaiferftaates oder der deutfchen Bundes: Berfaffung) eine ge: 
waltfame fei, d. b. nicht auf gefegliche Art oder im organifchen Reform: 
Wege, fondern duch Anwendung von widerrechtlicher Gewalt, im Wege des 
erzwungenen Umfturzes des zu Necht Beftehenden, d. h. durch Revolution 
vor fich gehen foll. — Dazu fommt, daß das Geſetz auch bei der zweiten, 
gleichwie bei der erften (ad a erörterten) Unterart dieſes Verbrechens — obgleid) 
mit anderen, aber im Wefen der Sache auf das Nemliche hinauslaufen: 
den Worten — in jeder, wenn auch noch fo entfernten Berfuchs- oder Bor: 
bereitungshandlung („wer etwas unternimmt" — vergl. hierüber Seite 682), 
welche auf die gedachten gewaltfamen Beränderungen (aub nur) angelegt 
wäre (. b. darauf abzielt, und dieſen Erfolg berbeisuführen auch objectiv geeignet fein würde), 
bereits das vollbrahte Verbrechen des Hochverrathes erfennt. — 
Es gilt daher alles oben (Seite 682— 685) über die bloßen Verſuchs- oder 
Vorbereitungs: Handlungen zur Herbeiführung des in Nede ftehenden vers 
brecherifchen Erfolges Gefagte, auch hinfichtlich dieſer unter lit. b des $. 58 
beftimmten Unterart des Hochveratrhs-Verbrechens. — 


IV. 

Auch in Anſehung des zu dieſer Unterart des Hochverraths-Verbrechens 
erforderlichen (böfen) Vorſatzes hat unſer Geſetz keine befondere Ver— 
fügung getroffen, daher in Gemäßheit der ganz allgemein lautenden Worte: 
„wer etwas unternimmt, was — — — angelegt wäre” auch bier 
wieder nur die General» Vorfchrift des $. 1 zur Anwendung zu kommen 
hat, wornach es zureicht, aber zum Dafein der Schuld dieſes Verbrechens 
auch unerläßlich ift, daß dem Thäter nachgewiefen werde, er habe bei feiner 
Thätigkeit wirflih „eine gewaltfame Beränderung der Regierungsform 
Oeſterreich's oder der Verfaflung des deutfchen Bundes beabfihtiget, 

Hyt, Commentart. 44 


[Btrafgef. 1. Thil. VIL. Haupif. 8. 58.] 690 LYon d. Perbrechen d. Hochverrathes zc. xc-] 


d. h. bedacht und befchloffen ($. 1), oder erreichen (i. e. herbeiführen) 
wollen; ” denn nur unter diefer Vorausſetzung finden die Worte: „ans 
gelegt wäre" auf ihn gerechte Anwendung. — 

Allein die richterliche Beurtheilung wird ſich hierbei vor zwei gleich, 
gefährlichen, und gleich ungerechten Ertremen zu verwahren wiffen. Das 
Erftere derfelben läge darin, wenn man etwa nur denjenigen als diefes 
Borfages überwiefen und fofort des angegebenen Verbrechens ſchuldig 
zeihen wollte, der die erwähnte Abfiht, ald auf gewaltfame Veränderung 
der erwähnten Momente gerichtet, geradezu eingefteht, oder von welchem be- 
reits eine, unmittelbar eine folde gewaltfame Veränderung wenigftens in 
ihrem Beginne einſchließende, Thätigkeit vorliegt. Bei diefer Auffaffung 
des Geſetzes würde der hartnädige Läugner des in Rede ftehenden Vor— 
faßes, der zugleich jchlau genug war, um Andere ald unmittelbare 
Faiſeurs der ebengenannten Thätigkeit vorzufchieben oder hinzuftellen, für 
fi felbft aber bloß mit Rathſchlägen wirkt, oder gar mit, ſcheinbar von 
jeder Gewaltthätigfeit abrathenden, Aufftahlungen Anderer zu ſolchen Ge— 
finnungen und zu einer ihr entfprechenden Thätigkeit im Hintergrunde 
bleibt, fib am Ende aus jeder verbrecherifchen Schuld berauslügen können, 
obgleih auch ihm im Geifte der $$. 1 und 5 des vorliegenden Straf: 
gefeßes, fü wie des $. 268 der neuen St. P. D. vom 29. Juli 1853, der 
erwähnte böfe Borfaß und die verbrecherifhe Schuld zweifellos, umd regel« 
mäßig fogar in erhöhter Potenz zur Laft fallt, da er als intellectueller Ur— 
heber oder Anftifter des Verbrechens Anderer gewiß auch relativ ftrafbarer 
erfcheint, als die von ihm vorgefchobenen, und gerade bei dem Verbrechen 
des Hochverrathes jo oft felbftbetrogenen, und ganz; blind und täppifch 
eingreifenden Werkzeuge der unmittelbaren verbrecherifchen Thätigkeit. — 
Hier mehr, als bei irgend einem anderen Verbreihen, wird gar häufig die 
Erſchließung des hochverrätherifhen Borfaßes bei einem fcheinbar nur 
politifhe Träumereien fafelnden Anftifter aus deſſen fonftiger Gefinnung 
und Handlungsweife, aus der ihm bekannten Sinned- Richtung und 
Gemütheftimmung derjenigen, denen er feine politifhen Faſeleien vortrug, 
fo wie aus allen übrigen begleitenden Umftänden am Plage fein; gerade 
bei diefem, fo wie überhaupt bei allen f. g. Tendenz-Verbrechen, wird 
die Schlußftelle des $. 1 des Strafgefeßes: „daß der gedachte auf eine 
gewaltfame Beränderung gerichtete Vorſat auch dann als vorhanden, 
und zur Schuld fallend anzunehmen fei, wenn aus einer anderen laugeblich 
auf ein geringeres uebel geriäpteien) böfen Abficht etwas (im vorliegenden Walle 
3. B. eine geiftige Einwirkung auf Andere) unternommen oder unterlaffen 
wurde, woraus das Uebel, welches daraus entftanden ift (memiid eine zur gt« 
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waltfamen Beränderung der angegebenen Momente, wenn gleich mur im ihrem Beginne 
führende Thätigfeit anderer Perfonen), gemeiniglich erfolgt oder doch leicht erfolgen 
kann;“ — bei folder Sachlage wird ferner diejenige Stelle des $. 268 der 
neuen St. P. D. volle Anwendung finden, wornach das Räugnen des 
böfen Borfages, ald auf den erwähnten Erfolg gerichtet, nicht weiter zu 
beachten, fondern dieſer Vorſatz dennoch als erwiefen anzunehmen ift: 
„wenn das Uebel ſchon in der Handlung ſelbſt gelegen 
war“ (vergl. die Erläuterung dieſer Geſetzesſtelle in meinen leitenden 
Grundfäßen der öfterr. St. P. D. vom 29. Juli 1853, Seite 295). — 


Allein ebenfo forgfältig wird fich ein gewiffenhafter Richter aud vor 
dem entgegengejegten Ertreme zu hüten wiffen, daß er nemlich nicht etwa 
fhon bei jedem politifhen Schwärmer den (böfen) Borfag, eine gewalt— 
fame Veränderung der bezeichneten Berfaffungs » Zuftande der Gegenwart 
herbeiführen zu wollen, ipso facto als vorhanden oder erwielen annehme, 
da fich unter derlei Schwärmern nur zu viele, zumal jugendliche, Perfonen 
befinden, welche — in politifhen Dingen nur den Bebilden ihrer Phantafie 
folgend, und nirgends den gegebenen Zuftänden der Wirklichkeit Rechnung 
tragend, fih von dem Schwindelgeifte einer gewiſſen Zeitrichtung, oder von 
ihren eigenen utopifchen Träumereien hinreißen laffen, und dann auch in ihren 
Aeußerungen gegen Andere, ohne alle böſe oder gar verbrecherifche Abficht, 
ja nicht felten felbft in reiner, edler Begeifterung, dieſe oder jene von der 
Regierungsform unferesd Baterlandes verfhiedene Berfaffung als das 
anzuftrebende Ideal, oder als die Panacee für alle focialen und politiſchen 
Uebel der Gefellfehaft oft mit den glühenditen Karben zu fchildern pflegen, 
mit ihren Worten aber die Gemüther Anderer zünden, oder zur ver 
brecheriſchen That entflammen, ohne daß fie felbft in ihrer jugendlichen Un- 
befonnenheit, oder phantaftifhen Aufgeregtheit irgendwie einen foldhen 
Erfolg beabfihtigten, oder fi dieſes Kaufalzufammenhanges mit ihrem 
Wirken auch nur ald möglich bewußt worden wären. — Ebenfowenig wird 
man, wenn nicht andere Imzichten einer fchledhten Tendenz vorliegen, den 
erwähnten verbrecherifchen Borfaß bei demjenigen annehmen dürfen, der 
etwa in einer ernften, wiffenfhaftlichen Abhandlung eine von den wirklichen 
Berfaffungs - Zuftänden der Gegenwart abweichende Geftaltung der politi= 
ſchen Berhältniffe als das Ergebniß und den Zielpunft feiner wiffenfchaft- 
lien, hiftorifhen oder philoſophiſchen Forſchung hinftellt, Theorieen und 
wohlgemeinte Vorſchläge für eine vermeintliche Berbefferung oder 
Umgeftaltung im friedlichen Wege aufftellt, oder ſelbſt beſcheidenen, aber 
nach allen Umftänden zu fehließen, redlich gemeinten und nur auf gefeß- 
mäßige Umänderungen abzielenden Tadel der beftehenden Zuftände ein 
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mengt, wenn gleich vielleicht der Unverftand oder die Bösartigfeit Anderer 
darin eine Aufforderung zur That und zum gewaltfamen Handeln findet u. f.f. 


Ueberhaupt wird nur eine fehr forgfältige Erwägung aller einzelnen 
die That begleitenden, ihr vorhergehenden und nachfolgenden Umftände, fo 
wie eine pſychologiſch tief eingehende Combination mit der fonft befundeten 
Befinnung, mit dem Borleben, und dem ganzen übrigen Leben und Treiben 
des Beichuldigten den Richter bei Beurtheilung diefes Berbrecheng vor jenen 
beiden Gefahren bewahren Fönnen, um einerfeits nicht wirklich ſchuldige 
Verbrecher, die aber zugleich hbinterliftige Gleißner find, ftraflos durch— 
ſchlüpfen zu laffen, und um andererfeits auch nicht etwa arglofe Phantaften 
oder unbewußt Berführte ungerechter Weife als Verbrecher zu verdammen. — 

Die dritte Unterart dieſes Verbrechens bezeichnet das Gefek 

unter lit. ce des $. 58. 
In Beziehung 

1. 
auf das Subject des Verbrechens fommt aber zu dem, was ſchon oben 
ad litt, a und b in der analogen Beziehung (Seite 678—680 und 686) 
erwähnt wurde, nichts Neues zu bemerken, da fich das Gefek dießfalls für 
alle drei Abfähe (a, b und c) deffelben Gollectiv- Ausdrudes: „wer 
etwas untenimmt 20.“ bedient hat. — 


Dagegen mögen bei diefer Unterart des Hochverraths-Verbrechens 


I, und M. 
die gefeßlichen Beftimmungen über das Dbject und die Handlungs- 
weife, wegen ihres untrennbaren Zufammenbanges untereinander, auch 
vereiniget in Betracht gezogen werden. — 


Das Geſetz beitimmt: „daß diefe Art des Hochverrathes begehe, wer 
etwas unternimmt, was (entweder) 


1. auf die Losreigung E. t. gewaltfame Abtrennung) eines Theiles 


von dem einheitlihen Staatsverbande @. i. derjenigen mm 
mehr thatfählih vollendeten, und in anerkannter Wirkſamkeit beftebenden Bereinigung der 
verfhiedenen Zändertbeile und Aronländer des öſterreichiſchen Kaiſer ſtaates, wornach Die 
felben gegenwärtig zu Ginem Gelammtflaate verbunden und nicht bloß wie 
eine Berfonal- Union unter gemeinfhaftlihem Herrider ſtehend, fondern aus der früheren 
Staaten-Bielbeit zu wahrbaftiger Real-Union, und Durch gemeinfame Staatt- 
Verfaſſung (Beberrihungd und Megierungsform) zu einem einzigen Staate ver 
einiget, und alefammst zugleih mit Rebts- und GeſetzesEinhelt und mit (Finer 
gemeinihaftliden Gentral-Staatsverwaltung umfhlungen eriheinen), oder 
2. von dem Ränderumfange des Kaiſerthums Defterreidh 


ſd. i. von dem eigentliben Staatsgeblete — Zerritorium — des öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaates, wornadh die mit demjelben dermal vereinigten Ränder die untreunbaren 
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Beftandtbeile der öſterreichiſchen faiferlihen Erb Monarhie bilden — vergl. oben 
Seite 687, zumal die Anmerkung *), oder 


3. auf Herbeiführung oder Vergrößerung einer Gefahr für den 


Staat von Außen . i. irgend eine Handlung, wodurch die Gefahrlofigteit 


des Staates nah Augen, oder deffen Sicherheit gegen äußere Angriffe vermindert, ober 
aänzlih aufgeboben,, alſo in den Zufland einer Befabr oder fogar der Wirklichkeit eines 
ſolchen äußeren Angriffes verfeßt, oder dieſer Äußere Angriff in feiner Wirkſamleit verftärft 


wird), — oder 


4. einer Empörung (d. i. eine gewaltfame Widerſehlichteit wider die Perfon oder 


die Befchle des Monarchen felbit, im Gegenſatze eines Widerſtandes gegen andere 
Organe der Etaatägewalt, wo nur Bergeben des Auflaufes, oder Verbrechen ber öffent 


lien Gewaltthaͤtigkeit, des Aufftandes oder Aufrubres vorhanden iſt) oder 


5. eines Bürgerfrieges im Innern M.i factifhe gegenfeitige Bekampfung 
von Staatsangebörigen untereinander, welde bereits mit Waffengewalt umd im folder 
Ausdehnung vor fi gebt, dab fie ipradhgebrändlih bereits mit dem Namen: Bürger: 
Krieg bezeichnet wird") angelegt wäre; — oder wenn endlich (fügt nemlich 
die Schlußſtelle des $. 58 bei) 


b. eine dDiefer Handlungen gegen die Eriftenz (. t. alfo im Hindlide auf 
die Beilimmung, dak unter das Berbreden des Hodwerratbes wider deu deutſchen 
Bund vernmöge des auf Seite 687 citirten Bundesbeichiuffes nur aleihartige Hand» 
lungen, mie foldye nemlich ein Hochvetrath gegen den eigenen Staat fein murben, au 
fubfumiren find, und in Berbindung mit der vorbergehenden @efegeäftele „jede Unter 
nehbmung gegen den Beftand des deutihen Bundes ald Etaaten-Bereinigung 
zunächſt sum Amede der Grbaltung der Unabhängigkeit und Unverlehbarkeit der 


deutſchen Etaaten, fo wie der Äußeren und inneren Sicherheit Deutſchlands“), die 


In t egrität (d. 5. jede gegen die Unverfegbarkeit de# deutihen Bundesgebietes® 
gerichtete Unternehmung, die darauf abzielen würde, einen Theil von dem Länderumfange 
defjelben lobzureiken) oder die Sicherheit des deutfhen Bundes 
ſd. i. wieder im Zuſammenbange mit den früberen Abfägen „jedes gegen deſſen Befahr- 


*) Bergl. die $$. 68, 73, 76, 78, 81, 279-284. — 

Der oben angedeutete Unterfchied ded Verbrechens des Hochverrathes 
duch Empörung von ähnlichen ftrafbaren Handlungen des Widerftandes 
gegen die Obrigkeit, wornach nemlich die Empörung eine Widerfeglichkeit gegen 
dad Eubject der höchſten Staatdgewalt, d. i. unmittelbar gegen den 
Landesfürften felbft, einfchlieht, während Widerftand gegen andere obrig- 
feitliche Organe zunächſt eine andere von den genannten ftrafbaren Handlungen 
bildet — war in Defterreid wenigfiens der Weſenheit nad bereits in der 
Theresiana audgeprägt (fieh’ die dießfälligen Geſetzesſtellen derfelben oben 
Seite 676 in der Anmerk. unter lit. f). — 

”*) Bergl. die Zufammenftellung der verfhiedenen Bedeutungen des 
Wortes „Krieg“ nah den Autoritäten der anerfannteiten Völkerrechtslehrer 
in meiner Mittbeilung fchiedörichterliher Gntfcheidungen über die Erfaß- 
pflihtigkeit binfichtlih der im October» Aufrubre des Jahres 1848 in Wien 
verurfahten Befchädigungen in Haimerl's Magazin für Rechts- und Staatd- 
wiſſenſchaft, Bd. 5, Heft 3, Seite 307 u. fgg., und in der Gerichtägeitung, 
Jahrgang 1852, Nr. 71, 73 und 75—77. — 
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loſigkeit nah Außen oder nah Innen burd Herbeiführung oder Gefabrver ⸗ 
mebrung eined Äußeren oder eines (inneren) Bürger-Krieged, und jede durch eine wirkliche 
oder felbft bloß verfuhte Empörung gegen defien oberfte Bundesgemwalt gerichtete Unter⸗ 


nehmen“) gerichtet wird." — 

Die eigentlihe Handlungsmweife wird alfo zunächſt wieder nur 
durch diejenigen Worte beftimmt, deren fi das Gefek im derfelben Be- 
ziehung bei der zweiten (ad b erörterten) Unterart diefes Verbrechens be- 
dient hat, nemlih: „wer etwas unternimmt, was (auf einen der eben unter 1—6 
angegebenen Zwede aud nur) angelegt wäre“, und es kommt demnad im 
dieſer Richtung alles dasjenige zur Anwendung, was in der analogen Be- 
ziehung oben (auf Seite 682— 685) auseinandergefeßt worden ift. — Da: 
durch aber, daß das Geſetz in der beigefügten Beifpielfammlung — welche 
nemlich in den Worten liegt: „es gefchähe foldhes Öffentlich 2c. 2c.: oder 
durch was fonft immer für eine dahin abzielende Handlung, 
wenn diefelbe auch ohne Erfolg geblieben wäre" — jede wie immer 
geartete Thätigkeit, wenn fie nur unter den bisher erörterten allgemeinen 
Wortlaut diefes $. 58, fo wie unter eine der im $. 5 zergliederten viererlei 
Wirkfamkeits - Arten in Beziehung auf ein Verbrechen fällt (vergl. hierüber 
das oben auf Seite 684 Gefagte), alde Schuld an diefem Verbrechen 
erflärt,*) hat es einerfeits jene vielen Specificationen und cafuiftifhen An- 


) Nur dur die befonderen Anordnungen rüdfihtlich dreier anderer 
Verbrechen werden die Beftimmungen unferes allgemeinen Strafgefeges über 
den Hochverrath in gewiffen Bezichungen auf engere Grenzen eingefhränft, 
als fie dur den allgemeiner gehaltenen Wortlaut des $. 58 gezogen erfcheinen. 
Es geſchieht dieß nemlich dur die $$. 67, 92 und 222 unferes Strafgeſetzes 
in Berbindung mit dem noch fortan in voller Giltigkeit beſtehenden Geſetze 
vom 20. Juli/21. October 1821, Nr. 1808 der J. G. S., und dem Pat. vom 
6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. BL, 8. 5. — Dur die erwähnten Para- 
graphe ded Strafgeſetzes wird nemlich erklärt: „daß derjenige, der ſich der da— 
ſelbſt mäher bezeichneten Ausfpähung (Spionerie) gewiffer militäriſcher 
Momente mit der Abſicht, um fie einem fremden Staate mitzutheilen, oder 
ber dort angegebenen Einverftändniffe mit dem Feinde; — oder der daſelbſt 
näher charakterifirten unbefugten oder Falfh-Werbung zum Nachtheile dee 
eigenen, und zu Gunften eined fremden Staated; — oder endlich der Ber: 
leitung eined Soldaten zur Verlegung militärifcher Dienfipfliht und Hilfe» 
feiftung zu militärifhen Berbrechen ſchuldig macht, von den Militär »Gerichten 
nah den barüber beftiehenden befonderen Borfhriften zu be- 
firafen fei.* — Bergleiht man nun damit die eben citirten Gefege von 
1821 und 1852, fo überzeugt man fi, daß der Gefepgeber vermöge bed 
Maren Wortlautes der $$. 6 und 9 des obigen Gefepes von 1821 felhft dann nur 
bad militärifche Verbrechen der Ausſpahung, und nicht das Verbrechen des 
Hochverrathes ald vorhanden annimmt, „wenn die erwähnten militärifhen 
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führungen erfpart, welche im anderen modernen Geſetzen ala einzelne 
Fälle des Verbrechens des Hochverrathes aufgezählt werden; — umd 


Ausfpähungen eigens in der Abfiht, um dem Staate eine Gefahr von Außen 
juzuzieben, oder eine ſolche Gefahr zu vergrößern (. i. alfo in hochverrätheriſchet 
Abſicht), geiheben find." Hiernach ift alfo das Verbrechen des Hochverrathes, 
infoweit daffelbe nadı der im Abfape e des 5. 58 enthaltenen Erpofition durch 
„Berbindungen — Anfpinnung — durch mitgetheilte, zu ſolchen (d. i. hoch⸗ 
verrätberiihen) Zwecken leitende Gcheimniffe oder Anfdhläge — oder durch Aus- 
ſpähung“ geſchieht, dabin einzufhränfen, daß derlei Ausfpähungs-Hand- 
lungen, wenn fie, obgleih in hochverrätheriſcher Abſicht, ſich 
auf die im $. 67 bezeichneten militärifhen Momente beziehen, und bie 
ebendafelbft bezeichnete Geftaltung annehmen, aufhören, Verbrechen ded Hoch⸗ 
verratbed zu fein, und in dad befondere auch bei Givilperfonen von den 
Militärgerihten zu beftrafende militärifche Berbrehen der Ausſpähung 
übergehen, was übrigens im Beziehung auf die Strafe ohne Wirkung ift, 
ba vermöge des bezogenen $. 6 ded Geſetzes vom Jahre 1821 auch biefes 
Special» Berbrehen der Ausſpähung in dem Kalle, wenn es in der hoch— 
verrätberifhen Abficht geſchieht, jedenfall mit dem Tode durch den Strang 
beftraft wird. — 

Anders ift ed mit den beiden anderen genannten Verbrechen, nemlich in 
Anſehung der Falfbwerbung und der Berleitung der Soldaten — 
Bei diefen haben nemlich die hierüber beftebenden befonderen Borfchriften keines— 
wegs denfelben Beifag, wie er fo eben in Bezug auf die Ausſpähung erörtert wurde, 
aufgenommen, daß nemlich auch diefe beiden Verbrechen, fobald fie fih auf die 
dadurch betroffenen militärifhen Momente beziehen, aufhören follen, Ber- 
brechen des Hochverrathed zu fein, und in die erwähnten militärifhen Special- 
Berbrehen überzugeben hätten; daher bleibt es rüdfictlih diefer beiden 
Verbrechen bei der allgemeinen, gleichmäßig in der Natur der Sache, wie in 
unferem pofitiven Gefepe begründeten Regel: „daß überall dann, wenn zu den 
Merkmalen eines der in frage fichenden zwei Specials Berbrehen noch dad 
weitere, die Handlung um fo viel mehr gravirende Merkmal einer bod- 
verrätberifchen Abficht hinzutritt, die Handlung eben dadurd in das von 
dem Gefepe für viel fchwerer angefehene, und auch mit größerer Strafe ver 
pönte Verbrechen des Hochverratheé übergehe” (vergl. Geite 480 lit. b, 
und 486 — 488 d. W.). — Die Einhaltung diefer Regel bei den zuleßt er— 
wähnten zwei Verbrechen ift um fo nothwendiger, weil die rüdfichtlich derfelben 
beftehenden befonderen Militär-Gefepe keineswegs (wie dieß nah dem vorher Ger 
fagten vermöge $. 6 des Geſetzes vom 20. Jull / A. October 1821 aferdings rüdfihtlih des Ber 
bredend der Ausipäbung der Yan if) anordnen, daß diefe beiden Verbrechen dann, 
wenn fie in hochverrätherifcher Nbfiht begangen werden, mit ber Todeöftrafe 
zu abnden feien, und weil daher ohne Anwendung der chenerwähnten 
Regel derjenige, der eine biefer verbrecherifhen Handlungen in hochver— 
rätberifcher Abſicht, alfo im Grunde denn doch das Verbrechen des 
Hochverrathes beginge, mit einer geringeren Strafe burchfäme, ald wenn 
er das Verbrechen ded Hochverrathes in irgend einer anderen, vielleicht fogar 
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and’rerfeitö auch viele von denjenigen Handlungen unter das Verbrechen 
des Hochverrathes eingereiht, welche anderwärts häufig als ein von 


in Beziehung auf die Handlungdweife minder ſtrafwürdigen Weife be 
gangen hätte! — — 

Obgleich alfo nad dem eben Gefagten die Begriffsbeftimmung 
unfere® Strafgefeped über den Hochverrath durch die hinſichtlich der Falſch— 
werbung und der Berleitung der Soldaten derzeit beftebenden beſon— 
deren Geſetzes-Vorſchriften Feine Beſchränkung erleidet (mas nah dem früber Be- 
fagten allerdings In Beziehung auf dad Verbrechen der Ausſpähung der Fan if): fo wird 
dennoch die Anordnung unſeres allgemeinen Strafgeſetzes auch rüdfichtlich 
dbiefer beiden Verbrehen in anderer Beziehung eingefchränft, dadurch nem 
lich, daß das früher bezogene Patent vom 6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. Bl., 
im $. 5 vorfhreibt: „daß in allen Fällen, wenn eines der erwähnten drei 
Berbrehen — Ausſpähung, Falfhwerbung oder Soldaten » Berführung — von 
einer fonft den Strafgerichten des Givilftanded unterftehbenden Perfon, wenn 
aud ald Mittel zur Verübung eined größeren Verbrechens ald 
z. B. des Hochverrathes begangen wird, oder wenn bei demjenigen, 
der ſich eined dieſer Verbrechen wider die Kriegsmacht des Staates ſchuldig 
gemacht bat, noch andere Verbrechen (io 34. B. das am ſich ſchweret verpönte 
Berbrechen des Hohverratbes), Bergeben oder Webertretungen zuſammen— 
treffen, der Echuldige wegen all’ diefer ftrafbaren Handlungen nicht 
mehr von dem Gtrafgerichte des Givilftandes, fondern von dem Militär- 
Gerichte zu unterfuhhen und zu bejtrafen iſt.“ — Daffelbe gilt übrigens auch 
von der Falſchwerbung eined öfterreihifchen Staatduntertband in Beziehung 
auf die Truppen ded Staated von Parma, da dur einen in Defterreich mit 
Geſetzeskraft (durch Hoffanzleidecret vom 1. Februar 1836, Nr. 121 der J. G. ©.) 
kundgemachten Staatsvertrag zwifchen Defterreih und Parma erklärt worden 
ift: „daß die Falſchwerbung in Beziehung auf jeden der contrahirenden Staaten 
denfelben Strafen unterliegen foll, welche die Geſetze eined jeden der beiden 
Staaten über das gleiche Verbrechen verhängen, wenn es gegen die eigenen 
Truppen begangen wird.” — 

Praftifch ftellt fih alfo für die Strafgerihte des Eivil- 
ftanded die Sahe fo beraud, daf überall dann, wenn ſich an 
der Handlungsmeife eines Befhuldigten die Merkmale eines 
der drei genannten Militär-Verbrehen vorfinden, mödte fi 
übrigens darin auch das Berbrehen ded Hochverrathes er» 
kennen laffen; oder wenn wider einen Unterfudtennebft irgend 
einer firafbaren Handlung, wegen welcher er bei dem Civil— 
Strafgerihte in Unterfuhung ftebt, noch die Befhudigung 
eines der drei erwähnten Militär-VBerbrehen wider die Kriegs— 
macht des Staates bervorfommt, von dem Givil-Strafgeridte 
die Unterfuhung fogleih abzubrechen, und das gefammte 
Strafverfahren an dad Militär-Gericht abzugeben iſt — 

Der vorftchenden Behauptung liegt die Vorausſetzung zu Grunde, daß 
er 5.5 ded mehrerwähnten Patented vom 6. Mai 1852, Nr. 101 des R. ©. Bl., 
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dem Hochverrathe verfchiedened und geringer fvafbares, nemlih als das 
Berbrehen des Randes- oder Staatd-Berrathes”) erklärt werden. 
— 68 fallen fonah beiſpielsweiſe folgende Handlungen nad der Bes 


noch in voller Rechtskraft beftebe. Diefer Borausfepung ſteht nemlich das 
fpätere Strafgefeß vom 27. Mai 1852, und die noch fpätere St. P. O. 
vom 29. Juli 1853 keineswegs entgegen: denn dur das erftere (Art. I des 
KM. P.) wurden wohl alle früberen, fih auf die Gegenftände bed 
neuen Strafgefege® (über das materielle Strafrecht) beziehenden Geſetze 
und Berordnungen, daher 3. B. allerdings der 8. 1 des ebengedadhten 
Patented aufgehoben und beziebungsmweife abgeändert, weil die in 
dieſem $. 1 enthaltene Begriffebeftimmung des Verbrechens der Soldaten: 
Berführung wirklih einen Gegenftand des neuen Strafgejeßed, nemlich 
des $. 222 deffelben bildet, und bdiefer darüber wenigſtens theilweife eine 
andere Definition aufgeftellt hat; keineswegs aber ift hierburh dem $. 5 
jenes Tatented derogirt worden, da die in diefem Paragraphe enthaltene 
Anordnung keine Beftimmung ded materiellen Strafrehted, daher fein 
Gegenftand des neuen materiellen Strafgefeßed, fondern nur eine Gerichts— 
Eompetenz-Berfügung if. — — Ebenfowenig ift diefer im $. 5 des 
Patented vom 6. Mai 1852 enthaltenen Gerichtd - Zuftändigkeits- Beftimmung 
dur die St. P. D. vom 29. Juli 1853 derogirt worden, da durch den $. 47 
der legteren vielmehr die vorftehende, fih auf eine Juſtändigkeits⸗Frage 
der Militär-Gerichte bezichende Beftimmung ausdrücklich mit den 
Morten beftätiget worden ift: „Das Strafverfahren gegen Perſonen, die nad 
befonderen Borfhriften (und eine foldhe ift doch gewiß aud der $. 5 
des mehrerwähnten Patentes vom 6. Mai 1552) in Straffällen der Militär: 
Gerichtsbarkeit unterftehen, bleibt auch fernerhin den Militär- 
Gerihten vorbehalten.“ 

) Diejenigen ausländifchen Gefepe, melde ein von dem Hochverrathe 
verfihiedened Verbrechen des Landes» oder Staatö-Berratbes kennen, 
verfichen fo ziemlich übereinflimmend darunter ein zwar vorfägliches, aber 
nicht in hochverrätheriſcher Abſicht gefhehenes Unternehmen gegen die 
Außere Sicherheit des Staates, wobei nemlih die Abſicht ded Handelnden 
weder auf den Untergang ded GStaated, noch auf den gewaltfamen Umfturz 
feiner Berfaffung, noch gegen die innere, fondern nur gegen die äußere 
Sicherheit ded Staates, und felbft in diefer Beziehung nur auf die theil» 
weife Gefährdung derfelben, nicht aber auf gänzliche Vernichtung der 
äußeren Selbftftändigkeit defjelben gerichtet ift, indem im letzteren Falle felbft 
diefe fremden Gefepe fhon wieder Hochverrratb annehmen. — Unfer vater: 
ländifched Gefeg hat diefen fubtilen Unterfchied zwifchen Hoch- und Landes» 
oder Staatöverrath mwahrfcheinlih darum nicht aboptirt, weil er fih wohl faum 
durch die innere MWefenheit der Sache rechtfertigen läßt, indem fich vielmehr 
alle diejenigen Handlungen, welche in den erwähnten fremden Gefegen ale 
Landes» Berrath bezeichnet werden, ihrer mefentlihen Natur ald Berrath 
gegen den Staat und eben defhalb auch ald ein Berrath per eminentiam, 
oder ald Hochverrath erkennen laſſen. — 
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griffebeftimmung unferes Geſetzes ganz ungezweifelt unter den Begriff 
des Hochverrathed: wenn ein öfterreihifcher Staatsunterthan während 
eines Krieges die Waffen gegen Defterreich oder deffen Kriegs-Allüirte trägt, 
oder im feindlichen Heere Krieg&dienfte nimmt; — wer immer außer dem 
Falle, wo er dieß ald Unterthan oder Soldat eines fremden von Defterreich 
befriegten Staates thut (vergl. oben Seite 679 die Anmerf.), einem fremden 
Staate während des Krieges öfterveihifhe Feſtungen, befeftigte Pläße, 
Städte, Päffe, oder was immer für Vertheidigungspoften, Häfen, Orte oder 
Gebietötheile, Schiffe, Magazine, Waffen, Munition, Fourage, Geld, Mann- 
haft, oder was immer zur Begiinftigung der Kriegsführung des fremden 
Staates gegen Defterreich dienen kann, überliefert, oder deren Weguahme zu 
Gunſten des fremden Staates veranlaft; — oder den Feind gegen unferen 
Staat während eines Krieges auf was immer für sine Weife abfiht- 
lich unterftüßt, vorausgeſetzt, daß keine diefer Thätigkeiten unter das oben 
(Seite 694 — 697 in der Anmerkung) erörterte Verbrechen der Spionerie 
fällt. — Ingleihen macht fih nad der weiten Faſſung unferes Geſetzes des 
Verbrechens des Hochverrathes fhuldig jeder öſterreichiſche Staatsunterthan, 
der eine Verbindung mit Auswärtigen eingeht, oder im Inlande Unruhen 
erregt, um dadurch die Abficht eines auswärtigen Staates, einen Theil des 
öfterreihifchen Stantsgebieted einem fremden Staate einzuverleiben, zu 
unterftüßen; — wer einen fremden Staat zum Kriege gegen Deiterreich 
auffordert, oder denfelben auf was immer für eine Weife abfihtlih ver- 
anlaßt oder befördert; — wer die Staatögrenzen zum Nachtheil des 
eigenen Staates abfichtlich verrücdt oder ungewiß macht; — oder ein ihm 
aufgetragenes Staatsgefhäft mit einem fremden Staate abfihtlih in der 
Weiſe ausführt, daß dadurch die Außere Sicherheit des öſterreichiſchen 
Kaiferftaates gefährdet oder gefchmälert, oder die gemwaltfame Abtrennung 
eines Theil von feinem Staatsgebiete bewirkt werden foll, oder wer zu 
gleihem Zwede Urkunden, Schriften, Beweismittel einem fremden Staate 
ausliefert oder vernichtet, unterdrückt, verfälfcht, oder fid) in Unternehmungen 
einläßt, weldhe dahin abzielen, um auf gewaltfame Weife die frühere ftaat- 
liche Selbftftändigfeit einzelner Aronländer des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates, 
und fohin deren Abtrennung von dem Einheits = Staatsverbande unferes 
Kaifertbums wieder herzuftellen; — oder fih mit Anderen in eine Ver— 
bindung einläßt, welche auf irgend einen der cben genannten Zwede bin« 
zielt) u. ſ. f. u. ſ. f. — 

*) 68 iſt nicht unwichtig, daß unfer Geſetz auch bei dieſer Unter⸗ 
art des Berbrehend des Hochverrathes dem Beijpiele mehrerer anderer Geſetze, 
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Die V. derjenigen Hauptfragen, welde nah Maßgabe der auf 
Seite 668 enthaltenen Erörterung bei jedem Verbrechen zu löfen kommt, 
nemlih die Art der Beftrafung deffelben, wird in Beziehung auf den 
Hochverrath durch den nachfolgenden $. 59 geregelt. — 


Am Schluffe der Erläuterung des $. 58 mag aber noch die in jünge 
fter Zeit hinfichtlich deffelben erfchienene Zufag-Berordnung vom 27. April 
1854, Nr. 107, ihren Platz finden. — Sie lautet wörtlid): 

„Seine f. f. Apofl. Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entihliefung vom 27. April 1854 
gu verordnen gerubet, daß die Einfuhr, der Berkehr, das Anjihbringen und die Berbreitung von 
Beldzeihen und Greditspapieren der revolutionären Provaganda, ald: Maszini-Lofen, Kofutb- 
Dollarnoten u. f. w. ala Mitſchuld an bem Berbreben des Hochverrathes anguichen und zu 
bebandeln if; jeder aber, welcher auf eine Weile, wodurd weder die Mitihuld an dem Ber: 
breden des Hochverrathes, noch ein anderes Berbredhen begründet wird, in die Juhabung 
ſolchet Papiere gelangt, und dieſelben nicht unverzüglich am die Behörde abliefert, ſich durd die 
unterlafiene Ublteferung eines Bergebens ſchuldig macht, worauf firenger Arreſt von drei Momaten 
bis zu Einem Jabre, und außerdem eine dem Zwanzigfadsen des Betrages, worauf Diefelben lauten, 
gleichlommende @eldftrafe zu verbängen ift. 

Diejenigen, welche ſich bereits im Wefige folder Papiere befinden, werden wegen dieſes 
Befiges au keiner Strafe gegogen werden, wenn fie dieſelben längftens bis 1. Juni 1554 an bie 
Behörde abliefern.” 


Ueber die Auslegung diefer Novelle hat fih bereits ein literarifcher 
Streit erhoben, deſſen Kämpfer zwei weit auseinander gehende Meinungen 
verfechten.”) — Zwei Punkte bilden den Gegenitand der Differenz; 
nemlich 


erſtens: die Frage: „ob und inwieferne durch den erſten Abſatz dieſer 
Novelle, wodurch nemlich die Einfuhr, der Verkehr, das Anſichbringen 
und die Verbreitung von Geldzeichen und Creditspapieren der revolu—⸗ 
tionären Propaganda ale Mitfhuld an dem Berbrechen des Hoch— 
verrathes erflärt wird, etwas Neues, und beziehungsmweife eine 
Modification des bisherigen Strafgefeßes, und namentlich des $. 58 
dejjelben fetgefegt worden ſei?“ — und 


welche als weſentliches Merkmal von derlei hochverrätherifchen, duch Mehrere 
ausgeführten Unternehmungen eine Berfhwörung oder ein Gomplott 
unter denfelben erfordern, nicht gefolgt ift, fondern fich vielmehr auch hier 
wieder (memlih in dem auf alle drei Unterarten diefes Verbrechens Bezug 
nebmenden Zufage der lit. e des $. 58) der Worte bedient: „ed gefchähe 
ſelches bochverratberifche Unternehmen von einzelnen Perfonen, oder in Ver— 
bindungen.” Vergl. hierüber dad auf Seite 680, zumal in der Anmerkung 
dafelbft Geſagte. — 

*) Sieh’ hierüber den Auffag des Herrn Profefford Dr. W. Weffely 
in der Gerihtägeitung, Nr. 84 des Jahrganges 1854; — und den Gegen⸗ 
YAuffag des Herrn Dr. K. Laſch, chenda, Nr. 101. — 
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zweitens: „ob die ebenerwähnte, hiernach als Mitfhuld an dem 
Verbrechen des Hochverrathes zu behandelnde Handlungsweife nad 
Maßgabe des $. 59, oder nah Analogie der 88. 60 und 61 zu 
beitrafen fe?" — — 

Zur erfteren Frage behauptet Weffely, daß die mehrerwähnte 
Thätigkeit, da fie eine Mitwirkung zu hochwverrätherifchen Plänen der 
revolutionären Propaganda fei, infoferne die verbrecherifhe Qualität der 
den Gegenftand diefer Thätigkeit bildenden Papiere dem Mitwirkenden be- 
kannt war, nach dem Klaren Wortlaute des $. 58 lit. e („dur was font 
immer für eine dahin — d. b. auf die aufgeführten hochverrätherifchen 
Zwecke — abzielende Handlung“) das Verbrehen des Hochverrathes 
felbft begründe, und daß demnad durch die obige Novelle nur in for— 
maler Beziehung, nemlich darin eine Modification des $. 59 des Straf 
gefeßes eingetreten fei, indem jegt die genannte Handlungsweife nicht mehr 
ale das unmittelbare Verbrechen des Hochverrathes, fondern nur als 
Mitſchuld an demfelben behandelt werden dürfe. — 

Laſch hingegen behauptet in Anfehung diefes erften Fragepunktes, 
daß durch die erwähnte Novelle ein neues Verbrechen, welches nemlich in 
dem bisherigen Strafgefeße ($$. 58 — 62) nicht vorfomme, aufgeftellt 
werden wollte und daß alfo dadurch der $. 58 des Strafgefeßed weſent— 
lid modificirt worden fei, indem von diefem neueften Nachtrags— 
Geſetze bei der darin bezeichneten Handlung eine hochverrätberifche Abficht, 
d. b. die Abficht des Thäters, durch die Einfuhr, das Anfihbringen, die 
Verbreitung und den Verkehr von derlei Papieren einen der im $. 58 
litt. a—e angedeuteten Zwecke herbeizuführen, nicht vorauggefekt, fondern 
vielmehr die bezeichnete Thätigkeit jedenfalls, daber auh ohne die 
eben angedeutete bochverrätherifche Abficht als Mitihuld am 
Berbrehen des Hochverrathes erklärt worden fei, wofür ala Ratio legis 
einerjeits die in folcher Thätigkeit liegende objective Beförderung hoch— 
verrätherifcher Zwede, und and’rerfeits die nimia incuria, mit welder 
ſich der Thäter über die den Staat bedrohenden Gefahren hinaugjept, fo 
wie „die indirecte, wenn auch nicht gewollte, jo doch leicht ein— 
zufebende Herbeiführung von Gefahren für den Staat anzufeheu 
ſei.“ — — 

Mir ſcheint, daß Herr Dr. Laſch über feine Auslegung dieſes neuen 
Geſetzes durch feine eigenen, bier zuleßt mit den Anführungszeichen „“ 
bervorgehobenen Worte den Stab bridt. Dadurch nemlih, daß er zus 
geiteht, daß im der vorausgefegten Thätigkeit mit den Geldzeihen und 
Greditspapieren der revolutionären Propaganda „eine imdirecte, umd 
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leiht einzufebende Herbeiführung der Gefahren für den 
Staat“, d.h. mit anderen, nemlich mit den Schluß - Worten des $. 1 
unferes vorliegenden materiellen Strafgefeßes, der f. g. indirecte böfe Bor: 
fag des Thäters gelegen ift, wornad er erkennen mußte, daß aus feiner 
Abfiht und Handlungsweife mit folhen Papieren das verbrecherifche Uebel, 
nemlich die im $. 58 bezeichneten hochverrätheriſchen Gefahren leicht er— 
folgen können, ift auch ſchon zugeftanden, daß in der erwähnten 
Thätigkeit nicht bloß eine nimia incuria oder hoher Grad von Fahrläſſig— 
feit, ſondern allerdings fhon dolus, nemlih die auf Hochverrath ge: 
richtete, jedoch häufig von dem Thäter nicht einbefannte, fondern nur in- 
dDirecte, nemlich aus den concludenten Thatumftänden feiner Handlung 
erwiefene Abficht*) zu erkennen fei, und diefelbe daher im vollen Einflange 
mit der Borfchrift des $. 1 ald Verbrechen des Hochverrathes behandelt 
und beftraft werden könne. — 

Dieß fcheint mir denn auch ganz unzweifelhaft der Sinn der in Rede 
ftehenden Gefeges-Novelle zu fein. Es kann doch feinem Zweifel unter: 
liegen, daß die von diefem neueften Geſetze als Mitfhuld am Verbrechen 
des Hochverrathes erflärten Thätigkeiten, nemlih „die Einfuhr, der 
Verkehr, das Anfihbringen und die Berbreitung“ der erwähnten 
Greditspapiere ihrer Natur nach und vermöge der unbeftreitbaren ſprach— 
gebräuchlichen Bedeutung diefer vier Ausdrüde durchweg nur ab. 
fihtlihe, und nicht etwa bloß culpofe, d. h. durchweg nur folde 
Handlungen find, wobei der Handelnde feiner Thätigkeit vollkommen 
bewußt if. Ermägt man num ferner, daß nach der weiteren Voraus— 
feßung dieſes neueften Gefeßes eine foldhe bewußte oder abſichtliche 
Thätigkeit mit Ereditspapieren „einer revolutionären Propa— 
ganda“ vor fich geht, und daß auch diefe Eigenſchaft der Greditspapiere 
dem Thäter bekannt fei (mas vermöge &. 1 ebenfals vorhanden fein muß, damit man 
überhaupt von jenen abfihtlidhen Handlungen mit Greditspapieren einer revolutionären 
Propaganda ſprechen fönne), daß er alfo wifje, daß derlei Geldzeihen und Gre- 
ditspapiere dazu beftimmt find, entweder einft von jener auf Die gewaltfame 
Beränderung der beitehenden Regierungsform und auf den Umſturz aller 
gefellfhaftlihen Ordnung brütenden revolutionären Gewalt, die fich felbft 
fünftighin als factifche Regierung an die Stelle der legitimen Staatsgewalt 
zu fegen träumt und hofft, als wirkliche Geldwerthe eingelöfet zu werden, 


*) Bergl. die Erörterung über den f. g. dolus indirectus im Gegen: 
ſatze des dolus directus oben auf Seite 145—149 und die weitere Beleuchtung 
dieſer Eintheilung mit Hinblid auf unfere neue St. P. D. vom 29. Juli 1853 
in meinen leitenden Grundfägen ber legteren, Seite 294, in der Anmerkung. 
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oder als Credits- Anweifungen auf deren eventuelle revolutionären Regie: 
rungs-Finanzen, und zugleich ala mächtigfte Beförderungsmittel der Revo— 
lution felbft zu dienen, um nemlich diefelben ſchon jegt ald Waare zu ver- 
faufen und fofort in dem dafür einzulöfenden wirklich werthhabenden 
Gelde, den Förderern der Revolution ein wirkfames Vehikel für ihre 
verruchten Endzwecke zu fhaffen: fo kann man wohl nicht beftreiten, daß 
in der bezeichneten abfichtlihen Handlungsweife nicht nur objectiv eine 


der in den $$. 5 und 58 als verbrecherifch bezeichneten Thätigkeiten („wer 
aufmwas immer für eine Art zu einer von dem Belege ald Verbrechen erflärten Uebelthat 
Borfhub gegeben, Hlife geleiftet, gu ihrer fiheren Bollfiredung beigetragen“ 
— und „ed geibäbe die Mitwirhıng au hochverrätberiihen Endaweden au nur burd Unter» 
Rügung oder durch was fonft immer für eine dahin abzielende Handlung“), 


fondern zugleich auch die Abficht, Dadurch die hochverrätherifchen Endzwecke 
der revolutionären Propaganda wenigftens mittelbar fördern zu wollen, 
doch gewiß indirecte conftatirt vorliege ($. 1 des materiellen Straf: 
gefeßes), oder daß nad den Worten des $. 268 unferer neuen St. P. D. 
„das verbrecherifche Uebel, nemlich die Abficht der Beförderung hochver— 
rätherifcher Zwede hier in der Handlung felbft gelegen iſt;“ — 
daher fonnte die in Rede ftehende Novelle ohne Ungerechtigkeit, und 
in vollem Einkflange mit dem $. 58, aber auch im Einflange mit $. 1 
des Strafgefeges und $. 268 der St. P. D. feftfeßen, daß die erwähnte 
Thätigkeit als eine dolofe, und ald Schuld an dem Berbrehen des 
Hodverrathes anzufehen ſei. Diefe Novelle bat daher hiermit nichts 
Neues feftgefegt, fondern nur einen Satz ausgeſprochen, der fih aus einer 
eingehenden Gombination der erwähnten Gefegesftellen der bisherigen 
Strafgefeßgebung allerdings ſchon von felbft ergeben hätte. — Dennoch 
war es höchſt wünfchenswerth, daß dieß von Seite des höchſten Gefek- 
aebers felbft ausdrücklich angeordnet und über allen Zweifel feftgeftellt 
werde, weil ohne folhe ausdrüdlihe Erklärung von Seite der geſetz— 
gebenden Gewalt nur zu viele Borwände gegen die Anwendung des 
8. 58 auf die erwähnte Handlungsweife gerade für foldhe Fälle offen ge— 
blieben wären, in welchen auch Herr Dr. Lafch die Anwendbarkeit des 
$. 58 laugnet, wenn nicht eben diefe Novelle hinzugetreten wäre, wenn 
3. DB. Jemand derlei Geldzeihen an fih brachte, angeblich, um fie aus 
Liebhaberei feiner Raritäten» Sammlung einzureihen, oder, wenn er damit 
Handel triebe, um fich zu bereichern, oder ſolche antaufte, und hinterliftiger 
Weife in eines andern Wohnung oder unter deffen Papiere zu bringen 
wüßte, um diefen einer Berlegenbeit auszufegen u. f. f. Gerade um foldden 
elenden Ausflühten zu begegnen, denen gegenüber doch vielleicht ein 
ferupulöfer Richter Anftand nehmen könnte, das Dafein des böfen, d. h. 
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bochverrätherifhen Vorfages anzunehmen, hat num das neuefte Geſetz 
angeordnet, daß die erwähnte Thätigkeit als Mitſchuld am Hochverrathe zu 
behandeln fei, fo dab alfo bei dem Dafein einer diefer vier 
Thätigfeiten auf Seite des Thäterd auch ipso facto der 
bochverrätherifhe Vorſatz als erwiefen und vorhanden an— 
zu ſehen ift.*) — Dabei ift aber von diefem neueften Gefeße die Anmwend» 
barkeit aud des $. 2 unferes allgemeinen Strafgefeßes, d. h. die Voraus— 
fegung nicht ausgefchloffen, daß derjenige, der fich einer der erwähnten 
Thätigkeiten objectiv jhuldig gemacht hat, den Begenbeweis des von 
der Novelle ald vorhanden vorausgefekten Dafeins des böfen Vorſatzes 
liefere, und z. B. nachweiſe, daß die von ihm eingefauften oder unentgelt- 
ih an ſich gebrachten Greditspapiere der revolutionären Propaganda, wenn 
3. B. ihre nähere Bezeichnung etwa in einer ihm erweislich ganz fremden 
Sprade gedrudt ift, ihm als ſolche nicht erfennbar waren, und 
daß er daher in feiner Handlungsweife auch nicht ein Verbrechen erkennen 
konnte ($. 2 lit. e). — Ja diefes neuefte Geſetz hat fogar die ſe Voraus— 
feßung, daß Jemand in die Innehbabung @. b. in eim factiſches Berbältnip, 
welches nicht notbwentig das Bewußtſein feines Beſtehens von Seite des Inhabers einichlicht) 
folcher Papiere fommen könne, ohne fih des Hochverrathes ſchul— 
Dig zu mahen, in dem Nachſatze ausdrücdlich beigefügt, indem es 
erklärt, daß eine ſolche Inhabung nicht bloß ein anderes Verbrechen 
(3. B. Betrug, Verläumdung, Mißbrauch der Amtsgewalt) fein könne, ſon— 


) In analoger Weife hatte die öfterreichifche Geſetzgebung auch in 
früheren Zeiten bei äbnlihen Anläffen, nemlih in Anfehung der Bereinigung 
der „Carbonari“ und der „Giovine Italia“ mit dem Hoffanzleipräfidial- 
Decrete vom 10. November 1821, 3. 32698 (polit. G. ©., Bd. 49, ©. 328), 
und dem Hoffanzleidecrete vom 20. Zuli 1833 (polit. ©. S., Bd. 61, ©. 187) 
erklärt: „daß derjenige, der künftighin in eine diefer Vereinigungen eintritt, oder 
die Fortfchritte derfelben zu hindern, oder ihre Mitglieder anzuzeigen unter: 
läßt, nah den Beftimmungen des Strafgefeped ald mitfchuldig des Verbrechens 
des Hochverratbes zu behandeln fei, obne daß er fih mit ber Unwiſſen— 
beit des Geſetzes foll entſchuldigen (ohne daß er alfo den Maugel des hoch 
verrätberiihen Borfages fol vorfhügen) fönnen. — In ganz gleiher Richtung, wie 
dur die vorftchenden zwei Novellen aus den Jahren 1821 und 1833, ift 
demnach auch durch die oben in Rede ftehende Berordnung vom 27. April 1854 
auägefprochen worden: „daß in den erwähnten Thätigfeiten in Beziehung auf 
die Greditöpapiere der revolutionären Propaganda auch der hochverrätheriſche 
Borfag dedjenigen, der ſich einer folhen Thätigkeit fhuldig macht, ipso facto 
tonftatirt fei, und feines befonderen Beweifes für deffen Dafein bedürfe; daß 
daber vielmehr demjenigen, der trog einer ſolchen Thätigfeit den Mangel eines 
böfen Vorſaßes behauptet, ver Gegenbeweis obliege.“ — 
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dern jedenfalls als ein dafelbft näher beftinnmtes Vergeben anzufehen 
und zu beftrajen ſei, in welch legterer Beziehung übrigens diefe Novelle 
allerdings ganz neue, aber Feiner befonderen Erläuterung bedürfende 
Beftimmungen ”) angeordnet hat. — 


) Im Königreihe Ungarn murden zwar im Sabre 1849 mehrere 
analoge Berordnungen erlaffen, wodurch „die Banknoten, Geldnoten und andere 
wie immer geartete Geldzeichen, welche won den ungarifhen Rebellen ald Papier: 
geld ausgegeben wurden, und mamentlih die f. g. Koffutb>Roten (von den 
Jahren 1848 und 1849) ale ungefeklich erklärt, unbedingt von allem Berfebre 
ausgeſchloſſen, und deren Anfihbringung, Annahme, Verfendung bald ald Theil: 
nahme am Aufruhr erklärt, bald wieder deren bloßer Beſitz ald den frengften 
(übrigens nicht näher normirten) Strafen, fo wie der kriegsrechtlichen Be: 
handlung unterliegend erklärt worden find.” Dabin gehören die Proclamationen 
der Armee: Obercommandanten Welden und Haynau vom 20. Mai 1849, 
29. Juni 1849, 1. Juli 1849, 30. Juli 1849, 2. October 1849, 13. October 
1849, und 12. December 1849 (in der amtlihen Sammlung der für Ungarn 
erlaffenen a. h. Manifefte und Proclamationen und der Aundmahungen ber 
Oberbefehlshaber der faiferlihen Armee in Ungarn — Ofen, 1850 — Nr. 50, 
57, 59, 79, 111 und 118). — Allein alle diefe Proclamationen waren nad 
Inhalt und Tendenz theild nur auf die Dauer ded damaligen Bürgerfricges, 
theild mwenigftend nur für die Dauer des über Ungarn dur dad Manifeft des 
Kaiferd und Königs vom 3. Dctober 1548 (in vorftebender Sammlung Nr. 3) 
verbängten Kriegs- oder Belagerungd» Standes berechnet gewefen, und zwar 
umfomebr, ald auch die von Sr. Majeftät dem SKaifer und Könige diefen 
Armee: Oberbefehlähabern ertbeilte Bollgemwalt ihrer Natur nah nur auf 
die Dauer diefed Audnahbmd:Zuftanded wirffam war. Da nun ver- 
möge der Verordnung vom 11. April 1854, Ar. 87 des R. ©. Dl., mit 1. Mai 1854 
der Belagerungsftand im Königreiche Ungarn aufgehört bat, fo fcheint auch die 
Wirkſamkeit jener Verordnungen erloſchen zu fein, und feit diefer Zeit dürfte 
daber aud in Ungarn der bloße Befig, oder felbft der Verkehr mit derlei 
älteren f.g. Kofjutbnoten für fih allein, wenn nemlich nicht etwa andere 
Umftände binzufommen, welche zeigen. daß diefer Befig oder Verkehr nur ald 
Mittel zu einer anderen ftrafbaren Handlung flattgefunden hat, vermöge Art. IV 
des K. M. P. des St. ©. nicht mehr als ftrafbar angefeben werden können, 
bis dieß nicht etwa durch ein neues Gefeg erklärt werden wird. — 

Darüber, daß auf den Beſitz, Verkehr, das Anfihbringen und die Ber: 
breitung diefer älteren Kofutbnoten nit etwa die obige Novelle vom 
27. April 1854, Ar. 107 des R. ©. Bl., angewendet werden fünne, dürfte bei 
dem Haren Wortlaute der lekteren faum ein Zweifel aufgeworfen werden fönnen, 
da ja diefelbe ausdrüdlih nur von den Geldzeichen und Greditspaieren „ber 
revolutionären Propaganda” fpricht, und in Beziehung auf Koffutb «Roten 
fogar namentlich nur die Kofutb- Dollar-Roten berausbebt, wohin doch 
gewiß die älteren f. g. Koffutbnoten von 1848 und 1849 nicht gehören. — — 
Man bat zwar praftifch verfucht, diefe Novelle mit einer gemwiffen Diftinction 
wenigftend auf einen Theil diefer älteren Koſſuthnoten, nemlich auf jene der 
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Aus diefen Gründen glaube ih daher die oben angedeutete Anſicht 
des Herm Dr. Laſch ale irrig, und in ihren Gonfequenzen fogar ala ber 
denflich erfennen zu müffen, da fie die offenliegende Tendenz des Geſetzes 
nah beiden Richtungen hin geradezu vereitein würde, indem Laſch einer 
ſeite anf die im Diefer Novelle bezeichnete Thätigkeit, ſelbſt wenn fie 
ermweislid im der Abficht gefhehen wäre, dadurch hochver— 
rätherifhe Zwede zu fördern, jedenfalld nur die geringere Straf- 
norm der $$. 60 und 61, und nicht jene des $. 59 anwendbar erklärt; ”) 
und indem er and’rerfeits die ofterwähnte Handlungaweife felbft bei er- 
wiefenem Abgang aller hohverrätberifhen Abfiht noch 
immer nach Maßgabe diefer Novelle, d. i. alfo mit anderen Worten, fogar 


zweiten Emiffion vom I. Jänner 1849, melde bereit? von einer rebelifchen 
(revolutionären) Regierung ausgegeben worden feien, in Anwendung zu bringen; 
nit aber auf jene der erften Emiffion vom 1. Eeptember 1648, weil diefe 
legteren ven dem ungarifchen Rinanzminifterium bereitd mit Grlaß vom 
7. September 1848, alfo zu einer Zeit audgegeben worden feien, wo das 
felbfiftändige ungarifhbe Minifterium, fo mie überhaupt die damalige 
ungarifche Regierung noch legitim geweſen fei, nemlich noch auf Grundlage 
fönigliher Ernennung beftanden babe, indem diefe Regierung erſt mit dem ſchon 
oben erwähnten Manifefte des Kaijerd und Königs vom 3. Dctober 1848 auf» 
gelöfet worden if. — Allein ich halte diefe Anfiht aus doppeltem Grunde 
für unrichtig, vorerfi darum, weil die angegebene Diftinction zwiſchen den 
älteren Koffutbnoten der erften und zweiten Gmiffton des geſetzlichen 
Boden? ermangelt, indem audy die erfte Emiffion vom 1,7. Ecptember 1848 
zwar von einem nominell noch legitimen ungarifhen inanzminifterium, 
allein ebenfall& fhon unberechtiget und ungefeklich ausgegeben wurde, 
da befanntlich der dießfällige Reihstags:-Befhluß wegen Ausgabe von Papier» 
geld nicht nur nicht die föniglihe Eanction erhielt, fondern überdieß durch 
die Manifefte des Kaiferd und Könige vom 3. October, 20. October und 
6. November 1848 (in obiger Sammlung Nr. 3, 5 und 6) alle nicht fanctio» 
nirten Reichstagsbeſchlüſſe, und darunter fogar namentlich auch jene wegen 
des Papiergeldes, ausdrüdlih ald ungefeplih und ungiltig erflärt 
worden find. — Ih fann daher die Diftinction zwiſchen den Koffuth-Roten ber 
erften und zweiten Emiffton auf dem Boden ded Nechtd nicht für erheb« 
ih anfeben, und muß diefe Noten beider Emiffionen für gleih ungeſetz- 
lich und ungiltig erfennen. — Dennod halte ich aber die mehrerwähnte 
neuefte Novelle vom 27. April 1854 darauf nicht für anwendbar, meil die— 
felben wohl Geldzeichen einer rebelliſchen Gewalt oder Regierung, nimmer- 
mebr aber, wie es diefe Novelle fordert, „einer revolutionären Propaganda” 
find. — — — 

*) Vergl. über die Anwendung der Etrafbeftimmungen des $. 59, und 
nicht der 88. 60 und 61, auf obige Thätigfeit noch die nachfolgende Gr- 
örterung über die zweite oben aufgeworfene Frage. — 

Hye, Commentar. 45 
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denjenigen als fhuldig des Ho chverrathes ftrafen will, der den oben 
von mir angedenteten Gegenbeweis zu liefern vermag, daß er die von 
dem höchſten Gefeßgeber in diefer Novelle vorausgefepte hochverrätheriſche 
Abſicht nicht hatte, weil ihm z. B. derlei in feinem Befige vorgefundenen 
Papiere erweislich gar nicht ala joldhe befannt waren! — — 

Hieraus erhellt zugleich, daß ich Hinfichtlih der erften oben auf: 
geworfenen Frage vielmehr die von dem Herm Profeffor Weffely ver: 
fochtene Anfiht, jedoch nur in demjenigen Punkte als die richtige er- 
fenne, als er behauptet, daß die viel erörterte Novelle den $. 58 in 
materieller Beziehung nicht modiflcirt habe. — Allein den zweiten 
Theil feiner Behauptung, daß hierdurch eine Abänderung des beftehenden 
Gefeßes in formaler Beziehung gefchehen fei, indem die oft erwähnte 
TIhätigkeit mit folhen Papieren nunmehr als Mitfhuld am Hochverrathe 
erklärt werden müffe, während fie fih nah $. 58 ald unmittelbare 
Schuld darftellen würde, kann ich nicht als richtig erfennen, obgleich diefe 
Behauptung auf einen leeren Wortftreit Hinausläuft, der ohne alle praftifche 
Folgen ift, weil Weſſely nichtsdeftoweniger zugefteht, daß auf die in Rede 
ftehende Mitfhuld diefelbe Strafe, wie auf die unmittelbare Schuld, 
nemlich die Strafbeftimmung des $. 59, und nicht jene der $$. 60 und 61 
anwendbar fei. — Ich halte nemlich dafür, daß durch die obige Novelle 
die darin bezeichnete Thätigkeit in voller Uebereinftimmung mit dem Sprad- 
gebrauche unferes Geſetzes als Mitſchuld an dem Verbrechen des Hoch— 
verrathes erklärt worden fei, indem in dem $. 5 und in fo vielen anderen 
Parallel-Stellen diefes Gefepes der Ausdrud: „ Mitfhuld “ (ats onjectines 


Gorrelat des im Beiepe viel öfter vorfommenden, auf das Subject bindeutenden Unsdrudes: 
‚Mitſchuldige) im weiteften Sinne foaar zur Bezeichnung des Inbe- 
griffes aller vier in dem $. 5 bezeichneten Mitwirfungs» Arten zu einem 
Berbredhen, im engeren Sinne wenigftend für den Inbegriff der in den 
erften drei Abſätzen dieſes $. 5 erörterten Wirkungskreisarten im Gegen- 
fabe des vierten Abſatzes Mer die Theilmapme im engeren Einne einfäließt) ges 
braucht wird, alfo in beiden Bedeutungen noch immer auch die von 
Weffely f. g. unmittelbare Schuld an einem Verbrechen einſchließt, 
und felbft in einer dritten noch engeren Bedeutung nur den Gegenfak 
von Hauptthäter und Urheber, alfo Doch noch immer diejenige Hilfs- 
Thätigkeit umfaßt, wodurd „Jemand (mie es ja gerade im der gedachten Novelle 
vorandgefegt wird) dem Verbrechen eined Anderen (nemiid ver revolutionären Propa- 
ande) in mittelbarer Weife Vorfhub gibt, oder zu deren 
fiheren Vollſtreckung beiträgt” ($. 5%des Strafgeſetzes).) — 


) Die Nahmeife bdiefer verfhiedenen Bedeutungen bed Ausbrudes: 
„Mitfhuld“ (oder „Mitfhuldige”) in unferem Strafgefepe fammt dem 
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Aus eben diefen Gründen hat daher die neueſte Novelle die erörterte 
Hilfs-Thätigkeit zu dem Hochverraths » Verbrehen der revolutionären 
Propaganda, in voller Uebereinftimmung mit dem Sprachgebrauche unferes 
Strafgefehes, ald „Mitſchuld“ am Verbrechen des Hochverrathes be— 
zeichnet, da nah dem Ebengefagten im Sinne dieſes Gefekes die Mit- 
fchuld an irgend einem Verbrechen nicht eine eigene Art von Verbrechen, 
fondern regelmäßig nur eine Schuld an dem Verbrechen bezeichnet, deſſen 
man eben mitfhuldig wird. — 

Aus diefer Auseinanderfehung ergibt fih aber zugleich meine Löſung 
der zweiten von den oben rücfichtlih der Novelle vom 27. April 1854 
aufgeworfenen Fragen. Ich halte nemlich, wie bereits oben angedeutet 
wurde, die Anficht des Herrn Dr. Laſch, daß die in diefer Novelle be: 
zeichnete Thätigfeit nach Analogie der SS. 60 und 61 nur mit 5—1Ojähri- 
gem fchweren Kerker zu beftrafen fei, ſchon aus dem Grunde für irrig, 
weil man diefer Aushilfe der Anwendung einer analogen Geſetzesſtelle 
im vorliegenden Kalle gar nicht bedarf, indem nach dem klaren Wortlaute 
des $. 5 (was übrigens auch Herr Brofeffor Weffely a. a. D. behauptet) 
jeder, der eines beftimmten Verbrechens mitfchuldig ift, ald des nem— 
lichen Verbrechens, wie der voraugfegliche unmittelbare Thäter, ſchuldig 
erfannt, daher auch mit derfelben Strafe belegt werden muß, welche den 
leteren treffen muß, infoferne das Gefeß für einzelne Falle nicht befondere 
Ausnahmen feftgefeßt hat.) Nun gibt aber der $. 59 ausreichende Vor: 
fchriften für alle Perfonen, welche fih auf was immer für eine 
Weiſe des Verbrechens des Hochverrathes mit- fhuldig gemacht haben, 
und es findet namentlich der zweite Abfaß der lit. b diefes $. wörtlich 


leidigen Zugeftändniffe, daß daſſelbe dießfalls einen fehr ſchwankenden Sprad: 
gebrauch beobachte, wurden von mir in den Anmerkungen auf Seite 230-232 
geliefert. — — Uebrigens ift diefem in unferer vaterländiihen Straf« 
Geſetzgebung num einmal beftchenden, wenn gleich ſchwankenden, aber lange 
eingewohnten Sprachgebrauche, auch unfere neuefte St. P. D. vom 29. Juli 
1853 gefolgt, indem fie den Ausdrud „Mitfchuldige” regelmäßig in der erften 
der obenerwähnten drei Bedeutungen, nemlih im weiteſten Sinne ($$. 140 
3. 5 und 6, 176, 183, 261 3. IV, 271 und 408); — einigemal aud im der 
mittleren der obigen Bedeutungen, ald Gegenfag von Theilnehmeru ($$. 60, 
341, 353 und Art. IV des K. M. P.), und nur ein einziges Mal, da nem- 
ih, wo es fih um eine formale und möglichſt genaue Dezeihnung 
der verbrecherichen Thätigkeit handelt, auch in der engften der obigen brei 
Bedeutungen ($. 283 lit. a) gebrauht hat. — — — 

*) Bergl. die nähere Begründung ded obigen Satzes auf Seite 233 und 
234 d. ®. 


45* 
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Anwendung auf die in Rede ftehende Thätigfeit derjenigen, die ſich die 
Einfuhr, den Verkehr, das Anfihbringen oder die Verbreitung von derlei 
Greditäpapieren der revolutionären Propaganda zu Schulden fommen 
laffen, indem fie fih durch diefe Thätigkeit, vorausgeſetzt, daß dieſelbe 
ifolirt, d. h. ohne Zufammenbang mit einer anderweitigen hochver— 
rätherifehen Thätigfeit bleibt, jedenfalld nur „auf eine entferntere 
Weiſe an dem hochverrätherifhen Unternehmen der erwähnten Propaganda 
betheiliget haben.“ *’) — 


*) Bei der obigen Bemweidführung blieb ich ausſchließend bei dem mir 
ungweifelbaft erfheinenden Wortlaute des $. 5 fliehen; und abftrabirte von ber 
weiteren Annabme dei Herrn Dr. Laſch (worin ihm übrigend aud Kerr Pros 
feffor Weffeln beiftimmt): „daß troß dem Art. IV des K. M. P. unfere® 
&t. ©. in dem Falle, wenn zwar irgend eine beftimmte Handlung von dem 
Geſetze ald ftrafbar erflärt, aber mit feiner beftimmten Strafe bedrobt ift, in 
Beziebung auf die Straf-Bemeffung allerdings cine analoge Anmen- 
dung einer anderen Gefepeäftelle, und beziehungsmeife die Unmwendung der 
im Gefege für einen anderen analogen Straffall verbängten Strafe ftattfinden 
dürfe, und daß durdy den erwähnten Art. IV die Analogie nur rüdfichtlich der 
firafbaren Qualität der im Geſetze nicht ausdrüdlih als Verbrechen, Ber« 
geben oder Uebertretung erflärten Handlungen audgeihloffen fei.” — — Ih 
halte auch diefe, obgleich bier dur zwei tüchtige Gewährämännner gegen bie 
entgegengefepte (von mir auf Ecite 99 lit. b, ©. 100 vorlepter Abſatz, und 
S. 103 — 104 d. W. aufgeſtellte) Geſetzes Audlequng verfochtene Anſicht nad 
Wortlaut und Geift unfered Geſetzes für unrichtig. Die Herren Gegner 
haben meder die Gründe, die ich für meime Anficht geltend gemacht babe, 
widerlegt, noch für ihre eigene Meinung einen anderen Grund, als die Be 
rufung auf den Maren (angeblih für fie fprehenden) Wortlaut ded mehr: 
erwähnten Art. IV angeführt. Allein ih muß es dem Urtheile jedes Xefere 
überlaffen, wie der klare Wortlaut diefed Artikel, der da fagt: „nur dad: 
jenige fann nab Maßgabe dieſes Strafgeſetzes als Berbrehen, Ber: 
geben oder Webertretung bebandelt und beftraft werben, was in demjelben 
ausdrüdlic ald Verbrehen, Vergeben oder Uebertretung erklärt wird" — — 
die Anfiht der Herren Gegner unterftügen foll! — So lange niht andere 
Gründe für diefe entgegengefepte Anficht vorgebracht werden, dürfte wohl die 
von mir a. a. Orte bargetbane Auffaffung ded Art. IV, wornah die Analogie 
auch in Beziehung auf eine wenigftend firengere Straf-Bemeffung aus: 
geſchloſſen ift, nicht als widerlegt erfcheinen. Zum Glüde ift der Streit, 
mwenigftend in Beziehung auf den wichtigſten dabei in Frage kommenden 
Moment, praftifch unfruchtbat. Es wäre dieß nemlich der Fall, wenn etwa 
irgend eine Handlung von dem Geſetze ald Verbrechen erflärt, darauf aber 
gar feine Strafe feflgefept wäre. Allein eine folche Rüde kommt in unferem 
Gelee niht vor — — 

Nur noch gegen Eine Behauptung ded Herrn Dr. Laſch glaube ih 
Proteft einlegen zu müffen, daß nemlih „feine Auffaffung des Art. IV be 
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$. 59. @. 53.) 


Wegen diefes Verbrechens ift auf Todesftrafe zu erfennen: 


a) gegen Jeden, der fich einer der im $. 58 lit. a bezeich— 
neten Handlungen ſchuldig gemacht hat, wenn diefe auch 
ohne Erfolg geblieben ift; 


reit® durch zwei Enticheidungen des Caſſationshofes vom 21. Dctober 1852, 
3. 10958, und vom 21. April 1855, 3. 3764, vollfommen unterftüpt (dad 
will doch jagen, ebenfalls als die gefepliche auch von dem Gaffationähofe 
angenommen — ? —) worden fei. — Allein wenn man diefe beiden Ent- 
iheidungen des Gaffationshofes, fo wie fie in der Gerichtäzeitung abgedruckt 
erfcheinen (Jahrgang 1853, Nr. II und 64), durchgebt, fo überzeugt man fich, 
daß darin von dem in Frage ftehenden Art. IV aber aud nit im Entfernteften 
die Rede iſt. Es handelt fih bei diefen zwei Entfcheidungen vielmehr um 
die Frage: „ob die Zufammenrechnung der Beträge mehrerer Angriffe und 
Facta, weiche rüdjichtlih des Diebjtabld im $. 173 ausdrüdlid angeordnet ift, 
aub beim Betruge flattfinden dürfe?* — Der Gaffationdhof bejahte diefe 
Frage (mie auch ich fie bereits in dem im Auguft 1852 erfhienenen erften 
Hefte des vorliegenden Werkes, Seite 100 und 110, bejaht hatte), allein ni ht 
etwa mit Berufung auf die Analogie mit $. 173, fondern vielmehr vermöge 
des Wortlautes des $. 200 felbft, in welchem nemlich der Ausdrud: „Bes 
trügereien” darauf binweife, daß das Geſetz nicht bloß ein einzelnes Ber 
trugsfactum, fondern alle die verfchiedenen, wenn nur noch unbeftraften 
Betrugsfacta ded Befchuldigten zufammen im Auge hatte, wenn ed fih um 
die Berechnung des Betrages handelt, und unterftügt diefe Auffaffung des 
Geſetzes aus deffen ganzem Geifte binfihtlih aller Bermögend « Verlegungen, 
und rechtögefchichtlih aus der Entwidlung des 3. 173 aus dem früheren Hof- 
dbecrete vom 11. Mai 1816, Ar. 1243 der I. G. © — — Scheinbar 
wenigftens hätte Herr Dr. Laſch aus diefen zwei Entfcheidungen des Gaffationd- 
hofes vielmehr die Behauptung ableiten können, daß diefer bohe Gerichtähof 
dodurch vielmehr felbft demjenigen Ausfpruche des oftgedachten Art. TV, deſſen 
Inhalt font allgemein zugeftanden ift, zuwider — fogar die Qualifica- 
tion einer Handlung als Berbrehen (aus der Betragshöhe nemlidy) ex 
analogia mit $. 173 audgefprochen babe. Auf dieſe Beweisführung gebt 
nemlich ein anderer mit Scharffinn durchgeführter Auffag des Herrn Profeffors 
Nulf (in Haimerl's Magazin für Rechts- und Staatdwiffenfhaft, VII. Bd., 
1. Heft, Seite 70 u. fgg-) hinaus, wenn er behauptet, daß dad Zujammen« 
rechnen der Beträge aus mehreren Angriffen in Eine Summe aud bei dem 
Betruge, der Beruntreuung und der boshaften Beihädigung fremden Gigen- 
thums geradezu gegen den beftimmten Wortlaut des Art. IV auſtoße. — Allein 
e8 wurde ſchon früher darauf hingewiefen, das der Gaffationdhof feine Ent« 
fheidung nicht auf den Art. IV, und jelbft nicht einmal auf die Analogie mit 
dem $. 173, fondern auf andere Argumente flüpte, welche aud Herr Pro— 
feffor Ruff nicht widerlegt bat, und welche derzeit bereits die allgemeine An« 


Strafe des Hoch⸗ 
verratheo. 
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b) gegen die Urheber, Anftifter, Rädelsführer und alle die— 
jenigen Perfonen, welche bei einer hochverrätherifchen 
Unternehmung der im $. 58 lit. b und c bezeichneten 
Arten unmittelbar mitgewirkt haben. — 

Gegen alle diejenigen aber, welche fi bei einer fol- 
hen Unternehmung auf eine entferntere Weife bethei= 
liget haben, ift die Strafe des ſchweren Kerkers von 
zehn bis zu zwanzig Sahren, bei befonderer Gefährlich- 
feit des Unternehmens oder des Thäters aber die Strafe 
des lebenslangen fehweren Kerkers zu verhängen. 

Wurde endlich 

c) durch öffentlich oder vor mehreren Leuten vorgebradhte 
Reden, durch Drudwerke, verbreitete bildlihe Darftel- 
lung oder Schriften zu einer der im $. 58 bezeichneten 
Handlungen aufgefordert, angeeifert oder zu verleiten ge: 
fuht, und ift diefe Ginwirfung ohne Zufammenhang 
mit einer anderen verbredherifhen Unternehmung und 
ohne Erfolg geblieben ($. 9), fo ift auf ſchweren Kerker 
zwifchen zehn und zwanzig Iahren zu erfennen. 

Für den Erfah des durch das Verbrechen des Hochver: 
rathes dem Staate oder Privatperfonen verurfadhten Schadens 
bleibt jeder Schuldige mit feinem ganzen Vermögen verant: 
wortlid. — 


erfennung der Praxis gefunden haben, fo daß es nunmehr faft nußlos erfcheint, 
zur weiteren Begründung diefer Anficht erft noch viele Worte zu verlieren, 
wenn man auch dem Heren Profeffor Rulf zugeſtehen mag, daß es wünſchens⸗ 
wertb gewejen wäre, daß bad revidirte Strafgefep die citirte Novelle vom 
11. Mai 1816, Rr. 1243 der %. ©. ©., vollftändig, nemlid nicht bloß 
beim Diebftahle, fondern auch bei den genannten übrigen drei Bermögend- 
Berbrehen aufgenommen, und fofort die Frage auch rüdfichtlich diefer drei 
ftrafbaren Handlungen ausdrüdlich entſchieden hätte. — — Bergl. übrigens 
auch den Auffag eined Ungenannten (D.) in der Gerichtzeitung, Nr. 20, 
vom 16. Februar 1854, welcher die Anfiht Rulf's in Beziehung auf den Betrug 
und die bodhafte Befhädigung fremden Eigenthums gut heißt, Dagegen die von mir 
in Beziehung auf alle diefe Dermögend-Berlepungen verfochtene und von dem 
Gaffationöhofe anerkannte Zufammenrehnung allerdings rüdfihtlih der Ber- 
untreuung zugeftebt, weil diefe im Gefepe überhaupt ganz gleichartig mit 
dem Diebftahle behandelt werde, und weil dieß namentlih aus dem $. 186 lit. b 
erhelle, wo nemlich Theilnchmungen an der Beruntreuung ganz homogen mit 
jenen an einem Diebftahle behandelt werden. — 
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$. 5. 


Auf diefes Verbrechen, wäre es aud ohne allen Erfolg nur bei dem Berfuche geblieben, u. hod⸗ 
wird die Todesftrafe verhängt. rathes. 


n. —* — —3 ——— des Abſatzes lie. d des $. 23 des prov. Preßgeſetzes vom 

Rachdem die wohlgemeinten Ereiferungen edler Menfchenfreunde (deren 
Reigen Beccaria führte, und als deren Fräftigfter und ausdauernd- 
fter Kampfgenoffe in Deutfhland wohl Grohmann genannt werden mag) 
für die Abfhaffung der Todeäftrafe überhaupt, an den ernften Beweis» 
gründen der Gerechtigkeit und praktiſchen Nothwendigkfeit ge 
ſcheitert waren,*) erhob ſich das Feldgefchrei gewifjer politifher Par— 
teien, daß diefe Strafe wenigftens bei den f.g. politifchen Verbrechen 
nicht mehr in Anwendung kommen folle. So fordere es die Staatsklug- 
heit (2?) und die Givilifation des neunzehnten Jahrhunderts! 

Allein faft alle neueren Strafgefeßgebungen, zumal in den deutfchen 
Ländern, antworteten hierauf mit der Feſtſetzung der Todesftrafe auf den 
Hochverrath,**) und zwar regelmäßig nicht bloß auf die Bollendung, 
fondern felbft auf bloße Berfuhs- und Borbereitungs- Handlungen 
deffelben, ohne Zweifel aus der naheliegenden Betrachtung, weil es einer- 
ſeits nur felten in der Macht des auch erft nur im Stadium des Verſuches 
einer hochverrätherifchen Unternehmung Stehenden Tiegt, den Fortfchritt 
der von ihm felbft getroffenen Anftalten zur Bollbringung des Hodver- 
rathes zu hemmen, fomit ſchon der erfte Verſuch deffelben umabjehbare, 
höchſt gefährliche Folgen herbeiführen kann; umd weil and'rerſeits der 
vollbrachte Hochverrath, zumal dann, wenn er eine eigentlihe Revo- 
Intion im Gefolge hat, wohl regelmäßig dem Arme der firafenden Ge— 
rechtigkeit entrückt ift, und weil demnach die Strafgefeßgebung, foll die Ber- 
wirklichung ihrer Strafe gegen wirklich vorgelommene Verbrechen umd eben 
dadurd; auch ihre abhaltende Wirkſamkeit nur überhaupt noch eine Wahr- 
heit fein, dem Beginne folder Unternehmungen entgegentreten muß. Das 
ganz verfchiedene Urtheil, welches nicht bloß von den Strafgerichten des 
Staates (von diefen freilih nur nothgedrungen) , fondern felbft von der 
„MWeltgefhichte ala Weltgericht“ hinfichtlih jeder bloß verfuchten, aber 
mißlungenen, und eben darum mit Strafe verfolgten, im Gegenſatze der 


*) Bergl. die Grörterung auf Seite 38 u. fgg. d. W. Ä 

») Die ephemere Unterbrehung, welche die geſetzliche Geltung der 
Todesſtrafe in mehreren Ländern des beutfchen Staatenbundes durch die Ein- 
führung der befannten „Grundrechte des deutfchen Volkes“ im Fahre 1849 er- 
litten hatte, fann kaum in Betracht kommen, da bekanntlich ſchon im Jahre 
1851 diefe Grundrechte wieder überall außer Kraft gefept waren. — 
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gelungenen, dann aber nur zu häufig mit Bürger: und felbft mit Herrſcher— 
Kronen belohnten Revolution gefällt wird, hat wohl Niemand tiefer und 
geiftvoller gefchildert, ald der große Dichter in den befannten Worten: 

„Gedacht bloß und mißglüdt — iſt's nur ein fFrevel, 

Vollbracht iſt's ein unfterblih Unternehmen! — 

Und was nur glüdt, dad wird dann auch verziehen, 

Denn — jeder Ausgang tft ein Gottes -Urtheil!“ 

In diefer Fait-accompli-Theorie des wirklichen Lebens der Staaten 
und Völker, mag fie auch mit der Idee der ewigen Gerechtigkeit in noch fo 
fchneidendem Gontrafte ftehen, liegt die Genefis der legislatorifhen Strenge 
faft aller Zeiten — gegen den bloßen Verſuch des Hochverrathes!“) — 

Iſt nun aber einmal die Beibehaltung der Todesftrafe überhaupt 
fowohl aus dem Standpunkte der Idee des Rechtes, als der Unent— 
behrlichkeit derfelben zur Sicherung der gefellfchaftlihen Ordnung ge- 
rechtfertiget: jo ift fie ebendadurch au insbefondere gegen Diejenigen 
Verbrechen als die gerechte und alleinig zwedentfpredhende Strafe ge— 
rechtfertiget, welche eben dieſe gefellihaftlihe Drdnung in ihren Grund— 
feften unterwühlen, und dadurd nicht bloß den Beſtand der Gefellichaft 
im Ganzen, fondern insbefondere auch die theuerften Güter jedes einzelnen 
Mitgliedes derfelben, welhe Leben, Freiheit und Eigentum aller Ange- 
börigen des Staats den größten Gefahren ausfeßen! — — 

Dennod fah fih unfere dermalige Geſetzgebung, offenliegend aus 
Humanitäts-Rüdfihten, bewogen, die von der vaterländifchen Ge— 
feßgebung von jeher, und auch noch durch den $. 53 des Strafgeiehes vom 
Jahre 1803 gegen jeden Hochverraths-Verſuch ohne alle Unterfheidung 
verhängte Todesjtrafe zum Theile wieder aufzugeben, und von derfelben 
wenigftens für die minder gefährlichen Theilnehmer an hochverrätherifchen 
Unternehmungen um fo weniger einen Gebrauch zu madhen, als ja aud 
bisher factifh, troß der Strenge des Geſetzes, in unferem Baterlande 


) Auch die fhon mehrfach gehörte Einwendung, daß ed gegen die Ge— 
fepgebungd» Klugheit fei, fhon auf den bloßen Verſuch des Hochverratbes 
eine fo firenge, und insbefondere die nemliche Strafe, wie gegen den voll» 
‚braten Hochverrath feftzufegen, inden dann der Berfucher deſto zuverläffiger 
das Verbrehen zu vollbringen bemüht fein wird, wenn ihn dafür feine 
härtere Strafe, ald für dad bloß verfuchte Verbrechen ereilen kann — — 
trifft wenigftend unſer vaterländifched Gefeg nicht, da der $. 62 defjelben 
jedem folhen Berfucher Reizmittel genug an die Hand gibt, um von der Boll: 
bringung feines bisher nur verfuchten Unternehmend aus eigener thätiger 
Reue abzufteben, indem ihm für dieſen Fall nicht bloß eine geringere, ſon⸗ 
bern gar feine Strafe mehr trifft. — — 
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von der Todesftrafe gegen Hochverräther, außer in den Ausnahmslagen 
des Kriegs: oder Belagerungsftandes und des Standrechts, faſt gar nie, 
und ſelbſt nicht einmal gegen die Häupter folder Unternehmungen ein Ge: 
brauch gemacht worden iſt.) — 
Das gegenwärtige Geſetz war dadurch zugleich in die — gleihmäßig 
durh die Gerechtigkeit, gleihwie durh Klugheits-Rückſichten 
gerechtfertigte — Lage geſetzt, hierbei ſachgemäß einerfeits diejenige Unterart 
dieſes Verbrechens, weldhe im monarchiſchen Staate relativ am ftraf- 
würdigften erfcheint, nemlich Angriffe auf die Perfon des Kaifers ($. 59 
lit. a vergl. mit $. 58 lit. a), von den übrigen Arten desfelben, und 
and'rerſeits bei den leßteren die Berführer und Hauptfchuldigen von 
den Berführten und minder Schuldigen ($. 59 lit. b erfter Abſatz im 
Gegenfage des zweiten Abſatzes) zu fcheiden. Hiernach behielt das Gefepe 
die Todesftrafe bei: 
1. gegen Alle, weldhe auf was immer für eine Art, fih einer 
der im $. 58 lit. a bezeichneten Handlungen, gegen die Perſon 
des Randesfürften, fohuldig gemacht haben, wenn gleich diefe 
Handlung ohne allen Erfolg geblieben iſt;“) — 

. gegen die Urheber, 

. Anftifter, 

. Rädelsführer,***) und 

. alle diejenigen, welche bei einer bochverrätherifchen Unternehmung 
der zweiten und dritten Unterart diefes Verbrechens, nemlich bei einer 


der im $. 58 unter litt. b und c bezeichneten Arten unmittelbar 
(das will fagen, gerade bei einer Berjemigen Sandlungen, iu welcher ih zun äch ſt die 
Merkmale einer hochverrätheriſchen Z bätigfeit und nicht etwa felbft wieder nur eine mit- 
telbare Silfeleiftung zur bodwerrätberiihen Handlungsweiſe eines Anderen er 
fennen laffen, und zugleich — mie fih aus dem Begenfage mit der im nächſtfolgenden 
Abfage vortommenden Ausdrudsmweile: „auf eine entferntere Weile“ ergibt — 
auf eine dieſe bochverrätheriiche Unternehmung in einem naben und unmittelbaren 


Ganfal» Zufammenbange mit ihrer möglichen Ausführung fördernde Weile) mitgewirkt 
haben. — 


Rue 


) Bergl. die ftatiftifche Weberfiht auf Seite 41 d. W., wornad in dem 
Zeitraume von 44 Jahren (vom Jahre 1804— 1848) von 121 von den ordent: 
lihen Strafgerihten wegen Hochverrath gefällten Toded-Urtheilen nur zwei 
in Ausführung gebracht, die übrigen 119 aber im Wege der landesfürft:- 
lihen Begnadigung gemildert oder gänzlich erlaffen wurben. — 

») Die aud dem Abfape lit. c dieſes $. 59 folgende Befhränfung 
der obigen Anordnung ſieh' unten auf Seite 714 in der Anmerkung *. — 

*) Bergl. über die Bedeutung der obigen Ausdrüde die Erörterung 
auf Seite 228 W. 
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Dagegen bat unfer Geſetz gegen diejenigen, welche ſich 

I. bei einer folhen (d. h. in ten Abfägen b und c des $. 58 bezeich- 
neten) Unternehmung auf eine entferntere Weife (vergl. bier 
vorne die Erklärung des gegenfäßlihen Ausdrudes: „unmittelbar“) 
betheiliget haben (zweiter Abfaß der lit. b), oder welche ſich 

II. der im $. 9 bezeichneten (intetectuenen) Einwirkung (auf den Witens-Entitug 


Anderer) hinfichtlich einer der im 8. 58 bezeichneten Handlungen atio 
} binfihtlih wa 6 immer für einer in.diefem 8.58 vortommenden Handlung, alſo aller« 


dings fogar in Beziehung auf die im Abfapea des $.58 vorfommenden Handlungen *) fi chuldig 

, gemadt-d. h. zu einer dieſer Handlungen (wenn au) durch öffentlich oder 
vor mehreren Leuten vorgebrachte Reden, duch Druckwerke, verbreitete 
bildliche Darftellung oder Schriften **) (atfo — ergibt fi a majori ad minus von 


*) Durch diefe Beftimmung erleidet alfo die unter lit. a des $. 59 vor« 
fommende Beftimmung: „daß Jeder, der fi einer der im $. 58 lit. a bezeich- 
neten Handlungen (auf was immer für eine Weife, denn das Geſch unterſcheidet nicht 
weiter — daber allerdings auch auf die im 8. 9 bezeichnete Weife) fchuldig gemacht hat, 
wenn diefe auch ohne Erfolg geblieben ift, mit dem Tode zu befirafen ſei“ 
wieder eine Befhränfung, indem nah dem Karen Wortlaute der lit. c des 
8.59 derjenige, der etwa einen Anderen zju einem Angriffe auf die Perfon des 
Kaiferd vergeblich zu verleiten fuchte, dennoh nur mit ſchwerer Kerfer- 
ftirafe von 10—20 Jahren zu belegen ift. — Diefe im erften Augenblide 
fehr auffallend und bevenklih erfheinende Milde unſeres Gefeped gegen 
foldye verruchte Perfonen, welche, wenn glei vergeblich Andere zu Angriffen 
gegen die Perfon des Kaiſers aufzuftacheln bemübt waren, kann ihre Erflärung 
nur in ber perfönlidhen Gnade des Kaifers in Beziehung auf alle Ber: 
brechen, die unmittelbar deffen eigene Perſon betreffen, und in ber Erwägung 
finden, daß nad dem früheren Geſetze, menigftend nad der vorherrſchend 
praktiſchen Deutung deffelben, ein folder erfolglofer Anftiftungs-Ber> 
ſuch gar nicht als firafbar erfannt wurde, und daß erſt durch den 
8. 9 des vorliegenden neuen Gefeges die Strafbarfeit auch ſolcher gänzlich 
mißlungener Anftiftungsverfuhe überhaupt feftgeftellt worden ift (vergl. 
oben Seite 334— 342). Da mohte es nun der Gefepgebung genügend er 
feinen, auf eine fo entfernte Verſuchshandlung, welche nicht einmal den 
Entfhluß eines Anderen zur wirklichen Vornahme einer unmittelbar hod« 
verrätherifhen Ihätigkeit, gefchweige auch nur den erften Anfang der lepteren 
nah fi zog, fo daß fie von ber ‚früheren Regislation als bürgerlich ganz 
ftraflo8 angefehen werden mochte, nunmehr bloß eine Freibeitd-, aber nicht die 
Zodeöftrafe zu ftatuiren. — 

») Ueber den Sinn der obigen Ausdrüde: „öffentlid — vor 
mehreren Leuten u. ſ. f,“ welde im $. 59 mindere Bedeutung haben, da fie 
dafelbft offenbar nur beifpieldmweife angeführt werben, ſieh' unten die 
Erläuterung des 8. 63. — — In einer Vertheidigungsſchrift habe ich übrigend 
auch ſchon die feltfame Interpretation des Abfaped c des $. 59 gelefen, daß 


[Strafgef. 1. Chi. VII. Haupt. $. 60.] 715 bvon d. Verbredyen d. Zochverrathes ıc. 2c.] 


ſelbſt — iſt dieſe mildere Strafe um fo mehr dann angumenden, wenn eine ſolche Einwirkung 
nicht auf die ebenerwähnte Weife, fondern nur ver traulich auf Einzelne verfucht wurde) 


aufgefordert, angeeifert oder zu verleiten gefucht haben, infoferne 
diefe Einwirkung ohne Zufammenhang mit einer anderen 
verbrecherifchen (scil. bodverrätberiigen) Unternehmung und ohne 


Erfolg geblieben iſt ſd. b. entweder ohne daß dasjenige geſchehen iſt, was 
der intellectuelle Einwirker beabfichtigte, daß alfo entweder der. Andere, auf welchen in- 
telleetuell eingewirft wurde, nicht gu dem beabfichtigten Willend«Entihluffe gebradt wurde, 
oder dab dieſe Einwirkung und der dadurch in dem Auderen wirflih erzeugte Willene- 


bierdurh von dem Gefehgeber die im $. 58 enthaltene Definition des Ber: 
brehend des Hochverrathes in der Richtung eingefchränft worden wäre, daß 
man dieſes Verbrehen durch erfolglofe Aufforderung an Andere nur 
dann begehe, wenn diefe Aufforderung „öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
durch Druckwerke, verbreitete bildliche Darftellung oder Schriften”, mit Einem 
Worte: auf eine der im &. 59 lit. e bezeichneten Arten gefhehen fei, indem 
in diefer letzteren Gefegeäftele nur (?) die auf eine der cebenerwähnten 
Weiſen gefhehene Aufforderung als ftrafbar erflärt worden fei, und daß daher 
3. B. eine folhe nur vertraufih an einzelne Perfonen gerichtete Auf— 
forderung, wenn fie erfolglos bleibt, von dem Richter als ftraflos angefehen 
werden müfje. — — Ich glaube kaum bemerken zu dürfen, daß diefe Anſicht 
ihon durch den $. 9, der fih auf alle Verbrechen, daber doch wohl aud auf 
den Hochverrath bezieht, widerlegt werde, indem duch diefen $. 9 jede, wenn 
auch nur an einzelne Menfchen und vertraulid gefchchende Aufforderung 
zu was immer für einem Verbrechen, auch wenn fie erfolglos bleibt, als ver- 
ſuchte Verleitung zu eben diefem Verbrechen erflärt wird (vergl. Seite 339 bis 
343 d. W.). — Dazu fommt, daß der 8. 59 fowohl nach feinem Inhalte, ald 
auch zum Ueberfluffe noch überdich nach der Maren Andeutung der Randgloſſe 
(„Strafe des Hochverratbed") ausfhließend dazu beftimmt ift, feftzuftellen: 
„wie die verfchiedenen Arten des Hochverrathes zu beftrafen feien?“ keines— 
wegd aber dazu dienen foll, feftzufegen: „was als Hochverrath anzufeben, 
oder ob dieſe oder jene Handlung als dieſes Verbredhen, und daher ob 
überhaupt ftrafbar zu behandeln ſei?“ — Es hieße dod wahrhaftig dem 
Sejepgeber eine wunderfame Logik unterftellen, wenn man annähme, er habe 
die Definition eincd Verbrechens erſt wieder durh die Straf-Beftim- 
mung für daffelbe fo wefentlih limitiren wollen, da doch denkrichtig von 
jeder Strafnorm die Definition des Berbrehend, wofür die Strafe feſt— 
gefegt wird, ſchon als volftändig voraudgefept werden muß. — Noch felt- 
famer ift diefe Unterftellung im vorliegenden Falle, als die der Definition 
des Hochverrathed in dem Nachſatze der lit. c des $. 58 beigefügte Beifpiel« 
Sammlung ausdrüdlich mehrere Momente (4. ®. daß dieſes Verbrechen aud „im Ber 
borgenen,, von einzelnen Perfonen — durch Aufforderung — Uneiferung — Berleitung — Auf 
wieglung, wenn diefe auch ohne Erfolg bleibt“, begangen werden lönne) aufzählt, die offen« 
liegend darauf binweifen, daß auch „eine der gedachten Aufforderungen, felbft 
wenn fie vertraulih und an vereinzelte Perfonen geſchieht und ohne Er— 
folg bleibt” unter den verjchiedenen Begehungsarten diefes Verbrechens voraud« 
gefept werde (vergl. Seite 684 d. W.). 
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Entihiuß wenigftiends ohne Thaterfolg geblieben ift, indem bei dem Gintreten eine# 
Thaterfolges der letzteren aud die intelleetuelle Einwirkung eines ſolchen Anfliftere oter 
Urbebers ſchon wieder unter die Strafbeftimmung der lit. a, oder des erſten Ubfages der 


bit. b diefe® $. 58 fallen würde) — — nur die Strafe des fchweren Kerfers 
zwifchen 10 — 20 Jahren, und gegen die unter Abſatz I genannten 
Mitwirker erft „bei befonderer Gefährlichkeit des Unternehmens oder 
des Thäters“ die Strafe des lebenslangen ſchweren Kerkers vers 
hängt. — 

Der Schluß - Abfaß unferes vorftehenden $. 59, welcher die civil— 
rehtlihe Erſatzpflichtigkeit der des Hochverrathes ſchuldig erklärten 
Perfonen für allen durch ihr Verbrechen dem Staate oder Privatperjonen 
verurfachten Schaden feftfeßt, hat erft durch den $. 360 der neuen St. P. O. 
vom 29. Juli 1853 und durch die Verordnung vom 2. September 1854, 
Nr. 225 des R. G. Bl., die Bürgfchaften jeiner fiheren Verwirklichung 
erlangt. — 


$. 60. «s. 54.) 


—— Wer eine in den Hochverrath einſchlagende Unterneh: 


a mung, die er leiht und ohne Gefahr für fi, feine Ange: 
binderung; hörigen ($. 216), oder diejenigen Perfonen, die unter feinem 
gefeglichen Schuge ftehen, in ihrer weiteren Zortfchreitung 
verhindern konnte, zu verhindern vorfäglich unterläßt, macht 
fi) des Verbrechens mitfchuldig, und fol mit fchwerem Ker— 

fer von fünf bis zu zehn Jahren beftraft werden, 


$. 5. 


Mitſchuld am Ber eine in den Hochverrath einihlagende Unternehmung. die er leicht und obme eigene 
Hochverratbe. Gefahr in ibrer weiteren Forticreitung verbindern fonnte, zu bindern vorſätzlich unterläßt, macht 
a) durch Unter, ſich des Berbrechens mitihufdig, und foll Tebenslang mit [hmwereftem Kerter beftrafet werden, 


u der Ber» 
inderung ; 


$. 61. (. 55.) 
b) durd Unter Auch derjenige macht fi) des Hochverrathes mitfchuldig, 


fiun An. 

Br der eine hochverrätherifche Unternehmung oder eine Perfon, 
von welcher ihm eine folche Unternehmung befannt ift, der 
Behörde anzuzeigen vorfäglih unterläßt, infoferne er diefe 


Anzeige machen Fonnte, ohne fich, feine Angehörigen ($. 216), 


*) Vergl. über die obige Deutung des Ausdruckes: „ohne Erfolg” 
die bereitd auf ©. 339 d. W. vorkommende Erörterung, und die daſelbſt in 
der Anmerkung ausgeführte Polemik gegen eine andere, von Herrn Dr. Fier- 
Linger mit vielem Scharffinn verfochtene Interpretation diefer Geſetzesſtelle. — 
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oder Diejenigen Perfonen, die unter feinem gefehlichen Schutze 
ftehen, einer Gefahr auszufegen, und wenn nicht aus den Ilm: 
ftänden erhellet, daß der unterbleibenden Anzeige ungeachtet 
eine fchädliche Folge nicht mehr zu beforgen ift. Ein folder 
Mitfchuldiger foll ebenfalls mit fchwerem Kerker von fünf 
bis zu zehn Jahren beftraft werden, 


$. 55. 

Auch derjenige macht fich mitſchuldig, der einen ibm befannten des Hochverratbes ſchuldigen b) durch Inter 
Verbrecher der Obrigkeit anzuzeigen bedachtlich unteriäßt, wofern nicht and den Umständen laſſung der An— 
erheflet, daß Der umterbleibenden Anzeige umgeactet, eine ſchädliche Folge nicht mehr zu ber zeige des Der- 
forgen if. Gin folder Mitſchuldiger ſol lebenslang mit ſchwerem Serter beftrafet werden. bredhers. 


Die Vernunftrehts-Wiffenfhaft hat den Sak bereits über 
allen Zweifel fetgeftellt, dak durch die Idee des Staates, und durch die in 
ihr ſelbſt liegende Berehtigung der Staatsgewalt zur Anordnung und 
zwangsweiſen Durchführung alles deffen, was des Rechtes und der Er- 
haltung der Drdnung der Gefellihaft willen nothwendig ift, namentlich 
auc jenes Befugniß des Staates gerechtfertiget ift, wornad er von feinen 
Staatd-Angehörigen nicht bloß die Unterlaffung aller Eingriffe in diefe 
Ordnung und in fremde Rechte, fondern felbft pofitive Thätigkeiten 
zum Schuße und zur Erhaltung diefer Ordnung, fo wie überhaupt zur 
Förderung der Staatezwede, nöthigenfalls mit Anwendung jeder Art von 
Rechtézwang, alfo auch mit Straf-Sanction zu fordern berechtiget ift. — 
Hiernach ftellen fih dem Staate gegenüber allerdings auch bloße 
Unterlaffungen ald Redhtsverlegungen dar, welche die Gefekgebung des 
Staates allerdings ale frafbare Acte erklären und behandeln darf und 
foll,*) wenn gleich zugeftanden werden fann, daß aus dem Standpunfte 
des abftracten Rechtes (abgefehen von der, eben durch die Idee des 
Staates erſt geſchehenden Gliederung des Wechſelverhältniſſes der Men— 
ſchen zur menſchlichen Geſellſchaft), Menſch gegenüber von Menſch, 
Niemand dem Anderen zu einer poſitiven Thätigkeit verpflichtet ſei, und 
daher auch in abstracto durch eine bloße Unterlaſſung feinen wider das 
Recht eines Anderen gerichteten (widerrechtlichen) Act begeben fünne. — 


Diefem Grundfaße folgten denn auch einftimmig alle neueren Geſetz⸗ 
gebungen, indem fie nicht bloß regelmäßig in Beziehung anf alle Ber- 
breden die Unterlaffung der Hinderung (vergl. hierüber den $. 212 


*) Bergl. die dießfällige Erörterung oben auf S. 45—50 d. W., und 
die ebenda, Seite 59— 60, in der Anmerkung unter den Buchftaben a—| ge 
ſchehene Aufzäblung aller derjenigen Fälle, wo unfer Gefep bloße Unter- 
laffungen fogar ald Verbrechen erklärt hat. — 
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unferes Geſetzes), fondern bei den wichtigften fogar die Unterlaffung 
der bloßen Anzeige derfelben an die Obrigkeit als ftrafbar erflärt 
haben. — 

Unfer Geſetz befchränft diefe letztere Vorſchrift, d. i. in An— 
ſehung der Unterlaſſung der Anzeige, auf drei Verbrechen, nemlich auf 
den Hochverrath ($. 61), und auf die militäriſchen Verbrechen der 
Spionerie und der Falſchwerbung ($. 213 in Verbindung mit 
$$. 67 und 92); — während es die Unterlaffung der Verhinderung 
eines Verbrechens regelmäßig im $. 212 als ein eigenes Berbrechen 
(nemlih der Borfhubleiftung), und nur ausnahmaweife bei vier Ver— 
brechen (nemlich bei dem Hochverrathe, der Spionerie, der Falſchwerbung 
und der Duldung der Behandlung eines Menfchen als Sclaven auf einem 
Schiffe von Seite des Capitänd) als Mitfhuld an dem dadurch negativ 
unterftüßten Verbrechen felbft erflärt ($. 215 in Verbindung mit $$. 60, 
67, 92 und 95), wobei alfo der Ausdrud: „Mitſchuld“ offenliegend 
in einem anderen, nemlihb noch weiteren Sinne gebraucht wird, als 
diefes Wort nach der oben (Seite 706) gelieferten Nachweifung fonft in 
unferem Gefege fprahüblich vorfommt.*) — — 

Die in den vorftehenden zwei Paragraphen feftgefeßten zwei Arten 
von Mitſchuld am Verbrechen des Hochverrathes haben aber nicht bloß das 


) Ueber die Mitfchuld an einem der zwei militärifchen Verbrechen 
ber Spionerie oder Falſchwerbung, fei ed nun durh unterlaffene Hin— 
derung oder durch umterlaffene Anzeige, entfällt bier jede meitere 
Erörterung, da diefelbe nad der bereits früher (Seite 694—697 in der An» 
merfung) gegebenen Auseinanderfegung völlig außer der Beurtheilung ber 
Givil-Strafgerichte liegt. — 

Uebrigend mag zugeftanden werden, daß auch unfer dermaliged Geſetz 
aus dem Standpunfte de lege lerenda in den bier oben in Rede ſtehen— 
den Beziehungen Manches zu wünſchen übrig läßt, indem nicht abzuſehen 
ift, warum das Gefeh die abfihtlihe Nichtbinderung eines Verbrechens bald 
als ein befonderes Verbrechen, bald ald Mitfhuld an dem nicht behin- 
derten Berbrechen bezeichnet (vergl. meinen eigenen Geſetz-Vorſchlag auf Seite 270 
und 271 d. W. $. a lepter Abfag und $. e). — Uebrigens mag ed auch noch 
dahin geftellt bleiben, ob nicht vielleicht die Gonfequenz mit dem oben im 
Zerte ald für diefe ganze Partie leitend aufgejtellten Rechtsgrundſatze, fo wie 
hochwichtige Rüdfichten der Gefeggebungd-Klugbeit auch dafür das Wort führen 
würden, die Nicht-Anzeige eines Verbrechens aud noch bei mehreren andern 
fehr gefährligen Verbrechen, 3. B. bei Mord, Raub, Brandlegung u. dal., als 
ftrafbar zu erflären, wie es in neuerer Zeit das braunfhmweigifche ($. 48), 
badifche ($. 146), preußiſche Strafgefep ($. 39) zum Theile noch in viel 
größerer Ausdehnung gethan haben. — 
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bisher erörterte Merkmal gemein, daß fie beide „Durch eine bloße 
Unterlaffung” begangen werden; fondern es ift aud noch eine andere 
Beftimmung in beiden fällen von dem Geſetze ald ganz gleichartig 
eintreffend vorausgeſetzt, weil fie der Gefeßgeber in beiden Paragraphen 
genau mit denfelben Worten firirt hat: „daß nemlich in dem einen 
Falle die Unterlaffung der Hinderung, umd in dem anderen Kalle die 
Unterlaffung der Anzeige nur dann die Mitfhuld am Hochverrathe bes 
gründet, wenn der Unterlaffende die Hinderung der hochverrätheriſchen 
Unternehmung in ihrer weiteren Kortfchreitung und beziehungsweife die 
Anzeige einer bochverrätherifchen (oder — wie fi das Gefek felbft ab» 
wechjelnd ausdrückt — einer in den Hochverrath einfchlagenden) Unter: 
nehmung (mag ſich übrigens diefe Unternehmung felbft in mas immer für einem Stadium, 
nemlich ſchon nahe an, oder noch fo weit entfernt von der Bollbringumg befinden) oder 
die Anzeige einer Perfon, von welcher ihm eine folde Unternehmung 
befaunt ift @. b. aus deren eigener Mittbeilung oder and anderem Umfländen aud nur 
wahrfheintih if, daß ihr eine hochverrätheriſche Handlungsweiſe zur Laſt falle), Leicht m. h. 
obne außergewöhnlihe Anftrengung feiner Kräfte, umd obne befonderen Aufwand an Bermögen), 
und ohne Gefahr für fich W. b. ohne daß fih aus der Hinderung oder Augeige 


der hochverrätheriſchen Unternehmung, oder Perfon, für das Leben, die Geſundheit, Integrität 
des Körpers oder die Freiheit des Hindernden oder Anzeigers jelbR eine numittelbare Be 


drobung einer Verlegung oder Echmälerung dieſer Güter ergibt‘), feine im $. 216 be— 
zeichneten Angehörigen **) oder Diejenigen Perfonen, die unter feinem ge— 
feglihen Schuße ſtehen (wohin 3. B. Babl- und Pflege-Finder, Mündel, ferner 


) Daß im Sinne des Gefeged nur eine unmittelbare Gefahr der 
gedachten Art, und nicht etwa jene entfernteren Gefahren gemeint feien, 
welche ſich für den Hinderer oder Anzeiger aus der Beforgniß einer möglichen, ihm 
vielleicht in fermerer Zukunft von dem Hinderer oder Anzeiger, oder von den 
Angebörigen drohenden (Blut) Rache ergeben konnten, leuchtet daraus ein, weil 
font die obigen zwei Paragraphe gar nie zur Anwendung kommen fönnten, 
indem eine folhe entfernte Gefahr wohl aus jeder Hinderung oder Anzeige 
eines folhen Berbrehend oder Berbrecherd beforgt werden könnte. — 

”) Dieß find, nach dem Wortlaute des $. 216, des Betheiligten „Ber: 
wandte und Berfchwägerte in auf» und abfteigender Linie (alfo defien Eitern, @roß- 


eltern, Urgroßeltern u. f. f., Kinder, Enlel, Urenlel u. f. f., Schwiegereltern, Schmwiegergroß- und 
Schwieger⸗Urgroßeltern u. 1. ſ., Schwieget ⸗Söhne und Schwieger-Tödter, Schwieger-Enfel und 
Schmwieger»Urenkel u. f. ſ), wie auch feine Gefhwifter (Brüder und Schweſtern), Ge: 
ſchwiſterkinder (Better nnd Bafen im eigentlichen Einne des Wortes, oder aud im Deutichen 
ihon häufig Goufins und Goufinen genannt), oder die ibm noch näber verwandt find 
(welche alio mit ibm im dritten Grade der Seitenlinien verwandt find, da die Damit ver» 
glihenen unmittelbar vorbergebend bezeichneten Geſchwiſterklinder mit einander im vierten Grade 
der Seitentinten verwandt find, d. i. alfo Dheim oder Onfel und Muhme oder Tante, Neffe und Nichte), 


fein Ehegenoß, die Geſchwiſter feines Ehegenoffen und die Ehegenoffen feiner 
Geſchwiſter (d. i. die Schwäger und die Schwägerinnen im eigentlichen Sinne des Wortet)." — 
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Geiſtlicht oder DOrdensrerionen in Beziehung auf ihren geiftlidhen Oberbirten oder ihren Orden 
Borieher gebören), vollziehen konnte.” — 

Nach den klaren, ohne alle Unterfoheidung und Keftriction fprechen- 
den Wortlaute diefer beiden Gefepesftellen, womit auch die übrigen Parallel: 
Stellen dieſes Geſetzes (58. 212 und 216) vollkommen übereinftimmen, 
erfcheint es mir als unzweifelhaft, daß vermöge der Beſtimmungen unferes 
jegigen Gefeßes die in Rede ftehende, und für den Unterlafjungsfall mit 
der Verpönung als eigene Mitfchuld an dem Verbrechen des Hodverrathes 
fanctionirte, Verpflichtung zur Hinderung oder Anzeige hochverrätheriſcher 
Unternehmungen oder Perſonen für Niemanden in Dem Falle beftche, wenn 
feine im $. 216 bezeichneten Angehörigen oder gefeglihen Schußbefohlenen 
ſelbſt die unmittelbaren Thäter einer foldhen hochverrätheriſchen Unter— 
nehmung find, und wenn zugleich die Hinderung Oder Anzeige derfelben nur 
mit einer der erwähnten unmittelbaren Gefahren für diefe Perſonen auége— 
führt werden könnte; denn die vorftehenden beiden Paragraphe ($$. 60 
und 61) des neuen Gefeßes, fo wie die angedeuteten Parallel: Stellen 

($$. 212 und 216) haben den Umftand, daß die Erfüllung der angege- 
benen Berpflihtung mit einer ſolchen Gefahr für die genannten Perfonen 
verkunden wäre, ſchlechtweg und in fo allgemein lautenden Worten 
ale Entfhuldigungsgrund von diefer Verpflichtung und beziehungs- 
weife von der, in ihrer Nichterfüllung liegen follenden vwerbrecherifchen 
Schuld erklärt, daß allerdings auch der angegebene Fall umfomehr ala 
mit-eingefchloffen erfcheint, als. ja gerade dDiefer Fall der gewöhnlichſte 
ift, und eben darum auch der von dem Geſetzgeber bei diefer Anordnung 
zunächft und vorzugsweife im Auge gehaltene Fall gewefen fein 
dürfte; und ala die hier entfcheidenden Worte (obme Gefahr für die genannten An- 
arbörigen umd gefeplihen Edhupbefohlenen) in dem früheren Geſetze von 1803 (fieh’ 
oben deffen 88. 54 und 55) gänzlich fehlten, und erft von dem jeßigen 
Gefepe neu aufgenommen wurden, wobei alfo das gegenwärtige Gefek 
doch fiherlich Feine andere Abfiht vor Augen haben Fonnte, als diejenige, 
welche in der analogen, jhon im früheren Gefeke von 1803 ($. 195) 
vorfommenden, und auch von dem jegigen ($. 216) wieder aufgenommenen 
Beftimmung wortdeutlich ausgefprodhen ift: „daß nemlich fünftighin 
auch in Defterreih Niemand verpflichtet fein fol, feine eigenen nächſten 
Angehörigen und gefeßlihen Schugbefohlenen durch Selbft-Anzeige bei der 
Obrigkeit u. dgl. dem ftrafenden Arme der Gerechtigkeit zu überliefern.“ ) — 


*) Haben doch auch andere Gefepgebungen der Neuzeit die nächften 
Angebörigen von der Pfliht zur Anzeige, und theilweife felbft von der Ber: 
pflibtung zur Berbinderung hochverrätherifcher Unternehmungen, wenn bieje 
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Diefe unverfennbare humane Abficht des höchiten Geſetzgebers erfcheint 
mir um fo zweifellofer, als in voller Uebereinftimmung hiermit neueftend 
auch die St. P. D. vom 2% Juli 1853 im $. 113 lit. a die erwähnten 
nächjten Angehörigen ſchlechtweg (obue das Verbrechen des Hodwverrathes davon 
ausjunebmen *) von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines Zeugniſſes wider 
ihre Angehörigen entbunden, alfo neuerlih ausgefprochen hat, daß das 
Geſetz derzeit eine der erwähnten peinlihen Verpflichtungen gegenüber 
feinen nächſten Angehörigen und gefeglihen Schugbefohlenen überhaupt 
nicht mehr feftfegen wollte. — Dabei ſcheint es faft überflüffig, erft noch 
auf die ernften Gefeßgebungs: Gründe und Humanitäts - Rücfichten bin: 
zumeifen, welche einer folchen Gejeges-Beftimmung das Wort fprechen, und 
welche die öfterreichifche Gefeßgebung, gleich fo vielen anderen Legislationen 
der Jebtzeit beftimmt haben mögen, eine fo hochherzige Beftimmung in ihr 
Geſetz aufzunehmen, wodurd der Familien-Verband geftärkt und die Zer— 
ftörung der Unbefangenbeit und offenen Zutraulichkeit der nächften Ange« 
hörigen untereinander, welche fih aus dem Beftehen einer gegenfeitigen 


nur mit perfönlichen Gefahren für diefe naben Angehörigen möglich geweſen 
wäre, entbunden, und bie Unterlaffung diefer Anzeige und beziehungäweife 
diefer Hinderung unter der erwähnten Borausfeßung nicht für flrafbar erklärt: 
fo 3. B. dad württembergifche Strafgefek, Art. 93 und 94; — braun: 
ſchweigiſche und detmoldifche, $$. 48 und 495 — hannoverſche, 
Art. 126; — beffifche, Art. 1345 — weimarifche, Art. 37; — badiſche, 
88. 146 und 147 u. ſ. f. — — — 

) Die Vergleihung der obigen Gefepeäftellen unferer neueften vater: 
ländifhen Gefehe mit dem Strafgefepge vom 3. September 1803 weiſet über- 
zeugend nah, daß unfere dermalige Gefepgebung die nächiten Angehörigen 
eined Berbrechers felbft bei dem Hochverrathe von der erwähnten traurigen 
Berpflichtung entbinden wollte. — Der $. 377 des 1. Th. ded St. G. ®, vom 
3. September 1803 hatte memlich diefe Angehörigen von der erwähnten Pflicht 
zwar im Allgemeinen, nemlih im Beziehung auf alle übrigen Berbrechen wirf: 
lich enthoben, jedoch den auddrüdlihen Beifas hinzugefügt: „daß fie bie: 
von nicht enthoben feien, fobald es fih um das Verbrechen des Hochver— 
rathed handelt.” — Allein bereit die St. P. D. vom 17. Jänner 1850 
($. 160 lit. a) hatte bei der analogen Berfügung den eben bezeichneten be: 
fhränfenden Zufag — weggelaffen; in Uebereinftimmung biermit hatte nun 
borerft dad fpätere materielle Strafgefeg vom 27. Mai 1852 die genannten 
Angehörigen von der Anzeigepfliht ſchlechtweg in Beziehung auf alle Ber: 
brechen, alfo auch hinfichtlih des Hochverrathes enthoben; und folgerichtig 
bat auch die neuefte St. P. D. vom 29. Juli 1853 im $. 113 lit. a den 
obigen Zufap des $. 377 des Strafgefiked vem 3. September 1803 nicht 
wieder aufgenommen. — Liegt num bie Abfiht ded Geſetzgebers, dad 
ältere Geſetz dießfalld zu mildern, nicht klar zu Zage? — — 

Hype, Gommentar, 46 
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traurigen Denunciationspflicht in Beziehung auf gewifle Verbrechen nur zu 
leicht ergeben würde, hintangehalten wird. Abgefehen davon, daß die ent- 
gegengefeßte Anordnung eines Geſetzes, welche nemlih den Sohn ver: 
pflichten würde, felbft feinen Bater, und diefen, den eigenen Sobn u. dgl. 
der Obrigkeit ald Verbrecher anzuzeigen und dem Arme der Straf- Fuftiz 
zu überliefern, wohl auf den Ruhm Anſpruch machen könnte, daß fie bei 
ihren Untertanen einen ftoifchen Heroismus und einen ſich felbft gänzlich 
vergeffenden Patriotismus vorausfege, und daß fie von ihnen pſychologiſch 
faft unmögliche Opfer fordere, nimmermehr aber, daß fie für Menfhben — 
menschliche Geſetze vorgeichrieben habe.) — 


) Aus den oben angegebenen Gründen glaube ich Daber die entgegen:> 
gefepte Anfiht, welche auch unferem dermaligen Geſetze von einem ber 
geachtet’ften vaterlänbifchen Griminaliften unterlegt wird, für irrig erflären zu 
dürfen. — Es ift nemlich Waſer, der in einem, übrigend trefflichen und ſebt 
tehrreihen, Auffape über die $$. 60 — 62 unſeres vorliegenden Geſetzes in der 
Gerihtözeitung, Nr. 31 und 32 des Jahrgangs 1853, die Meinung gel: 
tend macht: „dah die in den $$. 60 und Gl unfered jetzigen Geſetzes feit- 
gefepte Entihuldigung und Strafivfigkeit nicht Plag greife, wenn der Hoch— 
verratb von den dort bezeichneten nächften Angebörigen des (nah Wafer aub 
in dieſem (Falle) zur Berbinderung und Anzeige bei fonftiger Mitſchuld an dem Ber- 
brechen Verpflichteten, felbft unternommen worden iſt;“ — weil — je begründet 
Wafer diefe feine Meinung — „a) das Befep diefe Pflicht zur Hinderung einer 
verbredperifchen Unternehmung dur die Berwandtichafte: oder Freundfchafts: 
Berhältniffe nicht befchränfen wollte (77); und weil b) dad gegenwärtige Geſeßz 
wenn ed diefe Ausnahme von der allgemeinen Berbinderungd: und Anzeige: 
Pflicht zu Gunften der nädften Angehörigen hätte feflfegen, und damit einc 
jo bedeutende Abweichung von der dießfalld ganz ausnahmsloe lautenden Be: 
ftimmung der älteren öfterreichifchen Gefepe (namentlich von der Theresiana 
und dem Strafgefepe von 1503) neu einführen wollen, dieß gewiß auddrüd: 
lich gethan, und nicht bloß der Erſchließung aus anderen Paragrapben über: 
laffen haben würde.” — — Ich hofſe, oben im Terte nachgewiefen zu baben. 
daß das dermalige Gefek wirflibd mit ausdrüdlichen Worten und zwar 
mit ganz beftimmtem Wortlaute und in deutlich zu Tag liegender Abſicht 
die erwähnte Abweichung von den analogen Beftimmungen der früheren öfter: 
reichifchen Gejepe feftgefept bat, womit alfo der von Waferad b erwähnte Grund 
entfällt; und daß gegen biefe ganz zweifellefe Beftimmung der lex lata die von 
Baier ad a angeführte Erwägung, bie ihrer Natur nah nur ald eine ratio 
de lege ferenda gelten könnte, wohl um ſo weniger in Betracht kommen kann. 
als die von Waſer behauptete rüudfihtslofe Strenge eined Gefepes ſich 
nach dem Gejagten wohl auch legidlatorifch faum empfehlen ließe. — 

Aus chen diefen Gründen, und indbefondere aus der, hier vorne in der 
Anmerkung auf Seite 721 gelieferten vergleichenden rechtöhiſtoriſchen Nach: 
meifung, halte ich auch bie weitere, von Wafer ebendaſelbſt gemachte Be— 
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Außer den bisher erörterten, den beiden in den $$. 60 umd 61 feft: 
gefegten Arten der Mitſchuld an dem Berbrechen des Hochverratbes gemein: 
Ihaftliben, Beziehungen find noch zwei andere Momente binfichtlich 
beider in den $$. 60 und 61 beitimmten Unterarten der Mitichuld an dem 
Berbrechen des Hochverrathes, nah gemeinfamen Grundſätzen zur Löfung 
zu bringen. Es ift dies nemlih vorerst die Frage: „ob ſich diefer eigen: 
thümlichen zwei Arten der Mitfhuld am Hocverratbe bloß Inländer, 
oder auch Ausländer fehuldig machen können?“ — Die Löfung derfelben 
fcheint mir zweifellos fchon dur den Wortlaut aller einfchlägigen Ge: 
feßesftellen gegeben zu fein. — Darüber nemlid, daß ein Ausländer, wenn 
ex während feines zeitlichen Aufenthaltes im Inlande (d. b. in irgend 
einem Gebietstheile des Kaiſerthums Defterreich) von einer derlei hodwer- 
rätherijchen linternehmung oder Perſon Kenntniß erhält, und fie unter den 
nah $$. 60 und 61 die Mitfchuld am Hochverrathe begründenden Um— 
ftanden nicht hindert oder anzeigt, ebenfalls diefes Verbrechens fhuldig 
werde, Fann nad den beftimmten Worten des $. 37 wohl um fo weniger 
ein Zweifel auffommen, als für die Strafbarkeit der Ausländer unter 
diejer Borausfeßung auch alle oben (Seite 526 d. W.) geltend gemachten 
legislativen Gründe das Woit führen. — 

Anders aber ift es in dem Falle, wenn ein Ausländer in die eben 
vorausgefeßte Lage zu einer bochverrätherifchen Unternehmung gegen den 
öfterreihifchen Staat, oder zu einer ihm wegen einer folden Unternehmung 
befannten PBerfon im Auslande fommt, und die Hinderung oder Anzeige 
unterläßt. Hier fann er, wenn er Späterhin nach Defterreich kommt, wegen 
einer folhen bloßen Unterlaffung nicht ffrafgerichtlich verfolgt werden, 
weil der $. 38, welcher die Strafbarkeit der Ausländer für im Auslande 
begangene Verbrechen nach dem öfterreichifchen Geſetze feſtſetzt, in An— 
ſehung des Hochverrathes, gewiß mit klugem Vorbedacht, nur den $. 58, 
feineswegs aber auch die 88. 60 und 61 citirt, und eben dadurd an- 


hauptung für unrichtig: „daß nemlich die von der St. P. D. vom 17. Jänner 
1850 im $. 160 lit. a den nächften Angehörigen eines Beichuldigten zugeftandene 
Wohlthat, fih von dem gerichtlihen Zeugniffe wider ihn zu entichlagen, bei 
dem Verbreihen des Hochverrathes feine Anwendung finden foll.“ — Die 
Sache ift auch dermal, trog dem, daß die St. P. DO. von 1850 der neuen dom 
29. Zuli 1853 Plap gemacht hat, ſehr praftifch, da der $. 113 lit. a der zulept 
genannten, jept geltenden St. P. D. die gedachte Gefegesftelle aus der St. P. O. 
von 1850 wörtlich, ohne den beſchränkenden Zuſatz des Geſetzes vem Jabıe 
1803 übernsmmen bat, und daher die Behauptung Wafer'd, wenn ſie hinſicht— 
(ih der St. P. DO. von 1850 richtig wäre, auch auf die jegige St. P. O. 
von 1853 Anwendung finden würde. — 
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gedeutet hat, daß die im $. 38 feitgefehte Strafbarkeit auch nur auf Die 
unmittelbare und pofitive hochverrätherifche Thätigfeit der Ausländer 
im Auslande gegen Defterreich, keineswegs aber auch auf bloße Unter: 
laffungsd-Handlungen derfelben Anwendung finden ſoll.) — 

Die zweite fih noch auf beide Paragraphe ($$. 60 und 61) 
gleichmäßig beziehende Frage betrifft den (böfen) Vorſatz, der nad 
der Beftimmung des Gefeges zu diefen zwei Arten der verbredherifchen Mit: 
ſchuld am Hochverrathe erforderlich ift. — Das Gefeß hat nun zwar aller: 
dings in beiden Paragraphen das Merkmal, daß die Unterlaffung der 
Hinderung oder Anzeige „vorſätzlich“ geichehen müffe, ausdrücklich 
wiederholt, "*) allein in feiner Weife etwas Näheres verfügt, worin denn 
etwa gerade bei dDiefen zwei Arten eines Verbrechens das Wefen Des 
(böjen) Borfakes zu beftehen babe, und noch weniger hierzu irgend eine 
weitere End-Abſicht oder einen [peciellen Beweggrund gefordert. 
Eben deßhalb bleibt es auch rückfichtlich diefer zwei Verbrechen bei der 


) Die obige Anficht wurde übrigend von mir ſchon bei der Erläuterung 
des 8. 38 auf Seite 535 unter lit. e behauptet, und auch legielativ aus dem 
innerften Wefen der Gerechtigkeit begründet, fo wie nachgewiefen, daß gerade 
in diefer erft dur dad neue Geſetz feſtgeſetzten Einfhränfung, wieder ein 
wefentlicher Vorzug vor dem früheren, fich bierüber fehr unbeſtimmt aus: 
ſprechenden Gefepe liege. — Seitber wurde eben dieſe Anfiht in unferem 
PBaterlande meined Wiffend von Doctrin und Praris unbefhitten angenommen. 

») 68 kann nicht in Abrede geftellt werben, daß, firenge genommen, dic 
ausdrüdlihe Wiederholung des Wörtchens: „vorfäklih” in den 
88. 60 und 61 mit Rüdficht auf den ohnehin fo kategorifch lautenden erften 
Sap des $. I völlig überflüffig ift, und wenn irgendwo, fo findet der befannte 
Sag: „superflua non nocent“ bei der Redaction von Geſetzen feine Anwen: 
dung. — Allein diefe Wiederholung mag dadurch gerechtfertiget erfcheinen, das 
diefelbe bereit? in dem älteren Strafgefeke von 1803 (88. 54 und 55), und 
dafelbft überdieh mit ftörenden Barianten im Ausdrucke (das eine Mal hieß 
es „vorſätzlich“; — dad andere Mal „bedächthich“ — vergl. hierüber 
oben ©. 141) vorgefommen war; und daß Ste, nach der präfumtiven humanen 
Abſicht des Geſetzgebers. insbefondere jene, fonft bei ängftlihen Richtern doch 
leicht mögliche falſche Auffaffung fhon im Voraus abwehren follte, wornach 
man etwa wegen der Wichtigkeit diefes Verbrechend und wegen der großen 
Gefahren, die aus den in Rede flebenden Unterlaffungen fo leicht entftehen 
fönnen, hätte glauben fünnen, daß das Geſetz vielleicht auch ſchon die auf 
einem bloßen Mangel der nöthigen Aufmerkſamkeit auf das Leben und Treiben 
derjenigen, mit welchen Jemand häufiger umgeht, oder daß ed wenigſtens die 
grobe Fahrläffigkeit in Nichtwahrnehmung und fofort auch in NRichthinderung 
und Nichtanzeige von derlei bochverrätherifhen Unternehmungen Anderer, ald 
Mitfhuld an ihrem Verbrechen babe ftrafen wollen. -— — 


[Strafgef. I. pi. VII. Hanptfl. 88.60u.01.) 725 LBond. Verbrechen d. Hocverrathes ıc. 2c.] 


allgemeinen Beltimmung des $. 1, wornach es gemügt, daß dem die 
Hinderung oder Anzeige Unterlaffenden nur überhaupt befannt fei, daß 
es fich um eine foldhe Unternehmung oder Perfon handle, die nad ihrer 
thatjählihen Beſchaffenheit im Sinne des Gefeges bereits als eine hoch— 
verrätherifche anzufehen ift, und welche er leicht und ohne eine der 
früher erörterten Gefahren zu hindern oder anzuzeigen in der Lage war. 
Hiernad reicht es zu, daß er nur überhaupt die Unterlaffung der Hinderung 
oder Anzeige einer Tolchen Unternehmung oder Berfon wußte (bedachte) 
und wollte (beſchloß), ohne daß es nöthig ift, dab er «uch gewußt habe, 
daß die erwähnte, wenn von ihm nur überhaupt als ftrafbar (als Unrecht) 
erkannte Unternehmung oder Thätigkeit der zu hindernden oder anzuzeigen: 
den Perfonen in dem Gefeße auch bereits Hochverrath heiße, da ja nad 
$. 2 litt. e und f wohl die ignorantia und der error facti, keineswegs 
aber aud die ignoranlia und der error legis von dem Verbrechen ent: 
ſchuldiget (vergl. die oben auf Seite 184— 191 und 214— 218 vor: 
fommenden Erörterungen). — Ebenfowenig ift hiernach zu dieſen zwei 
Verbrechen die weitere Endabfiht des Unterlaffenden nothwendig, um etwa 
durch die unterlaffene Hinderung oder Anzeige die Ausführung der nicht ge: 
hinterten oder nicht angezeigten hochverrätherifchen Unternehmung zu be- 
fördern, oder zu umnterftüßen, weil e8 eben bei allen Verbrechen, wo das 
Geſetz außer dem allgemeinen böfen oder verbrecherifchen Borfage feine 
weitere fpecielle Endabfiht fordert, im Sinne unferes Geſetzes auf die 
weitere Endabficht, den Animus oder Beweggrund des Handelnden 
gar nicht anfommt (vergl. oben Seite 139— 141). — — 

Dagegen unterfcheiden fich die beiden in den 88. 60 und 61 be- 
ſtimmten Berbrechen von einander durch die verfhiedenen Arten der 
von dem Gefeße hierbei vorausgefeßgten Unterlaffungs=- Handlungen, 
indem das Gejek im alle des $. 60 die Unterlaffung einer „Verhin— 
derung” der bochverrätherifchen Unternehmung „in ihrer weiteren 
Fortfhreitung” vorausfeßt, alfo fordert, daß man, um fi von dieſer 
Art Unterlaffungs- Verbrechen frei zu machen, auf was immer für eine 
Weiſe die Fortſetzung diefer Unternehmung unmöglich macht, jo z. B. da- 
durch, daß man die Unternehmer des Hochverrathes durch Zuredungen, Bitten, 
Vorſtellungen, oder durch die Drohung einer Anzeige an die Behörde u. dgl. 
zur Selbſt-Einſtellung ihres verbrecheriſchen Unternehmens veranlaßt, 
oder daß man die Ausführung eines ſolchen Unternehmens durch dazwiſchen 
geworfene Hinderniſſe, oder durch unmittelbare perſönliche Einwirkung, ſo 
etwa durch Zurückhaltung der zur Ausführung des Attentats ſchreiten 
wollenden Perſonen mittelſt überlegener Gewalt, durch Gefangennehmung 
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derjelden und Einfperrung u. dgl. vereitelt, oder daß man die Unter— 
nehmer durch falfche oder liſtige Borftellungen täuſcht, um fie zu der beab- 
fihtigten Ausführung die rechte Zeit oder den rechten Ort verfehlen zu 
machen, oder das man das beichlofjene Attentat rechtzeitig, wo ed nem- 
lich noch mit überlegener Kraft unterdrüct werden kann, der Obrigkeit an- 
zeigt, womit man fich zugleich von der zweiten, im $. 61 feftgefehten 
Mitfhuld loszählt, u. 1. f. u. ſ. f. 

In dem anderen Falle (nemlich im Falle des $. 61) erklärt dagegen 
das Geſetz die Unterlaffung „der Anzeige der hochverrätheriſchen Unter- 
nehmung oder Berfon an die Behörde (atfo an was immer für ein öffentlihes Amt) 
als das Verbredhen, und fordert, daß man diefe Anzeige made, „wenn 
niht aus den Umftänden erhellt, daß der unterbleibenden 
Anzeige ungeachtet eine [hädlihe Folge nit mehr zu be— 
forgen iſt.“ — Aus diefen klaren Worten erhellt alfo, daß man fih von 
diefer Mitfchuld frei machen könne, fobald man nur überhaupt an irgend 
eine öffentliche Behörde, wenn es auch nicht gerade die zunächſt zur Auf: 
rechthaltung und Ueberwachung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ord— 
nung berufene Polizei oder politifhe Behörde, oder an die Staatsanwalt: 
haft oder an ein Strafgericht, fondern wenn auch nur an irgend ein 
anderes Öffentliches Amt jene Unzeige macht, weil nach dem Geſetze ohnehin 
„Tammtliche öffentlichen Behörden und Aemter verpflichtet find, alle auf was 
immer für eine Weiſe zu ihrer Kenntniß gelangten ftrafbaren Handlungen, 
welche nicht bleß auf Berlangen des Betheiligten zu unterfuchen find, ohne 
Verzug zur Kenntniß des Unterfuchungegerichtes zu bringen“ ($. 71 der 
St. P. O. vom 29. Juli 1853) und weil daher jelbft dadurd, daß der 
Anzeiger einer hochverrätheriſchen Unternehmung oder Perſon diefelbe was 
immer für einer öffentlichen Behörde befannt gibt, ſchon die geießliche 
Bürgichaft erreicht ift, daß diefes Unternehmen fowohl dem Strafgerichte, 
und von diejem in allen Fällen, wo nur irgendwie weitere polizeiliche Bor: 
fchrungen im Intereffe der öffentlichen Sicherheit erforderlich fein könnten, 
zugleich der Sicherheitöbehörde bekannt gegeben werde ($. 61 zweiter Abſatz 
der St. P. D.), umd fofort alle Garanticen vorhanden find, daß die von 
dem Geſetze durch den $. 61 des Strafgefeßes beabfichtigte Hinderung hoch— 
verrätberifcher Unternehmungen von Seite der öffentlichen Gewalt recht: 
zeitig dDazwijchen treten Fönne. — 

Aus eben diefem, von dem Geſetze hierbei angeftrebten Zwecke 
ergab ſich für die Geſetzgebung folgerichtig auch ſchon der einfchränfende 
Zufaß: „daß die Unterlaffung diefer Anzeige nicht mehr ſtrafbar fein joll, 
wenn feine [hädliche Folge mehr zu beforgen if.“ Es kann hierbei nur in 
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Frage fontmen, ob das Geſetz mit diefen Worten zunächſt den objectiven 
Sachverhalt, oder dasjenige, was ſich ale folder ſubjectiv für den Nicht- 
anzeiger berausftellt, im Auge gehabt babe. Mir fheint aus dem Wort: 
laute („wenn nicht aus den Umftänden erhellt“ — melde Worte 
denn zunächſt doch mur auf das, was jubjectiv apparirt, umd weniger 
auf dasjenige hindeuten, was objectiv wirklich ift), und aus dem Zufanmen- 
hange mit $. 1 die letztere Anficht die richtige zu fein, und fofort ber 
hauptet werden zu fönnen, daß im jenen Fällen, wo der Nidhtanzeiger 
glaubt, und aus denlimftänden aud gute thatſächliche Gründe 
für feinen Glauben anzugeben vermag, daß ihm erbellte, es fei, troß des 
Unterbleibens feiner Anzeige, eine ſchädliche Folge aus dem hocdhverrätheri- 
hen Unternehmen nicht mehr zu beforgen (indem er 3. B. guten Grund 
hatte, anzunehmen, daß der Polizeibehörde diefes Unternehmen und die 
darin verwicelten Perfonen längſt bekannt feien), auch von der Schuld eines 
Verbrechens auf Seite des Nichtanzeigers nicht mehr die Rede fein kann, 
weil ja zu jeder verbrecheriſchen Schuld ($. 1) umd bier um fo gewiffer 
vermöge der ausdrüdlichen Forderung des Geſetzes „böfer Vorſatz oder 
Borfaglichkeit“ unerläßlich iſt, dieſes Erforderniß aber felbft in der 
oben (Seite 724 und 725) von mir feftgefeßten, ohnehin ftrengeren Auf— 
faffung gänzlich mangelt. — — — 


8. 62. ($. 56.) 


Wer fi) in eine auf Hochverrath abzielende Verbindung 
eingelaffen, in der Folge aber, durch Reue bewogen, die Mit: 
glieder derfelben, ihre Satzungen, Abfihten und Unterneh: 
mungen der Obrigkeit zu einer Zeit, da fie noch geheim 
waren, und der Schade verhindert werden Fonnte, entdedt, 
dem wird die gänzliche Straflofigfeit und die Geheimhaltung 
der gemachten Anzeige zugefichert. 

$. 56. 

Ber fih in die, in Dem zweiten Runfie desb2 eh MA LA RE auf Hoch⸗ 
verratb abzielenden Berbindungen eingelaffen, im der Folge aber durch Meue bewogen , die Mit: 
ger terielben, ibre Sapungen, Ablichten und Unternehmungen der Obrigleit zu einer Zeit, da 


e noch gebeim maren, und der Schade verbindert werden fonıte, entdeder, dem wird Die gänz⸗ 
liche Strailofigfeit, und Die Bebeimhaltung der gemasbten Anzeige zugeſichert. 


Bereitd in der Anmerkung auf Seite 328 wurde auf die über- 
wiegenden Gründe der Gefehgebungs- Klugheit hingedeutet, welche 
alle Legislationen der Neuzeit beftimmt haben, für jeden Verſuch einer 
ftrafbaren Handlung die gänzlihe Straflofigkeit feftzuftellen, wenn der 
Verſucher von der Bollbringung feiner That freiwillig abfteht, vor- 


© trafloigfeit 
wegen der tbätigen 
Mene. 


Nachſicht der 
Etrafe wegen 
der tbätigen Reue. 
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ausgeſetzt, daß dieß zu einer Zeit gefchehe, wo durch feine Berfudhe- 
handlung noch feine objective Uebelthat herbeigeführt worden ift. — Diefe 
Gründe der Strafpolitit treten im erhöhten Maße aus Rüdfihten für 
die öffentliche Sicherheit bei dem Berbrechen des Hochverrathes ein, weil 
durch die Ausfiht auf die Straflofigkeit, fo manches fhon dem Ausbruche 
nahe bocverrätherifhe Unternehmen in feiner Fortfeßumg vereitelt wird 
und dadurch für die öffentliche Sicherheit beffer geforgt wird, ald durch das 
ftarre Feftpalten an dem Grundfage der rüdfihtslofen Beftrafung eines 
Jeden, der fih auch nur im Stadium des Berfuches an einem Hochverratbe 
betheiliget hat (vergl. oben Seite 712 die Anmerkung). — In der hoben 
Gefährlichkeit diefes Verbrechens für den Thron und die öffentlihe Sicher: 
heit liegt zugleich — wie fchon früher an analoger Stelle (Seite 591 bis 
593 d. W. unter lit. i) auseinandergefeßt worden ift — das Motiv, welches 
der Gefehgebung die gebieterifche Pflicht auferlegt, von jenem traurigen 
Selbftvertheidigungs-Mittel Gebrauch zu machen, welches dem Denuncianten 
feiner Kameraden (i. e. Verbrechens-Genoſſen) Straflofigfeit und Geheim- 
haltung feiner Anzeige zufichert, und dadurch in das Lager verbündeter 
Hochverräther Mißtrauen und Verrath verpflanzt, eben dadurch aber dem 
Staate nicht felten die Rettung vor der Ausführung der fubverfiven Pläne 
und Unternehmungen diefer Berbündeten bringt. — 

Da jedoh bei dem Hochverrathe das Gejek ſchon die entferntefte 
Verſuchs- oder Vorbereitungshandlung ald das vollbracte Verbrechen 
des Hochverrathes erflärt hat (vergl. Seite 682 — 685, 688 und E89, 
und 694): fo hätte auf die freiwillige Abftehung von der Bollbringung 
eines hochverrätheriſchen Unternehmens der $. 8 des Geſetzes Feine 
Anwendung mehr finden fönnen, weil derfelbe ja nach feinem beftimmten 
Wortlaute das Strafloswerden bloß in Anfehung des Verfuches eines Ber- 
brechens, nimmermehr aber rücfichtlih eines bereits vollbradten Ber- 
brechens normirt. Deßhalb war, um diefe Straflofigkeit auch bei dem Hoch— 
verrathe in jenen Fällen zur Geltung bringen zu können, wo zwar das 
Verbrechen des Hocverrathes nah Maßgabe der gefeklichen Begriffe: 
beftimmung fhon vollbracht erfcheint, wo aber die verbredherifche Handlung 
thatfählich noch feinen üblen Erfolg herbeigeführt hat, fondern „noch 
aller Schade verhindert werden kann“, und wo daher das hoch— 
verrätherifhe Unternehmen im vulgären Sinne des Wortes nod 
nicht als vollendet erſcheint,) eine befondere gefegliche Beftimmung 


) Bergl. die auf Seite 295 und 296 vorkommende Grörterung über 
den Unterfhied eines vollbrahten Verbrechens im Sinne des fpeciellen 
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nothwendig, welche nun eben durch den vorliegenden $. 62 gegeben 
wurde.) — 


Sprachgebrauches unferes pofitiven Gefebed, don einer vollbradhten That 
nad der Redeweiſe des gemeinen Sprachgebrauches. — 

*) Eonfequent mit der oben entwidelten Anfiht hatte dad Gefep vom 
3. September 1803 im (oben angeführten) $. 56 die in Rede ftehende Beftim- 
mung bed Strafloswerdens eined huchverrätberifchen Unternehmens durch frei- 
willige Abftehung nur auf die Fälle der lit, b des ehemaligen $. 52 (b und c 
des jegigen $. 58) eingefhränft, und hierbei über die Fälle der lit. a jenes 
8. 52 gänzlich geſchwiegen. — Dieß fland nemlih nad der Zertirung bed 
damaligen $. 52 im vollen Einklange mit der oben von mir im Terte ent» 
widelten Anfiht; — denn nach diefem früheren Gefehe wurde dad Verbrechen 
des Hochverrathes durch einen Angriff auf die Perfon des Landesfürften erft 
dur die wirflihe Berlegung feiner perſönlichen Sicherheit vollbradt, 
und eine bloße Gefährdung derfelben fonnte daher nur ald ein Verſuch diefed 
Verbrechens angefehen werden (vergl. oben die Anmerkung auf Seite 694). — 
Wenn fih nun 3. B. Jemand in eine hochverrätherifche Verbindung der in 
der lit. a des $. 52 des früheren Geſetes bezeichneten Art eingelaffen hatte, 
welche auf eine Verlegung der perfönlichen Sicherheit des Landesfürften abzielte, 
und fpäter ſelbſt, aus eigener Reue und noch zur rechten Zeit, d. b. bevor noch 
die geringfte Uebelthat diefed Unternehmend volljogen wurde, von demfelben 
zurüdgetreten, und noch überdieß alle übrigen im ehemaligen $. 56 voraus- 
gefepten Reue» und Abftehungs-Acte vollführt hat, fo war er ja, eben weil er 
fih nah der damaligen gefeplichen Definition dieſer Unterart bed Hoc. 
verrathed, erft im Verſuche diefed Verbrechens befunden hatte, ſchon ver 
möge $. 7 des früheren ($. 8 des jepigen) Gefeges ftraflod, und für diefen 
Tall, d. h. für die Unternehmungen der lit. a des ehemaligen 8. 52, hatte 
daher dad frühere Gefek nicht weiter nötbig, eine Anordnung zu treffen, 
wie fie im früheren $. 56 enthalten war. — Darin nun, aber aud 
darin alleim erfannte ich den nach meinem Erachten fehr richtig berechneten 
Grund, warum dad frühere Gefep im $. 56 nur der fälle der lit. b, und 
nit auch der lit. a des $. 52 gedacht hatte, und ich kann daher Waſer's 
auch neueftens wieder (a. a. D. in Ar. 32 der Gerichtäzeitung, Seite 125 in 
der Anmerkung), obgleid mit Jenull getheilte Anficht, daß das frühere Geſetz 
ed zweifelhaft gelaffen habe, ob der $. 56 auch auf die (Fälle der lit. b 
des $. 52 Anwendung finde, nicht ald gegründet anſehen. — Anders ftellte 
fih die Sache für unfer jetziges Geſetz heraus. Diefed hat nemlich im $. 58 
lit. a fhon die Definition der erften Unterart des Hochverrathes abgeändert, 
und nicht erft die wirkliche Verlegung, fondern auch fchon die bloße Gefähr— 
dung der Perfon des Kaiferd, d. h. alfo die entferntefte dießfällige Verſuchs— 
handlung ald dad vollbrachte Verbrechen des Hochverrathes erflärt; 
eben deßhalb wäre auf derlei Handlungen, felbft wenn der Verſucher noch vor 
allem üblen Erfolge aus eigener Reue von deren Bollbringung abſtehen würde, 
nach dem neuen Gefege der nur vom Berfuche handelnde $. 8 deffelben nicht 
mehr anwendbar gewefen. Wollte nun die Gefepgebung dennoch die freiwillige 
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Man hat bei der Würdigung derfelben zweierlei Momente in's Auge 
zu faffen, nemlich: 
erftens die Bedingungen, unter weichen die Straflofigfeit erlangt 
werden fann; und 
zweitens den näheren Inhalt der von dem Gefeßgeber in diefer &e- 
feßesftelle gegebenen Zufiherung. — 
In der erfteren Beziehung fept das Gefek 


a) voraus: „daß fih Jemand in eine auf Hochverrath (es möge dich was 
immer für eine der in dem $. 59 beflimmten Arten fein, nam lex non distinguit; — 
end in was immer für einem Stadium der Ausführung fleben, wenn nur noch aßer 


Schade verhindert werden kann — vergl. bier unten lit. d) abzielende Verbindung 
(Dieb jet alfo immer ein von Mebreren beabfichtigtes bodverrätberiihes Unternehmen 
voraus — vergl. oben Seite 680 und die Anmerkung auf Seite 698) *) eingelaffen 


Abſtehung von der Bollbringung auch diefer Art bochverrätherifcher Unter: 
nchmungen mit der Ausfiht auf Straflofigfeit motiviren, fo mußte fie den 
8. 62 auch auf die Fälle der lit. a ded nunmehrigen 8. 58 auddebnen. — 

*) Es mag auffallend fheinen, daß auch dad gegenwärtige Geſetz 
wieder, fo wie das frühere, die thätige Reue wohl bei dem gefährliheren 
Falle einer hodhverrätberifhen Berbindung, nicht aber aud bei dem minder 
gefährlichen Falle des hochverrätheriſchen Unternehmens eines Einzelnen mit der 
Straflofigfeit belohnt. — Allein diefe ſcheinbare Inconfequenz verſchwindet, 
wenn man erwägt, daß für den lepteren all eine ähnliche Anordnung, wie fie 
im 8. 62 enthalten ift, gang unpraftifch wäre. Hat nemlich ein Einzelner einen hoch⸗ 
verrätherifhen Plan gefchmiedet, und er fteht von demſelben aus eigener tbätiger 
Reue ab, noch bevor er irgend eine äußere bierauf abzielende, und damit be- 
reitd in einem objectiven Gaufalnerus ftebende Thätigfeit unternommen bat, 
oder hat er felbft fchon derlei Borbereitungshandlungen vorgenommen (menn er 
ſich 4. ®. bereit# bewaffnet au den Ort verfügt bätte, wo er ein verructes Attentat an der Verſon 
des Kaifers ausführen wid), und er tritt von der Ausführung zurüd, bever bad 
ſchändliche Vorhaben irgendwie äußerlich bethätiget worden ift: fo weiß ja 
nah der Borausfegung ohnehin Riemand von der ganzen Sache, und man 
wäre ned weniger im Stande, unter diefen Umftänden gegen den Thäter den 
Beweis berzuftellen, daß feine bisherige Handlung bereite in objectivem Gaufal- 
Zufammenhange mit der erwähnten hochverrätheriſchen Abficht geftanden ſei. 
Für dieſen Fal wäre daher, da bier eine äußere Strafbarfeit für folde 
Borbereitungsbandlungen eines Vereinzelten nit eintreten kann, die Feſt— 
ftellung feiner Straflofigkeit für den Fall feiner Reue geradezu überflüfftg und 
faft laͤppiſch geweſen. — Wird er aber auf folcher Borbereitungsbandlung ertappt, 
ohne daß er ermweislich ſchon Etwas getban bat, um von der Bollbringung aud 
eigenem Entſchluſſe abzufteben, fo ift wohl nicht der geringfte Grund vorhanden, 
ihn ftraflos zu laffen. — Nach der Natur der Sache kann aljo eine ähn— 
liche Borfchrift, wie fic im $. 60 enthalten ift, nur in ſolchen Fallen praktiſch 
fein, wo es fih um das Unternehmen Mehrerer bandelt, und wo fofort der 
Einzelne nicht bloß feime eigene, fondern vor Allem die Thätigfeit Anderer 
unihädlih zu machen bat. — 


IStrafgef. 1. Cpl. VII. Haupt. $. 62.) 731 ſveoen d. Verbredyen d. Hochverrathes ıc. 2.) 


(d. b. ſich anf irgend eine der im &. 5 ala vwerbrecheriich bezeichneten MWirfiamfeitö + Arten 
daran betbeiliget) habe." — Nach diefem allgemeinen Wortlaute erfcheint 
es mir daher unzweifelhaft, daß diejer Paragraph allerdinge auch auf 
die Urheber, Anftifter und Rädelsführer einer foldhen Ber: 
bindung Anwendung finde, weil eben darin, daß fie diefe Verbindung, 
wenn aud ale Begründer derfelben, mit Anderen eingehen (anfäreln, 
verabreden, zu Stande bringen u. {.f.) auch ihrerſeits das Einlaſſen 
in diefelbe liegt,) und weil die erwähnten Gründe der Strafpolitif 
für die Firirung der Straflofigkeit unter den hier nachfolgenden Bor: 
ausfegungen, gerade rücdfichtlih der Urheber, Anftifter und 
Häupter von derlei Verbindungen im erhöhten Maße eintreffen, 
indem gerade diefe Häupter regelmäßig vorzugsmeife in der Rage 
find, den von dem Gefeße im $. 62 angeftrebten Dienft der öffent: 
lichen Sicherheit des Staates zu leiften. — 
Das Gefeß fordert ferner, daß der in eine ſolche hochverrätherifche 
Verbindung Berwidelte die nachfolgende Thätigkeit 
b) „durch Reue bewogen“, oder wie fih die Randgloffe ausdrüdt: 
„wegen thätiger Reue” ausführe. — Diefe Worte fönnen wohl nicht 
in jenem engeren Sinne genommen werden, wie etwa die Ethik das 
Wort „Reue“ auffaßt, nemlich als jenes innere Gefühl der fittlichen 
Betrübniß über das, was man gethan hat, zunächft darum, weil es 
unfittlih oder unrecht ift, nam de internis non jndieat praelor; — 
fondern fie können wohl nur die äußere Reue, d. h. dasjenige 
äußere Berhalten („tHätige Reue" — fagt deßhalb ganz richtig die Randgloffe) 
bezeichnen, welches fih im äußerlihen Erſcheinungs-Verhältniſſe fo 
darftellt, ald ob es aus innerer Reue entftanıme, ohne Rüdfict 
auf den inneren Beweggrund diefes Handelns; alfo im 
Grunde nur ein äußerlih freiwillig erfheinendes, oder im 


r———— — 


) Ich würde mich nicht in die obige Haarfpalterei eingelaffen haben, 
wenn fie nicht dazu nothmwendig wäre, um die von einem tüchtigen Gewährs— 
manne, nemlib von Wafer (a. a. D. ©. 126) behauptete, und gerade aus 
dem Worte: „eingelaffen“ zu begründen verfuchte, entgegengefepte 
Anfiht zu widerlegen. Wafer meint nemlih ebendafelbft: „daß von der 
Wohlthat des $. 62 die Urheber oder Anftifter einer ſolchen Verbindung 
audgeichloffen feien; denn va der Urbeber die Verbindung uriprünglich be— 
gründet hat, und diefe vor feiner Wirkfamkeit nicht eriftirt bat, fo könne man 
auch nicht fagen. er babe fih in eine hochverrätherifche Verbindung ein» 
gelaffen.” — Ich hoffe, oben nachgewieſen zu haben, daß diefe Argumenta« 
tion weder in dem richtig und natürlich interpretirten Worte: „eingelaffen“, und 
noch weniger in der ratio legis einen Stützpunkt findet. — 
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eigenen Willen beruhendes und unabhängig von äußeren Hindernifien 
erfolgendes Handeln, im Gegenfake von Unvermögenheit, von Ge- 
zwungen- oder Berhindertwerden durch fremdes Hinderniß, von Da- 
zwifchenfunft eines Zufalles u. dgl. Dieß zeigt der Zufammenhang 
mit der hier ad litt. e und d nachfolgenden Erörterung, wornach 
nemlich die in dieſem Paragrapbe feftgefekte Straflofigfeit vor Allem 
durh das rechtzeitige Handeln und Unfhädlidmahen 
der vorhandenen Gefahr bedingt ift, und es ergibt ſich die Richtig» 
keit diefer Auffaffung auch aus mehreren Parallel: Stellen unſeres 
Geſetzes, namentlich aus den 88. 8, 165 lit. c, 168, 187, 188, 
466 (vergl. auch die Erörterung auf Seite 328 — 331 d. B.), 
in welchen nemlich der Charakter einer thätigen Neue im Sinne 
des Strafgefeges auf die ebenerwähnte Weife erklärt wird. — 
Hiernah wird alfo die in diefem Paragraphe zugefiherte Straf: 
lofigkeit allerdings auch demjenigen zu Statten fommen, der ;. B. 
erweislich nicht aus fittlicher Reue über die Verruchtheit feines Unter: 
nehmens, fondern aus Furcht vor der Strafe, aus Feigheit oder 
Zurückſchreckung vor den mit der Ausführung verbundenen perfön- 
lichen Gefahren und Hinderniffen, aus Haß, Feindſchaft oder Race 
gegen den einen oder anderen Mitverfhwornen, oder aus was immer 
für einem anderen unedlen Beweggrunde die nachftehend (sub litt. c 
und d) bezeichnete Thätigkeit vornimmt. — 
Das Gefek fordert nemlich, daß der Reuige 

c) „die Mitglieder derfelben M. i. der auf Hodverram abzieleuden Verbindung), 
ihre Sakungen, Abfihten und Unternehmungen der Obrigkeit 
anzeige.“ — Aus dem MWörthen „und“ könnte man nun ver: 
fucht werden, anzunehmen, daß die Wohlthat diefes Paragraphes nur 
demjenigen zu Gute fomme, der alle eben aufgeführten viererlei 


Momente cumulativ oder fimultan der Obrigkeit . i. einer forhen 


Öffentlichen Behörde, welche im Namen der Staatshoheit irgend einen Theil der ftaatlichen 
Bwangdgewalt auszuüben bat, im Gegenſatze anderer öffentlichen Behörden — vergl. 


oben Seite 726) anzeigt, und dieſe Anficht ift auch bereits praftifch ver— 
fochten worden. — Allein ich halte fie in dDiefer Allgemeinheit ſchon 
aus dem Grunde für unrichtig, weil gewiß hochverrätheriſche Ver— 
bindungen gedacht werden können, bei denen nicht alle angegebenen 
Momente vorkommen, welde z. B. Feine eigentlihen Saßungen 
haben, oder noch feine Unternehmungen gemacht haben, und doch 
fpriht die ratio legis gewiß für die Straflofigkeit auch desjenigen 
das Wort, der nur alle übrigen Momente, nemlich die Namen der 
Mitglieder und die Abſichten der Verbindung, der Obrigkeit an- 
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zeigt, da ja vorausfeplich bei ihm von einer Anzeige auch der übrigen 
Momente feine Rede fein fann. — 

Hieraus folgt, daß diefer Gefekesftelle vielmehr jene natürliche 
und einfache Deutung unterlegt werden müffe, daß der Anzeiger, 
um die bier bezeichnete Straflofigkeit zu erlangen, alle jene Mo: 
mente der hochverrätherifchen Verbindung der Obrigkeit anzuzeigen 
babe, die ihm nur felbit befannt und je nad der verfchiedenen 
Beftaltung folder Verbindungen nur überhaupt vor: 
handen und der Obrigkeit noch unbekannt find, und 
deren Kenntniß zur Berbinderung jedes weiteren 
Schadens für die Obrigkeit noh von Wichtigkeit ift 
(vergl. nachfolgend dielit.d), mögen dieß nun Namen von Mitgliedern, 
Sakungen, Abfichten oder Unternehmungen, oder was immer 
für andere Momente derfelben ſein.) — — 

Diefe Anzeige muß aber ferner 

d. „zu einer Zeit gefchehen, da diefe Momente (scil. für die Oprigfeit) och 
geheim waren, und der Schade verhindert werden konnte.“ — Da 
das Geſetz dieſes Erforderniß ganz objectiv Hingeftellt hat, und da 
es nach der mehrgedachten ratio legis hierbei auch zunächſt darauf 
abgefehen ift, die der öffentlichen Sicherheit drohenden Gefahren zu 
befeitigen: fo erhellt auch £lar, daß in dem falle, wenn der Anzeiger 
zwar glaubt, daß die von ihm angezeigten Momente der Obrigfeit 
noch unbekannt feien, dieß aber in Wirklichkeit nicht der Fall ift, 
dem Anzeiger die Straflofigfeit nicht zu Statten kommen könne 
(vergl. Seite 594 d. W.). Iſt aber der Obrigkeit mur ein Theil 


*) Mit diefer Auslegung ſteht auch das Wörtchen: „und“ Teinedwegd 
im Widerſpruch; denn es ift befannt, daß dieſes DVerbindungdmwort in der 
deutfhen Sprache nicht bleß in der copulativen Bedeutung, fondern fehr 
häufig auch im (disjunctiv) aufzäblenden Sinne gebraudt wird. So wird 
man 3. B. in den Worten: „wer ftiehlt, betrügt und raubt, ift ein für die 
Geſellſchaft gefährliches Subject”, gewiß nicht die Bedeutung fuchen, daß das 
Subject, um gefährlich zu heißen, alle drei Ihätigfeiten copulativ gethan haben 
müffe, fondern e8 will dadurch gefagt werden, daß ſowohl derjenige, welcher 
ftiehlt, al& auch jener, der betrügt, fo wie derjenige, ber raubt, gefährlich fei. — 
Noch häufiger kommt dieſe disjunctiv aufzäblende Bedeutung der Copula 
„und“, in negativen Säßen vor, 3. B. „du follft nicht ftehlen, betrügen 
und rauben“, d. h. du follft weder ftehlen, noch betrügen, noch rauben. — 
in diefer Bedeutung kommt nun offenliegend dad MWörtchen „und“ aud im 
vorliegenden $ 62 vor; — wobei aber nicht geläugnet werden mag, daß cine 
fehr reine Sprachfügung ſolche umeigentliche Redewendungen, wie fie der vul— 
gäre Sprachgebraud; häufig gebraucht, beffer ganz vermeiden würde. — 
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diefer Momente bekannt, ein anderer noch unbefannt; kennt fie be- 
reits einige Mitglieder der hochverrätherifchen Verbindung, andere 
aber nicht, und der Anzeiger entdeckt nun auch die letzteren, fo 
fommt ihm nad Wortlaut und Abſicht des Geſetzes die Strafloſigkeit 
dann nocd immer zu Gute, wenn erwiefen wird, daß gerade erſt 
durch Diefe feine Entdeckung jeder weitere Schade verhindert wurde, 
und daß zugleih er Alles entdedte, was ihm von der Sade be- 
fannt war. — Dagegen kann, ohne Inconfequenz mit diefer Be- 
bauptung, aus dem Geifte diefer Gefekesitelle zugegeben werden, 
daß (wie Waſer a. a. D. behauptet) demjenigen, der felbit bereita 
der Antheilnahme an einer foldhen Verbindung, oder überhaupt des 
Hochverrathes rechtlich befchuldiget erfcheint, und deßhalb in Unter- 
fuhung gezogen wird, und nunmehr andere Mitfchuldige dieſes 
Verbrechens enidet, die Wohlthat diefes Paragraphes nicht zu 
Statten fomme, weil nach der ratio legis die hier zugeficherte Straf- 
lofigfeit doch nur als Lohn für die freiwillige eigene Ab— 
ſtehung von der Ausführung eines hochverrätherifhen Unternehmens, 
oder, wie ſich das Geſetz felbft ausdrüdt, für die thätige Reue 
eines Schuldigen in Ausficht geftellt wird, Diefe Gründe aber gewiß 
bei demjenigen nicht mehr eintreffen, der bereits felbft wegen eigener 
Schuld, ohne fein Zuthun, entdeckt erfcheint, und deffen weitere 
Entdedungen ihm daher auch nach dem klaren Ausfpruche des Geſetzes 
($. 46 lit. i) nur eine Milderung, nicht aber gänzliche Strafloiig- 
feit feiner Schuld verfchaffen können (vergl. oben die Erörterung auf 
Seite 593 ımd 594). — 

Was aber den zweiten oben bervorgebobenen Punkt, nemlich den 
Inhalt der von dem Geſetze in diefem $. 62 dem Anzeiger von derlei 
hochverrätherifchen Unternehmungen gegebenen Zuficherung betrifft, je 
fommt zu erwägen, daß durch die demfelben zugeficherte „gänzliche 
Straflofigfeit” zugleih nicht bloß die Zufiherung gegeben ift, daß 
er wegen feiner eigenen Schuld von aller Strafe verfhont werden wird, 
fondern daß gegen ihn auch feine weitere ftrafgerichtliche Unterfuhung ala 
Beihuldigten ftattfinden werde, da ja eine ſolche wider eine beitimmte 
Perfon nur wegen der rechtlichen Befchuldigung einer frafbaren Hand: 
lung Pla& greifen darf (88. 1, 144 und 416 der St. P. D. vom 29. Juli 
1853), eine folche Befhuldigung aber bei ihr wegen der im Voraus geſche— 
henen Erklärung der Straflofigfeit ihrer Handlung nicht mehr zutrifft. — 

Ebenfo fließt die Zufiherung „der Geheimhaltung der An: 
zeige” felbftverftändlich auch verfchiedene Einſchränkungen mehrerer ſonſt 
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durch die St. P. O. vom 29. Juli 1853 für zuläffig erflärten, und fogar 
gebotenen Procedurd-Mafregeln in Beziehung auf dasjenige Strafverfahren 
ein, welches über die auf folche Art angezeigte hochverrätherifche Verbindung 
und gegen deren Theilnehmer eingeleitet wird. Soll nemlich die von dem 
höchſten Gefeßgeber einem folchen Anzeiger zugeficherte Wohlthat „der Ge: 
heimhaltung der Anzeige” ihm nicht etwa wieder auf einer anderen Seite 
entzogen, d. h. follnicht das faiferliche Geſetzes-Wort an ihm zurückgenommen 
werden, fo muß er das Recht haben, fich nicht nur jede Ramhaftmachung feines 
Namens als Anzeiger und Zeugen, gegenüber den von ihm angezeigten 
Mitfhuldigen, zu verbitten, fondern auch jede perfönlihe Gegenftellung 
mit denfelben, fowie feine perfönliche Erfcheinung und Vernehmung bei der 
mündlichen Schlußverhandlung zu verweigern, ferner zu verlangen , daß 
feine Anzeige und etwaigen fpäteren Depofitionen nicht bei denjenigen 
Acten hinterlegt werden, deren Einfiht jedem Angeklagten und feinem 
Bertheidiger geftattet ift (vergl. die $$. 175, 183, 200 lit. f, 215, 219, 
220 und 222 der Et. P. D. vom 29. Juli 1853), kurz alle jene Ein- 
ſchränkungen der Unmittelbarkeit und Deffentlichkeit, felbft der f. g. Parteien: 
Deffentlichkeit in Beziehung auf das Strafverfahren, welches gegen die 
von ihm angezeigten Inculpaten eingeleitet wird, in Anſpruch zu nehmen, 
ohne welche die ihm zugefiherte Geheimhaltung feiner Anzeige in ihrer 
Wirkung vereitelt werden würde, — 


S. 63. (88. 58 und 59.) 


Wer die Ehrfurcht gegen den Kaifer verlegt, es geſchehe — 
dieß durch perſönliche Beleidigung, durch öffentlich ov.e vor 
mehreren Leuten vorgebrahte Schmähungen, Läfterungen 
oder Berfpottungen, durch Drudwerfe, Mittheilung oder 
Verbreitung von bildlihen Darftelungen oder Schriften, 
macht fi des Verbrechens der Majeftäts: Beleidigung faul: 
dig, und ift mit fchwerem Kerker von einem bis zu fünf 
Sahren zu beftrafen. 

8. 5°. 

linter Dieied VBerbrechen werden auch Lälterungen auf Die Berion des Kandesfürften, aus 
welchen unverfennbare Abneigung gegen Denielben entftehben fann, wenn lie 
in Geſellchaft, oder öffentlich vorgebradbt worden, wie auch dergleichen Schriften, oder 
ipöttiihe Borftellungen, wenn fie Jemandem mitgetheilt werden, gerechnet. 

(8: 35 des prov. Preßgeiehes vom 13. März 1549) 
Kür Yiiterungen oder andere Berlegungen der fhuldigen Ebrfurdt gegen 


das Stantsoberbaunt, wodurch deſſen Verfon der Beringihäpung Preis gegeben 
wird, verfänt der Schuldige in eine Strafe des ſchweren Kerfers bis gu drei Jabren. 
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Bei verlodiſchen Druckſchriften ift außerdem auf den Berfall der Gaution bis zum Berrage 
von 1500 Bulden G. M. au erfennen, *) — 


In dem mouarchiſchen Staate ift die Perfon des Monarhen Die 
Spitze und das Wefen der Staateverfaffung, fo wie der Brennpunkt Der 
ftaatlihen Ordnung, daher ſchon deßwillen auch der Gegenftand der höchſten 
Ehrfurcht, d. i. Achtung, gepaart mit Furcht, oder jener lebhaften Er- 
kenntniß und Hochachtung der über alle Anderen erhabenen Größe, Würde 
und Macht (i. e. Majeftät) des Monarchen, melde ſich äußerlich in der 
Unterordnung unter ihn, und in dem forgfältigften Beftreben (Kurt) be— 
thätiget, Alles zu vermeiden, was die gewöhnliche Ehre eines unbefholtenen 
und ehrenhaften Menfchen überhaupt beleidigen würde, oder was insbe— 
fondere der Ueberlegenheit der erhabenen Stellung des Monarchen über 
und, was alfo deffen Majeftät entgegen wäre. — Darin prägt fi auch 
der Charakter der abjoluten Unverlegbarfeit, Unantaftbarkeit und äußeren 
Unverantwortlichkeit gegen andere Menfchen, die f. g. juridifche Heilig - 
feit des Monarchen (sanctitas a sancitus, i.e. vorzugsweife geſchützt durch die Strafgriege 
gegen jede Berfegung) aus, in welcher zugleich die Bürgfchaft für die Macht der 
höchſten Regierungsgewalt und für die Kraft ihrer Vorkehrungen gelegen 
ift. — Damit vereiniget fih, ingbefondere in der Erb-Monardie, die 
religiöfe Auffaffung, welche in dem legitimen Herrfher, weil ihn nach 
der zu Recht beftehenden und fonad durch das Walten der überirdifchen Pro— 
videnz auf Ihn gelenkten Succeffionsordnung die Nachfolge trifft, den 
„Bott-Gewollten“, „Bott-Erkornen"und „Bott-Gegebenen“ 
erkennt, dem die höchſte Herrfhaft im Staate, die Souveränetät und Majeftät 
nicht nur im Allgemeinen als ein göttliher Beruf (Jus divinum, 
nam „omnis Potestas a Deo !*),— wie diefe Auffaffung ſchon im germanifchen 


*) In ähnlicher Weife hatten auch die beiden früheren öfterreichifchen 
Preßgefepe (vergl. über deren Genesis und furzdauernde Geltung die An-« 
merfung auf Seite 272—274 d. W.) dad Verbrehen der Majeftätd-Beleidi- 
gung begrifflich feftgefeßt. — Die proviforifche Verordnung gegen die Mebertretung 
der Preßgefege vom 31. März 1848 fepte im $. 17 wörtlich feft: 

„Die vorfäglihe Beleidigung des Sandesfürften Durch Läfterungen, Shmöi- 
bungen oder verböbnende Darftellungen in Drudigriften oder den Drudihriften 
gleichgeftellten Bildwerlen ift als Verbrechen mit Einem bis zu fünf Iabren zu beitrafen.” 

Die proviforifche Verordnung gegen den Mißbrauch der Preffe vom 
10. Mai 1848 aber fegte die analoge Verfügung mit folgenden Worten feit: 

„Läferungen und alle Arten von bödmwilligen Berlegungen der ihul- 
digen Chrfurcht gegen die Perſon des Landesfürften, welche durch Drudiäriften erfolgen, ſtud 
als Verbrechen, und zwar dann, menn fie in der Abſicht geiheben, um Abneigung oder Berad« 
tung-gegen das Stantöoberhaupt zu erweden,, mit ein, bis fünfjährigem ſchwerem Kerker, wenn 
aber dieſe Abſicht nicht ermeistich ift, mit Kerfer von 6 Monaten bis zu einem Jahre zu betrafen.” 
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Mittelalter vorherrſchte — fondern eben vermöge der „ Erb-DOrdnung“ zus 
gleih in individueller Berufung, daher in wahrbaftiger Weife „von 
Gottes Gnaden“ zukommt. — 

Diefer Grundgedanke, daß in der Monarchie dem Monarchen die 
höchſte Ehrfurcht von Rechtswegen gebühre, erhielt ſich daher, weil er 
dem innerften Weſen der Monarchie entjtammt, auch in allen Phafen der 
hiſtoriſchen Entwicklung des Strafrehts, wie die oben (Seite 674—676 
in der Anmerkung) gegebene rechtshiftorifche Ausführung nachweiſet, wenn gleich 
die Trennung des Verbrechens der Majeftäts-Beleidigungim befonderen, oder 
engeren Sinne (d. i. der Majeftäts-Ehrfurcht-Verlegung) von dem allge— 
meinen Majeftätö-Berbrechen erſt der fpäteren Zeit ihr Dafein dankt. Bei 
den Römern hatte fih nemlih nah Maßgabe diefer rehtsgefchichtlichen Auf 
zeigung das, während der Republik bloß ald ein Verbrechen adversus po- 
pulum Romanum erflärte, Crimen Majestatis in ein zugleich*) contra 


*) Ganz confequent mit der fonftigen Auffaffung der Monarchie im römischen 
Rechte wurde in demfelben auch unter der Kaiferzeit dad Crimen Majestatis, wenn es 
zunächft adversus Imperatorem gerichtet war, immer zugleich auch ale ein Crimen 
contra rempublicam und beziebungdweife contra Populum Romanum erklärt; 
denn im römifchen Rechte berricht keineswegs die heutige rechtsphiloſophiſche 
Auffaffung des monarchiſchen Principes vor, welche die Monarchen ale Herrfcher kraft 
eigenen Rechtes erkennt; fondern es huldiget daffelbe ausichliehend dem Principe 
der von dem Volke ausgebenden, und von diefem an den Monarchen über» 
tragenen Gewalt, und fpricht dieß mit dürren Worten in der lex regia aus: 
„Quod Prineipi placuit, legis habet vigorem: utpote cum lege regia, 
quae de imperio ejus lata est, populus ei et in eum omne suum im- 
perium et potestatem conferat“ (D. J. 4. fr. 1, pr.), oder gar nur „con- 
cedat“ — mie fih die Inftitutionen (I. 2, 8. 6) auddrüden. — Ebenſo Gajus 
(I. 5): Constitutio Principis est, quod Imperator decreto, vel edicto, vel 
epistola constituit, nec umquam dubitatum est, quin id legis vicem obtineat: 
cum ipse imperator per legem imperium aceipiat.“ — Es fcheint 
gerade jegt an der Zeit zu fein, den Verdammern und Berbächtigern der Ber. 
nunftrechtö- Wiffenihaft in Erinnerung zu bringen, daß die Doctrin der 
vom Bolfe an den König übertragenen Gewalt, d. t. die Wurzel 
des f. 9. Staatövertrages, ibren Urfprung nicht den Naturrechtälehrern 
des 17. und 18. Jahrhunderts zu danken babe, jondern bei getreuer geſchicht— 
liher Auffaffung des Rechtes, vielmehr ungefähr anderthalb Jahr- 
taufende früher zu fuchen, und in dem (überhaupt ganz von republifanifhem 
Geifte durchfeelten) Rechte der Römer zu finden fei; — und daß ed da- 
genen die viel verläfterte Nehtäpbilofophie und namentlih das Staats- 
recht der Jetztzeit find, welche nach dem Zeugniffe ihrer berufenften Etimm- 
führer, das Phantom des Rouſſeau'ſchen Contrat social nicht etwa erſt feit 
heute und geftern, fondern fhon feit mehreren Jahrzehenden gänzlich 

Hyt, Gommentar. 47 
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Imperatorem gerichtetes Verbrechen verwandelt; — in der Carolina, und 
noch deutlicher in ihren Vorbildern, der Bambergensis und Branden- 


aufgegeben, und nachgewieſen haben, daß der lebte Grund des Rechtsver— 
bandes des Staates überhaupt (des f. g. nexus civilis, wie ibn die älteren 
Publiciften nannten), und inöbefondere des Herrſcherrechtes der befichen- 
den Staatdgewalt, fo wie der Unterwerfung der Staatdangebhörigen unter 
diefelbe, nicht in einem fogenannten Staatävertrage, fondern viel— 
mehr in den ewigen Ideen der Gerchtigfeit und des Staates felbft 
berube, welche nemlich die Gliederung der menfhlihen Gefellfhaft inter einer 
ftaatlichen Ordnung, fo wie unter einer beftimmten oberberrlihen Gewalt in Per: 
felben unbedingt fordern, und ebendadurd mit Bernunft-Notbwendiga: 
feit die innere Berechtigung der biftorifch begründeten Staate- 
gewalt und Herrfher-Dynaftie zur Herrſchaft, und zur Erhaltung 
der rehtlihen Ordnung im Staate begründen. — 

Die bobe und praftifhe Wichtigkeit der bier befprochenen wiflenfhaft« 
lihen Frage möge die gegenwärtige Diareffion an diefem Orte entfhuldigen. 
Sie foll ja — mit Vorbehalt einer ausführlichen Erörterung an einem paſſen— 
deren Orte — nur zur vorläufigen Abwehr gegen gewiffe unfundige ober 
unredlihe Stimmführer in öffentlichen Blättern dienen, welche in Dingen der 
Wiffenfhaft, ftatt mit inneren Gründen und Sach-Kenntniſſen, vielmehr nur 
mit politifhen Berdächtigungen jeder ihnen mißliebigen wiſſenſchaftlichen 
Richtung, und zugleich mit Verdächtigung aller jener Perfonen zu argumentiren 
gewohnt find, weldye nicht unbedingt der einfeitigen Pflege der geſchichtlichen 
Behandlung des Rechtes huldigen! — Dabei wird nemlich vorzugsweife dad 
Schreckgeſpenſt des ſ. g. Staatävertrages und der vom Volke audgebenden und 
von diefem an den Regenten aleihfam nur mandatorio nomine übertragenen 
Staatägewalt — d. i. der Keim aller revolutionären Doctrinen und Praftifen 
der Jeptzeit (wie man es zu nennen beliebt!) — dem f. g. Naturrechte in die 
Schuhe gefheoben, und dabei verſchwiegen, daß gerade von der Staatsrechté— 
Philoſophie der Neuzeit (und zwar von den Bekennern der verſchiedenſten philo— 
fopbifchen Eniteme, und wenn gleib aud den verichiedenartigiten Etandpunften und mit den 
mannigfaltigfien Bearändunge- und Deductiondarten, dennoch ın diefem Ginen Punkte überein: 
ſtimmend) dieſe Theorie am energifcheiten befämpft und widerlegt 
wird (ich nenne beifpielöweife nur die Namen: „Abrend — Bluntſchli — Bülau — Ger: 
Räder — Hegel — Kant — Krauſe — Maurenbreder — Shilling — Ehmitt- 
benner — Shön — Stabl — ZU Zachariä — R ©. Zachartä — 35pfh. — 
Freilich wird von jenen MWiderfahern der Rechtöphilofopbie weiter auch ver— 
fhwiegen, daß fih entgegen eben fo viele Gewährdmänner aufzählen laffen, 
welche die hiftorifchen Nachweiſe liefern, daß die Keime jener Staatövertrage: 
Theorie, und der auf „pact- und gedingmweifen PBereinbarungen mit dem 
Bolke, und auf Wilküren“ berubenden Entftebung der füniglichen Gemalt, 
vielmehr im biftorifchen, und zwar nicht bloß im römifchen, fondern aller« 
dinge auch im germanifhen Rechte, jo wie in der Rechts- und Verfaſſungs- 
Geschichte der Deutfchen und anderer Völker, und ſelbſt in der Bibel (nemlich 
vielfach in den Schriften des alten Teſtamentes) zu finden feien! Wollen etwa 
deßhalb die einfeitigen Pfleger des biftorifhen Rechtes, fei cd nun des 
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burgensis zeigt ſich bereit3 das von dem Hochverrathe gegen die faifer- 
liche Majeftät gefonderte Verbrehen der beleidigten Majeftät oder 
Käfterung derfelben, und in Defterreich hatte namentlich das Joſephi— 
nifhe Strafgefeh von 1787 „die Verlegung der pflihtmäßigen 
Ehrerbietung gegen den Landesfürften durch Angriff auf denfelben 
in öffentlihen Reden oder Schriften" als eine eigene Art des Ber: 
brechens der beleidigten Majeftät erflärt. Aus diefem Gefeße ging das ge 
dachte Verbrechen zwar nicht in das weftgalizifche, wohl aber in das 
Strafgefeß vom 3. September 1803 über (ſieh' bier vorne auf Seite 735 
den Tert des 8. 58 deſſelben); Das lehtere nahm ũübrigens darunter auch jebt 
nur folche Läfterungen gegen die Berfon des Landesfürften auf, wodurch Ab» 
neigung (alfo ein großer moralifher Abihen) gegen deſſen Perfon ausgefprocen 
wird, und auch in Anderen begründet werden könnte (vergl. hierüber die Er- 
örterung auf Seite 670 — 672 d. W.), welche aber eben deßhalb, um ala 
diefes Verbrechen angeſehen werden zu fönnen, entweder öffentlich oder in 
Geſellſchaft vorgebraht, oder durch an Jemanden mitgetheilte Schriften 
oder bildlihe Darftellungen verbreitet worden fein müffen.  Ueberein- 
flimmend hiermit wurden auch in den hier vorne aufgeführten früheren vater» 
ländifchen Preß-Geſetzen, die ihrer Natur nach fih bloß auf die durch 
Drudfchriften oder ihnen gleichgehaltene Bervielfältigungsarten verübbare 
firafbare Handlungen bezogen, nur die im Wege der Preffe verbreiteten 
gröberen und böswilligen Ehrfurcht-Verletzungen, wodurd die Per— 


römischen, oder feined Antipeden, des germanifchen Rechtes (welcher 
Gegenfap zwiſchen beiden freilich von ſolchen — unberufenen — Stimmführern ebenfalls regel⸗ 
mäßig ganz überjeben wird), fobald fie einmal von dieſem Baume der Erfenntniß 
gepflüdt haben werden, die wiffenfchaftlihe Forſchung auch des hiſtoriſchen 
Rechtes gänzlich einftellen? — Sollte alfo nit fhon dieſe kurze Digreffion 
zureihend zeigen, daß man die Wiffenfchaft mit bloßer Verdächtigung der 
Gegner nicht fördert, und daß, jo wie überkaupt bei der Anjtrebung aller 
großen Aufgaben der Menfhbeit, namentlich auch bei der Wiffenfchaft und 
Pflege des Rechtes vor Allem die Ertreme und die Einfeitigfeiten 
vermieden werden mögen! — So kann und wird denn aud der Wiſſen— 
ſchaft und Pflege unferes vaterländifhen Rechtes ihr Gedeihen erſt durch 
die Dermittlung der angedeuteten ertremen Öegenfäße, d. b. erft dann 
gefichert werden, wenn fich nebft der dogmatifch-praftifchen Behandlung des— 
felben — die Bereinigung einer gründlich philoſophiſchen und biftorifchen 
Erforfhung unferer Rechts⸗Inſtitute ihre Bahnen gebrodyen haben wird, worauf 
auch bei und jchen mehrmald, und namentlich auch von mir (und zwar nicht etwa 
erft heute oder geftern, fondern ſchon im Jahre 1844! — nemlich im der Zeitjchrift für öſter— 
reichifche Rechtsgelehtſamteit, L Band, Seite 353 u. fgg.) mit energifcheftem Nachdrude hin— 
gewiefen worden ift! — — 
47° 
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fon des Kaifers der Geringſchätzung preisgegeben wird, als ftraf- 
bar erklärt. — 

Hiernach prägt ſich der m unferen vaterländifchen Gefegen feit 
jeher feftgehaltene Charakter des Verbrechens der Majeftäte - Beleidigung 
vorzüglich im folgenden drei wefentlihen Merkmalen aus. Es follen 
darunter 

1. nur Berlegungen gegen die außere Würde oder Ehre, d. h. gegen 
die Majeftät des Landesfüriten im engften Sinne des Wortes 

(Potestas et dignitas major, quam omnes aliac), uud keineswegs 

auch Angriffe auf andere Momente oder Rechte feiner Perfon (vergl 

oben Seite 681, 3. 1), daher nur f. g. Injurien (Ehrenbeleidigungen) 

im engeren Sinne des Wortes gegen die Berfon des Monarchen ver- 

ftauden werden. — Es wurden ferner 

2. immer nur größere, oder grobe und bösmillige Verleßungen der 
fhuldigen Ehrfurcht gegen den Landesfürften, woraus entweder Ab- 
neigung gegen deſſen Berfon in Anderen eutitehen kann, oder wodurd 
deſſen Berfon der Geriugſchätzung (natürlich wieder nur bei Anderen) 
preisgegeben wird; und endlich auch dieſe 

3. nur dann als das in Rede fichende Verbrechen erflärt, werm fie mit 
irgend einer Art von Deffentlichfeit begleitet, oder fonft ver— 
breitet worden waren. — 

Diefen wejentlihen Charakter hat nun das Verbrechen der Majeftäta- 
Beleidigung aud in dem $. 63 unferes vorliegenden Geſetzes beibehalten, 
wenn man die Anordnungen deffelben nicht bloß nad feinem dürren Wort: 
laute, der allerdings hie und da eine etwas fehärfere Präcifirung wünſchen 
läßt, fondern im Zufanmenhange mit Parallel: Stellen und anderen eins 
fhlägigen Beftimmungen unferes Gefekes, fowie im Geifte der Diefer Anz 
ordnung zur Folie liegenden Ratio legis, und der rechtshiſtoriſchen Ent: 
wicklung aus den früheren Gefeßen auffaßt. — 

Betrachten wir num dieſes Verbrechen nah den fünf gewohnten 
Hanptgefichtspunften (vergl. Seite 665 —668 d. W.) ; fo ergibt fich 

zul 
aus dem Elaren Wortlaute der 88. 36 — 40 unſeres Gefeged ganz um 
zweifelhaft, daß ald Subject diefes Verbrehens Inländer fowohl ım 
Ste, ald im Auslande, Ausländer aber nur, inſoferne fie fich deſſelben im 
Inlande fhuldig machen ($. 37), keineswegs aber unter der Borausfekung 
anzufehen ſeien, als fie Daffelbe im Auslande begehen, weil diefes Vers 
bredyen keines der im $. 38 genannten, d. h. Feines derjenigen ift, wofür 
der Ausländer, auch wenn er fie im Auslande begeht, bei feiner Betretung 
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auf öfterreichifchem Gebiete nah unferem Strafgefege zu behandeln ift. — 
Es bleibt daher für diefen Fall der Borausfeßung bei der Vorfchrift der 
88. 39 und 40, wornad der Ausländer wegen einer ſolchen gegen unſeren 
Kaiſer im Auslande verübten Ehrfurcht = Verlegung in Ichter Auflöfung nur 
nah dem Strafgefege desjenigen Staates behandelt werden dürfte, in deffen 
Gebiete er ſolch' rohen Frevel begangen bat, was übrigens im Hinblicke auf 
die neueſten europäiſchen Strafgefeße, zumal auf jene der deutihen Bundes» 
ftaaten, großentheild zur Folge hat, daß derlei Injurien, wenn fie in 
jenen Ländern gegen für fie felbft Fremde Souveräne begangen werden, 
und zumal thätliche Ehrenbeleidigungen gegen diefelben — und zwar auch 
in Tem Kalle, wenn fie nicht ohnehin zugleich ein ſchwereres Verbrechen, 
3. B. ſchwere körperliche Verlegung, oder gar Tödtungen einfchließen, umd 
daher ale das dadurch begründete fehwerere Verbrechen behandelt werden — 
nicht bloß als einfache Injurien, wie gegen andere Private, fondern ala eine 
höher qualificirte ftrafbare Handlung, meiftentheils fogar als Verbrechen 
geahndet werden. *) — 
Zu H. 

Als Objeet diefes Verbrechens erklärt das Geſeß felbft: „die Ehr— 
furcht gegen den Kaiſer.“ — 

Daß man in einem das äußere Verhalten der Menſchen regelnden, 
und auch nur dieſes mit Strafen ſanctionirenden Geſetze (vergl. $. 11) 
unter Ehrfurcht nur das dem inneren Gefühle der höchſten Achtung, ges 
paart mit Furcht, entfprechende äußere Benehmen veritehen könne, wobei 
man Alles vermeidet, was der erhabenen Würde des Monarchen und der 
Ueberlegenbeit feiner hohen Stellung über ung entgegen wäre, wurde bereits 
oben (Seite 736) auseinandergejegt. — 

Daß ferner auch hiernur von dem Kaifer von Defterreich, und vor 
dem lebenden und regierenden Kaifer Die Rede ift, zeigt wieder der bes 
ftimmende Gefchlehts- Artikel („Ehrfurcht gegen den Kaifer“) und die 
früher bei den analogen Stellen (Seite 680 und 681 unter 3. 1, umd 
Seite 686 lit. b) gegebene Erklärung, welche im vorliegenden Falle um 
fo mehr Anwendung findet, als die Bergleihung mit $. 494 lit. a bes 
währt, daß unfer Geſetz Imjurien gegen fremde Sonveräne, infoferne 


*) Bergl. 3. B. die Etrafgefepbücher von Baiern und Oldenburg 
Art. 306, und indbefondere das bairifche Prefgefet vom 17. März 1850, Art. 22; 
— für Sachſen Art. 90 und 91; — für Braunſchweig $. H; — Württem: 
berg Art. 284; — für Heffen-Darmftadt Art. 145; — für Baden 8.299; — 
für Weimar Art. 96— 98; — für Coburg Art. 96 — 99; für Preußen 
8. 79, u. m. a — 
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fie nicht etwa eine fchwerer verpönte flrafbare Handlung, wie 3. B. Das 
Berbrechen der ſchweren körperlichen Beſchädigung, des Todſchlags, Des 
Mordes u. f. f. einschließen, nur wie gewöhnlihe Privat-Ehrenbeleidi- 
gungen, d. 5. ald Uebertretungen ahndet, wohl aber den Umftand, 
daß fie gegen das Oberhaupt eines mit dem öfterreichifchen Kaiferftaate 
in anerkannt völkerrechtlichem Verkehre ftehenden Staates begangen werde, 
als einen befonderen Erſchwerungs-Umſtand in Rechnung bringt. — — 

Außerdem kann es aber natürlich feinen Unterfchied in Beziehung auf 
das Dafein diefes Verbrechens machen, ob die ehrfurdhtverlegende Thätigfeit 
gegen den Kaifer mit namentlicher Bezeichnung, oder durch andere auf 
ihn paffende Kennzeichen (vergl. 88. 488 umd 491); — ob fie ferner 
gegen ihn individuell, oder etwa durch eine Eollectiv-Bezeihnung, 
wie 5. B. durch eine Beſchimpfung der gefammten faiferlihen Bamilie ”) 
oder aller lebenden Souveräne u. dgl. gerichtet wird; — und ob fie end— 
lich den Kaifer als Herrſcher, oder wie man's auszudrücken pflegt, gegen 
den Regenten als folhen (erimen laesae Majestatis) oder als Privat: 
mann (erimen laesae venerationis) anzugreifen wagt, da die Majeftät des 
Herrfhers von feiner Privatperfon unzertrennlich ift, und in allen voraus— 
gefeßten Fällen denn doch immer, unmittelbar oder mittelbar, die dem 
Kaifer fhuldige Ehrfurcht verlegt wird. — Hieraus folgt von felbft, daß 
die ebenerwähnte, hie und da von der Doctrin gemachte Unterfheidung 
zwiſchen erimen laesae Majestatis und crimen laesae Venerationis 
in unferem vaterländifchen Gefeße fo wenig, ald in dem natürlichen 
Rechte einen Boden findet. — 

In Beziehung auf die . 

zu III. 

zu erörternde „Handlungsmeife diefes Verbrechens * ift zum Behufe der 
richtigen Auffaffung und genauen Würdigung des vorliegenden Paragraphes 


*) Im Sinne der obigen Auffaffung unſeres Geſetzes fcheint ed mir daber 
auch unzweifelhaft zu fein, daß derjenige, der fih Schmäbungen, Läfterungen, Ber: 
fpottungen u. dgl. gegen die gefammte faiferlihe Familie erlaubt, da— 
durch fi zugleich des Verbrechens der Majeftätd-Beleidigung ($. 63) und der 
Beleidigung der Mitglieder der faiferlichen Familie ($. 64) fchuldig made, d. b. 
daß hier eine wirkliche Goncurrenz zweier Verbrechen eintrete, weil in ber 
Collectiv-Perſon: „Laiferlihe Familie“ ſowohl die Perfon des Kaiferd, ale 
Haupt und Mitglied diefer Familie, als alle einzelnen Mitglieder derfelben mit- 
enthalten erfcheinen. — Dieß hat aud bereitd der Caſſationshof in einem ein« 
zelnen Falle mit Erkenntniß vom 28. Juni 1854, 3.6869, ausgeſprochen. — 
Vergl. übrigend unten auf Seite 776 die Anmerkung ** zu $. 64. — 
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vor Allem zu beachten, daß das Geſetz vorerſt einen allgemeinen Saß 
vorausfhidt: 


„Wer die Ehrfurht gegen den Kaiſer verlegt (. 6. durd eine 
pofitine Thätigfeit gegen die aus der hoben Würde, Macht und Erhabenheit des Kaifere über uns 


_— . 


fliebende Verbindlichkeit zur Auferen Betbatiaung von Hochachtung und Furcht handelt: obme weiteren 
Unterſchied, ob die etwa vorgebrachten ehrfurdhtwertependen Meußerungen auf Wahrheit beruben fönnten 
oder nicht, da 88 hierauf eben vermöne der Unverletzbarkeit der Majeftät des Landesfürften nicht ans 
fommen fann). — 


Diefe allgemeine Beftimmung wird fofort von dem Geſetze durch den 
folgenden Nachſatz näher erklärt: 
— — —— nn 
„es geſchehe dieß 
a) durch perſönliche Beleidigung (. 6. durch ein ſolches in Gegenwart des 
Kaifers, fei es nun — denn das Geſetz untericheidet nicht weiter — vor ihm allein, z. ®. 
vwäbrend einer Audienz,*) oder bei Mit-Anmeienbeit noch anderer Perfonen, an wad immer für 
einem, privaten oder öffentlichen, Orte, gegen feine Perſon beobadıtetes tbatjahlihed Be» 
nebmen, oder durch eine jolde gegen ibn, oder in feiner Näbe, fo daß er ed hören fann, 
(nicht gerade muß — was übrigens Frübmwald a. a. D. Seite 73, 3.1, behauptet —) 
vorgebrachte Heußerumg, wodurch deſſen Ehre auf eine Weile berabgeiept oder beichimpft 
wird, daß diefe Handlungsweiſe, felbit wenn fie unter gewöhnlichen Vorausſetzungen einem ehr» 
liebenden Privaten angetban wird, demſelben auch perfönlich eine unangenehme Empfindung — 
Leid — verurjachen, oder ibn fränten müßte; **) 


*) Der Caſſationshof bat in einem einzelnen alle felbit bei einer Be» 
feidigung einer Wade mit Erkenntnik vom 13. Jänner 1853, 3. 199 (Gerichts⸗ 
zeitung, Nr. 46), entjchieden: „daß zu einer Beleidianng genüge, wenn auch 
der Beleidigte allein die beleidigenden Worte vernabm.“ — Um wie viel 
mebr muß dieß bei dem Berbrechen der Majeftätd- Beleidigung behauptet 
werden, wo es fich nicht um die Herabjegung der Ehre ded Monarchen gegen- 
über von anderen Perfonen,* jondern nur um die Verlegung der Ehrfurcht 
gegen feine Perfon handelt! — 

**) Eine ſolche perfönlihe Beleidigung (Verlegung der Ehre — oder In— 
jurie) fann alfo auch gegenüber dem Kaifer ebenſowohl durch Worte, ald durch 
andere finnbildlihe Zeichen, Mienen, Geberden oder Gefticulationen, oder durch 
Thathandlungen geſchehen (Berbal-, ſymboliſche oder Real-Injurien); nur darf die 
legtere, die f. g. Real-Injurie oder thätliche Beleidigung nicht bie zu einer uns 
mittelbaren Handanlegung am denfelben, oder einem thätlihen und ge— 
waltfamen Angriffe auf feine Perjon, d. h. nicht bis zu einer Berlegung, 
Bedrohung oder Gefährdung der förperlihen Sicherbeit, oder der Aus— 
übung der Regierungsrchte des Kaiſers ausarten, weil fie fonft in das im 
8. 58 lit. a bezeichnete Verbrechen des Hochverrathes übergebt (vergl. Seite 682 
und 683 d. W.). Hieraus ergibt fih von felbft, daß in jedem Hochverrathe, 
der durdy unmittelbaren Angriff auf die Perfon des Kaiferd begangen wird, 
allerdings auch die Merkmale einer Majeftäts- Beleidigung enthalten wären; 
allein es erbellt zugleih aus den über die Goncurrenz erörterten Grunde 
fügen, daf die Handlungsweife desjenigen, der einen Angriff gegen die Perfon 
des Kaiferd ausführt, wegen diefer Einen Handlung und Einen Rechtsver— 
legung nicht zugleich wegen eines zweiten Verbrechens der Majeftätd » Beleidi- 
gung gejtraft werden dürfe, weil Dieß nur eine Schein-Goncurrenz ift (vergl. 


— ms) 


ff fi 
USE } 
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ſetzung iſt. Den juridiſchen Sinn des römiſchen: „palam“ erklärt aber 
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b) durch Schmähungen @. #. folde Aeußerungen, wodurd der Kaiſer entweder ehren: 
rübriger Handlungen beichuldiget, oder Schimpfworte gegen ihn audgebradht oder in anderen 
Worten Beratung gegen ibn an den Tag gelegt würde); — Oder 


<) durch Lä ſteru ugen (d. b. durch ſolche Aeußerungen, wodurch der Kaiſer grober 
Unvolllommenbeiten in fütlicher Beziehung, oder ſhändlicher Dinge beſchuldiget würde; — 
oder 

d) durch Be rip ottum gen (d. b. ſolche Aeußerungen oder dem Einne des Auges 


unterlegte Anſchauungen. wodurd die Perſon des Kaiferd, oder einzelne moraliſche, geiftige 
oder körperliche (Figenichaften deſſelben verächtlich dargeftellt oder wenigitend lächerlich 


gemadht würden); — — nur müffen dieſe legteren, nemlich die unter Den 
Buchſtaben b, e und d erwähnten Injurien, entweder 


aa) Öffentlich (. i. im Gegenſahe von geheim oder verborgen, nemlih auf folde 


MWeife, daß ed auch von Anderen, unbeflimmt welchen und wie vielen Perfonen 
gehört oder gefeben werden kann, wenn auch nicht wirflih gehört ober 
geliehen worden ift; — oder an einem foldyen Orte, wozu Jedermann der Zutritt 


offen it) —); oder 


indbefondere Seite 478 — 495 d. W.). — Uebrigens leuchtet aus der obigen 
Gefepeäftelle zugleich ein, daf das jetzige Geſetz dur die ausdrüdliche Bor: 
forge gegen perfönliche Beleidigungen des Kaiſers eine weſentliche Rüde 
de8 früberen Geſetzes ($. 58) verbeffert habe, indem ed nah dem lepteren 
zweifelhaft war, ob berlei perfönliche Beleidigungen des Kaiferd, wenn fie 
nicht in unmittelbare Thätlichkeiten audarteten, wie z. B. eine dem Monarchen 
bei einer Audienz in's Angeficht gefagte Schmähung oder Beſchimpfung, unter 
diefe oder jene Gefeheöftelle, ja fogar, ob fie nur überhaupt unter das ge— 
gebene Strafgefep jubfumirbar waren. — 

*) Die obige Erklärung des Wortes „öffentlich“ entſpricht völlig 
der Bedeutung dedjenigen lateinifchen Ausdruded („Palam* im Gegenjage 
von clam, latenter, occulte, seereto, und baber wohl zu unterfcheiden 
von publice), von welchem das beutihe: „öffentlich“ nur bie Ueber: 


am beften, und in voller Hebereinftimmung mit der obigen, von mir nur aus 
dem gemeinüblihen Sprachgebrauche herübergenommenen, Bedeutung des 
deutfchen „öffentlich“, das römische Recht felbft, nemlich Ulpianus in der be- 
fannten Stelle Dig. 28. L fr. 21, pr. in den Worten: „Quid est palam? non 
utique in publicum, sed ut exaudiri possit; exaudiri autem 
non ab omnibus, sed a testibus.“ — Dabei glaube ich zugleich mit 
Nahdrud auf die, meines Wiffend biöber von ber Praxis unbeachtet gebliebene, Be- 
merkung aufmerffam machen zu follen, daß unfer jegiges Geſetz nicht bloß in dem 
5. 63, fondern in allen übrigen Parallelftellen, wo es zur Strafbarfeit einer Hand» 
lung oder Aeußerung eine gewiffe Bublicität derfelben forbert, ſich des bezeichnenden 
Wortes: „öffentlich“ bedient (vergl. die $$. 59 lit.c, 65, 80, 300, 303, 
305, 489, 491 und 496), und denſelben überall an die Stelle des 
Ausdrudes: „an einem öffentlihen Drte, gefeht hat, der zum Theile 
von dem früberen Strafgefehe vom 3. September 1803 an analoger Stelle 
(vergl. insbefondere den $. 241 des IL. Theils diefed älteren Gefeged) gebraudt 


(Strafgef. I. &yl. VIL Haupt. $.63.] 745 [Von dem Verbredyen der Majeftäts-Peieidig.] 


bb) vor mehreren Leuten (-t. in Gegenwart von mehr denn Einer Perfon, alfo 
vor oder gm wenigſtens zwei Perfonen, obne Unterfchied, ob diefelben gleich— 


worden if. — Diefe Bermeidung des Lepterwähnten Ausdruckes 
in unferem neuen Gefegle, und die Subftituirung deffelben durch 
das Wort: „öffentlich“ ift von dem Geſetzgeber gewiß nicht ohne 
Borbedaht geſchehen. Die Gründe für diefe Veränderung liegen 
auf offener Hand — Es kann nemlih nah der Natur der Sade 
in Beziehung auf die Frage, ob eine der emwähnten Sandlungen ober 
Aeußerungen bereits den zu ihrer Strafbarkeit erforderlichen Charakter ber 
Publicität an fih trage, zunächſt nicht auf den Ort, wo, fondern viel 
mehr nur auf die Art, wie die Thätigkeit, ob nemlich geheim und ver- 
borgen, oder öffentlidy und fo, daß fie von Anderen wahrgenommen werden 
konnte, begangen wurde oder geicheben ift. — Iſt dieß auch an einem pri» 
daten und nur für wenige Menichen zugänglichen Orte, aber auf die eben- 
erwähnte Art geicheben, jo ift die Strafbarkeit vorbanden;, — wurde fie aber 
an einem noch jo öffentlichen Orte, fo etwa auf dem Hauptplage einer volk— 
reichen Stadt, in einer Kirche, einem Gerichts- oder öffentlihen Hörfale, in | 
einem Kaffee- oder Gafthaufe, aber zu ciner Zeit und unter ſolchen Umftänden | 


| 


verübt, daß die Aeußerung dafelbit von Riemandem gebört werden fonnte, oder | , 


wurde fie dafelbft nur einer einzigen Perfon in's Ohr geflüftert, jo wäre es 
nad) der Ratio legis geradezu lächerlich, eine Strafbarfeit anzunehmen. — In 
diefem natürlichen, und durch den gefunden Menfchenverftand dictirten Sinne 
hat denn auch unfer Caſſationshof jogar den früheren Ausdrud: „an einem 
öffentlichen Orte“ von jeher gedeutet, wie man aus jenen vielen einfchlägigen 
Entfcheidungen deffelben entnehmen kann, welche Herbft in feiner trefflichen 
Sammlung der „grundjäglichen Entſcheidungen des Caſſationshofes, Wien, 1853" 
auf Seite 22—24 lichtvoll zufammengeftellt bat. — Danfen wir ed nun unferem 
neuen Geſetze, daß es durch das forgfältiger gewählte Wort: „öffentlich“ ftatt 
ded vagen und in wörtlicher Anwendung — wie eben gezeigt wurde — nad 
beiden Richtungen gleich unpaffenden Ausdrudes: „an einem öffentlichen 
Orte“ das fünftliche Deuteln diefer letzteren Ausdrucksweiſe, um ihr einen ver- 
fländigen Sinn zu geben, überflüffig gemacht, und daß es gegenwärtig zu— 
nächſt gar nicht auf den Drt anfomme, wo die in Rede fichenden Handlungen 
oder Thätigfeiten vorfallen. — Hiernach fheint mir auch die Auslegung, welche 
Frühwald a. a. D. ©. 74 lit. a dem Auddrude „öffentlih“ duch bie 
Parapbrafe: „d. h. auf der Straße, oder an einem Orte, wo Jeber- 
mann Zutritt bat“, in mehr ald Einer Beziehung unrichtig und unzulänglich 
zu fein. — 

In der Wefenhpeit, nemlih in Anfehbung der praftiihen Wir» 
tungen, fällt mit meiner vorftebenden Erklärung des Ausdrudes: „öffent: 
ih“ wohl aud diejenige Auffaffung dieſes Worted zufammen, womit ber 
Caſſationshof ein Erkenntniß vom 10. Februar 1853, 3. 1226, motivirt hat, 
obgleich demſelben unverkennbar die (nah meinem Erachten nicht richtige) Voraus— 
feßung zum Grunde liegt, ald ob auch das jegige Gefep im $. 63 noch immer 
den Ausdrud: „öffentlich“ mit dem früher üblihen: „an einem öffent» 
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zeitig anweiend waren oder nicht; ob ed ferner dem Echmäbenden befannte ober 
fremde Berfonen, oder etwa deſſen nüchfte Angebörige, Gatte, Verwandte u. dal. waren, 
denn das Geſeß unterfcheidet in all’ diefen Beziehungen nicht weiter; jedoch unter der Bor: 


lihen Orte“ identificirt hätte. — Es beißt dafelbft wörtlih: „Es ift unrihtig, 
daß zum objectiven Ihatbeftande der Majeftätäbeleidigung nah $. 63 de} St. ©. 
vom Jahre 1852 das Porbringen von Schmähworten vor mehreren Leuten er— 
fordert werde. Diefer Thatbeſtand ift vielmehr auch ſchon dann vorhanden, 
wenn die Schmähworte öffentlid ausgeſprochen werden, welder Ausdruck 
öffentlich im $. 63 nur auf den Ort, (?) wo die Schmähworte vorgebracht 
wurden, nit aber auf die Anmwejenbeit mehrerer Leute bezogen 
werden fann, weil das Gefeß die Worte „öffentlih“ und „vor mehreren 
Leuten“ nicht conjunctiv, fondern disjunctiv gebraucht, und erflered Wort 
ganz überflüffig wäre, wenn der Geſetzgeber darunter die Anweſenheit mebrerer 
Leute gemeint hätte. Wenn nun der Ausdrud „öffentlih” auf den Ort (9%) 
zu beziehen ift, jo bat der Angeklagte die bemerften Schmähworte in der That 
dffentlich vorgebracht, da er Diefelben nicht an einem bloß zu feinem oder 
feiner familie Privatgebraucde beftimimten, fondern in Gegenwart des Erecutiond» 
mannes an einem Orte, welcher für Jedermann zugänglid ift, und 
obne Hinderniß betreten werden fann, wo er wegen ded vorbei«- 
führenden Weges leiht von Mehreren gehört werden konnte, und 
wo wenigstens die Gefahr vorhanden tft, von Mehreren gebört zu 
werden, unter welchen Umftänden der allgemeine Sprachgebrauch 
einen Drt als einen öffentlihen bezeihnet, mit lauter Stimme 
ausiprad. Es ift daber in feiner Handlung der Thatbeftand des Verbrechens 
der Majejtätsbeleidigung in objectiver Beziehung allerdings vorbanden.“ — — 
Diefelbe Bemerkung gilt auch in Beziehung auf zwei noch fpätere Entjchei- 
dungen des Gaffationshofed (vom 5. Juli 1854, 3. 6929, in der Gerichtözeitung 
Nr. 92, und vom 12. Juli 1854, 3. 7304, ebenda Nr. 106), in welchen zunädit 
mit Rüdficht auf den 8. 496, der Ausdrud: „öffentlich“ im Wefentlichen 
zwar ebenfalls auf die ebenerwähnte Weife erklärt, allein immer zugleich wieder 
von der Voransjegung audgegangen wird, ald ob auch unfer jepiges Geſetz bei 
allen angeführten Stellen die Strafbarkeit der Aeußerung zunähft davon ab- 
bängig mache, daß diefelbe „an einem öffentlihen Orte geſchehe.“ — 
Es heißt nemlih im der erfteren diefer Enticheidungen wörtlih: „Wenn eine 
Beſchimpfung zwar bloß in einem Hausbofe und nur vor einer Perfon, aber 
in der Art geſchah, daß man diejelbe nah den Zeugenaugfagen 
bäuferweit hören konnte, fo fommt unter diefen Umftänden auch der. Ort, 
wo die Beichimpfung vorfiel, als ein öffentlicher zu betrachten.” — In dem 
anderen diefer beiden Erfenntniffe aber wird gefagt: „Daraus, was von Seite 
dee Caſſationshofes fo oft ſchon über den gefeplichen (2) Begriff des Ausdruckes: 
„Öffentliher Drt” (die ſer Ausdrud fommt jedoch. wie ſchon erwähnt, im gegenwäu 
tigen Gefepe gar nicht mehr vor) gejagt wurde, ergibt fih, daß der Ort, wo bie 
Gemeindeverfammlung abgehalten wird (auch damals, wenn zufällig kein einziger anderer 
Menſch, außer dem Echimpfenden, an demjelben anweſend, oder auch nur im der Nähe ift?), 
als cin öffentlicher anzufeben ift, und es auch dann bleibt, wenn auch 
nicht Jedermann der Zutritt zur felben gejtattet if.“ — — 
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ausſetzung, daß diefe mehreren Perfonen die Aeußerung zu bören und zu verſtehen 
laufzufaſſen) in der Yage waren*); — oder 


ce) durch Druckwerke (d. b. durch, auf was immer für einem mechaniſchen oder 
hemijchen Wege verwielfältigte, Grzeugniffe ded Geifted oder der bildenden Aunft — arg. 


*) Meine obige Erflärung der Worte: „vor mehreren Leuten“ 
ihließt vier Behauptungen ein, deren jede einzeln bier um fo ausführlicher 
gercchtfertiget werden möge, ald fih das Gefek auch diefer Ausdrucksweiſe 
wieder an allen in der vorigen Anmerkung citirten Geſetzesſtellen (mit einziger 
Ausnahme des $. 459) bedient, und als daber die nah allen Seiten bin genau ab» 
zugrengende Beitimmung der Bedeutung dieſes wichtigen Ausdrudes zugleid 
auch den wichtiaften Theil der Erläuterung aller chen bezogenen Paragraphe ein— 
ſchließt. — 

Ich fage nun über den Ausdrud: „wor mehreren Leuten“ — 

1. „daß auch ſchon zwei Perfonen ald mehrere anzufehen feien.“ — 
Die liegt nicht bloß in dem gemeinen Sprachgebrauche, fondern erbellt noch ind« 
befondere aus dem jpeciellen Sprachgebrauche unſeres Geſetzes, welches nem⸗ 
lich im 5. 81 als Gegenſatz von „Mehreren“ Einen Menſchen für ſich allein 
erklärt, daher deutlich ausſpricht, daß auch ſchon Zwei eine Mehrheit von Per— 
ſonen bilden, wie auch der Caſſationshof ſchon in verſchiedenen Entſcheidungen, 
und neueſtens in dem Erkenntniſſe vom 10. November 1553, 3. 11558, an— 
erfannt bat. — Ic behaupte ferner 

2. dar eine gleichzeitige Anmwefenbeit der mebreren Perfonen nicht 
notbwendig jei, fondern daß es genüge, wenn auch die ehrfurchtverletzende 
Handlung oder Acuferung vor oder zu den mehreren PBerfonen nur verein« 
zelt und mad einander (juccefiive) gefcheben ſei. — Diefer Auffaffung ftebt 
einmal der Wortlaut des Geſetzes nicht entgegen, denn wenn gleich zugegeben 
werden fann, daß man unter dem Ausdrude: „vor mehreren Leuten“ in der 
Ableitung von dem lateinifchen: „eoram pluribus“, i. e. coram oculis seu in 
conspectu plurium, gewöhnlich die gleichzeitige Gegenwart der Mebreren 
verſtehe, fo trifft der Wortlaut doch immer auch den zweiten Fall, wenn nemlid) 
die Handlung oder Neuferung nacheinander in Gegenwart verſchiedener 
Perfonen, vor oder zu jeder derfelben vereinzelt gefchieht, da es doch auch in 
diefem alle immer wahr bleibt, daß die Handlung (in der Zufammenfaffung 
der mehreren Theil-Acte derfelben in Eine Gefammtbandlung) vor mebreren 
Perjonen gefchehen ſei. — Selbſt die übliche Erflärungsweije des. lateinifchen 
Ausdrudes: „Coram*“ ftcht dem nicht entgegen, wenn ed da heißt: „Coram 
differt a palam, quod palam ad omnes, coram autem magis ad certas personas 
refertur.* Dazu fommt aber die Ratio legis, wornad das Gefährliche der 
in Frage ftehenden Handlung doch offenbar darin liegt, daß die erwähnten ehr— 
furchtverlegenden Aeußerungen unter mehrere Perfonen verbreitet wurden, 
oder doch verbreitet werden fonnten, was nun gewiß auch bei den ver» 
einzelt gegen mehrere Perfonen vorgebrachten Aeußerungen der Fall ift. 
— Siernach müfte man cd doch ungereimt finden, daß derjenige flrafbar 
fei, welcher etwa in der gleichzeitigen Anwefenheit zweier Perfonen eine 
ebrfurdhtverlegende Heuferung gegen den Kaifer ausfpriht, oder eine Schrift 
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ex Urt. U des K. M. P, übrigens nah Mafgabe der in den 8. 7 und 10 enthaltenen Be- 
ftimmungen); — oder endlich 


dd) durch Mittheilung oder Verbreitung von Schriften oder 
bildlihen Darftellumgen (seilicet: des erwähnten chrfurdtveriekemden 


folchen Inhalts auch nur einer einzigen anderen Perſon mittheilt (vergl. oben 
unter litt. dd); während derjenige ftraflos fein follte, der eine vielleicht um Vieles 
frevelbaftere Läfterung des Kaiſers nacheinander etwa ſelbſt an hunderte von 
Perfonen, aber jchlauer Weife immer nur vereinzelt vor einer einzigen 
Perfon geäußert bat! — Sell wohl der Geſetzgeber einer fo leichten Umfchiffung 
des Geſetzes die Gelegenheit haben bieten wollen? Oder foll etwa die Majeftät 
des Kandesfürften gegen derlei, weil nur vor einzelnen, wenn gleich nacheinander 
vor nod fo vielen Perfonen vorgebrachte Verunalimpfungen weniger geſchützt fein, 
als jeder Private? (vergl. 88.485 und 497). — Seit Einführung der neuen St.P.D. 
vom 29. Juli 1553 fällt auch die Beforgnik weg, daß in Confequenz der von 
mir behaupteten Anficht etwa Jemand auf Grundlage der ifolirten Ausfage 
eines einzigen Singular: Zeugen des Verbrechens der Majeftäts » Beleidigung 
ſchuldig erflärt werden fönnte, da vermöge der 88. 270, 3.4 und 282 derielben, 
zur Ucberweifung der chrfurchtverlegenden Aeußerungen gegen den Kaiſer, weldye 
vereinzelt und macheinander „vor mebreren Zeugen“ geſchehen fein 
follen, die übereinftimmende Audfage von mindeftens drei Zeugen erforder» 
lich if. — Uebrigens glaube ich noch erwähnen zu müffen, daß meine in 
Frage ftehende Anfiht, wenn fie auch bie und da neu und überrafchend cr» 
fcheinen mag, bereits die hbochwichtige Bekräftigung durd die Autorität des 
Caſſationshofes gefunden bat. Derfelbe hat nemlich, mit Bezug auf die ganz 
gleihlautende Stelle des 8. 59 lit. e in den Entfheidungsgründen feines 
Erfenntniffes vom 25. Dctober 1854, 3. 11585, fich wörtlich dabin ausgeſprochen: 
„Der Eriftenz dieſes Verbrechens (des Hochverratbes) kann es nicht abträglich 
fein, daß die erwähnten Zeugen bei den von dem Angeklagten geführten Reden 
nicht gleichzeitig anwefend waren, und daß er gegen jeden der Zeugen 
einzeln die incriminirten Aeußerungen vorgebracht babe, da cd, fo der $. 59 
lit. e erbeischt, Doch immer wahr bleibt, daß er vor mehreren Leuten, 
gleichviel ob diese gleichzeitig anwefend waren, oder ob er gegen 
diefelben einzeln diefe Reden führte, die ibm zur Schuld gege— 
benen Heußerungen vorbrachte.“ — — 

Ferner fchließt meine obige Erklärung 

3. die Behauptung ein, daß das erwähnte Verbrechen nicht wegfalle, 
wenn auch die mehreren Berfonen die nächften Angehörigen, der Gatte, die Kinder, 
Eltern, oder andere Verwandte des Injurianten waren. Dich folgt cbenfowehl 
aus dem Wortlaute des Geſetzes, der ja diefen Fall keineswegs audichlieht, ald 
aus der Ratio legis, welche eine derlei ehrfurchtverlegende Thätigfeit gewiß eben 
falls als gefährlich und ftrafbar, ja nicht felten wegen des moralifchen Ueber 
gervichted des Imjurianten über feine nächiten Angebörigen für gefährlicer 
halten muß, ald wenn fie gegen fremde Perfonen vorgebradht wird. — Auch 
dieſe Anficht hat der Gaffationshof fehon einmal, im der bereits oben unter 
Zahl I citirten Entjcheidung vom 10. November 1853, 3. 11558, mit fpericher 
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Inhalte} geſchehen fein Eeh in der Weiſe geſchehen fein, daß man eine ges 
ſchriebene, nemlih handfhriftliche Schmähung, Läſterung oder dal. des Landes⸗ 
fürften, oder eine dem Einnedorgane ded Auges in Form einer Zeichnung oder eines 


Bezugnahme auf den $. 63 zu Recht erfannt. Ich kann daber die entgegene 
gejchte Meinung, die Frühwald mit Bezugnahme auf den, meincd Er: 
achtend gar nicht bierber paffenden, 8. 216 audfpriht (a. a. D. ©. 74 lit. b), 
nicht für richtig erfennen. — Wenn idy aber endlich 

4. behaupte, daR es den mehreren Perfonen, vor welden die ehrfurcht— 
verlegende Aeußerung vorgebracht wurde, meniaftend möglich geweſen fein 
müffe, dieſelbe phyſiſch zu hören, und geiftig aufzufaſſen und zu verftchen: 
fo beantwortet jih diefe Deutung des Gefepes wohl durch die Natur ber 
Sache, und durd den gefunden Menfchenverftand, weil eine für die Anwefenden 
entweder gar nicht börbare, oder ihrer Auffaffung gänzlich unzuaängliche Aeußerung 
nicht mehr ale eine „vor ihnen“, oder „au ihnen“ im intellectuellen Sinne 
des Wortes geſchehene Neuerung angeſehen werden fann. — Hieraus ergibt fih 
von ſelbſt, daß, wenn die Anweſenden etwa z.B. taub, oder bLöd, oder örtlich fo 
weit entfernt waren, daß fie die Worte des nur leife Sprechenden gar nicht ver 
nchmen fonnten, oder wenn fie die Sprache, in welcher die Meußerung gemacht 
wurde, gar nicht verftchen, oder wenn diefe mehreren Leute Meine, nod aan 
unverftändige Kinder find u. dgl., nimmermehr von einer „vor mehreren 
Leuten“ vorgebradhten Schmähung u. ſ. f., und daber auch nicht von dem Ber: 
brechen des 8. 63 die Rede fein kann. — 

Auch in diefer legteren (ad 4 erörterten) Beziehung erjcheint meine 
eben entwickelte Anficht bereitd durch mehrere Entfcheidungen des Caſſations— 
bofes befräftiget. — In dem Erfenntniffe vom 27. Mai 1853, 3. 5225 (in 
der Berichtözeitung, Nr. 77 vom Jahre 1853), fpricht ſich dieſer hohe Gerichte: 
hof mit Beziehung auf die ganz aleihlautende Stelle des 8. 496 dahin aus: „Bor 
mehreren Qeuten wird eine Befchimpfung aud dann ausgefprochen, wenn fich 
diefe Perfonen nicht gerade in unmittelbarer Näbe des Schimpfenden, doch in 
einer foldhen Stellung zu demfelben befinden, daß das, was jener 
fpridht, von diefen gebört werden fann.“ — — Mit unmittelbarer Bes 
ziehung auf den $. 63 aber, motivirte der Caſſationshof fein Erfenntniß vom 
20. Dictober 1553, 3. 10572, mit Folgendem: „Allerdings fordert der $. 63 nicht, 
daß die die Majeftätd-Beleidigung enthaltende Läfterung oder Schmähung von 
den antejenden Leuten auh wirklich gehört und aufgefaßt worden fei, aber 
die Möglichkeit, dan fie von den Anderen aufgefaft werde, muß 
doh vorhanden fein.“ — — Nod ausführlicher hat der Caſſationshof eben 
diefe Anficht in den ad 4. erwähnten Beziehungen, in dem Erfenntniffe vom 
25.Jänner 1654, 3. 311, mit folgenden Worten motivirt: „Es ift zwar richtig, 
daß eine öffentlich oder vor mehreren Leuten gemachte, die Ehrfurcht gegen 
den Monarchen verleßende Aeußerung, wenn fie aud nur leife geſchah, 
das Verbrechen der Majeftätäbeleidigung bearünden kann, wenn 
nemlich die betreffenden Worte dod in der Art gefprohen wurden, daß fie 
nicht bloß von dem, gegen welden fie zunächſt audgefproden 
wurden, fondern aud von andern in der Nähe befindlichen, oder 
mögliherweife in die Nähe kommenden Leuten vernommen werben 
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Gemaͤldes unterlegte Anſchauung (mie 3. B. eine Garricatur, melde eine die Ehrfurcht 
gegen den Raifer verlepende Borftellung einſchließt, — mag übrigens diefe Schrift oder 
bildliche Darftcllung von dem Mittheiter felbit, oder von einem Anderen verfaßt fein — 

"nam lex non distinguit — bei anderen Perfonen verbreitet, db b menn aud nur 
einer einzigen Perfon auf eine ſolche Weiſe mittbeilt oder befannt mat, daß entweder 
für fie felbft die Möglichkeit des Auffallend oder Verftchend der gemachten Mittheilung 
oder wenigſtens der durch fie erfolgenden meiteren Belanntgebung an Andere vorhanden 
war, obne das e# nötbia ift, Daß der Impfänaer oder irgend eine andere Perſon von 
dem Inbalte au ſchon wirftih Kenntnik genommen babe’). — — 


fonnten. Diefe Vorausſetzung bat fi jedoch nicht bewährt, nachdem das 
Landeögericht aus dem Ergebniffe der Berbandlung in tbatfächlicher Beziehung ent- 
nommen bat, daß N. R. feine Rede an den Gendarmen X. nur im Geheimen 
und fo leiſe gerichtet babe, daf fie von niemand Anderem, felbft nicht 
von den unmittelbar neben ihnen gefejfenen Zeugen vernommen 
werben fonnten. Dieß widerftreitet geradezu dem Begriffe des öffent— 
lid, oder vor mehreren Leuten gefchebenden Kundgebend des Gedankens; es 
fehlt dadurdy ein nah dem Sinne und Wortlaute des $. 63 dei Er. ©. 
weſentliches Erfordernif, wodurch fich eben cine ſolche Aeußerung wegen Der 
möglichen Gefährdung der Sicherheit im gemeinen Wefen zum Verbrechen fteigert, 
hinweg. Es konnte daher die dem N. N. zur Laft aelegte That dem 8.63 des 
Strafgefeped nicht unterzogen werden.“ 

Darüber aber dürfte endlih fein Zweifel obwalten, daß dad jepige 
Geſetz in den Tert des 8. 63 jedenfalld aud dadurd cine wejentlibe Ber» 
befjerung gebracht babe, daß cd an die Stelle des vagen, und zu fo mandherlei 
Zweifeln und widerfprechenden Entſcheidungen Anlaß gebenden Ausdrudes des 
früberen Geſetzes ($. 55): „in Geſellſchaft“ — die fo eben cerörterte, 
wenigftend viel beftimmtere und auf confequentere Entfcheidungen führende Be— 
zeihnung: „vor mehreren Leuten“ geſetzt bat. — 

*) Die obige Deutung „Über die Möglichkeit der Auffaffung oder des 
Berftchend von Seite derjenigen, an welche die Mittbeilung gefcheben ift,“ ergibt 
ſich aus demjenigen, was chen erft in der unmittelbar vorhergehenden Anmerkung 
zur Zabl 4 über die analoge Stelle: „vor mehreren Leuten etwas äußern“ ge- 
fagt wurde. — 

Allein aus denfelben inneren Gründen, welde von mir ebenda unter 
Zahl 2 geltend gemacht wurden, glaube idy bier behaupten zu müſſen, das 
die Strafbarkeit ſchon durh die phyſiſche Mittbeilung einer ſolchen Schrift 
an eine andere Perfon unter Borauefepung der angegebenen Möglichkeit, 
daß entweder der Empfänger felbft davon Kenntniß nehme, oder dieſelbe 
wieder anderen Perfonen mittbeile, begründet werde, und daß hierzu nicht er— 
forderlich fei, daß der Empfänger oder dritte Perfonen von dem Inhalte der 
Schrift auch fhon wirklich Kenntniß genommen haben; denn das Ge— 
führlihe bei der Mittbeilung einer majeftätäbeleidigenden Schrift liegt, 
weil fie cben cine litera seripta und darum auch im Gegenfape der verba 
volantia cine manens ift, darin, daß der Inhalt der Schrift von Anderen 
zur Kenntniß genommen und fofert weiter verbreitet werden fann, und daR 
daber der Thäter eine ſolche Handlung gefipt babe, wodurd; diefe Gefabr 
bereits begründet erfcheint, obne daß deren Wicderunterdrüdung mebr in feiner 


[Strafgef. 1. Chi. VII. Hanptfl. 8.63.) T51 [Won dem Verbredyen der Majeftäts-Beleidig.) 


Bei der Erklärung diefer Geſetzesſtelle drängt ſich nun vor Allem 
die Doppelfrage auf: „ob eimerfeits die unter a—d aufgezählten vierer- 


Hand fteht, was nun allerdings aud dann ſchon der Fall ift, fobald auch nur 
die phyſiſche Mittheilung einer folhen Schrift unter der erwähnten Voraus— 
fegung, und wenn felbft nur an eine einzige Perfon, erfolgt ift. Diefe 
Auffaflung des Geſetzes ſteht auch in vollem Cinklange mit dem aud einer 
analogen Stelle, nemlih aus dem $. 10, bervorleuchtenden Geifte unferes 
Geſetzes (vergl. Seite 344 und 345 d. W.); und derfelben fteht endlih auch 
der Wortlaut des $. 63 ſelbſt keineswegs entgegen, da fih das Geſetz 
dafelbft mit dem Worte: „ Mittbeilung”“ obne weitere Unterfcheidung 
begnügt, worunter gewiß auch die nur phyſiſche Mittheilung paßt, fo daR diefer 
Ausdruck nicht gerade in der intellectuellen Bedeutung, d. b. in dem Sinne 
aufgefaßt werden muß, ald ob die Mittbeilung der Schrift au ſchon geiftig 
gefchehen, d. h. deren Inhalt von dem Empfänger oder einem Anderen in 
fi geiftig aufgenommen, oder zur Kenntniß genommen fein müßte — 
Es ſcheint mir demnach unzweifelhaft zu fein, daß die Strafbarkeit der Hand» 
lung für den Mittbeiler einer folhen Schrift allerdings fchon begonnen 
babe, wenn er 3. B. bdiefelbe einem Anderen zum Bebufe der jpäteren Durch 
Iefung in die Hand gibt, oder wenn er eine folhe Schrift, obgleich verfiegelt 
oder ſonſt verjchloffen, unter der Adreffe an einen Dritten, einem Boten, Aus— 
träger (Colporteur), oder der Poftanftalt zur Abgabe an diefen Dritten über: 
geben bat, ohne daß es nöthig ift, daß irgendwer diefe Schrift auch ſchon wirk— 
lich gelefen habe. — Da es aber in lepter Tendenz bei diejer Begebungsart 
von Verbrechen denn doch auf die geiftige Mittbeilung des Inhalte einer 
folhen Schrift an Andere ankommt, jo fann man — nad) dem Geifte des 
Geſetzes und nad der klaren Analogie mit der gleichartigen Löſung diefer Frage 
bei Abgabe von Schriften zur Drudlegung (vergl. Seite 346— 350) — in jener 
Thätigkeit, wornach Jemand eine ſolche Schrift zwar bereit an einen Anderen 
phyſiſch abgegeben hat, ohne daß jedoch auch fihon deren Inhalt zur Kenntniß 
eines Anderen gekommen ift, noch nicht Das vollbrachte Verbrechen, ſon— 
dern nur den Anfang oder Verfuch deifelben erfennen. — Dieß ift von großer 
praftifcher Wichtigkeit für alle jene Fälle, wo etwa der Mittheiler einer ſolchen 
Schrift diefelbe in der Folge, nocd bevor irgend jemand Anderer ihren Inhalt 
eingefeben hat, aus eigener Reue fie von dem Empfänger oder fonjtigen In— 
baber wieder abnimmt, indem er fich durd) diefe freiwillige Abftchung von der 
Bollbringung des Verbrechens nad 8.8 gänzlich ſtraflos machen kann. — Für 
die Richtigkeit diefer Folgerung fprechen überdich auch jene Gründe, welche oben 
(Seite 349 d. W. unter litt. ce und d) für die gleicke Beantwortung der analogen 
Frage in Anfehung der Uebergabe einer Schrift zur Drudlegung geltend gemacht 
worden find. — 

Dagegen fcheint mir im Geifte cben diefer Auffaffung behauptet werden 
zu müffen, daß in dem Falle, wenn Jemand einem Anderen den Inhalt einer 
folhen Echrift nur vorlieft, oder ibm ein ſolches Bildwerf nur vorzeigt 
(ſehen läßt), deffen Thätigfeit nicht unter die bier in Rede ſtehende „Mit: 
theilung” falle, da ja bier nicht die Schrift felbft, d. b. nicht das 
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fei Arten der Ehrfurcht-Verletzung; — und ob and’rerfeits die unter 
litt. aa — dd erwähnten wiererlei verfchiedenen Neußerungsarten 


gefhriebene und bleibende Moment mitgetbeilt, fondern nur deren Snbalt 
mündlich vorgebraht wurde, wornach alfo die Thätigfeit wielmehr unter 
den oben sub litt. bb erwähnten Abfap fällt, daher hierauf al’ dasjenige an— 
wendbar ift, was binfichtlich eben dieſes Abfaked bb in der unmittelbar vorber 
gehenden Anmerkung audeinandergefekt wurde. — Es gilt demnach von derlei Bor- 
lefungen oder Borzeigungen aus vorliegenden Schriften oder Bildwerfen 
in&befondere auch die Peftimmung, daß fie allerdings dann ftrafbar find, wenn 
fie an mehrere Perfonen (wenn gleich vereinzelt nacheinander) gefchaben, daß 
dagegen ihre Strafbarfeit noch nicht begründet erfäheint, wenn fie nur an eine 
einzige Perfon geicheben find. — 

Unfer Gefeg iſt daher eben — mit Rüdfiht darauf, daß die Kttera scripta 
manet, und daß durch die Mittheilung diefed bleibenden Momented auch 
nur an eine einzige Perfon die Gefahr der weiteren Verbreitung 
bereitd begründet, und die Wiedervertilgung dieſer bleibenden Gefahr 
fofort häufig gar nicht mehr in der Willfür und phyfiſchen Möglichkeit des 
Mittbeilers ift — in Anſehung der Mittbeilung von Schriften ftrenger, als bei 
bloß mündlichen Aeußerungen, indem c& feftfept, daß bei den erfteren zur Straf: 
barkeit der Handlung die Verbreitung oder Mittheilung auch nur an eine einzige 
Perſon genüge. — Daf aber im fprachgebräuchlihen Sinne unſeres Geſetzes die 
Verbreitung einer Schrift oder bildlichen Darftellung (wobigemerkt: nicht einer 
Drudidrift, rückſichtlich welcher der 8. 24 der Preforbnung vom 27. Mat 1852 eine beiondere 
Erklärung der gefepmidrigen Verbreitung feitgefept bat) wirklich fchon durch die bloße „Mit 
theilung“ an eine einzige Perfon als geſchehen anzuſehen fei, zeigt gerade 
der vorſtehende $. 63 deutlich. Es ift dieß nemlich in der arithmetifchen Para- 
graphen-Reihe unſeres vorliegenden Geſetzes die erfte Befekesftelle, wo dad 
Geſetz zur Strafbarkeit der Handlung bie „Verbreitung der Schrift” des fträf- 
lihen Inhalts fordert. — Hier nun ſchickt es diefem Ausdrude das Wort: 
„Mittbeilung“ voraus, und verbindet beide Worte mit dem Bindungsworte: 
„oder“, während es in allen folgenden analogen Stellen, nemlih in den 
88. 65, 80, 300, 303, 305, 489 und 491 nur mehr von „Verbreitung“ 
oder von „verbreiteten Schriften oder bildlihen Darftellungen“ redet. — Aus 
diefer Entgegenbaltung der cben erwähnten Parallel-Stellen fcheint fih klar zu 
ergeben, daß das Geſetz die Copula: „oder“ im $. 63 in der fehr häufig 
vorfommenden erflärenden (erplicativen) Bedeutung, — in dem Sinne alfe, 
in weldem nicht felten das lateinifche „seu* für „id est* gebraucht wird — 
und fofort in dieſer erften Stelle Ein für Alle Mal, nemlih zugleich aud 
ſchon für alle folgenden Parallel-Stellen, den Sinn feines Ausdruckes felbft mit 
den Worten erflärt babe: „Mittbeilung, oder („das heißt‘) Verbreitung 
von Schriften.” 

Aus den oben auseinandergefegten Gründen bin ich übrigend nicht im Stande, 
die nachfolgende, in der Entfcheidung des Caſſationshofes vom 16. Auguft 1854, 
3. 8906 (melde gedrudt in der Gerichtäzeitung Nr. 124 vorliegt), vorfommende 
Grörterung ald im Wortlaute, und noh weniger im Geifte des Gefeped 
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derfelben, in dem Geſetze beiſpielsweiſe (demonftrative) oder aus— 
ſchließungsweiſe (tarative) aufgezählt ſeien?“ — 

Mir ſcheint nun im Einklange mit der inneren Weſenheit dieſes Ver— 
brechens, ſo wie mit der natürlichen ratio legis, als auch im Geiſte der oben 


gegründet anzuerkennen, fo peinlich es mir auch fällt, in irgend einem Punkte der hoch: 
wichtigen Autorität dieſes höchſten Gerichtähofes des Reiches, deffen Entſcheidungen 
ich font regelmäßig mit emfiger Sorgfalt ald wichtigste Stüge für meine eigenen An— 
fihten ausfindig zu machen beftrebt bin, entgegen treten zu müffen. — Es heißt 
dajelbft wörtlih: „Nicht fo unftattbaft ift die Bemerkung, daß man nicht fagen 
fünne, die Beichimpfung fer öffentlich erfolgt. Das Landesgericht (Rovigno) 
erachtet wohl (nad meiner oben entwidelten Anſicht ganz rihtig), daß die vorgebracdhten 
Beichimpfungen deßwegen zu öffentlichen geworden find, weil die Eingaben, die 
felbe enthalten, bei einer Stelle überreicht wurden, bei der über felbe in einem 
aus mehreren Richtern beftebenden Senate verhandelt werden muß din Gonfeauenz 
mit meiner oben entwidelten Unficht gebe ich noch meiter, und behaupte, daß dich auch dann der 
Fall wäre, wenn eine ſolche Schrift auch an einen Einzeln-Richter abargeben, oder über 
baupt bei wad immer für einer Behörde überreicht worden if). — Diefe Anficht 
jedodh fann der Caſſationshof für richtig nicht erkennen, denn aus 
den 88. 300, 489, 491 und 492 des St. ©. 2. läßt ſich ſchon entnehmen, 
daß das Geſetz eine in einer Schrift vorgebrachte Befchimpfung oder Beleidigung 
einer mündlich öffentlich vorgebradhten nur dann gleichftellt, wenn diefe Schrift 
verbreitet wird, eine Berbreitung einer Schrift im Sinne des Ge— 
feßes findet aber durch deren Ueberreichung bei einer Behörde 
noch nit Statt (?), und der Umftand, ob über eine folche Eingabe nur von 
einem Richter oder von einem Gollegium entjchieden wird, fann hier nicht von 
Einfluß fein.“ — — 

Wenn diefe von dem hoben Gaffationähofe ausgeiprochene Auffaffung 
des gefeglichen Sinnes ded Ausdruded: „Berbreitung einer Schrift“ oder 
„verbreitete Schriften” auf alle jene Geſetzesſtellen audgedehnt wird, 
wo ſich unfer Gefeg eben dieſes Ausdrudes bedient, fo z. B. namentlich auf den 
8. 65, fo müßte confequent behauptet werden, daß auch derjenige, der etwa 
in einer bei irgend welcher Behörde überreihten Eingabe (Schrift) „zur Beracdh« 
tung oder zum Haffe wider die Perfon des Kaiſers, wider den einheitlichen 
Staatäverband des Kaifertbumd, wider die Regierungeform oder Staatäverwal« 
tung aufzureizen fuchen würde” ($. 65 lit. a), ſich des dafelbft bezeichneten Ber» 
brechend der Störung der öffentlihen Ruhe nicht (!) fchuldig machen mürde, 
weil feine Schrift durch die Ueberreihung bei der Behörde noh nicht (?) als 
eine im gefeplichen Sinne des Worted „verbreitete“ anzuſehen fei, 
was fie, um nur überhaupt ftrafbar zu fein, nach der geſetzlichen Begriffe- 
beftimmung des 8. 65 doch eben fo gut, wie in den Fällen der vom GCafjationd- 
bofe obenbezogenen $$. 300, 489, 491 und 492 fein müßte. — — Ich babe 
keinen Zweifel darüber, daß der hohe Caſſationshof felbft, die ſe, obſchon unab- 
weislich in der Gonfequenz feines obigen Erkenntniffes liegende Behauptung 
vorfommenden Falls nicht gutheißen, fondern vielmehr die Erklärung des ger 
feglihen Sinnes des Ausdruckes: „Verbreitung von Schriften“ aus 

Hye, Commentar. 48 
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(Seite 737 und 738) machgewiefenen, und auf Seite 739 unter den 
Zahlen 1—3 in ihren Refultaten zufammengeftellten rechtshiſtoriſchen 
Entwicklung unferes heutigen Gefeßes behauptet werden zu können, daß 
die erwähnte Aufzählung wenigftens in der erfteren Beziehung eine bloß 
demonftrative fei; — denn man wird im Geifte jener legislaterifchen 
Erwägungen, auf welden die Feitftellung diefes Verbrechens beruht (wergl. 
oben Seite 736), zugeftehen müflen, daß an umd für fih jede (gröbere 
und pofitive) Ehrfurchtverlegung gegen das Staatsoberhaupt, wenn fie 
auch nicht gerade in einer der viererlei unter litt. a—d aufgezählten Arten 
befteht, den Charakter dieſes Verbrechens an fih trage, und daß auch unfere 
vaterländifche Gefeßgebung von jeher jede ſolche, wenn auch fonft wie 
immer geartete Ehrfurchtverletzung als diefes Verbrechen behandelte, daher 
man fhon aus diefen Gründen die unter litt. a—d aufgezählten viererlei 
Arten der Ehrfurcht Berlegung nur ala eben fo viele Beifpiele des 
gefeglihen Hauptfaßes und Principed: „wer die Ehrfurcht gegen den 
Kaifer verlegt” anzuſehen hat. — Dafür ſpricht aber auch der Bortlaut 
des vorftchenden $. 63. Die Worte, durch welche dieſe Aufzählung mit dem 
eben erwähnten Hauptfage in Verbindung gefeßt wurden, nemlich die Formel: 
„88 geſchehe dieß“, weiſen nemlich nicht bloß nad ihrer allgemein 
fprahüblihen Bedeutung auf eine eremplificative Imduction bin, 
fondern es erhellt dieſe Bedeutng und Tendenz noch deutlicher aus der 
Vergleihung mit folhen Parallel» Stellen ($$. 491 und 496), in 
welchen unfer Gefeß bei den analogen Ehren» Beleidigungen gegen 
Private diejenigen Merkmale, die es offenliegend nur beiſpielsweiſe 
beifügen wollte, mit ganz ähnlichen Worten (nemtid mit den Ausdrüden: „ed 
fei“; oder: „es fei auch“) bezeichnet, während es fich dort, wo es ausdrücken 
wollte, daß ausſchließend nur gewiffe Ehrenbeleidigungsarten als 
ftrafbar behandelt werden follen (wie z. B. in den 88. 209, 487, 488 und 489), 
ſich auch einer ganz beftimmten und ſcharf abfhneidenden Wortfaffung 








dem $.63, d.h. aus den in diejem Paragrapbe von dem Gefege felbit gebraud- 
ten Ausdrüden: „Mittheilung oder «das ik:) Verbreitung“ (menn gleich nur 
an eime einzige Perfon, aljo um fo gewiller die Ueberreichung bei irgend einer Behörde) erholen 
würde. — 

Diefe von dem Geſetze felbft gegebene Erflärung des vorftchend erörterten 
Ausdrudes ift daher nicht bloß für den $. 63 und 64, fondern auch für alle 
jene folgenden Paragrapbe, in weldhen derfelbe vorfommt ($$. 65, 80, 300, 
303, 305, 489 und 491), von großem praftiihen Belange, fo wie denn über 
haupt alle vorftchenden Grläuterungen der oben unter litt. aa—dd vorfom: 
menden Ausdrüde zugleih auch ſchon ald anticipirter Commentar cben dieſer 
Parallel Stellen unfered Geſetzes angeſehen werden wollen. — 
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bedient hat. — Ebenſo weifet auch der im $. 64 vorkommende Ausdrud: 
„derlei Handlungen“ im fprahgebräuchlihen Sinne zunächft auf eine vor- 
hergehende beifpielsweife Induction hin, und unterftüßt dadurch, daß 
fich dDiefe Bezeichnung gerade nur auf den Inhalt des vorausgebenden $. 63 
bezieht, die ebenerwähne Interpretation. — 

Diefe Anficht, daß nemlich die unter litt. a—d erwähnten Verlegungs- 
arten im $. 63 nur beifpielsweife aufgezählt fein, wurde auch von 
dem Saffationshofe ſchon wiederholt ausgeſprochen und ala ftehende Anficht 
mehreren Erfenntniffen defjelben zum Grunde gelegt und auch von dem 
Juſtizminiſterium als die gefeglich richtige anerfannt.*) — 

Nichtedeftoweniger ift die in Rede ftehende, wenn auch nur exempli— 
ficative Aufzählung der gewöhnlihften und wichtigften Ehrfurdt- 
verlegungsarten im Gefeße (litt. a—d) nicht ohne praftifhen Werth, 
weil fie ung die Grenzlinie andeutet, innerhalb welcher der höchſte Gefep- 
geber felbft eine Ehrfurchtverlegung gegen den Kaifer ald Verbrechen 


*) Sn einem Grlenntniffe vom 1. Juli 1853, 3. 6599, motivirte der 
Eaffationshof feine Entſcheidung unter Anderem wörtlich mit Folgenden: „Die zu 
dem (im $. 63 bezeichneten) Verbrechen erforderliche böfe Abficht liegt daher 
nad denfbarem und beftimmten Wortlaute, fo mie nad der Abficht des Geſetzes, 
für fih ſelbſt fhon in dem Ausftoßen von Reden, wodurd die der 
Majeftät des Staatsoberhauptes [huldige Ehrfurcht verlegt wird, 
und es gehören dazu nicht Bloß die Shmäbungen, Läfterungen 
und Berfpottungen, weldhe im $. 63 nur beifpield: und nit aus: 
fhließungsweife bezeichnet werden, fondern Aeuferungen jeder Art, 
welche die dem Landesfürften [huldige Ehrfurcht verlegen.“ — — 

In gleicher Weife entichied derfelbe hohe Gerichtshof auch unterm 
20. Dctober 1853, 3. 11040: „daß die im $. 63 (und folgerichtig auch im 
$.64) aufgezähblten Arten der Ehrfurdtverlegung dafelbft nur bei- 
fpielaweife, und nicht tarative aufgezählt feien — und daf ber Eaffa- 
tion&hof johin Aeußerungen, wenn fie auch nicht unter die Begriffsbeftimmung der 
Borte: „Schmähungen, Päfterungen oder Berfpottungen“ fielen, als das Verbrechen 
der Majeftätd- Beleidigung anerkenne, fobald in demfelben eine Verlegung der 
fhuldigen Ehrfurdt gegen Se. Majeftät (oder bezichungsmweife gegen ein hohes 
Mitglied des durhlauchtigften Kaiſerhauſes) enthalten war.” — — 

In voller Webereinftimmung hiermit äußerte ſich auch das Zuftizminifterium 
in einem Erlaffe an die mährifchfchlefifche Generalprocuratur vom 12. December 
1853, 3. 18772, dahin: „daß es die bisher praftifh eingebaltene Anficht, wor« 
nad die in dem 8.63 (und folgerichtig auch in dem $. 64) aufgezäblten Arten 
der Ehrfurdtverfepung, nemlih „Schmähungen, Läfterungen, und Berfpottungen“, 
nur ala beifpielgweife und nicht als tarative Aufzählung anzufchen 
feien, ald die nad dem Wortlaute des Gefeged in feinem Zufammenhange und 
nad der Maren Abficht des Geſetzgebers allein richtige Auslegung anerkenne.“ — 

48° 
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behandelt wiſſen will, oder weil fie und mit anderen Worten ein ficheres 
Kriterium oder den Mapftab (Gradmeffer) an die Hand gibt, nad 
welchem zu beurtbeilen ift, ob und wann irgend ein umebrerbietiged oder 
doch unziemliches Benchmen gegenüber der geheiligten Perjon des Monarchen 


bereits als eine eigentliche „Verlegung der Ehrfurcht“ (morunter man nad der 
oben auf Seite 743 gegebenen Audeinanderiekung felbit im Einne des gemeinen Sprabachraudes 
immer nur ein pofitives und intenfip flärlered, daher gröbliches Entgegenbandeln gegen 


die ſchuldigt Ehtfurcht verfieht) angefehen, und fofort ale „Verbrechen der Maje— 
ftäts Beleidigung“ angefehen werden fol. Im Geifte der gefeglichen Bei- 
fpiele wird man Daher allerdings jede andere chrfurdhtwerlegende Handlung 
oder Aeußerung in Beziehung auf den Kaiſer, obſchon fie fich auch nicht gerade 
in der Form einer perfönlichen Beleidigung, einer Schmähung, Läfterung 
oder Verfpottung ausprägt, wenn fie nur einen, dieſen Beifpielen 
gleihfommenden, Charakter einer gröblihen Unehrerbietigfeit, 
d.h. einen die Ehrfurcht wirklich verlegenden Charakter an fi 
trägt, allerdings als das Verbrechen der Majeftäts » Beleidigung erkennen 
müffen. Dahin gehören z. B. alle Arten von Aeußerungen oder fenftigen 
Thätigkeiten, wodurch irgendwie, unmittelbar oder mittelbar, Haß, Ver— 
achtung, Abneigung oder Abſcheu gegen den Kaifer manifeftirt werden würde, 
fo wie alle Beſchimpfungen und Aeußerungen, wodurd der Kaifer irgend 
eine im Geſetze als ftrafbar bezeichnete, oder eine andere ehrenrührige, uns 
ehrenhafte, oder folhe unfittlihe Handlung, welche die Berfon des Monarchen 
in der Meinung Anderer verächtlich zu machen, oder herabzufegen geeignet 
wäre, zur Laft gelegt, oder derfelbe verächtlicher Eigenfhaften oder Ge— 
finnungen geziehen werden würde (vergl. 88. 209, 487— 489, 491 und 
496); — ferner entehrende Handlungen an Statuen, Büften, Bild- 
niffen, Monumenten u. dgl., welche den Kaifer vorftellen, fo wie alle Billi- 
gungen oder gar Lobpreifungen der von einem Anderen gegen den Kaifer 
begangenen Majeftätsbeleidigung, und um fo gewiffer die Lobpreifungen 
eines gegen die geheiligte Perfon -unternommenen bochverrätberifchen Atten- 
tates, weil ja mittelbar dadurch in craffefter Weife zugleich eine wahr 
haftige Berlegung der Ehrfurcht gegen den Kaifer felbit an den Tag gelegt 
wird") u. f. f. u. ſ. f. 


*) In Eonfequenz der oben erörterten Anſicht erſcheint demnach die mir 
befannt gewordene Entfcheidung verfchiedener Gerichtehöfe, wornach fie Lob— 
preifungen des verruchten Attentat? vom 18. Februar 1853, oder die Aud- 
bringung eines Lebeboch! u. dal. auf das Ungeheuer, welches als Urheber diefed 
Attentatd genannt wurde, ald Verbrechen der Majeftäts-Beleidigung erflärt und 
beftraft haben, dur den $. 63 unſeres Geſetzes vollfommen gerehtfertiget. 
Auch der Gaffationdhof hat ſchon einmal in den Entſcheidungsgründen eines 
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Dagegen können mancerlei unfchiefliche Aeuperungen gegen die Perſon 
des Landesfürften gedacht werden, und find bie und da bereits vorgetommen, 
welche man allerdings mit ferupulöfem Anflammern an den bloßen Wortlant des 
Geſetzes ala unehrerbietig, und fofort im weiteften Sinne des Wortes ala 
„ehrfurchtwidrig“ oder „ehrfurchtverletzend“ charafterifiren könnte, in 
welchen aber fein verftändiger und gerechter Richter das „Verbrechen 
der Majeftäts-Deleidigung“ erkennen wird, und um fo weniger, da die 
Derbheit ungebildeter Menfchen Durch derlei Aeußerungen nicht felten fogar 
feine Bewunderung und Ehrfurcht für den Kaifer und für gewiffe her- 
vorragende Vorzüge oder Tugenden defjelben auszudrücden glaubt.) Aus 


feiner Erkenntniſſe, nemlich unter'm 17. November 1853, 3. 11693, diefe Anſicht, 
und zwar cbenfalld als ganz unzweifelhaft im Gefeße begründet ausgefprochen. 
*) Die hohe Wichtigkeit und Heiflichkeit der in Frage jtchenden Grörterungen, 
und das jedem lopalen Unterthan feines Kaifers und Herrn natürliche Streben, gerade 
bei dieſem Verbrechen vor Ertremen und bedenflichen Mißgriffen nah beiden 
Richtungen bin zu warnen, wird es entfchuldigen, wenn ich bier einzelne Fälle 
aus der rauhen Wirklichkeit mit all’ ihren Detaild anführe. Mit dem bei der 
Grörterung diefed Verbrechens von den meiften Schriftftellen beobachteten Hin» 
überfchlüpfen über alle Detail-Entwidlung aus vermeintlicher Zartheit — wird 
der guten Sache in feiner Weife genügt. Gerade bier muß die Erwägung, daß 
das monardifche Anſehen durch eine überfhwänglidhe, unbillige oder gar 
unverjtändige Auffaffung und Anwendung der hierauf Bezug habenden 
Strafgefepe gewiß chen fo wenig, als durch eine zu lare Handhabung der: 
felben geftärkt, fondern vielmehr pofitiv gefchwächt wird, den redlichen Schrift: 
fteller um fo ernſter und heiliger verpflichten, eine richtigere Geſetzes-Auf— 
faffung zu vermitteln, und er darf fich daber auch nicht durd die Rüdfichten 
einer faljchen, und bier gewiß fehr übel angebradıten Delicateffe abbalten 
laffen, wirklich vorgelommene Fälle, wo er nah bereitd vorliegen» 
den Erfahrungen die Praris bie und da auf gefährlihe Abwege 
verirren ſieht, auch mit jenen Details offen zu befprechen, deren genauefte Mit« 
theilung eben zur Vermittlung eines richtigen Verftändniffes unerläßlich erfcheint. — 
Daher zur Sache! — As in einer Wirthäftube unter fchlichten, durd und durch 
lopalen und ihrem angeftammten Herrn und Kaifer unerfchütterlichetreuen Landleuten 
mehrere Züge von der ritterlihen Tapferkeit und Furchtlofigkeit unseres Kaiſers 
im legten Feldzuge von Jtalien (ald Prinz), und fofort in Ungarn (ichon als 
Kaifer) erzäblt wurden, äußerte diefer und jener: „Unfer Kaifer ift doch ein 
Morde, ein Teufeld-, ein fafrifcher, ein verdammter.....!" — Ein andered Mal 
äußerte Jemand unter ganz ähnlichen Verhältniffen, ald vor mehreren Leuten zarte 
und gemüthliche Züge aus dem Familienleben des Monarchen erzäblt wurden: „Er 
it doch ein lieber und ein ganzer...., diefer Kaifer Franz Joſeph!“ — In 
einem dritten Falle fagte Jemand öffentlih, nachdem ein Anderer erzählt hatte, 
daß der Kaifer bei dem Befuche eined Militär-Spitals fih aufs Genaueſte nad 
allen Details erfundiget und perfönlich die geringfügigiten Kleinigkeiten befichtiget, 
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gleihem Grunde wird man im Geifte des Geſetzes auch andere unſchickſame 
Reden ungebildeter Menfchen, oder felbft unzarte Witzworte und rohe Scherze 
in Beziehung auf die Perfon des Kaifers, denen aber nit im Entfernteften 
eine üble Meinung, oder gar die Abficht, oder nach der niederen Bildunge- 
ftufe und fonftigen loyalen Gefinnung des Sprechers auch nur das Bewußt⸗ 
fein, damit etwas Unehrerbietiges gegen den Kaifer zu fagen, geſchweige 
eine eigentliche Verlegung der Ehrfurcht gegen denfelben zu begehen, zum 
Grunde liegt, nicht unter die Begriffsbeftimmung diefes Verbrechens fub- 
fumiren können, fo z. B. die oft vortommenden, unter gewiffen Vorausſetzungen 
höchſt unziemlichen, unter anderen Umftänden aber ganz bedeutungslofen, 
jedenfalls aber im Munde eines ungebildeten — wenn nur fonft lopalen — 
Menschen faum böswillig gemeinten Reden: „wenn ich rechtſchaffen lebe und 
all’ meine Schuldigkeit thue, fo fürchte ich Niemanden auf der Welt, und 
felbft den Kaifer nicht!“ oder: „dieß oder jenes kann mir felbft der Kaifer 


fo wie fih bei vielen einzelnen Kranken durch am fie geftellte Fragen um die De- 
handlung u. dal. erfundiget babe: „Ah! dem kann fein Menfch ein & für ein U vor- 
machen; der iftein ganzer Kaifer — der ſteckt Doch überall felbft die Nafe hinein!” — 
Wer nun möchte zweifeln, daß diefe und hundert ähnliche Aeußerungen, obgleich fie 
unter einer rauben Schale in ihrem Kerne nur der Ausbruch der Bewunderung, ber 
danfbaren Anerkennung und begeifterten Hingebung für einen gelichten Monarchen 
find (dad amgedeutete Kraft /Wort: „...." bat übrigend im der urwüchſigen Eprade bes 
Volkes jeine primäre Bedeutung, wornach ed befanntlich gleihbebeutend mit: „Aari“ war, 


und dieſes Ieptere Hort wieder nichts Anderes, ald Mann, und insbefondere ein tapferer, 
oder ftarfer Mann bedeutete, auch beut’ zu Tage in vielen Gegenden Deutihlands noch bei« 


behalten), dennoch nach ihrer Form höchſt unfhidfam und unehrerbietig, und 
eben deßhalb tadelnswerth feien?! Wenn aber überfhwänglicde Eifrigfeit darin 
eine cigentlihe „Ehrfurht- Verlegung” und fofort dad „Verbrechen der 
Majeſtäts-Beleidigung“ erbliden, und mit der Strafgewalt des Staates (fatt 
mit gemüthlicher Belehrung, die hier vorzugsmeife am Orte wäre) dazwiſchen treten wollte: fo beißt 
dieß nicht bloß die Strafjuftiz, die fih doc allentbalben in die Denk-⸗, Empfin- 
dungs-, Anſchauungs - und Rede-Weiſe der zu beftrafenden Individuen 
bineindenfen fol, dem Leben entfremden, fondern es wird durch fol’ über- 
zeitigen Eifer audy der Verband der Liche, des Vertrauens und der treuen Hin- 
gebung des Volkes für feinen Monarchen aefhwäht, und gewiß auch dem ge 
rechten und hochherzigen perfönlihen Willen des Lepteren geradezu — ent« 
gegengebandelt! — — Gerade bei dDiefem Verbrechen wird weife Mäfigung 
und Marbewußtes Ginhalten der richtigen Mitte zwifchen den beiden Ertremen 
auch von Seite der Strafgerichte, und die befonnene Auffaffung und An: 
wendung des Strafgefeped dem Anfehen des Thrones und der Majeftät des 
Fürften förderlicher fein, ald ein vielleicht wohlgemeinter, aber nur zu leicht über'd 
Ziel hinaus treffender terroriftifcher Eifer! Möchten fih dod überhaupt vor 
Allem die Richter bei Ausübung ihres heiligen Amtes gleich weit von dem 
Liebäugeln mit der f. g. Volksmeinung, ald von ferviler Kriecherei fernebalten! — 
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nicht befehlen!“ (umal wenn es ſich um eine dem Sprechet zugemuthete ungebührliche Leiftung, 
oder gar um eine ibm angefonnene unehrenbafte Handlung handelt, in welch‘ lepterem Falle feine 
Aeußerung indirecte vielmehr wieder nur ein Lo b anf den Kaifer enthält) u. f. f. Dahin gt: 


hören ferner wenigftend regelmäßig bloße Unterlaffungs- Hand» 
lungen, als da die Unterlaffung der dem Monarchen ſchuldigen Höflichkeits— 
Bezeigungen, fo 5. B. das Nichtabziehen des Hutes, das Nicht-aus⸗dem⸗ 
Mundesnehmen der Tabakspfeife oder Cigarre, das Gißenbleiben oder 
Nichtausweichen vor dem vorübergehenden Monarden, das Nichtzugeftehen 
des Vortrittes an den Monarchen bei einer Gelegenheit, wo mehrere Menfchen 
mit Ihm etwa bei der nemlichen Thüre eintreten, das Vorfahren vor dems 
felben u. f. f. u. f. f. Zweifellos wird jeder Unbefangene in diefen Mani— 
feftationen roher Pöbelhaftigkeit einen an fih nicht bloß höchſt tadelns-, 
fondern allerdings auch ahndungswürdigen Frevel erkennen, und die 
gerechte Entrüftung aller Beffergefinnten wird ähnliche Erceffe der Roheit 
nicht felten mit ſtrengerer Strafe belegen, als diejenige ift, Die je nach dem 
Gefepe dafür entfallen wiirde. Allein zwifchen Ahndungswürdigkeit eines 


frehen Bubenftüdes, das auch am richtigiten im polizeilichen Wege mit- 


telft einer bübifchen Strafe gezüchtiget werden mag, und einer Criminale 
Strafe jcheint denn doch noch eine weite Kluft zu liegen, und wenn zu 
ſolchen Unterlaffungen der fchuldigen Ehrerbietungs = Bezeigung Feine 
anderen Umftände hinzukommen, weldhe eine pofitive Ehrfurcht— 
verlegung ausdrüden, fo dürfte man nah Wortlaut und Tendenz 
unferes Gefeßes in derlei Noheiten wenigftend das Verbrechen der 
Majeftätö- Beleidigung noh nicht finden,") da bei derlei bloßen Unter— 


*) Aus der Wirklichkeit ift mir 3. B. ein Fall mitgetbeilt worden, wo 
Jemand, der ald befonders kühner und ſchnellfahrender Kutjcher befannt war, 
mit einem Anderen eine Wette eingegangen batte, daß er mit feinem Einfpänner 
troß einer um eine halbe Stunde fpäteren Abfahrt dem mit Poft-Relaid und 
4 Pferden fahrenden Kaifer vor dem Ende der zweiten Poftftation vorfahren 
werde. — Wenn er dieß nun ausführt, fo mag fol’ bübifcher Frevel aller 
dings frenge geahndet werden: ob aber in dem Kalle, wenn der Thäter ein 
fonft durchweg loyaler Mann, und feine Handlung nur auf das Beftreben, eine 
höchſt unpaffende Bravour zu zeigen, keineswegs aber auf eine ehrfurchtverletzende 
Tendenz gegen die Perfon des Kaifers hinweiſet, demfelben das Verbrechen 
der Majeftäts » Beleidigung zur Laft falle, fcheint denn doch ernftlich bezweifelt 
werden zu müffen. — Mir ift zwar nicht unbefannt, daß adhtbare Autoritäten 
auch in diefer Handlungsweife, gleihwie in allen obigen Unterlaffungen 
wirklich die Merkmale des in Rede ftchenden Berbrechend zu erfennen glauben: 
allein ich muß miederholt auf die fhon oben gemachte Bemerkung hinweiſen, 
dag man mit berlei erorbitanter Anwendung des Griminal-Gefepes der 
Berfeftigung des monarchiſchen Principes und Anſehens gewiß feine Förderung 
bringt. — 
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ı laffungshandlungen, Das von dem höchſten Gefeßgeber ſelbſt Dur die Bei— 
| fügung der obigen Beifpiele ausgeſprochene Kriterium der verbrecheri— 
Then Qualification foldher Unchrerbietigkeiten um fo weniger einzutreffen 
ſcheint, als fib aus der fchon mehrermwähnten rechtshiſtoriſchen Rach— 
weifung (f. insbefondere Zahl 2 auf Seite 740) ergibt, daß unfere vater- 
ländifche Gefeßgebung von jeher nur gröblihe und pofitive Ehren» 
beleidigungen gegen den Monarchen ald das Verbrechen der Majeſtäts— 
Beleidigung erklärt babe. — 
Wird die letzterwähnte Anficht für richtig erfaunt, daß nemlih das 
\ Gefeß die aufgezäblten Beifpiele nur darum beigefügt habe, um anzu= 
' deuten, daf alle derlei Neuerungen oder Handlungen, um als Verbrechen 
| der Majeftätd- Beleidigung angefehen werden zu können, den hierdurch ange» 
zeigten intenfiv gröberen und gefährlichen Charakter an ſich haben müffen, 
fo ift der zweite Theilder oben (auf Seite 751— 753) aufgeworfenen Doppel: 
Frage ohne praftifchen Werth: denn wenn man auch zugeftehen würde, daß Die 
oben unter litt. aa—dd aufgezäblten Aeußerungs arten der mehrerwähnten 
Ehrfurdhtverlegungen im Gefeße ebenfalld nur beiſpielsweiſe und nit 
ausſchließungsweiſe aufgezählt feien, fo müßte man in Conſequenz mit der 
zuleßt dargelegten Anficht Doch immerhin behaupten, daß nur eine den unter 
aa—dd aufgezählten Aeuferungsarten ähnliche, und an Gefährlichkeit 
des Charakters gleichkommende Aeuferungsart einer derlei Ehrfurcht: 
| verlegung, oder daß mit anderen Worten außer einer perfönlichen Beleidi- 


gung des Kaifers (melde der Geſetzeetert ganz abaefondert von den übrigen Arten der Ehr— 


furchtverlegungen, und daber auch aufer allem Zufammenbange mit dem die Yeufßerungdarten 
der Übrigen Gbrfurdtwerlegungen bezeichnenden Gpitetbie: „Öffentlih, vor mebreren Leu— 


ten uf. f* angeführt bat), alle übrigen ehrfurchtverlegenden Handlungen oder 
Aeußerungen erft dann als Verbrehen der Majeftäts-Beleidigung angeſehen 
werden Fönnen, wenn fie den Charakter einer gewiffen Deffentlichkeit, 
oder der Gefahr einer Verbreitung unter mehrere Perjonen, 
oder eines nachtheiligen Einfluffes auf mehrere Berfonen an fib 
tragen, und daß Daher eine derlei Aeußerung, wenn fie nur vertraulich 
gegen eine einzelne Perſon gemacht wird, nicht unter die Begriffe: 
' beftimmung diefes Verbrechens falle,*) wie dieß auch wieder der Hinblid 


*) Treffend erfcheint diefe Anfiht begründet in den Entfcheidungsgründen 
des Schon oben (Seite 749 in der Anmerkung) bezogenen Erfenntniffes des 
Gaflationdhofed vom 20. October 1853, 3. 10872, in folgenden Worten: „Das 
durch, daß dad Geſetz im $. 63 eine Schmähung gegen Se. Majeftät den Kaiſer 
nur dann ald ein Verbrechen cerflärt, wenn fie öffentlih oder vor 
mehreren Leuten vorgebraht wurde, ift die nur einer einzelnen | 
und an feinsm öffentlihen Orte mitgetbeilte oder ausgefprodhent } 
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auf die rechtshiſtoriſche Entwicklung dieſes Verbrechens in unferer vater 
Ländifchen Gefeßgebung darthut, wornach im derjelben von jeber eine ges 
wiſſe Bublicität von derlei Aeußerungen ald weientliches Merkmal des 
in Rede ftehenden Verbrechens erklärt worden war. — 

Auf dieſes Ergebnig aber würde in legter Auflöfung auch die ent» 
gegengefehte Löfung der aufgeworfenen, nunmehr rein formellen Frage, 
nemlih die Behauptung binauslaufen, daß die umter litt. aa—dd aufge= 
führten Neußerungsarten der ehrfurchtverlegenden Aeußerungen im $. 63 
tarative aufgezählt feien, weil mit eben diefer Aufzählung zugleich alle jene 
denkbaren Manifeftationsarten erſchöpft erfcheinen, in welchen fich der zu 
Diefem Verbrechen wefentlich erforderliche Charakter der Bublicität offenbaren 
kann. — Dafür aber, daß das Geſetz diefe den Charakter der Bublicität 
bezeihnenden Heuperungsarten auch im $. 63 tarative aufzählen wollte, 
würde die Bergleihung defjelben mit allen jenen Parallel: Stellen unferes 
Geſetzes das Wort führen, wo daffelbe die nemlichen Veröffentlichungs— 
arten irgend einer an fich jelbft ſchon fträflihen Aeußerung fordert, um fie 
aud nach dem Strafgefeße zu einer ftrafbaren Handlung zu gejtalten, d. 1. 
mit den $$. 65, 300, 305, 308, 309, 310, 489 und 490, indem dafelbit 
die correlaten Worte noch deutlicher in der Art gefaßt find, daß übre deren 


tarative oder ausſchließungsweiſe Bedeutung fein Zweifel obwalten 
fann.*) — 


Shmäbung, der Anwendung diefed Geſetzes klar und deutlid 
entzogen. — Auch chrenverlegende Aeußerungen, die lichtſcheu nur unter 
zwei Perjonen von Mund zu Mund geben, können gefährlich 
werden und ftörend einwirken. Die gegebene VBeranlaffung und Gelegenheit 
der leichteren Verbreitung, und dadurch der leichteren Erregung übler Gefinnung, 
oder auch nur des Aergerniffes im größeren Kreife, fo wie der fich offenbarende 
höbere Grad von Keckheit des Thäters find es, welche die öffentlich, oder vor 
mebreren Leuten kundgegebenen Schmäbungen gegen die erhabene Perjon des 
Monarchen als eine die Sicherheit im gemeinen Wefen im böberen Grade ver» 
Legende That von gefährlicherer Beihaffenheit erkennen läßt, welcher daber, dad 
Geſetz dur Behandlung und Beftrafung diefer That als Verbrechen entgegen- 
treten mußte.“ — Vergl. ferner die oben (auf Seite 749 in der Anmerkung 
am Ende) citirte Entfcheidung des Caſſationshofes vom 25. Jänner 1854, 
3.311, wo dieſelbe Anficht gleich überzeugend motivirt erfcheint. — 

) Das Gefammtergebnik der Auslegung des vorfichenden &. 63 in den 
bisher erörterten Beziehungen läßt ih in folgender Auffaffung des 8. 63 zus 
fammenftellen: 

„Wer die Ehrfurcht gegen den Raifer verlept, mag dieß durch was immer für Sandlungen, 


oder durh Schmäbungen, Fäfterungen, Beripottungen, oder andere äbnliche Aeußerungen, infoferme 
diejelben öffentlich, vor mehreren Yeuten, dur Drudwerle, Mittbeilung oder Verbreitung von bild» 
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In Beziehung auf den 
IV. 
Haupt-Moment diefes Verbrechens, nemlih in Anfehung der Beihaffenheit 
des zu Ddiefem Verbrechen erforderlihen böfen Borfages kommt aus— 
fchließend die Vorfchrift des $. 1 zur Anwendung, da der $. 63 felbft hier- 
über gar feine befondere Beftimmung gibt. Es reiht alfo zum Dafein 
des Verbrechens der Majeftäts - Beleidigung zu, daß der Thäter einer der 
eben erft erwähnten ftrafbaren Aeußerungen oder Handlungen nur überhaupt 
im zurehnungsfähigen Zuftande gehandelt, und daher erfannt und 
gewußt habe, daß fich diefelben auf die Perfon des Kaiſers bezichen, 
und ebenfo, daß er bei der Mittheilung oder Verbreitung von derlei Drud- 
oder Hand»Schriften oder bildlihen Darftellungen an Andere deren Inhalt 
gefannt habe, ohne daß eine weitere böſe Endabficht, fo etwa die Abficht, 
dadurd in Anderen gegen den Kaifer Abneigung, Haß, Beratung u. dgl. 
zu erwecken, oder gar eine Störung der öffentlichen Ruhe herbeizuführen, *) 


lichen Darftellungen oder Schriften vorgebracht werden, oder durch perfönliche Beleidigung des Kaiſers 
gefcheben, macht ſich des Verbrechens der Majeftäte- Beleidigung ihuldig.” — 

Dabei mag alfo, wie ih ſchon im Eingange dieſer Erörterungen (oben 
auf Seite 740) angedeutet babe, nicht in Abrede geftellt werden, daß es wün— 
fhendwerth geiwefen wäre, wenn der Tert des 8. 63, um den cben bargelegten 
Einn beftimmt und unzweifelhaft audzudrüden, vielleicht etwas ſchärfer präcifirt 
worden wäre. — 

*) Vergl. über den bichfälligen Unterfchied des gegenwärtigen Gr 
ſeßes von dem früheren, nach welch’ letzterem es allerdings wenigftend zmeifel- 
baft war, ob nicht zu dem analogen Berbrechen ($. 58 des St. &. B. vom 
3. September 1803) auch noch die End-Abficht, dadurch in anderen Mitbürgern 
Abneigung gegen die Perfon des Landesfürften zu erwecken, und eine Störung 
der öffentlichen Rube berbeizuführen, — die [hen oben (Seite 670—672) ver: 
fommenden Grörterungen. — Wird aber aus den die That begleitenden Um— 
ftänden (vergl. $. 268 der St. P. D. vom 29. Juli 1853) nachgewieſen, 
daß der Thäter wirklich auch noch die Endabſicht gehabt habe, 
durch feine cehrfurhtverlegenden Acußerungen oder Handlungen 
„zur Berabhtung oder zum Haffe wider die Perfon des Kaiferd 
aufzureizen“, fo gebt feine Handlung nah der klaren Borfgrift 
des Abſatzes a des 8. 65 in das Berbrehen der Störung der 
öffentlihen Rube über. — Ich behaupte alfo hiermit, daß in biefem 
Falle die Handlung aufböre, Berbrehen der Majeftätö- Beleidigung zu 
fein, und in bad cbengenannte andere Verbrechen übergebe. — Es findet 
alfe in diefem Falle nicht etwa eine Goncurrenz beider Verbrechen ftatt, 
weil nach den von mir früher (Seite 478—498 d. W.) entwidelten Grundfägen 
Eine und die nemlihe Handlung, wie dieß bier der Fall ift, wodurd immer 
nur Eine und die nemliche Rechtébeziehung (nemlich die Majeftät oder höchſte Würde 
des Kaifere) verlegt wird, nicht ale cin zweifaches Verbrechen zugerechnet werden 
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oder einem Privatgrolle, einer politifhen Leidenfchaftlichkeit, oder einer 
perfönlihen Rache, etwa wegen eines vermeintlich durch einen Regierungs- 
act des Kaifers erlittenen Unrechte, oder wegen einer zurückgewieſenen Bitte 
Luft zu machen, oder daß auch nur der f. g. animus injuriandi zu diefem Ber: 
brechen erforderlich wäre; denn das Gefeß fordert von dem Allen Nichts, 


fann; und weil daber in dem vorausgefepten Falle, wo allerdings die Be— 
griffebeftimmungen beider vorgenannten Verbrehen auf die in Frage ſtehende 
Handlung anwendbar erjcheinen, diejenige der beiden Definitionen den Vor— 
zug verdient, welche nebft allen Merkmalen des Einen der beiden Verbrechen, 
zugleih auch noch die weiteren Merkmale ded zweiten Verbrechens ein» 
ſchließt. Dieß ift nun offenliegend der Fall im Berhältniffe des $. 65 lit.a 
zu 8. 63, weil bei jenem alle Merkmale bed $. 63 eintreffen können, außer: 
dem aber zu dem Dafein des $. 65 lit. a auch noch das weitere Merkmal 
der erwähnten weiteren böfen Endabſicht erforderlich ift, fo daß nach der ger 
ſetzlichen Begrifföbeftimmung voraudgefept wird, daß die chrfurdtwerlegenden 
Aeußerungen oder Handlungen in Beziehung auf die Perfon des Kaiſers, melde, 
abgefeben von jeder weiteren Endabfiht, ſchon für fih allein das Verbrechen 
der Majeftätd» Beleidigung bilden würden, gleihfam ala Mittel zu dem, 
im $. 65 lit. a als Berbredhen der Störung der öffentlihen Rube 
erflärten, Zwede aefest worden find. — — 

Eben diefe Anfiht über das Wechſelverhältniß zwifchen $. 63 und 8. 65 
lit. a findet auch bereits Berfräftiaung in einem Erkenntniſſe des Caſſations— 
bofes vom 11. Auguft 1853, 3. 8092, welches zwar aud in der Gerichtäzeitung, 
Nr. 107, angedeutet, allein nur in einem fehr dürftigen Auszuge mitgetheilt 
worden ift. — Die Entjcheidungsgründe diefes Caſſationshofs-Erkenntniſſes 
lauten in der bierher gehörigen Stelle wörtlih: „Was dagegen dad Verbrechen 
der Störung ber öffentlichen Rube betrifft, welches in der die a. h. Perfon 
Sr. Majeftät des Kaifers betreffenden Aeußerung enthalten fein foll, fo hat 
das Landesgericht fih dahin ausgefprochen, daß dem Angeklagten diefelben 
Aeußerungen, wegen welder er des Verbrechens der Majeftäte- 
Beleidigung für fhuldig befunden, und zur Strafe des ſchweren Kerferd 
von acht Monaten verurtbeilt wurde, niht auch als das Verbrechen der 
Störung der öffentlihen Ruhe angerechnet werden können. — 
Diefer Anfiht muß auch der Caſſationshof beipflihten, indem 
eine und diefelbe Handlung nicht aus einem doppelten Geſichts— 
punkte nah verfhiedenen, überdieh einen gleichen Straffag enthaltenden, 
Strafgefepen als ftrafbar angefeben werden kann. — Hierzu aber 
fommt noch, daR das Landesgericht die nad) dem $. 65 lit. a erforderliche böfe 
Abfiht, zum Haffe gegen Se. Majeftät aufzureizen, nicht ald erwiefen annahm, 
teil in dem Borleben des Angeklagten fein Anhaltspunkt zu ber 
Annahme einer folhen Abfiht vorhanden fei; fernere er feine der 
anwejenden Perfonen kannte, und er aud bei denfelben mit feinen 
Acußerungen feinen Anklang fand, und weil er durch den Genuß geiftiger 
Getränke in einem aufgercgten Zuftande war.” — — 
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fondern feßt das Wefen dieſes Verbrechens indie „Ehrfurdt- Verlegung “; 
diefe aber liegt auch fchon jubjectiv erwiefen vor, fobald dem Thäter nur 
überhaupt erkennbar war, daß feine Aeußerung oder Thätigkeit, oder Die 
von ihm einem Anderen mitgetheilte Drud- oder Hand-Schrift oder bildliche 
Darftellung gegen den Kaiſer gerichtet war, und daß in derfelben, nach der 
fubjectiven Auffaffung, Bildungsjtufe und Redeweiſe des Thäters überhaupt 
eine Ehrfurhts Verlegung gelegen fei. — Iſt dieſe doppelte Er— 
fenntniß vorhanden, fo ift alfo auch fhonder zu dieſem Ver— 
brechen erforderliche böfe Vorfaß conftatirt, weil er ja klar in 
dem Ausſtoßen folder ehrfurchtverlegenden Aeußerungen oder 
in der Begehung äbnliher Handlungen felbft gelegen iſt.) — 


*) Die obige Anfiht wurde auch von jeher von dem Caſſationshofe nad 
dem Zeugniffe der in der Anmerkung * auf Seite 670—672 aufgeführten Ent» 
fcheidungen, jelbjt mit Rüdjicht auf das ältere Strafgcich vom 3. September 
1603, welches doch (wie in der unmittelbar vorbergebenden Anmerkung angedeutet wurde) Über 
die Befchaffenbeit des zu diefem Verbrechen erforderlichen böfen Vorſatzes einige 
Zweifel übrig lich, feinen Erkenntniffen zu Grunde gelegt. — Um wie viel mebr 
muß ih diefe Anficht ala die geſetzlich richtige jetzt berausftellen, wo einer- 
feits das materielle Strafgeſetz ($. 63) die den dießfälligen Zweifel an» 
regenden Worte des früheren $. 55 gänzlich weagelaffen, und and’rerieit das 
neue Straf-Proceßgeſetz vom 29. Juli 1853 im $. 268 ausdrüdlich feit- 
gefept hat: „daß in jenen Fällen, wo bei dem Dafein einer (objectiv ver- 
brecheriſchen) Handlung das Uebel ſchon in der Handlung ſelbſt ge- 
legen ift, auch der hierauf gerichtete böfe Vorſatz des Thäters troß 
feines Läugnens als erwicjen anzunehmen ſei!“ — Eben diefe Anfiht 
wurde daher von dem Caſſationshofe auch mit Rüdfiht auf das dermalige 
Strafgeſetz jhen mehrmals, und zwar namentlih in dem Erfenntniffe vom 
1. Juli 1553, 3. 6599, auf welches, unter wörtlicher Anführung der au in 
Anſehung des hier in Frage fichenden Momentes entfcheidenden Stelle, bereits 
oben (Seite 755 in der Anmerkung) bingewiejen worden ift; — dann neuerlich 
wieder jehr marfirt in einem Erfenntniffe vom 27. October 1653, 3. 10735, 
mit folgenden Worten ausgefprohen: „Der Caſſationshof ift nicht be 
rufen, in die Gründe einzugeben, aus welchen dad Landesgericht Die Weber: 
zeugung von dem Mangel des böjen Borjages genommen bat, und fann wegen 
der dem Angeklagten zur Laft gelegten That nur in jenen Fällen, ungeachtet 
das Gericht den Beftand des böfen Vorfages nicht erfannte, dennoch den 
Thäter des Verbrechens (der Majeſtäts-Beleidigung) fchuldig er— 
fennen, wenn in der von dem Erfenntnifrichter als erwieien 
angenommenen That auch die böfe Abficht zweifellos erkennbar 
it. — So würde die Kundgebung folder Reden, deren Inbalt zweifellos eine 
Sottesläfterung enthält, nach $. 122 des St. ©. das Verbrechen der Religions» 
ſtörung begründen, ohne daß ein anderer Beweis der böſen Abficht erforderlich 
wäre, und cbenjo bedarf cd dann, wenn eine Aeußerung ſchon nad 
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Dabei find aber wieder alle jene Befchränfungen in Betracht zu 
ziehen, welche [hen oben (Seite 755— 761) in Erwägung gezogen wurden, 
wornach man nemlich bei der Benrtheilung, ob dem Thäter diefes Ber: 
brechens auch nur der allgemeine zu diefem Berbrechen erforderliche böfe 
Borjag zur Laft falle, vor Allem den fubjectiven Bildungsgrad des— 
felben in’s Auge zu faſſen, und fofort nad dem dort Gefagten weder die 
bei dieſem Verbrechen wejentlih bedingte objective Ihätigkeit, und noch 
weniger den hierzu erforderlichen böfen Borjag als vorhanden anzunehmen hat, 
fobald der Thäter nach feiner geringen Bildungsftufe oder fubjectiven An- 
ſchauungs- oder Ausdrudsweife in irgend einer (obgleich in fih ſelbſt un: 
ehrerbietigen) Aeußerung, Handlung oder Unterlaffung durchaus noch feine 
eigentliche „Berlegung der dem Monarchen fchuldigen Ehrfurcht“ zu er- 
kennnen glaubte. — Daffelbe ift ferner der Fall bei fo vielen Aeuperungen 
ungebildeter, aber ihrem Monarchen treu ergebener und von Liebe, Ehrfurcht 
und Hingebung für die Perfon des Kaifers tief erfüllten Perfonen, welche 
ſich aber über irgend eine Regierungss oder behördliche Maßregel une 
zufrieden fühlen, und fofort ihrem Aerger durch irgend eine Schimpfrede 
gegen den Kaifer Luft machen, ohne aber dabei auch nur entfernt an die 
Perfon des Kaifers zu denken, weil fie in ihrer ungebildeten Ausdrucks— 
weife die Idee des Kaifers nicht von der Idee der Regierung logzutrennen 
vermögen, umd weil fie fich in ihrem tief verwurzelten monarchiſchen Gefühle 
— das ſich namentlich bei den Völkern des öfterreichifchen Kaifertbums ur— 
wüchſig und weitverbreitet vorfindet — jede Regierungs-, ja nicht felten 
fogar die im öffentlichen Intereffe auch bloß von der GemeinderBerwaltung 
ausgegangenen öffentlihen Maßregeln als nur auf Anordnung des Kaiſers 
berubend vorftellen, und fofort die Idee (nicht die Perfon) des Kaifers 
immer mit dem Gtaate und der Regierung zu identificiren gewohnt 
find. In folhen Fällen möge daher jeder Strafrichter mit größter Behut- 
ſamkeit zu erforschen fuchen, inmwieferne der tadelnden oder gar fhmähenden 
Aeußerung des Thäters nach deffen Subjectivität die Abficht, dadurh nur 


ihrem Wortlaute, nah dem zweifellofen Sinne ihres Inhalts, 
eine Shmähung, Läſterung oder Berfpottung ded Kaiferd aus: 
drüdt, feiner befonderen Nahmeifung eines böfen Vorſatzes, weil 
er notbwendig aud der Aeuferung felbft erkennbar ift, daher der 
Gaffationähof cine folhe Aeuferung auch dann unter den Be: 
dingungen des $. 63 für das dort bezeihmete Berbrecden erkennen, 
und den Thäter deffelben fohuldig erflären würde, wenn aud ber 
Erfenntnißrihter no eine weitere Nahmeifung der böfen Ab— 
ſicht erforderlich halten, und diefe ale nicht vorhanden erfennen 
würde“ — 
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die R egierung (d. h. bie öffentlichen Behörden als folhe,oder irgend eine Öffentlihe Maßregel, 
ein Geſeh, eine Anordnung, Verwaltungs» Mafregel, ober eine beftimmte (Erledigung eines eim- 
zelnen Gefuhes), oder die Perſon des Kaifers felbft zu fhmähen, zum Grumde 
liegt, weil gerechter Weife und im Geifte des $. 1 dem Thäter nur im 
letzteren Falle das Verbrechen der Majeftäts- Beleidigung zur Laſt gelegt 
werden kann, während er auch im erfteren Falle keineswegs ftraflos 
bleiben fol, allein ſich nicht diefes Verbrechens, fondern irgend einer anderen 
ftrafbaren Handlung ſchuldig machen wird, wie fie z. B. in den $$. 65, 300 und 
492 vorgefehen wird. — „Es muß daher — wie ſich auch der Caſſationshof 
in dem ſchon oben (Seite 764 im der Anmerkung *) in anderer Beziehung citirten 
Erkenntniffe vom 27. October 1853, 3. 10735, treffend ausdrüdt — die 
Schmähung des Kaifers unzweifelhaft fein, und es find daher 
Aeußerungen, welche (nur) dahin gedeutet werden können, daß hierin eine 
Schmähung Sr. Majeftät des Kaifers enthalten fein fönnte, noch nicht ale 
das Verbrechen des 8.63 anzuſehen.“ Man wird hiernach wenigftens in 
der Regel auch demjenigen die zu dem Verbrechen der Beleidigung der 
Majeftät des Kaiſers doch immerhin erforderliche Abficht, durch feine Thätig- 
feit mindefteng die Ehrfurcht gegen den Kaifer verlegen zu wollen, 
und fofort das Verbrechen des $. 63 nicht zur Laft legen können, der im 
unverkennbar ganz arglofer Weife erzählt, daß ein Anderer diefe oder 
jene ehrfurchtverlegenden Aeuferungen oder Handlungen gethan habe, oder 
daß über diefe oder jene Majeftäts - Beleidigung eine ftrafgerichtliche Ver— 
handlung, oder eine Anzeige bei der Behörde ftattgefunden habe u. dal. ”) 


) E83 erfchien mir nicht überflüffig, felbft diefer legteren, obgleich ſchein— 
bar jelbftverftändlichen Negative zu gedenken, da mir aus der Wirklichkeit 
ein viel grellerer Fall befannt wurde, bei weldem übelverftandene Soper- 
Eifrigkeit (?) einen Anlaß zur ftrafgerichtlichen Verfolgung wegen des Verbrechens 
der Majeftätd-Beleidigung zu finden glaubte, obgleih eine nühterne Geſetzes— 
Auffaffung darin gewiß nod um Vieles weniger, als bei der obigen Poraud- 
fegung, einen Anhaltspunkt zur Anwendung des 8. 63 finden wird. Es hatte 
nemlich der A bei einem Gerichte gegen den B mündlich die Anzeige zu Protocol 
gegeben, daß B in feiner (des A) und mehrerer anderer Perfonen Geaenwart 
verfihiedene Schmähmworte gegen die Perfon des Kaiſers ausgeſtoßen habe, und 
der A wiederholte fofort bei feiner Bernehmung vor dem Unterſuchungsrichter 
und dem Protocollführer alle jene Schmähworte, welche nad feiner Angabe B 
geäußert haben foll. — Bei der hierüber gegen den B eingeleiteten Unterfuhung 
fonnte jedoch, weil die übrigen Zeugen, welche die Aeußerungen dee B gehört 
haben follen, betheuerten, daß fie auf dag, was der B gefagt habe, nit auf: 
gemerft hätten, gegen den B der Beweis, daß er fich wirklich in der ihm von 
A zur Laft gelegten Weife geäußert babe, nicht bergeftellt, und fofort gegen ibn 
die ftrafrechtliche Verfolgung auch nicht aufrecht erbalten werden. — Nun wollte 
man alles Ernjtes den A wegen Verbrechen der Majceftätd- Beleidigung () 
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Dabei bedarf es kaum einer Bemerfung, daß die fo eben empfohlene 
Behutfamkeit von Seite des Strafrihterd aber auch in der entgegen- 
geſetzten Richtung dringend nothwendig ſei, damit nemlich nicht vielleicht 
gerade die gefährlichfte, weil fehlauefte und heimtückiſcheſte Claſſe von 
Majeftäts-Beleidigern unter fehalen Ausflüchten der gerechten Strafe ent- 
fchlüpfen, weil fie nemlich ihre Schmähungen gegen die geheiligte Perſon des 
Monarchen hinter zweideutigen Floskeln oder unter dem Borwandezu mas- 
kiren wiffen, daß fie nur naherzählen, was angeblich ein Anderer gegen 
Die Perfon des Monarchen geäußert habe, oder was in diefer Richtung bei 
dieſer oder jener Strafbehörde vorgefommen fein foll, oder welche ſich etwa 
gar den Heiligen-Schein tiefer Entrüftung geben über das, was fie an- 
geblich gehört haben, und unter diefem Präterte vielleicht die ſchändlichſten 
Schmähungen gegen die Perfon des Monarchen vorbringen u. ſ. f. u. 1. f. 
Auch bei dDiefem Verbrechen wird, wie dieß analog bei dem Verbrechen des 
Hochverrathes (oben auf Seite 692) dargethan worden ift, nur eine fehr 
umfihtige Bedahtnahme auf die Individualität, auf die fonftige politifche 
Gefinnung und auf das Vorleben des Thäters, verläffige Anhaltspunkte über 
deffen fubjective Abficht zu gewähren im Stande fein, und es möge jeder 
gewiffenhafte und verftändige Richter hierbei den weifen Rath bes 
berzigen, den ſchon Modestinus in der berühmten Pandecten » Stelle: 
„lib.: XLVIII, tit. IV. fr. 7. 8.3% allen Richtern mit folgenden Worten ge: 
geben hat: „Hoc tamen erimen (Majestatis nempe) a judieibus non in 
occasionem ob Prineipalis Majestatis venerationem habendum est, sed 
in veritate: nam et personam spectandam esse, an potuerit 
facere, et ante quid fecerit, et an cogitaverit, et an sanae 
mentis fuerit: nec lubricum linquae ad poenam facile tra- 
hendum est: quamquam enim temerarü digni poena sint, tamen uf 
insanis illis parcendum est, si non tale sit delictum, quod vel ex scriptura 
legis descendit, vel ad Exemplum legis vindicandum est!“ — — 

Was endlich den 

V. 

Hauptmoment dieſes Verbrechens, nemlich die Strafe deſſelben, betrifft, ſo 
hat ſie das Geſetz ſelbſt ſehr einfach, mit Feſtſtellung eines einzigen Straf— 


verfolgen, weil er — ſo wurde praktiſch der Antrag begründet — die dem B 
in den Mund gelegten ehrfurchtverletzenden Aeußerungen wider die Perſon des 
Kaiſers nach ſeiner Angabe zwar nur erzählend und denuncirend dem 
B nachgeredet, der Wirklichkeit nach aber, da ſich feine Anzeige nicht erwahret 
babe, im Grunde felbftftändig, und zwar vor Gericht, daher öffentlich 
und vor mehreren Leuten vorgebradt habe! — — 
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fages — „ſchwerer Kerker von einem bis fünf zu Jahren“ — beftimmt, und 
dadurch, daß es demfelben keine befonderen Erſchwerungs- und Milderungs- 
Umftände beifügte, ftillfhweigend auf die hierüber gegebenen allgemeinen 
Borfchriften des III., IV. und V. Hauptſtückes ($$. 43 —55) dieſes Ger 
feßes zurückgewieſen.“) 


8. 64. 
Deleibigungen der Werden derlei Handlungen, oder thätliche Beleidigungen 


Mitglieder des fair 

—— gegen andere Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes vorgenommen, 
fo find fie, inſoferne ſich darin nicht ein ſchwerer verpöntes Ver: 
brechen darftellt, als Verbrechen mit Kerfer von einem bis zu 
fünf Iahren zu beftrafen. 


Die dem Staatsoberhaupte überhaupt, zumal in der Erb-Monarchie, von 
Seite der Staatsangebörigen fhuldige höchſte Ehrfurcht (vgl. Seite 7360.) 
ſchließt auch die Verpflichtung zu einem höheren Grad von Ehrerbietung 
gegen alle übrigen Mitglieder der nah den Grumdgefeßen des Staates zur 
Herrichaft berufenen Dynaftie ein, nicht nur deßhalb, weil in der Berlegung 
der Ehrerbietung gegen irgend ein Mitglied der regierenden Yamilie mittel: 
bar auch eine Verlegung der Ehrfurcht gegen den Monarchen felbft, ald das 
Haupt diefer Familie enthalten ift,**) fondern wohl auch darum, weil je nad 


*) Am Schluffe der Erörterung des $. 63 glaube ich noch erwähnen 
zu müffen, daß die vaterländifche Literatur über diefen Paragraph unferes 
neuen Geſetzes bereits eine fehr ſchätzbare und tief ceingebende Abhandlung 
eines fehr geachteten Griminaliften befiget, nemlih von Wafer, unter ber 
Ueberfchrift: „Das PVerbrehen der Majeftätd- Beleidigung“, in der Gerichtö- 
zeitung, Jabrgang 1843, Nr. 41—43. — Wenn ih nun in meiner vorſtehenden 
Erläuterung diefed $. 63 mehrfach von den Anfichten des chen genannten Ge— 
währsmannes abmweidhe, und mehrere von demjelben mit Stillihweigen über: 
gangene Punkte ausdrüdlich berübre, und ausführlich beleuchte, fo babe ich 
dafür überall meine Gründe angegeben, und diefe allein, nicht aber Autori« 
täten, fonnen in Dingen der Wiffenfhaft und Geſetzes-Auslegung entjcheiden. — 

»*) Fühlt fih doch aud im gewöhnlichen Leben jeder Private, zumal 
jedes Familien-Haupt durch eine irgend einem Mitgliede feiner Familie, 3. B. 
feiner Gattin, feiner Tochter oder Mutter, feinem Sohne oder Vater zugefügte 
Beleidigung auch felbft beleidiget, und hält fich berechtiget, die auf ſolche Art 
mittelbar zugleich ihm felbft zugefügte Beleidigung aud im eigenen Namen 
zu fühnen, zu rächen u. f. f. Hat doch ferner unfer gegenwärtiges Geſetz 
im $. 492 in Verbindung mit $. 495 jedem einzelnen Mitgliede einer Familie 
das Recht zugeftanden, jede feiner Familie in Collectiv « Bezeichnung zugefügte 
Ehrenbeleidigung ftrafgerichtlich zu verlangen, und ebenſo im $. 495 dad 
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Berfchiedenheit der Grund» und Succeffiong » Gefeße in der Regel jedem 
Mitgliede der Herriher: Dynastie eine nähere oder entferntere Anwartichaft 
auf den Thron ſelbſt zukommt. — Freilich hat diefer einfache von der Ber- 
nunftrechtswiſſenſchaft und namentlich von dem Staatsrechte der 
Jetztzeit aufgezeigte Gefichtspunft feinen Anhalt im biftorifchen Rechte, da 
er fih auch im umferer vaterlandifchen Gefeßgebung, gleichwie in dem ges 
meinen Strafrechte und in den Legislationen der übrigen deutfchen Länder, *) 
erſt ſpät feine Berechtigung errungen bat, indem die erfte Spur einer Her: 
vorhebung ſolcher Beleidigungen ale ein eigenes Verbrechen erft in der 
prov. Preßverordnung vom 31. März 1848 (melde aber gar nie zur gefeplichen 
Geltung Fam — vergl. die Anmettung auf Seite 272-274 d. W) vorfommt,*') und in 
den beiden folgenden Preßgefegen vom 10. Mai 1848 ımd 13. März 1849 


Befugniß, die Beftrafung auch derjenigen zu verlangen, welche einen feiner ver— 
ftorbenen nächſten familien =» Angebörigen jchmäbten u. dal.! — Warum jollen 
denn dieſe zarten Beziehungen gerade in Beziehung auf den Monarden, dem 
im monardifchen Staate doch die höchſte Ehre gebührt, minder forafältig ge» 
ſchützt ſein? — Iſt 08 daber nicht conjequent, in jeder Beleidigung irgend eines 
Mitgliedes der regierenden Yamilie auch eine mittelbare Beleidigung oder 
Ehrfurcht-Verletzung des Hauptes der regierenden familie, d. b. des Monarchen 
felbit zu erfennen, und infoferne die leßtere relativ ftrafbarer, als die Anjurie 
eines anderen Staatdangcebörigen ift, und ein befonderes Verbredyen bildet, folge 
richtig auch die Ebrenbeleidigungen gegen andere Mitglieder des Faiferlichen 
Hauſes ald ein analoges und eigenes Verbrechen zu behandeln? — 

) Während das römische Recht felbit die Senatoren und böchitaeitellten 
Beamten des Kaifers zum Gegenftande feines befonderen Schußes erbob (vergl. 
die Anmerkung ** auf Seite 674), und darin ſelbſt unfere vaterländifche The— 
resiana ihm nachfolgte (ſieh' die Anmerkung auf Seite 676): batte dieſes ältere 
Recht für die der Pietät des Monarchen doch nächititebenden gamilien-Angebörigen 
deffelben fein beſonderes Strafgeſetz! — — Erft das preußische Landrecht 
(Tit. 20, $. 203 u. fag.) erfannte in der Beleidigung der Aönigin und der 
übrigen Mitglieder des königlichen Haufes auch eine mittelbare Verlegung der 
Majeftät des Könige, und ibm folgte fobin, wenigitens theilweife, fchen früher 
das bairiiche Strafgefehbudh von 1513 (Art. 312— 314) und das olden- 
burgifche (Art. 317—319), in neuerer Zeit aber wohl alle deutſchen Straf: 
geſetze nach, als da: für Sachſen Art. 100—103; — Württemberg Art. 154 
bis 156 und 284; — Braunſchweig 88. 93 und 9; — Hannover 
Art. 140; — Heffen-Darmftadt Art. 152 und 153; — Baden $$. 610 
bie 613; — Weimar Art. 2—99; — Preußen & 77 u. ſ. — — — 

») Es war nemlich der 8. 18 der erwähnten Berordnung, welcher wort» 
lich folgende Anordnung enthalten batte: „Wenn die Beleidigungen der ange: 
führten Art (d 6. der im unmittelbar vorhergegangenen — hier oben auf Seite 736 in der 
Anmerkung angezogenen — $. 17 erwähnten Art) gegen ein Mitglied der Yamilie 
des Landesfürften gerichtet find, fo follen diefelben mit fchwerem Kerker 
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wieder der Uebermacht der Damals herrjchenden Anfichten weichen mußte, fo 
daß diefe beiden fpäteren Gefeße von diefem Verbrechen wieder gänzlich Um— 
gang genommen haben, und daß bis zum Eintritte der Wirkfamkeit des jetzt 
geltenden Strafgefeßes Ehren » Beleidigungen gegen Mitglieder des kaiſer— 
lichen Haufes nur wie Ebrenbeleidigungen gegen andere Private behandelt 
werden konnten, und bloß der Umftand, Daß man doch wenigſtens zwiſchen 
jedem folhen Beleidiger und dem beleidigten Mitgliede des Faiferlichen 
Haufes „das Verhältniß der Ehrerbietung" annehmen mußte, ale 
Erfhwerungss-Umftand der ftrafbaren Handlung in Anfchlag Fam ($. 239 
des II. Theils des St. G. B. vom 3. September 1803). — 

Die vorftehende Beftimmung des $. 64 umferes heutigen Geſetzes 
ift einfach umd Mar, und bedarf nach der vorausgeſchickten ausführlichen Er— 
läuterung des $. 63 nur in zwei Punkten einer näheren Beleuchtung. — 

Dadurch nemlih, daß der $. 64 in unmittelbarer Anreihung an den 
$. 63 mit den bezeichnenden Worten: „derlei Handlungen“ beginnt, if 
der ganze Inhalt des $. 63 auch auf den $. 64, d. h. auf die Mitglieder 
des faiferlihen Haufes herabbezogen, und es haben fofort alle über den 
$. 63 gegebenen Erklärungen, mit der einzigen Modification, daß es ſich bei 
dem legteren um die Ehrfurcht: Verlegung gegen die Perfon des Kaifers, 
und im $. 64 „gegen andere Mitglieder des faiferlihen Haufes“ 
handelt — und mit einer Verfchiedenheit in der Straf- Beftimmung,*) — 
auch auf den $. 64 ihre volle Anwendung zu finden. Abweichend von 
dem $. 63 find daher, außer der eben angedeuteten Verſchiedenheit der Straf- 
Beſtimmung, im $. 64 nur noch in Erwägung zu ziehen: 

A. das verfchiedene paffive Subject (Object) der im $. 64 bezeich- 
neten ftrafbaren Handlung; und 

B. die nebft den, durch Bezugnahme auf den $. 63 erwähnten, „Ehr— 
furht-Berlegungen der im $. 63 aufgezählten Arten“ im $. 64 


von ſechs Monaten bid zu einem Jahre beftraft werden.” — Es wurden alfo 
durch diefe Gefepesftelle die Ehrenbeleidigungen gegen die Mitglieder der faifer» 
lihen Familie zwar nicht ausdrüdlih ald Verbrechen erflärt; allein dadurd, 
daß fie mit Kerker- (nit Arreft-) Strafe, und fogar mit ſchwerem Kerker 
verpönt wurden, die Strafe des Kerkers aber im der öſterreichiſchen Straf- 
gefebgebung feit dem Jahre 1803 font nur auf Verbrechen feftgeftellt erſchien, 
wurden derlei Ehrenbeleidigungen wenigſtens in Anfehung ihrer widhtigften 
Rechtswirkung den Berbrehen gleich geftellt. — 

”) Auf das Berbrechen der Majeftätd Beleidigung ift nemlih im $. 63 
bie Strafe des ſchweren, auf jenes der Beleidigung eines anderen Mitgliedes 
de kaiſerlichen Haufes aber im 8. 6A nur des (einfahen) Kerkers, übrigens 
bei beiden in der gleichen Dauer von einem bie zu fünf Jahren feftgefept. — 
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noch weiter genannten „thätlihen Beleidigungen, infoferne 
ſich darin nicht ein fchwerer verpöntes Verbrechen dar— 
ftellt.* — 

Ad A. 


Das Geſetz erklärt ale Object (oder bie und da auch paffives Sub- 
ject genannt) diefes Verbrechens „die anderen’) Mitglieder des faifer- 
lihen Hauſes.“ — 

Frägt es fih nun darum, wer als Mitglied des kaiſerlichen Haufes 
des Kaiſerthums Defterreich anzufeben fei, fo kann dieß wohl nur aus den 
Grund: und Hausgeſetzen des Kaiferthbums, jo wie aus den Familien— 
Statuten des faiferlihen Haufes, deren letztes befanntlich vom 3. Yebruar 
1839, aber, gleih den früheren, nicht allgemein kundgemacht ift, entfchieden 
werden. — Nach Maßgabe diejer Entiheidungsquellen unterliegt es nun 
feinem Zweifel, daß alle aus dem durchlauchtigften Haufe „Habsburg: 
Defterreich = Lothringen "in ehelicher (. d. aus volktändiger und nicht etwa bloß 
morganatifcher oder (Ehe zur linken Hand abftammenden), ftandesmäfpiger**) und 
agnatifher”**) Mbftammung männlichen und weiblihen Abftämmlinge 
(Prinzen und Prinzeffinnen und beziehungsweife Erzherzoge und Erz— 


*) Dur das Wörtchen: „andere“, im Zufammenbange mit dem uns 
mittelbar vorbergebenden $. 63, wo nur von dem regierenden Kaifer bie 
Rede ift, hat das Geſetz auch diefen felbjt ale „ein Mitglied des kaiſerlichen 
Haufes“ erklärt, was nicht unwichtig ift, weil dadurch einer bereits mehrfach in 
der Prarid vorgefommenen, unten (Seite 774— 776) erörterten Bedenklichkeit in 
Beziehung auf die Frage: „ob man etwa auch einen gewefenen Kaifer von Defter- 
reich unter die Objecte dieſes Verbrechens reihen könne?“ begegnet wird. — 

») Daß nur die Descendenz eines öfterreichifchen Erzherzogs aus ches 
liher ftandesmäpiger Abftammung die Prärogative von Mitgliedern des 
faiferlihen Haufes erlange, wurde bieber wenigitend von der Obfervanz 
beobachtet (fich’ hierüber, und namentlich über einen berühmten älteren Fall 
mit der Philippine Welfer, deren ehelihe Söhne mit dem öſterreichiſchen 
Erzherzog befanntlih nur den Namen: „Markgrafen von Burgau“ führten, 
Schrötter's Abhandlungen aus dem öfterreihifhen Staatörchte, Wien 1766, 
5. Theil, Seite 293 u. fgg.). 

“) Daß nur die agnatifche, d. b. die durh Männer aud dem Haufe 
„Habsburg-Defterreich-Lothringen”“ abftammende Descendenz ald Mitglieder des 
kaiſerlich öſterreichiſchen Hauſes anzuſehen fei, liegt wohl fhon in der Natur 
der Sadıe, weil eine öfterreihifche Erzberzogin durch ihre Verbeiratbung an 
einen fremden Souverän oder Prinzen zwar für ihre Perfon die Präro- 
gative einer öfterreichifchen Erzherzogin beibehält, ihre Nachkommenſchaft 
aber, wie natürlich, und nad den hierin übereinftimmenden Gefegen aller Länder, 
den Namen, Stand und die Prärogative ded Baterd annimmt, und daher in 
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berzoginnen), gleichwie auch die durchlauchtigſten, in rechtmäßiger umd 
ftandesmäßiger (mit etwa bloß in morganatiiher) Ehe einem öfterreichiihen Erz: 
berzog angetrauten Gemahlinnen, *) ala Mitglieder des faiferlichen Haufes 
anzufeben feien; ohne weiteren Unterfchied, ob fie nach den erwähnten Grund: 
und Haudgefeßen den Titel: „Baiferlich-fönigliche * oder bloß: „könig— 
liche Hoheit“ führen. **) — Alle diefe Erzberzoge und Erzherzoginnen 


feiner Weise auf die Vorrechte öfterreichiicher Erzherzoge oder Erz 
berzoginnen Anſpruch machen, daher auch nicht unter die Mitglieder unjered 
faiferlihen Hauſes gezählt werden kann. — 

*) Daß die rechtmäßig, im volltändiger (nicht bloß morganatifcher) und 
ftandedmäßiger Ebe einem öfterreichifchen GErzberzoge angetraute Gemahlin 
ebenfalld die Prärogative einer öfterreichifchen Erzberzogin erlange, erbeilt ſchon 
aud dem $. 92 unferes a. b. &. ®., der feitiept: „die Gattin erbält den 
Namen ded Manned, und genicht die Rechte feines Standes.“ — 

**) Die obige Bemerkung ift praftifch wichtig, weil befanntlich nicht alle 
Griberzoge und Erzherzoginnen des faiferlihen Haufes „Habsburg » Dcfterreidh» 
Lothringen“ den Titel: „kaiſerliche Hoheit” führen. — — Durch dad a. b. 
Reicript vom 19. April 1755 (Codex austriacus, tom. V., pag. 995) wurde 
nemlih „allen Erzherzogen und Erjberjoginnen des Hauſes: „Habäburg- 
Defterreich » Lothringen“ flatt des bis dahin üblichen Titeld: „Durchlaucht“ nur 
der Titel: „königliche Hoheit“ ertheilt. — Ald aber jpäter Kaiſer Franz mit 
dem a. b. Patente vom 11. Auguft 1804, Rr. 677 der I. ©. S., für das Haus 
Defterreih den erblichen Kaifertitel annabm, wurde von Ibm mit eben diefem 
Patente auch „allen Seinen, und Seiner Nachfolger in der Regentichaft 
des Erzhauſes Defterreih Descendenten beiderlei Geſchlechts der Titel: 
„Laiferliche, königliche Hobeiten“ ertbeilt, und nach Inhalt eines ſpäteren Hof» 
fanzleiderreted vom 26. December 1806 (abgedrudt in der politifchen Geſetz— 
fammlung, Band 27, Seite 207) „eben diefer kaiſerliche Hoheitstitel auch 
fämmtlihen Herren Brüdern und Frauen Schweftern des Kaiſers 
Franz (und nah Maßgabe des 8. 146 unſeres a.6. ©. B, welcher dabin lautet: „Die (ebelichen) 
Kinder erlangen den Namen ibres Baterd, fein Wappen und alle übrigen nit bloß 
perfönliben Rechte feiner Familie und feines Standes — folgereht wohl auch deren 
weiterer Dedcendenz) beigelegt.” — Auf Diefe Weite aber wurden in die Verleihung 
des Faijerlichen Hobeitstiteld nicht einbezogen diejenigen Erzberjoge und Erz« 
berzoginnen des Erzbaufes Defterreich, welde weder Descendenten, noch Brüder 
oder Schweitern des Kaiſers Franz (als deutfcher Raifer der II. ald Kaifer von 
Defterreih der L) find, noch von den lepteren abjtammen, und welde ſonach 
bloß den Titel „königliche Hoheiten” beibehalten haben. Es find dieß die 
durdplauchtigen Erzberzoge und Erzberzoginnen, welche Abftämmlinge des vierten 
Sohnes der Kaiferin Maria Thereſia, des Erzherzogs Ferdinand, find, welcher 
Zweig befanntlih, nachdem er die Regierung von Modena angetreten batte, 
zugleich den Namen „Efte* angenommen bat, und ſowohl in dem derzeit in 
Modena regierenden Haufe der Erzherzoge von „Defterreih-Hab&burg-Lotbringen« 
Eſte“, ald auch in einem im Kaifertfume Defterreich felbft lebenden Mitgliede 
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behalten ferner nach eben dieſen Haus-Geſetzen und Familien-Statuten für 
ihre Perfon lebenslänglich die Prärogative, Titel und äußeren Ehren: 
bezeigungen eines öfterreichifchen Erzherzogs oder einer öfterreichifchen Erz— 
herzogin, und find daher auch in Bezug auf den $. 64 unferes 
Strafgeiehes fortan als Mitglieder des faiferliben Haufes 
anzufehen, wenn etwa auch die Erzberzoge einen auswärtigen Thron 
innehaben (mie dieß 4 ®. bei der Öfterreichifhen Eecundo: und Tertio-Benitur der Großherzoge 
von Toscana, und der Herzoge von Modena ſammt ihrer ganzen ehelichen und ſtandesmäßigen, 
agnatifchen Dedcendenz der Fall it), oder wenn auch eine öfterreichifche Erzherzogin 
einem fremden Eouverän oder Prinzen angetraut wird. — 

Hiernach ift ungezweifelt wohl auch jeder gewefene Kaifer von 
Defterreih aus dem Haufe „Habeburg » Defterreid) = Lothringen“, möge er 
num durch Tod oder Thron: Entfagung aufgehört haben, Kaifer zu fein, 
wenigfteng ale „ein Mitglied des Faiferlihen Hauſes“ anzufchen, 
da es ja bei der Entjcheidung diefer Frage ausſchließend auf die Ab- 
ſtammung (oder bei Frauen auch auf die Antrauung) anfommt, und die 
hiergegen mir aus der Prarid bekannt gewordenen Bedenken einer ge 
wiffen publiciftifhen Spißfindigfeit oder vielmehr Rabulifteret — daß nem 
lih ein gemwefener, eben fo wenig, als der regierende Kaifer als ein 
(einfaches) Mitglied des Kaiſerhauſes angefehen werden fönne, um fo unerbeb- 
licher ift, als jchon oben (Anmerkung * auf Seite 771) hervorgehoben 
wurde, daß fogar der dürre Wortlaut des $. 64 allerdings auch den 
regierenden Kaifer ale „ein Mitglied des kaiſerlichen Hauſes“ er 
klärt bat. — 

Damit fteht insbefondere auch noch die, fchon mehrfach praftifch ges 
wordene, Frage im Zufammenbange: „ob das im $. 64 bezeichnete Ber- 
brechen auch gegen bereit# verftorbene Mitglieder des Raiferlichen Haufes, 
3. B. durch Schmähungen, Läfterungen, Berfpottungen, Befchimpfungen 
gegen diefelben begangen werden könne?“ — Id kann die bejabende 


diefed durchlauchtigſten Hauſes repräfentirt ift. — Es fann daher nur als eine 
auffallende, und den Rechten dee chen erwähnten Zweiges des öfterreihifchen Erz: 
baufes nabe tretende Unrichtigfeit bezeichnet werden, wenn Frühwald (a.a.d. 
©. 74) ald „Mitalicder des kaiſerlichen Hauſes von Defterreih nur jene be— 
zeichnet, welchen das Prädicat: „Laiferliche königliche Hoheit gebührt”; da ja 
die eben genannten Erzherzoge und Erzberzoginnen des Zweiges „Defterreich- 
Habsburg » Lothringen » Ejte“ dadurch, daß ihnen in den Jahren 1804 und 1806 
nicht ebenfalls der Titel: „Laiferliche Hoheit” verliehen worden ift, gewiß nicht 
aufgehört baben — obgleich bloß als königliche Hoheiten — Erzherzoge und 
Erzherzoginnen von Defterreih, d. b. Mitglieder des regierenden (nun« 
mebr Raiferlihen) Haufed Defterreich zu fein! — 
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Löfung diefer Frage, die mir ungezweifelt im Geifte unſeres Geſetzes zu 
liegen ſcheint, nicht beffer begründen, als durd die wörtliche Anführung 
der Entfcheidungsgründe, womit der Gaffationshof in jüngfter Zeit fein Er— 
kenntniß vom 5. April 1854, 3. 3390, motiwirte, durch welches er — 
unter Aufhebung eines die eben aufgeworfene Frage verneinenden Er: 
fenntniffes eines Landesgerichtes — Jemanden wegen einer vor mehreren 
Leuten ausgeftopenen Schmähung gegen den verftorbenen Kaiſer Franz als 
fhuldig des im $. 64 bezeichneten Verbrechens erklärt hat. — 


Der Caſſationshof fpricht fich hierüber in eben fo ausführliher, ale 
überzeugender Weife wörtlich aus, wie folgt: 

„Das Landesgericht erkennt an, daß die von dem Angeklagten in 
einem öffentlichen Amte, und in Gegenwart mehrerer Perfonen über weiland 
Sr. Majeftät Kaifer Franz ausgeſtoßene Schmährede eine Beleidigung ent: 
halte, erachtet aber darin den Thatbeftand des im $. 64 des St. ©. be— 
zeichneten Verbrechens der Beleidigung eines Mitgliedes des Faiferlihen 
Haufes nicht erkennen zu Fönnen, weil diefer Paragraph, in Verbindung mit 
dem $. 4 des St. G., nur lebende Perfonen zum Gegenftande habe, Ber- 
ftorbene hingegen, da fie weder Rechte, noch Pflichten haben, der menſch— 
lichen Geſellſchaft entriffen feien, nur mehr der Gefchichte angehören, daher 
an denjelben ein derlei Verbrechen gar nicht begangen werden könne. 


Allein es lautet weder der $. 64 des St. G. dahin, daß das darin bes 
zeichnete Verbrechen nur durch Beleidigungen noch lebender Mitglieder des 
kaiſerlichen Hauſes begangen werde, noch bietet hiefür der $. 4 einen ent« 
fheidenden Anhaltsgrumd. Das Wefentlihe der Beftimmung des Ichtern 
Paragraphes bejteht darin, daß das Verbrechen aus der Bosheit des Thäters 
entftehe. Im $. 56 werden die Berbredhen eingetheilt in ſolche, welche die 
gemeinjchaftlihe Sicherheit unmittelbar im Bande des Staates, in den 
öffentlihen Vorkehrungen oder dem öffentlichen Zutrauen angreifen, und in 
ſolche, welde die Sicherheit einzelner Menfchen an der Perfon, dem Ber: 
mögen, der Freiheit oder anderen Rechten verlegen. Zu erjterer Gattung 
gehört auch das Verbrechen der Majeftätsbeleidigung, und das diefem nächft: 
geftellte Verbrechen der Beleidigung der Mitglieder des Faiferlichen Haufes, 
daher fie auch in das Hauptitücd von dem Verbrechen des Hochverraths und 
der Störung der öffentlihen Ruhe eingereiht find. 

Es handelt fih nemlich in vielen, ja in den meiften Fallen diefer 
Verbrechen nicht von der unmittelbaren Berührung und individuellen Ge: 
fühlaverlegung der allerhöchften, oder der hoben Berfonen, gegen die die Bes 
(eidigung vorgenommen wird, und welche davon meiften® gar feine Kenntniß 
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erlangen, fondern von der Berlegung der jhuldigen Ehrfurdt 
gegen den Monarchen und das Kaiſerhaus, welche aus Rüdficht 
der gemeinfhaftlihen Sicherheit in dem Bande des Staates 
und des öffentlihen Zutrauens, wenigſtens öffentlih oder vor 
mehreren Leuten, nicht verleßt werden darf, umd unter dieſen Umftänden 
als ein Verbrechen erklärt ift. 


Es ift nicht bloß die gegen das einzelne Mitglied, fondern 
gegen das Kaiſerhaus überhaupt ſchuldige Ehrfurcht, welde 
durh die im $. 64 mit Bezug auf den $. 63 angedeuteten 
Schmähungen oder Läfterungen verlegt wird. Die Ehrfurdt 
gegen das faiferlihe Haus wird aber unbeftreitbar ebenſowohl 
durch Schmähungen, Läfterungen oder Berfpottungen ver: 
ftorbener, wie lebender Mitglieder deffelben verlegt. Dieß muß 
bier um fo deutlicher in die Augen fallen, da es fih um ein Mitglied des 
kaiferliben Haufes handelt, der in der ehrerbietigen, dankfühlenden Er— 
innerung feiner vielen noch lebenden Zeitgenoffen, und in den vielen während 
feiner langen Regierungsperiode gefchaffenen Werken noch fortlebt. 


Das Landesgericht bezieht fih in der Begründung feiner Anfiht auch 
auf den $. 495 des St. G., welher eine Ausnahme von der Regel auf: 
ftelle, die daher auf den dafeldft beiprochenen Fall beſchränkt werden müffe. 
Allein diefer Paragraph ftellt feine Ausnahme von einer Regel auf, 
fondern er enthält vielmehr nur einen wortdeutlihen Beleg, 
daß das allgemeine St. G. auch das Andenken der Verftorbenen 
fhüßen wolle; es bedurfte jedoch binfichtlih der in den $$. 487 —494 
bezeichneten Ehrenbeleidigungen gegen Privatperfonen, da eine Unter 
fuchung und Beftrafung derfelben nur auf Verlangen des betheiligten Theiles 
ftattfindet, der ausdrüdlichen Erwähnung, daß das Recht, dieſes Verlangen 
zu ftellen, weldes von dem Verſtorbenen nicht ausgeübt werden kann, auf 
deſſen hinterblicbene Angehörige übergehe, was bei dem von Amtswegen zu 
unterfuchenden und zu beftrafenden Verbrechen des $. 64 ausdrüdlich zu 
erwähnen nicht erforderlich war. Daß das Gefek nur das Andenken 
verftorbener Privatperfonen, nicht aber au das Andenken ver 
ftorbener Mitglieder des faiferlihen Haufes, an deffen Unver— 
letzbarkeit fih das öffentliche Interefje knüpft, in Schuß ge— 
nommen habe, läßt fich mit haltbarem Grunde nicht behaupten. 

Die dem Angeklagten zur Laft gelegten, vor mehreren 


Berfonen gegen weiland Se. Majeftät den Kaifer Franz aus— 
geftoßenen Schmähreden begründen daher allerdings das im 
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8. 64 des St. ©. bezeichnete Verbrechen der Beleidigung eines 
Mitgliedes des kaiſerlichen Hauſes.“) — — 

Wird nun einmal eine der im $. 64 erwähnten „ehrfurdhtverleßenden 
Handlungen oder Neußerungen der im $. 63 bezeichneten Art, oder eine 
thätliche Beleidigung“ gegen ein Mitglied des Faiferlihen Haufes begangen, 
fo ift ed, wie dieß oben (Seite 742) bei der analogen Beziehung hinſichtlich 
des Verbrechens der Majeftits » Beleidigung dargethan worden ift, gleidh- 
giltig, ob eine ſolche Beleidigung gegen dafjelbe namentlid, oder durch 
andere auf dafjelbe paffende Kennzeichen; — ob individuell, oder durch 
eine Collectiv Bezeichnung gefchicht, wie z. B. gegen die gefammte kaiſer— 
lihe Familie, indem hierdurch auch alle einzelnen Mitglieder derjelben 
mitsbeleidiget erfcheinen; **) — ob ferner die Ehrfurcht gegen den Beleidigten 


*) Die in den vorftchenden Entjcheidungsgründen enthaltene Entwidlung 
fchließt zugleich die weitere Behauptung cin, dag auch Ehrenbeleidigungen gegen 
verftorbene Mitglieder des a. b. Kaiferbaufes, gleichwie jene gegen die Ichen» 
den, und fo wie dad Verbrechen der Majeftäts-Beleidiqung von Amtswegen 
verfolgt werden müffen, während Ehrenbeleidigungen gegen Brivate nah Vor— 
ſchrift des 8.495 nur auf Verlangen des Beleidigten, und gegen Berftorbene 
nur auf Begehren feiner binterlaffenen nächſten Angebörigen ftrafgerichtlich vers 
folgt werden dürfen. — Diefer Unterschied ift ebenfalls tief im Spfteme unferes 
pofitiven Gefepes begründet. — Bei Verbrechen kennt nemlich unfer Geſetz 
feine einzige Ausnabme von dem Brundfage der ftrafgerichtlichen Ber: 
folgung von Amtswegen (vergl. meine leitenden Grundſätze der öſterreichiſchen 
Et. P. D. vom 29. Juli 1853, Seite 23 die Anmerkung), und c& mußte alio 
dieſes Princip um fo gewiſſer bei den in den 88.63 und 64 bezeichneten Verbrechen 
feftgebalten werden, ald fte unfer Befeß (mie auch die vorftchenden Entideitunge: 
gründe ausführlich dartbun) nicht aus dem Standpunkte der Berlekung der Privat: 
Rechte des Kaiferd oder der Mitglieder des Kaiferbaufes, ſondern ale ſ. g. 
öffentliche Verbrechen auffaßt (vergl. Seite 657 — 659 d. W.), bei welchen 
daber fhen nach ihrer inneren Natur der Grundjag der Berfolgung von 
Amtswegen in Anwendung fommen muß. — Uebrigens ift die bier oben be- 
hauptete Anficht, daß nemlich der $. 64 allerdinge auch auf Beleidigungen be- 
reitd verftorbener Mitglieder des a. b. Aaiferbaufes Anwendung finde, meines 
Wiſſens bisher wenigftend vorberrfchend aud von der Praris der unteren 
Gerichte in den meiften Kronländern fejtgebalten, und auch in einer an Die ob 
der ennd. Generalprocuratur ergangenen Belehrung des Jujtizminifteriumd 
vom 10. Juni 1854, 3. 5887, als die geiehlich richtige anerfannt worden. — 

») Bergl. oben auf Seite 742 die Anmerfung — In dem daſelbſt 
bezogenen Ertenntniffe vom 28. Juni 1854, 3. 6868 hat der Gaffationsbof ind» 
befondere auch die obige, von mir verfochtene Anficht, daß man nemlich durd) 
Schmähungen über die faiferlihe Familie im Allgemeinen nicht bloß das 
im 8.63 bezeichnete Verbrechen der Majeftätsbeleidigung, fondern noch überdick 
(coneurrendo) auch das im $. 64 vorgefebene Berbrechen begebe, in einem einzelnen 
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als Privatmann, oder mit Beziehung auf die von demſelben vielleicht zu⸗ 
fällig eingenommene öffentliche Stellung verletzt wird, und ob die gegen 
den Angegriffenen vorgebrachten Aeußerungen, eben weil es ſich hier wieder 
nur um Verletzungen der den Mitgliedern des kaiſerlichen Hauſes ſchuldigen 
Ehrfurcht handelt, auf Wahrheit beruhen oder nicht. — — 

Ad B. 

Perſönliche Beleidigungen gegen den Monarchen hören dann, wenn 
ſie in eine unmittelbare Handanlegung gegen deſſen Perſon, ſei es auch 
nur in der Form einer leichten körperlichen Verletzung oder einer bloßen 
Bedrohung Gefährdung) ſeiner körperlichen Sicherheit ausarten, auf, 
Verbrechen der Majeſtäts-Beleidigung zu ſein, und gehen in das Verbrechen 
des Hochverrathes über (vergl. oben Seite 743 die Anmerkung **). — Anders 
aber ift dieß bei den übrigen Mitgliedern des kaiſerlichen Haufes, welche, ver 
verglichen mit allen übrigen Staate-Einwohnern, von dem Geſetze durch den 
8.64 allerdings in Beziehung aufihre Ehre in einen vorzugsmeifen Schuß 
genommen, binfichtlich aller anderen Güter und Rechte aber bei der allgemeinen 
Gleichſtellung belaffen worden find. — Darum mußte für den Fall, wenn 
perfönlihe Beleidigungen (. i. Handlungen, wodurd ihre Berfon oder Ehre auf eine 
ihnen Leid verurſachende, oder für fie kränkende Weife angegriffen wird — vergl. lit. a auf Seite 743) 
gegen ein anderes Mitglied des Kaiferbaufes auf thätliche Weiſe (m. d. ent- 
weder auf eine fi gegen den Anderen dur unmittelbare Gewaltfamteit, oder gewaltigen Angriff 


auf feine Perfon, oder auch ohne folhe, nur duch Tbatbandlungen anderer Art Aufernde 
Weiſe, fo dan auch jede tbätige Beleidigung oder Real-Injurie darunter zu fubjumiren ift*) 


Falle zu Recht erfannt, und mit folgenden überzeugenden Worten motivirt: 
„Das Geſetz wollte die Ehre nicht nur einzelner phyſiſcher Perfonen, fondern 
auch der Familien jhüsen, wie fich dieß aus der Beftimmung des $. 492 un« 
zweideutig ergibt, nach welcher die Angriffe auf die Ehre der Kamilie als ftraf- 
bar erklärt werden. Wenn nun das Geſetz Schmähungen der Familien 
von Privat-Perjonen dem Strafgefeße unterwirft, fo muß dich 
notbwendig um jo mehr bei Shmäbungen der faiferlichen Familie 
der Fall fein, gegen weldhe Jedermann zu einer befonderen vor— 
zugsweiſen Ehrerbietung verpflichtet if.” — — 

*) Die obige Bedeutung des Wörthend: „thätlich”, wornach daſſelbe 
bald im weiteren Sinne für fononim mit „thätig* genommen, daber unter 
einer „thätlihen Beleidigung” eine jede ſich durch Thathandlungen 
(factis, sen re) was immer für einer Art, daher 3. B. allerdings durch Ge— 
berden oder Gefticulationen, obne unmittelbaren gewaltfamen Angriff auf Die 
Perfon des Beleidigten, äußernde Beleidigung, mit Einem Worte jede ſ. g. 
Real» und ſymboliſche Injurie, darunter verftanden wird (vergl. die Anmer- 
fung *"* auf Seite 743); — bald aber auch nur in einem engeren Sinne 
aufzufaffen ift, wornac der Auadrud: „thätliche Beleidigung“ zugleich den 
Nebenbegriff einer unmittelbaren Handanlegung, oder eined gewalttbätigen 
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vor fih gehen, eine befondere Borforge getroffen werden, Damit derlei Thät- 
lichkeiten, wenn fie bie zu einer gefährlichen Bedrohung oder gar wirklichen 


Angriffes auf die Perfon des Beleidigten einschließt — — rechtfertigt ſich 
fhon aus dem gemeinen Sprachgebrauche, und aus den Paralletftellen der 88.312 
und 313 unferes Geſetzes, wo nemlich die Bezeichnung: „tbätliche Beleidi- 
gung“ ald Gegenſatz der „wörtlichen” gebraucht, und eben dadurh ange- 
deutet wird, daß das Geſetz den Ausdrud: „thätliche Beleidigung“ auch im 
weiteren Sinne gebraucht, d. b. jede nicht durch Worte, fondern auf eine 
andere Art fih bethätigende Anjurie verftche, indem fonft ohne diefe 
Interpretation das Gefep eine offenbare Lücke darbieten, nemlich alle nicht chen 
dur Worte oder gewalttbätigen Angriff auf die Perfon des Beleidigten gefche- 
henden Beleidigungen (die dod häufig, 4. B. durch fpottende Geberden, durh Autipuden vor 
Jemanden mit einer veracdhtungbezeigenden @efticufation u. dgl., um Vieles präananter find, als 
bloße Berbal-Injurien) geradezu ausgelafien baben würde. — In diefem weiteren 
Sinne hat aud der Eaffationdhof gerade bei den oben angezogenen Parallel» 
Stellen den Ausdrud: „thätliche Beleidigung“ von jeher gedeutet, und feinen Ent» 
ſcheidungen zu Grunde gelegt. So hat er z. B. mit dem Erkenntniffe vom 4. Jänner 
1854, 3. 13608 (dad auszugöweiſe auch in der Gerichtäzeitung, Ar. 28, mitgetbeilt 
wird), nach Auseinanderfeßung der dem Angeflagten zur Laſt liegenden Thatſache, 
wornach „derfelbe gegen einen in Bollziehung eines obrigkeitlichen Auftrages be» 
ariffenen Gerichtöabgeordnneten unter heftigem Gefhrei und Schimpfen die 
Fäufteerboben, die von dem Gerichtsabgeordneten überbrachte Vor— 
ladung zuſammengeballt, und dem lepteren vor die Füße geworfen 
hatte“, und in welchen Thathandlungen der defhalb „megen thätlicher 
Beleidigung des Gerichtsabgeordnneten” werurtheilte Nichtigkeits-Beſchwerdeführer 
wenigjtend feine thätliche Beleidigung erfennen wollte, die ſe Nidtigfeits« 
Beichwerde verworfen, und dieß ausdrüdlic mit folgenden Worten begründet: 
„Es liegt alfo in der Handlung des Befhmwerdeführerd die im 
8. 312 erwähnte Uebertretung (seil. der tbätlichen Beleidigung eines Amt&-Abgeordnieten) 
zu deren Begriffe nicht eben eine unmittelbare Handanlegung 
anden Gerihtd:- Abgeordneten erforderlich ift, da cine (seil aus dem 
Zufammenbange tbätlihe) Beleidigung auch auf andere Art, z. B. durd 
jpottende Geberden gefheben kann.“ — — Webereinftimmend biermit 
erklärte der Caſſationshof in feiner Entfheidung vom 10. Mai 1854, 3. 4549 
(in der Gerichtözeitung, Nr. 76, abgedrudft), gegen die (Nichtiakeite-) 
beichwerdeführende Staatdanwaltfchaft (melde behauptet hatte: „daß eine thätliche Ber 
leidigung immer eine mechanische Handlung, eine phyſiſche Berührung voransfche") —, unter 
Berwerfung diefer Behauptung und Befhwerde — wörtlich Folgendes: 
„Der im 8.331 gebrauchte Ausdrud: „thätlihe Beleidigung“ hat 
nicht die befchränfte Bedeutung einer unmittelbaren pbpfiidhen 
Berührung oder mehanifhen Handanlegung, fondern, fowie Darunter 
nah der ausdrüdlichen Erklärung des Geſetzes indbefondere ungeſetzliche Ber- 
baftncehmungen begriffen find, melde in den mehreren fällen obne phyſiſche 
Berührung der Perſon bloß dadurch erfolgen, daß der Betreffende dem an ibn 
ergebenden Befehle Folge leiftet, und an dem ibm amgewiefenen Orte verbleibt, 
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förperlichen Berlegung ausarten, nicht etwa mit der geringeren Strafe 
einer bloßen Ehrens- Beleidigung durchſchlüpfen, jondern vielmehr als 


ebenfo muß unter einer tbätlihen Beleidigung jede andere De» 
Ihränfung in der Freiheit des im Allgemeinen erlaubten Thuns 
oder Laſſens, welche fich eine Amtsperfon ald folhe unberech— 
tiget und ohne binreihenden Grund anmaßft, verftanden werden. 
— Nicht in den Worten des (am die Beleidigten) ergangenen Befehld (der im Falle 
der Frage dahin gerichtet war, daß fie auf der Gaſſe micht miteinander reden, und nicht miteinander 
geben follten), jondern in dem ihnen dadurch angetbanen, thatſächlich wirfen- 
den Zwange, dad zu unterlaffen, was gemeiniglih Jedermann zu thun frei 
ftcht, liegt das fie vor ihren Mitbürgern Herabſetzende, fomit die 
thätlide Beleidigung.“ — Ebenſo beftimmt fpricht fih der Gaffationshof 
in gleihem Sinne in feiner Entfcheidung vom 6. September 1854, 3. 9523 
(Gerichtäzeitung, Nr. 132), mit den Worten aut: „Auch dad Droben mit 
der Kauft in's Geſicht des Marftcommiffärd (in Beziehung auf welchen 
ed fh um Dafein einer wörtlihen oder thätlichen Beleidigung nah &. 312 im Falle ber 
Frage handelte) ift eine thätlihe Belcidiaung, ohne daß ed nöthig wäre, 
daß eine folde Beleidigung, wie ed der Angeklagte bebauptet, 
ein unmittelbares Einwirfen auf den Körper des Marktcommif- 
fürs haben müßte, weil fonft eine große Anzahl von Beleidi« 
gungen ftraflos bleiben müßte, wie 5. B. fogenannte Katzenmu— 
jiten, Spottbilder, das mit verahtenden Mienen begleitete 
Ausfpuden vor einer Perſon u. dal. m., welde Handlungen nad 
Umftänden allerdings «seit. thätlich) Beleidigungen bilden fönnen, 
ohne Daß der Beleidigte dadurch an feinem Körper auf irgend 
eine Art berührt wird." — 

Bon minderem Belange find diejenigen einjchlägigen Entſcheidungen des 
Gaffationshofeg, welche ich noch auf das frübere St. G. B. vom 3. September 1803 
bezichen, weil daffelbe an den analogen Stellen nicht den Ausdrud: „tbätlich“ 
fondern vielmehr „thätig“ hatte (fich’ die $$. 72, 73 und 86 des IL Th. deffelben). 
— Dabin gebört 3. B. das Erfenntniß vom 11. Sept. 1851 (Gerichtäzeitung, 
Nr. 234), womit „das Werfen mit Steinen nah Jemandem“; ferner 
die Entſcheidung vom 21. Mai 1852, 3. 5062 (Gerichtdzeitung, Nr. 100), 
wodurh auch „das Ergreifen eines im Dienfte begriffenen Beamten, oder 
einer Wache an der Bekleidung, wenn e3 nicht im Scherze oder in Zutrau« 
lichkeit, fondern in Folge eined Streites mit demfelben gefchicht, als thätige 
Beleidigungen erklärt worden find,“ u.m.a. 

Fragt man aber nad den Gründen, weldhe dad dermalige Geſetz be 
wogen baben mögen, die Ausdrudäweife des früheren Geſetzes: „thätig“ an 
den bezogenen Stellen zu verlaffen, und dafür das Wort: „thätlih” zu 
gebrauchen, jo dürften fie wohl in der Betrachtung liegen, daß cinerfeitd gerade 
auch der frühere Auddrud: „thätig“ mannigfache Zweifel und Gontroverfen 
herbeigeführt hatte, wie man ſich aus Kudler's Gommentar über den II. Theil 
des St. G., und deffen in den verfchiedenen Auflagen wechfelnden Deu- 
tungen dieſes Ausdruckes, fo wie aus den mannigfachen dagegen von den ver— 
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dasjenige ſchwerer verpönte Verbrechen behandelt werden, welches fie, 
abgefehen von dem $. 64, bilden. — 

In diefem Sinne bat alfo der voritehende $. 64 den beſchränkenden 
Zufag aufgenommen, daß „thätlihe Beleidigungen gegen andere Mitglieder 
des faiferlihen Haufes nur infoferne ald Das (mit relativ geringerer Strafe bedrohte) 
Berbrechen der (Epeen) Beleidigung gegen diefelben geahndet werden follen, ala 
fich Darin nicht (obnehin ſchon nad anderen Befepeöftellen) Die Merkmale eines ſchwerer 
verpönten (d. h. mit einer, entweder in Beziehung auf ihre Qualität fehärferen, oder bins 
ſichtlich ihtet Ertenfion größeren, Etrafe bedrohten — vergl. Seite 456 — 460 d. W.) Mer: 
brechens erkennen laſſen“, in welchem Falle alſo — ganz im Einklange mit 
denjenigen Grundfäßen, welche unfer Gefeß confequent bei allen analogen 
Fällen einer ſolchen Schein-Concurrenz durchführt (vergl. Seite 487 d. W.) — 
nicht etwa eine Concurrenz beider Berbrehen, fondern nur dag Eine 
derfelben, und zwar die Begriffs - Beftimmung und Strafe des ſchwerer 
verpönten Verbrechens auf eine derlei thätliche Beleidigung Anwendung 
finden foll. Als ſolche Schwerer verpönte Verbrechen, in welche eine 
thätliche Beleidigung ihrer Natur nah ausarten kann, jtellen fih num denk— 
barer Weife dar die Verbrechen des Aufftandes ($. 65), Aufruhres 
($. 73), der öffentlichen Gewaltthätigfeit der in den 88. 76, 78, 81, 83, 
85, 87, 90, 92, 93, 95, 96, 98 und 99 bezeichneten Falle, des Miß— 
brauches der Amtsgewalt ($. 101), felbjt der Religionsftörung unter ges 
wiffen Umftänden ($. 122 lit. b), der Nothzucht, Schändung, Berführung 
zur Unzucht oder Kuppelei in Beziehung auf eine unfchuldige Berfon ($$. 125, 
127, 128, 132 und 133), des Mordes oder Todfchlages ($$. 134 und 
140), der Abtreibung der Leibesfrucht ($$. 144 und 147), der Weglegung 
eines Kindes ($. 149), der fchweren körperlichen Beſchädigung ($$. 152 
und 153), des Zweikampfes ($. 158), der Brandlegung unter gewiffen Um— 
ſtänden ($. 167 litt. a und f), des Diebſtahls unter gewiffen Umftänden 








ſchiedenen Recenfenten gemachten polemifhen Bemerkungen überzeugen fann; — 
und daß andererfeitd das neue Gefep bierbei doch auch zu berüdfichtigen batte, 
daß an den bezogenen Gejepes » Stellen von dem Dafein einer thätigen oder 
thätlichen, im Gegenfage einer bloß wörtlichen Beleidigung indbefondere die 
größere Strafwürdigfeit der erfteren abbängig gemacht wird, cine ſchwerere 
Beftrafung für derlei Injurien aber nach der Natur der Sache oder legislativ ind- 
befondere dann motivirt erfcheint, wenn eine ſolche Real-Injurie mit einem 
gemwaltiamen oder gewöhnlih fogenannten thätlihen Angriff auf bie 
Perſon des Beleidigten begleitet ift, wornach es alfo für die Gefepgebung ange» 
zeigt war, vorzugsweiſe aud diejed Mertmal („thätlih” im eminenten 
Sinne des Worted) durch den für derlei Injurien zu wählenden Ausdruck 
anzubeuten. — 
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($. 174 3. J. und $ 179), des Raubes ($. 190), des Betruges ($. 197), 
jelbit der zweifachen Ehe unter gewiſſen Umftänden ($$. 206 und 208) und 
der Berläumdung ($. 209). — Tagegen folgt aus diefer gefeglihen Be: 
fimmung a contrario von felbit, daß alle jene thätlichen Beleidigungen 
gegen andere Mitglieder des Faiferlichen Haufes, in welchen fi, abgefehen 
von dem $. 64, nur ein Vergeben, oder eine Uebertretung, z. B. eine 
der in den 88. 335, All, 431, 487 — 491, 496 u. ſ. f. bezeichneten 
förperliben Berlegungen oder Ehrenbeleidigungen erkennen laffen würde, 
nicht mehr dDiefe Paragraphe und geringer verpönten ftrafbaren Hand- 
lungen, fondern ausſchließend das im $. 64 bezeichnete Verbrechen zur 
Anwendung zu kommen habe. — 


8. 65. (88. 57 und 59.) 


Des Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe ins Kur. 
macht fi fohuldig, wer öffentlich oder vor mehreren Leuten, 
oder in Drudwerfen, verbreiteten Schriften oder bildlichen 
Darftellungen 
a) zur Beratung oder zum Hafle wider die Perfon des 

Kaifers, wider den einheitlichen Staatsverband des Kaifer: 

thumes, wider die Regierungsform oder Staatöverwaltung, 

aufzureizen fucht, oder 

b) zum lngehorfam, zur Auflehnung oder zum Widerftande 
gegen Gefege, Berordnungen, Grfenntniffe oder Ber: 
fügungen der Gerichte oder anderer öffentlicher Behörden, 
oder zur Verweigerung von Steuern oder für öffentliche 

Swede angeordneten Abgaben auffordert, aneifert oder zu 

verleiten fucht. 

Des gleichen Verbrechens macht fi auch derjenige 
fhuldig, der 
ec) Berbindungen zu fliften, oder Andere zur Theilnahme an 
ſolchen zu verleiten fucht, oder felbft in was immer für 
einer Weiſe daran Theil nimmt, die fich einen der unter 
lit. a und b bezeichneten ftrafbaren Zwede zur Aufgabe 
ſetzen. 

Die Strafe dieſes Verbrechens iſt ſchwerer Kerker von 

einem bis zu fünf Jahren. 
8.57. 


Wer bodbafter Weile anderen Mitbürgern durch Reden, fchriftliche oder bildlihe Störung der 
Darftellungen ſolche Bejinnungen einzuflößen fuher, woraus Abneigung gegen bie — Nube 
td Staates. 
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Negierungdform, Staatöverwaltung, oder Landeſsverfaſſung entjichen fann, 
begeht das Verbrechen der Störung der Öffentlichen Ruhe. 


(88. 26 und 27 ded prov. Prefgejeked vom 13. März 1849.) 
($- 26.) 
„Mer durh Drudicriiten (entweder) 


a) Andere zum Ingeborfam, zur Aufleßnung oder zum Widerftande gegen Geſeße, Ber: 
ordmingen, Grläffe der Gerichte, Berfügungen der öffentlichen Behörden oder wider Die zu Derem 
Bollziebung berufenen Craane — — auffordert, aneifert oder zu verleiten ſucht, wird, wenn fi 
die Handlung nicht ale eine ſchweret verpönte andere Uebertretung barftellt, 
mit Kerfer bis zu zwei Jahren beftraft.” 


(8. 77.) 
„Derielben Strafe unterliegen Shmäbungen der Reiche: oder Landesverfaffung — — — 
Bei periodifhen Drugſchriften ift überdieß in den Ballen diefes und des vorhergehenden Varagraphes 
auf den Berfall der Gaution bis zum Berrage von taufend Gulden E. M. zu erfennen. *) 


Die rehtsgefhichtlihe Entwicklung des vorftehenden Geſetzes 
hat in unferem VBaterlande einen jehr eigenthümlichen Gang genommen, wor 
bei man die drei Abſätze a, b und e defjelben auseinanderhalten muß. — 


Dasjenige, was munmehr im Abſatze a des vorftehenden $. 65 an⸗ 
geordnet ift, verlor fi, injoweit es bereits ald eine Aufforderung zu einem 
Unternehmen contra securitatem des Staates felbit angejehen werden 
konnte, in unferen älteren Gefeßen, gleichwie in dem römifchen und in dem 
gemeinen Strafrechte unter dem Majeftäts-Verbrechen im weiteren Sinne 
des Wortes, und infoweit cs fih um Aufftahlung zum Haffe oder zur Ber: 
achtung gegen die Perſon des Landesfürften handelt, unter dem Verbrechen 
der Majeftäts-Beleidigung im engeren Sinne (vergl. die oben auf Seite 674 
bis 676 in den Anmerkungen citirten Stellen der früheren Gefege). Erſt 
das Patent vom 2. Jänner 1795, Nr. 209 der 3. ©. ©. (fieb’ deſſen 
Genefig auf 677 d. W. in der Anmerkung), hatte aus „dem frechen Tadel 
in öffentlichen Reden, Schriften oder bildlihen Darftellungen, wodurd die 
Gemüther zum Mipvergnügen gegen die Regierungsform, Staatsverwaltung 
oder Landesverfaffung aufgewiegelt werden könnten“, ein bejondered 
Verbrechen „der Störung der öffentlichen Ruhe“ conftruirt, und mit diefem 


*) Im ähnlicher Weife, wie durd die vorftchenden zwei Paragrapbe 
des probiforifchen Preßgefepes vom 13. März 1849 wurden auch ſchon durch 
die beiden früheren, in ihrer Geltung fo epbemeren proviforifchen Verord⸗ 
nungen vom 31. März 1845 und 18. Mai 1848 (vergl. die Anmerkung auf 
Seite 272 — 274 d. W.) analoge Angriffe durch die Preffe für firafbar erklärt, 
jedoch mit dem denkwürdigen Unterſchiede, daß im der erfteren ($$. 19 und 20) 
ſowohl „die Conſtitution ald auch die Verwaltung des öſterreichiſchen 
Kaiferftaates gegen Shmähungen und verhöbnende Darftellungen“, 
in der lepteren (5. 12) hingegen nur die Conftitution (keineswegs mehr die Staate- 
Verwaltung), und felbjt die erftere gegen dergleihen Darftellungen nur infoferne 


in Schuß genommen wurde, als derlei verhöhnende Darftellungen zugleih un» 
wahr warın! — — 
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Namen,*) gleichwie mit geringen Abanderungen in der Neal» Definition, 
ging diefes Verbrechen in den $. 57 des St. G. B. vom Jahre 1803, und 
aus diefem, mit Einichaltung des fih auf die Berfon des Monarchen be: 
ziebenden ganz neuen Zufaßes, in die lit. a unferes vorftchenden $. 65 über. — 

Ebenjo find auch die in den Abſätzen b und e diefes Paragraphes 
enthaltenen Beftimmungen, wenigftens infomweit dadurch ein eigenes Ver— 
brechen fetgefeßt wird, in unferer vaterländifchen Strafgefeßgebung neu. — 


*) Es mag nicht in Abrede geftellt werden, daß der obige, wenn 
gleih nunmehr ſchon feit ſechs Jahrzehenden bei und eingebürgerte Name: 
„Störung der öffentlihen Ruhe“ die darunter begriffene Sache nicht fehr 
glücklich bezeichnet, oder wenigſtens der damit verbundenen gefeplichen Begriffe» 
beftimmung nicht für alle Fälle entfpricht; denn aus den im $. 65 unter 
allen drei Abfägen vorfommenden Aufforderungen kann wohl und wird 
ſehr bäufig eine wirklihe Störung der öffentlihen Rube im Staate, 
3. B. ein Aufftand, Aufruhr, Empörung, Bürgerkrieg u. ſ. f. entjteben; es ift 
dieß aber keineswegs nothwendig der Fall, und liegt auch nicht nothiwendig in 
der Abficht des Aufforderers. — Es fcheint daher nicht ganz zweckmäßig zu 
fein, den Namen cined Verbrechens nach einer nur aufälligen, und nur hie 
und da eintretenden factifchen Wirkung zu wählen, und es fcheinen mir jene 
neueren Gefeßgebungen den Vorzug zu verdienen, welche für die in unferem 
vorftchenden $. 65 vorfommenden Berbrehen entweder gar feinen beftimmten 
Namen, oder die für die im Abſatze vorkommenden Aufreizungen die Bezeich- 
nung: „Derabwürbigung der Staatöverfaffung und Beleidigung der Landes» 
tegierung x.“ gewählt haben. Biclleiht wäre aud die ganz allgemeine Be- 
zeichnung: „Verbrechen der Aufwieglung“, welche unfer Gefeg für ein ganz 
analoges Vergeben gewählt hat ($. 300), nicht ganz unpaffend. — Vergl. 
übrigend die verwandten Geſetzesſtellen der neueren deutſchen Strafgefege in 
C. F. Müller’d bekannter Sammlung „des preuf. St. ©. B., zufanmen« 
geftellt mit den übrigen deutjchen Strafgefegen, Halle 1852” bei den Zufäßen 
zu den $$- 87, 93 und 101, und in deffelben Verfaſſers Zufammenftellung 
„des öfterr. St. G. B., mit den übrigen deutfchen Strafgefegen, Pet und 
Wien 1853*, bei den Zufägen zum $. 65. — — 

Bei dieſem Anlaffe glaube ich überhaupt unfere öſterreichiſchen Auriften 
vorzugẽweiſe auf das letztere, fo viel mir befannt wurde, biöher in unferem 
Vaterlande noch viel zu wenig bekannte Werk aufmerkſam machen zu follen. 
Es ftellt, unter wörtlihem Abdrude unferes Strafaefepes vom 27. Mai 
1852, und nad der Paragrapben-Ordnung dbeffelben, vergleichend Die 
jedem einzelnen Paragraphe unſeres Geſetzes correlaten oder doch analogen Stellen 
aller neueren deutichen Strafgefeke, beginnend von dem bairifchen vom Sabre 
1813, bis einfchliehig zum preußiſchen vom 14. April 1851, mit wörtlihem 
Addrude diefer Parallel»Stellen der fremden Befeke, nebeneinander, 
und verfhbafft hiermit in der fürzeften Zeitden gewünſchten Ueber— 
blid zum Behufe des vergleihenden Studiumd der neueren deutfchen 
Strafgeſetzgebung mit unferem vaterländifhen Strafrehte — 
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Die erftere derfelberi hat, infoweit fie nicht mit der Aufforderung zu Auflauf, 
Aufftand, Aufruhr, Hochverrath (durch Empörung, Bürgerkrieg) u. ſ. f. zus 
fammenfällt, wo fie nach Umftänden wohl auch ſchon nach den früheren Ge— 
ſetzen als Urheberſchaft (Mitfchuld) oder Verfuch eben diejer frafbaren 
Handlungen anzufeben und zu ahnden war, ihr Dafein zunächſt der Ent: 
feffelung der Preffe von der Genfur zu danken; *) während die zweite, nemlich 
die unter lit. e diefes Paragraphes enthaltene, Anordnung eigentlih nur ein 
aus den gefeßlichen Strafbeftimmungen über Theilnahme an geheimen Gefell- 


schaften, welche in unferer Gefeßgebung bieber im Allgemeinen nur als Ueber— 


tretung oder Vergeben behandelt wurde, **) ausgeſchiedenes, und unter die 
Verbrechen herübergenommened Segment ift. — 

Uebrigens finden die pofitiven Beftimmungen des vorftchenden Para— 
graphes ihre Erklärung zum Theile ſchon in mehreren vorausgegangenen Er- 
örterungen über die Verbrechen des Hochverrathes und der Majeſtäts-Beleidi— 
gung; — die außerdem noch nöthig erſcheinenden Erläuterungen deijelben 
mögen bier nach der vom Gefeße felbft angedeuteten dreifachen Abtheilung 
(a — b — ec) angeführt werden. — 


) Wahrend des Beftandes der Genfur war der Fall kaum denfbar, dar 
im Inlande eine Schrift des bier in Frage ftehenden fträflichen Inbalte gedruckt 
werden fonnte; wäre der Fall dennoch eingetreten, jo fchien 8 dem damaligen 
Geſehe (5. 63 des I. Ih. des St. G. B. vom 3. September 1803) genüuend, 
ganz allgemein auf die einfchlänigen Beltimmungen des ©t. ©. B. über 
Verbrechen hinzumeifen. — Erft mit dem Aufbören der Genfur und dem Gin: 
tritte fogenannter Preß-(Repreſſiv-) Geſetze hatte cd (wie die oben auf Seite 782 
vorfommenden Gitate beweifen) auch unſere vwaterländifche Geſetzgebung für 
notbivendig erkannt, die öffentlich, und zumal durch Drudjcriften, geſchebenden 
Aufforderungen ähnlichen gefährlichen Inbalts, die ſich nicht obnebin ſchon unter 
eine der Strafbeftimmungen des beftchenden allgemeinen Strafgefeßes jubjumiren 
laffen, als befondere ftrafbare Handlungen zu erflären, wofür fowohl der vor: 
ftebende $.65 unferes gegenwärtigen Strafgeſetzes, aber auch die $$. 300, 303, 
304, 305, 308, 310 u. m. a. ala Belege dienen. — 

) Aus der Vergleihung der in der lit. e des gegenwärtigen $. 65 vor- 
fommenden Anordnung mit den 88. 38— 49 des I. Tb. des St. G. B. vom 
3. September 1803, fo wie mit den 88. 6 und 18 dee prov. Aſſociations-Geſetzes 
vom 17. März 1849, Nr. 171 des R. ©. Bl., ferner mit $. 3 dee definitiven Vereine» 
Geſetzes vom 26. November 1852, Nr. 253 des R. G. Bl., und mit den $$.285— 295 
des gegenwärtigen Strafgefepes ergibt ſich nemlich, daß jedes Demüben, eine der 
im 8. 65 lit. c bezeichneten Berbindungen zu jtiften, oder Andere zur Iheilnabme 
an ſolchen zu verleiten, fo wie die Selbit: Antheilnabme daran, abgejeben eben 
von dem $. 65 lit. c, nad) den übrigen (ſowohl früheren ald dermaligen) Borfchriften 
unferer Strafgefoge zwar ftrafbar fein, aber auch nach dem dermaligen Ge- 
feße nur ein Vergeben bilden würde. — 
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